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Vorrede. 


Endlich bin ich ſo glücklich, einen Band preußiſcher 
Geſchichte meinen lieben Landsleuten als Fortſetzung des 
wohlbekannten Werkes von Stenzel darbieten zu können. 

Stenzel iſt der erſte namhafte Hiſtoriker geweſen, 
den ich von Angeſicht zu Angeſicht kennen lernte; gerade 
vor vierzig Jahren las ich wieder und wieder ſeine frän— 
kiſchen Kaiſer, deren zweiter Teil mich in die Geheim— 

niſſe der Forſchung einführte. In den hiſtoriſchen Übungen, 
welche Stenzel leitete, ſowie an den Abenden, wo wir 
Studenten mit dem Profeſſor gleichſam ein hiſtoriſches 
Tabakskollegium bildeten, kam das Geſpräch immer auch 
entweder auf die fränkiſchen Kaiſer oder auf die preu— 
ßiſche Geſchichte, von welcher 1841 der dritte Band er— 
ſchienen war. Damals konnte der Verfaſſer nicht ahnen, 
wie weit er letzteres Werk führen und wer etwa die 
Fortſetzung übernehmen würde. Er hat alsdann noch 
einen Teil veröffentlicht, und ein fünfter ward 1854 
unvollendet nach ſeinem nicht erwarteten Tode heraus⸗ 
gegeben. 

Zwanzig Jahre ſind hierauf verfloſſen, ohne daß die 
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Verlagsbuchhandlung eine Fortſetzung erlangte. Jedoch 


dieſe Zeit iſt dem Werke, wenn ich nicht irre, ſehr zu- 
ſtatten gekommen; denn erſtens haben ſich die Räume | 
des Wiener und Berliner Archivs den Forſchern ſeitdem 

geöffnet, und einen zweiten großen Vorteil gewährt dem | 
gegenwärtigen Bearbeiter der neueren preußiſchen Ge⸗ 
ſchichte nach meinem Dafürhalten die politiſche Entwicke⸗ 
lung in Deutſchland. Als Stenzel aus dem Leben ſchied, 
erſcholl noch immer das Feldgeſchrei: „Hie Oſterreich! ; 
Hie Preußen!“ Seitdem aber dieſe beiden Staaten in 
dauerhafter Weiſe ſich auseinandergeſetzt haben, urteilen 
wir nicht mehr als Mitglieder einer Partei, ſondern nach 
dem großartigen Gange, welchen die Weltgeſchichte ge- 
nommen, alſo ruhiger und ſicherer, über die Beſtrebungen 
des vorigen Jahrhunderts, in welchem zuerſt eben jener 


Gegenſatz grell in die Erſcheinung trat. 

Das Jahr 1866 hatte mich angetrieben, einen Ab⸗ 
ſchnitt aus der preußiſchen Geſchichte zu bearbeiten, und 
ich wählte wegen der neuen und vortrefflichen Hilfsmittel, 
die noch unbenutzt lagen, den bayeriſchen Erbfolgekrieg. 
Ich geſtehe, daß in mir alsdann der Wunſch aufſtieg, 
das Werk Stenzels weiterzuführen, und zwanzig Jahre 
nach dem Erſcheinen ſeines letzten Bandes übernahm ich 
wirklich die Fortſetzung. Die Aufgabe, die mir nun 
zufiel, war die nämliche, die ein früherer Schuldirektor 
der Stadt Breslau, der berühmte Manſo, ſchon einmal 
gelöſt hatte. Sein Werk iſt mit Recht geachtet, doch 
will ich nicht verſchweigen, daß wenigſtens das erſte Buch 
ſehr dürftig ausgefallen iſt; dreiundzwanzig Jahre der 
Regierung Friedrichs des Großen füllen 126 Seiten. 
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Als ich dieſen Gegenſtand zu ſtudieren begann, waren 
zwei neue Arbeiten darüber veröffentlicht worden, nämlich 
eine von Max Duncker aus den Akten des Berliner 
Geheimen Staatsarchivs geſchöpfte Abhandlung „über die 
Beſitzergreifung Weſtpreußens“, die, ſpäter in erweiterter 
Geſtalt wieder abgedruckt, 149 Seiten umfaßt, und ferner 
von Adolf Beer zwei Bände „über die erſte Teilung Po- 
lens“. Letzteres Werk iſt zwar auch von einem ſehr reichen 
und guten Material, aber ohne Sorgfalt aufgebaut. Ich 
hätte mich alſo darauf beſchränken müſſen, Dunckers 
Arbeit abzuſchreiben, um nicht ein Gemiſch von Wahrem, 
Halbwahrem und Falſchem zu bringen. Statt deſſen 
bin ich an die Quellen ſelbſt herangegangen und habe 
daraus meine Darſtellung geſchöpft. Ich ſtudierte zu— 
nächſt die Auszüge, welche ſich Häuſſer im Geheimen 
Staatsarchiv in Berlin gemacht, und ſetzte dann die Ar⸗ 
beit dieſes Gelehrten für die Jahre 17671777 fort; 
ich nahm die Berichte der Geſandten aus Petersburg, 
Warſchau, Wien, Konſtantinopel und Paris durch, ferner 
die geheimen Kabinettsakten und ebenſo die ,, geheime Korre— 
ſpondenz König Friedrichs II. mit Finckenſtein über die 
Verhandlungen mit Rußland betreffend die Teilung Po⸗ 
lens“ (R. XI, Nr. 175). Der Königlichen Archiv⸗ 
verwaltung bin ich für die große Unterſtützung, welche 
meine Studien bei ihr gefunden, zu lebhaftem Danke 
verpflichtet. 

Wenn ich Beer unzuverläſſig nenne, ſo muß ich doch 
den Fleiß anerkennen, mit welchem er vorzügliche Mate⸗ 
rialien zuſammengetragen. Es verſteht ſich, daß ich von 
denjenigen, die er dann hat abdrucken laſſen, reichlich Ge— 
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brauch gemacht. Einige Ergänzungen aus dem Wiener 
Archiv hat ſpäter noch Arneth im 8. Bande ſeiner Ge- 
ſchichte Maria Thereſias gebracht. Von Wert waren 
mir außerdem die Depeſchen der engliſchen Geſandten 
aus Petersburg, von denen zwar Fr. v. Raumer in 
deutſcher Überſetzung Auszüge veröffentlicht hat, die aber 
in ihrer Vollſtändigkeit noch manches Neue bieten, ferner 
der Briefwechſel zwiſchen Friedrich dem Großen und Ka⸗ 
tharina II., und die von Herrmann herausgegebenen De— 
peſchen des Grafen Solms aus den Jahren 1763 —67, 
lauter Quellen, die in dem Magazin der kaiſerlich ruf- 
ſiſchen hiſtoriſchen Geſellſchaft in Petersburg (Sbornik 
russkago istoriveskago obSéestva) abgedruckt ſind. Wenn 
man nun ſo viele eingehende Studien gemacht hat, dann 
entſchließt man ſich ungern, die Fülle von wiſſenswerten 
Nachrichten der Welt vorzuenthalten. Jedoch ich hoffe, 
man wird mir meine Ausführlichkeit verzeihen, wenn 
man findet, daß ich die Geſchichte der erſten Teilung 
Polens noch mehr, als es bisher geſchehen iſt, auf— 
gehellt habe. 

Wenigſtens bin ich zu anderen Ergebniſſen gekommen. 
Der Plan der Teilung ſtammt unleugbar von Friedrich 
her. Ich habe den Urſprung dieſer Idee um drei Mo— 
nate früher anſetzen müſſen, als man bisher geglaubt, 
und ich behaupte, daß Rußland den Vorſchlag keineswegs 
abgelehnt hat; es wollte vielmehr darauf eingehen, aber 
die Bedingungen, die es ſtellte, ſcheuchten Friedrich zurück, 
ſo daß er ſeinen Gedanken fallen ließ. Erſt anderthalb 
Jahre ſpäter nahm die Kaiſerin von Rußland letzteren 
wieder auf. Als ihr Oſterreich in ihrem glücklichen 
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Kriege gegen die Türken in den Arm zu fallen drohte, 
da mußte ſie, wenn fie die Frucht ihrer Siege nicht ver⸗ 
lieren wollte, den Wiener Hof entweder gewinnen oder 
durch Preußen in Schach halten. Lange ſchien es, als 
würde das zweite nötig ſein, bis die Furcht vor einem 
Kriege nicht nur mit Rußland, ſondern auch mit Preußen 
Oſterreich bewog, an der Zergliederung Polens teilzu⸗ 
nehmen. Das iſt das Ergebnis meiner Forſchungen, und 
ſo begreift man, wenn ich nicht ſehr irre, den Schritt 
Katharinas. Merkwürdig, daß Ranke, welcher ſo man⸗ 
chen kleinlichen Beweggrund aus der Geſchichte geſtrichen 
hat, bei dieſer Gelegenheit anders verfährt. „Es iſt ſehr 
wahr“, ſchreibt er, „daß die Wendung der Dinge, welche 
ein Weltgeſchick einſchließt, in der Konverſation eines Sa— 
lons wie ein halber Scherz angebahnt worden iſt.“ Zu 
meinem Leidweſen hab' ich gefunden, daß die erſte Tei— 
lung Polens eine gefährliche Stelle für den großen Hi— 
ſtoriker geworden iſt, indem ſeine Unparteilichkeit hier 
ausglitt. 

Die Archive von Wien und Berlin werden ſchwerlich 
noch wichtige neue Aufſchlüſſe bringen; dagegen dürfen 
wir uns aus dem ruſſiſchen Archive dergleichen verſprechen, 
und beſonders müſſen wir wünſchen, über die Beweg— 
gründe, von denen die Politik Katharinas vom Oktober 
1770 bis zum Januar des folgenden Jahres geleitet 
ward, urkundliche Nachrichten zu erhalten. Ich lebe der 
Zuverſicht, daß dieſelben meine Darſtellung beſtätigen und 
natürlich auch ergänzen werden. 

Ich habe meiner urſprünglichen Abſicht gemäß die 
preußiſche Geſchichte bis 1780 ausgearbeitet, aber dann, 
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um den Band nicht zu ſtark zu machen, das dritte Buch 
zurückgelegt und dafür lieber ein Kapitel über die neue 
Organiſation Weſtpreußens hinzugefügt; die Studien, die 
ich darüber anſtellte, haben dann noch zu einigen Zu— 
ſätzen Anlaß gegeben. Indem aber auf dieſe Weiſe von 
dem nächſten Bande ſchon ein gut Teil vollendet iſt, wird 
derſelbe deſto eher ans Licht treten können, und wenn 
mir die feſte Geſundheit bleibt, deren ich mich bisher er- 
freut habe, ſo darf ich hoffen, nicht allein dieſes Werk 
bis 1815 zu führen, ſondern vielleicht auch noch meinen 
früheren Arbeiten einen gewiſſen Abſchluß zu geben. 


Breslau, den 28. September 1881. 


E. Reimann. 
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Erſtes Kapitel. 
Der Friede zu Hubertsburg. 


Im Jahre 1740 traten in Deutſchland zwei überaus wich⸗ 
tige Todesfälle ein; binnen noch nicht fünf Monaten ſtarben 
der König in Preußen und der Kaiſer. Karl VI. war der letzte 
männliche Sproſſe jenes berühmten Hauſes, das drei Jahr- 
hunderte lang ununterbrochen die Herrſchaft über das Deutſche 
Reich innegehabt und im Laufe dieſer langen Zeit ein Gebiet 
von außerordentlichem Umfange zuſammengebracht hatte. Von 
Wien aus wurden Oſterreich, Steiermark, Kärnten, Krain, 
Tirol, Böhmen, Mähren, Schleſien, Beſitzungen in Schwaben, 
dann Ungarn mit Siebenbürgen und Kroatien, ferner die Lom⸗ 
bardei und endlich die ſüdlichen Niederlande regiert, ein Völker⸗ 
gemiſch, wie es kaum bunter gedacht werden kann. Für die 
Herrſcher eines ſolchen Reiches war es unmöglich, rechte deutſche 
Kaiſer zu ſein und eine deutſche Politik zu befolgen; ihnen 
kam es vielmehr nur darauf an, von den Ständen, die in 
Regensburg vertreten waren, ſo viel Nutzen für ihre öſter⸗ 
reichiſche Politik zu ziehen als möglich. Eben deshalb mußten 
ſie ſuchen, die Leitung dieſer Verſammlung feſt in ihrer Hand 
zu behalten. Im allgemeinen war ihnen das bisher auch ge- 
lungen, und es würde dem Wiener Hofe wahrſcheinlich noch 
weiter geglückt ſein, wenn ſich nicht im Lauf eines Jahrhun⸗ 
derts in Norddeutſchland ein Staat gebildet hätte, ſo gefähr⸗ 

1* 
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lich, aber bei weitem feſter gefugt, als die Ländermaſſe Hein⸗ 
richs des Löwen. 

Preußen war kaum eine Macht zweiten Ranges, als Fried⸗ 
rich der Große den Thron beſtieg; allein dieſer Herrſcher 
wollte ſich nicht mehr niederhalten laſſen, wie ſein Vater, ſon⸗ 
dern er hatte den Ehrgeiz, eine höhere Stufe zu erklimmen. 
Indem er nach dem Tode Karls VI. auf Teile von Schleſien 
Anſpruch machte, bot er der Tochter desſelben ſein nützliches 
Bündnis gegen eine Abtretung von Land und Leuten an; aber 
dies ward abgelehnt, und die Waffen mußten entſcheiden. Wie 


erſtaunte die Welt, als ein König von verhältnismäßig geringen 


Mitteln die Kühnheit hatte, eine ſelbſtändige Politik zu ver⸗ 
folgen und gegen die Erbin der habsburgiſchen Beſitzungen 


ins Feld zu ziehen! Jedoch er unternahm das Wagnis und 


beſtand es. 
„Fünfmal donnerte Friedrich Wodan, 
Und ſein war Sileſia, ſeiner Krone 
Köſtliches Geſtein.“ 


Aber Maria Thereſia wollte dieſe Provinz, deren Verluſt 
ihre Macht bedeutend gemindert und die ihres gewaltigen 


Feindes zu ſehr vermehrt hatte, nicht aufgeben ). Im Bunde 
mit Rußland und Frankreich durfte ſie ſich auch zu den kühn⸗ 


ſten Erwartungen emporſchwingen und hoffen, dieſes Preußen, 
welches ihr ſo gefährlich geworden war, für alle Zeiten un⸗ 


ſchädlich zu machen. Die Intereſſen ihres Hauſes, der recht⸗ 
gläubigen Religion und des Reiches ſchienen ihr das zu ver⸗ 


langen. Es iſt, als ob ſie geahnt hätte, daß die Erhebung 


Preußens den deutſchen Proteſtantismus unüberwindlich machen 


und ſowohl die deutſche Verfaſſung zertrümmern als auch die 


Herrſchaft der Habsburger über das Reich vernichten würde. 
Maria Thereſia wollte vor allem Schleſien und die Graf⸗ 

ſchaft Glatz wieder in Beſitz nehmen; aber das ſollte nur 

einen kleinen Teil der preußiſchen Zergliederung ausmachen. 
1) Das Folgende iſt bereits in der Schleſiſchen Zeitung (4., 7. und 


8. Dezember 1875) abgedruckt geweſen unter dem Titel: „Das Ende 
des Siebenjährigen Krieges.“ 
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In dem Vertrage, welchen ſie mit der Kaiſerin Eliſabeth 
von Rußland am 2. Februar 1757 ſchloß, wurde geſagt: 
„Da die Ruhe von Europa nicht ſichergeſtellt werden kann, 
ohne daß man dem Könige von Preußen die Mittel ſie zu 
ſtören nimmt, ſo werden die Kaiſerinnen alles aufbieten, um 
der Menſchheit dieſen Dienſt zu erweiſen, und ſich hierzu mit 
allen Mächten verbinden, bei denen ſie die nämlichen Geſin⸗ 
nungen vorausſetzen dürfen.“ 

Natürlich wollte man die Höfe, die ſich anſchließen würden, 
nicht unbelohnt laſſen. In dem Vertrage vom 1. Mai 1757, 
welchen der franzöſiſche König Ludwig XV. mit Maria Thereſia 
einging, wurde beſtimmt, daß der Krieg ſo lange dauern ſollte, 
bis Friedrich II. zum allermindeſten Schleſien, Magdeburg, 
Halberſtadt, Kroſſen, das frühere ſchwediſche Pommern, den 
Erwerb aus der jilichfchen Erbſchaft und das Oberquartier 
von Geldern abgetreten hätte; demnach blieben übrig: Oſt⸗ 
preußen, auf welches aber Rußland ſpäter ernſtlichen Anſpruch 
erhob i), Hinterpommern, Brandenburg, Oſtfriesland und 
Minden. Den Löwenanteil hatte die Kaiſerin⸗Königin für ſich 
ſelbſt in Ausſicht genommen; ſie dachte nicht allein an Schle⸗ 
ſien und Glatz, ſondern ſie wollte dieſe beiden Länder, an 
deren Zurückeroberung ſie nicht zweifelte, durch Kroſſen und 
einen Teil der Lauſitz, welche damals gänzlich zu Sachſen ge⸗ 
hörte, noch etwas abrunden und dafür den Dresdener Hof, 
welchem von vornherein Magdeburg zugedacht war, durch das 
ehemalige Stift Halberſtadt entſchädigen. Es war, als ob 
Maria Thereſia von der Beſorgnis gequält würde, dem Kö⸗ 
nige von Preußen zu viel übrig zu laſſen. 

Dem Wiener Hofe muß man zugeſtehen, daß er ſein Ziel 
mit der größten Standhaftigkeit verfolgte; bei den Franzoſen 
dagegen regten ſich ſehr bald die Friedensgedanken. Schon 


1) Als Stenzel ſeinen V. Band ſchrieb, kannte man den Vertrag 
vom 2. Februar 1757 noch nicht. Schäfer hat denſelben veröffentlicht, 
und wir erſehen daraus, daß Rußland damals Oſtpreußen nicht begehrte, 
wie Stenzel begreiflicherweiſe vermutete; das geſchah erſt den 12. Dezem⸗ 
ber 1759 (Schäfer, Geſchichte des Siebenjährigen Krieges II, 1. S. 495). 
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im Jahre 1758 wurde Bernis von ihnen geplagt; aber König 
Ludwig mochte damals hiervon nichts wiſſen, und die Leitung 
der franzöſiſchen Politik ging in andere Hände über. Jedoch 
der Nachfolger, der Herzog von Choiſeul, verzweifelte gleichfalls 
daran, daß der Wiener Hof jemals die Oberhand über den 
Berliner gewinnen würde; er wünſchte wohl, daß Friedrich 
der Große ſich zur Abtretung von Glatz bequemen möchte, 
weigerte ſich aber, in den Vertrag, welchen Frankreich mit 
dem Wiener Hof im Dezember 1758 abſchloß, die Verpflich⸗ 
tung wiederum aufzunehmen, daß der Krieg ſo lange fortgeführt 
werden ſollte, bis nicht allein jene Grafſchaft, ſondern auch 
Schleſien erobert wäre. 

In den folgenden Jahren änderte ſich wenigſtens für Frank⸗ 
reich die Lage nicht, und im September 1760 ſetzte der Herzog 
von Choiſeul dem Wiener Hofe die unabweisliche Notwendig⸗ 
keit, Frieden zu ſchließen, in einer Denkſchrift auseinander. 
Maria Thereſia vernahm dieſe Nachricht mit Beſtürzung; denn 
gerade damals meinte ſie — und keineswegs mit Unrecht — 
dem Ziel ihrer heißeſten Wünſche nahe zu ſein. Die Schlacht 
von Torgau erſchütterte dann gewaltig ihre Zuverſicht, und 
dieſe Niederlage, ſowie die furchtbare Zerrüttung der öſter⸗ 
reichiſchen Finanzen bewirkten, daß man in Wien die Friedens⸗ 
frage von jetzt an williger ins Auge faßte. Man wußte, daß 
der preußiſche König von keiner Abtretung etwas hören wollte; 
man fürchtete, daß es ſchwer ſein würde, auch nur das im 
Juli 1760 eroberte Glatz im Beſitze zu behalten. An den 
Gewinn von ganz Schleſien wagte man alſo nicht mehr zu 
denken, ſondern man war bereit, ſich mit Oberſchleſien, ja 
ſogar mit dem Schlüſſel Böhmens, wie man jene Grafſchaft 
bezeichnete, zu begnügen. 

Während man hier von der urſprünglichen Abſicht den 
größten Teil aufgab: brachte man dagegen eine ganz neue 
Forderung vor. Man wollte nämlich ſchon jetzt verhüten, daß 
Ansbach und Baireuth, die ſogen. fränkiſchen Markgrafſchaften, 
jemals an Preußen fallen dürften. Man wußte, daß ein „vor 
10 bis 12 Jahren“ abgeſchloſſener Vertrag ihre Vereinigung 
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mit Preußen nach dem Erlöſchen der jüngeren Linie der Hohen⸗ 
zollern beſtimmte. Die ſchädlichen Folgen davon lagen nach 
der Meinung des Staatskanzlers auf der Hand. Er ſah die 
Verbindung der Beſitzungen des Hauſes Habsburg wenigſtens 
teilweiſe dadurch unterbrochen. Ihn quälte weiter die Vor⸗ 
ſtellung, daß der König von Preußen ſeine Kriegsmacht als⸗ 
dann um mehr als 30000 Mann vergrößern, ſich in das 
Herz von Deutſchland ausbreiten und als Burggraf von 
Nürnberg nicht nur dieſe Stadt, ſondern auch den ganzen 
fränkiſchen Kreis in die höchſte Gefahr bringen würde. Arg⸗ 
wohn führt nun einmal zur Übertreibung. Der Staatskanzler 
ſah hieraus ein noch größeres Übel hervorgehen, als aus dem 
Verluſte Schleſiens, und er faßte deshalb den Entſchluß, im 
Einverſtändnis mit den übrigen deutſchen Höfen und mit Frank⸗ 
reich, die es alle gleichmäßig anginge, bei den künftigen Friedens⸗ 
unterhandlungen Vorſorge zu treffen, daß Ansbach und Bai⸗ 
reuth niemals mit Brandenburg vereinigt werden dürften +). 

Wenn man ſich Niederſchleſien gänzlich aus dem Sinne 
ſchlug, jo genoß man den Vorteil, daß man ſich um die Ab⸗ 
rundung durch Kroſſen und einen Teil der Lauſitz nicht weiter 
zu bemühen brauchte. Die Falkenaugen des Staatskanzlers 
hatten aber ſchon einen anderen Winkel des Reiches erſpäht, 
wo eine Abrundung möglich und nützlich ſein würde. Die 
kurfürſtlich bayeriſche Linie drohte zu erlöſchen; da wünſchte 
denn Kaunitz, wenigſtens den Strich bis an den Inn zu gee 
winnen 2), und er ließ bereits archivaliſche Studien für den 
Fall machen, daß er auf dem Friedenskongreß, den er im 
Auge hatte, mit ſeiner Abſicht hervortreten könnte. 

Die Unterhandlungen zwiſchen Wien und Verſailles dauer⸗ 
ten ſehr lange; denn die Anſchauungen der beiden Höfe waren 


1) Arneth, Geſchichte Maria Thereſias V, 212. 

2) Schäfer bringt hier ſehr viel Neues, und ich folge ihm, zum 
Teil mit ſelbſtändiger Benutzung des von ihm gegebenen Materials. 
Wenn aber der Verfaſſer (II, 2. S. 190) vom Innviertel ſpricht, ſo 
führt er irre, da wir darunter den Landſtrich verſtehen, welchen Oſter⸗ 
reich 1779 von Bayern erhalten hat, und der hier nicht gemeint iſt. 


8 I. Buch. 1. Kapitel. 


äußerſt verſchieden. Sagte doch der Herzog von Choiſeul im 
Mai 1761 dem Grafen Stahremberg: „Die Oſterreicher 
müßten froh ſein, wenn Friedrich jeden der kriegführenden 
Teile das Seinige wie vor dem Ausbruche des Krieges be⸗ 
halten ließe und nicht ſelbſt auf einer Entſchädigung für ſich 
beſtände!“ 

Der Feldzug des Jahres 1761 rechtfertigte keineswegs die 
Anſicht des Herzogs von Choiſeul; aber der Wiener Hof 
wagte doch auch nicht, zu großen Hoffnungen ſich zu erheben. 
Auf Befragen des Grafen Stahremberg antwortete Kaunitz 
am letzten Oktober: es wäre nach dem wahren Intereſſe ſeines 
Hofes ohne Zweifel ſehr zu wünſchen, daß, wenn nicht ein 
glücklicher, ſo doch ein erträglicher Friede bald zuſtande ge⸗ 
bracht werden könnte; denn die inneren Kräfte wollten nicht 
mehr zureichen, die ungeheuer großen Kriegserforderniſſe länger 
zu beſtreiten, die bisherigen Militäroperationen entſprächen den 
gehegten Erwartungen nicht; bei dem ruſſiſchen Heere fänden 
ſich Gebrechen, deren Verbeſſerung wenig oder gar nicht zu 
hoffen ſtände, und auf die fortwährende Friedfertigkeit der 
Türken wäre nicht gänzlich zu rechnen. Mehr aber noch als 
alles dieſes fiel die Kränklichkeit der ruſſiſchen Kaiſerin ins 
Gewicht. „Ihr Tod während des Krieges könnte“, ſchrieb 
Kaunitz, „außerordentliche Veränderungen nach ſich ziehen.“ 
Wenn ſich daher ein zureichendes Mittel zur Beförderung 
eines anſtändigen Friedens fände, ſo wollte der Staatskanzler 
ſolches mit Freuden ergreifen und einem Ausgleich kein un⸗ 
billiges Hindernis in den Weg legen; nur ſollte dieſes Ver⸗ 
langen vor Freunden und Feinden ſo viel als irgend möglich 
verborgen bleiben. Kaunitz traute den Bundesgenoſſen zu, 
daß ſie ſich die Gelegenheit zunutze machten, die Gehäſſigkeit 
auf den Wiener Hof ſchöben und die Vorteile ſich allein zu⸗ 
eigneten. 

Ein anderer Grund beſtimmte den Staatskanzler noch mehr. 
Der Kaiſer hatte, nachdem er das Reich zur Teilnahme am 
Kriege gegen Preußen bewogen, den Ständen die feſte Ver⸗ 
ſicherung gegeben, er werde nicht eher von der Handlung 
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ſeines kaiſerlichen Amtes nachlaſſen, als bis auch dem ge⸗ 
ſamten Reich und allen Kreiſen desſelben der zu machende 
Aufwand erſtattet wäre. Für den ſächſiſchen Hof war ſchon 
1757 in den Verträgen, welche Maria Thereſia mit Rußland 
und Frankreich geſchloſſen hatte, das Herzogtum Magdeburg 
als Entſchädigung beſtimmt worden. In Wien gab man ſich 
aber inbezug auf Eroberungen zu der Zeit keiner Täuſchung 
mehr hin, und ſo ſchrieb denn Kaunitz in dem angeführten 
Brief an Stahremberg weiter: „Da das Vertrauen anderer 
Höfe ſo weſentlich in Staatsgeſchäften zu ſchätzen iſt, wie der 
Kredit bei einem Banquier, ſo würden die ſchädlichen Folgen 
nicht zu überſehen ſein, wenn alle die Stände des Reiches und 
Höfe, die ſich mit einer Entſchädigung ſchmeicheln, den Verluſt 
ihrer Hoffnung der Zaghaftigkeit oder Entkräftung des hieſigen 
Hofes beizumeſſen hätten.“ Ebendaher war es auch gekommen, 
daß Oſterreich bisher in den bedenklichſten Umſtänden den fran⸗ 
zöſiſchen Abſprung und einſeitigen Frieden für weniger ſchädlich 
angeſehen, als wenn es ſelbſt einen Schritt in dieſer Richtung 
hätte thun ſollen. Endlich war auch die Rückſicht auf Fried⸗ 
rich II. von Einfluß auf den Staatskanzler. Er ſchrieb dar⸗ 
über an Stahremberg: „Die Geſinnung des Königs in 
Preußen iſt weltbekannt, und wenn er wahrnehmen ſollte, 
daß dem hieſigen Hofe der Mut und die Kräfte zur Fort- 
ſetzung des Krieges ausgegangen wären, ſo würde er nicht 
nur zu gar keiner Entſchädigung ſich verſtehen, ſondern ſolche 
Friedensbedingungen auf die Bahn bringen, die der Religion 
und der ganzen Reichsverfaſſung zum größten Nachteile ge⸗ 
reichen müßten.“ 

Während Sſterreich, großen Hoffnungen entſagend, im 
Herzen den Frieden erſehnte, war Preußen desſelben noch weit 
mehr bedürftig, und die Rückſicht auf dieſe traurige Lage hatte 
Pitt bewogen, zu einer kleinen Nachgiebigkeit zu raten, als er 
im Juni 1761 ſich erkundigte, wie Friedrich über die Anſprüche 
des Wiener und des ſächſiſchen Hofes dächte. Den Entſchluß, 
in keinem Falle ſich zu einer Landabtretung zu verſtehen, konnte 
der große britiſche Miniſter doch nicht ganz billigen, und er 
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meinte: man werde ſchwerlich den Frieden erlangen können, 
ohne wenigſtens an Sachſen eine Entſchädigung zu gewähren 
und dem Wiener Hof einige kleine Vorteile zu bewilligen, 
wenn auch nur auf Koſten des Reiches oder vermittelſt eines 
anderen Abkommens. Friedrich wies aber wirklich jede Er⸗ 
niedrigung, wie er ſich ausdrückte, mit Beſtimmtheit von ſich; 
er habe den Krieg bisher mit Ehren geführt und wolle ihn 
nicht mit Schande beſchließen. 

Die Geſinnung, welche ſich hier offenbart, iſt höchſt ehren⸗ 
wert, und, wie der Eindruck lehrt, den ſie auf den Wiener 
Hof machte, war es zugleich ſehr klug, ſie überallhin kundzu⸗ 
geben; aber auf die Spitze getrieben, müßte ſie getadelt wer⸗ 
den. Oder wäre es nicht beſſer geweſen, ſogar noch mehr zu 
thun, als Pitt in mögliche Ausſicht nahm, und die Grafſchaft 
Glatz abzutreten, als daß etwa der König ſtarrköpfig den Tod 
geſucht, und ſein Bruder Heinrich als Vormund die Zügel der 
Regierung ergriffen hätte? 

Die Zeiten wurden aber für Friedrich den Großen noch 
ſchlechter. Am 5. Oktober 1761 ſchied Pitt aus dem Mini⸗ 
ſterium, weil ſich dasſelbe weigerte, den Krieg, dem es dann 
doch nicht entging, an Spanien zu erklären, und Bute, der 
Günſtling Georgs III., wollte nun den Frieden, über welchen 
ſich der Herzog von Choiſeul und Pitt nicht hatten vergleichen 
können, durchaus zuſtande bringen. Er ſchrieb deshalb an 
Mitchell, den engliſchen Geſandten bei dem großen König: 
„Es ſei wohl Zeit, ernſtlich an den Frieden zu denken, das 
britiſche Miniſterium könne den Krieg nicht Sr. preußiſchen 
Majeſtät zu Gefallen verewigen.“ Und als die Teilnahme 
Spaniens am Kampfe gegen England ſich entſchieden hatte, 
da ging er noch weiter und wendete ſich auch an die übrigen 
feindlichen Hauptmächte. Dem öſterreichiſchen Staatskanzler 
ließ er durch Mittelsperſonen ſagen: „Man werde nichts da⸗ 
wider haben, wenn der König von Preußen, der ſich ſchwerlich 
erholen oder ſein Heer zeitig genug verjüngen könne, ganz 
Schleſien wiederum an Oſterreich abtrete.“ Ahnliches wurde 
nach St. Petersburg gemeldet: „Es ſei nach der Anſicht des 
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engliſchen Kabinetts unmöglich, daß der König von Preußen 
ohne beträchtliche Gebietsabtretungen den Frieden erlange.“ 
Bute wollte ferner durchaus nicht daran glauben, daß Ruß⸗ 
land ſeine natürlichen Bundesgenoſſen jemals dem Könige von 
Preußen und dem Wohle des letzteren das des Wiener Hofes 
nachſetzen könnte. Deshalb ſprach er den Wunſch aus: „Es 
möchten keineswegs die ruſſiſchen Truppen zurückgezogen werden; 
denn wenn ſie mit den öſterreichiſchen nicht zuſammen wirkten, 
ſo würde der König von Preußen imſtande ſein, den Krieg 
noch lange fortzuſetzen.“ 

In welchen Abgrund von Verrat blicken wir! Höchſt ruhm⸗ 
voll klang Englands Name damals durch die Welt. Es ver⸗ 
dankte ſeine glänzenden Erfolge der eigenen Tüchtigkeit; aber 
der Krieg, welcher die deutſchen Fluren verwüſtete, war hier⸗ 
bei doch ſehr von Nutzen geweſen. Und nun will Bute den 
Plan der Zergliederung Preußens, an welche die Feinde kaum 
noch denken, er, der Miniſter der engverbündeten Macht, wieder 
anregen? Trieb ihn ſeines Königs welfiſch⸗hannöveriſche Cifer- 
ſucht? Und dabei wagte der treuloſe Staatsmann noch hinzu⸗ 
zufügen: er ſuche den König vor gänzlichem Verderben zu 
retten! Wahrhaftig, anders als mit Abſcheu kann ein guter 
Preuße den Namen jenes Erzverräters nicht ausſprechen! 

Wenn die Kaiſerin Eliſabeth noch auf dem Zarenthrone 
geſeſſen, ſo würden König Georg und ſein Günſtling vielleicht 
ihren Zweck erreicht haben; aber dieſe verrufene Frau lebte 
glücklicherweiſe nicht mehr. Ihr Tod, der am 5. Januar 
1762 erfolgt war, bildet das einzige Verdienſt, welches ſie 
in der Weltgeſchichte ſich erworben: ſie ſtarb, bevor es für 
Preußen zu ſpät war. Kaunitz hatte die Folgen eines ſolchen 
Ereigniſſes ganz richtig vorausgeſehen. Wie verzweifelt klingen 
die Worte, die Friedrich am 18. Januar an d'Argens ſchrieb, 
und wie glückſelig war er, als er am Schluſſe des Monats 
die erſten Eröffnungen von Peter III. empfing und ſich nun 
den Rücken frei wußte! ) Man kann wohl ſagen, daß er 


1) Oeuvres de Frédéric le Grand XIX, 282. 283; XXVI, 237. 
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durch dieſe Thronbeſteigung noch mehr gewann, als er durch 
Pitts bedauernswerten Abgang verloren hatte; denn es traten 
wirklich die größten Veränderungen jetzt ein. Am 23. Februar 
erklärte der Kanzler Woronzow den kriegführenden Mächten: 
„Rußland wolle das, was es erobert, wieder herausgeben in 
der Hoffnung, daß ſämtliche verbündete Höfe die Rückkehr des 
Friedens und der Ruhe den Vorteilen vorziehen würden, die 
ſie von dem Kriege ſich verſprechen könnten.“ Die That folgte 
den Worten; am 5. Mai wurde der wichtige Vertrag unter⸗ 
zeichnet, und zwei Wochen ſpäter brachte denſelben der Haupt⸗ 
mann v. Schwerin, ein Neffe des Feldmarſchalls, nach Breslau. 
Heiße Dankgebete ſtiegen hierauf aus unzähligen aufatmenden 
Menſchenherzen zu Gottes Barmherzigkeit empor, und auch 
der König von Preußen ſchrieb: „Noch ſteht uns der Himmel 
bei und führt alles zu einem guten Ende.“ 

Der Friedensvertrag, welcher ſchon nach 17 Tagen einen 
zweiten mit Schweden zur Folge hatte, enthielt überdies in 
einem beſonderen Artikel die Ankündigung, daß die beiden 
Herrſcher, um ſich gegenſeitig ihre Gebiete zu ſichern und ihre 
Intereſſen zu fördern, noch enger mit einander ſich verbinden 
und darüber ſofort in Unterhandlung treten würden. Und 
damit nicht genug. Peter verſprach ſchon jetzt, 18000 Mann 
gegen die Ofterreicher zuhilfe zu ſenden, und befahl ſeinem 
Geſandten in Wien, dem Staatskanzler damit zu drohen, falls 
der Wiener Hof nicht Frieden ſchließen wolle. 

Wie hatten die Nachrichten, die ſeit Monaten über die 
Wendung der ruſſiſchen Politik aus Petersburg anlangten, ob⸗ 
wohl jie erwartet wurden, die Kaiſerin⸗Königin betrübt und 
geſchmerzt! Und ehe noch der letzte Schlag von dorther traf, 
verwundete die nicht minder unangenehme Kunde von neuen 
recht ernſthaften Friedensunterhandlungen zwiſchen Frankreich 
und England. Die beiden Höfe waren übereingekommen, ihren 
Verbündeten in Wien und Berlin Mitteilung davon zu machen. 
Der Graf Choiſeul entledigte ſich dieſer Pflicht am 12. Mai, 
und am 28. antwortete ihm Kaunitz. Maria Thereſia be⸗ 
dauerte lebhaft, daß ſie der Hoffnung entſagen ſollte, den 
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König von Preußen in die gehörigen Grenzen zu ſetzen und 
dadurch nicht nur die Wohlfahrt, das Anſehen und die 
Sicherheit ihres Erzhauſes, ſondern auch die katholiſche Reli⸗ 
gion und die deutſche Reichsverfaſſung zu unterſtützen und zu 
befördern; aber nachdem der Zar von dem Bündnis abge⸗ 
ſprungen, erachtete ſie es für unmöglich, jenen Abſichten nach⸗ 
zugehen, und ſie war bereit zum Frieden. Sie wollte nur die 
Grafſchaft Glatz behalten und die Vereinigung von Ansbach und 
Baireuth mit Preußen auf immer verhüten. Wir ſehen, wie 
vortrefflich man mit der Zeit in Wien gelernt hatte, Waſſer 
in ſeinen Wein zu gießen. 

Fünf Tage ſpäter, am 2. Juni, gab der Fürſt Galitzin 
die Erklärung ab, die ihm vom Zaren aufgetragen worden 
war. Wie feindlich klang es, wenn der ruſſiſche Geſandte die 
Fortdauer des Krieges dem Verlangen des Wiener Hofes zu⸗ 
ſchrieb, dem Könige von Preußen Schleſien und die Grafſchaft 
Glatz wieder wegzunehmen, obwohl dieſe Länder durch die 
feierlichſten Verträge abgetreten worden wären! Indem der 
Kaiſer alsdann durch den Mund des Fürſten Galitzin auf ſein 
eigenes uneigennütziges Vorgehen, ſowie auf die Unterhand⸗ 
lungen hinwies, die er mit dem Könige von Preußen über ein 
Schutzbündnis pflog, ließ er hinzufügen: er würde nicht umhin 
können, dieſem Herrſcher mit einem Armeecorps beizuſtehen, 
wenn ſich der Wiener Hof weigerte, den Frieden unter billigen 
und gemäßigten Bedingungen herzuſtellen. 

Nichts Widerwärtigeres konnte Maria Thereſia erfahren! 
Dennoch mußte ſie ſich bezwingen und ſanftmütig antworten. 
Der Graf Kaunitz ſuchte der ruſſiſchen Erklärung den bedroh⸗ 
lichen Charakter durch Auslegung zu nehmen, er ſprach dann, 
als ob die Worte „Selig ſind die Friedfertigen“ von ihm 
herſtammten, und wie ſchon gegen Frankreich, ebenſo ließ er 
gegen Rußland die Kaiſerin⸗Königin zu einem Waffenſtillſtande 
ſich erbieten. An demſelben Tage (4. Juni) ward auch an 
Stahremberg geſchrieben. Maria Thereſia drückte gegen ihren 
Vertreter in Verſailles den dringenden Wunſch aus, es möchte 
der franzöſiſch⸗ engliſche Friede glücklich zuſtande kommen und 
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dieſem der ihrige bald folgen, auf daß ſie mit Ehren aus dem 
Kriege ſcheiden könnte. 

Erſt am 28. Juni ſendete Frankreich mit den eigenen 
Friedensvorſchlägen die öſterreichiſche Erklärung über die Unter⸗ 
handlung mit Preußen nach London. Die Kaiſerin erbot ſich, 
ihre Bevollmächtigten nach Augsburg zu ſchicken und mit denen 
der anderen kriegführenden Teile dort an der Beilegung der 
deutſchen Wirren arbeiten zu laſſen. Ihrerſeits war ſie bereit, 
auf dem Fuße des damaligen Beſitzes in die Unterhandlung 
einzutreten und ſchon vorläufig unter derſelben Bedingung einen 
Waffenſtillſtand zu ſchließen. 

Die engliſchen Miniſter ſchickten die Erklärung des Wiener 
Hofes am 14. Juli an Friedrich den Großen, der ſich dann 
keineswegs mit der Antwort beeilte; denn es gab Wichtigeres 
für ihn zu thun. Das ruſſiſch⸗preußiſche Bündnis war wirk⸗ 
lich zuſtande gekommen und der General Chzernitſcheff mit 
20000 Mann zu ſeinem Heere geſtoßen. Außerdem hatte 
Peter III. verſprochen, ſich nicht zu widerſetzen, wenn die 
Türken zugunſten des Königs von Preußen gegen die Ofter- 
reicher vorgehen wollten; ja, er that ſogar Schritte, ſie dazu 
noch aufzumuntern +). 

Während aber Friedrich im Begriffe ſteht, von der ruſſi⸗ 
ſchen Unterſtützung, die ihm die ſchwärmeriſche Freundſchaft 
Peters bereitwillig gewährt, einen erheblichen Nutzen zu ziehen: 
wird der Zar von ſeiner Gemahlin Katharina vom Throne 
geſtoßen. Sie übernahm ſelber die Regierung und rief ſofort 
Czernitſcheff wieder ab; dagegen verſprach ſie den Frieden vom 
5. Mai zu beſtätigen. Von dem Schutzbündnis ſagte ſie kein 
Wort. Am 18. Juli traf den König die überraſchende Kunde. 
Wie man weiß, bewog er den ruſſiſchen Befehlshaber, den 
Abmarſch noch um drei Tage zu verſchieben; er beſiegte Daun 
am 21. Juli und beſchäftigte ſich hierauf mit den Vorbe⸗ 
reitungen zur Belagerung von Schweidnitz. Er ſchritt nicht 


1) Forſchungen zur deutſchen Geſchichte IX, 61. Vgl. Friedrich an 
Heinrich in den „Oeuvres“ XXVI, 249. 252. Arneth V, 333. 
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mehr, auf das Schlimmſte gefaßt, am Rande des Abgrunds 
hin und konnte wieder zuverſichtlich um ſich blicken. Am 
7. Auguſt antwortete er durch den Grafen Finckenſtein dem 
engliſchen Kabinett und verlangte, daß die Kaiſerin-Königin 
ſich in unmittelbaren Verkehr mit ihm ſelber ſetzen ſollte. 

Das war eine ſehr harte Zumutung für den Stolz des 
Wiener Hofes und ſeine Begier, der Zuſicherungen von Schaden⸗ 
erſatz, mit denen er Sachſen und andere Stände des Reiches 
feſter an ſich geknüpft hatte, wieder ledig zu werden. Und 
die Lage der Dinge wurde nicht beſſer, ſondern verſchlimmerte 
ſich noch. Was für Hoffnungen hatte die Nachricht von Ka⸗ 
tharinas Thronbeſteigung erweckt! Der fromme Wiener Hof 
beugte ſich vor der göttlichen Vorſehung, die über Sſterreich, 
Rußland und die Chriſtenheit gewacht hätte 1). Doch jene 
freudigen Erwartungen erwieſen ſich als eine ſchöne Luftſpiege⸗ 
lung, und außerdem täuſchte man ſich auch in der Erkenntnis 
der Pläne der göttlichen Vorſehung; denn die Waffen der 
Gegner blieben ſiegreich. Nach dem Gefecht bei Reichenbach 
zog ſich Daun in die Grafſchaft Glatz zurück und gab die 
Feſtung Schweidnitz ihrem Schickſal preis, welches am 9. Of 
tober über ſie hereinbrach. Ungefähr um dieſelbe Zeit erfuhr 
man in Wien die Eroberung Havannas, das den britiſchen 
Waffen am 12. Auguſt erlegen war; nachdem Frankreich über 
die Bedingungen ſeines eigenen Ausgleichs mit England bereits 
einig geworden, mußte Spanien jetzt unzweifelhaft ebenfalls 
haſtig nach der Friedenspalme greifen. Wie ſehr wünſchte 
Daun dieſen Unterhandlungen ein gutes Ende! „Wenn aus 
den Präliminarien nichts werden ſollte“, ſchrieb er nach der 
Mitte des Oktober an Maria Thereſia, „folglich kein Friede 
zu hoffen, ſo ſehe ich nicht, wie Ew. Majeſtät den Krieg 
werden fortführen können, da nach den obwaltenden Umſtänden 
ſehr zu beſorgen, daß die Armee nicht einmal den Winter hin⸗ 
durch zu erhalten ſein wird.“?) 

Außerdem lebte der Wiener Hof ſeit dem September in 


1) A. Beer, Die erſte Teilung Polens I, 13. 
2) Arneth V, 372. 
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der Beſorgnis, daß die Türken im nächſten Frühjahr in das 
Banat einfallen würden; es war das noch eine Folge der Be⸗ 
mühungen Peters III. Der Hinblick auf ein ſolches Ereignis 
war beſonders unangenehm. Am 3. November ſchrieb Kaunitz 
an Stahremberg: „Ew. Excellenz werden unſchwer ermeſſen, 
daß unſer Hof ſich in nicht geringer Verlegenheit befinden 
müſſe und dieſe zwar ſo viel als möglich zu verbergen ſuche, 
aber einem ſolchen Frieden, welcher wenigſtens dem Aller⸗ 
höchſten Anſehen und guter Treu' und Glauben nicht zuwider⸗ 
laufe, mit Verlangen entgegenſehe.“ Der Staatskanzler meint, 
und nicht mit Unrecht, es dürfte von ſo vielen höchſt wichtigen 
Staatsveränderungen, die ſich innerhalb der kurzen Zeit von 
neun Monaten ereignet hätten, kein Beiſpiel zu finden ſein. 
„Nachdem aber“, ſchreibt er weiter, „zum Unglück faſt alle 
unſere Hoffnungen ſich vereitelt und einen widrigen Ausgang 
genommen haben, bleibt der Satz an ſich richtig, daß zwar ein 
ſchicklicher Ausweg zu einem anſtändigen Frieden ſehr erwünſcht 
wäre, daß aber ohne unſer Verſchulden ſolcher noch nicht ge⸗ 
funden worden.“ 

Eine Sorge verzog ſich, die vor den Türken, welche das 
Schutz⸗ und Trutzbündnis mit Preußen am 14. Oktober ab⸗ 
gelehnt hatten, vielleicht infolge des ruſſiſchen Thronwechſels 
mit leichterem Herzen; aber dafür traf die Meldung ein von 
dem Siege, welchen der Prinz Heinrich über kaiſerliche Truppen 
und das Reichsheer am 29. Oktober bei Freiberg davon⸗ 
getragen. Dazu geſellte ſich in kurzem die Nachricht von der 
Eroberung Kaſſels, durch welche der hochverdiente Prinz Fer⸗ 
dinand von Braunſchweig ſeiner ruhmreichen Heldenlaufbahn 
den würdigſten Abſchluß gab, und die Unterzeichnung der Prä⸗ 
liminarien vonſeiten Englands, Frankreichs und Spaniens. 
Beſonders hart traf den Wiener Hof der Schlag des Prinzen 
Heinrich; denn durch dieſe empfindliche Niederlage wurden ſo⸗ 
wohl Böhmen als das Reich den preußiſchen Einfällen bloß⸗ 
geftellt. Indem daher der Staatskanzler jetzt ernſthaft den 
Frieden begehrte, fand ſich auch ſehr ſchnell der ſchickliche Aus⸗ 
weg, den er ſuchte. 
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Der Kurfürſt von Sachſen, deſſen Land unſäglich durch 
den Krieg gelitten, war endlich auch ein heißer Liebhaber des 
Friedens geworden. Im Mai hatte Brühl bei dem preußiſchen 
Reſidenten in Warſchau, Benoit, Erkundigungen einziehen laſſen, 
ob Friedrich II. wohl einen Neutralitätsvertrag mit Auguſt III. 
abſchließen würde, und ſich heilig verſchworen, daß nicht er an 
der Feindſchaft zwiſchen den Höfen von Berlin und Dresden 
ſchuld wäre, ſondern, wie er andeutete, die verſtorbene Kö⸗ 
nigin von Polen. Benoit hatte ferner Zuſammenkünfte, denen 
Brühl nicht fremd war, mit dem ſächſiſchen Geheimen Rate 
v. Saul gehabt; aber ein Erfolg war nicht ſichtbar geworden. 
Im Auguſt miſchte ſich Rußland in dieſe Verhältniſſe. Katha⸗ 
rina II. wollte den Frieden vermitteln, Oſterreich und Preußen 
dahin bringen, daß ſie Sachſen räumten, und dem Könige 
von Polen eine Entſchädigung auswirken. Die Kaiſerin hatte 
dabei ihre beſonderen Abſichten; fie wünſchte Kurland zum Vor⸗ 
teile Rußlands in die Hände des ehemaligen Herzogs Biron 
zurückzugeben und dem regierenden Herzoge, dem Prinzen Karl 
von Sachſen, durch ſäkulariſierte Bistümer einen Erſatz in 
Deutſchland zu verſchaffen. Letzteres mag ſie wenigſtens haben 
andeuten laſſen; denn am Warſchauer Hofe war wieder von 
Entſchädigung durch geiſtliche Beſitzungen die Rede. Wie Be⸗ 
noit am 4. September meldete, ſollte Saul deshalb nach 
Wien geſchickt werden 1). Zuerſt jedoch ließ man ihn nach 
Paris gehen, um zu ſehen, was Frankreich für Sachſen zu 
thun gedächte; den Rückzug aber nahm der Abgeſandte dann 
über Wien, wahrſcheinlich um hier dieſelben Erkundigungen 
einzuziehen. 

Von dieſer Anweſenheit ſuchte nun Kaunitz eilig Gewinn 
zu ziehen. Er mochte ſich um keinen Preis an Friedrich un⸗ 
mittelbar wenden, teils um nicht dem Anſehen des Wiener 
Hofes zu ſchaden, teils weil er wähnte, daß er dadurch den 
König in ſeinem Übermute beſtärken und den Frieden alſo 
nicht befördern, ſondern erſchweren würde. Von einer fran⸗ 


1) Forſch. IX, 6. 8. 
Reimann, N. Geſch. Preußens. I. 2 
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zöſiſch⸗engliſchen Vermittelung erwartete der Staatskanzler ſeit 
der Antwort, welche der König von Preußen am 7. Auguſt 
dem Londoner Hofe gegeben, gar keine oder doch nur eine 
ſehr ſpäte Wirkung. Der Beiſtand, welchen Katharina II. 
den kriegführenden Mächten im Auguſt angeboten, war, wie 
anderwärts, alſo auch in Wien zurückgewieſen worden, und 
ebenſo wenig dachte der Staatskanzler jetzt an eine ſolche Ver⸗ 
mittelung; denn die ruſſiſche Geſinnung fand er nicht erfreulich, 
und er verſprach ſich deshalb von dort keine eifrige Ver⸗ 
wendung zum Vorteile ſeines Hofes, während umgekehrt die 
große Entfernung die Unterhandlungen unvermeidlich hindern 
und aufhalten müßte. Dagegen ſchien ihm Sachſen höchſt 
brauchbar, die erſte Einleitung zum Frieden zu treffen. Er 
meinte: wenn das durchlauchtigſte Erzhaus einen weſentlichen 
und vorzüglichen Nutzen von dem Frieden hoffen dürfte, ſo 
würde es gegen alle Staatsvorſicht laufen, dem ſächſiſchen 
Hauſe gewiſſermaßen das Friedensgeſchäft in die Hände zu 
geben; aber es komme jetzt beinahe ganz allein darauf an, 
das allerhöchſte Anſehen zu retten 1). Kaunitz wollte ſeiner 
Herrſcherin den demütigenden Schritt erſparen, beim Könige 
von Preußen wegen des Friedens anzuklopfen, und außerdem 
durch ſein Verfahren dem ſächſiſchen Hofe die Gelegenheit 
nehmen, um einer Entſchädigung willen in die Kaiſerin⸗Königin 
zu dringen und, wenn er nichts bekäme, bei allen europäiſchen 
Mächten darüber ein Geſchrei zu erheben oder wohl gar als⸗ 
dann von Oſterreich ſelbſt einige Vorteile zu verlangen. 

Als Maria Thereſia den Antrag ihres Staatskanzlers ge⸗ 
nehmigt hatte, machte dieſer zweimal den Verſuch, durch den 
Staatsreferendar v. Binder den Grafen Flemming, welcher 
den ſächſiſchen Hof in Wien vertrat, dahin zu bringen, daß 
derſelbe, ohne ihn bloßzuſtellen, zur Sprache käme, d. h. an⸗ 
ſcheinend von freien Stücken Kaunitz um Beförderung des 
Friedens bäte. Der Geſandte trug aber Bedenken, eigen⸗ 


1) Kaunitz an Stahremberg in Sybels' Hiſtoriſcher Zeitſchrift 
XIV, 170ff. 
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mächtig einen ſolchen Schritt zu thun, und ſo mußte denn ein 
anderer Weg eingeſchlagen werden. Um nichts an der koſt⸗ 
baren Zeit zu verlieren, die Anweſenheit des Herrn v. Saul 
ſich zunutze zu machen und dem Grafen Flemming jeden An⸗ 
ſtand zu benehmen, lud Kaunitz die beiden Herren und den 
dem letzteren beigegebenen kurſächſiſchen Reſidenten v. Pezold 
zu einer Unterredung ein, zu welcher er ſelbſt nur den Baron 
v. Binder mitbrachte, und hielt — am 4. November — einen 
langen Vortrag, worin er auseinanderſetzte, daß die Kaiſerin⸗ 
Königin trotz der letzten Widerwärtigkeiten ſich keineswegs außer 
Stande ſähe, den Krieg ſo lange wie der König von Preußen 
fortzuführen, und ſchon verdoppelte nachdrückliche Veranſtal⸗ 
tungen zum nächſten Feldzuge machen ließe, aber durch die 
traurige Lage der ſächſiſchen Lande, damit dieſe nicht gänzlich 
zugrunde gingen, an Herſtellung eines Friedens, wenn derſelbe 
nur einigermaßen anſtändig und billig wäre, zu denken be- 
wogen würde. Hierauf zeigte Kaunitz, welchen Weg er ein⸗ 
geſchlagen wiſſen wollte, und er hoffte, dafür die Billigung 
des Königs von Polen zu erhalten. 

Flemming nahm den Vorſchlag an, ſetzte nach der Un 
leitung des Staatskanzlers ein Schriftſtück auf und empfing 
dann von demſelben die Antwort, deren ſich der mündlichen 
Verabredung gemäß Sachſen bedienen ſollte, um dem Könige 
von Preußen eine Probe der friedfertigen Geſinnung des 
Wiener Hofes vorzulegen und ihn zu fragen, ob und wie er 
eine Unterhandlung eröffnen wollte. Es hieß in der öſter⸗ 
reichiſchen Erwiderung: „die Kaiſerin-Königin ſei zur Stiftung 
eines baldigen, billigen und dauerhaften Friedens wahrhaft 
geneigt und werde ſich auch jede anſtändige Form, folglich die 
Unterhandlung mit oder ohne Vermittelung gefallen laſſen“. 
Die letzten Worte ſind ſehr wichtig; ſie ſollten den König 
überzeugen, daß Maria Thereſia es ernſthaft meinte, da ſie 
ſich mit ihm auch ohne Zwiſchenkunft einer dritten Macht 
vergleichen wollte. 

Noch dringender als der Wiener Hof wünſchte Sachſen 
das gute Einvernehmen mit Preußen wiederhergeſtellt zu ſehen. 

2 * 
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König Auguſt III. genehmigte nicht nur den von Kaunitz an 
die Hand gegebenen Plan, ſondern er wollte ſogar nötigenfalls 
einen Frieden für ſich ſchließen. Unter dem immerhin auch 
begründeten Vorwand, um Erleichterungen in der Behand⸗ 
lung des Landes zu bitten, mußte der Geheime Rat Freiherr 
v. Fritſch zum König von Preußen, der ihn kannte und ſchätzte, 
nach Meißen gehen, von welchem er auch unverzüglich ange⸗ 
nommen ward. Als er im Laufe der Unterredung erzählte, 
daß ſein Herr nicht nur in Verſailles, ſondern auch in Wien 
auf Herſtellung des Friedens antragen laſſen und hier die 
billigſten Erklärungen zur Antwort erhalten hätte, da zieh 
ihn der König mit Lächeln einer allzu gutherzigen Leicht⸗ 
gläubigkeit. Nun holte Fritſch die beiden Aktenſtücke hervor, 
welche Flemming und Kaunitz mit einander gewechſelt hatten. 
Friedrich erklärte, daß er kein Verehrer der weitläufigen deut⸗ 
ſchen Schreibart ſei, und er verlangte von Fritſch: derſelbe 
ſollte nur das Notwendigſte leſen und zwar ſehr langſam und 
deutlich, weil ihm dieſe Sprache nicht ſo geläufig wie das 
Franzöſiſche wäre. Fritſch gehorchte, kam aber damit nicht 
gut vorwärts und zog nun eine franzöſiſch abgefaßte In⸗ 
ſtruktion vor, die ihm für dieſen ſchon vorhergeſehenen Fall 
mitgegeben worden war. Der König hörte ſehr aufmerkſam 
zu, geriet über einzelne Behauptungen des Wiener Hofes ohne 
Not in heftigen Zorn, beruhigte ſich dann wieder und hatte 
noch ein langes Geſpräch mit Fritſch. Als letzterer die Be⸗ 
ſorgnis ausſprach, daß ihn die Schwäche ſeines Gedächtniſſes 
hindern könnte, die Antwort ganz richtig abzufaſſen, erwiderte 
der König lächelnd: „Ich merke wohl, was Ihr von mir 
wünſcht, und da ich der Verſicherung von den friedlichen Ge⸗ 
ſinnungen der Kaiſerin⸗Königin einſtweilen trauen will, fo ſoll 
mich auch die Mühe nicht verdrießen, die Feder zu gebrauchen; 
weil ich aber die hergebrachte Weiſe des Wiener Hofes zu 
gut kenne, auch bereits das fünfzigſte Jahr überſchritten und 
alſo Lehrgeld genug gegeben habe, ſo muß mir etwas Zeit 
gelaſſen werden, damit ich alles zuverläſſig und genau aus⸗ 
drücken kann, wie ich es meine.“ 
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Am folgenden Tage gab der König dem Freiherrn v. Fritſch 
die Erklärung, die er aufgeſetzt, und fügte noch manche Be- 
merkungen hinzu, aus denen hervorging, daß er feſt ent. 
ſchloſſen war, in keine Gebietsabtretung zu willigen. Er ſagte: 
„Die Kaiſerin⸗Königin muß Schleſien verſchmerzen und ver⸗ 
geſſen, dann wird nicht leicht wieder ein Krieg, ſo lange ich 
lebe, zu befürchten ſein.“ Er verſicherte, daß er es gern ſehen 
würde, wenn der Dresdener Hof das erwünſchte Friedenswerk 
einleitete. Wenn auch er von den ernſthafteſten Anſtalten für 
den künftigen Feldzug ſprach, fo beteuerte er dabei doch höch⸗ 
lich, daß ihm in der Welt nichts lieber wäre, als einen bal⸗ 
digen billigen und dauerhaften Frieden zu erlangen. Kaunitz war 
mit der Art, wie Sachſen zuwerke gegangen, einverſtanden. 
Wenn der König von Preußen in ſeiner Erklärung vom 29. No⸗ 
vember behauptet hatte, daß er aufrichtiger als der Wiener 
Hof den Frieden wünſchte, ſo unterließ es der Staatskanzler, 
darüber mit ihm zu ſtreiten; er wollte durch Thaten ant⸗ 
worten und war bereit, in einigen Tagen eine vertraute Perſon 
unter einem anderen Vorwande nach Dresden zu ſchicken mit 
der Ermächtigung, nicht allein zu unterhandeln, ſondern auch 
abzuſchließen. Wirklich langte dort am 18. Dezember der 
Hofrat v. Collenbach an; er erſchien mit einem Gefolge, deſſen 
große Zahl es ſchwer machte, den Zweck der Reiſe zu ver⸗ 
bergen. 

An demſelben Tage kam Fritſch nach Leipzig zum Könige 
von Preußen, der anfangs einige Verwunderung bezeigte, den 
Freiherrn wiederzuſehen, und geſtand, daß er den in Meißen 
geſchehenen Antrag auf ſich hätte beruhen laſſen. Mit Freuden 
ging er aber dann auf weitere Beſprechungen ein. Was den 
Ort betrifft, fo war ihm jeder recht, und er erklärte ſich ſo— 
gar bereit, einen Geſandten nach Wien zu ſchicken; doch da 
gewiß durch ſeine Anweſenheit viel Zeit gewonnen würde, ſo 
wollte er den öſterreichiſchen Bevollmächtigten in Leipzig er⸗ 
warten. Im übrigen kam er mehrmals auf die Frage zurück, 
was der Wiener Hof unter einem billigen Frieden verſtände, 
und er wünſchte zu wiſſen, ob man in Dresden erraten könnte, 
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was mit dieſen Worten gemeint wäre. Fritſch beteuerte, dar⸗ 
über keine Auskunft geben zu können. Da fuhr der König 
mit Lebhaftigkeit auf und ſprach: „Wenn ich nicht alle meine 
Länder wieder erhalte, ſo iſt an nichts zu denken und der 
Handel wird kurz ſein.“ Fritſch meinte: „Wenn nun Ew. 
Majeſtät einen Erſatz für Glatz bekämen, da ſelbiges der 
Kaiſerin nötig iſt, um Böhmen zu decken, ſo erreichten Sie 
doch Ihren Endzweck.“ Friedrich wies aber die Zumutung 
ernſthaft ab und ſprach: „Ich will meinem Nachfolger nicht 
die Gefahr hinterlaſſen, Schleſien zu verlieren, welches nur 
durch Glatz auf jener Seite gedeckt wird.“ Fritſch fragte 
den König auch, was er mit dem armen Sachſen machen 
werde, und als dieſer antwortete: „Ich gebe Euch Euer Land 
wieder“, fuhr er fort: „Iſt das genug, wie es jetzt ausſieht? 
Ew. Majeſtät ſollten die letzten Akte der Tragödie zu Dero 
Ruhm billig zu endigen bedacht ſein, da mein Hof künftig 
gewiß der beſte und nützlichſte Nachbar ſein wird.“ Aber da⸗ 
von wollte der König nichts hören. „Rechnet ja nicht darauf“, 
ſprach er, „ein Dorf oder einen Groſchen von mir zu be— 
kommen; macht, daß es bald alle wird, ich will dann ſorgen, 
Euch einen Vorteil zu verſchaffen.“ 

Als Fritſch nach Dresden zurückgekehrt war, ſollte er ſo⸗ 
gleich wieder mit dem Herrn v. Collenbach gen Leipzig reiſen; 
aber letzterer trug natürlich Bedenken, ohne ſeines Hofes aus⸗ 
drücklichen Befehl dorthin zu gehen, und erſt durch die Bitten 
des kurprinzlichen Paares, das die Verantwortlichkeit über⸗ 
nahm, ließ er ſich dazu beſtimmen. Beide Männer fuhren 
am 23. Dezember von Dresden ab, der Oſterreicher eine 
Stunde früher als der Sachſe. Wie nun dieſer den Wiener 
Hofrat abends einholt, findet er ihn in der größten Auf⸗ 
regung. Collenbach zieht Fritſch in ein abgelegenes Zimmer 
und führt ihm aufs ernſtlichſte zu Gemüte, zu welchem nach⸗ 
teiligen Schritt er Veranlaſſung gegeben; denn die ganze 
Unterhandlung, die doch auf das ſtrengſte Geheimnis gebaut 
geweſen, könne dadurch vereitelt werden. Schon in Dresden 
hatte der Hofrat, wie er ſagte, Unglaubliches über ſeine Reiſe 
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vernommen; aber was mußte er hören, als er auf der Meiße⸗ 
ner Fähre über die Elbe ſetzte? „Da kommen die Wiener, 
die gehen zum König!“ hatte nämlich ein preußiſcher Soldat 
zu vielen Kameraden geſagt. Mit Hin⸗ und Herreden verging 
der größte Teil der Nacht. Endlich verglich man ſich und 
fuhr gemeinſchaftlich noch bis Wermsdorf; hier blieb Collen⸗ 
bach zurück, und Fritſch reiſte weiter nach Leipzig. 

Aber während der ſächſiſche Bevollmächtigte mit Fried⸗ 
rich II. über den Ort der Unterhandlung ins reine zu kommen 
ſuchte, ſchien es, als würde der Wiener Hof fic) wieder zurück 
ziehen. Kaunitz war empört, als er erfuhr, daß der König 
von Preußen Leipzig beſtimmt hatte; denn er ſah darin eine 
Mißachtung der Würde ſeines Hofes, und er war entſchloſſen, 
Collenbach dorthin, wo Friedrich II. ſich aufhielt, auf keinen 
Fall ziehen zu laſſen, ſollte ſich darüber auch das ganze Ge— 
ſchäft zerſchlagen. Wie fuhr er erſt auf, als er hörte, daß 
der unſelige Hofrat wirklich mit Fritſch nach Leipzig abgereiſt 
wäre. „Wenn ich die hieſigen Miniſter jemals betreten und 
aufgebracht geſehen“, ſchrieb Flemming am 26. Dezember, „ſo 
war es diesmal.“ Alle Vorſtellungen des ſächſiſchen Geſandten 
halfen nichts; man antwortete durch einen Eilboten: die Würde 
des kaiſerlichen Hofes geſtatte durchaus nicht, auf den preußi⸗ 
ſchen Vorſchlag einzugehen, und man werde lieber äußerſten 
Falles die ganze Unterhandlung ſich zerſchlagen laſſen, als dazu 
ſich bequemen. Collenbach ſollte daher erklären, daß ſein Hof 
die Reiſe nach Leipzig verwerfe. 

Der öſterreichiſche Bevollmächtigte hatte das aber nicht 
nötig; denn Friedrich war unverzüglich auf deſſen Antrag ein- 
gegangen, daß Wermsdorf für die Unterhandlung gewählt 
würde, und der Kurprinz ließ die beſten bewohnbaren Räume 
des ganz in der Nähe gelegenen Jagdſchloſſes Hubertsburg, 
das im Januar 1761 von den Preußen auf einen unrühm⸗ 
lichen Rachebefehl Friedrichs II. greulich verwüſtet worden war, 
für die Bevollmächtigten inſtand ſetzen. 

In Wien erfuhr man mit Vergnügen, daß Collenbach die 
anſtößige Reiſe noch zu rechter Zeit unterbrochen, und der 
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König ſich mit der Wahl von Wermsdorf einverſtanden er⸗ 
klärt hatte; man erblickte darin eine Rechtfertigung des eigenen 
Verhaltens und meinte: „jetzt könne die Unterhandlung mit 
weit mehr Ordnung und Gelaſſenheit eröffnet werden, als 
wenn man bei allzu naher perſönlicher Gegenwart des Königs 
beſtändig neue Überraſchungen oder gar Einſchüchterungen, woran 
er ſo ſehr gewöhnt, zu befürchten gehabt hätte“. So war 
endlich die Bühne gefunden, wo gleichſam der letzte Auftritt 
des Siebenjährigen Krieges geſpielt werden ſollte. 

Von preußiſcher Seite kam nach Hubertsburg der Geheime 
Legationsrat v. Hertzberg. In dem verwüſteten Hauptgebäude 
konnten die Bevollmächtigten aber nicht aufgenommen werden. 
Der Hofrat v. Collenbach bezog daher die Räume, die bis 
dahin ein Kammerherr inne gehabt hatte, Fritſch nahm einige 
Stuben des Bettmeiſters in Anſpruch, und einen anderen 
Kammerherrn bewog er, die beiden großen Zimmer, die der⸗ 
ſelbe mit eigenem Hausgerät verſehen, für die Sitzungen her⸗ 
zugeben. Die Wohnung eines Inſpektors wurde für Hertzberg 
eingerichtet. 

Letzteren hatte ſein König aus Berlin kommen laſſen und 
ihm in Leipzig am 28. Dezember Verhaltungsbefehle gegeben. 
Darin hieß es: „Die erſten Vorſchläge des öſterreichiſchen 
Bevollmächtigten werden allem Anſcheine nach ſehr übertrieben 
und unannehmbar ſein. Das iſt die hergebrachte Sprache des 
öſterreichiſchen Stolzes, und der Herr v. Hertzberg muß ſich 
darauf vorbereiten. Man wird ohne Zweifel die Grafſchaft 
Glatz behalten wollen; man wird vielleicht der Form wegen 
die nämliche Forderung inbezug auf Geldern und Cleve ſtellen; 
man wird für Sachſen eine Entſchädigung verlangen und mög⸗ 
licherweiſe noch andere unvorherzuſehende Anſprüche dazufügen, 
auf die man ſich bei dem Wiener Hofe gefaßt machen muß, 
ohne ſich jedoch darüber zu beunruhigen; denn er verlangt 
anfänglich immer viel, um nachher, je nachdem er Widerſtand 
findet, herunterzulaſſen. Der Herr v. Hertzberg wird alles 
zum Bericht nehmen, und wenn die Forderungen zu ſtark ſind, 
wird er ſie mit einer Art von Erſtaunen und mit dem Be⸗ 
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merken zurückweiſen, daß er nicht wagen könnte, ſie dem Könige 
zu melden; Gebietsabtretungen liefen der gegenwärtigen Lage 
der Dinge gänzlich zuwider. Nachdem der König den Krieg 
eine ſo lange Reihe von Jahren ſtandhaft ausgehalten, könnte 
man wohl glauben, daß er ſchließlich nicht ſolche Bedingungen 
annehmen würde, und da das Suum cuique die natürlichſte 
Grundlage für einen billigen Frieden ſei, ſo hoffe er, daß man 
ihn alſo in den Stand ſetzen werde, einen Bericht abzufaſſen, 
durch welchen ein für die Menſchheit ſo heilſames Werk ge⸗ 
fördert und beſchleunigt werden könne.“ 

So ſollte der preußiſche Bevollmächtigte im gegebenen Falle 
ſprechen. Man dachte natürlich auch daran, daß etwa der 
öſterreichiſche Unterhändler die großen Hilfsquellen ſeines Hofes 
und die Vorbereitungen für den nächſten Feldzug geltend machte, 
und man befahl dem Herrn v. Hertzberg, in ſolchem Falle 
mit ähnlichen Behauptungen hervorzutreten. 

Würde für Sachſen eine Entſchädigung begehrt, alsdann 
ſollte der Bevollmächtigte auf die ungeheure Verwüſtung der 
preußiſchen Provinzen hinweiſen, niemals aber hierbei die 
Ruſſen nennen, ſondern nur allgemein von den Feinden des 
Königs reden; denn Friedrich wollte bei den freundſchaftlichen 
Beziehungen, in die er zu Katharina II. getreten war, der 
öſterreichiſchen Regierung keine Gelegenheit bieten, ihn irgend— 
wie mit Petersburg zu entzweien. 

Der König hatte nicht die Abſicht, eher mit Sachſen Frieden 
zu ſchließen, als bis er des Wiener Hofes verſichert wäre; 
vielmehr ſollte ſich Hertzberg dieſes Umſtandes bedienen, um 
an dem ſächſiſchen Bevollmächtigten einen Gehilfen zu gewin⸗ 
nen und den Wiener Hof gelehriger zu machen. Freilich durfte 
der Friede auch nicht zu ſchnell kommen; denn Sachſen könnte 
nicht geräumt werden, ehe nicht für den Unterhalt der preu⸗ 
ßiſchen Truppen geſorgt wäre, d. h. alſo nicht vor dem Ende 
des Februar. Anderſeits aber wünſchte der König zu der 
Zeit beſtimmt zu wiſſen, woran er wäre. 

Wenn die Unterhandlungen gut abliefen, ſo wollte Fried⸗ 
rich II. dem Erzherzog Joſeph ſeine Stimme für die römiſche 
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Königswahl verſprechen, und ebenſo war er bereit, einem Sohne 
des Königs von Polen, dem Prinzen Klemens, ein erledigtes 
Bistum zu verſchaffen. ; 

Der König von Preußen war, wie ſich bald zeigte, zu miß⸗ 
trauiſch geweſen; denn gleich in der erſten Sitzung vom 
30. Dezember kam Collenbach mit der Sprache ſehr heraus 
und nahm zur Grundlage der Unterhandlung den Satz, daß 
keine der beiden Parteien durch den Frieden einen wirklichen 
Verluſt erleiden ſollte. Das ſtimmte doch im Grunde mit 
der Meinung des Königs überein, welcher die Herſtellung des 
Beſitzſtandes vor dem Kriege verlangte. 

Collenbach brachte dann die Forderungen des Wiener Hofes 
vor. Danach ſollte der Friede mit Sachſen zu gleicher Zeit 
wie der öſterreichiſche und zwar auf einem billigen und an⸗ 
gemeſſenen Fuße wiederhergeſtellt werden. 

Maria Thereſia wünſchte ferner die weibliche Erbfolge der 
pfälziſchen Linie Sulzbach in den Herzogtümern Jülich und 
Berg wieder anerkannt zu ſehen, und Friedrich iſt ſchließlich 
darauf eingegangen. Dagegen eine andere Beſchränkung, die 
man ihm zumutete, hat er beharrlich von ſich gewieſen; er 
weigerte ſich, darein zu willigen, daß Ansbach und Baireuth 
niemals mit dem Hauptlande vereinigt würden. 

Inbezug auf Schleſien hatte Maria Thereſia drei Forde⸗ 
rungen. Zunächſt wünſchte ſie die Grafſchaft Glatz zu be⸗ 
halten, nicht als ein erobertes Ländchen, obwohl ſie ſich damals 
im Beſitze desſelben befand, ſondern in der vorgeſchobenen 
Abſicht, den Frieden dauerhaft zu machen. Sie war dafür 
erbötig, eine große Geldſumme zu zahlen, deren Zinſen, zu 
fünf Prozent gerechnet, den Einkünften aus der Grafſchaft 
gleichkämen, und als der König hierauf nicht einging, wollte 
ſie ſogar den Teil des Fürſtentums Neiße, der in ihrem Be⸗ 
ſitze war, abtreten. Mündlich fügte Collenbach hinzu: wahr⸗ 
ſcheinlich ſeien die Einkünfte der Grafſchaft Glatz größer als 
die des angebotenen Bezirks, aber man erbiete ſich den Unter⸗ 
ſchied dadurch auszugleichen, daß man einen verhältnismäßigen 
Teil der ſchleſiſchen Schuld übernehme. 


Unterhandlungen in Hubertsburg. 27 


Jedoch in dieſem Punkte waren alle Vorſchläge vergeblich; 
ſchon am 4. Januar hatte Hertzberg geſagt: „Es kommt alles 
auf die Erklärung über Glatz an; iſt dieſe erfolgt, ſo iſt die 
Unterhandlung in einem Tage aus.“ In der Duplik vom 
24. Januar begründete Preußen ſorgfältig und ausführlich 
dieſen Punkt. Durch den Beſitz des Glätzer Ländchens, hieß 
es darin, erhalte der Wiener Hof ſtets einen offenen Eingang 
nach Schleſien bei der erſten Eröffnung des Krieges; dasſelbe 
bilde gleichſam eine Breſche in die Provinz, welche die ganze 
Verteidigung der letzteren ſchwäche und Preußen verhindere, 
ſich mit Erfolg darin zu wehren. Umgekehrt aber könne dieſe 
Grafſchaft für Böhmen nicht gefährlich werden; der Poſten 
von Politz ſei, wie der Feldmarſchall Daun bezeugen werde, 
gleichſam eine natürliche Feſtung, welche den Eintritt in Böh⸗ 
men verwehre; dahinter befinde ſich noch eine Reihe von 
Poſten. Folglich können die Oſterreicher leicht nach Schleſien, 
die Preußen dagegen nicht fo leicht nach Böhmen und Mähren 
eindringen. Der König ließ auf das allerentſchiedenſte ver⸗ 
ſichern, daß er weder um Geld, noch um ein anderes Gebiet 
in die Abtretung willigen werde. 

Ob die angeführten militäriſchen Erwägungen ganz richtig 
ſind, darüber kann man ſtreiten, zumal wenn man ſich erin⸗ 
nert, wie die Preußen weder 1778 noch 1866 haben zurück 
gehalten werden können; aber Oſterreich hat nichts gethan, um 
die angeführten Bedenken wegzuräumen. 

Einen anderen Schleſien betreffenden Punkt bildeten die 
Handelsangelegenheiten. Im Berliner Friedensvertrage vom 
28. Juli 1742 war feſtgeſetzt worden, daß der Handelsverkehr 
zwiſchen den Unterthanen beider Teile ſo bleiben ſolle, wie es 
vor dem Kriege geweſen, und zwar ſo lange, bis man durch 
ſofort zu ernennende Kommiſſionen ſich hierüber geeinigt habe. 
Drei Jahre ſpäter, als man in Dresden abermals Frieden 
ſchloß, verpflichtete man ſich nur, den Handel zwiſchen Oſter⸗ 
reich und Preußen fo viel als möglich zu befördern. Aus⸗ 
geführt ſind aber dieſe Beſtimmungen nicht worden; denn bei 
den Unterhandlungen, welche ſtattfanden, hat man ſich nicht 
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verſtändigen können. Und ſo ging denn die öſterreichiſche Re⸗ 
gierung eigene Wege; ſie erhöhte gewiſſe Zölle ſogar bis auf 
ſechzig Prozent, und jetzt wollte fie völlige Freiheit in dieſer 
Beziehung gewinnen. Umgekehrt mochte Friedrich die zu Bres⸗ 
lau und Dresden erlangten Rechte nicht aufgeben. Er hegte 
keineswegs die Abſicht, auf Koſten des öſterreichiſchen Handels 
Vorteile davon zu tragen, ſondern er wünſchte nur, daß einige 
allgemeine Grundſätze für einen künftigen Handelsvertrag auf⸗ 
geſtellt würden, und als er abermals eine abſchlägliche Ant⸗ 
wort empfing, da gab er ſehr ausführlich an, was er begehrte. 
Nach der Tabelle, die er mitſchickte, betrug die Ausfuhr aus 
den öſterreichiſchen Ländern nach Schleſien 1,864,000 Thaler, 
während von hier nur für 723,000 Thaler Waren hinüber⸗ 
gingen. Der Unterſchied belief ſich alſo auf 1,141,000 Thaler 
zugunſten Oſterreichs. 

Inbezug auf die Ausfuhrzölle wünſchte der König von 
Preußen keine Veränderung, da dieſelben zu Klagen während 
des Krieges nicht Anlaß gegeben hätten; nur ſollten die Wa⸗ 
ren genannt werden, deren Ausfuhr niemals verboten werden 
dürfte, und zwar wurden hierfür vorgeſchlagen: Flachs, Garn, 
Leinen, Leinwand, Knoppern, Weinſtein, Potaſche, Salpeter, 
Schaf- und Baumwolle. Dagegen begehrte der König von 
Preußen, daß die Verbrauchsſteuern von beiden Parteien auf 
zehn Prozent feſtgeſetzt würden; ferner die Durchgangszölle 
war er geneigt alſo zu laſſen, wie fie 1739 — 1740 geweſen, 
wenn er auf der anderen Seite die gleiche Bereitwilligkeit 
fände. 

Inbezug auf den Handel ſuchte der Wiener Hof alſo volle 
Freiheit zu gewinnen und dem Könige die Vorteile zu nehmen, 
die derſelbe 1742 und 1745 gewonnen. In einem anderen 
Falle ging es umgekehrt zu. Im Berliner Vertrage hatte 
Friedrich Verſprechungen inbezug auf die katholiſche Kirche ge⸗ 
geben, von denen er jetzt befreit zu werden ſuchte, nämlich, 
„daß er die katholiſche Religion in Schleſien in ihrem Beſtand 
erhalten werde, jedoch ohne weder der Freiheit des Gewiſſens 
und der proteſtantiſchen Kirche, noch ſeinen Rechten als Sou⸗ 
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verän Abbruch zu thun; er werde ſich übrigens der letzteren 
nicht zum Schaden des status quo der katholiſchen Religion 
bedienen“. Aus dieſem Friedensartikel waren aber nachher 
Streitigkeiten erwachſen darüber, was unter den Souveränitäts⸗ 
rechten zu verſtehen ſei, welche ſich der König vorbehalten habe; 
z. B. iſt behauptet worden, daß unter Religion hier auch das 
zeitliche Einkommen der Geiſtlichen, die ſogen. Temporalien, 
inbegriffen wären. 

Dieſer Streitigkeiten wünſchte Friedrich nun ledig zu wer⸗ 
den. Durch unangenehme Erfahrungen der letzten Jahre war 
er überdies zu dem Glauben gekommen, daß bei einem Kriege 
zwiſchen Preußen und Oſterreich der Biſchof und die Katho- 
liken mehr an Wien als an Berlin hingen, und ſo begreift 
man ſeinen Wunſch, daß der Breslauer Kirchenfürſt nur das 
preußiſche Schleſien unter ſich haben möchte. In einer Denk- 
ſchrift, welche dem preußiſchen Bevollmächtigten in Huberts⸗ 
burg vorgelegen hat, heißt es: „Wenn der Charakter eines 
Biſchofs das Laſter der Undankbarkeit beſitzt, ſo vermag er 
einen ſicheren Verräter nicht nur während des Krieges, fon- 
dern auch ſchon bei den Vorbereitungen dazu abzugeben. Denn 
da der Biſchof der vorzüglichſte Stand Schleſiens iſt und 
folglich einen ſolchen Zutritt hat, wie er anderen verwehrt iſt, 
ſo müſſen ihm gewiſſe Pläne weit eher bekannt werden, und 
indem er nun in beiden Teilen Schleſiens in Diöceſan⸗ 
angelegenheiten mit ſeinen Beamten in beſtändiger Verbindung 
bleibt, hat er unverdächtige Gelegenheiten, Mitteilungen zu 
machen, und iſt privilegierter Kundſchafter. So hatte der 
Biſchof Schafgotſch in Weidenau und Johannisberg einen Kanal 
in der Perſon des Landeshauptmannes, der ihm auch bei ſei⸗ 
ner Entweichung nach Wien vorausging.“ 

Schon 1748 und 1754 waren Verſuche gemacht worden, 
die Diöceſangrenzen zu ändern, hatten aber keinen Erfolg ge— 
habt, und auch in Hubertsburg iſt hierüber nicht verhandelt 
worden. Maria Thereſia wollte den König nicht einmal von 
dem befreien, was er 1742 verſprochen. Wenn er dagegen 
hätte die Grafſchaft opfern wollen, ſo wäre jenes wünſchens⸗ 
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werte Ziel wahrſcheinlich leichter zu erreichen geweſen; denn er 
würde dann den Teil des ehemaligen Fürſtentums Neiße, der 
jetzt öſterreichiſch war, mit dem ſchönen Johannisberg erhalten 
und nun die Breslauer Biſchöfe wohl geneigter gefunden ha⸗ 
ben, die Grenzen ihres Sprengels übereinſtimmend mit den 
politiſchen machen zu laſſen *). 

Neben der öſterreichiſchen Unterhandlung lief die ſächſiſche 
hin. Daß die Lage der Dinge nicht auf eine den erlittenen 
Verluſten entſprechende Entſchädigung rechnen ließe, hatte der 
König von Polen wohl eingeſehen und am 16. Dezember an 
den Kurprinzen geſchrieben: man müſſe zu erreichen ſuchen, 
was möglich ſei. Unter den Vorſchlägen, die er damals mit⸗ 
ſchickte, befand ſich auch die Erwerbung von Erfurt mittelſt 
eines Tauſches, ferner wurden die Teile genannt, welche dem 
Könige von Preußen in der Lauſitz gehörten. Näheres war 
nicht angegeben. Als nun die Unterhandlung begann, ver⸗ 
langte Collenbach wohl, daß der Friede mit Sachſen zu gleicher 
Zeit wie der öſterreichiſche und zwar auf einem billigen und 
angemeſſenen Fuße wiederhergeſtellt würde, dann aber hielt er 
im Vorleſen inne; denn er hätte den ſächſiſchen Bevollmäch⸗ 
tigten gern von der Teilnahme an den Beratungen über den 
öſterreichiſchen Frieden ausgeſchloſſen, wenn Hertzberg nicht 
anderer Meinung geweſen wäre. Darüber, was der Wiener 
Hof als billig und angemeſſen betrachtete, weigerte ſich Collen⸗ 
bach Auskunft gu. geben, und als Fritſch infolge deſſen zu ihm 
von den einer verbündeten Regierung ſchuldigen Rückſichten 
ſprach, erhielt er die herbe Antwort: „Der König von Polen 
und ſeine ſächſiſchen Lande wären durch ihren eigenen, der 
Reichsgrundverfaſſung gemäßen Willen in ihr Unglück geraten 
und hätten keinen Vertrag mit der Kaiſerin⸗Königin anzu⸗ 
ziehen.“ ! 

Collenbach handelte hierbei genau nach dem, was ihm vor⸗ 


1) Die Kaiſerin hätte ſogar ſchlimmſtenfalls, um das Glätziſche zu 
behalten, Troppau und Jägerndorf geopfert, wie ſie Anfang September 
einmal an Binder ſchrieb. Arneth II, 369. 
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geſchrieben war. Der Wiener Hof hatte dem ſächſiſchen eine 
Entſchädigung verſprochen. Als aber die Eroberungsausſichten 
verſchwanden, da verſchwand auch die Entſchädigungsluſt, und 
man beſchloß: der Bevollmächtigte des Königs von Polen ſollte 
frei begehren, was er wollte, und ſeine Geſchäfte ſo gut als 
möglich beſorgen; dagegen würde der öſterreichiſche keinen Frie⸗ 
den ohne jenes Einwilligung machen. Kaunitz wußte ſehr wohl, 
daß er hierbei nichts wagte; dem ſächſiſchen Hofe müßte, ſchrieb 
er an Stahremberg, am meiſten daran gelegen ſein, das 
Friedensgeſchäft zu befördern und zum baldigen Schluſſe zu 
bringen. 

Fritſch und der ihm auf ſein Verlangen nachgeſchickte Hof⸗ 
rat Gutſchmid waren mit Collenbachs Verfahren natürlich 
ganz unzufrieden; ſie rechneten auf den werkthätigen Beiſtand 
des Wiener Hofes für ihre wichtigſten Forderungen. Sie 
mußten wünſchen, daß die Feindſeligkeiten unverzüglich auf⸗ 
hören und vom 1. Januar ab weder Kriegsſteuern noch an⸗ 
dere Leiſtungen mehr verlangt werden ſollten, daß ferner 
Sachſen ebenſo ſchnell von den Preußen geräumt würde, wie 
die Grafſchaft von den Oſterreichern. Fritſch und Gutſchmid 
forderten außerdem, daß Collenbach mit ihnen gemeinſchaftlich 
über die Mittel beriete, dem ſächſiſchen Hof eine Entſchädigung 
zu verſchaffen. Dem Staatskanzler aber ließ der Kurprinz 
die Erwartung ausſprechen, daß der Bevollmächtigte des Wie⸗ 
ner Hofes nicht nur die ſächſiſchen Entſchädigungsanſprüche ſei⸗ 
nen Vorſchlägen einreihen, ſondern dieſelben auch zu einer 
Bedingung machen würde, von deren Erfüllung das Ende des 
Krieges abhinge. 

Fritſch und Gutſchmid übergaben am 4. Januar ihre Note 
dem öſterreichiſchen Bevollmächtigten und in Abſchrift auch dem 
preußiſchen. Jener unterſtützte nun wohl ſehr lebhaft den 
Termin des 1. Januar, ſonſt aber blieb er bei ſeinem Ver⸗ 
fahren, und ſo mußte denn Fritſch den Entwurf eines Friedens⸗ 
vertrages allein vorlegen. Er that es am sten und erregte mit 
ſeinem Schriftſtück den Zorn des Königs von Preußen. Dieſer 
ließ an Hertzberg ſchreiben: „Die Bedingungen lauteten ſo, 
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als ob ſeine Lage außerordentlich ſchlecht wäre“, und er fügte 
dann mit eigener Hand noch hinzu: „Man muß die Sachſen 
ein⸗ für allemal enttäuſchen und von ihren ſchimäriſchen An⸗ 
ſprüchen abbringen.“ 

Wie auf den öſterreichiſchen, ſo folgt nicht minder auf den 
ſächſiſchen Entwurf eine preußiſche Antwort, eine ſächſiſche Re⸗ 
plik und eine preußiſche Duplik. Nach der letzteren ſollten die 
Kriegsſteuern vom Tage der Unterzeichnung an aufhören. 
Man unterließ nicht, darauf hinzuweiſen, daß dergleichen in der 
Grafſchaft Glatz noch forterhoben und ebenſo die preußiſchen 
Unterthanen auf der linken Seite des Rheines in bedeutendem 
Maße von den Franzoſen gedrückt würden, obwohl in letzterem 
Falle ſogar die Präliminarien bereits ratifiziert wären. In⸗ 
bezug auf den Abmarſch der Truppen hieß es in der Duplik: 
„Der König ſei aufrichtig geſonnen, durch ſchnelle Räumung 
Sachſen zu erleichtern; aber da man nicht verſprechen wolle, 
was man nicht halten könne, ſo ziehe man es vor, freimütig 
anzugeben, was man für möglich halte und was nicht. Gleich 
nach der Unterzeichnung werde der König diejenigen Regimenter 
abmarſchieren laſſen, die in Weſtfalen, Preußen, Schleſien und 
Magdeburg ſtehen, dagegen die märkiſchen und pommerſchen 
Truppen könne man erſt wegſchicken, wenn die Flüſſe vom 
Eiſe frei ſeien, und man alſo die Magazine zu Waſſer dahin 
zu ſchaffen vermöge.“ Drei Wochen nach der Ratifikation 
hoffte der König die Räumung beendet zu haben; aber ſchon 
von dem Tage der Unterzeichnung der Friedensartikel an ver⸗ 
ſprach er ſeine Truppen aus den eigenen Magazinen zu unter⸗ 
halten. Man ſieht, der König gab den Sachſen ſo viel als 
möglich nach; dagegen ſprach er ſein Erſtaunen darüber aus, 
daß ſie den Anſpruch auf Entſchädigung nach den Erklärungen, 
die er inbezug auf dieſen Punkt bei ſo vielen Gelegenheiten 
gegeben, dennoch wiederholt hätten, und er drückte die Hoff⸗ 
nung aus, daß der König von Polen dem Beiſpiele des Ber⸗ 
liner Hofes, des Herzogs von Braunſchweig und des Land⸗ 
grafen von Heſſen folgen würde. 

So weit war am 24. Januar die Unterhandlung vor⸗ 
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gerückt; es unterliegt keinem Zweifel, daß die Dinge für 
Preußen günſtig ſtanden. Mittlerweile hatten ſich auch im 
Weſten die Verhältniſſe zum Vorteile Friedrichs II. geſtaltet. 
Durch den Einfall, welchen General Kleiſt auf Befehl des 
Königs bis nach Nürnberg hin unternommen, waren die des 


Krieges überhaupt ſchon müden Stände noch begieriger nach 


dem Frieden geworden; im Dezember 1762 begannen ſie Ver⸗ 
träge mit dem preußiſchen Geſandten in Regensburg abzu⸗ 
ſchließen. Den Reigen eröffnete Bayern, welches noch einen 
beſonderen Antrieb hatte, die Freundſchaft mit dem großen 
Könige zu erneuern; denn wenn dieſer in dem geheimen Ab⸗ 
kommen verſprach, des Kurhauſes in München ſich beſtens 
annehmen und alle widrigen Abſichten gegen dasſelbe nach 
Möglichkeit hintertreiben zu wollen, ſo können hiermit nur die 
Pläne gemeint ſein, die der Wiener Hof inbezug auf die Inn⸗ 
linie verfolgte. Die Pfalz, welche durch dieſelben gleichfalls 
bedroht war, ſchloß einen ähnlichen Vertrag. Beide wirkten 
außerdem in Regensburg für den Frieden. 

Im Anfange des Jahres 1763 hatten die Höfe von Lon⸗ 
don und Verſailles den Reichstag aufgefordert, die Neutralität 
anzunehmen, da ſie ſich ſonſt gezwungen ſehen würden, die 
Stände ihrem Schickſal zu überlaſſen. Am 10. Januar befür⸗ 
worteten die Geſandten der Wittelsbacher Kurfürſten einen 
ſolchen Beſchluß, und eine Woche ſpäter erklärten ſich im 
Fürſtenrate 42 Stimmen dafür, obwohl die kaiſerlichen Kom⸗ 
miſſarien ermahnt hatten, die Beratung nicht zu übereilen. 
Um die Bewegung nicht ganz ſelbſtändig werden zu laſſen, 
machte Franz I. der Regensburger Verſammlung durch ein 
Dekret bekannt, daß Maria Thereſia die Stände des Reiches 
ihrer im Jahre 1757 übernommenen Verbindlichkeiten entließe; 
und er ſelbſt erklärte ſich bereit, zu allen Mitteln huldreich die 
Hände zu bieten, die geeignet wären, den Ruheſtand und die 
Sicherheit im Reiche wiederherzuſtellen. 

Auch inbezug auf Cleve, Weſel und Geldern konnte Fried 
rich II. ſich jeder Befürchtung, daß die Franzoſen dieſe Plätze 
den Oſterreichern übergeben würden, nunmehr e Es 

Reimann, N. Geſch. Preußens. I. 
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war, wie wenn ein friſcher Wind fortfährt, die Wolken zu 
verjagen, die ſo lange den trüben Himmel bedeckt gehalten 
haben. N 

Eben dieſe Verhältniſſe benutzte Collenbach, um auf Fritſch 
einzuwirken, daß dieſer mit den letzten Entſchließungen des 
ſächſiſchen Hofes hervorkommen möchte, ſonſt könnte der König 
von Preußen unvermutet darauf verfallen, die Unterhandlungen 
abzubrechen oder wenigſtens noch härtere Bedingungen zu 
ſtellen; eine Bemerkung, die dem ſächſiſchen Bevollmächtigten 
um fo mehr einleuchten mußte, als er felbft gegen den Kur- 
prinzen einer ähnlichen Beſorgnis Ausdruck gegeben hatte. 
Collenbach durfte den Freiherrn v. Fritſch nicht auffordern, 
von jeder Entſchädigung abzuſtehen, es war ihm nur geſtattet, 
mittelbar dahin zu ſteuern und auf die traurigen Folgen der 
Verzögerung aufmerkſam zu machen. Umgekehrt wähnten der 
Kurprinz und Fritſch, es würde der König von Preußen, wenn 
Collenbach endlich Glatz aufgäbe, die Entſchädigung Sachſens 
ernſtlich unterſtützte und den Frieden davon abhängig machte, 
vielleicht eine ſolche noch bewilligen. Das war aber eine grobe 
Täuſchung !). Der Kurprinz bemerkte doch einmal ganz rich⸗ 
tig dem Freiherrn v. Fritſch, daß der König von Preußen 
nicht den Frieden ſuchte und ſich dieſes Vorteils wohl bewußt 
wäre; die Duplik zeigte ferner ſehr deutlich den feſten Willen 
des letzteren, keiner Entſchädigung zuzuſtimmen. Das einzige 
Heil lag alſo für Sachſen darin, das Unerreichbare raſch auf⸗ 
zugeben, um den Frieden zu beſchleunigen, dadurch eine frühere 
Räumung des Landes herbeizuführen und die Leiden der ar⸗ 
men Einwohner abzukürzen; die Preußen ſuchten überdies riick 
ſtändige Kriegsſteuern, zum Teil unter harten Drohungen, 
noch einzutreiben, ehe der Friedensvertrag es ihnen verbite. 


1) Beaulieu-Marconnay, der in ſeinem Buch „Der Huberts⸗ 
burger Friede“ ein ſehr reiches Material aus den Archiven von Berlin 
und Dresden zum erſtenmale benutzt und in dankenswerteſter Weiſe ver⸗ 
öffentlicht hat, folgt hier doch zu ſehr ſeinen ſächſiſchen Quellen, während 
er (S. 35. 36) ganz richtig urteilt, und Schäfer hat ſich von ihm 
gefangennehmen laſſen. 
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Jedoch erſt nach einigen Tagen faßte man in Dresden den 
heilſamen Entſchluß, jeder Entſchädigung zu entſagen. 

Als Fritſch den öſterreichiſchen Bevollmächtigten hiervon in 
Kenntnis ſetzte, war dieſer ohne Zweifel im Herzen froh, 
jedoch als ein höflicher Mann ſprach er nicht ohne Verwir⸗ 
rung ſein Bedauern darüber aus, daß das Unglück der Waffen 
die Abſicht des Wiener Hofes, dem ſächſiſchen eine vollſtändige 
Entſchädigung zu verſchaffen, vereitelt hätte. Er machte ſich 
wieder anheiſchig, den letzten Dezember als Endpunkt der 
Kriegsſteuern zu verlangen, und wünſchte, daß Fritſch von 
dem Verzicht auf Entſchädigung noch ſchweigen möchte. Dieſer 
weigerte ſich aber, hinter dem öſterreichiſchen Bevollmächtigten 
am Leitſeil einherzugehen, und trat in der Sitzung am 
29. Januar mit der Erklärung hervor, ohne welche der 
preußiſch⸗ſächſiſche Friede nicht zuſtande kommen konnte. Collen⸗ 
bach unterſtützte nicht nur den Termin des 1. Januar, ſon⸗ 
dern verſprach auch vonſeiten ſeines Hofes das gleiche Ver⸗ 
fahren; dann bot er die Herausgabe der Grafſchaft Glatz 
unter der Bedingung an, daß die Feſtung geſchleift und in⸗ 
bezug auf den Handel beiden Teilen bis zur künftigen Schlie⸗ 
ßung eines Vertrages vollſtändige Freiheit gelaſſen würde. 
Hertzberg hatte ſowohl gegen die eine wie gegen die andere 
Einſchränkung viel einzuwenden, doch was ſollte er machen, 
wenn Collenbach erklärte, daß er von Handelsangelegenheiten 
gar nichts verſtände? „Eine ſolche Behauptung iſt ſchwer zu 
bekämpfen“, ſchrieb er nach Leipzig. 

Der öſterreichiſche Hofrat überreichte ferner ein Schrift— 
ſtück, welches verſchiedene Wünſche zugunſten der katholiſchen 
Religion in Schleſien enthielt, und bat Hertzberg, dasſelbe 
dem Könige zu empfehlen. Die darin ausgeſprochenen Be— 
gehren find zwar nicht erfüllt worden, aber doch immer mit- 
teilenswert. Erſtlich ſolle die katholiſche Kirche in dem Stande, 
wie ſie ſich 1742 befunden, erhalten werden; dann ſolle der 
katholiſchen Gemeinde dieſer Länder erlaubt fein, einen Depu- 
tierten am Berliner Hofe zu haben, durch welchen alle Klagen 


bei den Miniſtern und erforderlichenfalls auch bei dem Kö⸗ 
3 * 
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nige felber vorgetragen werden; dieſer Gemeinde fet der Zu⸗ 
gang in Religionsſachen an den päpſtlichen Hof zu geſtatten. 
Dem Domkapitel ſolle die freie Wahl eines Biſchofs, ohne 
daß der preußiſche Hof ſich einmiſchen könne, zugeſtanden und 
alle geiſtlichen Pfründen ebenſo wie unter der öſterreichiſchen 
Regierung vergeben werden. Der Eintritt in geiſtliche Orden 
ſolle niemandem verwehrt ſein, und bei gemiſchten Ehen ſolle 
das Konſiſtorium über Streitigkeiten entſcheiden und die Ap⸗ 
pellation an die Nuntiatur gehen. Kein Stift ſei höher zu 
beſteuern als die Weltlichen. Das Edikt vom Jahre 1753, 
worin alle Vermächtniſſe und Zuwendungen zu frommen 
Zwecken ſowie auch die Errichtung faſt aller neuen Fundationen 
gänzlich verboten und die pia legata und Vermächtniſſe für 
Seelenmeſſen bis 500 Thaler verſchränkt worden, ſolle gänz⸗ 
lich aufgehoben werden. Endlich ſeien die Teſtamente der 
Geiſtlichen nur bei dem geiſtlichen Vikariat zu veröffentlichen 
und ebendaſelbſt die daraus entſtehenden Streitigkeiten zu ent⸗ 
ſcheiden. 

Das Aktenſtück an ſeinen Herrn zu ſenden, konnte ſich 
Hertzberg nicht weigern; er bemerkte jedoch, daß der König 
einer fremden Macht ſchwerlich geſtatten werde, ſich in der⸗ 
gleichen innere Verhältniſſe zu miſchen. 

Der ſächſiſche Bevollmächtigte war, ſeitdem er von dem 
Verzichte ſeines Hofes auf Entſchädigung Kenntnis gegeben 
hatte, die ganze Zeit über ſtill geblieben; jetzt aber ſprach er 
ſein höchſtes Bedauern darüber aus, daß das unglückliche 
Sachſen, obwohl es, von ſeinen Freunden ohne Hoffnung ge⸗ 
laſſen, mehr zu erreichen, auf das hin abzuſchließen bereit ſei, 
was der Feind zugeſtehen wolle, doch wegen fremder Zwecke 
das Ende ſeines Elendes verzögert ſehen müſſe. Auf einem 
Spaziergange, den Collenbach vorgeſchlagen, machten dieſem die 
ſächſiſchen Bevollmächtigten über ſein Verfahren noch weitere 
Vorwürfe, die jetzt auch, nachdem der Dresdener Hof allen 
Entſchädigungsanſprüchen entſagt hatte, ſehr begründet waren. 

Collenbach brauchte Zeit, um alles reiflich in Bedacht zu 
nehmen. Am Abend kam er mit ſeinem Sekretär wider Ge⸗ 
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wohnheit zum Beſuche zu Fritſch; er ließ Gutſchmid holen 
und erklärte nach einer langen Rede, daß er fein ganzes Gee 
heimnis ihnen offenbaren und in ihre Hände legen wolle. Die 
beiden Sachſen antworteten: ſie möchten ſich nicht dem Vor⸗ 
wurf ausſetzen, ihn zu einem für den Wiener Hof nachteiligen 
Schritt verführt zu haben. Aber Collenbach fuhr fort: „Ich 
kann Glatz mit allen Feſtungswerken anbieten.“ Er bat nun, 
Fritſch möge doch Hertzberg erſuchen, ſeinen Bericht an den 
König bis zur folgenden Sitzung zu verſchieben; der preußiſche 
Bevollmächtigte ließ aber weder ſchriftlich noch mündlich ſich 
hierzu beſtimmen. Da wurde Collenbach noch unſicherer und 
unruhiger und zog ſich erſt ſpät zurück, ganz unentſchloſſen, 
ob er am nächſten Tage mit ſeinem Geheimnis herausgehen 
ſollte oder nicht. 

Wie Flemming früher dem Staatskanzler, ſo bahnte dem 
Wiener Hofrate jetzt der Freiherr v. Fritſch den Weg. In 
der Sitzung am 30. Januar erklärte letzterer es für unwahr⸗ 
ſcheinlich, daß Preußen den inbezug auf Glatz gemachten Vor⸗ 
ſchlag annehmen würde; dann wies er auf das Elend des 
ſächſiſchen Landes hin, deſſen völlige Verwüſtung mit allen 
Mitteln vermieden werden müßte. Zuletzt erſuchte Fritſch den 
öſterreichiſchen Bevollmächtigten auf das angelegentlichſte, wenn 
er noch etwas mehr thun könnte, ſolches zur Erleichterung 
Sachſens nicht zurückzuhalten. Nun ging der Angerufene würde⸗ 
voll über die Brücke, die Fritſch ihm gebaut hatte. 

Collenbach war ein Mann von übertriebener Langſamkeit 
und Vorſicht; hier ergriff ihn aber bald die Reue, wie wenn 
er zu raſch vorgegangen wäre. Nach der Sitzung kam er in 
größter Beſtürzung zu Hertzberg und flehte deſſen Großmut 
und Religion an. Er habe ſich mit ſeiner Erklärung übereilt; 
denn er dürfe nur im ſchlimmſten Fall und unter der Be⸗ 
dingung auf Glatz verzichten, daß der Friede dann ſofort unter- 
zeichnet werde. Wenn der Wiener Hof davon Kenntnis er⸗ 
halte, ſei er ein verlorener Mann; er beſitze eine große 
Familie und beſchwöre Hertzberg, ihn aus dieſer peinlichen 
Lage zu befreien. Er war mehr tot als lebendig. Der preu⸗ 
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ßiſche Diplomat wurde gerührt und gewährte die Bitte. Schon 
am folgenden Tage jedoch konnte Collenbach mitteilen, daß er 
die Anweiſung empfangen hätte, Glatz mit den Feſtungswerken 
und der Artillerie abzutreten, jedoch unter den Bedingungen, 
daß Sachſen befriedigt ſein müßte und beide Teile bis zum 
Abſchluß eines Handelsvertrages in ihrem Lande beliebige Ein⸗ 
richtungen treffen könnten. 

Was die zweite Forderung angeht, ſo hatte Kaunitz ge⸗ 
meint: die von Preußen aufgeſtellten Grundſätze ſchienen wohl 
auf den erſten Blick billig zu ſein und auf Gegenſeitigkeit zu 
beruhen; jedoch in Wahrheit zielten fie nur dahin, Oſterreich 
auf Irrwege zu leiten und den Aufſchwung ſeiner Manufak⸗ 
turen zu vereiteln. Es war aber mehr herkömmliches Miß⸗ 
trauen. Man wollte ſich nicht im voraus die Hände binden 
laſſen, noch Preußen die Möglichkeit gewähren, die etwaige 
Nichterfüllung der Vertragsbeſtimmungen mit den Streitig⸗ 
keiten zu rechtfertigen, die inbezug auf Handelsangelegenheiten 
vorausſichtlich entſtehen würden. Sollte jedoch das ganze Werk 
an dieſem Artikel ſcheitern, ſo beſtände das letzte Auskunfts⸗ 
mittel darin, daß nicht die Beſtimmungen des Breslauer, ſon⸗ 
dern des Dresdener Friedens von Wort zu Wort in dem 
neuen Vertrage wiederholt würden ). Aber der König von 
Preußen ließ ſchon am 2. Februar erklären, daß er, um ſeine 
aufrichtige Neigung zum Frieden zu bezeigen, hierin dem Wie⸗ 
ner Hofe nachgebe. Lag übrigens nicht auch etwas Erfreuliches 
in dieſer Forderung? Indem Maria Thereſia ſich weigerte, 
die alten Verkehrsverbindungen zwiſchen den Bewohnern dies⸗ 
und jenſeit der Sudeten wiederherzuſtellen, bekannte ſie doch 
zugleich, daß ſie auf Schleſien für immer verzichten müßte. 

Auch die Sachſen erfuhren noch einige Milderungen. Fritſch 
war am 1. Februar nach Leipzig gereiſt, um ſelber dem Kö⸗ 
nige von Preußen Vorſtellungen zu machen, und dieſer ſetzte 
nun feſt, daß ſchon vom 11ten an alle Kriegsſteuern aufhören 
und die Truppen aus den preußiſchen Magazinen unterhalten 
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werden ſollten; er verſprach ferner zwiſchen dem 15ten und 
20ſten den größten Teil des Landes räumen zu wollen, ſo daß 
nur diejenigen Regimenter etwas länger bleiben würden, welche 
nach Berlin und Pommern beſtimmt wären. Man ſolle, 
ſprach er, ihm glauben, daß er das Ende ſo gut als irgend 
möglich machen werde. 

Nach den bei der ſchriftlichen Unterhandlung feſtgeſtellten 
Grundſätzen ſollten die Rückſtände von Kriegsſteuern nicht er⸗ 
hoben, aber Wechſel und andere Schuldverſchreibungen, die 
infolge ſolcher Forderungen von Körperſchaften oder Einzelnen 
als Zahlung gegeben worden wären, davon ausgenommen ſein. 
Sachſen hatte noch beinahe 24 Millionen dieſer Art zu ent⸗ 
richten. Auch einige reichsſtädtiſche Wechſel befanden ſich in 
Friedrichs Händen. Um gegen den Dresdener Hof gefällig zu 
erſcheinen, hatte Collenbach am 31. Januar ſeinen zwei Haupt. 
bedingungen noch die weitere zugefügt: es müßten die Wechſel 
der Reichsſtädte ſowohl als der ſächſiſchen Unterthanen gegen 
die preußiſchen ausgetauſcht werden. Friedrich verſtand ſich 
aber auch auf ſeinen Vorteil. Er nahm nur inbezug auf die 
reichsſtädtiſchen Schuldverſchreibungen den Vorſchlag an, nach— 
dem er die Nürnberger, Erfurter und Fuldaer Wechſel in die 
Hände von Privatperſonen hatte übergehen laſſen. Es blieben 
ihm hierauf noch ſechs Bamberger im Betrage von 575,000 
Thalern übrig; indem er ſie herausgab, empfing er dafür 13 
aus preußiſchen Ländern zurück im Werte von 844,000 Tha— 
lern. Die Sachſen dagegen mußten im Friedensvertrage das 
Verſprechen geben, ihre Wechſel zu bezahlen. 

Der Religionspunkt hat auch noch einige Schwierigkeiten 
verurſacht. Collenbach wollte dem Könige von Preußen die 
Verpflichtung auferlegen, den Zuſtand der katholiſchen Kirche 
nicht allein, wie er eben damals war, ſondern wie er kraft 
der Präliminarien von 1742 ſein ſollte, aufrecht zu halten; 
umgekehrt nahm Hertzberg alle Souveränitätsrechte ohne Aus⸗ 
nahme für ſeinen Herrn in Anſpruch, obwohl derſelbe keines- 
wegs geſonnen wäre, der Ausübung der katholiſchen Religion 
in Schleſien Schwierigkeiten in den Weg zu legen. Collenbach 


40 I. Buch. 1. Kapitel. 


weigerte ſich entſchieden, dieſen Gegenentwurf anzunehmen; er 
behauptete ſogar, daß er ihm nicht einmal in ſeinem Bericht 
eine Stelle geben dürfte, weil die Katholiken ihn ſteinigen 
würden, wenn ſie das erführen. Ebenſo hartnäckig lehnte 
Hertzberg den öſterreichiſchen Vorſchlag ab, und als er ſich 
denſelben endlich gefallen ließ, da geſchah es doch mit einer 
Anderung. Nicht den Zuſtand, wie er infolge der Prälimi⸗ 
narien von 1742 ſein ſollte, ſondern wie er zur Zeit der⸗ 
ſelben war, verſprach Friedrich zu erhalten, ohne jedoch der 
Freiheit des Gewiſſens, der proteſtantiſchen Religion und den 
Souveränitätsrechten Abbruch zu thun. Hertzberg erklärte zu 
gleicher Zeit: wenn ſein König es vielleicht dereinſt für not⸗ 
wendig erachten ſollte, die Jeſuiten aus Schleſien zu vertreiben, 
ſo würde er damit nicht gegen den in Rede ſtehenden Artikel 
zu handeln glauben, da er in dieſer Beziehung nur dem Bei⸗ 
ſpiele verſchiedener katholiſcher Regenten folgen würde. Collen⸗ 
bach konnte dies nicht in Abrede ſtellen; aber als ein warmer 
Freund der Jeſuiten bat er dringend, Hertzberg möge ſich zu 
ihren Gunſten verwenden; ihre Verfolger thäten ihnen großes 
Unrecht, fie wären ſehr brave Leute und der menſchlichen Ge⸗ 
ſellſchaft außerordentlich nützlich. 

Endlich möge noch eines Punktes aus dieſen Unterhand⸗ 
lungen hier gedacht werden. Als von der zu erlaſſenden Am⸗ 
neſtie die Rede war, wollte Collenbach den preußiſchen Ent⸗ 
wurf erweitern und namentlich in dieſelbe nicht nur den 
Grafen Schafgotſch, Biſchof von Breslau, ſondern ſogar den 
Baron Warkotſch eingeſchloſſen haben, und als der preußiſche 
Bevollmächtigte widerſprach, ſchlug er vor, es ſollte wenigſtens 
die Einziehung der Güter des Verräters aufgehoben werden, 
auch wenn man ihn für ſeine Perſon im Lande nicht leiden 
wollte. Jedoch Hertzberg lehnte das ebenfalls ab: die Weg⸗ 
nahme ſei rechtskräftig erkannt worden und außerdem das 
Mögliche geſchehen, um das Urteil in der Ausführung zu 
mildern; der Ehefrau dieſes Mannes habe man gelaſſen, was 
ſie demſelben zugebracht, ihr außerdem ein Jahrgeld ausgeſetzt, 
und den ruhigen Aufenthalt in den preußiſchen Landen ge⸗ 
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ſtattet, unangefochten wohne ſie in Breslau. Später ſetzte 
man zwar feſt, daß die Gütereinziehungen gänzlich aufgehoben 
werden ſollten, mündlich aber ſchloß man zugleich wenigſtens 
Warkotſch von der Wohlthat dieſer Beſtimmung aus ). 

Das Reich ward ebenfalls in den Hubertsburger Vertrag 
aufgenommen. Unterdes war auch in Regensburg die Sehn⸗ 
ſucht nach Frieden immer mehr zum Vorſchein gekommen; 
vom 7. Februar an wurden ſämtliche Stimmen aufgezeichnet, 
und ſie erklärten ſich einhellig für die Neutralität, welche dann 
der preußiſche Geſandte Freiherr v. Plotho im Auftrage ſeines 
Königs am 11. Februar annahm. Eine ähnliche Zuſage gab 
Hannover. Die drei Stände beſchloſſen, das Reichsheer zurück⸗ 
zuberufen, und der Kaiſer hat ſpäter (24. Februar) die Ent⸗ 
laſſung desſelben angeordnet. 

Die Friedensverträge wurden am 15. Februar in Huberts⸗ 
burg unterzeichnet. Zwei Tage darauf kam der König hier 
durch. Als er bei Hertzberg etwas Schokolade zu ſich nahm, 
bemerkte er gelegentlich: „Es iſt doch ein gutes Ding um den 
Frieden, den wir abgeſchloſſen haben; aber man muß ſich das 
nicht merken laſſen.“ 

Auch in Wien lobte man das Ende. Allerdings über 
Fritſch und den Dresdener Hof glaubte man Grund zur Be- 
ſchwerde zu haben. Collenbach hatte jenen als einen Mann 
beſchrieben, mit welchem eine vernünftige Abrede nicht genom⸗ 
men und noch weniger bei ſeiner außerordentlichen Lebhaftig⸗ 
keit und ſeinen eingewurzelten Vorurteilen gehörig ausgeführt 
werden könnte. Und am 7. Februar ſchrieb Kaunitz an Stahrem⸗ 
berg: „Der Bevollmächtigte hat ſich auf die gewöhnliche fur- 
ſächſiſche Art benommen und keineswegs ſo, daß Collenbach 
ihm einiges Vertrauen hätte bezeigen oder mit ſeinem Be⸗ 
tragen zufrieden ſein können.“?) Umgekehrt und mit etwas 
mehr Grund beklagten ſich der Kurfürſt und die ſächſiſchen 
Bevollmächtigten über das eigennützige Verfahren des Wiener 
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Hofes. Dagegen rühmt Collenbach von dem Könige von 
Preußen, dem er nach der Auswechſelung der Ratifikationen 
ſeine Aufwartung gemacht hatte, daß derſelbe ſich bei dem 
ganzen Friedensgeſchäft auf eine ſehr anſtändige Weiſe benom⸗ 
men und auch in gewiſſem Maß ein wahres Verlangen zu 
künftigem guten Einverſtändnis geäußert hätte. 

In einem Vortrage, welchen Kaunitz der Kaiſerin-Königin 
am 31. Oktober 1760 hielt, waren fünf Arten von Friedens⸗ 
ſchlüſſen unterſchieden und der Vertrag für den beſten erklärt 
worden, wenn Maria Thereſia ganz Schleſien und die Graf- 
ſchaft Glatz erwürbe, ohne daß Frankreich eine entſprechende 
Gebietserweiterung empfinge, wenn ferner ihre Bundesgenoſſen 
ebenfalls hinlängliche Entſchädigungen erhielten, und dadurch 
die Macht des Königs von Preußen in die engſten Grenzen 
eingeſchränkt würde. Dagegen als der ſchlechteſte Friede war 
es dem Staatskanzler erſchienen, wenn ſowohl die Kaiſerin⸗ 
Königin als ihre Verbündeten leer ausgingen und der Beſitz⸗ 
ſtand bliebe, wie er vor dem Kriege geweſen. Gerade letzteres 
iſt aber in Hubertsburg beſchloſſen worden. Vergleicht man 
dieſen Ausgang mit den urſprünglichen Erwartungen des Wie⸗ 
ner Hofes, ſo wird man lebhaft an Gleims Fabel von der 
Milchfrau erinnert. 


Zweites Kapitel. 


Stellung der Großmächte zu der polniſchen Thron⸗ 
erledigung des Jahres 1763. 


Durch die Politik und Kriegführung Friedrichs des Großen 
in der erſten Hälfte ſeiner Regierung erſtand dem Hauſe Habs⸗ 
burg in Preußen ein Nebenbuhler, der am Ende dieſes Zeit⸗ 
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raums unſtreitig eine ebenbürtige Stellung neben Ofterreich 
einnahm +). Der Siebenjährige Krieg hat aber außerdem noch 
einen ungemein folgenreichen Einfluß auf das Schickſal Polens 
ausgeübt; er ſchwächte nämlich die Großmächte ſo ſehr, daß 
ſie ſich einem neuen Kampfe nicht ſogleich wieder ausſetzen 
mochten, und es löſte ſich ferner in ſeinem letzten Abſchnitte 
das Bündnis zwiſchen den beiden proteſtantiſchen Hauptmächten. 
Infolge der Treuloſigkeit Butes konnte Friedrich, der wie ein 
der verheerenden Sturmflut entronnener Mann von keinem 
anderen Wunſche beſeelt war, als dem nach Ruhe, nur in 
Rußland eine Stütze ſuchen. Peter III., der wohlmeinende, 
wenn auch unvorſichtige Freund, der ihm in der bitterſten Not 
hilfreich die Hand geboten, war elend umgekommen, bevor er 
das Bündnis, das er mit ihm abgeſchloſſen hatte, unterſchreiben 
konnte. Dem Könige von Preußen blieb aber keine Wahl. 
Er folgte, und zwar weit mehr als Maria Thereſia, einem 
Gebote der Notwendigkeit, wenn er derjenigen, die ſeinen 
Retter vom Throne geſtoßen, zu der erlangten Herrſchaft Glück 
wünſchte; denn es war ſein Untergang, wenn ſie die ruſſiſchen 
Heeresmaſſen abermals auf die Seite der Gegner treten ließ. 
Zu ſeinem großen Vorteil erkannte ſie den Frieden, den 
Peter III. mit Preußen geſchloſſen hatte, ſogleich an; das 
Bündnis dagegen vom 8. Juni beſtätigte ſie nicht, denn ihre 
Pläne wichen von denen ihres ermordeten Gemahls ab. 

Als Katharina II. ſich der Herrſchaft bemächtigt hatte, 
wollte ſie dieſelbe durch eine große auswärtige Politik befeſtigen 
und zugleich dem eigenen ſtarken Ehrgeiz Nahrung geben. 
Deshalb wünſchte fie zunächſt, an dem Friedensſchluſſe von 
1763 teilzunehmen; jedoch verfolgte ſie hierbei noch beſondere 
ruſſiſche Intereſſen. 

In Kurland war das alte Herzogshaus im Jahre 1737 
ausgeſtorben. Von Auguſt III., welcher hauptſächlich den ruſ⸗ 


1) Dieſer Abſchnitt iſt mit den Beweiſen abgedruckt in der Zeit⸗ 
ſchrift für preußiſche Geſchichte 1877, S. 372 ff. unter dem Titel: „Das 
preußiſch⸗ruſſiſche Bündnis vom Jahre 1764“. 
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ſiſchen Waffen ſeinen Königstitel verdankte, war dann auf 
Bitten der Zarin Anna der Günſtling derſelben, Biron, mit 
Zuſtimmung des Senates zum Nachfolger gemacht worden. 
Aber ſeine Herrſchaft dauerte nicht lange; denn am 20. No⸗ 
vember 1740 ward er geſtürzt und mußte ſehr bald in die 
Verbannung gehen. Eliſabeth rief ihn zwar aus Sibirien 
zurück; aber ſie ließ ihn nicht wieder in ſein Herzogtum ziehen. 
Am 8. Januar 1759 wurde der Sohn des Königs von Polen, 
Karl, damit belehnt, nachdem die Kaiſerin von Rußland ſchrift⸗ 
lich erklärt hatte, daß ihre Intereſſen und weſentliche Staats⸗ 
gründe die Wiedereinſetzung Birons oder ſeiner Söhne in Kur⸗ 
land niemals erlauben würden, und daß ihr die Ernennung 
des Prinzen Karl angenehm wäre. Mit dieſer Erhebung war 
aber der Großfürſt Peter gar nicht einverſtanden, und als er 
Kaiſer geworden, forderte er den Herzog Biron auf, zugunſten 
des Prinzen Georg von Holſtein zu entſagen. Katharina II. 
war dann durchaus abgeneigt, die Politik ihres Gemahls in 
dieſem Punkte fortzuſetzen; ebenſo wenig aber wollte ſie Kur⸗ 
land aufgeben. Sie zeigte dem Könige von Polen an: Biron 
ſei jetzt wieder frei und folglich imſtande, Beſitz von ſeinen 
Staaten zu nehmen; ſie hoffe deshalb, daß ihm dieſes werde 
geſtattet werden. i 

Es war eine höchſt beleidigende Zumutung, welche die 
Kaiſerin von Rußland dem Könige von Polen ſtellte; jedoch 
ſie ſann zugleich auf einen Erſatz, den ſie dem Dresdener 
Hofe verſchaffen könnte. Sie gedachte Preußen und Sſterreich 
dahin zu bringen, daß ſie Sachſen räumten, und außerdem wollte 
ſie eine Entſchädigung auswirken. Mündlich zeigte man in 
Warſchau an, daß die Bistümer Hildesheim und Paderborn 
ſäkulariſiert und zuſammen mit der Grafſchaft und Stadt 
Erfurt dem Herzoge Karl von Kurland gegeben werden ſollten. 
Man verhehlte ſich nun keineswegs, daß dieſer Plan nur dann 
ins Leben treten könnte, wenn ſich Oſterreich damit einver⸗ 
ſtanden erklärte. Die Zuſtimmung der Kaiſerin⸗Königin hoffte 
man aber dadurch zu erlangen, daß man ihr die Grafſchaft 
Glatz wieder verſchaffen wollte. 
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Die erſte Bedingung für die ruſſiſchen Pläne war die, 
daß die kriegführenden Mächte ſich entſchließen mußten, Katha⸗ 
rinas Vermittelung anzunehmen. Daher wurde denn in Peters⸗ 
burg ein ſolches Verlangen gegen den preußiſchen und öſter⸗ 
reichiſchen Geſandten ausgeſprochen, und außerdem redete der 
ruſſiſche Vertreter in Wien, Fürſt Galitzin, auch von einem 
nach den Umſtänden zu verändernden Bündnis. Aber letz⸗ 
teres war nicht ernſthaft gemeint. „Die Grundſätze des Grafen 
Kaiſerling, welche, wie ich höre, ziemlich an Boden gewinnen“, 
ſchrieb der preußiſche Geſandte v. d. Goltz am 21. Auguſt an 
Friedrich II., „werden die Kaiſerin dahin bringen, die Ver⸗ 
bindung mit Ew. Majeſtät der mit dem Wiener Hofe vor⸗ 
zuziehen, ſo viel Mühe ſich auch der öſterreichiſche Geſandte 
giebt.“ Und zwei Tage ſpäter erfuhr Goltz noch Erfreulicheres. 
In einer Unterredung mit ihm äußerte Kaiſerling: „es liege 
zwar nicht im Intereſſe des ruſſiſchen Hofes, Schutzbündniſſe 
mit ſeinen Nachbarn zu ſchließen; aber er glaube doch, daß 
die Kaiſerin nicht abgeneigt ſei, mit dem Könige von Preußen 
in nähere Beziehungen zu treten, etwa durch einen Allianz⸗ 
vertrag, in welchem man auch Maßregeln inbezug auf Polen 
feſtſetzen könnte“. 

Für Rußland waren die Königswahlen in Warſchau wich— 
tiger als für irgendeine andere Macht. In dem Vertrage 
vom 8. Juni 1762 hatte Friedrich II. verſprochen, für einen 
Piaſten, d. h. für einen einheimiſchen Bewerber, zu wirken, 
und Katharina gedachte dasſelbe Begehr an ihn zu ſtellen; 
denn fie wollte den Grafen Stanislaus Poniatowski, ihren 
früheren Liebhaber, oder wenn das unmöglich wäre, deſſen 
Vetter, den Prinzen Adam Czartoryski, zum Könige von Polen 
machen. 

Das waren die Pläne, welche die Kaiſerin von Rußland 
verfolgte. Zunächſt wünſchte ſie, zu den künftigen Friedens⸗ 
unterhandlungen hinzugezogen zu werden. Goltz antwortete: 
der König werde mit Vergnügen ihre Vermittelung annehmen, 
wenn er ſich nur einen feſten und dauerhaften Frieden hier⸗ 
von verſprechen könne. Der Wiener Hof dagegen, welcher ſich 
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ärgerte, daß Katharina den Frieden vom 5. Mai 1762 für 
gültig erklärt und das eroberte Preußen zurückgegeben hatte, 
lehnte die Vermittelung ab, und der König von Polen erhob 
Vorſtellungen gegen das Verlangen, daß ſein Sohn Karl dem 
alten Biron weichen ſollte, wiewohl er kraft eines Geſetzes der 
Republik mit Zuſtimmung des Senates auf die dringenden 
Bitten der Stände des Herzogtums und auf Rußlands Em⸗ 
pfehlung belehnt worden wäre. Auguſt III. bat, man möchte 
Biron mit ſeinen Anſprüchen an den oberſten Lehnsherrn 
verweiſen. 

Im September 1762 wurden vom Berliner Hofe Ver⸗ 
haltungsbefehle für den Grafen Viktor v. Solms beraten; 
denn Katharina II. hatte gewünſcht, einen anderen Vertreter 
Preußens bei ſich beglaubigt zu ſehen. Aus Kaiſerlings Er⸗ 
öffnungen vermutete man ganz richtig, daß ſie gedächte, nicht 
ſowohl das Bündnis vom 8. Juni zu beſtätigen, als ein 
neues zu ſchließen. Solms ward angewieſen, inbezug auf die 
Vermittelung, die dem Petersburger Hofe ſehr am Herzen zu 
liegen ſchiene, dasſelbe zu antworten, was bereits von Goltz 
geſagt worden war; doch glaubte man nicht, daß die Teil⸗ 
nahme Rußlands an den künftigen Friedensunterhandlungen 
großes Gewicht haben würde. Wenn von einem Biindniffe 
die Rede wäre, ſollte der Geſandte die ſtärkſten Verſicherungen 
von der Bereitwilligkeit des Königs geben, alles zu thun, was 
die Bande der Freundſchaft zwiſchen den beiden Höfen feſter 
knüpfen könnte. Daß der Kaiſerin ſehr viel an der Entſchä⸗ 
digung Sachſens lag, ahnte der Berliner Hof nicht, und er 
befahl daher dem Geſandten, einen ſo albernen Anſpruch als 
etwas Ungereimtes hinzuſtellen. Inbezug auf den neuen Ver⸗ 
trag konnte man noch keine näheren Vorſchriften erteilen; nur 
der Punkt, welchen ſchon Kaiſerling berührt hatte, ward er⸗ 
wähnt. Die Erledigung des polniſchen Thrones, hieß es in 
der Inſtruktion, ſei für Rußland immer eine Angelegenheit 
von der größten Wichtigkeit geweſen, und die Verſtändigung 
über die Maßregeln, welche zu treffen ſeien, damit die Wahl 
auf einen unverdächtigen Bewerber falle, bilde ſtets einen be⸗ 
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ſonderen Artikel in den Verträgen zwiſchen dem Berliner und 
dem Petersburger Hofe. Der König habe nur ein Verlangen 
in dieſer Hinſicht, nämlich einen öſterreichiſchen Prinzen fern 
zu halten, und es werde daher leicht für ihn ſein, mit Ruß— 
land über einen Piaſten oder einen Prinzen übereinzukommen, 
nur dürfe letzterer nicht aus einem Hauſe ſein, deſſen Macht 
die Nachbarn beunruhigen könne. 

Solms gelangte den 4. November nach Petersburg; aber 
er mußte, weil die Kaiſerin nach Moskau gegangen war, ihr 
dorthin folgen. Am 27ſten kam er hier an und hatte ſicher⸗ 
lich ſogleich eine Unterredung mit Katharina, die am folgen⸗ 
den Tage an den König von Preußen ſchrieb. Sie befand 
ſich in keiner freundlichen Stimmung. Offenbar grollte ſie 
darüber, daß man ihre Vermittlerhand nirgends eifrig er— 
griffen. Am ſanfteſten war Friedrich II. mit ihr verfahren. 
Wenn ihm auch an der Zwiſchenkunft der ruſſiſchen Kaiſerin 
wenig lag, fo hatte er ſich doch ungemein gehütet, das An- 
erbieten kühl zurückzuweiſen. Aber gerade gegen den, von 
welchem ſie noch am freundlichſten behandelt worden, zeigte 
ſie fic) höchſt empfindlich. Die Eröffnungen, welche der ruſ— 
ſiſche Geſandte Repnin dem Grafen Finckenſtein machte, lauteten 
ſo, daß der König nicht wußte, woran er mit dieſer Macht 
wäre, wenn er auch allen Grund zu der Annahme zu haben 
glaubte, daß die Kaiſerin mit ihm nicht brechen würde. Bald 
nachher empfing er den Brief, welchen ihm Katharina am 
28. November geſchrieben hatte. Je mehr Wert ſie darin 
auf die Freundſchaft mit Preußen legte, deſtoweniger verbarg 
ſie dem König ihr Mißvergnügen, und ſie wies auf die Macht 
hin, welche fie nicht nur früher hätte gebrauchen können, fon- 
dern die ihr jetzt auch noch zur Verfügung ſtände. Daß Fried 
rich von einer Entſchädigung Sachſens nichts hören wollte, 
darüber war ſie aufgebracht, und ſie behauptete noch einmal: 
es würde wohl möglich ſein, ohne den einen zu ſchaden, die 
andern zu befriedigen und vielleicht ſogar dem ganzen Reiche 
zu nützen, indem man einem Prinzen jenes Landes ein neues 
Fürſtentum verſchaffte. Der Brief war ſo geſchrieben, daß er 
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auf eine Anderung der ruſſiſchen Politik hindeutete, faſt als 
ob eine bewaffnete Vermittelung erfolgen könnte. 

Gerade damals redete Friedrich zum zweitenmale mit dem 
ſächſiſchen Abgeſandten, dem Freiherrn v. Fritſch, über die 
Eröffnung von Friedensunterhandlungen. Er antwortete nach 
deſſen Abreiſe der Kaiſerin am 22. Dezember in einem Schrei⸗ 
ben, worin er ſehr offenherzig war und es noch mehr zu ſein 
ſchien. Über die Unterredungen, die er mit Fritſch gehabt 
hatte, ſchwieg er noch; er zeigte den beſten Willen inbezug auf 
die beſonderen Abſichten Katharinas, ohne ſich irgendwie zu 
binden oder näher zu erklären. Er ſprach z. B. ſeinen Glau⸗ 
ben an die Möglichkeit aus, daß alle Welt und auch die 
Sachſen zufriedengeſtellt würden, wenn man es nur mit ver⸗ 
ſöhnlichen Gemütern zu thun hätte. Das war aber auch alles, 
was er über Katharinas Wünſche für Auguſt III. und ſeinen 
Sohn Karl ſagte. Sie erfuhr im Grunde nicht mehr, als ſie 
ſchon wußte. Jedoch mit welcher Liebenswürdigkeit wurde fie 
behandelt! Wie viel anmutige Schmeicheleien wob der König 
mit ſeiner geſchickten Hand in das Schreiben, ohne ſeiner Würde 
dabei etwas zu vergeben! Er wußte, daß ſeine Worte an 
eine Frau gerichtet waren, deren Herz für Aufmerkſamkeiten 
ſolcher Art eine ganz beſondere Empfänglichkeit beſaß. Auch 
verfehlte der Brief ſeine Wirkung nicht. Als ihn die Kaiſerin 
erhalten hatte, näherte ſie ſich bei Gelegenheit eines Masken⸗ 
balles mit zufriedener Miene dem preußiſchen Geſandten, ſprach 
zuerſt von gleichgültigen Dingen und ſagte dann mit halblauter 
Stimme: „Was Sie mir geſtern geſchickt, hat mir unendliches 
Vergnügen gemacht; ich bitte Sie, dem König Ihrem Herrn 
meinen Dank auszuſprechen.“ 

Inbezug auf Kurland hatte Katharina inzwiſchen einen an⸗ 
deren Weg gewählt und Beſchlag auf die herzoglichen Einkünfte 
gelegt; denn auf keinen Fall wollte ſie ihr erſtes auswärtiges 
Unternehmen ſcheitern laſſen. Biron wurde dann durch ruſ⸗ 
ſiſche Truppen zurückgeführt, Herzog Karl mußte der nackten 
Gewalt endlich weichen, und dem Grafen Borck, welchen 
Auguſt III. nach Petersburg ſandte, um dort Vorſtellungen 
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gegen Rußlands Eigenmächtigkeit zu erheben, gewährte Katha⸗ 
rina nicht einmal Gehör. Die Polen wurden mit empörender 
Willkür behandelt !); aber fie waren gänzlich außerſtande, Furcht 
einzuflößen. 

Für die Wiedereinſetzung Birons hatte ſich in Warſchau 
auch Friedrich der Große verwendet, und zwar um ſo lieber, 
als er hoffen durfte, Katharina bald als eng befreundete Macht 
zu begrüßen. Im Januar 1763 waren die Friedensbedingungen 
und das neue Bündnis der Gegenſtand der Unterhaltung zwi- 
ſchen Solms und den Miniſtern der Kaiſerin geweſen. Da 
nun Petersburg gar zu weit entfernt lag, und überdies die 
Neigung zum Frieden überall aufrichtig war, konnte Rußland 
keinen Einfluß auf die Unterhandlungen in Hubertsburg ge— 
winnen. Der König von Preußen unterrichtete nicht nur Ka⸗ 
tharina wiederholt vom Stande der Dinge, ſondern er hat 
auch, um ihrer Eitelkeit wenigſtens einige Befriedigung zu 
verſchaffen, den Vorſchlag gemacht, daß ſie in einem beſonderen 
Artikel als eine beiden Höfen befreundete Macht in den Ver— 
trag mit aufgenommen werden ſollte; doch ſcheiterte der An— 
trag an dem Widerſpruch des öſterreichiſchen Bevollmächtigten. 

Kaum war das Friedenswerk glücklich zuſtande gekommen, 
ſo ſetzte der König von Preußen Katharina davon eigenhändig 
in Kenntnis und berührte dann ſowohl das neue Bündnis als 
die polniſche Frage; denn Graf Panin, welcher ſich mit dem 
nach Warſchau geſchickten Kaiſerling in das Vertrauen Katha— 
rinas teilte, hatte gegen Solms geäußert, daß dieſelbe nach 
dem Ende des Krieges erſt ihre Stellung zu den übrigen 
Mächten nehmen würde. Doch ſtimmten die weiteren Eröff— 
nungen Panins mit denen überein, welche Kaiſerling im Auguſt 
des vergangenen Jahres gethan, indem er erklärt hatte, daß 
es nicht in Katharinas Abſicht läge, mit Maria Thereſia ſich 
zu verbinden, ſondern mit Friedrich II., weil die Intereſſen 


1) In dem angeführten Aufſatz habe ich das Verfahren Katharinas 
näher dargeſtellt. Über die Behandlung, welche Borck erfuhr, bringt 
noch Neues Sbornik russkago istoriteskago obSéestva XXII, 31. 34. 
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von Rußland und Preußen inbezug auf die polniſchen An⸗ 
gelegenheiten zuſammenfielen. 

Der König äußerte ſich mit aller Offenheit. Er ſprach 
das ſchwerwiegende Wort aus: er fet bereit, auf jede von Ruß⸗ 
land vorgeſchlagene Maßregel einzugehen. Er ſchrieb weiter: 
von allen Thronbewerbern werde er durch die Geſetze einer 
geſunden Politik nur genötigt, die öſterreichiſchen Prinzen aus⸗ 
zuſchließen; Rußland habe, wie er glaube, dasſelbe Intereſſe. 
Doch geſteht er ein, daß ihm ein Piaſt am liebſten ſein würde. 
Friedrich bittet nun die Kaiſerin, ſich ebenfalls hierüber zu 
äußern, aber die Sache geheim zu halten, um Intriguen von 
der anderen Seite zu verhindern. „Ew. Majeſtät können alſo“, 
ſchließt er, „in dieſer Angelegenheit auf eine vollſtändige Mit⸗ 
wirkung von meiner Seite rechnen. Ich hoffe, gnädigſte Frau, 
die vielen Schritte, die ich thue, werden Sie überzeugen, daß 
ich den Wunſch habe, Ihre Freundſchaft, deren ganzen Wert 
ich kenne, zu pflegen.“ 

Indem Auguſt III. ſehr ſchwer im Januar erkrankt war, 
mußte Katharina daran denken, daß der König von Polen 
ſchnell einmal ſterben könnte, und Maßregeln für einen ſolchen 
Fall treffen. Panin ging deshalb auch gegen den Grafen 
Solms mit der Sprache mehr heraus und ſagte: es würde 
ſehr nützlich und der Kaiſerin recht lieb ſein, wenn ſie ſich 
mit Friedrich im voraus darüber verſtändigte, was bei einer 
Erledigung jenes Thrones geſchehen ſollte. Ihre Abſicht gehe 
nicht dahin, ſich in die Wahl eines neuen Königs einzumiſchen 
oder die polniſche Nation bei dieſer Handlung zu beſchränken, 
wenn nur die Umtriebe einiger anderen Mächte ſie nicht 
zwingen, es zu thun. Aber da letzteres eintreten werde, ſo 
verlange es augenſcheinlich der gemeinſame Vorteil, ſich dar⸗ 
über zu verſtändigen, wem man dieſe Würde übertragen könne. 
Solms und Panin kamen überein, daß man einen öſterreichi⸗ 
ſchen Prinzen oder jeden anderen, der durch ſeine Macht im⸗ 
ſtande wäre, die Nachbarn zu beunruhigen, ausſchließen und 
Frankreich hindern müßte, ſeine beiden Kandidaten, den Prinzen 
Conti oder den ſächſiſchen Prinzen Xaver, durchzubringen. 
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Panin ſprach ſich überhaupt gegen jedes Mitglied eines frem⸗ 
den Fürſtenhauſes aus. Er gab vor, ein ſolcher würde nur 
dem Namen nach Pole ſein, ſich weit mehr nach den Inter⸗ 
eſſen ſeiner Familie richten und in Abhängigkeit von der Macht 
bleiben, die ihn erhoben hätte; dagegen ein Piaſt, der durch 
Preußen und Rußland auf den Thron gekommen wäre, würde 
nicht allein mehr nach den Geſetzen regieren, ſondern auch er⸗ 
kenntlicher gegen jene beiden Staaten ſein. Solms bezeigte 
ſich damit einverſtanden. Er hätte weiter gern erfahren, auf 
welchen Piaſten Rußland es abſah; doch damit hielt Panin 
zurück, indem er zu der Ausflucht griff, er wäre nicht unter⸗ 
richtet genug, um über das Verdienſt eines jeden möglichen 
Thronbewerbers urteilen zu können. So viel glaubte Solms 
aber wahrzunehmen, daß der Fürſt Adam Czartoryski nicht 
auserſehen wäre; denn wenn er ihn nannte, ſo antwortete 
Panin: dieſer könne es ſein oder auch ein anderer. Wenn er 
umgekehrt den Grafen Stanislaus Poniatowski erwähnte, ſuchte 
der ruſſiſche Miniſter das Geſpräch abzubrechen und auf einen 
anderen Gegenſtand zu kommen, und ſo vermutete Solms denn 
ganz richtig, daß die Kaiſerin dem Vetter des Fürſten Adam 
Czartoryski die Krone gern aufſetzen wollte. Katharinas Ant⸗ 
wort auf das Schreiben Friedrichs vom 15. Februar ſtimmte 
damit überein. Sie verwarf nicht nur jeden franzöſiſchen Kan⸗ 
didaten und ſprach ſich für einen Piaſten aus, ſondern ſie 
ſetzte noch weiter hinzu, ſie wünſche keinen ſolchen, der am 
Rande des Grabes ſtehe oder Geld von irgendeiner Macht 
empfange. Der König konnte dieſe Worte ſowohl auf Stanis- 
laus Poniatowski als auf Adam Czartoryski beziehen. Aber 
nicht allein Solms hatte jenen als den eigentlichen Kandidaten 
Katharinas bezeichnet, ſondern auch der Legationsrat v. Korff, 
der im Anfange des Jahres auf Kaiſerlings Wunſch nach 
Warſchau geſchickt worden war, um von dieſem genau zu er⸗ 
fahren, auf welche Weiſe Preußen am beſten zum Abſchluß 
eines Freundſchafts⸗ und Handelsvertrages gelangen könnte. 
Wie Korff weiter meldete, ſollte darin über die künftige pol- 
niſche Königswahl ein Verſtändnis erzielt werden und Friedrich 
4 * 
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außerdem ſich bereit erklären, inbezug auf Schweden und Polen 
ſtets im Einvernehmen mit Rußland zu handeln; beide Mächte 
würden gemeinſchaftlich durch ihre Ratſchläge ſowohl als durch 
die That dahin arbeiten, die Ruhe und Sicherheit ihrer Nach⸗ 
barn zu erhalten. 


Indem nun der König von Preußen für den Anteil dankte, 


welchen die Kaiſerin an dem Frieden nahm, ſprach er nicht 
nur ſeinen Wunſch aus, daß derſelbe Beſtand haben möchte, 
ſondern er bezeichnete zugleich das Mittel, ihm Dauer zu 
geben. Ein Vertrag mit Rußland, meinte er, und gewiſſe 
Garantieen würden einigen Mächten, die ehrgeizige Entwürfe 
hätten, die Luſt benehmen, ſie auszuführen, während ſie ſonſt 
von neuem Ränke ſpinnen würden, wenn ihnen die Kräfte 
wiedergekommen wären. 

Katharina teilte die Überzeugung, daß die preußiſchen und 
ruſſiſchen Intereſſen engere Beziehungen verlangten; „aber weil 
wir ſolche gegenſeitig wünſchen“ — fuhr ſie in ihrem Schreiben 
vom 7. Mai fort —, „hängen dieſelben, glaub' ich, von uns 


ab, ja ſie beſtehen ſchon, obgleich die herkömmlichen Formali⸗ 


täten noch fehlen.“ 

Katharina war über Friedrichs Abſichten jetzt im klaren 
und, wie dieſer glauben mußte, zum Bündnis mit ihm ent⸗ 
ſchloſſen; aber gerade zu dieſer Zeit erwartete ſie noch in der⸗ 
ſelben Angelegenheit Antworten aus Wien und Verſäilles. 
Ungefähr um den 24. April hatte der ruſſiſche Geſandte Fürſt 
Galitzin dem Staatskanzler eröffnet: die Kaiſerin wünſche ſich 
inbezug auf Polen vertraulich mit dem öſterreichiſchen Hofe 
zu verſtändigen und in Verbindung mit demſelben vorzugehen. 
Die Mitteilung überraſchte ſehr; denn man wußte, daß Katha⸗ 
rina in den wichtigſten Angelegenheiten die für Preußen ein⸗ 
genommenen Grafen Pain und Kaiſerling zurate zog und 
mit Friedrich einen Brieſwechſel unterhielt. Man hegte ſogar 
den Argwohn, ſie habe mit dieſem bereits abgeſchloſſen und 
wolle den Wiener Hof nur ausholen. Man gab indes doch 
richtig Auskunft. Die Kaiſerin⸗Königin, antwortete man, richte 
dahin ihre Sorgfalt, daß Polens Verfaſſung und Freiheit auf⸗ 
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recht erhalten und alle Unruhen vermieden werden. Man ver- 
hehlte keineswegs den Wunſch, den man hatte, das kurſächſiſche 
Haus weiter in Polen regieren zu ſehen, man wies hierbei 
ſowohl auf die Opfer hin, die dasſelbe während des letzten 
Krieges gebracht, als auch auf die ausdrücklich zu ſeinen 
Gunſten lautenden Beſtimmungen des öſterreichiſch⸗ ruſſiſchen 
Vertrages. Aber man verſicherte zugleich, daß man auch 
gegen jede andere rechtmäßig vollzogene Wahl keinen Wider⸗ 
ſpruch erheben würde. Zuletzt äußerte man natürlich das Ver⸗ 
langen, die Anſichten des Petersburger Hofes zu hören. 

Auch in Verſailles ſchlug Rußland vor, über ein Einver⸗ 
nehmen in der polniſchen Angelegenheit in Unterhandlung zu 
treten. Aber der Herzog von Choiſeul wollte nicht das min⸗ 
deſte davon wiſſen. Er hatte von den einzelnen Polen, die 
nichts ohne Geld thäten, eine ſchlechte Meinung und eine noch 
ſchlechtere von ihrem Staatsweſen. In den Inſtruktionen, 
welche der Marquis de Paulmy 1760 nach Warſchau mit⸗ 
genommen hatte, leſen wir: es gebe dort keine ordentliche 
Regierung, die einen gewiſſen politiſchen Einfluß in Europa 
ausübe, ſondern nur eine Anarchie; aber da letztere für die 
Intereſſen Frankreichs erſprießlich ſei, ſo müſſe ſich deſſen ganze 
Politik darauf beſchränken, jene Anarchie zu erhalten und zu 
verhindern, daß irgendeine Macht auf Polens Koſten ſich ver— 
größere. Paulmy wurde weiter aufgefordert, die patriotiſche 
Partei zur Mäßigung beſonders gegen den Petersburger Hof 
zu ermahnen und von Konföderationen abzuraten; denn ein 
ſolches Vorgehen würden die Ruſſen benutzen, um den Plänen, 
die man ihnen zum Schaden des Nachbarreiches zuſchriebe, den 
Anſchein von Gerechtigkeit zu geben. Außerdem könnten die 
Polen durch die Leiden, die fie dann erführen, von ihrer Ver⸗ 
blendung geheilt und zur Errichtung einer ſtärkeren Staats⸗ 
gewalt gebracht werden ganz gegen den erſten Punkt der In⸗ 
ſtruktion, welcher dahin lautete, die Anarchie aufrecht zu halten. 

Man ſieht, dieſe Vorſchriften atmen keine Freundſchaft für 
den Petersburger Hof, obwohl Frankreich damals im Bunde 
mit ihm gegen Preußen kämpfte. Die beiden Staaten waren 
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wie zwei einander gleichgültige Perſonen, die einen gemeinſchaft⸗ 
lichen Freund haben und für deſſen Wohl in Übereinſtimmung 
handeln; nur durch den Wiener Hof waren ſie mit einander 
verbunden. In den Inſtruktionen, welche Breteuil erhielt, als 
er im Frühjahr 1760 zur Kaiſerin Eliſabeth als Geſandter 
ging, ſtehen die denkwürdigen Worte: „Seit dem Tode Peters J. 
um die Hälfte gewachſen, ſei Rußland zu fürchten, wenn ein 
unmäßiger Ehrgeiz den Thron beherrſche.“ 

Neben der herkömmlichen Leitung der auswärtigen An⸗ 
gelegenheiten durch den dazu ernannten Miniſter gab es be⸗ 
kanntlich damals noch eine zweite durch Ludwig XV. ſelbſt, 
und dieſer wollte der anarchiſchen Monarchie ſehr wohl. In⸗ 
bezug auf Rußland aber ſtimmte er mit ſeinem Kabinett über⸗ 
ein und freute ſich beinahe darüber, daß die Politik Peters III. 
die Verbindung zwiſchen den beiden Kaiſerhöfen zerriſſen hätte. 
Während er zeitlebens die Freundſchaft mit Maria Thereſia 
zu pflegen gedachte, wollte er Rußland ſo viel als möglich 
von den europäiſchen Angelegenheiten fern halten und ſich 
außerdem niemals eng mit dem Könige von Preußen ver⸗ 
binden. Als er im Februar 1763 erfuhr, daß Auguſt III. 
ſehr ſchwer erkrankt war, ſprach er ſich in ſeiner geheimen 
Korreſpondenz für die völlige Wahlfreiheit der Polen aus, er 
wünſchte dann einem von den Söhnen des gegenwärtigen Kö⸗ 
nigs die polniſche Krone, und da die Dauphine ihren Bruder 
Xaver den anderen vorzog, fo wäre dieſer ihm der liebſte ge- 
weſen. Auch den Prinzen Conti wollte er ſich gefallen laſſen; 
den ſächſiſchen Kurprinzen verwarf er gänzlich. Auf Unter⸗ 
ſtützung mit Geld und Truppen ſollten aber die Polen bei 
dieſer Gelegenheit ja nicht rechnen. 

Das ſchlaffe Wohlwollen des Königs von Frankreich ließ 
alſo wenig hoffen, und doch that Breteuil ſeine Schuldigkeit 
als Warner. Er fand es ſchrecklich, zu denken, wie ein Amt 
oder ein Landgut, welches dem einen und nicht dem anderen 
gegeben wurde, die Polen zu Feinden ihrer Freiheit und der 
allgemeinen Wohlfahrt machte, er fühlte ganz den Ekel, den 
ein ſolches Benehmen bei den Höfen, welche die Erhaltung 
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dieſes republikaniſchen Gemeinweſens wünſchten, hervorrufen 
müßte. „Je mehr ich aber“, ſchrieb er an den Herzog von 
Praslin, „Rußland und den Ehrgeiz derjenigen betrachte, die 
es regiert, um ſo mehr bin ich geneigt zu glauben, daß man 
mit der Verblendung der Polen Mitleid haben und ſuchen 
müſſe, der durch ihren Eigennutz herbeigeführten politiſchen 
Erſtarrung abzuhelfen. Ein mühſeliges und koſtſpieliges Ge⸗ 
ſchäft! Aber die Würde Frankreichs erfordert es, jene Nation 
nicht im Stiche zu laſſen.“ 

Im Jahre 1760 hatte Choiſeul ſelbſt erklärt, daß Ruß⸗ 
land gefährlich wäre, wenn ein unmäßiger Ehrgeiz es be- 
herrſchte. Jetzt erinnerte Breteuil daran; aber er that es 
vergeblich. Am 8. Mai ward infolge der Anfrage Katharinas 
ein Miniſterrat gehalten und eine Denkſchrift vorgeleſen, worin 
der Herzog von Choiſeul auseinanderſetzte, daß eine Teilung 
Polens wegen der Eiferſucht, welche die vier Nachbarſtaaten 
Rußland, Preußen, Oſterreich und die Türkei gegen einander 
hätten, nicht zu fürchten wäre; dieſen Mächten könnte man 
daher die Sorge getroſt überlaſſen, über Polens Unverletzlich— 
keit zu wachen. Choiſeul glaubte, daß nur durch außer- 
ordentliche Begebenheiten und nach blutigen Kriegen, denen 
Frankreich fern bleiben könnte, eine Teilung möglich wäre. 

Sprach man aber nicht ſchon ſeit längerer Zeit davon, 
daß die Höfe von Petersburg und Berlin eine ſolche Zer— 
gliederung ins Auge gefaßt hätten? Als die Kaiſerin Eliſabeth 
geſtorben und die preußenfreundlichen Geſinnungen ihres Nach— 
folgers noch kaum zutage getreten waren, hatte der Warſchauer 
Hof bereits in ganz Polen ausgeſprengt, wie ſich bei einer 
Verbindung zwiſchen jenen beiden Staaten Rußland durch eine 
polniſche Provinz für die Zurückgabe Preußens entſchädigen 
würde. Friedrich aber, welchen damals andere Sorgen qual- 
ten, hatte ſeinem Reſidenten in Warſchau ſofort aufgetragen, 
den polniſchen Herren zu verſichern, daß er unfähig wäre, der⸗ 
gleichen Abſichten zu faſſen, daß es für ihn niemals vorteilhaft 
ſein würde, die Republik zergliedern zu laſſen. Leider lagen 
die Verhältniſſe ſo, daß man eine Befürchtung, wie ſie der 
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Warſchauer Hof in die Herzen der Großen träufelte, nur zu 
ſehr als wahrſcheinlich bezeichnen mußte; die Zuſtände der 
Adelsrepublik luden ja förmlich zur Teilung Polens ein. Und 
ſo hatten denn ſowohl Breteuil als der Herzog von Praslin 
im Juni 1762, als ſie von dem Bündnis zwiſchen Peter III. 
und Friedrich II. hörten, den feſten Glauben, daß es ſich 
hierum handelte. 

Choiſeul ſprach in ſeiner Denkſchrift auch von dieſer Furcht, 
von der man ergriffen zu ſein ſchiene; jedoch er blieb un⸗ 
verzagt, indem er ſich auf die Wachſamkeit Oſterreichs und 
der Pforte verließ. Sollten ſich wider Erwarten die beiden 
Staaten dennoch durch Polen vergrößern, fo meinte Choiſeul: 
dieſelben würden einander dadurch näher rücken und furchtbarer 
werden; hieraus würde dann Eiferſucht entſtehen, dieſe wiederum 
in Feindſchaft umſchlagen und ſo das Gleichgewicht in jenem 
Teile von Europa durch die beiden Mächte ſelbſt hergeſtellt 
werden. 

Choiſeul verlegte die Teilung Polens, wenn ſie überhaupt 
eintreten ſollte, in eine ſehr ferne Zukunft. Und warum war 
er ſo blind? Er wollte keine Geldmittel aufwenden, um einem 
Thronbewerber zum Siege zu verhelfen; denn man hätte die⸗ 
ſelben für andere, näher liegende Zwecke notwendig. Man 
wäre ferner nicht einmal fertig, wenn man eine Wahl durch- 
geſetzt hätte, ſondern man müßte ſich dann weitere Koſten 
machen, um den neuen König auf dem Throne zu halten. 
Und wie leicht könnte man hierbei abermals Unruhen in Eu⸗ 
ropa erregen und das Feuer eines allgemeinen Krieges, nach- 
dem man es mit vieler Mühe ausgelöſcht hätte, wieder an⸗ 
zünden, während es doch notwendig wäre, einen neuen Aus⸗ 
bruch zu vermeiden! 

Mochte doch Choiſeul die Rache für die Wegnahme von 
Canada nicht aus den Augen verlieren; aber er durfte darum 
Polen nicht aufgeben. Sehr merkwürdig bleibt es, daß er 
nirgends in ſeiner Denkſchrift von einem Zuſammenwirken mit 
Oſterreich ſpricht. Vielmehr zeigt er die alte Eiferſucht gegen 
den Wiener Hof. Die ganze Politik ſeines Vaterlandes dreht 
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ſich ihm ſeit dem Vertrage von Verſailles um Oſterreich. 
„Was letztere Macht beſchränkt“, ſchreibt er, „muß uns aus⸗ 
ſchließlich beſchäftigen. Ehemals war das Gleichgewicht in 
Schweden, jetzt iſt es in Preußen. Die Befeſtigung dieſes 
Königreiches kann uns keinen Argwohn einflößen, ſie kann nur 
Rußland erſchrecken.“ 

Die Ablehnung des franzöſiſchen Hofes hat Katharina 
ſchwerlich überraſcht. Einen Monat nach jenem franzöſiſchen 
Miniſterrat empfing der Wiener Hof Antwort aus Peters⸗ 
burg: man gab vor, die Sache ſei nach der Herſtellung des 
Königs von Polen nicht mehr ſo dringend, und man ſchwieg 
über die eigenen Abſichten. 

Inzwiſchen hatte Friedrich II. mit Sehnſucht auf weitere 
Entſcheidungen vonſeiten Katharinas gewartet; ftatt deſſen ver⸗ 
nahm er, daß letztere den franzöſiſchen Geſandten Breteuil mit 
größter Auszeichnung behandelte, und daß der Vertreter des 
Wiener Hofes, Graf Mercy, mit dem alten preußenfeindlichen 
Kanzler Beſtuſcheff viel verkehrte. Lieb waren ihm dieſe Nach- 
richten nicht. Er glaubte zwar keineswegs an die Möglichkeit 
einer engen Freundſchaft zwiſchen Rußland und Frankreich, 
aber er fürchtete, daß die Kaiſerin die Abſicht hegen könnte, 
ſich mit allen Mächten gut zu ſtellen und jedes beſondere 
Bündnis mit einer derſelben zu vermeiden. Noch unan⸗ 
genehmer waren ihm die Bemühungen Mercys. Im Juni 
berichtete Solms, Beſtuſcheff wäre ſehr hoch in der Gunſt der 
Kaiſerin geſtiegen, und im Juli, Panin hätte ſeine Rolle aus- 
geſpielt. 

Aber das war alles Blendwerk. Katharina wollte nur 
ſehen, wie eng Maria Thereſia mit Frankreich zuſammen— 
hinge 1). Diejenigen Mächte dagegen, mit denen ſie ſich wirk— 
lich zu verbinden gedachte, waren Preußen und England, und 
wie bei dem einen, ſo durfte ſie auch bei dem anderen auf 
das größte Entgegenkommen rechnen. In London wollte man 
mit keinem Hofe lieber als mit dem Petersburger ein Bünd⸗ 


1) Sbornik XXII, 96 (No. 48). 
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nis eingehen, und man konnte ſich inſofern letzterem nützlich 
erweiſen, als man inbezug auf Polen ebenſo wie der König 
von Preußen keinen beſonderen Plan verfolgte. Dagegen war 
man freilich nicht geſonnen, den Ruſſen in einem Kriege gegen 
die Pforte den Beiſtand zu gewähren, den ſie wünſchten, weil 
der Handel, welchen die Engländer mit der Türkei trieben, 
dadurch zugrunde gerichtet werden würde. Jedoch lag hierin 
nicht die einzige Schwierigkeit. Als am 22. Auguſt dem Carl 
of Buckingham der Entwurf eines Allianzvertrages vorgeleſen 
wurde, nahm er zu ſeinem Leidweſen wahr, daß alle Ab— 
weichungen von dem früheren nur zugunſten Rußlands lau- 
teten und keineswegs auf Gegenſeitigkeit beruhten, und er hielt 
mit der Bemerkung nicht zurück: es ſchiene, als ob der neue 
Vertrag ein Subſidienvertrag ſein ſollte. Der erſte geheime 
Artikel verpflichtete König Georg III. die polniſche Wahl durch 
Geld zu unterſtützen, ferner 500,000 Rubel zu zahlen, wenn 
die Ruſſen in Polen einrücken müßten, und endlich, wenn eine 
fremde Macht die Kaiſerin deswegen angriffe, den im Haupt⸗ 
vertrage feſtgeſetzten Beiſtand zu leiſten. Der andere geheime 
Artikel bezog ſich auf Schweden. Hier ſollten die Höfe von 
Petersburg und London gemeinſchaftliche Sache machen, um 
die franzöſiſche Partei zu ſchwächen und das Gleichgewicht zwi⸗ 
ſchen beiden Parteien zu erhalten. Die Worte dieſes zweiten 
Artikels klingen nicht inhaltsſchwer; aber die mündlichen Er⸗ 
läuterungen zeigten das Gegenteil. Katharina und Panin 
verfolgten ſchon damals die Idee eines nordiſchen Bundes, an 
deſſen Spitze die Kaiſerin ſtehen, und deſſen Hauptteilnehmer 
Preußen und England ſein ſollten; von letzterem wünſchte 
Katharina, daß es Hilfsgelder an die Schweden zahlen und 
dieſe Nation in Schranken halten möchte, damit der Peters⸗ 
burger Hof von Dänemark Unterſtützung empfangen könnte; 
ferner müßte die Verfaſſung von 1720, welche das Königtum 
außerordentlich beſchränkte, aufrecht erhalten und keine Ande⸗ 
rungen inbezug auf das Recht über Krieg und Frieden und 
über Beſteuerung geduldet werden. Die Engländer fanden 
den Preis des Bündniſſes ungemein hoch und zogen es des 
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halb vor, mit Rußland zwar in gutem Einvernehmen zu blei⸗ 
ben, aber keinen förmlichen Vertrag abzuſchließen ). 

Zu der Zeit, als die Unterhandlungen mit London an⸗ 
fingen, wendete Katharina ſich auch an Preußen; in einem 
Briefe, welchen ſie am 20. Juli an Friedrich II. richtete, 
forderte ſie denſelben auf, ihr einen Entwurf für das neue 
Bündnis zu ſchicken ?). Der König gehorchte ſo ſchnell als 
möglich und zeigte ſeine Bereitwilligkeit an, ein Schutzbündnis 
in der Art abzuſchließen, daß die beiden Parteien die Gewähr 
für ihre Länder übernehmen und eine Truppenmacht feſtſetzen 
ſollten, welche der angegriffene Teil das Recht hätte, von fet- 
nem Verbündeten zu verlangen. Inbezug auf Polen überließ 
es Friedrich der Kaiſerin, Vorſchläge zu machen. Am 7. Auguſt 
ging der Entwurf ab und ward am 18ten dem ruſſiſchen Vize⸗ 
kanzler übergeben. Solms erfuhr einige Tage ſpäter von 
Panin, daß Beſtimmungen inbezug auf Schweden und Polen 
aufgenommen werden ſollten. Friedrich erklärte ſich hierauf 
bereit, gemeinſchaftlich mit Katharina gegen die franzöſiſche 
Partei in Schweden zu wirken und auch in Warſchau mit 
Rußland zuſammenzugehen. Er ſtimmte ganz der Meinung 
Panins bei, daß die gegenwärtige polniſche Verfaſſung und 
der damit verknüpfte Wirrwarr erhalten werden müßten. 

Als nun wieder ein Stillſtand eintrat, ſprach Friedrich 
am 23. September ſeine Verwunderung aus, daß er in dieſer 
Angelegenheit gar nichts mehr vernähme; denn er konnte ſich 
weder eine Wandlung in der Denkungsart der Kaiſerin noch 
andere Hinderniſſe vorſtellen. Und Katharinas Geſinnungen 
waren in der That unverändert geblieben. Am 8. Oktober 
ſchickte ſie dem Könige Waſſermelonen und Trauben aus 
Aſtrachan mit einem ſehr ſchmeichelhaften Schreiben. Wenn 
er ſie freundſchaftlich vor gewiſſen Umtrieben der Gegner in 
Konſtantinopel gewarnt hatte, ſo antwortete ſie: „Meine 


1) Sbornik XII, 17. 65. 84. 102. 111. 118. 129. 180. 181. 
2) Sbornik XX, 167, wo es aber ftatt „j'enverraĩ“ heißen muß 
„J'en verrai“. 
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Abſichten ſind zu rein und uneigennützig, als daß die Zeit 
nicht die Wahrheit aufdecken und allmählich die ganze Welt 
davon überzeugen ſollte, daß ich keinen anderen Zweck habe, als 
das Wohl meiner Unterthanen und in Frieden und gutem 
Einvernehmen mit allen meinen Nachbarn zu leben.“ Die 
Heuchlerin ſetzt hinzu: „So werden wir, wenn der Fall ein⸗ 
tritt, ſo ſanft als möglich mit Ew. Majeſtät Hilfe einen 
König von Polen machen.“ 

Eben dieſer Fall war damals eingetreten. An dem Tage, 
wo Katharina die ſchönen Waſſermelonen und Trauben aus 
Aſtrachan einpacken ließ, gelangte die Botſchaft nach Warſchau, 
daß Auguſt am 5. Oktober in Dresden verſchieden wäre. Die 
Polen hatten allen Grund, ihr Haupt in tiefſter Trauer zu 
verhüllen; denn aus dem Verfahren, welches Katharina in 
Kurland beobachtet hatte, konnten ſie nur zu deutlich erkennen, 
welches Schickſal ihnen bevorſtand. 

Der Primas, Lubienski, Erzbiſchof von Gneſen, an welchen 
die Regierung bis zur Wahl eines neuen Königs überging, 
äußerte ſich im November über die troſtloſe Lage Polens im 
Senate ſowohl als zu der ganzen Nation ſehr ſcharf. „Wir 
ſehen und wiſſen“, ſprach er, „in was für einem betrübten 
Zuſtande ſich unſer verwaiſtes Vaterland befindet. Ein jeg⸗ 
licher muß bekennen, daß ſein Fall nahe iſt, ja jeglicher ver⸗ 
wundert ſich, wie dieſe ſo unordentliche Maſchine noch bis 
hierher hat beſtehen können. Seit 37 Jahren ſind alle Reichs⸗ 
tage zerriſſen worden. Dieſer große, weitläufige, von den 
allermächtigſten Nachbarn umgebene Staat iſt beinahe ſchon 
ſeit einem halben Jahrhundert ſeinem Schickſal überlaſſen. 
Die Geſetze werden nicht ausgeführt, die Gerechtigkeit unter⸗ 
liegt der Empörung und Gewalt, die Freiheit wird von der 
Macht, dem Zwang und Unrecht unterdrückt. Der Handel iſt 
ganz dahin. Die Städte, die Zierden und Stützen eines 
Reiches, ſind verfallen, die Güter und das Vermögen des 
Edelmannes dem Raub und der Verwüſtung ausgeſetzt. Der 
Stärkſte macht, was er will. Wir ſind ganz kraftlos, die 
Grenzen ſtehen jedermann offen; da iſt nichts Wehrhaftes, 
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nichts, was abhalten und zurücktreiben kann. Der öffentliche 
Schatz iſt ohne Geld, und das Geld hat keinen Wert. In 
der Geſchichte wird niemand ein Beiſpiel von ſolcher Un⸗ 
ordnung finden, und man muß deshalb ſchließen, ein Reich 
von ſo elender Beſchaffenheit werde notwendig entweder ein 
Raub der Feinde werden oder mit der Zeit in tatariſche Fel⸗ 
der ſich umwandeln.“ 1) 

Nehmen wir an dieſer Stelle noch hinzu, was der Primas 
am 10. Mai 1764 vor den vereinigten Senatoren und Land⸗ 
boten geſagt hat. „Wir halten dafür“, ſprach er, „und thun 
damit groß, daß wir eine freie Nation und ein unabhängiges 
Volk ſind, und wir ſtöhnen doch unter dem Joche der Skla⸗ 
verei und dem Schwerte . . .. Jedermann will befehlen, jeder⸗ 
mann ſehnt ſich danach, Herr zu ſein, jedermann ringt und 
läuft nach Staroſteien und nach dem Brote, welches für das 
Verdienſt ausgeſetzt iſt; aber niemand oder doch ſelten ſucht 
einer ſich recht verdient um den Staat zu machen.“ ) 

Wenn ſich der Primas auch ſehr ſcharf ausdrückt, fo über⸗ 
treibt er doch keineswegs. Was ſoll man von einer Nation 
ſagen, welche gewiſſermaßen Mutwillen mit ſich ſelber treibt und 
die eigene oberſte politiſche Thätigkeit verhöhnt? Auf dem 
Reichstage von 1746 war man einmal zu Beſchlüſſen gekommen, 
die dann in ſpäter Abendſtunde noch unterſchrieben werden ſoll— 
ten; aber die Gegner wollten keine Lichter in den Saal bringen 
laſſen, und als das doch geſchah, blieſen ſie dieſelben aus, die 
anderen zündeten ſie wieder an, und ſo ging, während König 
und Senat daneben warteten, das kindiſche Treiben fort bis 
in die zehnte Stunde. „Der Reichstag wurde nicht zerriſſen, 
nicht beendet, ſondern er verloſch“, ſagt ein Zeitgenoſſe !). 

Die Schäden, an denen Polen litt, waren im achtzehnten 
Jahrhundert oft genug aufgedeckt und beſprochen worden. 


1) Stolterfoth, Entwurf einer pragmatiſchen Geſchichte von 
Polen, S. 1009. 1031. 

2) Ebd., S. 1183. 

3) Roepell, Polen um die Mitte des achtzehnten Jahrhunderts, 
S. 21 (Anm. 2). 76. 
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Nach dem Tode des erſten Königs aus dem Hauſe Sachſen 
hatte z. B. Stanislaus Leszcezynski ſorgfältig den argen Ver⸗ 
fall und die äußerſte Ohnmacht dieſes wunderlichen Staats⸗ 
weſens angezeigt und den Polen ihr Schickſal vorhergeſagt, 
wenn ſie alle Heilungsvorſchläge weiter hartnäckig vernach⸗ 
läſſigten. „Wir glauben“, ſchrieb er damals, „daß unſere 
Nachbarn aus Eiferſucht gegen einander an unſerer Erhaltung 
Anteil nehmen. Eitles Vorurteil, welches uns täuſcht, lächer⸗ 
licher Starrſinn, der einſtmals die Ungarn und Böhmen um 
ihre Freiheit gebracht hat und ſie ſicherlich uns nehmen wird, 
wenn wir, geſtützt auf eine ſo nichtige Hoffnung, fortfahren 
unbewaffnet zu bleiben. Die Reihe wird ohne Zweifel an 
uns kommen, und wir werden die Beute eines bedeutenden 
Eroberers werden; vielleicht auch verſtändigen die benachbarten 
Mächte ſich über eine Teilung unſerer Staaten.“ ) 

Auguſt III., der gegen Stanislaus Leszcezynski den pol⸗ 
niſchen Thron behauptete, hat während ſeiner langen und 
friedlichen Regierung mehrere Verſuche gemacht, die Haupt⸗ 
mängel abzuſtellen. Beſonders ernſthaft verfuhr der Hof 1750. 
Der Reichstag ſollte ſich in eine Konföderation umwandeln, 
weil bei dieſer Form die Mehrheit entſchied, und wenn das 
erreicht wäre, wollte man durch eine neue Einſchätzung aller 
Güter die Einnahmen der Krone vermehren und in Angelegen⸗ 
heiten des Schatzes die Stimmeneinhelligkeit abſchaffen. Aber 
der Reichstag wurde zerriſſen, bevor er noch angefangen. 
Zwei Jahre ſpäter trat ein neuer zuſammen. Auch von die⸗ 
ſem begehrte die Regierung Reformen: man ſolle das Heer 
und die Mittel zu ſeiner Erhaltung vermehren und die Juſtiz 
verbeſſern. Der König verlangte weiter die Rückkehr zum 
Brauch der alten Reichstage, wonach wenigſtens die einſtimmig 
gefaßten Beſchlüſſe gültig blieben, auch wenn man ſich über 
andere Punkte nicht einigen konnte. Die Czartoryski, welche 
damals die Hofpartei führten, Michael, Krongroßkanzler von 
Litauen, und ſein Bruder Auguſt, Woiwode von Rußland, 


1) Oeuvres du philosophe bienfaisant. Leipsic 1764. T. II, p. 42. 
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ſprachen öffentlich davon, daß der Reichstag in eine Kon- 
föderation umgewandelt werden müßte, wenn etwas auf dem⸗ 
ſelben zuſtande kommen ſollte, und als die Verſammlung in 
herkömmlicher Weiſe geſprengt worden war, da erſchien ein 
Manifeſt, neben anderen unterzeichnet von Michael Czartoryski 
und ſeinem Neffen Stanislaus Poniatowski, welcher damals, 
20 Jahre alt, zum erſtenmale Landbote war. Wenn die 
Männer, deren Namen unter dem Schriftſtück vom 17. Ok⸗ 
tober 1752 ſtanden, darin die Meinung ausſprachen, daß das 
Vaterland einer Hilfe bedürfte, welche der ſchlimme Ausgang 
der Reichstage nicht gewinnen ließe, ſo zielten ſie mit dieſen 
Worten auf eine Konföderation ab. Auch auf dem Reichstage 
von 1754 wurden die reformatoriſchen Vorlagen eingebracht, 
und ebenſo fanden die Sitzungen durch einen Landboten ihr 
frühes Ende. König Auguſt und Brühl verbanden ſich nun 
mit der Partei der ſogen. Patrioten, an deren Spitze der 
franzoſenfreundliche Krongroßfeldherr Branicki ſtand. Die 
Czartoryski dagegen traten in die Oppoſition; ſie wieſen den 
Petersburger Hof darauf hin, daß der Einfluß Rußlands in 
Polen zum Schaden beider Staaten merklich abgenommen 
hätte. Noch weiter gingen ſie aber in ihrer Blindheit, indem 
ſie fortfuhren: „Unſer Vaterland würde die Kaiſerin preiſen, 
wenn ſie das Beſtehen desſelben mit den wirklichen Intereſſen 
ihres eigenen Reiches ſo feſt verbände, daß ohne Rußlands 
Einverſtändnis eine Veränderung in Polen unmöglich wäre.“ 
Und als der Senat beriet, ob Herzog Karl in Kurland ge— 
ſchützt werden ſollte, da gehörte Michael Czartoryski zu der 
verächtlichen Minderheit, die für Rußland ſtimmte. „Wie es 
ein weſentlicher politiſcher Grundſatz in ganz Europa iſt“, meinte 
der kluge Politiker, „ſo iſt es am weſentlichſten für das uns 
benachbarte, befreundete und mit uns in Vertragsverhältniſſen 
ſtehende Rußland, das Recht und die Freiheiten, auf denen 
unſere Republik ruht, in der Form des einmal feſtgeſtellten 
Regiments unerſchütterlich aufrecht zu halten.“ ) 


1) Roepell, S. 79. 91ff. 103. 115. 174. 
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Bei dieſer Lage der Dinge konnte man ſich in Dresden 
wohl fragen, ob es nicht beſſer wäre, dieſem Zerrbild eines 
Staates auf immer den Rücken zu kehren; aber man gewann 
es nicht über ſich, der Krone, welche den Königstitel gab, zu 
entſagen 1), Die Mitglieder des ſächſiſchen Hauſes einigten ſich 
dahin, daß nur der älteſte Sohn des verſtorbenen Königs von 
Polen, Friedrich Chriſtian, als Bewerber auftreten ſollte. In 
Verſailles und Wien durfte man auf Unterſtützung rechnen. 
Außerdem wendeten ſich der Kurfürſt und ſeine Gemahlin 
Maria Antonia auch nach Berlin und Petersburg; aber an 
dieſen beiden Orten fand ihre Bitte natürlich kein günſtiges 
Gehör. Als Friedrich der Große die Nachricht von dem Tode 
des Königs Auguſt am 7. Oktober empfangen hatte, ſchrieb er 
ſogleich an Katharina: wenn ſie die Partei deſſen, den ſie 
begünſtige, jetzt in Polen verſtärke, ſo könne ſich kein Staat 
als verletzt anſehen, und wenn ſich eine Gegenpartei bilde, 
ſo mögen die Czartoryski nur den Schutz der Kaiſerin an⸗ 
rufen; ſie werde dadurch einen Vorwand erhalten, Truppen 
nach Polen zu ſchicken. An einem ſolchen Einmarſch der 
Ruſſen nahm alſo Friedrich ebenſo wenig Anſtoß wie die 
Czartoryski. Außerdem riet er der Kaiſerin, dem Dresdener 
Hofe zu erklären, daß ſie die Bewerbung Friedrich Chriſtians 
um die polniſche Krone nicht zugeben könne; dann werde ſich 
Sachſen weder rühren, noch Verwirrung ſtiften. Als der 
König von Preußen die Feder weggelegt hatte, da empfing er 
die Bitte, welche Maria Antonia an ihn gerichtet; er legte 
ſofort eine Abſchrift ihres Briefes für die Kaiſerin bei und 
teilte zugleich mit, daß er der Kurfürſtin raten werde, keinen 
Schritt zu thun, bevor ſie nicht wiſſe, wie Katharina über die 
Bewerbung denke ?). Das hat er denn auch ausgeführt und 
zugleich Maria Antonia beſchworen, keineswegs haſtig vorzu⸗ 


1) Vgl. meinen Aufſatz „Die Bewerbung des Kurfürſten Friedrich 
Chriftian und ſeines Bruders Xaver um die polniſche Krone im Jahre 
17604“ im Archiv für die ſächſiſche Geſchichte, Neue Folge IV, 217ff. 

2) Sbornik XX, 174. 
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gehen, damit ſie nicht Europa in die Wirren zurückſtoße, denen 
es kaum entronnen ſei. 

Ehe noch die Kaiſerin von Rußland Friedrichs Brief em⸗ 
pfing, ſchrieb ſie am 17. Oktober, wo die Nachricht von der 
Erledigung des polniſchen Thrones nach Petersburg kam, an 
den König von Preußen und an Maria Thereſia. Gegen 
jenen mußte ſie mit der Sprache jetzt herauskommen, und ſo 
nannte ſie denn als denjenigen, deſſen Bewerbung ſie begün⸗ 
ſtigen wollte, den Grafen Stanislaus Poniatowski. Derſelbe, 
ſchrieb ſie, habe von allen Bewerbern die wenigſten Mittel, 
die königliche Würde zu erlangen, er ſcheine deshalb von diez 
ſem Ziel am weiteſten entfernt zu ſein und werde ſich infolge 
deſſen am erkenntlichſten gegen die erweiſen, aus deren Händen 
er die Krone von Polen empfangen. Wenn man dagegen 
einen Czartoryski nehme, ſo werde dieſer ſein Los zum Teil 
auch ſeiner Geſchicklichkeit in der Leitung der Wahlangelegenheit 
zuſchreiben. Friedrich könnte zwar einwerfen, daß Poniatowski 
keine Mittel zum Leben hätte, jedoch die Czartoryski, meinte 
die Kaiſerin, würden dafür ſorgen, da es für ſie doch immer 
von Wichtigkeit wäre, daß einer aus ihrem Hauſe den Thron 
einnähme. 

Katharina weiß, wie ſehr der König von Preußen dem 
Kriege jetzt abhold iſt, und ſie verſichert darum, indem ſie 
von militäriſchen Anordnungen an der Grenze Nachricht giebt: 
alle Unruhe ſei ihr verhaßt, und ſie wünſche dringend, das 
angegebene Ziel friedlich zu erreichen. Zu dem Ende wollte 
ſie auch in Konſtantinopel thätig ſein, und ſie erſuchte Friedrich 
den Großen, dort ebenſo zu wirken. Als ſie wenige Tage 
ſpäter den Brief erhielt, welchen der König von Preußen nach 
Empfang der Todesnachricht an ſie geſchrieben und worin auch 
des beabſichtigten Bündniſſes gedacht war, da gab ſie ihr 
Ehrenwort, daß es zuſtande kommen würde. 

Friedrich hätte gewünſcht, es wäre ſchon vor dem Ableben 
des Königs Auguſt fertig geworden; aber er mußte ſich in 
ſeine Lage ſchicken und gute Miene zum böſen Spiele machen. 
Wieder ſetzt er ihr auseinander, weshalb er ſich ſehnt, mit 
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ihr zum Abſchluß zu kommen. „Ich habe“, ſchreibt er am 
5. November, „den letzten Krieg nicht vermeiden können, eine 
Verſchwörung beſtand gegen mich ſeit langer Zeit. Ich ver⸗ 
mochte nicht dieſen Sturm zu zerſtreuen, und in ſolcher Lage 
verlangte die Politik und der geſunde Menſchenverſtand, daß 
ich meinen Feinden zuvorkäme, um mich nicht ein Jahr ſpäter 
überwältigen zu laſſen. Von allen Ländern, wohin der Krieg 
ſich gewendet, hat das meinige am meiſten gelitten, und Zeit 
und Ruhe gehören dazu, ihm Erholung zu verſchaffen. Mein 
Alter erinnert mich ferner daran, daß ich bald an der Grenze 
meines Lebens ſtehen werde. Am Ende meiner Laufbahn darf 
ich mich nicht mehr zu großen Plänen verſteigen. Dieſe Zeiten 
ſind vorüber. Ich möchte gern ohne Unruhen und Krieg ins 
Grab ſinken, um meinen Nachfolgern ein glückliches Land und 
eine geſicherte Lage zu hinterlaſſen, und zu dem Ende wünſche 
ich Bündniſſe zu ſchließen, welche dieſe Politik befeſtigen kön⸗ 
nen.“ Friedrich ſchreibt alles das, um die Kaiſerin von der 
Aufrichtigkeit ſeiner Abſichten zu überzeugen, und er überläßt 
ihr vertrauensvoll die Zeit des Abſchluſſes. 

Auch an Maria Thereſia hatte Katharina am 17. Oktober 
geſchrieben. Sie that, als ob ſie die Unſchuld und Fried⸗ 
fertigkeit ſelber wäre. Sie wollte den Polen freie Wahl laſſen 
und einem Piaſten, wie ſie ſich ausdrückte, nicht entgegen ſein; 
die militäriſchen Maßregeln, die fie an den Grenzen anord⸗ 
nete, ſollten einzig und allein dazu dienen, daß die ganze Hand⸗ 
lung frei und ruhig vor ſich ginge. 

Einige Tage ſpäter antwortete ſie dem Kurfürſten von 
Sachſen. Indem ſie ihn aufmerkſam machte, daß nur eine 
freie und einſtimmige Wahl das Recht auf die polniſche Krone 
verliehe, wollte ſie vorausſehen, daß unüberſteigliche Hinderniſſe 
ſich einer ſolchen freien und einſtimmigen Wahl des Kurfürſten 
entgegenſtellen würden, und ſie riet ihm daher als wahre 
Freundin, wie jie ſich ausdrückte, von ſeiner Bewerbung ab⸗ 
zuſtehen, da der Ausgang ohne Zweifel ſeinen Wünſchen keines⸗ 
wegs entſprechen würde. 

Deutlicher konnte Katharina nicht reden. Sie war in der 
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That entſchloſſen, dem ſächſiſchen Hauſe den Weg zu dem pol⸗ 
niſchen Throne zu verſperren, wie ein Aktenſtück beweiſt, mit 
welchem ſich Panin damals emſig beſchäftigte, nämlich die 
Verhaltungsbefehle für den Grafen Kaiſerling und den Fürſten 
Repnin, welcher jenem als Gehilfe nach Warſchau nachgeſchickt 
werden ſollte. Dieſe Vorſchriften trugen das Datum des 
6. November. Das Interregnum und die Wahl wurden 
darin als das wichtigſte Ereignis für Rußland bezeichnet, in⸗ 
dem bei dieſer Gelegenheit die Vollſtändigkeit ſeiner Grenzen 
und ſein unmittelbarer Einfluß auf die europäiſche Politik in 
Betracht kämen. Katharina verlangte, daß Polen weder erb— 
lich werde, noch ſeine Verfaſſung ändere, beſonders aber 
müſſe die Stimmeneinheit auf den Reichstagen wie bisher 
notwendig bleiben, und die bewaffnete Macht dürfe nicht ver⸗ 
mehrt werden; dagegen ſollte man ſuchen, dem neuen König 
anſehnlichere Geldmittel zu verſchaffen. Die Kaiſerin verlangte 
weiter einen den ruſſiſchen Intereſſen dienenden Piaſten, welcher 
ihr allein ſeine Erhebung zu verdanken hätte. Die Inſtruktion 
nannte nun den Grafen Stanislaus Poniatowski. 

Zwar ſtand ein großer Teil der ruſſiſchen Streitkräfte zum 
Einrücken bereit an den Grenzen; aber die tugendhafte Katha⸗ 
rina zog einen friedlichen Verlauf der Dinge vor, und nur, 
wenn es auf dieſe Weiſe nicht ginge, war ſie entſchloſſen, mit 
unerſchütterlicher Ausdauer alle Kräfte zu gebrauchen, die ihr, 
wie ſie ſich auszudrücken liebte, die Vorſehung in die Hand 
gegeben. Die beiden Geſandten wurden angewieſen, dem Grafen 
Stanislaus Poniatowski ausdrücklich zu ſagen, daß er, wenn 
man mit Geld nicht ans Ziel käme, mit Gewalt auf den 
Thron geſetzt werden ſollte. Derſelbe müſſe begreifen, hieß es 
weiter, daß er für ſich allein niemals dahin gelangen werde; 
deshalb fet er verpflichtet, aus Erkenntlichkeit die engſten Be— 
ziehungen der Freund- und Nachbarſchaft aufrecht zu halten, 
gleich nach ſeiner Erhebung die Streitigkeiten über die Grenzen 
zu Katharinas Befriedigung beizulegen und das ruſſiſche Inter⸗ 
eſſe für ſein eigenes anzuſehen. Auch von den Polen verlangte 
die Kaiſerin Dankbarkeit; auf dem erſten Reichstage ſollten ſie 
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den ruſſiſchen Kaiſertitel anerkennen und den Herzog Biron 
von Kurland von neuem beſtätigen und auf dem Krönungs⸗ 
reichstag eine Kommiſſion ernennen, die zuſammen mit ruſſi⸗ 
ſchen Mitgliedern für die ordentliche Ausführung des Friedens 
von 1686 Sorge trüge; letzterem zuwider ſei die Mehrzahl 
der griechiſch-katholiſchen Sprengel gewaltſam uniert worden, 
und der Reſt in Weißrußland erfahre von Geiſtlichkeit und 
Adel Unannehmlichkeiten, außerdem ſeien die Grenzen dort nicht 
feſt beſtimmt, ein Landſtrich von 988 Quadratwerſt gehöre 
mit Unrecht zu Polen und ſei mit ruſſiſchen Überläufern an⸗ 
gefüllt. 

„Übrigens werden ſich“, fuhr die Inſtruktion fort, „Kaiſer⸗ 
ling und Repnin durch nichts mehr Dank verdienen, als wenn 
ſie bewirken, daß der Reichstag ſowohl die ruſſiſche Interven⸗ 
tion als auch die Garantie der polniſchen Verfaſſung und Frei⸗ 
heiten nachſucht und ſich für die Wiedereinſetzung des alten 
Herzogs von Kurland bedankt. Die beiden Geſandten ſollen 
weiter den Primas bewegen, daß er eine angeſehene Perſon 
abſchicke, durch ſie den ruſſiſchen Schutz für die Erhaltung der 
freien Königswahl anrufe und die Kaiſerin bitte, keine andere 
Intervention zu geſtatten als die ruſſiſche.“ Konnte man den 
Polen ſchimpflichere Bedingungen ſtellen als diejenigen, die in 
dieſer Inſtruktion enthalten ſind? 

Wir ſehen, Katharina war wie bei Kurland zum Nußerſten 
entſchloſſen, um ihr Ziel zu erreichen. Aber ſie ließ doch die 
Gegenpartei nicht außer Betracht, die verſuchen könnte einen 
anderen Bewerber auf den Thron zu bringen. Für dieſen Fall 
ſchrieb die Inſtruktion vor: „Sobald der ruſſiſche Kandidat 
gewählt und zum König ausgerufen worden iſt, werden ihn 
Kaiſerling und Repnin im Namen Katharinas anerkennen. 
Brechen Unruhen aus oder entſtehen Gegenkonföderationen, ſo 
werden die ruſſiſchen Truppen einrücken und mit Feuer und 
Schwert das Eigentum der Gegner zerſtören.“ „In dieſem 
Fall“, heißt es weiter, „werden wir uns mit dem König von 
Preußen und Ihr mit dem preußiſchen Geſandten in Warſchau 
verſtändigen.“ 
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Endlich ſprach die Kaiſerin es aus, daß ſie, wenn ſie ihren 
Thronkandidaten mit bewaffneter Macht einſetzen und aufrecht 
halten müßte, das ganze polniſche Livland in Anſpruch nehmen 
würde. 

In den nächſten Tagen ging Katharina noch einen Schritt 
vorwärts, indem ſie den alten Kanzler Beſtuſcheff, der die Ver⸗ 
bindung mit Sſterreich wünſchte und die Thronkandidatur eines 
ſächſiſchen Prinzen befürwortete, jetzt entließ und dem Grafen 
Panin die Leitung der auswärtigen Angelegenheiten übertrug; 
denn die Polen ſowohl als die fremden Höfe ſollten die Über⸗ 
zeugung gewinnen, daß Rußland ſein Ziel mit unbeugſamer 
Feſtigkeit verfolgen würde. 

Von den letzteren ſtand Sſterreich in erſter Reihe. Maria 
Thereſia antwortete der Kaiſerin am 9. November; ſie that 
es mit gleicher Geſchicklichkeit und mit größerer Wahrheit. 
Sie erklärte ſich der Kaiſerin für ihre Mitteilungen ſehr ver⸗ 
pflichtet und mit dem Plane Katharinas einverſtanden, vor 
ausgeſetzt, daß der Kurfürſt von Sachſen dem freien Wahl- 
rechte gemäß nicht ausgeſchloſſen und ſie ſelbſt gegen eine 
Zergliederung Polens für jetzt und künftig geſichert würde. 
Inbezug auf die militäriſchen Anordnungen äußerte ſie das 
Bedenken, ob dieſelben nicht die Mächte beunruhigen könnten, 
die an dem Schickſal Polens Anteil nähmen. Auf eine An⸗ 
frage des Wiener Hofes hatte Friedrich noch im Oktober für 
eine freie, ruhige und geſetzmäßige Wahl ſich ausgeſprochen, 
möge dieſelbe den Kurfürſten von Sachſen oder einen Piaſten 
auf den polniſchen Thron führen. Unter dieſen Umſtänden 
konnte Maria Thereſia weiter behaupten, daß Unruhen nicht 
zu fürchten wären. 

Übrigens gab man fic) in Wien keiner Täuſchung hin, 
und weil man ſich von Frankreich kaum Beiſtand verſprechen 
konnte, beſchloß man vorſichtig zuwerke zu gehen und auch 
in Dresden zur Behutſamkeit zu mahnen. Die beiden Höfe, 
ſchrieb Kaunitz am 19. November an den Grafen Flemming 
in Dresden, müßten mit großer Klugheit und in vollkom- 
menem Einverſtändnis handeln, um ſich mit Ehren aus der 
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Sache zu ziehen. Oſterreich wäre bereit, mit Sachſen zu gehen, 
aber wenn Rußland weiter feindſelig bliebe, dürfte man nichts 
erzwingen wollen; denn durch eine Spaltung der Wähler würde 
der Bürgerkrieg in Polen herbeigeführt werden, Preußen ſich 
einmiſchen und eine Teilung unter dem Vorwand einer Ent⸗ 
ſchädigung erfolgen. Bevor man es ſo weit kommen ließe, 
müßte der Kurfürſt den gelegenen Augenblick ergreifen und 
aus Liebe zum allgemeinen Beſten ſeine Bewerbung zurück⸗ 
ziehen. Die Kaiſerin-Königin könnte dann unter der Be⸗ 
dingung darein willigen, daß man ſie gegen jede Teilung Po⸗ 
lens ſicher ſtellte. . 

Wir bemerken, von welcher Beſorgnis der Staatskanzler 
Tag und Nacht gequält wurde! Er glaubte, wenn ſich Fried⸗ 
rich durch die Erwerbung von Danzig zum Herrn des pol⸗ 
niſchen Handels mache, wenn er die Provinzen Preußen, 
Brandenburg und Schleſien durch den großen und fruchtbaren 
Landſtrich an der Weichſel mit einander verbinde, ſo werde er 
einen Gewinn davontragen, welcher die Eroberung Schleſiens 
übertreffe, Preußen zum mächtigſten Staat in Europa erheben 
und Oſterreich den größten Gefahren, ja dem Untergang aus⸗ 
ſetzen. 

Dagegen war die Kaiſerin-Königin bereit, wenn man den 
Liebhaber Katharinas, Gregor Orloff, durch Geld zu gee 
winnen ſuchte, 200,000 Gulden hierzu beizutragen, jedoch erſt 
dann, wenn der Kurfürſt wirklich und mit dem Einverſtändnis 
von Rußland den polniſchen Thron inne hätte. Freilich irrte 
man ſich hierbei gar ſehr in dem Charakter Katharinas; dieſe 
wollte nicht ſowohl ihren ehemaligen Liebhaber belohnen, als 
vielmehr einen König in Warſchau haben, der ihr ungefähr 
ſo gehorchte wie Biron in Kurland. Übrigens iſt nichts be⸗ 
lehrender, als die Verhaltungsbefehle für Kaiſerling und Repnin 
mit dieſen ſchwächlichen Eröffnungen des Staatskanzlers an den 
Grafen Flemming zu vergleichen. Man kann ſagen, daß in 
den beiden Schriftſtücken das Schickſal Polens enthalten iſt. 

Die Nachrichten, welche Friedrich Chriſtian aus Wien, 
Berlin und Petersburg empfing, ſowie ohne Zweifel auch 
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diejenigen, die aus Verſailles anlangten, eröffneten keine lachen⸗ 
den Ausſichten; aber er oder ſeine Gemahlin konnten ſich 
doch nicht entſchließen, die Krone ſchon jetzt aufzugeben. Der 
Kurfürſt antwortete der Kaiſerin von Rußland am 28. No⸗ 
vember kurz, aber ſehr höflich und verſicherte, daß er kein 
Mittel anwenden würde, welches geeignet wäre, Polens Ruhe 
zu ſtören. 

Der Graf Flemming, der an Brühls Stelle getreten war, 
entgegnete dem Staatskanzler ausführlich an demſelben Tage. 
Die Vorſchläge, die er machte, waren ſehr verſtändig und 
konnten allein zum Ziele führen. Vor allem, ſchrieb er, dürfe 
man nichts unterlaſſen, um die Freunde in Polen zu kräftigen 
und zu ermutigen und den größten Teil der Nation an ſich 
zu ziehen. Denen, welche bereit ſeien, für das Haus Sachſen 
ſich zu erklären, müſſe man, damit ſie die nötige Feſtigkeit 
haben, die Verſicherung geben, man ſei geſonnen, ſie ſo zu 
unterſtützen, daß ſie keine Gefahr laufen werden. 

Flemming wollte ferner zwar alles vermieden haben, was 
die Kaiſerin von Rußland erzürnen könnte; dagegen ſollten 
auch vonſeiten der befreundeten Höfe Wendungen gebraucht 
werden, die ernſthafte Verwickelungen fürchten ließen, wenn 
jene zur Gewalt ſchritte. Der ſächſiſche Miniſter fand die 
Briefe, die fein Kurfürſt und Maria Thereſia aus Peters- 
burg erhalten hatten, ſo geſchrieben, als ob Katharina ihr 
Ziel ohne Mühe und Gefahr zu erreichen wünſchte, indem ſie 
der Kaiſerin⸗Königin ſchmeichelte und dagegen den Dresdener 
Hof durch Schwierigkeiten, auf welche ſie hinwies, und leiſe 
Drohungen entmutigte. Eine große Partei in Polen, eine 
zwar höfliche und verbindliche, jedoch feſte Sprache der be— 
freundeten Höfe und eine Erklärung, welche die Pforte bei 
der Republik abgäbe, meinte Flemming, würden auf Katharina 
den gewünſchten Eindruck machen. Ausgehend von der Friedens- 
liebe, die ſie zur Schau trüge, ſollte man ihr als das einzige 
ſichere Mittel, den Krieg zu vermeiden, eine Übereinkunft vor⸗ 
ſchlagen, durch welche die Mächte ſich verpflichteten, keine Truppen 
in die Republik einrücken zu laſſen, die Sorge für die Wahl 
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gänzlich in die Hände der Polen zu legen und ſich allein auf 
gute Dienſte zu beſchränken. Durch einen ſolchen Vorſchlag, 
meinte Flemming nicht unrichtig, würde man die Ziele der 
Kaiſerin entdecken und ihr die Schwierigkeiten zeigen, die zu 
erwarten ſtänden, wenn ihre Abſichten keine guten wären. 
Sollte ſich ohne Krieg nichts erreichen laſſen, ſo wollte 
der Kurfürſt von ſeiner Bewerbung zurücktreten. Mit Dank 


nahm er das Anerbieten inbezug auf Orloff an, und der Graf 


Sacken in Petersburg erhielt die Weiſung, mit möglichſter 
Klugheit den Verſuch zu machen. 

Indem Flemming am Schluſſe ſeines Schreibens noch ein⸗ 
mal ein zwar freundliches, aber feſtes Auftreten verlangte, fuhr 
er fort: „Zeige man der Kaiſerin die geringſte Schwäche, ſo 
ermutige man ſie, und wenn ſie annehmen könnte, daß die 
großen Mächte von einem Kriege durchaus nichts wiſſen wollten, 
ſo würde ſie vielleicht ihrem Ehrgeiz freien Lauf laſſen und mit 
Friedrich II. übereinkommen, den Polen zuerſt einen ſchwachen 
König zu geben und dann ihr Land zu teilen.“ Inhaltsvolle 
Worte, die Flemming damals wohl mehr geſagt hat, um 


Oſterreich zu einem kräftigen Handeln anzufeuern, die aber 


nur zu bald Wahrheit geworden ſind. 

Am 30. November ſchrieb der Kurfürſt ſelbſt an den 
Marcheſe v. Squillace, ließ durch ihn den König von Spa⸗ 
nien um einen freundſchaftlichen Beitrag zu den Koſten der 
Bewerbung erſuchen und ſprach den Wunſch aus, daß die Höfe 
von Madrid, Verſailles und Wien die ſächſiſchen Anhänger in 
Polen ermutigen möchten. Und noch einer anderen Hoffnung 
gab er in ſeinem Schreiben Ausdruck. Es lag ihm viel 
daran, auch Englands Mitwirkung dafür zu erlangen, daß 
niemand ſich unterſtände, die Wahlfreiheit in Polen zu unter⸗ 


drücken, und er begehrte dieſen freundſchaftlichen Dienſt vom 


Könige von Spanien. Doch waren Schritte, die in London 
etwa gethan wurden, ohne Zweifel völlig umſonſt. Als der 
franzöſiſche Geſandte gegen Ende des Oktobers dort angezeigt 
hatte, daß Ludwig XV. gern auf dem polniſchen Thron einen 
Bruder der Dauphine ſehen würde, da empfing er zur Ant⸗ 
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wort: Georg III. hege gar keinen Wunſch in dieſer Angelegen⸗ 
heit und werde ſich für keinen Bewerber, er ſei, wer er wolle, 
verwenden. Derſelbe Geſandte meldete ſpäter, daß der Lon- 
doner Hof wahrſcheinlich nicht einmal, wenn Rußland und 
Preußen polniſche Landſchaften wegzunehmen gedächten, ſich 
widerſetzen und höchſtens aufrichtig Gegenvorſtellungen machen 
würde. 

Von Friedrich dem Großen erwartete Flemming nichts 
Gutes; deſſen Antworten in Verbindung mit ſeinen Grund- 
ſätzen und ſeinem Charakter ließen den Miniſter glauben, daß 
der König von Preußen das ſächſiſche Haus mit ſchönen Worten 
bezahle und unter der Hand Katharina antreibe, demſelben ent⸗ 
gegen zu ſein. Trotzdem machte die Kurfürſtin noch einen Ver⸗ 
ſuch in Potsdam, aber auch jetzt erfolglos; denn der ent- 
ſchiedene Wille, dieſe Bewerbung nicht zum Ziele kommen zu 
laſſen, bildete gerade das ſtärkſte Band zwiſchen Berlin und 
Petersburg. Da nun die Anhänger des Dresdener Hofes 
ſchon längſt ausgeſprengt hatten, daß Rußland und Preußen 
ſich durch Stücke der Republik zu vergrößern gedächten, ſo 
wünſchte Panin durch eine Erklärung den Polen jede Furcht 
vor einer drohenden Teilung zu benehmen, und er wollte dieſe 
Gelegenheit zugleich benutzen, um ſie zur Wahl eines Piaſten 
aufzumuntern. Er hegte weiter die Abſicht, den europäiſchen 
Höfen folgende Mitteilung zu machen: die Kaiſerin von Ruß⸗ 
land habe den Wunſch der polniſchen Nation, ſich einen ein— 
heimiſchen König zu geben, erkannt und infolge deſſen be— 
ſchloſſen, dem nicht allein ſich nicht zu widerſetzen — wie Ka⸗ 
tharina am 17. Oktober an Maria Thereſia geſchrieben —, 
ſondern vielmehr das Recht der freien Wahl zu unterſtützen. 
Panin teilte dem preußiſchen Geſandten die beiden Alktenſtücke 
mit und ſprach den Wunſch aus, daß Friedrich II. dasſelbe 
thun möchte. 

Wenn man in Petersburg behauptete, daß die polniſche 
Nation einen Piaſten wünſchte, ſo ſchlug man keineswegs der 
Wahrheit ins Geſicht. In der letzten Zeit, welche König 
Auguſt III. noch in Warſchau verlebte, war faſt allgemein die 


74 I. Buch. 2. Kapitel. 


Sehnſucht nach einem einheimiſchen König erwacht; ohne Zweifel 
hoffte man von einem ſolchen die Rückkehr beſſerer Zuſtände. 
Nichts war ja bequemer, als die Schäden, an denen man litt, 
dem fremden Herrſcherhauſe zur Laſt zu legen. Stanislaus 
Poniatowski war nun allerdings ein Einheimiſcher. Er ſtammte 


nicht aus einer altberühmten Familie; ſein Vater, der ein 
Jahr zuvor verſtorbene General Poniatowski, war der erſte, 


der ſich einen Namen gemacht, aber die Mutter gehörte dem 
Hauſe der Czartoryski an. Der junge Stanislaus Auguſt, 
welcher damals im 32. Lebensjahre ſtand, war ein lebhafter, 
talentvoller und kenntnisreicher Mann, jedoch wegen ſeines 
ſtolzen Benehmens, durch das er fic) unendlich geſchadet, un- 
beliebt und ohne jede Ausſicht, auf den polniſchen Thron zu 
gelangen, wenn ihm Katharina, mit welcher er in Petersburg 
früher einen ſehr ernſthaften Liebeshandel unterhalten, ihren 
kräftigen Beiſtand verſagt hätte. 

Panin äußerte zu Solms einmal: „Stanislaus Poniatowski 
wird weder gefährlich für die Nachbarn, noch mächtig im In⸗ 
nern ſein und wider die Freiheiten der Republik und das 
Intereſſe von Rußland und Preußen nichts thun können.“ 
Eben deshalb war er auserſehen worden, und er konnte nicht 


nur unbedingt auf die ruſſiſche Hilfe rechnen, ſondern es traf 


ſich weiter für ihn ſo glücklich, daß die Gegenpartei, welche 
von den Potocki geführt wurde, nicht mit aller Entſchiedenheit 
für einen einzigen Bewerber eintrat; dieſelbe wollte zwar den 
Kurfürſten Friedrich Chriſtian wählen, aber ſie nahm zugleich 
noch einen Einheimiſchen in Ausſicht, den 75jährigen Kron⸗ 
großfeldherrn Branicki, welcher Poniatowskis junge und ſchöne 
Schweſter noch auf ſeine alten Tage (1749) geheiratet hatte, 
aber von Rußland eine Schmälerung des polniſchen Gebietes 
fürchtete und ſich deshalb zu Frankreich hielt. Sein hohes 
Alter konnte auch das ſächſiſche Haus mit ſeiner Bewerbung 
verſöhnen, da bei ſeiner Wahl eine Thronerledigung bald 
wieder eintreten mußte. Branicki nahm übrigens das An⸗ 
erbieten der Potocki ſehr ernſt auf und geriet wohl in Wut 
bei dem Gedanken, daß ein ſo junger Mann, wie ſein Schwager, 
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der ihm an Herkommen, Vermögen und Beliebtheit nachſtände, 
die Krone gewinnen ſollte. 

Nicht lange, ſo fragte man ſich ſogar in Dresden ernſt⸗ 
haft, ob man nicht die Bewerbung Branickis unterſtützen ſollte. 
Kurfürſt Friedrich Chriſtian ſtarb nämlich — für die Partei 
ein ſehr ſchwerer Schlag — am 17. Dezember an den Blat⸗ 
tern. Sein Bruder Kaver, welcher nun die vormundſchaftliche 
Regierung in Sachſen übernahm, meldete gleich am folgenden 
Tage dem Primas und vielen polniſchen Großen dieſen Todes⸗ 
fall und teilte weiter einigen derſelben mit, daß die ſächſiſchen 
Prinzen die befreundeten Höfe um Rat fragen und dann ihren 
Entſchluß faſſen würden. Bei der Stellung, welche die Groß— 
mächte zu der polniſchen Frage damals einnahmen, und bei 
dem großen Geldmangel, der in Wien, Verſailles und Dresden 
ſchwer drückte, hielt es Flemming für das beſte, wenn die 
ſächſiſchen Prinzen für den Krongroßfeldherrn wirkten, welcher 
dann bis zu ſeinem Tode den Thron gleichſam für ein Mit⸗ 
»glied des ſächſiſchen Hauſes bewahren ſollte. Doch handelte 
man nicht ſo entſchieden, ſondern ſchlug den Höfen, die man 
durch ein ſolches Verfahren ohne Zweifel zu kräftigerem Bei⸗ 
ſtande zu bewegen hoffte, drei Bewerber vor, unter denen ſie 
ſich für einen erklären ſollten, nämlich den Prinzen Xaver, den 
Herzog Karl von Kurland und Branicki. 

Ehe noch die Nachricht von dieſem zweiten Todesfalle nach 
Warſchau kam, war hier die Furcht vor einer Teilung ge— 
wachſen. Stanislaus Poniatowski gab deshalb ſeinen Lands⸗ 
leuten die Verſicherung, daß er lieber auf die angebotene Ehre 
verzichten, als irgendeinen Vorſchlag annehmen würde, der 
ihm Verpflichtungen gegen Rußland und Preußen auflegte; 
und die Czartoryski drängten Kaiſerling, die Erklärung, die 
er entworfen, zu veröffentlichen. Auch in Petersburg wurde 
von dieſer Befürchtung geſprochen. Die ruſſiſchen Miniſter 
ſtellten natürlich jeden Vorſatz einer Teilung in Abrede. Der 
Vizekanzler Fürſt Galitzin beteuerte dem franzöſiſchen Geſchäfts⸗ 
träger Berenger nicht nur die Reinheit der Abſichten ſeiner 
Kaiſerin, ſondern er erklärte weiter, daß Rußland es nicht 
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dulden dürfte, wenn etwa andere Mächte durch polniſche Stücke 
ſich vergrößern wollten. 

Friedrich der Große hatte ſchon im Anfange des Jahres 
jedes Streben nach polniſchem Beſitz ableugnen laſſen, und 


jetzt war dasſelbe wieder geſchehen, indem er Benoit anwies, 


zu erklären: weit entfernt, an Vergrößerung zu denken, arbeite 


der König und werde ſtets nur daran arbeiten, die Freiheiten 


der Republik aufrecht zu halten; und einzig und allein zu 
dieſem Zweck habe er ſich mit der Kaiſerin von Rußland ver⸗ 
bunden. Da aber jene Reden nicht verſtummten, beſchloſſen 
Kaiſerling und Repnin, ihre Erklärungen zu veröffentlichen; 


ſie drängten Benoit, dasſelbe zu thun, und zwar ſo ſehr, daß 


er ſich entſchloß, wenigſtens vorläufig eine ſolche Kundgebung 
zu wagen. Alle drei fuhren am 27. Dezember in einem 


Wagen, und zwar in dem ruſſiſchen, zum Primas, von wel- 
chem ſie eingeladen worden waren, und übergaben bei dieſer 
Gelegenheit ihre Schriftſtücke, von denen das ruſſiſche durch 
widerliches Selbſtlob abſtößt. 

Der König von Preußen war nicht ganz mit Benoits 
Präliminarnote zufrieden. Obwohl einverſtanden in der Sache, 
wollte Friedrich doch den Schein wahren und alles vermeiden, 
was den Verdacht einer Einmiſchung in die freie Wahl wecken 
könnte; nach ſeiner Meinung hätte Benoit daher keineswegs 
ausdrücklich die Wahl eines Piaſten fordern ſollen. In der 
That übergeht die Erklärung, die er ſelbſt nach Warſchau 
ſandte, dieſen Punkt, und er hat ſich wahrſcheinlich auch ge⸗ 
weigert, die andere Erklärung, welche Panin an die europäi⸗ 
ſchen Höfe ſchicken wollte, ſeinerſeits abgehen zu laſſen, und 
deshalb mag Rußland ebenfalls davon Abſtand genommen 
haben. 

Aber nur vor ſolchen ſchriftlichen Kundgebungen ſchreckte 
Friedrich zurück, dagegen ſprach er ſich bei anderen Gelegen⸗ 
heiten ganz entſchieden aus. Als im Anfange des Januar 
Gadomski nach Berlin kam, um — freilich etwas ſpät — 
im Auftrage der Regierung den Tod des Königs Auguſt an⸗ 
zuzeigen: da verhehlte Friedrich II. nicht, daß er ſich mit 
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Katharina verbunden hätte, um einen Piaſten auf den Thron 
zu bringen. Gadomski erwähnte den Namen des Stanislaus 
Poniatowski und ſpäter auch den des Krongroßfeldherrn. Der 
König von Preußen vermied es, für einen von beiden ſich zu 
entſcheiden, obwohl er jenen lobte und von dem anderen wegen 
ſeines hohen Alters abriet. Vor allen Dingen ſchärfte Friedrich 
dem Abgeſandten ein, die Polen ſollten ſich ja hüten, eine 
Konförderation zu bilden; denn eine ſolche würde nicht allein 
ganz vergeblich ſein, ſondern auch ihr Verderben herbeiführen, 
weil ſie keinen Beiſtand von außen zu erwarten hätten; ſollten 
aber andere Mächte wagen, ihnen bewaffnete Hilfe zu leiſten, 
ſo würde Friedrich nicht umhin können, ſeine Truppen eben⸗ 
falls einrücken zu laſſen. 

Eine ſolche Außerung des Königs von Preußen überraſcht 
und läßt beinahe vermuten, daß inzwiſchen das Bündnis mit 
Rußland fertig geworden ſei. So weit war man allerdings 
noch nicht gekommen; aber man ſtand jetzt endlich doch in 
ernſthafter Unterhandlung, deren Geſchichte nachzuholen hier 
der geeignete Ort iſt. 


Drittes Kapitel. 


Das preußziſch⸗ruſſiſche Bündnis und die letzte polniſche 
Königswahl. 


Der Aufforderung der Kaiſerin, einen Vertragsentwurf 
einzuſenden, hatte Friedrich der Große ſo ſchnell als möglich 
entſprochen; aber dann ruhte die Sache wieder lange Zeit. 
Die Entlaſſung Beſtuſcheffs förderte die Unterhandlung über 
das Bündnis zuerſt auch nur ſehr wenig. Panin ſprach von 
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der Notwendigkeit, einen beſonderen Vertrag für die damaligen 
Angelegenheiten zu machen, der als Grundlage für die In⸗ 
ſtruktionen der preußiſchen Geſandten dienen ſollte. Der pol⸗ 


niſche Reichstag müßte gehindert werden, zwei Vorſchläge an⸗ 


zunehmen: die Abſchaffung des Liberum veto oder der 


Stimmeneinheit und die Vermehrung der Truppen; es würde 


1 
f 


ſonſt kein Mittel geben, einen Reichstag zu zerreißen oder den 


Polen Furcht einzuflößen durch eine an den Grenzen einquar⸗ 
tierte Armee. Panin begann mit den Artikeln, bei welchen 
er auf die freudige Zuſtimmung des Königs mit Sicherheit 
rechnen konnte. Dann ging er einen kleinen Schritt weiter. 


Der Sieg des ruſſiſchen Kandidaten, ſprach er, ſei wohl ſicher, 


aber die andere Partei könnte leicht eine Gegenwahl verſuchen; 


in dieſem Falle ſollten die beiden verbündeten Mächte feierlich 


erklären, daß ſie die Wahl der Nation billigten und den Ge⸗ 


wählten als rechtmäßigen König anerkennten. Wir erinnern 
uns hierbei, daß von einer ſolchen Maßregel in der Inſtruk⸗ 


tion vom 6. November die Rede war. 


Gegen Ende des Monats drängte der preußiſche Geſandte 
von neuem. Panin verſicherte nun, daß er den Gegenentwurf 
noch im Laufe der Woche fertig machen würde; er ſuchte den⸗ 


ſelben und zog ihn unter einem Haufen von Papieren hervor, 
wo er jo, wie er dem Miniſter vor länger als vier Wochen 
vom Vizekanzler übergeben worden war, in einem verſiegelten 


Umſchlag auf dem Tiſche lag. Panin entſchuldigte ſich, er 


wäre mit der Inſtruktion für Repnin — die doch ſchon vor 


drei Wochen fertig geworden war — ſehr beſchäftigt geweſen 


und alsdann erkrankt, und er verſprach, den Gegenentwurf 
noch im Laufe der Woche dem Grafen Solms unfehlbar zu 


übergeben. Jedoch er hielt nicht Wort; dagegen kam er im 


Anfange des Dezember auf einen wichtigen Punkt zu ſprechen. 
In der Inſtruktion vom 6. November hieß es: wenn ſich eine 
Konföderation gegen den neuen Herrſcher bildete, ſo ſollten die 


ruſſiſchen Truppen zu gleicher Zeit von allen Seiten her ein⸗ 


rücken und die Beſitzungen der Widerſacher mit Feuer und 


Schwert verheeren. Dieſen heikligen Punkt berührte nun 
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Panin. Nur in dem Fall einer Konföderation, ſprach er zu 
Solms, gedenke man die Waffen zu gebrauchen und nicht eher 
die Truppen wieder zurückzuziehen, als bis man die Gegen⸗ 
partei nicht allein völlig auseinandergeſprengt, ſondern auch 
gänzlich vernichtet habe. Für den Augenblick verlangte zwar 
Rußland keine kriegeriſche Bewegung vonſeiten Preußens; aber 
wenn ſich eine Konföderation bilden ſollte, für dieſen Fall er⸗ 
wartete man vom König militäriſchen Beiſtand, und um ihn 
geneigter zu einem ſolchen Verſprechen zu machen, ſuchte Panin 
die Möglichkeit einer Rückkehr des Petersburger Hofes zur 
alten Politik darzuthun; aber dem preußiſchen Geſandten leuch⸗ 
tete mit Recht ſeine Beweisführung nicht ein, und er beſchränkte 
ſich darauf, einen getreuen Bericht abzuſtatten. 

Dieſes Schreiben erſchien Friedrich dem Großen bedenklich; 
er hatte nur ein Schutzbündnis angeboten, und nun ward ihm 
ein Antrag gemacht, welcher leicht herbeiführen konnte, was er 
am meiften zu verhüten trachtete. Wenn er darauf einginge, 
meinte er, ſo würde Oſterreich ebenfalls marſchieren laſſen, 
Frankreich wahrſcheinlich desgleichen, und ein allgemeiner Krieg 
entſtehen. Er ſchlug dagegen vor: erſtlich ſolle Rußland zur 
Beſtechung greifen; denn 150,000 Rubel, jo verwendet, wür— 
den eine beträchtliche Erſparung ſein gegenüber den Koſten 
eines Krieges, die unſtreitig mehrere Millionen betragen wiir- 
den. Der König riet weiter, man ſolle den Polen drohen: 
wenn fic) unter ihnen unruhige und eigenſinnige Leute befin- 
den, die den neuen König nicht anerkennen wollten, ſo würden 
die ruſſiſchen Truppen unverzüglich einrücken und jene Men⸗ 
ſchen zur Vernunft bringen. 

Wir ſehen, Friedrich bekämpfte keineswegs die ungerechten 
Mittel, welche Rußland anwenden wollte, und er erachtete 
ſogar, was man jedoch kaum zugeben kann, den Petersburger 
Hof wegen ſeines Bündniſſes mit Polen für befugt, Truppen 
in dies Land zu ſchicken, um einen König, der unter ruſſiſchem 
Schutze gewählt wäre, zu halten. Hierzu ſchienen ihm 35- bis 
40,000 Mann ausreichend, die er nun decken würde; ſollten 
aber die Sſterreicher fic) rühren, was er jedoch, wenn das 
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Bündnis zuſtande käme, ſehr bezweifelte, dann ſtände dem 
Petersburger Hofe das Recht zu, fi preußiſchen Beiſtand zu 
verlangen. 

Der König nahm die Sache feb ernſt. Er fügte noch 
einige Zeilen hinzu, die nur für ſeinen Geſandten beſtimmt 
waren und keinem anderen Menſchen gezeigt werden ſollten. 
Er wünſche, ſchrieb er, mit dem Petersburger Hofe zur Sicher⸗ 
heit für ſeine Länder ein Schutzbündnis abzuſchließen, aber er 
würde vor ſeinem Staat und vor der Nachwelt es nicht ver⸗ 
antworten können, wenn er um Rußlands willen ohne Not 
leichtſinnig einen Krieg anfangen wollte, der ſein von den 
ſchweren Kämpfen der ſieben Jahre noch nicht geneſenes Land 
gänzlich zugrunde richten würde. Wiewohl er darauf zu ach⸗ 
ten habe, daß Polen in ſeiner alten Freiheit und Verfaſſung 
verbleibe und keine despotiſche Gewalt darin aufkomme, ſo 
könne es ihm doch gleichgültig ſein, ob ein Czartoryski dort 
oder ein Poniatowski regiere, ja, er müſſe lieber den Kur⸗ 
fürſten von Sachſen den Thron beſteigen laſſen, als in einen 
gefahrvollen Krieg ſich ſtürzen. Friedrich fordert den Ge— 


ſandten auf, gelegentlich an die Thatſache zu erinnern, daß 


Karl VI. durch zu großen Eifer für ſeinen Kandidaten Loth⸗ 
ringen verloren hätte. 

Eine Woche ſpäter, am 3. Januar, erbot ſich der König 
von Preußen, 20,000 Mann den Ruſſen zu ſchicken, wenn 
dieſelben um der polniſchen Angelegenheiten willen von Oſter⸗ 
reich angegriffen würden, jedoch unter der Bedingung, daß 
ihm ebenſo viele Truppen zuhilfe kämen, falls ihn Maria 
Thereſia wegen ſeines Bündniſſes mit dem Petersburger Hofe 
bekriegen ſollte. 

Inzwiſchen hatte Panin mildere Saiten aufgezogen. Ruß⸗ 
land wolle ja das Schwierigſte übernehmen, ſprach er am 
29. Dezember zu Solms, und verlange nur, daß der König 
diejenigen Regimenter, welche der polniſchen Grenze am näch⸗ 
ſten ſtehen, einige Bewegungen machen laſſe, damit man ſehe, 
daß dieſelben bereit ſeien. Der König, meinte Panin weiter, 
werde keinen Grund haben, das Bündnis zu bedauern; denn 
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er ſolle, wenn es wider Erwarten zum Außerſten komme, ſeine 
Mühe ſo gut wie Rußland bezahlt erhalten und keineswegs 
umſonſt gearbeitet haben. Mehr wollte Panin erſt ſagen, 
wenn die Dinge weiter fortgeſchritten wären. a 

Zu ſeinem Schrecken bemerkte Friedrich in dieſen Worten 
den Plan einer Teilung Polens, und in der Beſorgnis, daß 
dergleichen Abſichten Europa in die Unruhen zurückſtürzen 
könnten, denen es eben entronnen wäre, gebot der König ſei⸗ 
nem Geſandten, außerordentlich auf der Hut zu ſein, haar⸗ 
ſcharf nach den Befehlen, die er empfange, ſich zu richten und 
in der dornenvollen Lage, worin er ſich befinde, nicht das Ge⸗ 
ringſte zu ſagen, was irgendwie den König weiter, als er 
wünſche, fortreißen könne). 

Solms legte jenen Worten des ruſſiſchen Miniſters eine 
geringere Bedeutung bei und glaubte nicht an ſolche kriegeriſche 
Hintergedanken Panins, welchem wohl dergleichen Wendungen 
nur im Augenblicke lebhafteren Geſprächs entſchlüpften; aber 
wenn der Wiener Hof gegen alle Wahrſcheinlichkeit einen Krieg 
wagen ſollte, meinte der preußiſche Geſandte weiter, dann 
würde Panin wohl Polen oder Oſterreich die Koſten tragen 
laſſen. So gering aber, wie Solms vermutete, war die Trag⸗ 
weite der angeführten Worte keineswegs. Der ruſſiſche Mi⸗ 
niſter hatte für den Fall, daß die Thronerledigung zum Kriege 
führen ſollte, das polniſche Livland als Entſchädigung in Aus⸗ 
ſicht genommen, und er mußte natürlich, wenn Friedrich II. 
Beiſtand leiſtete, dieſem auch eine Bezahlung zugeſtehen, die 
dann wohl in einem Stück von Weſtpreußen beſtehen ſollte. 
Jedoch hierüber wollte ſich Panin erſt äußern, wenn die Not⸗ 
wendigkeit es erforderlich machte; wahrſcheinlich hat er an das 
Bistum Ermeland gedacht. 

Ungefähr am 20. Januar 1764 bekam Solms den ruſſi⸗ 
ſchen Entwurf zu Geſicht und unterhandelte noch etliche Tage 
lang, aber umſonſt, um einzelne Milderungen zu erlangen. 
Am 7. Auguſt 1763 waren die höchſt einfachen Vorſchläge des 


1) Sbornik XXII, No. 105, p. 110. 
Reimann, N. Geſch. Preußens. I. 6 
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Berliner Hofes nach Petersburg abgegangen und hier ſowohl 
ergänzt als umgeſtaltet und beſonders außerordentlich erweitert 
worden; in dieſer Faſſung wurden ſie am 26. Januar, alſo 
nach 22 Wochen, dem Könige von Preußen wieder zugeſandt. 

Der für die Offentlichkeit beſtimmte Vertrag, welcher für 
Friedrich II. die Hauptſache war, weil ihm dadurch ſeine Län⸗ 
der von Rußland verbürgt wurden, machte nur geringe Schwie⸗ 
rigkeiten. Er ſollte zunächſt auf die Zeit von acht Jahren 
abgeſchloſſen und vor Ablauf derſelben nach dem alsdann 
hervortretenden Bedürfnis erneuert werden. Friedrich wollte 
nur mit Rußland Freundſchaft pflegen; Katharina dagegen hielt 
anderen Mächten eine Thür zum Beitritt offen, denn ſie 
hoffte die beiden ſkandinaviſchen Staaten und England in das 
Bündnis hineinzuziehen. Die Zahl der Hilfstruppen ſetzte ſie 
auf 10,000 Mann Fußvolk und 2000 Reiter feſt, und fie 
blieb auch dabei ſtehen, als Friedrich 20,000 Mann vorſchlug, 
weil ſie, wie Panin erklärte, bei jenen drei Mächten nicht 
höher gehen wollte. Wenn Rußland in den an die Türkei 
und die Krim grenzenden Provinzen oder Preußen in ſeinen 
jenſeit der Weſer liegenden Beſitzungen einen Angriff erführe, 
ſo ſollte, wie ein geheimer Artikel anordnete, die Hilfe nicht 
in Truppen geleiſtet werden, ſondern in Geld, und zwar wurde 
die Summe von 400,000 Rubeln aufs Jahr feſtgeſetzt. Aber 
wenn die Unterſtützung nicht ausreichte, wollten beide Teile ſich 
weiter beſprechen und im Notfalle mit ihrer ganzen Macht 
einander zuhilfe kommen. 

Friedrich hatte ſich im Auguſt 1763 gern bereit erklärt, 
Beſtimmungen über den Handel in den Vertrag aufzunehmen, 
und das war denn auch wenigſtens im allgemeinen geſchehen, 
indem ein Artikel vorſchrieb, daß die Unterthanen beider 
Staaten freien Verkehr mit einander behalten und wie be⸗ 
freundete und verbündete Nationen behandelt werden ſollten. 

An den Hauptvertrag ſchloſſen ſich zunächſt ein beſonderer 
und vier geheime Artikel. Jener bezog ſich auf den Schutz 
der ſogen. Diſſidenten, d. h. der evangeliſchen und nichtunierten 
Griechen in Polen. Von dem erſten geheimen Artikel iſt be⸗ 
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reits geſprochen worden. Im zweiten verpflichtete ſich Preußen, 
dem Einfluſſe Frankreichs in Schweden gemeinſchaftlich mit 
Rußland entgegenzutreten und dahin zu wirken, daß die be⸗ 
ſtehende Verfaſſung in Kraft bleibe. Ferner übernahm Fried⸗ 
rich wie 1762, ſo auch diesmal die Gewähr der deutſchen 
Beſitzungen des Großfürſten als Herzogs von Holſtein und 
verſprach, in Kopenhagen ſich dahin zu verwenden, daß jener 
auch in den Streitigkeiten inbezug auf Schleswig vollkommene 
Genugthuung empfinge. Durch den vierten Artikel endlich 
machten die beiden Höfe ſich anheiſchig, das freie Wahlrecht 
der polniſchen Nation und die Grundgeſetze der Republik, im 
Notfalle ſogar mit Waffengewalt, zu ſchützen. Dieſe Verpflich⸗ 
tung wurde den anderen Höfen auf den Wunſch Rußlands in 
Verbindung mit dem Hauptvertrage mitgeteilt; er enthielt ja, 
was auch jene wünſchten. 

Die eigentlichen Verabredungen über Polen kamen in eine 
geheime Übereinkunft. In den erſten drei Artikeln derſelben 
verpflichtete ſich der König von Preußen, für die Wahl des 
ruſſiſchen Kandidaten, deſſen Namen wieder ein beſonderer 
Artikel angab, im Vereine mit Katharina II. zu wirken. 
Hierüber war man einverſtanden. Aber die Kaiſerin wollte 
nicht allein die gewöhnlichen Mittel anwenden, ſondern alles 
aufbieten, um ihr Ziel im Bunde mit Preußen zu erreichen. 
Darum ſollte letzteres ebenſo, wie Rußland es bereits gethan, 
Truppen an die polniſche Grenze ſchicken, um die Polen und 
die fremden Mächte einzuſchüchtern. Und Friedrich II. mußte 
ſich dazu verſtehen, obwohl er es lieber vermieden hätte. 

Katharina war weiter entſchloſſen, ihren Kandidaten, auch 
wenn er nur von einer Minderheit gewählt wäre, doch anju- 
erkennen; in der Erklärung, deren Inhalt der fünfte Artikel 
vorſchrieb, war von dem Einmarſche von Truppen und den 
äußerſten Maßregeln gegen die Urheber einer Konföderation 
die Rede. Friedrich II. war nicht abgeneigt, in dieſer Weiſe 
ſich mündlich zu äußern; aber er ſchrak vor einer ſolchen 
ſchriftlichen Erklärung zurück. Er meinte, die fremden Mächte 
könnten hierüber ſich beſchweren, als ob man den Polen Gee 

6 * 
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walt anthun wollte, und einen Vorwand zu offener Ein⸗ 
miſchung daraus nehmen. Aber Katharina und Panin blieben 
feſt, und ſo mußte denn Friedrich II. verſprechen, gemeinſchaft⸗ 
lich mit Rußland eine Erklärung folgenden Inhalts im ge⸗ 
gebenen Falle zu erlaſſen: die beiden Mächte würden die Mit⸗ 
glieder einer Gegenkonföderation als Feinde des Vaterlandes 


und Störer der öffentlichen Ruhe betrachten und ſchonungslos 


alle Strenge des Krieges an den Perſonen und Gütern der⸗ 


ſelben durch ihre Truppen ausüben laſſen. 


In dem ſechſten Artikel übernahm es Rußland, die Kon⸗ 


föderation, welche ſich etwa gegen den neuen König bilden 


ſollte, niederzuwerfen. Friedrich II. wurde nur verpflichtet, 
durch Unterhandlungen und Truppenbewegungen an der Grenze 
Beiſtand zu leiſten; erſt wenn fremde Mächte den Wider⸗ 
ſachern Hilfe ſchickten, ſollten 20,000 Preußen in Polen ein⸗ 
rücken und im Vereine mit den Ruſſen für die gute Sache ö 


wirken. 
Endlich verlangte die Kaiſerin, ohne vorher davon irgend⸗ 
etwas geſagt zu haben, im ſiebenten Artikel weitere 20,000 


Mann von Friedrich dem Großen in dem Falle, daß ſie ſelbſt 


auf Grund der polniſchen Angelegenheiten im eigenen Land 
angegriffen würde; natürlich gab ſie dem Könige von Preußen 
das gleiche Verſprechen. Sie beſtand auch hier auf ihrer 
Forderung; umgekehrt trat ſie einem Wunſche des Königs 
entgegen, welcher verlangt hatte, daß Rußland den 20,000 
Mann, die vielleicht auf Anſuchen des Petersburger Hofes in 
Polen einrücken würden, Brot, Fleiſch und dergleichen liefern 
müßte. Dieſe beiden Punkte verzögerten, wie Solms am 
23. Februar meldete, den Abſchluß. 

Um letzteren zu fördern, erbot ſich Katharina, wie der Ge⸗ 
ſandte weiter ſchrieb, zu einem beſonderen Artikel, in welchem 


noch einmal ausdrücklich erklärt wurde, daß die 20,000 Mann 


in Polen nur einrücken ſollten, wenn fremde Truppen das⸗ 
ſelbe gethan hätten; die kriegeriſchen Bewegungen der Preußen, 
von denen die Kaiſerin wünſchte, daß ſie an der Grenze ſo 
lange fortgeſetzt würden, als die Ruſſen mit der Konföderation 
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im Kampfe lägen, ſollten nur dazu dienen, das Einvernehmen 
zwiſchen den beiden Höfen öffentlich kundzugeben. Beinahe 
möchte man aber glauben, daß die verſchmitzten Ruſſen ſich 
ſtellten, als ob ſie in dem erſten Teile dieſes beſonderen Ar⸗ 
tikels dem König einen Gefallen erwieſen, in Wahrheit aber 
nur ihn zu den kriegeriſchen Bewegungen des anderen Teiles 
verpflichten wollten. 

Friedrich erſtaunte beſonders über die zweite der erhobenen 
Schwierigkeiten. Er meinte, daß ſeine Forderung nicht allein 
dem Herkommen entſpräche, ſondern auch militäriſch begründet 
wäre, da es ihm unmöglich fein würde, ſeine Verbindlichkeiten 
zu erfüllen, wenn die Preußen nicht die nötigen Magazine 
fänden, wofür nur Rußland ſorgen könnte. Daher beſtand er 
auf der Bedingung, doch war er zufrieden, wenn das ruſſiſche 
Miniſterium ſchriftlich erklärte, dafür eintretendenfalls Sorge 
tragen zu wollen. Übrigens gab Friedrich allen Artikeln ſeine 
Zuſtimmung und ermächtigte ſeinen Geſandten, den Vertrag 
zu unterzeichnen. 

Solms antwortete den 31. März. Die Unterhandlung, 
ſchrieb er, könnte nun als geſchloſſen gelten, nachdem der Kö⸗ 
nig den von ihm verlangten Zuſatz hätte fallen laſſen. Doch 
waren Katharina und Panin bereit, in der Sache nachzugeben, 
wie denn auch eine beſondere Erklärung das nachher aus- 
geſprochen hat. 

Friedrich II. glaubte die preußiſchen Intereſſen am beſten 
zu fördern, wenn er für einen Piaſten einträte, mochte dieſer 
heißen wie er wollte. Wenn er Stanislaus Poniatowski be⸗ 
günſtigte, fo geſchah das nur aus Liebe zu Rußland, und er 
wollte darum wohl der Kaiſerin fo viel als möglich beiſtehen, 
aber an kriegeriſchen Bewegungen nur als Hilfsmacht teil⸗ 
nehmen, wenn fremde Truppen die Feinde Poniatowskis unter⸗ 
ſtützten. Katharina dagegen betrachtete den König von Preußen 
keineswegs als Hilfsmacht; vielmehr ſollte Friedrich II. glau⸗ 
ben, die eigenen Zwecke bei dieſer Gelegenheit ſo gut wie Ruß⸗ 
land zu verfolgen. Wenn der König hier nicht nachgegeben 
hätte, ſo würde, wie Solms meldete, die Unterhandlung ge- 
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ſcheitert ſein; nachdem aber dies geſchehen war, wurde das 
Bündnis abgeſchloſſen und am 11. April der Vertrag unter⸗ 
zeichnet. ‘ 

Die Kaiſerin von Rußland konnte fich ſehr über dieſes 
Ereignis freuen; denn ſie durfte jetzt in Polen zu erreichen 
hoffen, was ſie ſich vorgenommen, und zwar um ſo mehr, als 
auch ſonſt ihre Angelegenheiten gut ſtanden. Sie hatte den 
Tod des Kurfürſten Friedrich Chriſtian mit Recht als ein un⸗ 
erwartetes Glück betrachtet und geäußert: die Vorſehung billige 
die Abſichten der beiden Höfe. Nur das hatte ſie befürchtet, 
daß an die Stelle des einen Bewerbers von Wichtigkeit zehn 
neue, kleine treten könnten 1); aber es war anders ge- 
kommen. 

Welche Beſchlüſſe man in Dresden nach dem Tode Friedrich 
Chriſtians gefaßt hat, wiſſen wir. Die Höfe von Wien und 
Verſailles aber trafen keine Wahl unter den drei Männern, 
die ihnen vorgeſchlagen worden waren, ſondern ſie forderten 
die ſächſiſchen Prinzen auf, ſich unter einander zu verſtändigen, 
damit alle Freunde des Hauſes Sachſen ihre Stimmen dem⸗ 
jenigen geben könnten, welcher als Bewerber auftreten würde. 
Die beiden Höfe verſprachen letzteren ſo viel als möglich zu 
unterſtützen. 

Dieſer Rat wurde denn auch befolgt, und Prinz Xaver als 
Thronbewerber auserſehen. Dieſer ſchrieb dann ſelbſt an die 
vornehmſten Anhänger, benachrichtigte ſie aber zugleich, daß er 
öffentlich erſt auftreten würde, wenn er ſich Mittel, die einen 
Erfolg hoffen ließen, durch die befreundeten Höfe geſichert 
hätte. 

Die letzteren nahmen ſich viel Zeit zur Überlegung, und 
die daraus hervorgehende Ungewißheit wirkte natürlich zum 
Nachteile des ſächſiſchen Hofes, indem mancher Anhänger des⸗ 
ſelben es vorzog, auf die andere Seite zu treten. In ſeiner 
Verlegenheit wandte ſich Xaver am 1. Februar an Choiſeul. 
„„Wenn ich zögere“, ſchrieb er, „die Mittel anzuwenden, die 


1) Forſch. IX, 106. 
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allein imſtande ſind, den guten Willen meiner Freunde zu 
ſtählen und anzufeuern, ſo werden dieſe, wie man mir nicht 
verhehlt, der Rührigkeit und den Wohlthaten, welche Rußland 
zugunſten Poniatowskis verſchwendet, bald erliegen. Doch mel— 
den mir die ergebenſten Anhänger des Hauſes Sachſen, daß 
es nicht allein noch möglich, ſondern ſogar leicht ſein würde, 
dieſem Bewerber die Stimmen des größten und geſündeſten 
Teiles der Nation entgegenzuſetzen, wenn der Adel der Woiwod⸗ 
ſchaften aus Geldunterſtützungen die Überzeugung gewinnen 
könnte, daß die Republik befreundete Höfe hat, denen meine 
Wahl nicht gleichgültig iſt. Die Antwort, die ich bei der 
Rückkehr meines Eilboten erwarte, wird unwiderruflich über 
mein Los entſcheiden.“ 1) 

Xaver wünſchte womöglich einen günſtigen Beſcheid, auf 
jeden Fall aber einen ſolchen zu erhalten, welcher der Un— 
gewißheit, worin ſowohl er als ſeine Freunde ſich befanden, 
ein Ziel ſetzte. Jedoch von keiner Seite kamen tröſtliche Nach— 
richten. Wien und Madrid entſchuldigten ſich mit ihrem Geld⸗ 
mangel, und Verſailles, welches in derſelben Lage war, be— 
teuerte heuchleriſch, daß es die Laſt nicht allein auf ſich nehmen 
könnte. Xaver ſpendete aus eigenen Mitteln, ſo viel er ver— 
mochte; doch er war außerſtande, mit Rußland inbezug auf 
Beſtechung einen Wettkampf einzugehen, und er fand ſogar 
einen Gegner, wo er es wahrſcheinlich nicht vermutete, nämlich 
in Konſtantinopel. 

Bereits am 12. Dezember 1763 hatte der Großvezier dem 
preußiſchen Geſandten auf eine Denkſchrift desſelben durch den 
Pfortendolmetſch erklären laſſen, daß der Sultan mit der 
Politik der Kaiſerin von Rußland und Friedrichs II., einen 
Einheimiſchen zum Könige von Polen wählen zu laſſen, ein⸗ 
verſtanden wäre; doch erinnerte der Dolmetſch dabei, daß die 
beiden Höfe ſich aller Gewaltthätigkeiten enthalten müßten und 
keine Truppen in Polen einrücken laſſen dürften, außer wenn 
es von einer anderen Macht zuerſt geſchähe. Der König von 


1) Le secret du Roi. Par le Due de Broglie II, 244. 
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Preußen teilte die Depeſche ſeines Geſandten alsbald in Peters⸗ 
burg mit. Er war über die Verſicherung, welche die Türken 
gegeben hatten, hocherfreut und hoffte, wie er der Kaiſerin am 
14. Januar 1764 ſchrieb, er würde dieſelben inbezug auf den 
einen bedenklichen Punkt eines beſſeren belehren und ihnen be⸗ 
greiflich machen können, daß, wenn eine polniſche Partei zu 


ihrer Unterſtützung eine Macht herbeiriefe, welche die Regierungs⸗ 


form und die Geſetze der Republik gewährleiſtet hätte, dieſe 
Macht ihre Verpflichtungen würde erfüllen müſſen. Übrigens 
aber war der König der Meinung, daß die Kaiſerin um ſo 
eher ihr Ziel erreichen würde, je ſanfter ſie zuwerke ginge; 
Geld und Drohungen würden alles machen ). 

Der Beſchluß der Pforte, die Wahl eines Einheimiſchen 
zu begünſtigen, war ein Grund mehr für Frankreich, ſich um 
Polens willen nicht zu erhitzen. Man faßte zwar die Abſicht, 
in Warſchau durch den Marquis de Paulmy eine Erklärung 
abzugeben, welche die patriotiſche Partei ermutigen ſollte. Zu⸗ 
gleich aber ward ein Mitglied der Geſandtſchaft angewieſen, 
ſich um Poniatowskis Vertrauen zu bemühen und durchblicken 
zu laſſen, daß er nicht allein anerkannt, ſondern ſogar unter⸗ 
ſtützt werden würde, wenn er ohne gewaltſame Mittel den 
Thron gewänne. 

Am aufrichtigſten gegen Sachſen verfuhr Oſterreich, weil 
es die Verbindung zwiſchen Rußland und Preußen außer⸗ 
ordentlich fürchtete. Der Wiener Hof hatte den Grafen Mercy 
aus Petersburg abberufen und nach Warſchau geſchickt, wo 
derſelbe ſehr thätig war, die ſächſiſche Partei zu ermutigen. 
Sein Nachfolger bei Katharina war der Fürſt Lobkowitz. 
Dieſer fragte den Grafen Panin um die Mitte Februars, 
warum Rußland in ſeiner Erklärung vom 26. Dezember jeden 
fremden Fürſten ausgeſchloſſen habe, und was es zu thun ge⸗ 
denke, wenn die Wahl auf einen ſächſiſchen Prinzen falle. 
Panin bekannte, daß er durch ſeine Ratſchläge nicht allein das 


1) Sbornik XX, 185sqq.; die italieniſche Verſicherung der Pforte 
iſt ſehr fehlerhaft abgedruckt. 
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Wohl der Polen, ſondern auch die ruſſiſchen Intereſſen fördern 
wolle; die Wahl eines ſächſiſchen Prinzen ſtellte er geradezu 
als etwas Unmögliches hin, und er verſchwieg nicht, daß Ruß⸗ 
land eine Gegenkonföderation mit allen Mitteln bekämpfen 
würde. Panin wagte ſogar zu behaupten, daß ſein Hof weit 
mehr Einfluß auf die Geſchicke von Polen haben müßte denn 
Oſterreich, welches nur mit einer einzigen Seite an die Re⸗ 
publik ſtieße; ja, er forderte Maria Thereſia auf, wenn ſie 
ſich als Freundin ſeiner Kaiſerin zeigen wolle, deren Abſichten 
zu fördern; die letztere werde dann bereit ſein, jene nach 
Frankreich und Italien hin zu unterſtützen. 

Wie verlegen wird der Staatskanzler dreingeblickt haben, 
als er den Bericht des Fürſten Lobkowitz erhalten! Überall 
auf ſeiner Seite Verzagtheit, Mut nur bei den Czartoryski, 
ihren Anhängern und Beſchützern, die Freundſchaft zwiſchen 
Rußland und Preußen noch im Wachſen begriffen: es war 
eine Lage zum Verzweifeln. Mit ſchwerem Herzen erteilte der 
Staatskanzler nach Warſchau den Auftrag, daß der öſter— 
reichiſche Geſandte gleich dem franzöſiſchen dort eine Erklärung 
abgeben ſolle. Am 16. März entledigten ſich der Marquis 
de Paulmy und der Graf Mercy ihres Auftrages. Die Aus- 
ſchließung von Bewerbern und der Einmarſch fremder Truppen, 
oder, wie Oſterreich ſagte, Drohungen und Gewaltthätigkeiten 
wurden in beiden Schriftſtücken als Verletzungen der polniſchen 
Freiheit und Unabhängigkeit verurteilt. Der Hof von Ver— 
ſailles ſtellte ferner ſeinen Beiſtand in Ausſicht, wenn die Re— 
publik in der Ausübung ihrer Rechte gehindert würde. In 
der öſterreichiſchen Erklärung hieß es nur: in einem ſolchen 
Falle würden alle Mächte, die an der Erhaltung der Rechte 
der Republik Anteil nehmen, ſich verpflichtet ſehen, ſolchen 
Unternehmungen entgegenzutreten. Der König von Frank- 
reich verſprach zuletzt noch, denjenigen, welcher frei und nach 
den Geſetzen des Landes würde gewählt worden ſein, nicht 
nur anzuerkennen, ſondern auch zu unterſtützen und zu be⸗ 
ſchirmen. 

Im ganzen genommen waren die Erklärungen nicht übel; 
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es kam eben darauf an, ob die Polen das Vertrauen ges | 
wännen, daß die beiden Höfe, wenn es nötig wäre, zu Thaten 
ſchreiten würden. Friedrich II., welcher ſich mit Rußland nur 
verband, um einige Jahre Ruhe für ſeinen Staat zu erlangen, 
betrachtete die Erklärungen mit anderen Augen als die ruſſi⸗ 
ſchen Staatsmänner, die für ein großes Ziel etwas wagen 
wollten; er äußerte ſich nicht ohne Sorge und riet wie immer 
zur Vorſicht und Mäßigung. Der öſterreichiſche Geſandte Graf | 
Mercy überredete ſich oder wollte den ſächſiſchen Miniſter über⸗ 
reden, daß die Erklärungen den Mut der Patrioten neu be⸗ | 
lebt und ihnen Entſchloſſenheit eingeflößt hätten. Er verſprach, 
mit allem Eifer für das ſächſiſche Haus zu wirken. Dasſelbe 
verſicherte Paulmy, obgleich er eingeſtand, daß er durch die 
Erklärung ſeines Hofes verhindert wäre, zugunſten irgendeines | 
beſonderen Bewerbers öffentlich einen Schritt zu thun. | 
Übrigens bedurften auch die Czartoryski der Ermutigung; 
denn ſie glaubten keineswegs mit eigenen Kräften ſich halten 
zu können. Bereits gegen Ende Januars hatten ſie um ruſſi⸗ 
ſchen Schutz gebeten, und 800 Koſaken mußten zu ihrer Unter⸗ 
ſtützung aufbrechen. Als aber dieſe Partei bald wieder vers 
zagte, da ſchickte der Petersburger Hof dem Fürſten Daſchkoff 
den Befehl, mit 2000 Reitern geradeswegs auf Graudenz zu 
marſchieren. Dort ſtanden bereits ungefähr 600 Ruſſen noch 
aus den Zeiten des Siebenjährigen Krieges her, angeblich, um 
die Magazine zu decken ). Am 20. März reiſte der General 
Fürſt Wolkonsky von Petersburg ab, nachdem er ſeine In⸗ 
ſtruktionen von Katharina ſelbſt empfangen. Er ſollte ſich 
von Smolensk her ſo weit als möglich der Republik nähern, 
jedoch nicht einrücken außer auf Befehl der Kaiſerin oder auf 
die Nachricht, daß eine dritte Macht die polniſchen Grenzen 
überſchritten hätte; weiter ward er angewieſen, allerhand mili⸗ 
täriſche Bewegungen zu machen, aber keine Feindſeligkeit zu 
begehen, welche zu Klagen Anlaß geben könnte. Daſchkoff und 
die 600 Mann in Graudenz ſollten ganz von Kaiſerling ab⸗ 


1) Sbornik XXII, 206. 223. 
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hängen; es wurde vermutet, daß dieſe Truppen beſtimmt wä⸗ 
ren, in die Gebiete des Fürſten Radziwill, Woiwoden von 
Wilna, einzurücken, wenn eine Konföderation gebildet werden 
ſollte ). 

Inzwiſchen waren die Wahlen zum Konvokationsreichstage 
größtenteils erfolgt, ohne daß es überall ruhig und in Ord— 
nung hergegangen wäre. Beſonders viel kam auf den Ausfall 
in dem polniſchen Preußen an, und man fürchtete, daß hier 
die beiden Parteien feindlich zuſammenſtoßen könnten. Am 
22. März wurden in Kulm, Marienburg und Pomerellen die 
Landtage gehalten und die Vertreter dieſer Provinz gewählt; 
in ihrer Mehrheit gehörten fie der fogen. republikaniſchen oder 
patriotiſchen Partei an, fie mußten aber von dem Generals 
landtag in Graudenz beſtätigt werden. Die ruſſiſchen Kriegs⸗ 
männer, welche hier die Magazine mit den verdorbenen Lebens- 
mitteln bewachten, entfernten ſich anfangs, kehrten aber, weil 
Haustruppen polniſcher Großen in der Nähe ſtänden — es 
waren ſolche des Fürſten Radziwill gemeint —, nach einigen 
Tagen zurück und ließen niemanden bewaffnet herein. Die 
Folge war, daß der Generallandtag nicht abgehalten wurde. 
Die republikaniſche Partei rief in einem Manifeſte die Ge- 
rechtigkeit der Kaiſerin von Rußland und die guten Dienſte 
der übrigen Mächte an. Die Czartoryski und ihre Anhänger 
unterließen natürlich nicht, in einem Gegenmanifeſt ihre ver⸗ 
werfliche Handlungsweiſe zu verteidigen. 

Es war ſchlimm, daß Soldaten des Fürſten Radziwill den 
Ruſſen einen erwünſchten Vorwand gaben, aus Beſorgnis um 
ihre Magazine wieder zurückzumarſchieren. Ob aber die repu⸗ 
blikaniſche Partei dann richtig gehandelt? Hätte ſie nicht lieber 
ſollen gegen die Anweſenheit der Ruſſen Verwahrung einlegen, 
hierauf die Wahlen vornehmen und ſpäter auf dem Kon⸗ 
vokationsreichstage ihre Klagen vorbringen? Statt deſſen that 


1) „Précis d'un avis secret touchant les vues et préparatifs 
militaires de la Russie relativement à la Pologne en date de Péters- 
bourg du 20 mars 1764“ in Vol. Ià der Geſandtſchaftsberichte Eſſens 
im Dresdener Archiv. 
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ſie, was die Gegner wünſchten, ſie zerriß den Generallandtag 
und verlor die Mehrheit !). f 

Auf das Drängen der patriotiſchen Partei ließ der Erz⸗ 
biſchof von Gneſen den Grafen Kaiſerling fragen, ob die 
ruſſiſchen Truppen wirklich vorrückten. Mit unerſchütterlicher 
Keckheit erwiderte der Geſandte: dieſelben würden ſich überall⸗ 
hin begeben, wohin die Befehle der Kaiſerin ſie riefen, und 
als der Primas, vom Krongroßfeldherrn und anderen aber⸗ 
mals beſtürmt, erfahren wollte, weshalb denn die Truppen 
in Polen einmarſchierten, da hatte Kaiſerling, der ſeinen Mann 
kannte, die Dreiſtigkeit, zu erwidern: er ſei bei der Republik 
beglaubigt und werde ſich daher nur verantworten, wenn dieſe 
verſammelt ſei. Waſhington hat ſich 29 Jahre ſpäter eine 
ſolche Antwort von dem unverſchämten Jakobiner Genet nicht 
gefallen laſſen. 

Da der Primas den ruſſiſchen Geſandten nicht zum Sprechen 
bringen konnte, wendeten ſich die vornehmſten Mitglieder der 
antiruſſiſchen Partei an Katharina ſelbſt und beſchwerten ſich 
in einem Schreiben vom 13. April darüber, daß der General⸗ 
landtag von Preußen durch fremde Truppen zerriſſen worden 
wäre, daß andere ſich ſowohl nach Litauen verbreiteten als 
nach der Hauptſtadt vorrückten und auch ſchon vorteilhafte 
Poſten in der Nähe der letzteren eingenommen hätten. Sie 
ſchickten ferner ihre Klagen auch an die Höfe von Berlin, 
Wien, Verſailles und an die Pforte. Die Schreiben, von 
fünfzehn der hervorragendſten Männer der Republik unter⸗ 
zeichnet, wurden abgeſendet, obwohl der Primas ſich wei⸗ 
gerte, ſeinen Namen darunterzuſetzen 2). Dagegen wendete ſich 


1) Vgl. Büſching, Magazin für n i hi 
8 9 gazin für neuere Geſchichte und Geographie 

2) Die Schreiben ſind bei Eſſen ohne Datum; veröffentlicht iſt 
das an die Pforte bei Hammer (VIII, 531) und bei Angeberg 
(Recueil des Traités etc. concernant la Pologne 1762—1862), S. 18 
es trägt das Datum des 13. April ebenſo wie die für Berlin und Wien 
beſtimmten Schreiben. (Beer, Die erſte Teilung Polens I, 149 Anm.; 
Theiner, Vetera monumenta Poloniae IV, 2. p. 39.) a 
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dieſer nun ſchriftlich an Kaiſerling. Er war früher ein er⸗ 
gebener Anhänger des verſtorbenen Königs geweſen; aber die 
Ruſſen hatten ihm einen vorzüglichen Pelz im Werte von 
24,000 Rubeln geſchenkt und nach glücklich erfolgter Wahl 
80,000 Rubel zu geben verſprochen 1). Solchen beſtechenden 
Gründen war der Primas erlegen, und er ſah das Heil Po- 
lens immer mehr im Anſchluß an die Czartoryski und Katha⸗ 
rina. Die Verſchiebung des Konvokationsreichstages und das 
Aufgebot des Adels ſchlug er dem Krongroßfeldherrn unerbitt⸗ 
lich ab und ließ ſich nur bereitwillig finden, an Kaiſerling 
eine Anfrage zu richten. Um ſeiner Pflicht zu genügen und 
den an ihn ergangenen Aufforderungen zu entſprechen, begehrte 
der Primas, weil der Einmarſch der ruſſiſchen Truppen in 
das Herz des Königreiches die Gemüter immer mehr be⸗ 
unruhige, den Grund und Zweck dieſer Maßregel zu erfahren. 
Die Antwort erfolgte ſehr ſchnell; doch iſt es unnötig, das 
eitle Gerede näher zu betrachten. Genug, daß die Ruſſen 
„nur daran dachten, Funken auszudrücken, ehe dieſelben in 
Flammen aufloderten“. Die Partei der Czartoryski wandte 
ſich außerdem auch hier wieder an die Mächte, denen die 
Schreiben der anderen Partei vom 13ten zugegangen waren. 
Die Lage verſchlimmerte ſich für die Patrioten zuſehends, 
und die Furcht vor den Ruſſen, die Warſchau bereits um⸗ 
gaben, nahm reißend überhand. Sollte Branicki ſich unter 
ſolchen Umſtänden als Bewerber melden? Er trat vielmehr 
mit dem Reſidenten Eſſen in Verkehr und fragte dieſen, was 
die ſächſiſchen Prinzen für Polen zu thun gedächten. Er er⸗ 
klärte, daß er nichts weiter erſtrebe, als ſein Vaterland zu 
retten und es aus der ihm drohenden ruſſiſchen Sklaverei zu 
ziehen, und er war bereit, ſich mit dem Adminiſtrator auf 
eine dieſen zufriedenſtellende Weiſe zu vergleichen. Er ſchrieb 
durchaus als warmer Anhänger des ſächſiſchen Hauſes an 
Xaver, welcher dann noch einmal Geld im Betrage von 
50,000 Dukaten nach Warſchau ſchickte. Doch wollte zunächſt 


1) Forſch. IX, 29. 


94 I, Buch. 3. Kapitel. 


Eſſen vorſichtig nicht die ganze Summe weggeben, ſondern 
nur einen Teil; erſt wenn die befreundeten Höfe dem Bei⸗ 
ſpiele des Prinzen folgten, ſollte man nach ſeiner Anſicht 
mehr thun. „Wie die Weſpen auf den Honig“, ſchrieb er, 
„werden ſich die Polen auf das Geld ſtürzen; dann folgen 
ſchöne Verſprechungen, aber keine Thaten. Und ich nehme 
nicht einen einzigen von dieſen Herren aus.“ 

Die Ruſſen lagerten am 4. Mai bereits vor Warſchau, 
und Streifwachen von Huſaren ritten ſogar durch die Straßen 
der Stadt. Um die Gemüter zu beruhigen, machten Kaiſer⸗ 
ling und Repnin an dieſem Tage bekannt: die Truppen ſeien 
nicht zahlreich genug, um die Rechte einer freien und mäch⸗ 
tigen Nation antaſten zu können; die Kaiſerin, die auf 200 
Meilen an Polen grenze und deshalb den größten Anteil 
nehme, wolle nur die Bewahrung der Freiheit, auf die alle 
ein gleiches und unbeſtreitbares Anrecht haben, und ſie werde 
niemals eine Partei durch die andere unterdrücken laſſen. 
Im Namen Katharinas erklärten die Geſandten am Schluſſe 
dem Primas und der Republik aufs feierlichſte: die ruſſiſchen 
Truppen würden die Beratungen nicht hindern und ſo lange 
ruhig bleiben, als man ſich jeder Gewaltthat enthielte. 

Am 6. Mai empfing der Krongroßfeldherr ein Schreiben 
des Königs von Preußen als Antwort auf die Beſchwerde 
vom 13. April; jedoch er konnte, ſo mild auch die Worte 
lauteten, keinen Troſt aus demſelben ſchöpfen; er mußte ſich 
vielmehr überzeugen, daß Preußen und Rußland in der pol⸗ 
niſchen Angelegenheit ganz ernſtlich zuſammengingen. Am 
11ten überreichte Benoit dem Woiwoden von Rußland ebenfalls 
ein Erwiderungsſchreiben, welches in der Warſchauer Zeitung 
am folgenden Tage zu leſen war. Katharina freute ſich un⸗ 
endlich über dieſe beiden Schriftſtücke; ſie nannte dieſelben 
bewundernswert. „Das iſt eine höchſt edle und aufrichtige 
Handlungsweiſe“, äußerte fie weiter zu Panin, „und wenn die 
Narren, welche dem Krongroßfeldherrn folgen, ſich nicht an⸗ 
ders beſinnen, ſo werden ſie über ihre wirklichen Intereſſen 
ſehr blind ſein. Sagen Sie dem Grafen Solms, wie hoch 
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ich die Freundſchaft und das Bündnis mit ſeinem Könige 
ſchätze. So zu handeln iſt nur ihm eigen. Ich werde keine 
Gelegenheit vorübergehen laſſen, mich erkenntlich gegen ihn zu 
beweiſen.“ ) 

Die Kaiſerin konnte wohl vergnügt ſein; denn leichter, 
als es zu vermuten geweſen war, entwickelten ſich überhaupt 
die Dinge. Die republikaniſche Partei hatte den Plan ge⸗ 
faßt, den Konvokationsreichstag außer Thätigkeit zu ſetzen, und 
war ſchon am Aten über eine Kundgebung eins geworden. Die⸗ 
ſelbe ward am Abend des 6. Mai von faſt allen Miniſtern, 
mehr als 20 Senatoren und mehr als 50 Landboten unter- 
ſchrieben, um am folgenden Morgen im Grod eingereicht zu 
werden. Anderſeits unterließen es die Ruſſen nicht, ſich immer 
wieder bemerkbar zu machen. In der Nacht vom 6. zum 7. 
beſetzte ein Bataillon den Garten Repnins, ein zweites ſtand 
mit vier Kanonen in Kaiſerlings Garten. Im ganzen waren 
es 2500 bis 3000 Mann, welche Katharina mit der Sorge 
für die polniſche Freiheit betraut hatte. Am 7ten kam eine 
Abteilung Huſaren und Koſaken in die Stadt, und ſie ritten 
durch alle Straßen, wahrſcheinlich um an dieſem wichtigen 
Tage noch einmal zu zeigen, daß ſie die eine Partei durch die 
andere nicht würden unterdrücken laſſen. Ruſſen und Haus⸗ 
truppen der Czartoryski beſetzten einzelne Punkte von War⸗ 
ſchau. Trotzdem übergab der Generalpoſtmeiſter Mokranowski 
das Manifeſt dem Grod und ſuchte dann durch eine miind- 
liche Kundgebung die Thätigkeit des Konvokationsreichstages zu 
hemmen, bis die ruſſiſchen Truppen zurückgezogen wären ). 
Seine Worte riefen den zu erwartenden Lärm hervor, Säbel 
wurden gezückt, aber Blutvergießen glücklich verhütet, und als 
Mokranowski mit ſeinen wenigen Begleitern unverſehrt aus 
dem Saal entkommen war, da wählten die Landboten den 
jungen Fürſten Adam Czartoryski, den Sohn des Woiwoden 
von Rußland, zu ihrem Marſchall. 

1) Theiner IV, 2. p. 39. Das Blatt der Warſchauer Zeitung 


bei Eſſen, 16. Mai; Forſch. IX, 112. 
2) Eſſen, 10. Mai (Dresdener Archiv). 
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„Es fehlt nur noch ein Schritt vonſeiten des Krongroß⸗ 
feldherrn, ſchrieb am Sten ein polniſcher Berichterſtatter an den 
Dresdener Hof, um die geheimen Wünſche der Czartoryski zu 
erfüllen, nämlich ihnen durch ſeinen Weggang das Feld frei 
zu laſſen.“ Und ſo geſchah es wirklich noch an demſelben 
Tage; denn gegen Abend verließen Branicki, die Woiwoden 
von Kiew, Lublin, Volhynien, Poſen, Wilna, der Biſchof von 
Kaminiec und andere Warſchau, von etwa 4000 Mann be⸗ 
gleitet. „Man kann noch nicht ſagen, wohin das alles 
hinauslaufen wird“, ſchrieb der nämliche Berichterſtatter am 
gten nach Dresden; „aber es iſt wahrſcheinlich, daß die Czarto⸗ 
ryski von dieſem Schritte mehr Vorteile haben werden, als 
ihre Gegner ſich einbilden. Nach meiner Meinung hätten die 
letzteren ſich gar nicht hierher begeben oder bis zu Ende 
bleiben ſollen, um ſich in allem, was gegen ihr Intereſſe 
liefe, den Anträgen zu widerſetzen, welche dem Reichstage ge⸗ 
macht werden würden.“ 

Die ruſſiſche Partei tagte ruhig und unangefochten weiter. 
Am 12ten wurde dem Krongroßfeldherrn der Befehl über die 
Truppen der Republik genommen, und der Woiwode von 
Rußland zum Regimentär oder oberſten Anführer gemacht; 
am 16ten empfing letzterer die Erlaubnis, fremden Beiſtand 
anzunehmen, und nachdem dieſer Beſchluß vom Primas und 
Reichstagsmarſchall unterzeichnet worden war, ſetzte ſich am 
folgenden Tage der General Daſchkoff mit ſeinen Ruſſen in 
Marſch, begleitet von einigen Truppen der Republik und der 
Czartoryski. Das Ziel war Kozenice, wo ſich Branicki mit 
etwa 6000 Mann aufhielt. 

Hier aber herrſchten Unentſchloſſenheit und Furcht. Der 
Krongroßfeldherr wollte ſtets eine Konföderation errichten und 
brachte ſie doch niemals fertig; indem er noch immer auf die 
Unterſtützung der befreundeten Höfe wartete, zog er ſich lang⸗ 
ſam vor den Ruſſen nach der ungariſchen Grenze zurück. Der 
Woiwode von Kiew, Franz Potocki, mochte ſeine Truppen 
mit denen Branickis nicht vereinigen und trachtete nach einem 
Sonderabkommen mit den Machthabern in Warſchau. Der 
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Fürſt Radziwill hielt ſich ruhig, bis ihm ſeine Stadt Nies⸗ 
wicz genommen ward, erſt alsdann beging er Feindſeligkeiten 
und beſchloß eine Gegenkonföderation in Litauen ins Leben zu 
rufen. Er wandte ſich aber merkwürdigerweiſe zugleich an 
Friedrich den Großen. Ein Graf Pac ſollte dieſem ein Schrei⸗ 
ben, worin der Fürſt den Schutz des Königs von Preußen an⸗ 
rief, ſelbſt überreichen; aber er wurde nicht vorgelaſſen. In 
der ſchriftlich erteilten Antwort lehnte Friedrich es ab, in die 
polniſchen Angelegenheiten unmittelbar einzugreifen, dann riet 
er dem Fürſten, den Zeitumſtänden Rechnung zu tragen und 
auf die Seite der Mehrheit, welche zugleich der beſſer geſinnte 
Teil der Nation ſei, zu treten ). Inzwiſchen hatte ſich Rad⸗ 
ziwill ſchon mit einem zweiten Schreiben an den König von 
Preußen gewandt; aber er wurde natürlich wieder abgewieſen. 
Friedrich II. maß ihm ſogar unumwunden, jedoch nicht ganz 
mit Recht, die Schuld von allen Unruhen bei und verwies ihn 
auf den Rat, welchen er ihm bereits früher gegeben ). 

Ehe noch der Fürſt die erſte Antwort Friedrichs empfangen 
hatte, war ſeine Sache bereits entſchieden worden. Am 26. Juni 
kam es nachmittags bei Slonim zu einem Treffen, welches bis 


1) Sbornik XXII, 260. Eſſen teilt die Erwiderung Friedrichs 
(vom 22. Juni) wörtlich mit: „Je ne puis pas me méler directement 
des affaires domestiques de la Pologne. Je crois ne pouvoir Vous 
donner de meilleur conseil que celui de Yous accomoder aux circon- 
stances du tems et aux vues de la majeure et de la plus saine partie 
de la nation. Je ne doute pas qu’en prenant cette voye et celle de 
la conciliation, Vous trouverez un moyen de sortir de la situation 
critique dans laquelle Vous vous trouvez.“ 

2) Eſſen ſchickte am 23ſten einen Brief Radziwills an den preußiſchen 
Geſandten in Warſchau, worin zugleich ein Schreiben an Friedrich II. 
lag. Er kann nur jenes mitſenden, es lautet: „L'oppression dans la- 
quelle je me trouve par la prise et le pillage de ma ville de Nies- 
wicz et les menaces que l'on fait sur mes biens de Sluck m'ont en- 
hardi de recourir à la haute protection de S. M. Prussienne qui en 
a daigné étre le plus puissant garant.“ Benoit möge den Brief an 
den König befördern und unterſtützen. Die Antwort des letzteren vom 
3. Juli ſteht ganz in deutſcher Überſetzung bei Stolterfoth; franzöſiſch, 
jedoch ohne den Eingang, bei St. Prieſt. 

Reimann, N. Geſch. Preußens. 1. 7 
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Mitternacht dauerte. Man ſtritt auf beiden Seiten ſehr hitzig. 
Radziwill wurde geſchlagen und ſuchte zuletzt einen Zufluchts⸗ 
ort in der Moldau, wie Branicki in der Zips ). Letzterer 
hatte noch einmal in Dresden durch Mokranowski um Aus⸗ 
kunft gebeten; aber dort konnte man weder ſelbſt helfen noch 
gute Nachrichten über die anderen Höfe geben. Da reiſte der 
Abgeſandte nach Berlin und ward hier beſſer aufgenommen, 
als einen Monat früher der Graf Pac 2). Friedrich II. 
wünſchte die Zahl der Unzufriedenen zu vermindern und hier⸗ 
durch die Ausſicht auf eine ruhige Wahl zu erhöhen. Gerade 
damals aber, als Mokranowski nach Berlin kam, lebte man 
hier in neuer Beſorgnis vor Störungen. 

Den Einflüſterungen der Höfe von Verſailles und Wien 
hatte die Türkei lange widerſtanden; nun aber war ſie doch 
in Furcht geraten, es könnte Poniatowski durch eine dynaſtiſche 
Heirat ſeine Macht verſtärken und beſonders dann gefährlich 
werden, wenn er Katharina heimführte. Die Pforte blieb 
daher wohl bei ihrer Empfehlung eines Piaſten, aber ſie ver⸗ 
langte nun, daß derſelbe ſich nicht mehr im ledigen Stande 
befinden dürfte und weder die Kaiſerin von Rußland noch eine 
öſterreichiſche oder franzöſiſche Prinzeſſin heiraten könnte; ſie 
würde die Wahl des Grafen Stanislaus Poniatowski für 
einen Friedensbruch vonſeiten des Petersburger Hofes an⸗ 
ſehen ). Dieſe Forderung erbitterte Katharina und beun— 
ruhigte den König von Preußen, welcher fürchtete, daß nicht 
nur Branicki, Radziwill und die anderen Unzufriedenen dadurch 
in ihrem Widerſtande beſtärkt werden würden, ſondern daß 
auch die Höfe von Verſailles und Wien neuen Mut ſchöpfen 
könnten und vielleicht gar Luſt erhielten, ſich wieder einzu⸗ 


1) über die militäriſchen Bewegungen der patriotiſchen Partei han⸗ 
delt ausführlicher mein Aufſatz im Archiv für ſächſ. Geſch., S. 244-249, 

2) kaver, 17. Juli an den Biſchof von Krakau, General Mokra⸗ 
nowski beharre darauf, nach Berlin zu reiſen, und er habe deshalb ihm 
nicht abreden wollen (durchſtrichen: „absolument, quoique je n’attende 
point de fruit de cette tentation“). 

3) Sbornik XXII, 285 8qq. 
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miſchen. Er wünſchte daher vor allen Dingen, man möchte 
den Unzufriedenen ſo weit als möglich entgegenkommen. 

Indem nun Mokranowski gerade zu dieſer Zeit in Berlin 
anlangte, ließ ihn der König ſogleich nach Potsdam rufen. 
Den ſonderbaren Hauptantrag desſelben, die polniſche Königs⸗ 
krone dem Prinzen Heinrich anbieten zu dürfen, lehnte Friedrich 
unbeugſam ab. Dagegen erbot er ſich, ſeine guten Dienſte 
für den Krongroßfeldherrn und diejenigen, die bei ihm waren, 
einzulegen ); er hat Vorſchläge Mokranowskis nach Peters⸗ 
burg geſendet und hier außerdem den Rat erteilt, man ſolle 
Poniatowski bald mit einer Polin verheiraten. 

Der kaiſerliche Hof war, wie erwähnt, ſehr erbittert dar- 
über, daß er nahe dem Schluſſe noch auf Schwierigkeiten in 
Konſtantinopel ſtoßen ſollte. Panin trug nun dem ruſſiſchen 
Geſandten daſelbſt auf, nicht allein die Befürchtungen der 
Pforte zu zerſtreuen, ſondern auch, wenn es notwendig wäre, 
den Großvezier zu beſtechen. Außerdem wurde gegen Friedrich 
der Wunſch ausgeſprochen, daß er den Türken ihre Cinbil- 
dungen ausreden möchte. Man war ferner in Petersburg ab- 
geneigt, auf die Vorſchläge Mokranowskis einzugehen, und 
verſchob die Sache wenigſtens auf ſpätere Zeit. Man wollte 
vor allem die Geſetzlichkeit des Konvokationsreichstages nicht 
erſchüttern laſſen 7). 


1) Flemming ſchreibt am 1. Amguft: „Quoiqu'il (Mokranowski, 
n'ait pas réussi quant a l'objet principal pour lequel il y est allé, 
ayant trouvé la-dessus ce Prince inflexible, il paroit cependant que 
ce dernier se soit assez clairement expliqué sur les bons offices qu'il 
est prét d'interposer en faveur du Grand Général et de ceux qui se 
trouvent avec lui.“ (Dresd. Archiv.) Benoit erwähnt am 26. Oktober 
1774 der „projets qu'on formoit sur le Prince Henri, frère de V. Maj., 
pendant le dernier interrégne“. Das kann ſich nur hierher beziehen. 
(Vgl. Forſch. IX, 11.) — In der „Réponse“ Radziwills vom 14. Juni 
„sur les points qui lui ont été envoyés de Varsovie“ heißt es unter 
Nr. 10: „II (der Fürſt) souhaite que la négociation qu'il va entamer 
à la cour de Berlin réussisse. Le bon succés en décideroit tout. II 
ne sait pas encore quelle résolution on y a donné (sic!) à Mr. Pac.“ 
(Dresd. Archiv.) Ob hier der nämliche Antrag gemeint iſt? 

2) Forſch. IX, 114 — 119. Nach Eſſen (29. Auguſt) verlangte 

1 
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Übrigens kam die Erklärung der Pforte zu ſpät, um auf 
die Wahl noch Einfluß auszuüben, und in Polen ſtieg die 
Mutloſigkeit von Tag zu Tag. Sehr angeſehene Gegner der 
Czartoryski hielten es für das beſte, ſich nun in die Zeitum⸗ 
ſtände zu fügen. So unterzeichnete der Fürſt Lubomirski, der 
ſelbſt einmal als Thronbewerber aufgetreten war, die General⸗ 
konföderation, welche den Tag nach dem Schluſſe des Kon⸗ 
vokationsreichstages, am 24. Juni, errichtet worden war. 
Andere Mitglieder der patriotiſchen Partei ſchrieben nach 
Warſchau und wünſchten von den Geſandten der fremden Höfe 
rundweg zu erfahren, ob ſie auf Beiſtand rechnen dürften 
oder nicht, um ihr Verhalten danach einzurichten; denn ſie 
möchten keineswegs Hab und Gut und noch mehr verlieren, 
ohne daß ſie eine beruhigende Zuſicherung erhalten hätten ). 

Immer und immer war die Sorge der Polen geweſen: 
werden uns die auswärtigen Mächte beiſtehen? Und ſie fragten 
ſo auch jetzt noch, obwohl der Marquis de Paulmy längſt ab⸗ 
gereiſt war (8. Juni). Er hatte zwar Hennin als Reſidenten 
zurückgelaſſen, aber dieſer wurde nun gleichfalls angewieſen, 
fortzugehen, und ebenſo empfing Mercy Befehl, ſeinen Poſten 
aufzugeben, nachdem er vergebens bemüht geweſen war, ein 
günſtiges Abkommen für das ſächſiſche Haus und die patrio⸗ 
tiſche Partei zu erlangen 2). Die Polen betrogen ſich in ihrem 
unverwüſtlichen Vertrauen auf fremden Beiſtand, und die 
Ruſſen blieben weiter thätig, jede neu auftauchende Bewegung 
niederzuſchlagen. Die Macht, die hierzu gebraucht wurde, war 
verhältnismäßig nur gering; jedoch um den Mut zum Wider⸗ 
ſtande zu nehmen, hatte man immer die Ankunft größerer 
Maſſen in Ausſicht geſtellt. Auch jetzt hieß es, die Ruſſen 
würden zur Zeit der Wahl 24,000 Mann in Polen haben. 


Branidi: 1) „le rétablissement de sa charge telle qu'elle a été avant 
la diéte“; 2) „le rétablissement du Prince Radziwill“; 3) „le chan- 
gement des constitutions portées à la diéte de convocation“, 

1) Eſſen, 16. u. 18. Juli. 

2) Eſſen, 16. Juli. Merey verließ Warſchau am 25. Juli, der ſpa⸗ 
niſche Geſandte am 12. Auguſt. 
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Aber der ſächſiſche Reſident Eſſen, der auf dieſe Verhältniſſe 
ſeit Monaten ſorgfältig achtgegeben und die genaueſten Nach⸗ 
forſchungen gemacht hatte, glaubt mit Wahrheit verſichern zu 
können, daß in Polen und Litauen ſich nur 4 bis 5000 Mann 
befänden. Man bediene ſich ihrer wie der Kobolde, ſchreibt 
er; denn durch angeſtrengte oder heimliche Märſche laſſe man 
ſie bald im Norden, bald im Süden erſcheinen, eine Abteilung 
von 100 Mann kündige ſich für 1000 an, eine Zahl von 
10 Ruſſen verlange für 100 Nahrung, Heu und Stroh. 
„Solcher Mittel bedient man ſich“, ruft Eſſen betrübt aus, 
„um die Polen einzuſchüchtern, und hierdurch laſſen ſich 
dieſelben bethören. Der Nachwelt wird es unglaublich er⸗ 
ſcheinen!“ +) 

Unter dieſen Umſtänden konnten die Czartoryski nicht ihr 
Ziel verfehlen. Aber auch jetzt noch gingen fie mit Vorſicht 
weiter. Am 24. Auguſt wurde beſchloſſen, daß niemand an 
der Wahl teilnehmen dürfe, der nicht die Konföderation unter⸗ 
ſchreibe und, wenn er ein Manifeſt gegen den Konvokations⸗ 
reichstag früher erlaſſen habe, ſchriftlich davon zurücktrete. 
Der Biſchof von Krakau mußte, weil er letzteres nicht thun 
wollte, von Warſchau unverrichteter Sache wieder fortgehen 7). 

Am 27. Auguſt trat der ſogen. Wahlreichstag zuſammen. 
Er war im ganzen ſchwach beſucht, man zählte uur ungefähr 
4000 Anweſende, die am 7. September dem Grafen Stanis⸗ 
laus Poniatowski ihre Stimme gaben. „In unſerer ganzen 
Geſchichte“, ſchrieb dieſer zwei Tage ſpäter an Frau Geoffrin 
in Paris, „findet ſich kein Beiſpiel einer gleich ruhigen und 
durchaus einmütigen Wahl. Kein Ruſſe iſt zugegen geweſen. 
Die beiden angeſehenſten Mitglieder des Hauſes Potocki, welches 
ein Nebenbuhler des meinigen ſeit 40 Jahren geweſen iſt, haben 
für mich geſtimmt. Es iſt mir zuſtatten gekommen, daß ich 
der Sohn meines Vaters und einer jagelloniſchen Mutter bin. 
Die Nation hat ſich hieran freundlich zu meinen Gunſten er⸗ 


1) Eſſen, 8. Auguſt. 
2) Eſſen, 25. Auguſt. — Theiner IV, 2. p. 30. 31. 
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innert.“ 1) In welch ſeltſamer Verzerrung erſchienen einer 
maßloſen Eitelkeit die Ereigniſſe der letzten Monate! Gleich 
am 7. September hatte Stanislaus Poniatowski den befreun⸗ 
deten Höfen von ſeinem Erfolge Nachricht gegeben. Das 
Schreiben an Friedrich II. war kurz gefaßt, in dem anderen 
dagegen floß er über von Erkenntlichkeit gegen die Kaiſerin, 
deren Antwort alsdann gleichfalls in lebhaften Farben prangte 2). 

Katharina konnte ſtolz auf ihre Erfolge ſein; denn ſie 
hatte nicht allein ihren früheren Liebhaber den Polen zum 
König aufgedrungen, ſondern auch noch ein anderes Ziel glück— 
lich erreicht, indem die Veränderung, welche ſie gewaltſam in 
Kurland getroffen, vom Konvokationsreichstage gutgeheißen 
worden war. Außerdem hatte dieſe Verſammlung den Titel 
Kaiſerin aller Reußen anerkannt, wogegen Katharina feierlich 
erklärte, ſie empfinge dadurch kein Anrecht auf die Länder, die 
unter dem Namen Rußland oder Ruthenien zu Polen und 
Litauen gehörten, ja, ſie erbot ſich ſogar, die Gewähr für 
die polniſchen Beſitzungen zu übernehmen und die Republik 
gegen jedermann zu ſchützen, der es verſuchen ſollte, dieſelbe 
zu beunruhigen. 

Ebenſo hatte ſich Polen nun bereit finden laſſen, Friedrich 
dem Großen den Königstitel zu geben. Um ſo wie Rußland 
jeden Argwohn zu zerſtreuen, verſprach Friedrich II. ſeinerſeits, 
er werde ſich dadurch nicht bewegen laſſen, die mit Polen be⸗ 
ſtehenden Verträge zu verletzen. Dagegen empfand es der 
König unangenehm, daß die Einlöſung der Staroſtei Draheim 
und des Elbinger Gebietes in den Wahlbedingungen, den ſogen. 
Pacta conventa, wieder eingeſchärft wurde. Woher man frei⸗ 
lich das Geld nehmen ſollte, war darin nicht angegeben. 

Die Flitterwochen des guten Einverſtändniſſes vergingen 
übrigens ſchnell, und noch vor Ende des Jahres 1764 gab 
es Mißklänge. Die ungerechte Behandlung der proteſtantiſchen 


1) Mouy, Correspondance inédite du roi Stanislas-Auguste et de 
Mme Geoffrin, p. 101. 


2) Theiner IV, 2. p. 56. 57. 
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und griechiſchen Chriſten, der ſogen. Diſſidenten, deren Zahl 
nicht unbeträchtlich war, vonſeiten der Polen und das wohl- 
begründete Streben des neuen Königs nach einer Stärkung 
der Staatsgewalt erregten in Petersburg und in Berlin großes 
Mißvergnügen. 

Wie im Deutſchen Reich in den zwanziger Jahren ein 
ruchloſer Bekehrungseifer wütete, ſo war auch in Polen der 
Jeſuitismus geſchäftig, die Diſſidenten zur Verzweiflung zu 
treiben. Auf dem Reichstage von 1724 brachten ſie, jedoch 
vergeblich, ihre Beſchwerden vor. Sie klägten in dem trau⸗ 
rigen Schriftſtück: ſie dürften weder ihre Leichen begraben, noch 
zum Tiſche des Herrn gehen, ohne die Erlaubnis der Lokal⸗ 
pröpſte vorher eingeholt zu haben; ihre Schulen ſchließe man 
und verbiete ihnen ſogar Hauslehrer zu halten; ihre Kinder 
locke man zuerſt in die katholiſchen Unterrichtsanſtalten und 
zwinge ſie dann zur Annahme der katholiſchen Religion; man 
laſſe nicht einmal Diſſidenten, die auf dem Sterbebette liegen, 
in Ruhe; beſonders die Jeſuiten ſeien in dieſer Weiſe thätig; 
wenn fie irgendwo von einem ſchwerkranken Calviniſten oder 
Lutheraner hören, dringen ſie ſogleich in ſein Haus, reichen 
ihm das Abendmahl mit Gewalt und ſehen ihn nunmehr für 
bekehrt an, auch wenn er ſpäter wieder geneſe; die Zügel— 
loſigkeit der Jeſuitenſchüler gegen die Diſſidenten überſteige 
jedes Maß, auf öffentlichen Plätzen und Straßen überfallen 
ſie die letzteren, beſchimpfen, zerren und quälen ſie ungeſtraft. 

Gegen ſolche Bedrückungen gewährten die weltlichen Ge— 
richte keinen Schutz. Im Auguſt 1729 bedrohte in einem 
Orte, wo Jahrmarkt abgehalten ward, ein trunkener Haufe 
mit einem Dominikanermönch an der Spitze den proteftan- 
tiſchen Prediger und ſeine Frau mit dem Tode; ſie zerſchlugen, 
zerbrachen und zerhackten alle Gerätſchaften in der Kirche, 
Kanzel und Altar nicht ausgenommen, ritten zum Teil mit 
ihren Pferden im Gotteshaus herum, hieben den meſſingenen 
Hängeleuchter herunter und verdarben ihn. Ein königlicher 
Erlaß verordnete, daß der Vorfall gerichtlich unterſucht, die 
übelthäter beſtraft und Schadenerſatz geleiſtet würde. Jedoch 
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es geſchah nicht. Nur wenn Ketzer zu ſtrafen waren, wie in 
dem unglücklichen Thorn, da wurden Urteile gefällt und aus⸗ 
geführt, die uns noch heute mit Grauen erfüllen. 

Als am 23. Auguſt 1730 an einem anderen Orte der 
Blitz in einen Speicher der Jeſuiten fuhr und die übrigen 
auch Feuer fingen: da bat der proteſtantiſche Prediger, man 
möchte den ſeinigen zerſtören, damit die Flammen ſich nicht 
weiter ausbreiteten; jedoch die einfältigen Bauern des Herren⸗ 
hofes ließen es nicht zu, indem ſie ſagten: wenn die jeſuitiſchen 
Speicher brennen, ſo ſollen es auch die calviniſtiſchen. Und 
als die proteſtantiſche Kirche Feuer gefangen, hinderte man 
den Prediger, es auszugießen. Einen Burſchen, der ebenfalls 
mit Waſſer herbeikam, hätte man beinahe totgeſchlagen, bis 
er ſagte, daß er ein Katholik wäre. Die Proteſtanten hielten 
dann in einem Privatgebäude Gottesdienſt; aber im folgenden 
Jahre drangen zwei katholiſche Geiſtliche dort ein, warfen die 
Bänke, die Kanzel, den Altar hinaus und verbrannten alles +). 

Wenn die Diſſidenten inbezug auf ihre kirchlichen An⸗ 
gelegenheiten ſo hart behandelt wurden, ſo konnten ſie kaum 
erwarten, daß man ihre politiſchen Rechte nicht antaſten würde. 
Nachdem ſie bereits im Jahre 1717 aus den litauiſchen Ge⸗ 
richtshöfen ausgeſtoßen und 1718 der einzige proteſtantiſche 
Landbote, der im Reichstage ſaß, aus dem Sitzungsſaal hinaus⸗ 
gewieſen worden war, verloren die Diſſidenten 1733 auf 
immer das Recht, zu Landboten, Mitgliedern der Gerichts⸗ 
höfe und Kommiſſionen gewählt und mit Ehrenämtern betraut 
zu werden. 

In Polen war es herkömmlich geworden, daß die verſchie⸗ 
denen Parteien bei dem Auslande Schutz in ihren Nöten 
ſuchten. Auch die Diſſidenten folgten dieſem böſen Beiſpiel. 
Im Jahre 1735 wandten ſie ſich an die Kaiſerin Anna von 
Rußland und klagten: ſeit 1717 ſei es um die freie Gottes⸗ 
verehrung der griechiſchen und proteſtantiſchen Kirchen in Polen 


1) Lukaszewiez, Geſchichte der reformierten Kirche in Litauen 
(deutſche Überſetzung) I, 233. 244. 245. 
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geſchehen; denn erſtens brenne man ihnen im Vertrauen auf 
Strafloſigkeit ihre Gotteshäuſer nieder, dann verwehre man 
ihnen auf derſelben Stelle neue zu errichten; man unterſage 
jede Ausbeſſerung, wenn eine griechiſche oder proteſtantiſche 
Kirche wegen Alters einſtürze; man lade ihre Prediger vor die 
geiſtlichen Gerichte, verbiete denſelben die Kranken zu beſuchen; 
die ihnen gehörenden Kirchengelder werden ihnen von den Gee 
richten abgeſprochen, die Glocken weggenommen, ihre Gottes- 
häuſer zur Union gewendet, und bei gemiſchten Ehen zwinge 
man die Kinder, Knaben ſowohl als Mädchen, zum katholiſchen 
Glauben. Die Unglücklichen baten um freie Religionsübung, 
um die Erlaubnis, ihre alten oder abgebrannten Kirchen aus⸗ 
beſſern oder wieder aufbauen zu dürfen, und um Zulaſſung 
zu allen Amtern +). Aber ihr Flehen blieb wirkungslos; denn 
der ruſſiſche Hof, welcher damals in enger politiſcher Bere 
bindung mit Auguſt III. ſtand, wollte dieſes gute Vernehmen 
durch eine nachdrückliche Unterſtützung der Diſſidenten nicht 
ſtören. 

So blieb es bis zum Jahre 1762. In dem Vertrage, 
welchen Peter III. mit Friedrich II. abſchloß, verpflichteten ſich 
die beiden Herrſcher auch, die Diſſidenten zu ſchützen ?), und 
Katharina II. ging auf dieſem Wege weiter. Als jie im No⸗ 
vember desſelben Jahres zur Krönung in Moskau weilte, da 
wandte fie ſich an einen Mönch, Namens Theophan Leonto— 
witſch, der mit den Verhältniſſen der griechiſchen Kirche in 
Polen ſehr vertraut war, weil er früher in Wilna Abt ge— 
weſen, und fragte ihn um Rat, welcher politiſche Nutzen für 
Rußland aus der Verteidigung der griechiſchen Katholiken in 
Polen hervorgehen könnte. Leontowitſch antwortete: „man 
ſolle ſich den proteſtantiſchen Staaten, wie z. B. Preußen, 


1) Lukas zewiez I, 263. 

2) Schon 1719 hatte Friedrich Wilhelm I. einen hierauf bezüglichen 
Artikel vorgeſchlagen; 1730 war ein ſolcher in den Vertrag, welchen man 
damals abſchloß, aufgenommen worden (Droyſen IV, 2. S. 280; 
IV, 3. S. 124); auch in dem Vertrage von 1743 findet ſich eine Be⸗ 
ſtimmung darüber (Forſch. IX, 89). 
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nähern, wie ja auch Peter der Große ſtets mehr Zutrauen 
und Liebe zu den Proteſtanten gehabt als zu den katholiſchen 
Franzoſen und Polen. Daher müſſe die Kaiſerin nicht nur 
alle Rechtgläubigen, ſondern auch die Calviniſten und Luthe⸗ 
raner, welche mit jenen bereits in eine nähere Verbindung 
getreten ſeien, in ihren ſtarken Schutz nehmen. „Wenn wir 
aber nicht die Kraft des Vertrages von 1686 nachdrücklich gel⸗ 
tend machen“, fuhr der Mönch fort, „ſo müſſen wir gewärtig 
ſein, daß dieſer Vertrag überhaupt alle Geltung verliert, da 
ihn die Polen ſchon jetzt als unverbindlich betrachten.“ End⸗ 
lich wies Leontowitſch darauf hin, wie die Ruſſen hierdurch 
600 Werſt des beſten Bodens mit einer ſehr großen Zahl 
gleichgläubigen Volkes vor aller Welt den Polen mit Recht 
wegnehmen könnten, Landſtriche, die ihnen von den Polen ent⸗ 
riſſen worden wären ). 

Die Ratſchläge des Mönches fielen auf guten Boden, und 
daß der Kaiſerin die griechiſchen Chriſten nicht aus dem Gee 
dächtnis entſchwanden, dafür wurde geſorgt. Im Frühjahr 
1763 ſandte der Biſchof von Weißrußland ihr eine Bittſchrift 
im Namen aller Rechtgläubigen zu voll Klagen über das Elend, 
welches jie in Polen erdulden müßten. „Ich vertraue die⸗ 
ſelben Ihrem Schutz an“, ſchrieb Katharina darauf an Kaiſer⸗ 
ling, „teilen Sie mir mit, was zur Hebung meines Anſehns, 
meiner Partei erforderlich iſt; ich werde nichts vernachläſſigen, 
was dazu dienen kann.“?) In der Inſtruktion vom 6. No⸗ 
vember 1763 heißt es: „Der ruſſiſch-polniſche Vertrag von 
1686 wird wenig beachtet. Ihm entgegen werden die griechiſch⸗ 
katholiſchen Sprengel unterdrückt, die Mehrzahl iſt dem griechiſch⸗ 
unierten Ritus einverleibt worden. Der Reſt in Weißrußland 
mit ſeinen Kirchen und Klöſtern erfährt Unannehmlichkeiten 
von der römiſch⸗katholiſchen Geiſtlichkeit und dem Adel jener 


1) Roepellin der Hiſtoriſchen Zeitſchrift von H. v. Sybel, 18. Jahr⸗ 
gang, S. 76. Der die Diſſidenten betreffende Artikel des Vertrages von 
1686 ſteht ebend. S. 68. 

2) Sſolowjoff, Geſchichte des Falles von Polen, überſetzt von 
Spoerer, S. 14. 
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Gegend.“ Für die Hilfe, welche Katharina den Czartoryski 
bei der Königswahl zu leiſten bereit war, forderte ſie in dem⸗ 
ſelben Schriftſtück unter anderm auch unbeſchränkte Duldung 
für die griechiſchen Chriſten und Zurückgabe der ihnen ent⸗ 
riſſenen Kirchen, Klöſter und Landgüter !). 

Ungefähr um die nämliche Zeit ergriff der König von 
Preußen ebenfalls inbezug auf dieſen Gegenſtand das Wort. 
Am 29. Oktober 1763 ſchrieb er dem Grafen Solms, die 
Diſſidenten hätten wiederholt ſeinen Beiſtand angerufen, und 
weil deren Intereſſen ihm ebenſo ſehr wie ſeinen Vorgängern 
am Herzen lägen und in allen preußiſch-ruſſiſchen Verträgen 
einen ſtehenden Artikel bildeten, trug er dem Geſandten auf, 
ohne Zeitverluſt mit dem Miniſterium der Kaiſerin hierüber 
zu reden. Wenn aber Friedrich für die Diſſidenten eine wohl⸗ 
wollende Geſinnung hegte, ſo hatte dieſelbe doch ihre Grenzen. 
Eine Miniſterialnote vom 9. März 1764, die an Benoit ge⸗ 
richtet war, lautete folgendermaßen: „Ihr werdet zu ihren 
Gunſten thun, was möglich iſt, und was die gegenwärtigen 
Umſtände zulaſſen; denn man darf nicht wagen, um ihret⸗ 
willen die Dinge zu verwirren. Ich ſehe vorher, daß man 
nie ſo weit kommen wird, die Diſſidenten in ihre alten Rechte 
wieder einzuſetzen; aber abgeſehen von der Gerechtigkeit ihrer 
Sache iſt es eine gute Politik, wenn ich ihnen meinen Schutz 
gewähre, um ihnen zu zeigen, daß es nicht von mir abge— 
hangen, wenn ſich ihr Los nicht verbeſſert hat, und um ſie 
dadurch zu bewegen, ſich meinen Staat vor andern zum Zu— 
fluchtsorte zu wählen, wenn ſie etwa in ihrem Vaterlande 
verfolgt werden ſollten.“?) Wir ſehen, das Wohlwollen wird 
hier durch die Rückſicht auf die Verhältniſſe beſchränkt, und 
in dem Vertrage, welchen Preußen und Rußland am 11. April 


1) Angeberg, Recueil des Traités, Conventions et Actes diplo- 
matiques concernant la Pologne (17621862), p. 4. 88d. Der Biſchof 
von Mohilew kam 1765 nach Warſchau und verlangte 150 Dörfer und 
Kirchen zurück, deren ſich die katholiſchen Prieſter bemächtigt hätten. 
Eſſen, 3. Auguſt 1765. 

2) Forſch. IX, 89. 29. 
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1764 ſchloſſen, zeigt ſich dieſelbe Mäßigung. Man verpflich⸗ 


tete ſich zwar, den Diſſidenten die alten Rechte wiederzuver⸗ 


ſchaffen; aber wenn das zur Zeit unmöglich wäre, ſo wollte 
man ſich vorderhand damit begnügen, ſie wenigſtens gegen die 
Ungerechtigkeiten und die Unterdrückung zu ſchützen, worin ſie 
gegenwärtig ſeufzen.“ Doch geht dieſe Faſſung etwas weiter 
als die von 1762, wo die beiden Mächte nur verſprechen, die 
Diſſidenten zunächſt in ihrem gegenwärtigen Zuſtande zu er⸗ 
halten “). 

Indem ſich nun der Konvokationsreichstag näherte: wandten 
ſich die Diſſidenten an Katharina und baten ſie nicht allein 
im allgemeinen um Hilfe, ſondern ſie bezeichneten auch genau, 
was ſie wünſchten. Sie verlangen die ihnen entriſſenen Kirchen 
und Kirchhöfe zurück. Sie flehen weiter, daß es ihnen ge⸗ 
ſtattet ſein möge, nach ihrer Weiſe den Gottesdienſt frei und 
öffentlich zu halten, und daß ihre Geiſtlichen in aller Sicher⸗ 
heit taufen, trauen, begraben und die Kinder in den Schulen 
unterrichten und konfirmieren dürfen, ohne von den Katholiken 
geſtört zu werden und ohne daß ſie nötig haben, ſich die Er⸗ 
laubnis hierzu für Geld vorher zu verſchaffen. 

Die Diſſidenten wollten weiter die Satzung von 1733, 
durch welche ſie von allen Amtern und Würden ausgeſchloſſen 
wurden, aufgehoben haben. Der neue König ſollte zugleich 
geloben, ſie künftig an allen Gnaden teilnehmen zu laſſen, und 
ſich verpflichten, bei der erſten Gelegenheit, welche fic) darböte, 
ſein Verſprechen zu erfüllen. 

Endlich erſuchten die Diſſidenten die Kaiſerin, daß ſie die 
Bürgſchaft für den Fortbeſtand ihrer Rechte, wenn ſie die⸗ 
ſelben zurückerhalten ſollten, übernehmen möchte 2). Leider 


1) Nachdem ich den Vertrag von 1743 eingeſehen, kann ich noch 
angeben, daß der die Diſſidenten betreffende Artikel desſelben cage 
lautet wie der von 1762. 

2) Smitt, Frédéric II., Cathérine et le partage de la Pologne, 
p. 118; aber der Verfaſſer hält ſeltſamerweiſe das Geſuch für eine 
Denkſchrift von Solms. Duncker irrt auch, wenn er ſagt, daß die 
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war bei der polniſchen Anarchie ohne den auswärtigen Schutz 
an keinen ſicheren Beſitz erworbener Rechte zu denken. 

Aber die Diſſidenten erreichten auf dem Konvokations⸗ 
reichstage nichts; es wurden vielmehr die letzten Satzungen 
gegen ſie beſtätigt, und überdies beſtimmte man ausdrücklich, 
daß keine Erlaubnis gegeben werden ſollte, neue Gotteshäuſer 
in Städten und Dörfern zu bauen; die bereits erteilten Privi⸗ 
legien wurden für nichtig erklärt. Eine Kommiſſion ſollte 
nachforſchen, mit welchem Rechte ſowohl an anderen Orten als 
in Thorn, gerade dort, wo frech vergoſſenes deutſches Chriſten⸗ 
blut an die ſchlimmſten Zeiten polniſch-katholiſcher Unduld⸗ 
ſamkeit lebhaft erinnerte, neue proteſtantiſche Kirchen gebaut 
worden wären. Man ſprach ſogar davon, die Danziger 
Marienkirche den Katholiken, wie man ſich ausdrückte, zurück— 
zugeben ). 

Die Diſſidenten wandten ſich jetzt wieder an Rußland und 
auch an Preußen. „Sie ſind gewiß zu beklagen“, ſchrieb Fried- 
rich am 23. Juni an Solms, „und befinden ſich in einer ſehr 
unangenehmen und höchſt unſicheren Lage, wenn es nicht gelingt, 
auf dem Wahlreichstage die gegen ſie gemachten Satzungen 
zurücknehmen zu laſſen.“ Der König wünſchte nun zu er- 
fahren, was Katharina zu thun gedächte, und ob ſie die Ab— 
ſicht hätte, durch eine ſchriftliche Erklärung die Sache derſelben 
bei der Republik zu beſchützen. Man müßte wenigſtens, heißt 
es weiter, ihnen den Genuß der Rechte zu erhalten ſuchen, in 
denen ſie ſich bisher behauptet haben, und bewirken, daß die 
letzten ſehr nachteiligen Satzungen auf dem Wahlreichstage 
nicht beſtätigt werden. Wir ſehen, Friedrich ſteckte ſich kein 
weites Ziel; er glaubte vorſichtig handeln zu müſſen, um nicht 
wichtigeren Angelegenheiten zu ſchaden ). 


Konvokationsreichstages übergeben habe. (Aus der Zeit Friedrichs des 
Großen und Friedrich Wilhelms III., S. 161 Anm.) Sie bitten ja, 
die Kaiſerin ſolle dieſe Artikel vorſchlagen laſſen „à la prochaine 
diète de convocation“. 

1) Letzteres meldet Eſſen am 26. Mai. 

2) Forſch. IX, 113. 31. 
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Minder zaghaft ging Katharina zuwerke; ſie hatte die Ab⸗ 
ſicht, die Diſſidenten wirkſam zu beſchützen und die Abſtellung 
ihrer weſentlichſten Beſchwerden herbeizuführen; ſie wollte zu⸗ 
gleich die anderen proteſtantiſchen Höfe mitwirken laſſen. Letz⸗ 
teres war dem Könige ſehr angenehm, und er verſprach das 
Seinige zu thun ). 

Infolge dieſer gegenſeitigen Eröffnungen ward am 22. Juli 
das Abkommen getroffen: die beiden Höfe ſollten ihren Gee 
ſandten in Warſchau den Auftrag geben, ſowohl während des 
Interregnum als nach der Wahl bei dem neuen Könige dar⸗ 
auf zu dringen, daß die Diſſidenten in den vollen Beſitz ihrer 
alten Rechte, beſonders der freien Religionsübung, wieder ein⸗ 
geſetzt würden; die anderen proteſtantiſchen Höfe ſollten ein⸗ 
geladen werden, ſich den Schritten Preußens und Rußlands an⸗ 
zuſchließen?). Friedrich war mit dieſen Verabredungen einver⸗ 
ſtanden. 

Erſt auf dem Krönungsreichstage ſollte die Angelegenheit 
der Diſſidenten wieder zur Sprache kommen. Repnin ward 
angewieſen, wenn es durchaus unmöglich ſein ſollte, den Dis⸗ 
ſidenten alles zurückzugewinnen, jedenfalls ihnen zu verſchaffen, 
was nur irgend wichtig und von bedeutendem Nutzen für ſie 
wäre; vorerſt hielt es Panin für genügend, wenn ſie in einige 
Privilegien und Rechte der Republik wieder eingeſetzt würden 
und in Zukunft vor neuen Verfolgungen ſicher wären. Wenn 
alle übrigen Vorſtellungen nicht verfingen, ſollte Repnin zu 
verſtehen geben, daß fortgeſetzte Hartnäckigkeit die Kaiſerin nö⸗ 
tigen würde, zu anderen Mitteln wider ihre Neigung Zuflucht 
zu nehmen, um dadurch zu erlangen, was ſie durch hohe 
Wohlthaten und Freundſchaft nicht zu gewinnen vermöchte; zu 
dem Ende würden ihre Truppen, welche bisher ſo willig und 
mit ſo bedeutenden Unkoſten zum ausſchließlichen Vorteil und 


1) Forſch. IX, 114. 119. Die Note bei Smitt (p. 177) iſt offen⸗ 
bar die Ausführung des Auftrags, den Friedrich am 23. Juni dem Ge⸗ 
ſandten erteilt hat, und alſo im Juli übergeben worden. 


2) Sbornik XXII, 302. 
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Dienſte der Republik gebraucht worden wären, noch weiterhin 
auf deren Gebiete verweilen müſſen ). 

Während hier die Ruſſen drohten, um der Diſſidenten 
willen die Truppen in Polen ſtehen zu laſſen: wurde der 
nämliche Gedanke beinahe zu derſelben Zeit auch noch inbezug 
auf eine andere Angelegenheit ausgeſprochen. 

Katharina hatte die größten Summen ausgegeben, um ſo 
viel Wähler als möglich für Stanislaus Poniatowski zu ge⸗ 
winnen. Aber der neue König bat ebenfalls um Geld; denn 
er mußte ſein erſtes Jahreseinkommen nach einer Vorſchrift 
dieſes armſeligen Reiches zur Beſtreitung der Koſten des In⸗ 
terregnums hergeben, und der Graf Rzewuski, welchen er in 
Petersburg betteln ließ, empfing auch wirklich eine Unter⸗ 
ſtützung von 100,000 Dukaten 2). 

Poniatowski und ſeine Oheime hatten freilich die Abſicht, 
die Stellung eines Königs weſentlich zu verbeſſern. Zu dem 
Ende ſollte Rzewuski die Erlaubnis der Kaiſerin dafür zu er— 
langen ſuchen, daß die ſchlimmſten Auswüchſe der polniſchen 
Freiheit beſeitigt würden. Auf dem Konvokationsreichstage 
war der Antrag geſtellt worden, die Stimmenmehrheit einzu⸗ 
führen; aber derſelbe fand ſo viel Widerſpruch, daß man ihn 
fallen ließ, zumal da auch die Geſandten von Rußland und 
Preußen ſich dagegen erklärten. Wenn man alſo jetzt etwas 
mehr ausrichten wollte, ſo mußte man klug zuwerke gehen. 
Man gedachte das Liberum veto für den Reichstag beſtehen 
zu laſſen und nur den ärgſten Mißbrauch zu beſeitigen, indem 
man verlangte, daß wenigſtens nicht die bereits einſtimmig ge- 
faßten Beſchlüſſe gleichfalls ungültig werden ſollten. Dieſes 
letztere Verfahren nannte man mit einem neuen Namen Libe- 
rum rumpo, und Rzewuski bat in Petersburg um Erlaubnis, 
daß die Polen es abſchaffen dürften, während noch immer 
jedem Edelmanne die Befugnis verbleiben ſollte, durch ſeinen 
Einſpruch einen Geſetzvorſchlag zurückzuweiſen. 


1) Sſolowjoff, S. 29ff. 
2) Sbornik XXII, 298. 315. 
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Indem Rzewuski auch den Grafen Solms für ſeinen 
Plan zu gewinnen ſuchte, trat er ſehr demütig auf. Er gab 
z. B. zu, daß eine Vermehrung des polniſchen Heeres den 
Abſichten der Nachbarmächte entgegenlaufen könnte; jedoch er 
meinte, in dieſem Falle würde ja der oder jener Landbote, 
welcher in ihrem Intereſſe ſtände, die bekannte Formel aus⸗ 
ſprechen können. Davon ſchwieg Rzewuski noch, daß er den 
Petersburger Hof auch dafür gewinnen ſollte, ſich eine Ver⸗ 
mehrung des Heeres gefallen zu laſſen. Er leugnete ferner, 
daß die Polen ſich von den Nachbarſtaaten unabhängig machen 
wollten, ſondern ſie wünſchten nur die großen Mißbräuche zu 
verbeſſern, welche ſich unter dem Namen von Freiheiten bei 
ihnen eingeſchlichen hätten. 

In Berlin machte der Bericht, welchen Solms in dieſer 
Angelegenheit abſtattete, den größten Eindruck. Finckenſtein 
und Hertzberg betrachteten das Liberum rumpo als das Haupt⸗ 
mittel, welches den fremden Höfen gegen einen böswilligen 
König oder eine böswillige Partei zugebote ſtände; ſie machten 
geltend, daß es für Preußen immer beſſer ſein würde, wenn 
die Republik, deren natürliche Kräfte ſie für ſehr beträchtlich 
hielten, in ihrer Anarchie verbliebe. Friedrich II. ſelbſt war 
ganz entſchieden gegen die Anderung; auch er fürchtete, daß 
Polen ſich dann allmählich heben und ſeinen Nachbarn gefähr⸗ 
lich werden könnte. Bei ſolcher Beſorgnis empfing ſein Ver⸗ 
treter in Warſchau den Befehl, über den Antrag des Grafen 
Rzewuski ſich unverzüglich zu äußern. Benoit trat beinahe 
noch heftiger der Anderung entgegen und wünſchte, daß der 
König auf das ſchleunigſte Katharina bewegen möchte, zu er⸗ 
klären: wenn die Form der Reichstage durch Aufhebung der 
Einſtimmigkeit unter welcher Beſchränkung immer eine Ande⸗ 
rung erführe, ſo würden die ruſſiſchen Truppen nicht eher 
zurückgezogen werden, als bis die Polen dieſe ihre Abſicht 
förmlich aufgegeben hätten. Der Vorſchlag gefiel den Mini⸗ 
ſtern und dem Könige; Friedrich ſchrieb am 30. Oktober an 
Katharina, warnte vor dem Antrag, und um zu verhindern, 
daß die Polen ihrer erſten Begeiſterung folgten, gab er der 
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Kaiſerin den Rat, ihre Truppen bis zum Ende des Krönungs⸗ 
reichstages im Gebiete der Republik ſtehen zu laſſen ). 
Inzwiſchen hatten Solms und Panin dieſe Angelegenheit 
unter ſich weiter erörtert. Letzterer meinte: Polen würde, 
wenn es in Handel, Juſtiz und Polizei beſſer geordnet wäre, 
für Oſterreich einen Erſatz gewähren können, ohne den Nach⸗ 
barn gefährlich zu werden. Er hielt für richtig, was Rzewuski 
vorbrachte, daß die angeſtrebte Verbeſſerung gegen kein früheres 
Geſetz verſtieße, ſondern daß es ſich nur darum handelte, den 
Mißbrauch einer bis zum Außerſten getriebenen Freiheit zu 
beſeitigen, und er fand es nicht ohne Grund etwas hart, wenn 
man die Polen hindern ſollte, ſich einer Art von Barbarei 
zu entreißen, worin ſie ſich infolge dieſes Mißbrauchs befänden. 
Rußland ſtand anders als Preußen zu dieſer Frage, wie 
Panin ſelber zugab, indem es eben unmittelbaren Vorteil von 
der Republik zu ziehen gedachte. Die Kaiſerin ſchwankte zu⸗ 
erſt. Allerdings die Stimmenmehrheit, die wenigſtens für die 
Landtage verlangt worden war, verwarf ſie entſchieden, wenig- 
ſtens auf jo lange, als fie noch kein Bündnis mit Polen ab- 
geſchloſſen hätte; dagegen war ſie nicht abgeneigt, einen Unter⸗ 
ſchied zwiſchen dem Liberum veto und Liberum rumpo zu 
machen. Endlich aber erklärte ſie ſich gegen jede Neuerung. 
Nach dem Vertrage vom 11. April durfte ſie ja wider den 
Willen des Königs von Preußen keiner Anderung zuſtimmen. 
Noch ehe Katharinas Befehle nach Warſchau kamen, ſprach 
Repnin auf den Antrieb Benoits mit Stanislaus Auguſt über 
die Angelegenheit und brachte dieſen ſo außer ſich, wie er ihn 
noch nie geſehen. „Wie“, rief der König von Polen, „unſere 
Freunde, unſere Verbündeten werden uns hindern aus dem 
elenden Zuſtand herauszutreten, worin wir uns befinden!“ 
Indes einige Tage ſpäter, nachdem wahrſcheinlich die Befehle 
Katharinas angelangt waren, verſprach er von der Abſchaffung 
des Liberum veto und der Vermehrung des Heeres für dies⸗ 
mal abzuſtehen; aber er grollte dem preußiſchen Geſandten, 


1) Sbornik XX, 212. 
Reimann, N. Geſch. Preußens. I. 8 
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welcher, wie man ihm geſagt, ſeine Pläne vereitelt hätte *). 
Der Kaiſerin geſtand er, daß er ihr den ſtärkſten Beweis von 
ſeiner grenzenloſen Verehrung gegeben habe, indem er das ge- 
opfert, was ihm über alles teuer ſei. „Die Entſcheidung 
durch Stimmenmehrheit auf den Landtagen und die Vernich⸗ 
tung des Liberum rumpo bilden den Gegenſtand meiner feu⸗ 
rigſten Wünſche. Aber Sie begehrten, daß es einſtweilen 
unterbleiben ſollte, und es iſt nicht einmal in Vorſchlag ge⸗ 
bracht worden.“ ) 

Inzwiſchen hatte die Krönung ſtattgefunden und daran ſich 
dem Herkommen gemäß ein Reichstag angeſchloſſen, welcher 
vom 3. bis zum 20. Dezember Sitzungen hielt und auch über 
die Angelegenheit der Diſſidenten beraten mußte; denn die 
Geſandten von Preußen und Rußland hatten in Gegenwart 
des engliſchen und däniſchen Reſidenten ?) dem König eine 
Denkſchrift überreicht, worin ſie ſehr lebhaft für die Her⸗ 
ſtellung der alten Rechte derſelben eintraten. Sobald der 
päpſtliche Nuntius Kunde davon erlangt hatte, ging er aus, 
Unkraut unter den Weizen zu ſäen. Er begab ſich zum Groß— 
kanzler von Litauen und hörte zu ſeinem Troſte von dieſem, 
daß keine Neuerung erfolgen würde. Der Fürſt erzählte, daß 
er den Geſandten geantwortet: wenn dieſelben für ihre Sekten 
eifrig wären, fo wären es die Polen gleichfalls für ihre Re- 
ligion. Auch mit dem Könige ſprach der Nuntius, und Sta⸗ 
nislaus Auguſt äußerte ſich nicht ſo einfältig wie der litauiſche 
Großkanzler, aber ſehr ergeben gegen den päpſtlichen Stuhl: 
er bedürfe jetzt nicht mehr fo nötig der unkatholiſchen Ge⸗ 
ſandten und werde ſeine gute Geſinnung zeigen. Aber ein 
Zugeſtändnis wollte der König den Diſſidenten doch machen, 
nämlich ihnen eine Deputation bewilligen, durch welche ſie ihre 
Beſchwerden an den Reichstag bringen könnten!), offenbar 


1) Forſch. IX, 31 ff. 119 ff. 
2) Sſolowjoff, S. 23. 
3) Dieſe nennt Eſſen 1. Dezember. 


4) Theiner IV, 2. p. 35. Der König nannte dieſes Recht „jus 
repraesentationis“, 
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nach dem Vorbilde der böhmiſchen Defenſoren. Übrigens 
konnte der Nuntius ruhig ſein; die Landboten verſchloſſen ihr 
Ohr gegen den Ruf nach freier Religionsübung, und ſie blieben 
auch dann noch hartnäckig, als Repnin drohte, die ruſſiſchen 
Truppen würden das Land nicht eher verlaſſen, als bis das 
Los der Diſſidenten verbeſſert wäre. 

Erſt am letzten Sitzungstage kam die heiklige Angelegen⸗ 
heit vor. Der König ließ Repnin und Benoit der Verhand⸗ 
lung beiwohnen, wahrſcheinlich um ihnen zu zeigen, daß es 
nicht an ihm läge, wenn die Wünſche des Petersburger und 
Berliner Hofes unerfüllt blieben 1). Der Eifer der Landboten 
war ſo groß, daß ſie nicht einmal ein Schriftſtück über die 
Forderungen der Diſſidenten anhören wollten, ſondern drohten, 
fie würden den Reichstagsſekretär totſchlagen, wenn er es vor⸗ 
läſe 2). Die Männer, welche bei der Königswahl eine Furdht- 
ſamkeit ohnegleichen gezeigt hatten, bewieſen Unerſchrocken⸗ 
heit und Heldentum an unrechter Stelle. Sie wollten hier 
unerbittlich ſein, äußerten ſie wohl im Privatgeſpräch, nach— 
dem ſie in allen anderen Angelegenheiten nachgiebig geweſen 
wären. 

Abgeſehen von dieſem einen Punkte konnte Rußland mit 
ſeinen Erfolgen zufrieden ſein. Rzewuski ward ermächtigt, ein 
Verteidigungsbündnis abzuſchließen, worin ſich die beiden Herr⸗ 
ſcher gegenſeitig ihr Gebiet zuſicherten und die Kaiſerin außer- 
dem die Bürgſchaft für die Freiheit und die Geſetze der Re— 
publik übernähme. Der Einfluß, welchen Rußland hierdurch 
auf die polniſchen Angelegenheiten gewinnen mußte, war nach 
der Angabe des Grafen Solms der letzte weſentliche Punkt, 
welchen Panin von dem neuen Könige zu erlangen wünſchte; 
daher bezeigte ſich der ruſſiſche Miniſter im höchſten Grade 
vergnügt, als er hiervon Nachricht empfing. Preußen war 
bereits eingeladen, dieſem Bunde beizutreten, und bei Gelegen- 
heit der Unterhandlung über die einzelnen Artikel desſelben 


1) Eſſen, 26. Dezember. 
2) Theiner I. ¢., p. 37. 
8 * 
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wollte Panin auch beſtimmen, welche Verbeſſerungen in der 
polniſchen Verfaſſung einzuführen wären 1), Dieſer Gegen⸗ 
ſtand und die Angelegenheit der Diſſidenten haben die Höfe 
von Peterburg und Berlin noch lange beſchäftigt. 


Viertes Kapitel. 
Herſtellung Preußens nach dem Hubertsburger Frieden. 


Der König von Preußen freute ſich ſehr, daß die polniſche 
Thronveränderung ohne Störung der allgemeinen Ruhe vor 
ſich gegangen war; denn er wünſchte ſeinem Lande von Herzen 
die Erholung, deren es ſo dringend bedurfte. Wie arg hatte 
der lange Krieg es mitgenommen! Als der Sturm endlich 
aufgehört, gab es Gegenden, die ſo verwüſtet waren, daß man 
kaum die Spuren der alten Wohnungen auffinden konnte. 
Beſonders hatten die Ruſſen ſchlimm gehauſt. Manche Städte 
waren gänzlich zerſtört, andere von den Flammen halb ver⸗ 
zehrt, 13,000 Häuſer völlig verſchwunden 2). Der Acker lag 
unbebaut, und es fehlten 60,000 Pferde zur Beſtellung der 
Felder. Die Bevölkerung war von 44 Millionen auf 4 her⸗ 
untergegangen. Der Adel befand ſich in einem Zuſtande der 
Erſchöpfung, der kleine Mann war zugrunde gerichtet; es blieb 
ihm nur das nackte Leben übrig und einige Lumpen, um ſeine 


1) Sbornik XXII, 338, No. 186 (wo aber „par P'accession de 
Votre Majesté“ ſtatt „occasion“ zu leſen iſt) u. p. 352. 

2) Oeuvres VI, 74: „13,000 maisons dont il ne paraissait plus de 
vestiges“; an Voltaire ſchreibt Friedrich am 24. Oktober 1766: er habe 
8000 Häuſer in Schleſien und 6500 in Pommern und der Neumark 
bauen laſſen. 
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Blöße zu bedecken. An die Stelle der früheren Ordnung war 
eine Art von Anarchie getreten. Der König ſelbſt verglich ſein 
Land, welches die Laſt des Krieges faſt allein getragen hätte, 
mit einem Menſchen, der mit Wunden bedeckt, durch Blut- 
verluſt geſchwächt und nahe daran iſt, unter der Laſt ſeiner 
Leiden zu erliegen; er braucht eine ſtrenge Diät, um ſich her⸗ 
zuſtellen, ſtärkende Mittel, um ſeine Kräfte wiederzugewinnen, 
und Balſam, um ſeine Wunden zu heilen ). 

Schon bei der Rückkehr des Friedens hält die Hoffnung 
vergnügt ihren Einzug in die entmutigten Herzen der Men⸗ 
ſchen; aber mit verdoppeltem Eifer gehen ſie an die Her⸗ 
ſtellung ihrer Verhältniſſe, wenn ſie wahrnehmen, daß der 
Herrſcher bemüht iſt, ihren Anſtrengungen zuhilfe zu kommen. 
Und der König that letzteres mit ſeiner gewohnten Schnellig⸗ 
keit. Er wollte nach der Räumung Sachſens, ohne vorher 
Berlin geſehen zu haben, Schleſien beſuchen, dann ſowohl die 
Mark, als Magdeburg und Halberſtadt in Ordnung bringen 
und hierauf zwei Reiſen nach Pommern und nach Cleve 
machen. Er gedachte ferner die Münze bis zum Juni auf 
einen beſſeren Fuß zu bringen. „Ich bezahle bis dahin alle 
Schulden des Staates“, ſchrieb er am 14. Februar 1763 an 
ſeinen Bruder Heinrich, „dann kann ich ſterben, wann es 
mir beliebt.“ Und ſchon im folgenden Jahre ſollte der alte 
Münzfuß wieder in Geltung kommen. „Ich habe hier eine 
große Menge von Anſtalten zum Vorteile der Provinzen ge- 
troffen und hoffe, daß infolge deſſen vom Kriege nicht mehr 
die geringſte Spur nach zwei Jahren da ſein wird“, ſchrieb 
der König am 19. Februar aus Dahlen an ſeinen Bruder; 
„das Land wird ſich ſofort um 64,000 Mann, ungerechnet 
die Proviant⸗ und Artillerieknechte, wieder bevölkern, und fo 
viele Magazine bleiben mir übrig, daß eine Menge Getreide 
da iſt, ſowohl zur Ausſaat, als um die ungeheuren Preiſe 
herunterzudrücken.“ Und am 24ſten ſchrieb Friedrich: „Ich 
benutze meine ganze Zeit hier, um Einrichtungen für den 


1) Oeuvres VI, 4. 74. 
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Staat zu treffen, und es leidet keinen Zweifel mehr, daß der 
größte Teil der Provinzen noch in dieſem Jahre wiederher⸗ 
geftellt fein wird; nächſtes Jahr dürfen keine Spuren von 
dem Kriege mehr übrig ſein. Es iſt meine Pflicht, lieber 
Bruder, bei dieſer Gelegenheit mich anzuſtrengen; wenn ich 
dem Staat in meinem Leben einen Dienſt erweiſen kann, ſo 
iſt es der, ihm aus ſeiner Zerrüttung wieder emporzuhelfen, 
die Mißbräuche womöglich abzuſtellen und Verbeſſerungen dort 
anzubringen, wo es notwendig iſt. Dieſes Vorhaben iſt un⸗ 
endlich groß und umfaßt viele Zweige; ſchenkt mir aber der 
Himmel noch einige Lebenstage, dann werd' ich es zu Ende 
führen. Im entgegengeſetzten Falle laſſ' ich Spuren meiner 
Thätigkeit zurück, denen alsdann die andern folgen können, 
wenn fie es für angemeſſen erachten.“ ) 

Indem der König ſeine Truppen allmählich nachhauſe 
ſchickte, war er zugleich geſonnen, ihre Zahl zu verringern. 
„Die Lage, in welche mich der Friede verſetzt, erlaubt mir 
nicht mehr als 138,000 Mann zu unterhalten“, ſchrieb er 
am 10. März an den Marquis d' Argens, „und ich werde 
188,000 Mann im Felde gehabt haben. In dieſem Jahre 
belief ſich das ganze Militär mit Einſchluß der Beſatzungen 
auf 219,000 Mann. Doch alles das kehrt wieder nach 
Preußen zurück. Ich entlaſſe die Landeskinder und behalte die 
Fremden.“ Durch dieſe Maßregel wurden den Provinzen mehr 
als 30,000 Menſchen zurückgegeben, welche den Acker beſtellen 
konnten; während das Heer immer noch 150,000 Mann ſtark 
blieb 2). | 

Die zweite Hälfte des Monats März widmete Friedrich 
der Beſichtigung Schleſiens. Die Provinz bekam auf ein 
halbes Jahr Steuerfreiheit; 8000 Häuſer ließ der König 
bauen, von den hierzu beſtimmten Geldern empfing allein 
Landeshut 200,000 und Striegau 40,000 Thaler 2). Außer⸗ 


1) Oeuvres XXVI, 267—270 (9., 14., 19. u. 24 Februar). 
e e 
i es , 2 
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dem ſchenkte der König 17,000 Pferde zum Ackerbau und Ge- 
treide zum Brot und zur Saat aus ſeinen Magazinen. Ferner 
wurden ſogleich Anſtalten zur Aufnahme der Nahrungszweige 
und Volksmenge getroffen. Man rechnete den Abgang der 
Einwohner durch den Krieg auf mehr als 150,000 Köpfe. 
Diejenigen Fremden, welche ſich mit ihren Familien in den 
Provinzen des Königs niederließen, empfingen freies Bürger⸗ 
und Meiſterrecht, Freiheit von allen Abgaben und Laſten auf 
einige Jahre, Freiheit von der Werbung für ſich und die mit⸗ 
gebrachten Söhne, Geld aus der königlichen Kaſſe zu Werk⸗ 
ſtühlen und Handwerksgeräte. Wer ein Haus baute, dem 
wurde die Stelle dazu geſchenkt, ein Teil der Baumaterialien 
umſonſt gegeben und ein Viertel der Baukoſten vergütet. Es 
verſteht ſich, daß die neuen Häuſer von Mauerwerk und nach 
einem vorgeſchriebenen Plan ausgeführt werden mußten, damit 
die Städte nicht nur feſter und ſicherer wider das Feuer, ſon⸗ 
dern auch ſchöner würden. 

Friedrich hat in ſeiner Darſtellung dieſer Zeiten als ein 
geſchichtskundiger Herrſcher daran erinnert, wie der große Kur— 
fürſt und deſſen Nachfolger ein ganzes Jahrhundert brauchten, 
um die Verwüſtungen des Dreißigjährigen Krieges in der Mark 
wieder fortzuſchaffen. Ehe die Schriften des Königs veröffent— 
licht wurden, war dieſelbe Bemerkung ſchon von einem ane 
dern Manne gemacht worden. Der Verfaſſer des noch heutiges 
Tages geſchätzten Buches über „Schleſien vor und nach dem 
Jahre 1740“ berichtet, daß zur Zeit der preußiſchen Erobe⸗ 
rung Spuren der Verheerungen ſich noch in den meiſten 
Städten und Dörfern gezeigt hätten. „Überall“, ſchreibt er, 
„befanden ſich Schutthaufen, Brandſtellen von halbeingeäſcherten 
Städten und auf dem Lande wüſte Bauerngüter, deren Acker 
von den Grundherren eingezogen und nicht mit Wirten beſetzt 
waren. Ein ganzes Jahrhundert war alſo unter den vorigen 
Regenten nicht hinlänglich geweſen, die Verheerungen des 
Krieges auszulöſchen, das Land wieder zu bevölkern und die 
verwüſteten Güter und Häuſer herzuſtellen. Gegenwärtig, vier⸗ 
zehn Jahre nach dem Siebenjährigen Kriege, der in Schleſien 
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ebenſo viel Verwüſtungen hinterlaſſen hatte, als der Dreißig⸗ 
jährige, findet man nur noch ſehr wenig Brandſtellen in den 
Städten und keine wüſten Bauerngüter mehr auf dem Lande. 
Fünfzehn anſehnliche Städte, die vorher in polniſcher Bauart 
von aufeinandergelegten Baumſtämmen erbaut waren, ſind 
größtenteils auf Koſten des Königs von Mauerſteinen in regel⸗ 
mäßiger Art faſt ganz neu aufgeführt worden.“ In den 
Jahren 1763 — 1770 entſtanden allein im Breslauer De⸗ 
partement 1108, im Glogauer 1074, zuſammen 2182 Häusler⸗ 
ſtellen +). 

Am 30. März kehrte Friedrich nach ſeiner Hauptſtadt, die 
er ſeit ſechs Jahren nicht mehr betreten hatte, zurück. Wäh⸗ 
rend ſeinem Wagen in Taßdorf, etwa 34 Meile von Berlin, 
friſche Pferde vorgeſpannt wurden, empfahl der Landrat 
v. Nüßler der gnädigen Fürſorge des Landesherrn den durch 
die Ruſſen ungemein verwüſteten niederbarnimſchen Kreis, und 
als er aufgefordert worden war, zu ſagen, was dieſem fehle, 
da antwortete er: Pferde zur Beſtellung der Acker, Roggen 
zu Brot und Sommerſaat. Getreide wollte Friedrich geben, 
aber keine Pferde. Jedoch Nüßler ließ ſich nicht abſchrecken, 
ſondern erinnerte den König daran, daß er auf Vorſtellung 
des Geheimen Rates v. Brenkenhof der Neumark und der 
Provinz Pommern Artillerie- und Proviantpferde geſchenkt 
hätte. Der Freimut, mit welchem er ſprach, veranlaßte den 
König, ihn zu fragen, wer er wäre. „Ich bin der v. Nüßler“, 
antwortete der Landrat, „welcher für Ew. Königliche Majeſtät 
die große Grenzangelegenheit in Schleſien zuſtande gebracht 
hat.“ — „Ja, ja!“ ſagte Friedrich, „nun kenn' ich Ihn 
wieder“, befahl ihm alle kurmärkiſchen Landräte nach der 
Hauptſtadt zu bringen und fuhr weiter. 

Da der Tag der Ankunft des Landesherrn bekannt war, 
ſtanden die Bürger vom Schloß an bis weit über die Stadt⸗ 


1) [Klöber!, Schleſien vor und nach dem Jahre 1740 II, 204 bis 


205. 293. — Beheim⸗Schwarzbach, Hohenzollerſche Koloniſationen, 
S. 536. 
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mauer hinaus in ihren Feierkleidern, vergeblich harrend; bei 
hereinbrechender Dunkelheit verſah ſich noch ein Teil der Ver⸗ 
ſammelten mit Fackeln. Als man endlich das Geraſſel der 
Wagen und die Ankunft des Herrſchers vernahm, da erſcholl 
das allgemeine Freudengeſchrei: „Es lebe der König!“ Fünf 
Tage ſpäter feierte die Landeshauptſtadt das Friedensfeſt !). 

Am 1. April waren die kurmärkiſchen Landräte zum König 
auf das Schloß gekommen, und Nüßler hatte für ſie das 
Wort geführt. „Sei Er ſtille“, ſagte Friedrich, „und laß Er 
mich reden. Hat er Crayon?“ — „Ja!“ — „Nun, ſo ſchreib 
Er auf, die Herren ſollen angeben, wie viel Roggen zu Brot, 
wie viel Sommerſaat, wie viele Pferde, Ochſen und Kühe 
ihre Kreiſe höchſt nötig gebrauchen. Überlegen Sie das recht 
und kommen Sie übermorgen wieder zu mir, alsdann will ich 
mich darauf erklären. Sie müſſen aber alles ſo genau wie 
möglich einrichten, weil ich nicht viel geben kann.“ 

Die Landräte thaten, wie ihnen geheißen worden war, und 
überreichten am feſtgeſetzten Tage das Verzeichnis. „Es ent- 
hält nur das Allernötigſte, was die Kreiſe brauchen“, bemerkte 
Nüßler, „und betrifft auch einzig und allein die Stände, welche 
Kontribution geben, d. h. das Landvolk; der Adel und andere 
arme Leute, welche von den Ruſſen rein ausgeplündert worden, 
find nicht mit in dem Verzeichnis begriffen; es hat aber der 
Adel durch den Krieg und die Plünderung ſehr viel gelitten.“ 
Friedrich ließ ſich die Namen der Edelleute des niederbar— 
nimſchen Kreiſes von Nüßler nennen, der dann noch hinzu— 
ſetzte, daß er als Landrat am ſchlimmſten weggekommen ſei, 
weil er 4000 Scheffel Mehl, die von den Ruſſen ausge- 
ſchrieben worden waren, nicht geliefert habe. Der König 
ſprach: „Ich kann nicht allen geben; hat Er aber arme Edel— 
leute in Seinem Kreiſe, die ſich gar nicht helfen können, ſo 
will ich dieſen etwas geben.“ Da das nicht der Fall war, 
nannte Nüßler einige aus dem Kreiſe Lebus und forderte die 
Landräte dieſes und des teltowſchen Kreiſes auf, dem Könige 


1) „Geſchichte eines patriotiſchen Kaufmannes“, S. 182. 
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mehrere zu bezeichnen. Friedrich hat dann wirklich an die 
Armſten vom Adel beträchtliche Summen — 8-, 6-, 4000 
Thaler — geſchenkt. Die noch rückſtändige Bezahlung der 
während des Krieges gelieferten Fourage bereitete dem Herrn 
v. Nüßler noch manche Sorge; er machte den Landeskollegien 
und ſogar mündlich dem Könige viele Vorſtellungen und rich⸗ 
tete doch ſo viel aus, daß ein jeder ſeine Bezahlung nach und 
nach bekommen ſollte, was auch geſchehen tft *). 

Während des Krieges hatte das preußiſche Geld eine be— 
deutende Verſchlechterung erfahren; der alte ſogen. Grau⸗ 
mannſche Fuß, nach welchem man aus der feinen Mark 
14 Thaler ſchlug, war aufgegeben worden; auch einigen frem⸗ 
den, beſonders ſächſiſchen Münzen von geringem Werte, die 
in denſelben Zeiten der bitteren Not entſtanden waren, hatte 
der König Umlauf geſtattet. Jetzt wurde beſtimmt, daß alle 
Zahlungen in einem neuen Gelde, welches ſich zu dem guten 
alten wie 141 zu 100 verhielt, vom 1. Juni 1763 an ge⸗ 
ſchehen ſollten. Das Edikt vom 21. April ſetzte feſt, wie es 
bei der Verſchiedenheit der Münzſorten, die während des 
Krieges geprägt worden waren und in Preußen Umlauf ge⸗ 
wonnen hatten, bei Bezahlung von Kapitalien, Zinſen, Ver⸗ 
mächtniſſen und von Forderungen und Verbindlichkeiten, die 
aus Verträgen und ſonſt entſtanden wären, in Anſehung des 
Geldes je nach dem Verhältnis der Münzſorten gehalten werden 
ſollte. Weil aber alle Abgaben an den Staat nach dem Grau⸗ 
mannſchen Fuße feſtgeſetzt waren, ſo mußten die Unterthanen, 
wie das Edikt vom 18. Mai 1763 beſtimmte, noch ein Auf- 
geld von 41% entrichten; doch wurden hiervon die Kurmark, 
Magdeburg, Halberſtadt und andere Provinzen, welche durch 
den letzten Krieg beſonders mitgenommen worden waren, bis 
zu Ende Mai des Jahres 1764 befreit. Im gewöhnlichen 
Handel und Wandel ſollte das neue Geld für voll gelten und 
zu dem Ende auch die Bier⸗, Brot-, Fleiſch⸗ und andere Taxen, 


1) Büſching, Beiträge zu der Lebensgeſchichte denkwürdiger Per⸗ 
ſonen I, 401 ff. 
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das Tagelohn der Handwerker und Arbeiter danach geregelt 
werden, damit der ungeheuren Steigerung aller Lebensbedürf⸗ 
niſſe, welche durch die umlaufenden Münzſorten von geringerem 
Gehalt auf das Höchſte getrieben worden, Ziel und Maß geſetzt 
und die Preiſe dergeſtalt beſtimmt würden, daß Käufer und 
Verkäufer beſtehen und auch der Handel aufrecht erhalten 
werden könnte.“ Im folgenden Jahr iſt dann der alte Grau⸗ 
mannſche Fuß vom 14. Juli 1750 mit der Verbeſſerung, daß 
auch die kleineren Münzſorten danach ausgeprägt werden mußten, 
wiederhergeſtellt worden und vom 1. Juni 1764 ab in Gel⸗ 
tung getreten +). 

Im Mai 1763 beſuchte Friedrich Pommern und die Neu⸗ 
mark. Manche Gegenden der erſtgenannten Provinz hatten 
furchtbar gelitten; aber er fand das Übel nicht ſo ungeheuer, 
wie die Übertreibung es dargeſtellt, und er ſchmeichelte ſich, 
daß Pommern in zwei Jahren bevölkerter und in beſſerer 
Ordnung als vor dem Kriege ſein würde. Er ſchenkte hier 
1200 Pferde und 374,000 Scheffel Mehl, Gerſte, Roggen 
und Hafer *), ließ 1200 Häuſer, Scheunen und Ställe neu 
aufbauen, was ihn 1,300,000 Thaler koſtete, und gab auf 
zwei Jahre Steuerfreiheit. In Pommern hatte die Einwohner- 
zahl um 59,000 Seelen ſich vermindert, in der Neumark um 
57,000; Küſtrin war gänzlich zerſtört, und auf dem platten 
Lande lagen beinahe 2000 Häuſer in Schutt und Aſche. Zum 
Wiederaufbau der letzteren ſteuerte Friedrich 768,000 Thaler 


1) Novum Corpus Constitutionum Prussico-Brandenburgensium 
II, 208. 224. 381. Nach den „Freimütigen Anmerkungen über des Herrn 
Ritters v. Zimmermann Fragmente über Friedrich den Großen“ (II, 148 ff.) 
würde es beſſer geweſen ſein, wenn man gleich auf den alten Münzfuß 
zurückgegangen wäre. Den Schlüſſel für Friedrichs Verhalten bietet viel- 
leicht Riedel, der im „Staatshaushalt“ (S. 109) erzählt: „Mit dem 
Jahr 1763 endeten die geſchloſſenen Münzverträge und ſtellten den König 
unabhängiger von dem Rate ſeiner Münzjuden, deren er ſich bis dahin 
in dieſen Angelegenheiten nicht entledigen zu können meinte.“ 

2) So Hertzberg (Huit Dissertations, p. 175); nach Meißner 
(Leben Franz Balthaſar Schönberg v. Brenkenhof, S. 48) wären es ſogar 
805,872 Scheffel geweſen. 
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bei, und für Küſtrin gab er zu dem gleichen Zwecke 684,000 
Thaler; er ſchenkte ferner 6400 Pferde und 384,000 Scheffel 
Getreide jeder Art und erließ die Steuern ebenfalls auf zwei 
Jahre. Zur Verbeſſerung der Amter und Domänen ſetzte 
Friedrich 32,000 Thaler aus. „Die Neumark iſt in voller 
Arbeit“, ſchrieb er nach ſeiner Rückkehr am 26. Mai an 
ſeinen Bruder Heinrich; „alles rührt ſich und legt Hand ans 
Werk.“ ) 

Am folgenden Tage ſchon beſtellte ſich der König den Kriegs⸗ 
rat Roden in Soeſt, von welchem der Prinz Ferdinand von 
Braunſchweig ihm viel Gutes erzählt hatte, nach Weſel, wo 
er ungefähr den 8. Juni einzutreffen gedachte. Jedoch die 
Nachſchrift lautete: „Ihr müßt bereits den Stet oder ten 
kommenden Monats dort ſein.“ Das war ein Glück; denn 
Friedrich kam wirklich am ten gegen Mittag hier an, und 
als Roden vor ihm erſchien, ſprach er: „Hört, durch den 
Krieg ſind viele Häuſer ruiniert. Ich will haben, daß ſie 
wieder in den Stand geſetzt werden, wozu ich denjenigen, die 
ſich nicht ſelbſt helfen können, beſonders in Soeſt, Hamm, 
Lünen und zum Teil Weſel, die am meiſten gelitten haben, 
die Gelder geben will. Ihr ſollt mir eine genaue Liſte von 
den Verwüſtungen in dieſen Städten machen.“ 

Der König diktierte nun, was er wiſſen wollte, nämlich 
erſtens, wie viele zugrunde gerichtete Häuſer dort wären, deren 
Eigentümer ſich ſelbſt helfen könnten, zweitens, wie viele, deren 
Beſitzer es nicht vermöchten, und drittens ſollten die Stellen 
derjenigen, die etwa verſtorben oder weggezogen wären, wenn 
die Abweſenden und Erben nicht bauen wollten, an andere 
gegeben werden, die dazu Luſt hätten. „In ſechs Tagen“, 
fügte der König hinzu, „müßt Ihr fertig ſein; längere Zeit 
kann ich Euch nicht gewähren. “Roden hoffte fo weit zu 
kommen, wenn er von den Ortern, wo er in der genannten 
Friſt nicht ſelbſt hingelangen könnte, die Nachrichten durch Eil⸗ 


1) Oeuvres VI, 75; XXVI, 275. Hertzberg, Huit Disserta- 
tions, p. 175. 177. Brenkenhof, S. 42 
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boten einfordern dürfte, und der König verſprach die Stafetten- 
gelder zu bezahlen. 

Am 12ten wurde der Kriegsrat wirklich noch mit ſeiner 
Arbeit fertig. Er befand ſich damals in Cleve, wo der König 
an dem nämlichen Abend anlangte. Am nächſten Morgen 
überreichte Roden ſeinen Bericht mit der Tabelle. Friedrich 
las denſelben ſogleich durch, prüfte alles genau und bezeigte 
dem Kriegsrat ſeine Zufriedenheit. Er beſchloß dann, 25,000 
Thaler zum Wiederaufbau zu geben, und erteilte die nötigen 
Befehle an die Kammer. Hierauf fing er an: „So wie Ihr 
mir beſchrieben ſeid, ſo finde ich Euch; Ihr ſeid ein arbeit⸗ 
ſamer Mann. Ich muß Euch aber näher bei mir haben. 
Ihr ſollt eine gute, recht gute Penſion haben; ich will Euch 
das Patent umſonſt erteilen und auch einen Vorſpannpaß auf 
zwei Wagen geben. Dienet ferner ſo getreu, wie Ihr bisher 
gethan.“ Roden kam wirklich in die kurmärkiſche Kammer 
und erhielt bald darauf die Stelle eines Geheimen Finanz⸗ 
rates im Generaldirektorium mit einem Gehalte von 1400 
Thalern ). 

Ende Juni kehrte der König von dieſen Reiſen nach Pots- 
dam zurück; doch riefen ihn die Geſchäfte noch einmal weg in 
die Nähe von Berlin. „Ich muß noch Rechnungen durchſehen 
und berichtigen“, ſchrieb er am 16. Juli aus Charlottenburg 
an ſeinen Bruder Heinrich; „das geht ſo ſchon vier Monate 
lang ununterbrochen fort. Ich geſtehe Dir, es iſt kein Ver⸗ 
gnügen, für welches ich die geringſte Vorliebe hätte; jedoch 
man muß es ſich gefallen laſſen, um eine gänzliche Verwir- 
rung in den Finanzen zu vermeiden. Ich muß auch Berlin 
für den kommenden Winter mit Holz verſorgen. Schließlich 
hoff ich, um den 19ten mit alle dem fertig zu fein, und ich 
wünſche dann ſehr, erſt im nächſten Jahre wieder Rechnungen 
durchzuſehen.“ Friedrich dankte wirklich dem Himmel, als er 
dieſe lange Arbeit hinter ſich hatte, die ihm am Ende doch 
beinahe zuwider geworden war. „Die Ordnung iſt jetzt 


1) Preuß III, 442 ff. und Urkunden⸗Band dazu, S. 278. 
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überall hergeſtellt“, ſchrieb er am 23ſten aus Potsdam an 
ſeinen Bruder, „und die Dinge fangen an wieder ins alte 
Gleis zu kommen“ )). 

Auch die anderen Provinzen wurden unterſtützt; es em⸗ 
pfingen z. B. die Städte Minden 20,000, Bielefeld 15,000, 
Halberſtadt und Halle je 40,000, Kroſſen 24,000, Reppen 
6000, Hohnſtein 13,000 Thaler ?). Doch bekam nicht jeder, 
welcher bat. Als die Bäcker von Potsdam die Bewilligung 
von Korn aus dem Magazine nachſuchten, ſchrieb Friedrich auf 
den Rand ihrer Bittſchrift: „Sie haben über 500 Wiſpel 
gekriegt, es ſeindt Canaillen; der Magiſtrat muß ſie vor⸗ 
kriegen.“ Und ebenſo wenig wollte der König im Jahre 1764 
der Bürgerſchaft von Potsdam eine Unterſtützung bei Ab⸗ 
tragung von 32,000 Thalern öſterreichiſcher Kontribution ge- 
währen; „ſie mögen ſehen“, ſchrieb er, „wie ſie die Schulden 
bezahlen können; ich werde das liederliche Geſindel nicht einen 
Groſchen geben“. Noch ſchlimmer kam der Landrat v. Wobeſer 
zu Landsberg weg. Als er im Jahre 1766 wegen erlittenen 
Brandſchadens und weil er ſeine Habſeligkeiten beim Küſtriner 
Bombardement verloren, um eine Vergütigung bat, ſchrieb 
Friedrich auf den Rand der Bittſchrift: „Am jüngſten Tage 
kriegt ein jeder alles wieder, was er in dieſem Leben verloren 
hat.“) Die beſonderen Umſtände, die einen ſolchen Beſcheid 
herbeiführten, ſind uns freilich unbekannt. Der Landrat mag 
nicht unbemittelt geweſen ſein; denn ſonſt wiſſen wir doch, 
daß der König bei Kriegsſteuern und Brandſchäden half. Wie 
viele Städte, die in den nächſten Jahren nach dem Frieden 
zu Hubertsburg vom Feuer heimgeſucht wurden, haben ſeine 
wohlthätige Hand dankbar kennen gelernt! So empfing Callies 
in der Neumark 80,000 Thaler, und zum Wiederaufbau einer 
Vorſtadt von Landsberg gab Friedrich 40,771 Thaler. Auch 
Königsberg in Preußen, Belgard und Tempelburg in Pom⸗ 


1) Oeuvres XXVI, 279. 280. 
2) Ib. VI, 82. 
3) Preuß, Uriunden-Band II, 223. 227. 
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mern, Nauen in der Mark, Freyſtädtel, Ober⸗Glogau, Parch⸗ 
witz, Naumburg a. Qu. und Goldberg in Schleſien, die gleich 
falls vom Feuer gelitten hatten, erhielten Unterſtützung. Nach 
ſeiner eigenen Angabe hat der König an die verſchiedenen Pro⸗ 
vinzen 25,000 Wiſpel Mehl, Korn und Gerſte, 17,000 Wiſpel 
Hafer und 35,000 Regiments- und Artilleriepferde verteilt; 
außerdem empfingen Schleſien 3 Millionen, Pommern und 
die Neumark je 1,400,000 ), Brandenburg 700,000, Cleve 
100,000, Oſtpreußen 800,000 Thaler. So lautet die An⸗ 
gabe Friedrichs des Großen am Schluſſe ſeiner Geſchichte des 
Siebenjährigen Krieges; die Geldſummen waren ohne Zweifel 
zum Aufbau der Häuſer beſtimmt. In den Denkwürdigkeiten 
über die folgende Zeit meldet der König, daß er im ganzen 
20,389,000 Thaler zur Unterſtützung der Provinzen und zur 
Bezahlung der Summen gegeben, welche dieſelben geliehen, um 
die von den Feinden ihnen auferlegten Kriegsſteuern zu be⸗ 
zahlen. Vielleicht wurden aus jenen 20 Millionen auch die 
Kaſſenſcheine noch eingelöſt, welche die Zivilbeamten in den 
letzten Jahren als Beſoldung erhalten hatten ). 


1) Wenn Friedrich (V, 232) fagt, er habe 1,400,000 Thaler „à la 
Poméranie et a la Nouvelle Marche“ gegeben, jo verſtehe ich das mit 
Rückſicht auf Hertzberg (Huit Dissertations, p. 175. 177) ſo, daß jede 
Provinz die Summe von 1,400,000 Thaler bekommen habe. 

2) Oeuvres V, 232; VI, 75. Daß die Kaſſenſcheine noch während 
des Jahres 1763 eingelöſt wurden, erzählt Friedrich VI, 76. Nach 
Riedel (Staatshaushalt, S. 92) ward in der erſten Hälfte des Jahres 
1763 mit der Einlöſung dieſer Kaſſenſcheine der Anfang gemacht, jedoch 
in dem eingeführten neuen Geld und nur für wirkliche Gehälter, nicht 
für Penſionen; daß die Kaſſenſcheine der letzteren Art den Inhabern ver— 
blieben wären, ſagt Riedel nicht. Auch die Beſoldungen des erſten 
Friedens jahres wurden in dem neuen brandenburgiſchen Gelde bezahlt. 
Fragen wir, woher der König ſo viel Geld gehabt, ſo kann erſtens auf 
das hingewieſen werden, was er ſelbſt im Anfange ſeiner Denkwürdig⸗ 
keiten (VI, 9) meldet: „Le roi de Prusse était le seul qui etit encore 
de l’argent comptant, parcequ'il avait eu la prudence d'avoir toujours 
une année d'avance dans ses coffres.“ Ferner hat er dieſe 20 Millionen 
wohl nicht auf einmal bezahlt; er hatte z. B. am 26. Oktober 1765 noch 
4000 Häuſer herzuſtellen. Zeitſchrift für preuß. Geſchichte 1877, S. 300. 
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Auch den Verluſt an Menſchen ſuchte der König ſchneller 
durch Einwanderung zu erſetzen. Er hatte bereits am 7. De⸗ 
zember 1762 den Majoren v. Dyherrn und v. Keller auf⸗ 
getragen, gute Fabrikanten und andere für Preußen nützliche 
oder auch bemittelte Leute zur Anſiedelung in ſeinen Pro⸗ 
vinzen zu bewegen und zugleich hundert gedruckte Verſicherungs⸗ 
ſcheine mitgeſchickt, nach welchen die Einwanderer für ſich und 
ihre Kinder von aller Werbung frei ſein ſollten. Dasſelbe 
verſprach eine Woche ſpäter der Wirkliche Geheime Finanz⸗, 
Kriegs⸗ und Domänenrat beim Generaldirektorium Franz 
v. Brenkenhof in einer öffentlichen Bekanntmachung allen Aus⸗ 
ländern, welche ſich mit ihrem Vermögen und ihren Familien 
in die Neumark oder nach Pommern zu begeben willens 
wären und entweder als Handwerker oder Fabrikanten in den 
Städten oder als Ackerleute auf dem platten Lande ſich 
niederlaſſen oder auch nur als ledige Knechte dienen wollten. 
Und am 28. Januar 1763 ſchrieb der König von Leipzig 
aus an den ſchon genannten Major v. Dyherrn, daß es ihm 
ganz lieb fein würde, wenn derſelbe durch die „in der Ge— 
gend“ ſtehenden Offiziere noch etwa an die 20 Wollſpinner⸗ 
familien mit guter Art bewegen könnte, ſich um Berlin herum 
auf den dort angelegten Spinnerdörfern niederzulaſſen; man 
würde ihnen eigene Häuſer geben und allen Vorſchuß zu ihrer 
Arbeit thun. Nach hergeſtelltem Frieden ließ der König an 
der Netze Moräſte, die einige Meilen lang waren, durch koſt⸗ 
bare Dämme und Kanäle trocken legen; er rechnete 6000 Fa- 
milien dort anzuſiedeln +). 

Brenkenhof entfaltete eine raſtloſe Thätigkeit. Zu Ende 
des Jahres 1763 waren in der Neumark 4593 Einwohner 
erſetzt, und im folgenden Jahre wanderten 6235 Menſchen 
ein; Küſtrin erhob ſich aus der Aſche ſchöner, als es geweſen 
war; Wollſpinner gab es am Schluſſe des Jahres 1763 
wieder 1959 Meiſter und 267 Geſellen, die 78,324 Stein 


1) Preuß, Urkundenbuch zu Bd. II, S. 123 (Nr. 17). 128 (Nr. 30). 
Nov. Corp. Constitutionum II, 172. 173 (No. 50). Oeuvres XXVI, 275. 
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Wolle verarbeiteten und an ſechſtehalb Tonnen Goldes ge— 
wannen. Ebenſo wirkſam waltete Brenkenhof in Pommern. 
Faſt alle eingeäſcherten Wohnungen und Wirtſchaftsgebäude 
waren hier binnen Jahresfriſt vollendet, 5883 Menſchen in 
den wüſteliegenden Ortern neu angeſiedelt, 192 Wollſpinner 
und 56 andere Handwerker, deren Familien aus 761 und 
138 Seelen beſtanden, ins Land gebracht. Und wie hier, ſo 
ging es anderwärts. Als der Strumpffabrikant Guimbert 
aus Verſailles, welcher bereits neun Stühle errichtet, im Jahre 
1764 um ein Haus in Potsdam und 2000 Thaler Vorſchuß 
bat, ſchrieb der König auf den Rand des Geſuches: „Neun 
Stühle iſt eine Lumperei; wann er mehr etablieren wollte, 
könnte man ihm wohl Vorſchuß geben; aber man muß wiſſen, 
ob er ein guter, induſtriöſer Menſch oder eine liederliche Raz 
naille iſt.“ +) 

Trotz dieſer großen Ausgaben behielt der König noch Geld 
übrig, um eine Porzellanfabrik zu übernehmen, die ſonſt viel- 
leicht aufgehört hätte zu arbeiten. Eine ſolche war 1751 von 
einem Kaufmann Wegeli errichtet worden, aber nach einiger 
Zeit, man weiß nicht weshalb, wieder eingegangen. Als der 
bekannte Gotzkowsky gegen Ende des Jahres 1760 in An- 
gelegenheiten der Berliner Bürgerſchaft zum Könige nach 
Meißen kam, hatte dieſer einige Proben von ſächſiſchem Por- 
zellan in ſeinem Zimmer ſtehen; er zeigte ſie dem Kaufmann 
und geſtand hierbei: wenn er irgend etwas wünſchte, ſo wäre 
es, eine ſolche Fabrik in ſeinen Landen zu haben, und er wolle 
gleich nach hergeſtelltem Frieden alles Mögliche dazu thun. 

Der Zufall ſorgte für die Erfüllung dieſes Wunſches. Gotz⸗ 
kowsky lernte nach ſeiner Rückkehr in Berlin einen Künſtler 
kennen, welcher das Geheimnis des ſächſiſchen Porzellans beſaß 
und eben nach Gotha gehen wollte, um mit herzoglichen Gel— 
dern dort eine Fabrik zu errichten; er ſollte dafür jährlich 
1000 Thaler, und Frau und Kinder nach ſeinem Tode die 


1) Brenkenhof, S. 43. 44. 47. 49. 50. Preuß, Urkundenbuch 
II, 224. 
Reimann, N. Geſch. Preußens. I. 9 
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Hälfte dieſer Summe beziehen. Die Proben, welche Gotz⸗ 
kowsky ſah, fand er weit vollkommener als die Erzeugniſſe der 
eingegangenen Wegeliſchen Fabrik und dem ſächſiſchen Porzellan 
ganz gleichkommend; er überredete deshalb den Künſtler, unter 
gleichen Bedingungen in Berlin zu bleiben, und errichtete nun 
ſelbſt eine Fabrik, in welcher gegen 150 Menſchen arbeiteten ). 

Nach dem Frieden brachen in Amſterdam und Hamburg 
Bankrotte aus, und indem hierdurch auch Gotzkowsky zu Falle 
gebracht wurde, kaufte der König die Porzellanfabrik ſamt den 
vorhandenen großen Vorräten für 225,000 Thaler. Am 
24. Auguſt übernahm ſie Friedrich. Einige Tage ſpäter em⸗ 
pfing er von dem berühmten Mathematiker Euler Vorſchläge, 
welche dieſem inbezug auf die Bereitung des Porzellans ge- 
macht worden waren, dienſteifrig zugeſchickt. „Das Geheimnis 
der Zuſammenſetzung wünſchen wir nicht kennen zu lernen“, 
antwortete Friedrich; „wir ſind darüber vollkommen unter⸗ 
richtet. Was uns bisher gefehlt hat, iſt der Ofen; aber jetzt 
arbeitet man daran.“ 2) 

Als der König im September durch Geſchäfte nach Berlin 
gerufen wurde, da begab er ſich auch in die neue Fabrik, um 
ſie eingehend zu beſichtigen, und verweilte zwei Stunden dort. 
Bei den Brenngewölben ſprach er lange mit dem Kommiſſions⸗ 
rat Grieninger, welcher die Anſtalt bisher geleitet hatte und 
als Direktor beibehalten ward, und zeichnete ſogar in deſſen 
Schreibtafel hierbei den Umriß eines ſächſiſchen Garofens, wie 
er meinte, doch war es ein Verglühofen. Seiner Aufmerk⸗ 
ſamkeit entging übrigens nichts „und wenn er etwas wahrzu⸗ 
nehmen glaubte, das anders als in Meißen wäre, fragte er 
nach dem Grunde der Verſchiedenheit. Er wollte auch wiſſen, 
ob die Fabrik auf einem für ſie geeigneten Platze ſtände, und 


1) Büſching, Reiſe von Berlin über Potsdam nach Rekahn, S. 26. 
[Gotzkowsky,, Geſchichte eines patriotiſchen Kaufmanns, S. 85ff. Ich 
bemerke noch, daß die Unterredung Gotzkowskys mit Friedrich, welche 
S. 157 erwähnt wird, entweder nicht im Januar 1762 oder nicht in 
Leipzig ſtattgefunden haben kann. 

2) Oeuvres XX, 208. 
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als Grieninger antwortete, daß ſie viel zu weit von der Spree 
entfernt wäre, da gab ihm der König recht. „Indeſſen wollen 
wir ſehen“, fuhr er fort, „wie weit wir hier damit kommen 
werden; geht es gut, wie ich alle Hoffnung habe, ſo können 
wir ſie hinbringen, wohin wir wollen.“ Friedrich dachte bis 
künftigen Juni mit der ganzen Einrichtung fertig zu werden, 
und er meldete ſeinem Bruder, daß 507 Menſchen darin be- 
ſchäftigt werden würden “). 

Inzwiſchen war der Kaufvertrag aufgeſetzt worden. Der 
dritte Artikel desſelben legte dem Verkäufer die Pflicht auf, 
alle Geheimniſſe, Wiſſenſchaften, Künſte und Handgriffe, worauf 
ſich die Fabrik gründete, dem Könige getreulich zu entdecken, 
beſchreiben und auszuantworten, nichts für ſich und die Seinigen 
zurückzuhalten und zu verſchweigen, auch keinen ferneren Ge— 
brauch davon zu machen, und noch viel weniger einem dritten 
das Geringſte zu offenbaren. Einen ſolchen Eid hat auch Gotz 
kowsky laut einer vom Präſidenten, Bürgermeiſter und Rat 
der Stadt Berlin vollzogenen Urkunde vom 1. Oktober 1763 
abgelegt. 

Am 28. September war der König wieder in die Fabrik 
gekommen. Er teilte dem Direktor mit, daß er Befehl ge— 
geben, die Anſchläge zu zwei Gebäuden zu machen, das eine 
von drei Stockwerken und 350 Fuß Länge, das andere von 
2 Stockwerken und 180 Fuß Länge; in den unteren Stock— 
werken ſollten nicht nur eine neue Mühle nebſt Stampfwerk und 
Schlämmgewölbe, ſondern auch mehrere Gar- und Verglühöfen 
angelegt werden. Außerdem machte der König einige Beftel- 
lungen; da er ſie als Proben zu verſchicken gedachte, ſollte der 
Direktor dieſelben ſo weiß und ſo ſchön als möglich anfertigen 
laſſen. Grieninger bemerkte: die Manufaktur habe bisher aus 
Paſſau ihre Erde bezogen, aber trotz aller Verſuche kein reines 
weißes Porzellan erzeugen können; er bat, es möchten doch 
von allen in den königlichen Ländern lagernden Thon- und 
Steinarten Proben eingeſandt werden, da namentlich in Schle— 


1) Oeuvres XXVI, 284. 
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ſien und im Saalkreiſe ſich eine brauchbare Erde finden dürfte. 
„Ja, Er kann Recht haben“, erwiderte der König. „Ich er⸗ 
innere mich, daß ich an verſchiedenen Orten in Schleſien und 
beſonders auf dem Wege, der von Tannhauſen — hat Er 
eine Schreibtafel? Schreibe Er ſich die Namen auf! — nach 
Charlottenbrunn und weiter nach Langwaltersdorf ) führt, 
ungefähr eine halbe Meile von Tannhauſen, eine ſchöne weiße 
Erde wahrgenommen habe. Er muß an meinen Miniſter 
v. Schlabrendorf ſchreiben und aus Schleſien Proben kommen 
laſſen.“ Als der Direktor weiter fragte, wem er den Aus- 
gang dieſer Verſuche zu melden hätte, da erfolgte die Ant⸗ 
wort: „Er berichtet an mich und ſchickt mir am Schluß eines 
jeden Monats einen ſummariſchen Kaſſenextrakt.“ Brauchbar 
erwies fic) übrigens nur die Erde von Sträbel am Bobten- 
berg; ſie konnte zwar nicht zu größeren Stücken verwendet 
werden, aber ſie machte die Paſſauer Erde, wenn ſie ihr zu⸗ 
geſetzt wurde, weißer. Im Jahre 1771 entdeckte man bei 
Halle ein vorzügliches Kaolin, welches ein ſehr feſtes und ſchön 
weißes Porzellan giebt; es war ein Lager von ſolcher Mächtig⸗ 
keit, daß es noch lange nicht erſchöpft iſt. 

Der königlichen Manufaktur wurden erhebliche Begün⸗ 
ſtigungen gewährt. Sie empfing das ausſchließliche Recht der 
Porzellanbereitung und das Monopol des Verkaufs in Preußen; 
ihr Brennholz, jährlich gegen 1600 Klafter, bezog ſie unent⸗ 
geltlich aus dem Köpeniker und Rüdersdorffer Forſt, ihre Be⸗ 
dürfniſſe und Fabrikate gingen acciſe⸗ und zollfrei ein und aus, 
ſie hatte eigene Gerichtsbarkeit mit einem Gerichtshalter und 
zwei Schöffen und das Recht, ihr eigenes Siegel mit Adler 
und Scepter zu führen, — Begünſtigungen, von denen ihr 
nur die letzte noch geblieben iſt. 

Der König nahm an dem Fortgange der Fabrik gewiſſer⸗ 
maßen einen perſönlichen Anteil und wollte nicht verächtlich 


1) So muß es wohl heißen und nicht Langenwoltersdorf, wie es 
bei Kolbe, Geſchichte der königl. Porzellanmanufaktur zu Berlin, S. 150 
heißt. Das Buch iſt übrigens mit Gründlichkeit und Sorgfalt gearbeitet, 
und ich habe, was ich gebe, meiſtenteils von daher entlehnt. 
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von ihr geredet wiſſen; er meinte, ſie wäre ſchöner als die 
Meißner. „Aber das Haus“, ſchrieb er am 18. April 1764 
an den General Fouqué, „wird erſt im September ganz fertig 
ſein mit den zwölf Ofen, die ich bauen laſſe; daher können 
wir noch nicht im großen arbeiten.“ Wenige Tage ſpäter 
ſchickte der König mehrere Stücke nach Brandenburg an den 
General, um ihm zu beweiſen, daß das Berliner Porzellan 
dem ſächſiſchen wenigſtens gleich käme; und eine Woche ſpäter 
ſchrieb er: „Wir haben Aufträge für Rußland und Holland, 
und man arbeitet unaufhörlich daran, um ſie bald auszu⸗ 
führen. Ich beſchäftige jetzt 507 Menſchen darin. Nur die 
Ofen halten uns noch auf; aber im Monat September wird 
dieſes Hindernis gehoben ſein.“ 

Im Dezember machte der König dem General wieder ein 
kleines Geſchenk; er hätte gern ein Tiſchſervice und Vaſen ge- 
ſchickt; „aber wir können“, ſchrieb er, „dieſe Sachen erſt im 
März haben, wo die ganze Fabrik eingerichtet und imſtande 
ſein wird, alles Beliebige zu liefern“. Zur angegebenen Zeit 
ſchenkte Friedrich in der That zwei Vaſen und noch einen 
Bouillonnapf. Der Empfänger dankte ſehr gerührt. „Ich 
glaube nicht“, ſchrieb er, „daß ein Kind über ſeine Weihnachts- 
geſchenke mehr Freude fühlen kann, als ich über die Vaſen 
und den Napf. Ich finde ſie von vollendeter Schönheit, ſo— 
wohl was die Weiße des Porzellans als den Geſchmack und 
die Farben betrifft. Ich bin überzeugt, weder Japan noch 
Europa haben etwas Ahnliches hervorgebracht, zumal in fo 
kurzer Zeit.“ !) Es iſt kein Zweifel, daß dieſe Zeilen dem 
Empfänger einige angenehme Augenblicke bereitet haben. 

Im Juli 1765 wurde das 350 Fuß lange Fabrikgebäude 
mit den darunter angelegten Verglüh- und Garöfen vollendet. 
Der König beſichtigte dasſelbe im Oktober, äußerte ſich ſehr 
zufrieden, namentlich über die beſchleunigte Ausführung, und 
befahl, daß nun auch das ſich anſchließende Quergebäude, zu 
welchem eben der Grund gegraben wurde, bis Ende des Jahres 


1) Oeuvres XX, 128. 129. 130. 135 — 138. 
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fertig gemacht werden ſollte. Man war deshalb genötigt, auch 
bei der ſtrengſten Kälte arbeiten zu laſſen, der Kalk wurde 
mit warmem Waſſer angemacht, ſchlechte Mauerſteine mußten 
verwendet werden, und ſo gelang es zwar, das Gebäude bis 
zu der anbefohlenen Zeit zu vollenden, doch ſtürzte dasſelbe 
ſchon im Januar 1766 zu mehr als einem Drittel wieder 
ein, wobei leider ein Menſch verunglückte. Der König ſandte, 
wie das bei ſolchen Gelegenheiten zu geſchehen pflegt, eine 
Unterſuchungskommiſſion; der Oberbaudirektor kam in Arreſt, 
und das eingefallene Gebäude ward im Frühjahr wieder auf⸗ 
geführt. Es wäre ſehr gut geweſen, wenn Friedrich hier, wie 
er ſonſt wohl zu thun pflegte, und ſich ſelbſt, den Leiter des 
Baues, an den Spruch des Kaiſers Auguſtus „Eile mit Weile“ 
erinnert hätte. 

Der König wollte die Zahl der Arbeiter bis auf 500 ver⸗ 
mehrt haben. Grieninger ſtellte vor, daß er außerſtande 
wäre, ſo viel brauchbare Leute zu beſchaffen oder anzulernen. 
Da wurden ihm ſofort 40 Knaben aus dem Potsdamer 
Waiſenhaus überwieſen; jedoch nur fünf ſchlugen gut ein, die 
übrigen mußten nach vielen vergebens aufgewandten Mühen 
und Koſten zurückgeſchickt werden +). 

Um den Abſatz zu heben, ließ der König unter Aufſicht 
der Kriegs- und Domänenkammern Niederlagen in Stettin, 
Königsberg, Breslau, Magdeburg, Halle, Minden und Emme— 
rich für Rechnung der Manufaktur einrichten. Der bedeutendſte 
Abnehmer war übrigens er ſelbſt; er machte gewöhnlich Be- 
ſtellungen und Ankäufe, wenn er die Fabrik beſuchte; jedoch 
einmal ſprach er zu Grieninger: „Sieht Er, das iſt ſchön, 
und ſchöner als ich's in Meißen geſehen habe; aber ich kann's 
nicht kaufen, ich habe kein Geld.“ 

Auch ſeine Gemahlin und andere Mitglieder des könig⸗ 
lichen Hauſes ſowie die Geſandten kamen oft hin, und fremde 


1) Kolbe, S. 150, ohne beſondere Jahreszahl, doch ſo, daß man 
an die Zeit vor 1765 nicht gut denken kann. Wenn aber ſchon am 
27. April 1764 der König von 507 Arbeitern ſpricht, welche beſchäftigt 
würden, ſo muß nachher die Zahl derſelben vermindert worden ſein. 
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fürſtliche Gäſte des Königs verließen nicht wohl Berlin, ohne 
die Porzellanmanufaktur geſehen zu haben. Im Oktober 1769 
kam die verwitwete Kurfürſtin von Sachſen Maria Antonia in 
das Haupt⸗ Warenlager. Beim Weggehen ſagte fie zu Grie⸗ 
ninger: „Sie haben mich zu viel ſchöne Sachen ſehen laſſen.“ — 
„Alles Nachahmungen der Meißner Manufaktur, die wir als 
unſere Lehrmeiſterin verehren“, erwiderte der Direktor. — „Ja, 
ja! Sie mögen manches von uns gelernt haben“, antwortete 
die Kurfürſtin; „aber es kommt mir vor, als wenn die 
Schülerin damit umginge, wie ſie ihre Lehrmeiſterin über⸗ 
treffen wolle.“ 

Friedrich der Große freute ſich, wenn das Haupt⸗Waren⸗ 
lager beſucht wurde; dagegen der innere Fabrikbetrieb, nament⸗ 
lich die Konſtruktion der Brennöfen, wurde geheim gehalten, 
und die den König begleitenden Prinzen und Generäle mußten 
draußen auf ſeine Rückkunft warten, wenn er jene Stätten 
beſichtigte. Der Prinz Heinrich und der Großfürſt Paul, der 
im Jahre 1776 nach Berlin kam, ſind die einzigen, denen 
während der Regierung Friedrichs des Großen alles hat gezeigt 
werden dürfen. — 

Aber nicht nur für das materielle Wohl ſeiner Unter- 
thanen ſorgte Friedrich mit landesväterlicher Huld. „Die 
Erziehung der Jugend“, ſchreibt er in ſeinen Denkwürdig⸗ 
keiten, „muß als ein Hauptgegenſtand der Regierungsthätigkeit 
betrachtet werden; auf alles übt ſie einen Einfluß aus; ſie 
ſchafft nicht, aber fie kann Fehler verbeſſern. Dieſer fo inter- 
eſſante Teil war vielleicht bisher zu ſehr vernachläſſigt worden, 
beſonders auf dem platten Lande und in den Provinzen.“ 
Friedrich erzählt hierauf, wie er aus Sachſen gute Lehrer 
kommen ließ und ihre Beſoldung erhöhte. Das iſt auch in 
der That geſchehen; doch beſchränkte ſich die Zahl derſelben 
auf acht. Bereits vor der Unterzeichnung des Friedens, am 
12. Februar 1763, hatte der König von Leipzig den Miniſter 
Danckelmann damit bekannt gemacht und ſich erboten, weil 
die Landſchulmeiſter in Preußen gemeiniglich ſchlecht im Ge- 
halte ſtehen, den neugewonnenen Lehrern ſo viel zuzuſchießen, 
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wie ſie in Sachſen mehr gehabt hätten. Vier von ihnen 
ſollten in der Kurmark, die andern in Hinterpommern gut 
angeſtellt und dabei gegen allen Neid und Verfolgung geſchützt 
werden, den einheimiſchen Schulmeiſtern zum Beiſpiel dienen 
und ihnen Anweiſung geben, auf daß dort eine beſſere Er⸗ 
ziehung und Unterweiſung der Jugend dadurch weiter aus— 
gebreitet würde. Der König nahm dann bei ſeiner Anweſenheit 
in Schleſien Gelegenheit, anzuordnen, daß die Superintendenten 
und die Erzprieſter in den ihnen untergebenen Bezirken die 
erforderliche Prüfung anſtellen und alle ſechs Monate berichten 
ſollten, wie fie es gefunden hätten und wie nötigenfalls Ab— 
hilfe getroffen werden könnte +). 

Im Sommer 1763 erſchien eine ſehr umfaſſende Verord⸗ 
nung, nämlich das General-Landſchulreglement vom 12. Auguſt. 
Der Eingang lautet: „Da wir zu unſerem höchſten Mißfallen 
ſelbſt wahrgenommen, daß das Schulweſen und die Erziehung 
der Jugend auf dem Lande bisher in äußerſten Verfall gee 
raten, und inſonderheit durch die Unerfahrenheit der meiſten 
Küſter und Schulmeiſter die jungen Leute auf den Dörfern 
in Unwiſſenheit und Dummheit aufwachſen, ſo iſt unſer ſo 
wohlbedachter als ernſter Wille, daß das Schulweſen auf dem 
Lande in allen unſeren Provinzen auf einen beſſeren Fuß als 
bisher geſetzt werden ſoll. Denn ſo angelegentlich wir nach 
wiederhergeſtellter Ruhe und allgemeinem Frieden das wahre 
Wohlſein unſerer Länder in allen Ständen uns zum Augen⸗ 
merke machen, ſo nötig und heilſam erachten wir es auch zu 
ſein, den guten Grund hierzu durch eine vernünftige ſowohl 
als chriſtliche Unterweiſung der Jugend zur wahren Gottes 
furcht und anderen nützlichen Dingen in den Schulen legen zu 
laſſen.“ 2) 

Als Hauptübelſtand bezeichnet Friedrich ſelbſt in den an- 
geführten Denkwürdigkeiten, daß auf den Dörfern des Adels 


1) Novum Corpus Constitutionum III, 196 (Nr. 5 u. 6), 204 
(Nr. 14 u. 15). 
er 265 
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Schneider unterrichteten und in den königlichen Amtern eben- 
falls ungeeignete Perſonen von den Amtleuten angeſtellt würden. 
Um hiergegen Abhilfe zu treffen, war bereits am 11. Februar 
1763 angeordnet worden, daß in allen Amtern und Amts- 
dörfern der Kurmark nur ſolche von der Kriegs- und Domänen⸗ 
kammer angeſtellt werden ſollten, welche der Oberkonſiſtorialrat 
Hecker aus ſeinem Küſterſeminar vorgeſchlagen oder wenigſtens 
geprüft und als dazu tüchtig erfunden hätte. Das General— 
Landſchulreglement erneuerte nicht nur dieſe Verordnung für 
die Kurmark, ſondern befahl im allgemeinen, weder ungeſchickte 
und untüchtige noch auch ruchloſe Schulmeiſter einzuſetzen oder 
zu dulden. Außerdem verſprach ſich der König viel von der 
Erneuerung einer früheren Verordnung, daß kein Prediger ſich 
unterſtehen ſollte, Kinder, die noch nicht leſen könnten und von 
den Grundwahrheiten der evangeliſchen Religion keinen rich— 
tigen und hinlänglichen Begriff erlangt hätten, zur Konfir— 
mation und noch weniger zur Kommunion anzunehmen ). 
Damit aber niemand ſich mit der Unwiffenheit entſchuldigen 
könnte, ſondern jedermann wüßte, was der Wille des Königs 
wäre, ſollte dieſe für die Landſchulen aller Provinzen gegebene 
Verfaſſung überall gehörig bekannt gemacht und deshalb auch 
öffentlich von den Kanzeln verleſen werden. 

Um auch die Stadtſchulen in eine gute Verfaſſung zu 
bringen, gebot Friedrich am 20. Dezember 1764, daß die 
Magiſtrate, wenn ſie einen Schulmeiſter wählen oder auf— 
rücken ließen, das Protokoll, welches aber auch von dem Schul— 
inſpektor unterſchrieben ſein müßte, an das Oberkonſiſtorium 
einſenden ſollten, damit daraus erſehen werden könnte, aus 
was für Gründen fie den Erwählten von denen, welche ſich 
gemeldet, für den tüchtigſten und geſchickteſten gehalten hätten ). 


1) So das Reglement a. a. O., S. 281. Friedrich ſelbſt in den 
Denkwürdigkeiten (Oeuvres VI, 87) drückt ſich natürlich nicht ſo gläubig 
aus; er ſagt: den Geiſtlichen wurde geboten, „de ne point admettre les 
jeunes gens a la communion, à moins que dans les écoles ils n'eussent 
été instruits dans leur religion“. 

2) Nov. Corp. Constitutionum III, 529 (No. 88). 
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Da das General-Landſchulreglement vom 12. Auguſt 1763 
eigentlich die Einrichtung der evangeliſchen Anſtalten betraf, ſo 
ward am 3. November 1765 noch ein zweites ebenfalls aus⸗ 
führliches Reglement für die Römiſch-Katholiſchen in Städten 
und Dörfern Schlesiens und der Grafſchaft Glatz gegeben und 
darin beſtimmt, daß in gewiſſen Schulen nicht allein die Ju⸗ 
gend vorzüglich gut unterrichtet, ſondern auch Erwachſene an⸗ 
geleitet werden ſollten, wie ſie ſich beim Unterrichte zu ver⸗ 
halten hätten. Für Niederſchleſien waren auserſehen die Schule 
des Breslauer Domkapitels, die der beiden Ciſtercienſerklöſter 
Leubus und Grüſſau und die des Auguſtinerſtiftes zu Sagan, 
für Oberſchleſien die Schule der Stadt Ratibor und des Ciſter⸗ 
cienſerkloſters Rauden, und endlich für die Grafſchaft Glatz die 
der Stadt Habelſchwert. Dieſe Schulen ſollten als Semi⸗ 
narien der künftigen Lehrer dienen und deshalb nicht allein 
beſtändig mit tüchtigen Kräften beſetzt, ſondern auch mit einem 
Direktor verſehen werden, der alle Sorgfalt wie auf den guten 
Zuſtand ſeiner Schule, ſo auch auf die Unterweiſung derjenigen 
verwendete, die ſich dem Lehrfache widmeten. 

In dem Hauptſeminar zu Breslau ſollten auch alle Kan⸗ 
didaten des geiſtlichen Standes ſich einfinden und mit dem 
bekannt machen, was Geiſtliche wiſſen müßten, um Schul⸗ 
meiſter in gehöriger Aufſicht zu haben und dieſem Reglement 
gemäß in Ordnung zu halten ). Wir ſehen, die Geſetze find 
gut; es kam alles darauf an, ob ſie ordentlich ausgeführt 
werden würden, und das iſt doch nur teilwdeiſe geſchehen. 
Ganz richtig hat Friedrich einmal bei einer anderen Gelegen⸗ 
heit bemerkt: „Das Generaldirektorium ſchreibt ſich die 
Finger ab mit Reglements; aber was hilft das? Keine Exe⸗ 
kution ijt dahinter. Da denk' einer dran, und iſt das Vor⸗ 
nehmſte.“ ?) 

Zu den guten Vorſätzen, mit welchen fic) Friedrich ge- 


1) Sammlung aller in Schleſien und der Grafſchaft Glatz ergange⸗ 
nen Ordnungen, Edikte, Mandate, Reſkripte ꝛc., welche während der Re⸗ 
gierung Friedrichs II. herausgekommen find, VIII, 191. 780 ff. 

2) Preuß, Urkunden-Band III, 283. 
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tragen, als er mit ſeinem Heere noch in Sachſen ſtand, gehörte 
vermutlich auch der Plan, die Laſten des Staates gleichmäßiger 
zu verteilen und dadurch leichter zu machen; doch ſind wir 
hierüber nicht unterrichtet. Im Frühjahr 1765 kam der be⸗ 
kannte Franzoſe Helvetius zu ihm nach Potsdam und blieb 
ungefähr zwei Monate dort, gerade ſo, wie d'Alembert zwei 
Jahre früher ſich einige Zeit bei ihm aufgehalten hatte. Fried⸗ 
rich liebte den Umgang mit franzöſiſchen Gelehrten; aber wie 
er bei d'Alembert noch einen anderen Zweck verfolgte, da er 
ihn zum Präſidenten der Akademie der Wiſſenſchaften machen 


wollte, jo wird er wohl bei Helvetius, der Generalpächter ge- 


weſen war, die Abſicht gehabt haben, über die franzöſiſche 
Steuerverwaltung ſich genau zu unterrichten. Was ſie mit 
einander verabredet haben, wiſſen wir leider nicht; aber der 
König war froh, als Helvetius nach ſeiner Rückkehr ein Lebens⸗ 
zeichen von ſich gab. Friedrich erfuhr das in Landeck, wohin 
er gegangen war, um ſeine geſchwollenen Beine geſund zu machen. 
Die Quellen erwieſen ſich wohlthätig, und der König durfte 
hoffen, die geſchwundenen Kräfte gleichfalls wieder zu gewinnen, 
er freute ſich aber zugleich auf die Zeit, wo er nicht mehr 
Fiſch ſein, ſondern wieder Menſch werden würde. 

Fünf Tage vor dieſer ſehnſüchtig erwarteten Verwandlung 
trug Friedrich dem Marquis d' Argens auf, an Helvetius zu 
ſchreiben, daß dieſer dem König einen Gefallen erweiſen würde, 
wenn er von ſeinen Steuerpächtern ihm einen Ober- und fünf 
Unterbeamte ſchicken wollte ). Er hatte vor, dieſelben zu 
gleicher Zeit in verſchiedene Provinzen zu ſenden, einen an den 
Rhein und nach Weſtfalen, den zweiten nach Magdeburg, Halber⸗ 
ſtadt, Hohnſtein und in die Kurmark, den dritten in die Neu— 
mark und nach Pommern, den vierten nach Schleſien und den 
fünften nach Preußen. Binnen drei Monaten, meinte Fried— 
rich, könnten ſie ihre Nachforſchungen ausführen und dann ihre 


1) Oeuvres XIX, 398: „Une de ses tétes de ferme avec cing 
subdélégués.“ Auffallend iſt das „ses“, da Helvetius ſeit 1751 nicht 
mehr Generalpächter war. Es iſt wohl die Geſellſchaft gemeint, welcher 
Helvetius früher angehört hatte. 
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Pachtungen vom 1. Mai, wo das Finanzjahr anfinge — er 
meinte offenbar Juni — ins Leben treten laſſen. 

In einer Nachſchrift berührte der König noch einen anderen, 
wie er ſagt, auch ſehr wichtigen Punkt, nämlich die Poſten. 
Er war geneigt, auch dieſe Verwaltung zu verpachten, wenn 
ihm jene Männer gute Vorſchläge machten. „Es handelt ſich 
nur darum“, fuhr er fort, „daß ein Menſch herkommt, der 
in dieſem Fach erfahren iſt und mit welchem ſich reden läßt. 
Die Verpachtung der Acciſen und Zölle kann nur auf ſechs 
Jahre ſtattfinden; dagegen die der Poſten wird man weiter 
ausdehnen, weil man hier viele neue Anſtalten wird gründen 
müſſen. Ich will mich mit 100,000 Thalern an dieſer Pach⸗ 
tung beteiligen.“ ) 

Dem Marquis, welcher ſich damals in der Provence be- 
fand und ſehr ſchwer erkrankt war, ſcheint der Brief nicht zu⸗ 
gekommen zu ſein; es kann ſogar bezweifelt werden, ob die 
Franzoſen, die dann im Januar 1766 in Berlin eintrafen, 
de Candi, de la Have de Launay, de Pernety, de Briere und 
de Laſtre, von Helvetius abgeſchickt worden ſind; einen, den dieſer 
wirklich empfohlen hat, le Grand de Crech, bezeichneten de la 
Haye und de Candi, welche die beiden vornehmſten geweſen zu 
fein ſcheinen, als überflüſſig und verwendeten ihn nicht 2). 

Die Franzoſen mußten ſich nun erſt in die preußiſche 
Finanzverfaſſung einarbeiten. Sie empfingen in der von ihnen 
gewünſchten Form Aufſchluß über die Acciſen und Zölle der 
verſchiedenen Provinzen. Das Generaldirektorium ward an⸗ 
gewieſen, ihnen die Aufklärungen zu erteilen, deren fie be- 
durften, und außerdem erhielt der kurmärkiſche Kammer⸗ 
präſident v. d. Horſt Befehl, ihnen alle Schriftſtücke zu geben, 
die fie verlangen würden. So gern es dann der König ſah, 


1) Oeuvres XIX, 398. 

2) Preuß, Urkundenbuch III, 15. Friedrich ſchreibt dies am 
10. April, folglich kann Crecy nicht im Februar geſtorben fein, wie Be⸗ 
guelin erzählt in ſeiner Hiſtoriſch-kritiſchen Darſtellung der Accifee und 
Zollverfaſſung in den preußiſchen Staaten, S. 122. Übrigens hat der 
Verfaſſer auch aus den Akten geſchöpft. 
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wenn man ſchnell arbeitete, ſo erinnerte er ſie doch an den 
Spruch des Kaiſers Auguſtus: „Eile mit Weile.“ Friedrich 
wollte 300,000 Thaler mehr haben, als im Jahre 1764 ein⸗ 
gekommen waren; aber de la Have lehnte dieſes Geſchäft als 
zu vorteilhaft für die Generalpächter ab. Er zeigte, wie ſchon 
die Einnahme des folgenden Jahres größer wäre, und riet 
dem König, die Acciſen und Zölle nicht zu verpachten, ſondern 
verwalten zu laſſen, d. h. eine Regie einzurichten. Friedrich 
iſt auch darauf eingegangen ). 

Gegen die Mitte des März wurden die Franzoſen mit 
ihren Vorſchlägen fertig. Der König hatte doch Ausſtellungen 
zu machen. Er wollte die Abgabe von Fleiſch und dem ein— 
heimiſchen Bier und ſogar von dem Franzbranntwein niedriger 
haben; dagegen ſollte man von dem engliſchen, dem Braun— 
ſchweiger, Zerbſter und anderen ausländiſchen Bieren mehr 
verlangen. „Pfeffer, Zimmet, Spezereien, mit einem Wort 
alles, was zum Luxus gehört“, fuhr er fort, „überlaſſ' ich 
euch. Belegt die fränkiſchen, ſchwäbiſchen und andere fremde 
Weine mit Abgaben; dieſe bezahlt nicht der Arme, und ich 
erkläre mich zum Advokaten des Fabrikarbeiters und des Sol— 
daten und muß deren Sache führen. Übrigens iſt euer Plan 
bewundernswürdig, und ihr werdet die Ehre haben, Ordnung, 
Klarheit und Genauigkeit in dieſes Chaos gebracht zu haben. 
Die Herren de la Haye und de Candi ſind die beiden Jupiter, 
von denen es entwirrt worden ijt.’ ?) 

Nachdem man ſo übereingekommen war, teilte der König 
dem General⸗Oberfinanzdirektorium mit: weil die Verwaltung 
der Acciſe bisher ſo ſchlecht und unordentlich geweſen, hätte 
er, um die dabei vorfallenden Schmuggeleien abzuſchneiden, 
franzöſiſche Steuerbeamte kommen laſſen, welche vom 1. Juni 
ab die Verwaltung übernehmen würden 5). Er ernannte ferner 


1) Friedrichs II. ökonomiſch-politiſches Finanzſyſtem, gerechtfertigt 
durch de la Haye de Launay, S. 15. 126. 127. 

2) Preuß, Urkundenbuch III, 11—13. 

3) Es muß bei Beguelin (S. 113) ohne Zweifel heißen 21. März 
(nicht Mai) und 9. April. 
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den Präſidenten v. d. Horſt und den Geheimen Kriegsrat 
Maguſch zu Kommiſſaren, mit denen jene die Ausführung er⸗ 
wägen könnten, und außerdem ließ er den Miniſter v. Schlab⸗ 
rendorf nach Berlin kommen, damit de la Haye, wenn Orts⸗ 
kenntnis notwendig wäre, von ihm ſogleich Auskunft erhalten 
könnte. 

Sehr merkwürdig iſt die Bekanntmachung vom 14. April, 
ein „vorläufiges Deklarationspatent wegen einer neuen Ein⸗ 
richtung der Acciſen und Zollſachen“, die vom 1. Juni 1766 
ab in allen preußiſchen Provinzen gelten ſollte, wo die Aceiſe 
bisher eingeführt war. In der Einleitung gab der König 
ſeinen Unterthanen Kunde von ſeiner Abſicht, eine Erleichte⸗ 
rung der Staatslaſten durch eine beſſere Verteilung herbei⸗ 
zuführen. Aus den Berichten, die er über die Abgaben und 
Acciſen in den verſchiedenen Städten empfangen, habe er ge⸗ 
ſehen, wie die einen weit mehr beſchwert ſeien als die an— 
deren, und um nun eine Gleichheit der Abgaben nach dem 
Maße des Vermögens einzuführen, den Dürftigen die Laſt der 
Billigkeit noch zu erleichtern, den Getreidehandel von aller 
Beſchwerlichkeit zu befreien und dadurch den Ackerbau aufzu⸗ 
muntern, die Verfälſchung des Weines, Bieres und Brannt- 
weins zu verhindern und der Gewinnſucht der Wein⸗, Bier⸗ 
und Branntweinſchenker Einhalt zu thun, habe er es für nötig 
erachtet, vorläufig eine Kommiſſion niederzuſetzen, nach deren 
Berichten er dann die Aceiſeſätze beſtimmen werde, und zwar 
ſo, daß die allerunumgänglichſten Lebensmittel von Abgaben 
frei ſeien und nur ſolche Gegenſtände genommen werden, die 


von der Willkür der Konſumenten abhangen. Weil nun aber 


zu einer ſolchen Unterſuchung eine geraume Zeit erforderlich 
war, und damit bei einem ſo wichtigen Geſchäft keine Über⸗ 
eilung ſtattfinden ſollte, gab der König ein vorläufiges Regle⸗ 
ment, welches einige Anderungen in den bisherigen Steuer⸗ 
ſätzen einführte. f 
Alle Auflagen auf Getreide und inländiſches Mehl, Malz 
und Branntweinſchrot ſollten vom 1. Juni ab gänzlich auf⸗ 
hören, abgeſehen von den üblichen Zöllen, die beim Vermahlen 


. 
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und Abſchroten des Getreides und bei der Einfuhr von aus⸗ 
wärts gemahlenem Mehle bisher bezahlt werden mußten. 

Um aber den Ausfall zu decken, welcher durch jene Maß⸗ 
regel entſtehen mußte, legte man erſtlich auf jedes Pfund Fleiſch 
noch einen Pfennig und nahm nur das Schweinefleiſch als die 
gewöhnlichſte Nahrung der Armen von dieſer Erhöhung aus; 
man verlangte ferner 5 Groſchen mehr vom Eimer ordinären 
Weins und 20 Groſchen mehr vom Eimer nicht nur des 
Ungar⸗, Rhein⸗, Champagner⸗ und Burgunderweins, ſondern 
auch der Franken⸗, Moſel⸗ und Neckarweine, weil unter ihrem 
Namen die Rheinweine häufig ins Land gebracht würden. 
Außerdem hob der König die Abgaben, die auf den Wein⸗ 
ſchank gelegt waren, auf und ordnete dafür an, daß fünf Pro⸗ 
zent von dem Preiſe jedes verkauften Faſſes an den Staat 
entrichtet werden müßten. 

Indem nun die Steuer wegfiel, die bisher vom Malz und 
Schrot gezahlt worden war, forderte man von der Tonne 
Bier 18 Groſchen, noch einmal ſo viel als früher; doch ſollte 
von dem Malz von 5 Tonnen noch eine Tonne Nachbier für 
die Soldaten und geringeren Einwohner abgabenfrei gebraut 
werden dürfen. Inbezug auf die fremden Biere blieb es bei 
den früheren Beſtimmungen; dagegen wurde die Abgabe von 
fremdem Branntwein herabgeſetzt und zwar von 14 Groſchen 
fürs Quart auf 10 Groſchen. Was die einheimiſche Fabri⸗ 
kation betrifft, ſo legte man wie beim Biere die Steuer eben— 
falls auf das Getränk und verlangte, daß in den acciſebaren 
Städten von jedem Quart Kornbranntwein gleichfalls noch ein- 
mal ſo viel wie früher, nämlich ein Groſchen, gegeben würde; 
ferner ſollten die Schankwirte 10 Groſchen vom Eimer ver— 
kauften Branntweins entrichten +). 

Wir ſehen, daß der König nicht, wie er im vorigen Jahre 
gewollt hatte, die indirekten Abgaben verpachtete, ſondern nur 


1) Noy. Corp. Const. IV, 293sqq. und in der Kornſchen Samm⸗ 
lung IX, 72 ff. Vgl. Freimütige Anmerkungen über des Herrn Ritters 


von Zimmermann „Fragmente über Friedrich den Großen“ II, 96. 
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eine neue beſondere Verwaltung derſelben einführte. Die Er⸗ 
höhung der Steuern war wohl nicht übermäßig; aber daß 
Franzoſen an die Spitze geſtellt werden ſollten, beleidigte. 
Bereits in den letzten Tagen des März hatte der Berliner 
Pöbel gegen einige Acciſebeamte ſich lärmend erhoben und den 
König dadurch zu dem Befehle veranlaßt, es ſollten die be⸗ 
nachbarten Garden in ſolchen Fällen auch unaufgefordert den 
Bedrohten und Gefährdeten Beiſtand leiſten und ſie vor Be⸗ 
leidigungen ſchützen. Er ſetzte die fünf Franzoſen am 1. April 
hiervon ſelbſt in Kenntnis. 

Indem dieſe nun zur Einführung der Regie ſchreiten woll 
ten, hatten ſie ſich, um die notwendigen Hilfskräfte nachgeſchickt 
zu erhalten, an ihre Geſellſchaft in Frankreich gewendet; aber 
dieſe mochte ſich wahrſcheinlich nicht der beſten Werkzeuge be⸗ 
rauben und ſchickte daher ſolche, die wenig oder gar nicht ge- 
ſchult waren. Da richtete Friedrich einige denkwürdige Zeilen 
an de la Haye de Launay. „Ich bin ſehr Eurer Meinung“, 
ſchrieb er am 25. April, „daß es, wenn die Geſellſchaft dabei 
verbleibt, beſſer ſein wird, Landeskinder zu unterweiſen und 
zu verwenden. Nach meiner Überzeugung werdet Ihr und 
Herr v. Candi ſehr wohl Euren Operationsplan mit ihnen 
ins Werk ſetzen können; denn es handelt ſich hier nicht um 
die Verwaltung einer Verpachtung, ſondern um die Einführung 
einer guten Regie, für welche die Einheimiſchen ebenſo brauch- 
bar ſind wie die Ausländer, zumal wenn dieſe letzteren nicht 
geſchickter ſind und ebenſo viel unterrichtet werden müſſen wie 
die andern.“ Der König wies auf das Verfahren hin, welches 
man eben bei der Poſt beobachtete, und als eine neue Ant- 
wort der Compagnie, die im Mai einlief, auch nicht befriedigte 
und es ungewiß ward, ob die neue Einrichtung am 1. Juni 
würde beginnen können, da forderte der König de la Haye 
auf, den kürzeſten und ſicherſten Weg einzuſchlagen und Landes⸗ 
kinder für die Regie zu unterweiſen und zu gebrauchen. 

Vielleicht haben dieſe Bemerkungen Friedrichs des Großen 
bewirkt, daß die Zahl der zu verwendenden Ausländer ver- 
ringert worden iſt. De la Haye hat ſpäter verſichert, es ſeien 
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nie mehr als 200 Franzoſen und dieſe nur eine Zeit lang in 
Preußen geweſen; er habe die Hälfte davon ſogleich wieder 
nach Frankreich zurückgeſchickt und nur etwa 100 behalten, 
von denen ſieben Achtel in die kleinen Stellen eingetreten 
ſeien “). 

Einige Tage ſpäter ging der Geheime Rat Maguſch nach 
Schleſien, um dort die neuen Einrichtungen zu treffen; andere 
wurden anderswohin geſchickt. Im ganzen veranſchlagte man 
die Koſten der Einführung der Regie auf 830,000 Thaler. 
Am 1. Juni 1766 begann letztere ihre Thätigkeit. Der 
Kammerpräſident v. d. Horſt ward im Laufe dieſes Monats 
zum Staatsminiſter und Chef des neuen Acciſedepartements 
ernannt, die fünf Franzoſen empfingen den Titel Geheime 
Räte. Sie bekamen Vollmacht über alle, die in ihre Dienſte 
traten, durften Stellen vergeben, Verſetzungen anordnen, treu— 
loſe, unwiſſende und widerſpenſtige Beamte fortjagen, ohne 
dafür irgendjemandem Rechenſchaft ſchuldig zu ſein als dem 
an der Spitze des Departements ſtehenden Staatsminiſter, 
Acciſeämter und Wachen anlegen. Der Beiſtand aller Militär⸗ 
und Zivilbeamten war ihnen zugeſagt. Ihr Gehalt betrug zu⸗ 
ſammen jährlich 60,000 Thaler; außerdem ſollten ſie von dem, 
was fie an Acciſegefällen über den Etat von 1765 und 1766 
aufbringen würden, fünf Prozent empfangen. Sie wurden 
auch ermächtigt, ihren Unterbeamten etwas Beſtimmtes von 
den Überſchüſſen ſowohl als von dem dritten Teil der Straf⸗ 
gelder zu geben. De la Haye de Launay ſcheint dem Könige 
beſonders gefallen zu haben, da ihm dieſer nicht nur ein Ge— 
halt von 15,000 Thalern bewilligte, ſondern auch noch eine 
Penſion von 5000 Thalern zuſicherte, die nach ſeinem Tode 
ſogar auf die Kinder übergehen ſollte; doch wünſchte Friedrich 
nicht, daß davon geſprochen würde ). 


1) a. a. O., S. 99. 100. Beguelin ſchreibt: der erſte Stamm 
der angekommenen Franzoſen habe ungefähr 500 Perſonen in ſich be- 
griffen. Andere geben noch weit mehr an (S. 138). 

2) Beguelin, S. 136. 137. De la Haye a. a. O., S. 23, ver⸗ 
glichen mit S. 127f. 

Reimann, N. Geſch. Preußens. I. 10 


146 I. Buch. 4. Kapitel. 


Der König freute ſich, als er vernahm, daß de la Haye 
de Launay den Entſchluß gefaßt, in Berlin zu bleiben, und er 
wünſchte, daß die andern dieſem Beiſpiele folgen möchten; denn 
er hatte ſchon damals die ganz beſtimmte Abſicht, daß dieſe 
Acciſeeinrichtung auch nach Ablauf der ſechs Jahre weiter und 
zwar für immer bleiben ſollte. Er ließ dem Thronfolger 
einige Monate ſpäter über die Regie Vorträge durch de la 
Haye halten *). 

Drei Jahre, nachdem der unſterbliche Leſſing den Chevalier 
Riccaut de la Marlinière aus der Linie der Nimmgold ge- 
ſchaffen, überſchwemmten die Fremden unſer Vaterland. Die 
Einheimiſchen verabſcheuten die franzöſiſchen Blutigel, wie ſie 
die Ankömmlinge nannten. Der Bauer, welcher ſie fahren 
mußte, fügte denſelben jede Erniedrigung zu. Er teilte ſie in 
große und kleine Franzoſen; zu jenen gehörten die, deren Vor⸗ 
ſpann auf ſechs Pferde lautete, zu dieſen die, welche mit 
vier oder gar nur mit zwei Pferden fuhren. In den kleinen 
Städten fanden die franzöſiſchen Oe manchmal gar fein 
Unterkommen ). 

Wenn der König vorzugsweiſe den Luxus beſteuern wollte, 
fo durfte der Tabak nicht übergangen werden. Friedrich er- 
fuhr, daß die einheimiſchen Blätter von Fremden ausgeführt 
würden und, nachdem ſie etwas Appretur empfangen, wieder 
zurückkämen, um hier zwei- bis dreimal teurer verkauft zu 
werden. So viel Geld wollte der König nicht jährlich außer 
Landes gehen laſſen, und er hatte daher den Verſchleiß des 
Tabaks einem Franzoſen, Namens Ribaudt, im Jahre 1765 
verpachtet ?). An ſeine Stelle war dann kurze Zeit nachher 
eine Geſellſchaft von zehn Mitgliedern getreten, und ihr durch 
das Edikt vom 17. Juli 1765 auf 15 Jahre die Fabrikation 
und der An- und Verkauf ſämtlichen Rauch⸗ und Schnupf⸗ 
tabaks in allen Provinzen mit Ausnahme von Neufchatel und 


1) Preuß, Urkundenbuch III, 14—18. 21. 

2) Beguelin, S. 116. 117. 

3) Einleitung zu dem Edikt vom 11. Juli 1766. Nov. Corp. Con- 
stitutionum IV, 499. 
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Oſtfriesland übertragen worden. Strenge Strafen wurden 
denjenigen angedroht, welche die Geſellſchaft in ihren Rechten 
ſchädigen würden. Alle, welche fremden Rauch- und Schnupf⸗ 
tabak zu ihrem Gebrauche verlangten, ſollten ſich gegen Er⸗ 
legung von einem Thaler für das Pfund einen Freipaß von 
der Geſellſchaft geben laſſen; wer aber Tabak unberechtigt ver⸗ 
kaufte, ſollte 1000 Thaler Strafe zahlen. Und wenn der 
Reiſende jetzt noch die Erlaubnis empfing, ein ganzes Pfund 
für ſeinen eigenen Bedarf bei ſich zu führen, ſo wurde dieſes 
Gewicht im Anfange des folgenden Jahres auf ein Viertel 
herabgeſetzt 1). 

Die Geſellſchaft trat ſogleich in alle Rechte, wiewohl in 
Anſehung der Termine für die Zahlung der Pacht der Ver⸗ 
trag erſt mit Anfang November beginnen ſollte. Trotz dieſer 
Begünſtigung gedieh ſie aber aus Mangel an hinreichenden 
Mitteln nicht und dachte nun daran, ſich dieſelben dadurch zu 
verſchaffen, daß ſie Schleſien in Unterpacht gäbe. Das aber 
wollte der König nicht geſtatten, bevor er nicht klar ſähe, wie 
der Stand des Geſchäftes wäre, und er erſuchte de la Haye, 
die Urſachen des Mißerfolges zu erforſchen und nach wirk— 
ſamer Abhilfe zu ſpähen 2). 

Der Franzoſe hielt es für ſehr vorteilhaft, wenn die 
Steuerbeamten auch auf Übertretungen des Tabaksreglements 
achten ſollten. Friedrich erklärte ſich damit einverſtanden; aber 
er ging weiter und meinte: um in die Höhe zu kommen, müßte 
die General⸗Verpachtungsgeſellſchaft einen fähigen Mann an die 
Spitze ſtellen. Er hatte ihr den bereits erwähnten le Grand 
de Crecy empfohlen, und indem er hiervon dem Herrn de la 
Have jetzt Mitteilung machte, gab er der Überzeugung Aus— 
druck, daß ein gutes Einverſtändnis zwiſchen den Beamten 
beider Teile ſehr nützlich ſein und ein ſolches Zuſammenwirken 
beträchtliche Koſten erſparen würde?). Warum dann Crecy 


1) Nov. Corp. Constitutionum III, 977. 
2) Friedrich an de la Haye, den 22. u. 26. März 1766 bei Preuß, 
Urkundenbuch III, 13. 14. 
3) Friedrich, 10. April, ebd. S. 15; vgl. S. 17 (Nr. 14). 
10 * 
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doch keine Verwendung fand, wiſſen wir nicht. Am 1. Juni 
ſchrieb Friedrich an de la Haye: „Ihr werdet mir einen Ge⸗ 
fallen thun, wenn Ihr der General-Tabaksverpachtung einige 
Beamte abtretet, wären es vorläufig auch nur drei bis vier, 
die als Direktoren verwendet werden könnten, da beſagte Ge⸗ 
ſellſchaft ihrer ſehr bedarf.“ Wenigſtens zwei ſcheinen abgegeben 
worden zu ſein. Der ſchlechte Stand der Geſellſchaft führte dann 
dazu, daß Friedrich ſie durch das Edikt vom 11. Juli 1766 von 
ihren Verbindlichkeiten losſprach, und zwar ſchon vom 1. Juli 
an, und die Verwaltung übernahm. Den Aktionären wurde 
die Verzinſung der Aktien mit 10 Prozent zugeſichert und 
außerdem die Verteilung des Überſchuſſes in Ausſicht geſtellt, 
welcher ſich infolge beſſerer Einrichtung und Erſparung der 
Verwaltungskoſten am Ende des Jahres nach Zahlung der 
übernommenen Pachtſumme und der zehn Prozent Zinſen fin⸗ 
den ſollte !). a 

Die Tabaksverwaltung wurde nun mit der Acciſe ver⸗ 
bunden; am 1. Januar 1767 forderte der König de la Haye 
auf, die überflüſſigen Beamten abzuſchaffen und alsdann die 
zum Teil übertriebenen Gehälter zu verringern. „Ich be— 
greife“, ſchrieb er weiter, „daß man infolge deſſen ein großes 
Geſchrei gegen Euch erheben wird; aber beunruhigt Euch dar⸗ 
über nicht, ich nehme alles auf mich.“ Übrigens dauerte dieſe 
Verbindung nicht lange, ſondern wurde noch im Jahre 1767 
aufgehoben, und eine getrennte Verwaltung eingeführt 2). 

Auch das Poſtweſen geſtalteten Franzoſen um. Nachdem 
ſie mit einigen Geheimen Poſträten und techniſchen Poſtbeamten 
über Einführung von Verbeſſerungen in Beratung getreten 
waren, erſchien am 11. April 1766 eine neue allgemeine Ver⸗ 
ordnung, das Poſtweſen betreffend. Darin wurde befohlen, 


1) Beguelin, S. 155. Nov. Corp. Const. IV, 499sqq. Die 
Pachtſumme betrug nach den „Freimütigen Anmerkungen ꝛc.“ für Ri⸗ 
baudt 1 Million Thaler und für die Geſellſchaft noch 100,000 Thaler 
mehr (I, 177. 178). Ebenſo viel giebt Riedel (Staatshaushalt, 
S. 103) an. 

2) Beguelin, S. 158. 160. 
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daß Poſthalter auf den verſchiedenen Poſtrouten angeſtellt und 
verpflichtet werden ſollten, zum Behuf einer jeden fahrenden 
Poſt drei Pferde zu unterhalten, welche gegen die Stunde der 
Ankunft des Poſtwagens in Bereitſchaft ſtehen und, wenn er 
eingetroffen wäre, vor das Poſthaus geführt werden müßten, 
damit die Abfertigung keinen Aufenthalt erlitte. Ferner ſollten 
die Poſtwagen auf den Hauptrouten nur in den größeren 
Städten gewechſelt und durchaus von Schirrmeiſtern begleitet 
werden. Alles das waren ſehr dankenswerte Verbeſſerungen. 

An demſelben Tage wurde ferner ein neues Edikt über 
das Extrapoſt⸗Fuhrweſen bekannt gemacht. Es war darin von 
manchen Beſchwerden der Reiſenden die Rede, daß ſie die 
nötigen Pferde nicht allerorten in Bereitſchaft gefunden und 
daß die Stationen zu lang wären. Jetzt wurden Einrichtungen 
getroffen, daß die Reiſenden ſchneller fortkämen. Dagegen 
ward es verboten, mit gemieteten Pferden ſich auf einer Poft- 
route ſtationsweiſe fortbringen zu laſſen bei Strafe von 200 
Thalern, wovon die eine Hälfte der Reiſende, die andere der 
Fuhrmann zahlen ſollte. 

Am 10. Auguſt erſchien noch eine Verordnung; darin 
wurde geklagt, daß die neue Poſteinrichtung nicht zur Voll— 
kommenheit gebracht werden könnte, wenn nicht den Mißbräuchen 
und Eingriffen, welche die immer mehr anwachſende Zahl 
der Kutſcher und Fuhrleute zum Schaden der Poſten begingen, 
zuvor geſteuert und die Poſthalter in ihren Prärogativen ge— 
ſchützt würden. Daher ſollte ſich fortan kein Fuhrmann unter— 
ſtehen, eine Fuhre anzunehmen, wenn er nicht vorher auf dem 
Poſtamt einen Zettel gelöſt hätte; jedoch an den Tagen, wo 
die gewöhnlichen Poſten abgingen, durfte die Erlaubnis nur 
dann erteilt werden, wenn die Poſtwagen die nötige Zahl von 
Paſſagieren hatten. Wer keinen Zettel löſte, ſollte das erſte 
Mal 50, das zweite Mal 100 Thaler Strafe zahlen und beim 
dritten Mal auch noch Pferd und Wagen verlieren )). 

Die neue von Franzoſen geleitete Poſtregie nahm aber 


1) Nov. Corp. Const. IV, 279 —294. 515—518. 
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nicht nur auf den Vorteil der Unterthanen Rückſicht, ſondern 
auch auf die Einnahmen des Staates. Schon am 11. April 
war der Poſtzwang für Packete von 40 Pfund und weniger 
angeordnet worden, während er bis dahin ſich nur auf ſolche, 
die höchſtens 20 Pfund ſchwer wären, erſtreckt hatte. Dann 
trat am 1. Juni trotz des Widerſpruchs der meiſten Mit⸗ 
glieder des Generalpoſtamtes eine bedeutende Erhöhung der 
Brief-, Packet⸗ und Geldtaxe ſowie des Perſonengeldes ein. 
Danach koſtete der einfache Brief von Berlin nach Hamburg, 
bisher 24, jetzt 3 Groſchen, nach Quedlinburg nicht mehr 2, 
ſondern 3 Groſchen, nach Minden ſtatt 2 fortan 34 Groſchen. 
Ferner bezahlte man ſonſt für 1 Pfund Sachen von Berlin 
nach Weſel 2, jetzt 23 Groſchen, und nach Königsberg bisher 
22, nunmehr 34 Groſchen. Das Porto für 1 Pfund Silber⸗ 
geld betrug von Berlin nach Hamburg früher 12, künftig 
20 Groſchen und nach Weſel nicht mehr 1 Thaler, ſondern 
1 Thaler 11 Groſchen. Endlich das Perſonengeld, bisher 
durchſchnittlich 5 Groſchen für die Meile, wurde nun auf 
6 Groſchen feſtgeſetzt ). 

Im Juni erſchienen die Verordnungen vom 11. April auch 
in der Ediktenſammlung von Schleſien 2), indem das Poſtweſen 
dieſer Provinz nun ebenfalls unter das Generalpoſtamt in 
Berlin geſtellt wurde. Die neue Verwaltung erhielt einen 
General-Poſtintendanten, einen Oberintendanten, einen Re⸗ 
giſſeur und drei Generalinſpektoren, lauter Franzoſen. Im 
übrigen blieb das Generalpoſtamt in ſeiner bisherigen Ver⸗ 
faſſung beſtehen; doch empfingen einige Räte, welche den Maß⸗ 
regeln der Fremden zu ſehr entgegengetreten waren, den Ab- 
ſchied und wurden erſt nach drei Jahren, wo die franzöſiſche 
Poſtherrlichkeit verſchwand, wieder in ihre Amter eingeſetzt. 
Der Generalintendant leitete das Poſtweſen unter der Ober⸗ 
aufſicht des Generalpoſtmeiſters; die Regiſſeure nahmen Rats⸗ 
ſtellen ein. Sie bedienten ſich mündlich und ſchriftlich ihrer 


1) Stephan, Geſchichte des preußiſchen Poſtweſens, S. 293 ff. 
2) IX, 60 ff. 
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Sprache; von den eingehenden Schriftſtücken mußten die wich⸗ 
tigeren erſt für ſie überſetzt werden, bis ſie es dahin brachten, 
daß verſchiedene Poſtmeiſter ihre Berichte franzöſiſch abfaßten. 

Eine häßliche Seite der neuen Verwaltung war wie bei 
der Regie der Acciſen und Zölle und bei der General-Tabaks⸗ 
verwaltung die Begünſtigung des Spionier- und Denunzianten⸗ 
weſens; auch erzeugte die Erhöhung der Portotaxe den Schmuggel 
und verſcheuchte zum Teil die auswärtige Korreſpondenz von 
den preußiſchen Poſtkurſen; aber daneben dürfen wir die vielen 
Verbeſſerungen, die eingeführt wurden, nicht vergeſſen. Zu 
den letzteren gehören vornehmlich: die Anſtellung beſonderer 
Poſthalter auf allen Stationen, wie es in Frankreich bereits 
der Fall war, während vorher die Poſtmeiſter oder die Po- 
ſtillone zugleich Poſtunternehmer geweſen waren, ferner die 
Abkürzung der Stationen, die Aufhebung der Reihefahrten auf 
den größeren Poſtrouten ) und die Verbeſſerung des Extra— 
poſtweſens, die Beſeitigung des fortwährenden Wagenwechſels, 
die Einführung eines rationellen Modus der Poſtfuhrvergü⸗ 
tigungen und beweglicherer Formen bei dem Rechnungsweſen 
der Zentralſtelle ). 

Außerdem bildete die Reorganiſation des Heeres, wie man 
ſich denken kann, einen Hauptgegenſtand der Sorgfalt des 
Königs. Gleich nach dem Frieden empfingen die Befehlshaber 
ſowohl der Snfanterie- als der Kavallerie-Regimenter eine In⸗ 
ſtruktion; dieſelbe handelte zuerſt von dem kleinen Dienſt in 
den Garniſonen und dann von der Zucht der Gemeinen. Die 
Vorſchriften ſind ſehr ſcharf. Wenn z. B. ein Küraſſier, Dra⸗ 
goner oder Huſar im Dienſte das Geringſte verſähe und den 
ihm gegebenen Befehl nicht gehörig und auf das genaueſte 
vollführte, ſo ſollte er brav mit Stockſchlägen beſtraft werden. 


1) Dieſe Reihefahrten durch die Bürger waren zuerſt ganz auf- 
gehoben worden. 

2) Ich habe hier außer den Edikten benutzt Stephan, Geſchichte 
des preußiſchen Poſtweſens nach amtlichen Quellen. Ich wünſchte, daß 
auch noch andere Teile der Staatsverwaltung Friedrichs des Großen ſo 
gründlich behandelt würden, beſonders die Regie der Acciſen und Zölle. 
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Wenn die vor Arreſtanten ſtehenden Reiterpoſten ſich beſtechen 
ließen und der Verhaftete dann entkäme, ſo ſollten jene 36mal 
Spießruten laufen. Wenn einer in oder außer dem Dienſt, 
unter oder ohne Gewehr, räſonnierte, ſollte ſogleich Stand⸗ 
recht über ihn gehalten und er mit 12maligem Gaſſenlaufen 
beſtraft werden, weil dergleichen kurze Prozeſſe ſehr viel Ein⸗ 
druck auf den gemeinen Mann machten. „Überhaupt“, heißt 
es weiter, „muß der Soldat vor dem Offizier mehr Furcht 
als vor dem Feinde haben.“ Wer ſich einem Unteroffizier 
widerſetzte, ſollte 20ũmal Spießruten laufen, und wenn es 
gegen einen Offizier geſchähe, ſogar erſchoſſen werden, und 
wer einen Unteroffizier ums Leben brächte, den ſollte man 
lebendig rädern laſſen. 

Die Inſtruktionen handelten drittens vom Exerzieren und 
viertens von der Zucht und Aufſicht der Offiziere. Der König 
wünſchte ſehr, von den letzteren wieder ein tüchtiges Corps zu 
beſitzen; daher ſollten ſie zu einem guten Betragen ernſtlich 
angehalten werden. Weil aber nicht alle Leute gleiche Talente 
hätten, ſo ſchrieb die Inſtruktion vor, daß diejenigen, welche 
die wenigſte Einſicht und nicht genug Ehrgeiz beſäßen, zum 
kleinen Dienſte verwendet würden, damit ſie doch einigermaßen 
bei den Regimentern zu gebrauchen wären; die andern daz 
gegen ſollten ſich auch noch auf alle einem Generale notwen⸗ 
digen Wiſſenſchaften legen, z. B. Geographie, Sprachen, 
Kenntnis der Länder und deren Beſchaffenheit. Ohne Forti⸗ 
fikation, meinte der König, kann ein General der Infanterie 
kein rechter General ſein; er wollte deshalb, um ſeinen Offi⸗ 
zieren zuhilfe zu kommen, in Weſel, Magdeburg, Berlin, 
Breslau und Königsberg Schulen gründen, wo dieſelben im 
November, Dezember, Januar und Februar unterrichtet werden 
könnten, und Karten von Deutſchland dahin geben; die hin⸗ 
geſchickten Offiziere ſollten die letzteren mit größter Aufmerk⸗ 
ſamkeit nachſehen und ſich nicht allein mit den Feſtungen, 
Haupt⸗ und anderen Städten und Flüſſen, ſondern auch mit 
der Lage der Länder, dem bergigen Terrain, den Ebenen und 
Wegen bekannt machen. „Das iſt das Vornehmſte, was ein 
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Offizier und General wiſſen muß“, hieß es in der In⸗ 
ſtruktion. 

Außerdem empfahl der König den Offizieren beider Truppen⸗ 
gattungen die Erlernung der franzöſiſchen Sprache; denn wer 
ihrer mächtig wäre, käme in England, Holland, Italien, Polen, 
Rußland und allerwärts fort, wenn er auch gleich die National⸗ 
ſprache nicht verſtände. Die Offiziere der ſchleſiſchen und 
preußiſchen Regimenter wurden außerdem aufgefordert, es 
möchten, wenn nicht alle, fo doch einige ſich auf die Erler⸗ 
nung der polniſchen Sprache legen. 

Die Militärökonomie übertrug der König dem Oberſten 
v. Wartenberg. Den Befehlshabern der Infanterie-Regimenter 
ward in ihrer Inſtruktion bei harter Strafe geboten, Lein⸗ 
wand für die ſchleſiſchen, märkiſchen, pommerſchen und magde⸗ 
burgiſchen Regimenter weder in Sachſen, noch in Mecklenburg, 
ſondern im Inlande zu kaufen; und in der Inſtruktion für 
die Befehlshaber der Kavallerieregimenter hieß es: der König, 
habe wahrgenommen, daß ſeit vorigem Frieden, wo den Regi⸗ 
mentern die Wirtſchaft der Schwadronen überlaſſen worden 
ſei, ſie faſt nur Kriegsräte und Beamte beſeſſen, die nichts 
als Verſtand von Kornpreiſen und aufzukaufendem Hafer, Heu 
und Stroh gehabt; er habe deshalb die Okonomie den MRegi- 
mentern gänzlich abgenommen, damit dergleichen Geſchäfte 
nicht die Offiziere vom Dienſt abhielten. Auch drohte der 
König, er werde wegen der Ordnung bei den Regimentern 
keine Kurzweile verſtehen, ſondern einen Commandeur, der 
ſeine Pflicht nicht thue, ſogleich auf dem Exerzierplatze weg⸗ 
ſchicken und einen anderen an ſeine Stelle ſetzen, der die Be- 
fehle mit größerer Pünktlichkeit und Genauigkeit vollziehe !). 

Die Inſtruktionen tragen das Datum des 11. Mai 1763. 
Über die Ausführung ſollten fünf Inſpektoren wachen, nämlich 
General Diringshofen bei den Regimentern des Rheins und 
der Weſer, Saldern bei den magdeburgiſchen, v. Ramin, 


1) Oeuvres XXIX, 274d. Außerdem benutze ich hier natürlich 
VI, 91ff. 
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v. Steinkeller und Oberſt Buttlar bei den märkiſchen, General 
Möllendorff bei den pommerſchen, Stutterheim bei den preußi⸗ 
ſchen und Tauentzien bei den ſchleſiſchen. Was die Reiterei 
betrifft, ſo wurde Lölhöffel über die pommerſche und neumär⸗ 
kiſche, Kruſemark über die märkiſche und magdeburgiſche, Seyd⸗ 
lig über die ſchleſiſche und der General⸗Lieutenant v. Bülow 
über die preußiſche geſetzt. 

Es koſtete Mühe, die Ordnung und Zucht in der Infan⸗ 
terie wiederherzuſtellen; man mußte den Soldaten durch Strenge 
gehorſam, durch fleißiges Exerzieren geſchickt machen und ihn 
ſo weit bringen, daß er in einer Minute viermal lüde, daß 
er ohne Schwankungen zu machen die Linie beim Marſchieren 
inne hielte, und daß man alle Manöver mit ihm ausführen 
könnte, die im Kriege bei verſchiedenen Gelegenheiten an- 
gewendet würden. „Wir exerzieren mit Leib und Seele“, 
ſchrieb Friedrich, aus Schleſien zurückgekehrt, am 10. April 
1764 an den General Fouqué, „um wieder in einen guten 
Zug zu kommen. Es fängt an zu gehen, und ich bekenne, 
daß es mir Vergnügen macht, zu ſehen, wie ſich das Heer von 
neuem bildet, das ehedem ſo gut war, dann durch blutige 
Kriege zugrunde ging und nun wie ein Phönix aus der Aſche 
wiedererſteht.“ Im nächſten Jahr hoffte Friedrich mit dem 
gemeinen Soldaten abermals ſo weit zu ſein wie vor dem 
Kriege !). 

Neben der Feldarmee gab es Regimenter, welche beſtimmt 
waren, als Beſatzungen zu dienen. „Diejenigen, welche Plätze 
verteidigen“, ſchreibt in den Denkwürdigkeiten der König, 
„können ebenſo große Dienſte leiſten wie diejenigen, welche 
Schlachten gewinnen.“ Die einzelnen Soldaten waren hier 
etwas kleiner, doch nicht unter 5 Fuß 3 Zoll, ſie lernten 
auch nicht ſo ſchnell wie die Feldinfanterie laden, im übrigen 
aber ſtanden ſie nach einigen Jahren dieſer nicht nach und 
wurden zu den Muſterungen hinzugezogen, welche der König 
in den Provinzen abhielt. Die Kantonſoldaten empfingen die 


1) Oeuvres XX, 126. 131. 
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Erlaubnis zu heiraten, ohne die Einwilligung ihres Haupt⸗ 
mannes nachzuſuchen; und wenige widmeten ſich, meldet der 
König, dem Cölibat, die Mehrzahl zog es vor, zur Vermeh⸗ 
rung der Bevölkerung beizutragen. 

Die größte Aufmerkſamkeit richtete Friedrich auf die Aus⸗ 
bildung der Offiziere Sie wurden im Sommer in der Um⸗ 
gegend ihrer Garniſon unterwieſen, wie ſie angreifen und wie 
ſie ſich verteidigen ſollten; jeden Tag wiederholten ſie einen 
Teil ihrer Lektion. Im Frühjahr und Herbſt verſammelten 
ſich die Truppen zu großen Kriegsübungen aller Art. „Wir 
haben“, ſchrieb der König am 19. Oktober 1764 an Fouqus, 
„Manöver gemacht, die teils gut, teils ſchlecht ausgefallen 
find. Die Offiziere des Generalſtabes find noch nicht um⸗ 
gebildet; um dieſe Maſchine wieder in den alten Gang zu 
bringen, bedarf es einiger Jahre.“ Und am 24. September 
des folgenden Jahres ſchrieb Friedrich aus Potsdam an ſeinen 
Bruder: „Ich habe hier einige Regimenter verſammelt und 
laſſe manövrieren, mehr um den Offizier auszubilden als den 
gemeinen Soldaten.“ 

Der König verſtand hierbei keinen Spaß. Er ſchätzte ſeinen 
Neffen, den Prinzen Friedrich Auguſt von Braunſchweig, und 
hat ihm wegen ſeiner Tapferkeit in der Geſchichte des Sieben 
jährigen Krieges ein ehrendes Denkmal geſetzt, er liebte mit 
dem luſtigen jungen Manne zu ſcherzen; aber er verſchwieg 
ihm auch die Wahrheit nicht. „Ich habe ſtets in meiner 
Jugend gelernt“, ſchrieb er ihm am 11. Mai 1766, „daß 
es beſſer iſt ſeine Fehler zu verbeſſern als ſie zu beſchönigen. 
Meine Augen ſind geübt genug, um zu ſehen, daß weder Dein 
Regiment in Ordnung iſt, noch das Puttkamerſche. Deine 
Offiziere ſind die Nachläſſigkeit ſelbſt, ſie wiſſen nicht Diſtanz 
zu halten, ſie laſſen ſich weder zurechtweiſen noch mit dem 
bekannt machen, was ſie thun ſollen. Das muß unbedingt 
anders werden. Es iſt an Beförderung in dieſem Regimente 
nicht zu denken. Ich habe ſchon eine Auswahl von Offizieren 
getroffen, die ich dort hinbringen werde; die Deinigen ver- 
dienen nichts, weil ſie ſich im Kriege ſchlecht benommen haben 
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und ihre Pflicht im Frieden vernachläſſigen, und ich bin kein 
ſo großer Herr, um Truppen zu unterhalten, die an Zucht 
und Ordnung nicht gewöhnt ſind. Die wenigen, die ich habe, 
müſſen gut ſein. Das iſt meine Denkungsart, lieber Neffe. 
Du biſt in dieſem Dienſte neu, Du haſt den Krieg in einem 
Truppenhaufen mitgemacht, bei welchem keine Ordnung zu 
lernen war. Dieſer Dienſt will von ſeinen erſten Anfängen 
an ſtudiert ſein, oder diejenigen, welche nicht ſo zuwerke gehen, 
verrichten ihn verkehrt.“ +) 

Die Artillerie war während des Siebenjährigen Krieges 
eine Haupttruppengattung geworden. „Man hatte die Zahl 
der Kanonen ſo ungeheuer vermehrt, daß es ein Mißbrauch 
wurde“, ſchreibt Friedrich in den Denkwürdigkeiten; „aber um 
ſeinen Vorteil nicht zu verlieren, mußte man ebenſo viel haben 
wie der Feind.“ Nach dem Frieden waren 868 Feldgeſchütze 
umzugießen, und dann ging man zur Herſtellung der Feſtungs⸗ 
kanonen über. Im Jahre 1756 hatte Preußen zwei Bataillone 
Feldartillerie beſeſſen, und während des Krieges waren noch 
vier neue gebildet worden; jedes beſtand aus 900 Mann. 
Außerdem gab es noch Feſtungsartillerie. Hierbei blieb man 
auch nach dem Frieden ſtehen; aber man baute für jene ſechs 
Bataillone Kaſernen in Berlin, damit ſie deſto beſſer aus⸗ 
gebildet werden könnten. Der König ſetzte für ſie im Jahre 
1768 eine ſehr ausführliche Inſtruktion auf und gab darin 
die Generalregeln für den Feld- und Belagerungskrieg 2). 
Außerdem ließ er die alten Feſtungen ausbeſſern. In Kol⸗ 
berg, deſſen Wichtigkeit der letzte Krieg hinreichend gezeigt 
hatte, wurden die Werke bedeutend vermehrt, und Silberberg 
ſchuf der König zu einer ſtarken Feſtung um. 

Im letzten Kriege hatten einige Kavalleriegeneräle das 
Fußvolk und umgekehrt einige Infanterieregimenter die Rei⸗ 
terei manchmal nicht gut verwendet. Deshalb ſchrieb Friedrich 
1770 eine Unterweiſung, welche allgemeine Regeln ſowohl für 


1) Oeuvres XXVII. 2. p. 47. 
2) Ib. XXIX, 301-323. 
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den Angriff, als für die Verteidigung enthielt, unter dem 
Titel: „Grundſätze der Lagerkunſt und Taktik“, und teilte ſie 
ſeinen Generälen, Regiments- und Bataillonscommandeuren 
mit +). 

Endlich ließ es ſich der König angelegen ſein, das General⸗ 
quartier beſſer auszubilden. Er wählte ſich zwölf Offiziere 
aus, die ſchon etwas vom Genieweſen verſtanden, um ſie ſelber 
zu unterweiſen. Sie mußten Terrain aufnehmen, Lager ab⸗ 
ſtecken, Dörfer befeſtigen, Höhen verſchanzen, beſonders aber 
Moräſte und Flüſſe ſelbſt unterſuchen, damit ſie nicht einmal 
aus Verſehen dem Heer einen ſolchen Stützpunkt geben ſollten, 
durch welchen die feindliche Infanterie leicht marſchieren könnte. 

Die politiſchen Verhältniſſe ließen dem Könige Zeit, das 
Werk der Reorganiſation zu vollenden. Am 4. Mai 1767 
hatte er an ſeinen Bruder geſchrieben: „In einem Lande wie 
das unſrige behauptet ſich der Staat ſo weit, als ihn die 
Waffen beſchützen. Wenn man das Heer jemals vernachläſſigte, 
wäre es um Preußen geſchehen. Der letzte Krieg hatte die 
Truppen zugrunde gerichtet und die Disziplin aufgehoben. Ich 
habe es als die erſte meiner Pflichten betrachtet, beides wieder⸗ 
herzuſtellen. Jetzt fangen wir an Fortſchritte wahrzunehmen; 
aber in drei Jahren wird die Armee wieder ſo tüchtig wie 
ehedem ſein.“ Als dieſe Friſt abgelaufen war, glaubte Fried— 
rich in der That ſo weit gekommen zu ſein, und das mußte 
ihn um ſo mehr freuen, als die politiſche Lage ſehr unſicher 
geworden war. Bereits im Jahre 1768 hatte ſich der König 
veranlaßt geſehen, das Heer um 10,000 Mann zu vermehren, 
um für alle Fälle gerüſtet zu ſein 2). Es iſt hohe Zeit, daß 
wir unſeren Blick nach Often wenden, wo ſich viel Merkwür— 
diges inzwiſchen zugetragen hatte. 


1) Oeuvres XXIX, 3—47. 
2) Ib. XXVI, 305. 320; VI, 94. 101. 
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Fünftes Kapitel. 


Irrungen mit Polen und Rußland in den Jahren 
1765 und 1766. 


Auf dem Konvokationsreichstage von 1764 waren die Für⸗ 
ſten Czartoryski bemüht geweſen, die Einkünfte der Republik 
zu vermehren; fie hatten unter anderm einen Aus- und Ein⸗ 
fuhrzoll vorgeſchlagen, und dieſer war angenommen worden. 
Die Remontepferde, welche Preußen in großer Zahl aus Polen 
kommen ließ, wurden von der Maßregel, wenn ſie der Krö— 
nungsreichstag beſtätigte, gleichfalls betroffen. Benoit that 
deshalb alles, was in ſeinen Kräften ſtand, um die Polen 
von der Neuerung abzubringen. Nach dem Vertrage von 
Wehlau durften die letzteren von der Provinz Preußen keinen 
Zoll verlangen, ohne ſich vorher mit dem Könige von Preußen 
darüber geeinigt zu haben. Und inbezug auf die Remonte⸗ 
pferde behauptete Benoit, daß dieſelben zum Fürſtengute ge⸗ 
hörten; nach allgemeinem Herkommen wären aber ſämtliche 
Gegenſtände, welche die Herrſcher vom Auslande bezögen, 
ſteuerfrei. Ungeachtet dieſer Einwendungen und trotz dem 
Widerſpruche ſowohl der Senatoren als der Landboten des 
polniſchen Preußens nahm der Krönungsreichstag am 17. De⸗ 
zember die neue Zollordnung an. 

Friedrich II. ließ jetzt eine Denkſchrift ausarbeiten und 
ſchickte ſie an Benoit mit dem Auftrage, dieſelbe zu verteilen, 
und wenn er nichts ausrichten ſollte, mit Gegenmaßregeln zu 
drohen. Stanislaus Auguſt antwortete auf die Vorſtellungen, 
die ihm nun gemacht wurden: man werde prüfen, ob etwas 
den Verträgen entgegenlaufe; die neue Zollordnung ſcheine übri⸗ 
gens eher vorteilhaft zu ſein, da mit dem Aufhören der be⸗ 
ſonderen Zölle eine Erniedrigung eintrete. Auch ſeien alle 
notwendigen Bedürfniſſe gering beſteuert, höher nur die Gegen⸗ 
ſtände, welche der Pracht dienen, da man ja in Polen die 
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Wut habe, ſich alles von Paris kommen zu laſſen. Inbezug 
auf die Pferde bemerkte Stanislaus Auguſt: Preußen habe 
ſolche früher nur für die Huſaren remontiert, neuerdings aber 
auch andere, jo daß die Zahl jetzt in die Tauſende gehe ). 
Auch in Petersburg kam die Angelegenheit natürlich zur 
Sprache. Panin drückte den Wunſch aus, daß Friedrich einige 
Nachgiebigkeit zeigen möchte, damit Stanislaus Auguſt in den 
Stand geſetzt würde, den Glanz der Krone zu beſtreiten, ohne 
ſeinen Verbündeten zur Laſt zu fallen. Letzteres betraf doch 
nur Rußland. Da nun Preußen die Macht des Königs von 
Polen durchaus nicht vermehren, ihm keine Waffen in die 
Hände geben wollte, ſo forſchte Solms den Abſichten nach, 
die man in Petersburg in dieſer Beziehung hegte. So viel 
er erfuhr, war man hier weit entfernt, Stanislaus Auguſt 
militäriſch unabhängig werden zu laſſen, ſondern es ſollten 
nur die äußere Würde und der Hof ohne fremde Unterſtützung 
erhalten werden; mit Ausnahme der 1200 Mann Privat⸗ 
garden, die dem Könige bewilligt waren, ſollte Stanislaus 
Auguſt weder über die Soldaten der Republik eigenmächtig 
verfügen, noch auf ſeine Koſten ein Truppencorps ausheben 
dürfen. Daß die Einnahmen des neuen Zolles für das Mi— 
litär beſtimmt wären, leugneten Panin und der polniſche Ge— 
ſandte Graf Rzewuski nicht, und ſie räumten ſogar ein, daß 
die ganze Maßregel eine Neuerung ſei, jedoch nur dem Namen 
nach, meinten ſie weiter, und nicht in Wirklichkeit, da dieſe 
Einnahme an die Stelle der Kopfſteuer, die bisher zur Unter- 
haltung des Heeres gedient habe, treten?) und in die Militär⸗ 
kaſſe fließen ſolle, ohne daß der König darüber verfügen könne. 
Übrigens bedauerte man, daß manche Überſchreitung durch 
Unterbeamte vorgekommen und z. B. die Remontepferde be— 
ſteuert worden wären. Bei ſolchen Anſichten iſt es nicht zu 
verwundern, wenn Panin dem Grafen Solms ſein Erſtaunen 


1) Forſch. IX, 26. 35. 

2) Nach Eſſen (19. Dezember 1764) wollte man die Kopf- und 
Kaminſteuer durch den allgemeinen Zoll und eine Steuer von allen 
königlichen Gütern erſetzen, behielt aber dann alle vier bei. 
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ausdrückte, daß Friedrich II. ſchon beſchloſſen hätte, Gegenmaß⸗ 
regeln zu ergreifen; er geriet über dieſe Abſicht des Königs 
von Preußen wirklich in Aufregung und rief deſſen Groß⸗ 
mut an +). 

Inzwiſchen hatte nämlich Friedrich Befehl gegeben, in 
Marienwerder eine Zollſtätte zu errichten. Ungefähr 200 
Menſchen und 50 Fuhrwerke waren thätig, um die Gebäude 
für die Beamten, die einſtweilen in Bretterhütten wohnen 
mußten, ſo ſchnell als möglich aufzuführen. Der Zoll betrug 
10 Prozent von allen Waren, die aus Polen nach Danzig 
oder umgekehrt von hier nach Polen auf der Weichſel ge- 
bracht wurden, und daß niemand ſich der Bezahlung entziehen 
könnte, dafür ſollten eine Batterie Kanonen, die am Ufer auf⸗ 
gepflanzt waren, und eine Anzahl Soldaten Sorge tragen 2). 

Die Erhebung des Zolles erregte die größte Beſtürzung 
in dem davon betroffenen Lande; denn beinahe ganz Polen 
verſah ſich aus Danzig mit Wein, Tuch, Material und kurzen 
Waren. Überdies zahlte man nur für Getreide 10 Prozent, 
für Kaffee dagegen, Thee und andere Artikel 30 Prozent und 
mehr ). 

Es war ein unüberlegtes Verfahren, welches die Republik 
eingeſchlagen. Inbezug auf die Remontepferde kann das Ver⸗ 
langen der Polen nicht unbillig erſcheinen; aber freilich war 
die Erhöhung, welche jetzt eintrat, ſehr bedeutend. Der ſächſiſche 
Reſident Eſſen erfuhr von Benoit: früher habe Preußen für 
jedes Pferd, welchen Wert es auch haben mochte, fünf Tynfe 
gezahlt, dagegen müßten jetzt die Kavallerie-Offiziere für die 
Remontepferde 12 Prozent entrichten, und ein Tier, welches 
ehedem 10 Dukaten koſtete, käme nun auf mehr als 11 Du⸗ 
katen. Unglücklicherweiſe verband ſich mit dieſer einen Maß⸗ 
regel noch eine zweite, die offenbar dem Vertrage von Wehlau 
entgegenlief, da ſie ohne Zuſtimmung des Königs von Preußen 

1) Forſch. IX, 152. 154. 155. 

2) Eſſen, 20. April. 


3) Bgl. Forſch. IX, 37. Eſſen, 18. Mai: „Die Impots für manche 
Artikel belaufen ſich auf 30 bis 40 Prozent.“ 
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getroffen worden war. Die Polen hätten überdies ihre voll⸗ 
kommen hilfloſe Lage bedenken ſollen; denn was wollten ſie 
gegen Friedrich thun? Sie ſprachen allerdings davon, einen 
Kanal zu bauen und das Gebiet des Königs von Preußen 
dadurch zu umgehen; aber für nützliche Dinge hatten ſie ja 
kein Geld, ſonſt würden ſie ſchon früher für die Schiffbarkeit 
der Weichſel beſſer geſorgt haben. Oder ſie nahmen ſich vor, 
indem ſie ihrer Gewohnheit, auf fremde Hilfe zu rechnen, folg⸗ 
ten, England und Holland, die unter dem Zoll von Marien⸗ 
werder auch leiden würden, für dieſe Angelegenheit zu inter⸗ 
eſſieren. Danzig verbot, wahrſcheinlich zu demſelben Ende, 
die Ausfuhr von Getreide, ſo daß viele Schiffe verſchiedener 
Nationen, die gekommen waren, um Ladung einzunehmen, 
leer wieder wegfahren mußten. Die Stadt erklärte zwar, ſie 
müßte ſich für den Fall einer Hungersnot mit Getreide ver⸗ 
ſehen; aber Eſſen vermutete gewiß richtig, daß ſie nur die 
Sturmglocke läuten und die Mächte, welche ſich von dort 
Korn und Weizen zu holen pflegten, veranlaſſen wollte, gegen 
den Zoll in Marienwerder aufzutreten. 

Stanislaus Auguſt betrübte ſich über Friedrichs Verfahren 
ſo ſehr, daß ſeine Geſundheit darunter litt; er erfuhr nämlich, 
daß man glaubte, der Zoll in Marienwerder fei eine ab- 
gemachte Sache und der Preis für die preußiſche Unterſtützung 
ſeiner Wahl. Er wandte ſich an Rußland und trat in Brief— 
wechſel mit Friedrich II. Dieſen erſuchte Panin abermals und 
wiederholt durch den Grafen Solms, die Zollſtätte vorläufig 
aufzuheben und ſich auf ihn zu verlaſſen, er werde ſeinen 
ganzen Eifer und alles Anſehen ſeiner Monarchie aufbieten, 
um dem Könige von Preußen auf dem nächſten Reichstage 
Befriedigung zu verſchaffen. Die Kaiſerin Katharina forderte 
Stanislaus Auguſt auf, ſich mit Friedrich II. zu verſtändigen, 
und ſie unterſtützte durch ein beſonderes Schreiben an letzteren 
Panins Vorſtellungen. 

Der König von Preußen war keineswegs begierig, einen 
Bruch mit der Republik herbeizuführen; er wünſchte vielmehr 
ſich in Frieden mit ihr auseinanderzuſetzen. Am 13. Mai 

Reimann, N. Geſch. Preußens. I. Ul 
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ſchrieb er an ſeine Miniſter: es möge von beiden Seiten eine 
Kommiſſion ernannt werden und über dieſe Angelegenheit in 
Beratung treten; und als er fo dringend von Rußland er⸗ 
ſucht wurde, von ſeinen Gegenmaßregeln abzuſtehen, da ging 
er gern darauf ein, die Erhebung für einige Zeit zu unter⸗ 
laſſen. Auf der andern Seite verſchob die polniſche Schatz⸗ 
kommiſſion die Ausführung der neuen Zollordnung und wollte 
mit der herkömmlichen Abgabe bis zur freundſchaftlichen Ent⸗ 
ſcheidung der Frage ſich begnügen *). 

Der König von Preußen ließ aber in Petersburg noch 
einen andern Vorſchlag machen. Er hatte wahrſcheinlich die 
vorübergehende Maßregel recht einträglich gefunden, und er 
wünſchte ſie darum zum Vorteil ſeiner Finanzen zu einer 
dauernden zu machen. Panin antwortete, die Kaiſerin könne 
nicht mehr thun als an Repnin ſchreiben und ihm auftragen, 
er ſolle die Gemüter über den Vorſchlag ausforſchen und ihnen 
zu wiſſen thun, daß die Kaiſerin fic) der Errichtung von pol- 
niſchen Zöllen nicht widerſetzen, aber es zugleich gern ſehen 
würde, wenn ebenſo der König von Preußen einen ſolchen er⸗ 
heben dürfte; die Kommiſſarien beider Teile ſollten ſich über 
die Bedingungen einigen. 

Nicht allein der Graf Solms war mit dieſer Antwort 
zufrieden, ſondern auch der Berliner Hof, der, wie am 5. Juli 
an jenen zurückgeſchrieben wurde, nur den Wunſch hegte, ſich 
mit den Polen friedlich auseinanderzuſetzen, und auch zuge⸗ 
ſtimmt hatte, daß die Unterhandlungen in Warſchau ſtattfinden 
ſollten. 

Am 2. Auguſt reiſte der Freiherr v. d. Goltz von Berlin 
ab. Jedoch die Polen zogen die Beratungen fruchtlos hin, 
und man rückte nicht von der Stelle. Namentlich deshalb 
war es unmöglich, ein Abkommen mit dem Könige von Polen 
oder ſeinem Miniſterium zu treffen, weil dieſe ſtets auf die 
Entſcheidung des Reichstages verwieſen. 


1) Forſch. IX, 25, wo das Aktenſtück aber fälſchlich in das Jahr 
1764 geſetzt iſt. Die Briefe, welche Katharina und Friedrich in dieſer 
Angelegenheit wechſelten, ſtehen in Spornik XX, 213 sqq, 
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Auch inbezug auf die Münze fanden Unterhandlungen zwi⸗ 
ſchen beiden Höfen ſtatt, und ſie blieben gleichfalls erfolglos; 
die polniſchen Miniſter wählten den ſächſiſchen Fuß. Repnin 
ſtellte dem Könige Stanislaus Auguſt vor, daß er für ſeine 
eigene Ruhe beſſer ſorgen würde, wenn er die polniſche Münze 
der preußiſchen gleich machte, um alle Schwierigkeiten zwiſchen 
den beiden Höfen zu vermeiden. Und Benoit erklärte, daß die 
Hinderniſſe, die inbezug auf Zoll und Münze bereitet würden, 
ſeinem Herrn und Gebieter außerordentlich mißfielen, aber 
noch weit mehr das ernſtliche Bemühen des Warſchauer Hofes, 
ihn mit Petersburg zu entzweien; doch werde ſich der König 
von Preußen zu ſchützen wiſſen. Die Strenge dieſer Erklä⸗ 
rung brachte Stanislaus Auguſt gänzlich aus der Faſſung. 

Friedrich II. verlangte, daß man dem Vertrage von Wehlau 
gemäß wegen der Münze ſich mit ihm verſtändige. Nun folgten 
heftige Verhandlungen unter den Miniſtern: einige ſprachen für 
das preußiſche Syſtem, andere redeten dagegen; man nahm 
endlich mit 8 gegen 3 Stimmen den Reichsfuß an. Aber 
einige Tage ſpäter änderte man dieſen Beſchluß und entſchied 
ſich mit einer kleinen Abweichung für die ſächſiſche Münze !). 

Endlich unterhandelte Benoit mit dem Primas über die 
Grenzkommiſſarien und Grenzrichter; aber auch hier gelangte 
man keinen Schritt vorwärts, und ſo fand Preußen nirgends 
einen guten Willen. Doch war Stanislaus Auguſt vielleicht 
am wenigſten hieran ſchuld. Er erklärte dem Vertreter des 
Königs von Preußen einmal mit Bedauern, daß er in der 
Münzangelegenheit nicht allein von der Laune, ſondern zum 
Teil auch von der Unwiſſenheit derjenigen abhinge, die im 
Rate der Krone ſäßen ). 

Heruntergekommene Staaten vermögen ihre Macht nur 
durch Hinhalten zu zeigen; ſie bedenken nicht, wie ſehr ſie den 
ſtarken Gegner hierdurch zu ihrem eigenen Schaden gegen ſich 


1) Die Abweichung war, daß der Dukaten 2 Thaler 19 Groſchen 
haben ſollte. 
2) Eſſen, 7., 14., 18. u. 21. Dezember 1765. Forſch. IX, 40. 
14 ; 
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aufreizen. Dem ſächſiſchen Reſidenten ſchien es, als ob die 
Polen beſſer thäten, wenn ſie ſich in Anſehung des Zolles mit 
dem Könige von Preußen verſtändigten, anſtatt ſeine Geduld 
zu erſchöpfen und tauſend Unannehmlichkeiten ſich zuzuziehen; 
es könnte ſonſt kommen, daß er, aufgebracht über die Hart⸗ 
näckigkeit des Warſchauer Hofes, wieder zu Thätlichkeiten ſchritte 
und den Zoll in Marienwerder abermals erhöbe ). 

Nicht allein den Polen aber grollte Friedrich II., ſondern 
er fing auch an gegen Rußland argwöhniſch zu werden. Weder 
Goltz noch Benoit hatten von der Einwirkung des Petersburger 
Hofes etwas wahrgenommen. Im November ſprach zwar 
Panin gegen den Grafen Solms die Anſicht wieder aus, die 
er ſchon früher geäußert, daß die Polen die Zölle mit Un⸗ 
recht aufgelegt hätten, und letztere deshalb abzuſchaffen wären; 
aber er ſetzte noch hinzu: Repnin könnte nicht anders, als er 
gethan, zuwerke gehen, da man zur Aufhebung den nächſten 
Reichstag abwarten müßte. Gegen Ende des Jahres wünſchte 
Panin ſogar, daß Preußen dem Petersburger Hofe den Aus⸗ 
trag der Zollangelegenheit überlaſſen möchte. Friedrich wurde 
verdrießlich. „Wann werden“, ſchrieb er am 13. Januar 
1766 an Solms, „die Gefälligkeiten aufhören, die man fort⸗ 
während von mir verlangt?“ Aber er machte der Kaiſerin 
die Freude 7). 

Eben damals ſuchte Panin den König für einen halb 
Europa umfaſſenden Bund zu gewinnen. Unter dem Vor⸗ 
geben, daß die durch den Familienvertrag zuſammengehaltenen 
Höfe von Verſailles und Madrid für die Ruhe des Erdteils 
gefährlich werden könnten, ſchlug er vor, alle Fürſten und 
Mächte aufzunehmen, die bereit wären, ſich im Vereine mit 
Rußland und Preußen den Abſichten der Häuſer Bourbon und 
Oſterreich zu widerſetzen. Schon früher war davon die Rede 
geweſen. Im März 1764 hatte Panin dem Grafen Solms 
die erſte Eröffnung gemacht, und im April und Juli ſeinen 


1) Eſſen, 7. Dezember 1765. 


2) Forſch. IX, 185. 
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Plan näher entwickelt. Nach dieſer Auseinanderſetzung ge⸗ 
dachte Katharina, Dänemark durch das Verſprechen zu ge- 
winnen, ſie würde bei ihrem Sohne darauf hinwirken, daß 
er das herzogliche Holſtein gegen die Grafſchaften Oldenburg 
und Delmenhorſt an den Hof in Kopenhagen abträte; dafür 
ſollte ſich dieſer bereit erklären, in Stockholm an der Her⸗ 
ſtellung der Verfaſſung von 1720 mitzuarbeiten. Man hatte 
damals in Ausſicht genommen, etwa in Jahresfriſt einen be⸗ 
ſonderen Geſandten zu dieſem Zwecke nach Kopenhagen zu 
ſchicken. Dies geſchah aber erſt im Frühjahr 1766, nachdem 
der nordiſche Bund wieder Gegenſtand der Erwägung zwiſchen 
Petersburg und Berlin geweſen war. 

Auf welche Menge von Staaten hatten Katharina und 
Panin hierbei ihr Augenmerk gerichtet! Es war nicht allein 
von Großbritannien, Schweden, Dänemark, Polen und Hol- 
land die Rede, ſondern auch die kleineren deutſchen Staaten, 
wie Sachſen, Pfalz, Hannover, Braunſchweig, wurden nach 
dieſer Seite hin gemuſtert. Der König von Preußen war im 
Grunde ſeiner Seele dieſem Plane gänzlich abgeneigt; ihm ge— 
nügte das Bündnis, welches er mit Katharina geſchloſſen; 
denn ſelbſt wenn er davon in der Zeit des Krieges keinen 
Vorteil haben ſollte, ſo konnten ſich die Ruſſen wenigſtens 
nicht wider ihn erklären, und damit war er zufrieden. Be— 
ſonders vom Dresdener und Londoner Hofe wollte der König 
nichts wiſſen. „Wenn ich dagegen mit Rußland vereinigt 
bleibe“, ſchrieb er am 25. März an Solms, „ſo wird mir 
niemand etwas anhaben, und ich erhalte den Frieden.“ Er 
glaubte ſich höchſtens dann mit England verbinden zu können, 
wenn er hierdurch zu nichts verpflichtet würde, was Deutſch⸗ 
lands Ruhe gefährdete +). 

Katharina ſuchte den Widerwillen Friedrichs durch Herrn 
v. Saldern zu beſeitigen, der nach Kopenhagen geſchickt ward, 
aber unterwegs am polniſchen und preußiſchen Hofe mancherlei 
ausrichten ſollte. In Warſchau, wo er am 4. April eintraf, 


1) Sbornik XXII, 221. 241 84d. 271282. Forſch. IX, 185. 169 ff. 
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bezog ſich ein Auftrag auf die neue Zollordnung. Dem Willen 
der Kaiſerin gemäß bequemte ſich Stanislaus Auguſt zur Nach⸗ 
giebigkeit, indem er nach ihrem Wunſche zunächſt auf dieſe Ein⸗ 
nahme verzichtete und durch den künftigen Reichstag die Ab⸗ 
ſchaffung derſelben zu bewirken verſprach. Am 21. Oktober 
iſt auch die neue Zollordnung in der That wieder aufgehoben 
worden ). Saldern mußte weiter in Warſchau von der Lage 
der Geſchäfte ſich unterrichten und etwas deutlich mit den 
alten Czartoryski und den andern ſprechen, welche den Höfen 
von Petersburg und Berlin jeden Einfluß auf die polniſchen 
Angelegenheiten abſchneiden wollten. 

Saldern verhandelte ferner über Konföderation und Diſſi⸗ 
denten. Was die letzteren betrifft, ſo war Panin durch das 
Verhalten, welches der Krönungsreichstag gegen ſie beobachtet, 
keineswegs eingeſchüchtert worden, ſondern er hatte bereits am 
23. Februar 1765 an den Fürſten Repnin geſchrieben, daß 
man in Petersburg die polniſchen Angelegenheiten nicht eher 
für ganz geordnet anſehen würde, als bis die Lage der Diſſi⸗ 
denten in gerechter Weiſe verbeſſert worden wäre, ſelbſt wenn 
es eine bewaffnete Unterhandlung erfordern ſollte. Jetzt äußerte 
Saldern gegen Benoit: wenn man für ſie nicht alles erreichte, 
dürfte man nichts annehmen. Hierüber werden die Vertreter 
der beiden Höfe nicht geſtritten haben; dagegen über die Not- 
wendigkeit, die Konföderation fortbeſtehen zu laſſen, ſcheint 
Saldern einer Anſicht mit Stanislaus Auguſt und den Czar⸗ 
toryski geweſen zu ſein. In dieſem Punkte ſtieß er aber bei 
dem preußiſchen Vertreter, dem Herrn v. Benoit, auf Wider⸗ 
ſpruch. Letzterer war ein entſchiedener Gegner dieſer Maß⸗ 
regel; nach ſeiner Meinung wurde die 1764 errichtete Kon⸗ 
föderation nur deswegen nicht aufgehoben, weil man hierdurch 
allmählich die Stimmenmehrheit auf allen Reichstagen ein⸗ 
führen und daraus ein Gewohnheitsrecht machen wollte; wie 
einſt die Stimmeneinheit geltend geworden, auf demſelben 


1) Forſch. IX, 162. Büſching XIII, 63. Spornik XX, 229. 
Eſſen, 7. Mai. 
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Wege gedächte man ſie auch wieder zu beſeitigen. Als Benoit 
ſeine Gründe vorgebracht hatte, da erklärte Saldern: wenn 
der König von Preußen die Konföderation ſchlechterdings auf⸗ 
gehoben wiſſen wolle, ſo werde die Kaiſerin ohne weiteres 
darein willigen und ſich nicht im mindeſten widerſetzen. Der 
König von Polen und die Gartoryski gaben die beſten Ver⸗ 
ſicherungen auch inbezug auf die Diſſidenten und verſprachen, 
daß der Graf Rzewuski nach Petersburg gehen würde, mit 
den nötigen Verhaltungsbefehlen für die Unterhandlung aus⸗ 
gerüſtet +), 

Im Mai reiſte Saldern nach Berlin und hatte zwei Unter⸗ 
redungen mit Friedrich dem Großen. In dem Briefe, welchen 
er von der Kaiſerin brachte, ſprach dieſe von dem Fleiße, mit 
welchem ſie an der Aufrichtung des nordiſchen Bundes ge— 
arbeitet; „Polen, Dänemark und Schweden ſind auf gutem 
Wege“, ſchrieb fie und bat nun, von anderen Staaten ſchwei— 
gend, den König, das Seinige zu thun, um den Hof in Dresden 
zu gewinnen. Friedrich ſetzte dem Geſandten auseinander, 
beide Länder bedürften keines weiteren Bündniſſes, und wenig— 
ſtens er wäre durch das ruſſiſche vollkommen befriedigt. In⸗ 
bezug auf Sachſen ſtimmte der König ganz und gar nicht mit 
Panin überein. Er traute dieſem Hofe nichts Gutes zu und 
fürchtete, daß derſelbe gleichwie früher nur die Abſicht ver 
folgen würde, Rußland von Preußen zu trennen und es dem 
Wiener Hofe zu nähern. Noch am 14. Juli hat er dem 
Grafen Solms aufgetragen, ſein ganzes Augenmerk dahin zu 
richten und alle Geſchicklichkeit aufzubieten, um Dresden und 
Petersburg getrennt zu halten. Was über dieſen Plan weiter 
geſprochen worden iſt, wiſſen wir nicht. Wenn Saldern etwa 
Polens Beitritt vorgeſchlagen, ſo wird Friedrich II. dagegen 
nichts eingewendet haben; den ganzen nordiſchen Bund aber 
hat er abgelehnt. In der Antwort an die Kaiſerin ſprach er 
ſich nicht nur gegen Sachſen, ſondern auch gegen England aus; 


1) Forſch. IX, 41. 42. Sbornik XXII, 355. 446. Sſolowjoff, 
S. 38. 
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er fürchtete nichts von dem zerrütteten Frankreich noch von 
dem verſchuldeten Hauſe Habsburg und hoffte vielmehr auf 
einen langen Frieden !). 

Der König hielt ferner an der polniſchen Verfaſſung, wie 
ſie damals war, mit äußerſter Zähigkeit feſt. Saldern be⸗ 
merkte, was eigentlich ſich von ſelbſt verſtand, daß die Kaiſerin 
an weſentliche Anderungen nicht im mindeſten dächte. Nach 
ſeiner Meinung ſollte man den Diſſidenten helfen und dem 
König einige Macht geben, damit er imſtande wäre, die we— 
nigen Truppen, welche die Republik beſäße, auf einen guten 
Fuß zu bringen. Friedrich blieb aber dabei, daß man Polen 
in ſeiner Lethargie laſſen müßte. „Die Lethargie iſt nur 
dann gut“, erwiderte Saldern, „wenn man ſieht, daß das 
Erwachen für die Nachbarn ſchädlich ſein könnte. Jedoch es 
giebt Fälle, wo ein Staat gänzlich unbrauchbar wird, wenn 
man ihm nicht erlaubt, ſeine Kräfte wiederherzuſtellen. Ruß⸗ 
land und Preußen vermögen in dieſem Augenblicke Polen zu 
erdrücken, wenn es die neugewonnene Macht etwa mißbrauchen 
wollte. Der König und das Miniſterium ſind dort gänzlich 
gelähmt und können ohne den Reichstag nichts thun. Um 
dieſem Übelſtand abzuhelfen, würde es, glaub' ich, ebenſowohl 
für Polen, als für die Nachbarn gut ſein, wenn man einen 
ſtändigen Rat errichtete, der immer zwiſchen zwei Reichstagen 
in Thätigkeit wäre.“?) 

Wir ſehen, Saldern kommt plötzlich, indem er den König 
zu widerlegen ſucht, auf den Vorſchlag einer Verfaſſungs⸗ 
änderung, welche der Petersburger Hof ſich lange bemüht hat 
durchzuſetzen, die aber an Preußen den entſchiedenſten Wider⸗ 
ſacher fand. Ob die Aufhebung der Konföderation noch aus— 
drücklich beſprochen worden iſt, wiſſen wir nicht, wohl aber, 
daß König Friedrich in dieſem Punkte mit ſeinem Vertreter 
in Warſchau vollkommen übereinſtimmte ). So hatte Sal⸗ 


1) Sbornik XX, 230. 232; XXII, 449. 451. 459. Forſch. IX, 171. 

2) Smitt, Frédéric II, Cathérine et le partage de la Pologne, 
P. 102 sqq. 

3) Forſch. IX, 168. Miniſterial⸗Note vom 22. April. 
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dern in Berlin nichts ausgerichtet, und es war deshalb natür⸗ 
lich, wenn er in keineswegs angenehmer Stimmung wieder 
abreiſte !). 

Auf der andern Seite war auch Friedrich in jener Zeit 
auf Rußland einigermaßen böſe. Wahrſcheinlich im Anfange 
des Jahres 1766 hatte der berühmte Mathematiker Leonhard 
Euler an den Grafen Woronzow geſchrieben und ſich geneigt 
erklärt, nach Petersburg, wo er ſchon früher einmal geweſen 
war, zurückzukehren; er wünſchte, Vizepräſident der Akademie 
der Wiſſenſchaften dort zu werden. Katharina freute ſich über 
das Anerbieten des großen Gelehrten außerordentlich und war 
bereit, die vielen Bedingungen, die er für ſich, ſeine Frau und 
ſeine Söhne ſtellte, zu erfüllen. Sie antwortete dem Grafen 
Woronzow am 17. Januar 1766: „Durch eine ſo wichtige 
Erwerbung wird meine Akademie ſich aus der Aſche wieder 
erheben, und ich wünſche mir im voraus Glück dazu, daß ich 
dieſen großen Mann dem ruſſiſchen Reiche zurückgegeben habe.“ 
Der Geſandte des Petersburger Hofes in Berlin ward an— 
gewieſen, mit Euler abzuſchließen, ſobald dieſer von Friedrich 
ſeine Entlaſſung bekommen hätte. Auf letztere legte Katharina 
Gewicht, und ſie vernahm deshalb mit Betrübnis, daß der 
König dem Gelehrten den Abſchied verweigerte. Friedrich that 
es aber, weil er Euler ſehr hoch ſchätzte. Er hatte ihn wohl 
über das beſte artilleriſtiſche Buch, über die Beſetzung von 
Profeſſuren an der Univerſität Halle, von Stellen der Ber— 
liner Akademie befragt oder ihn den Fünow-Kanal bereiſen 
laſſen, um zu erfahren, wie gewiſſen Übelſtänden abgeholfen 


1) Eſſen, 30. Juli 1766: Er erfahre aus dem Hauſe Repnins, 
daß Saldern in Berlin nichts ausgerichtet habe und abgereiſt fet ,, mé- 
content du peu de disposition que le Roi de Prusse lui a témoigné 
pour entrer dans les vues de la Russie. On m’assure que ce Prince 
avoit aussi peu gotité le projet de la Russie pour une grande al- 
liance dans le Nord que la façon dont cette Puissance s’y prend pour 
arranger ses affaires en Hollstein.“ Vgl. Benoit in den Forſchungen 
IX, 45 (10. September). Sbornik XXII, 452 kann hiergegen nichts 
beweiſen. 
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werden könnte; als ihm Euler in dem ſchweren Kriegsjahre 
1759 kleine Ferngläſer geſchickt hatte, da war der Dank des 
Königs mit der Verſicherung ausgeſprochen worden: Friedrich 
würde bei größerer Muße das Geſchenk näher betrachten, da 
ihm ſeine gegenwärtigen Beſchäftigungen nicht erlaubten, es 
mit der Aufmerkſamkeit zu thun, die alles, was von Euler 
käme, verdiente 1). Friedrich weigerte ſich alſo, Euler zu ent⸗ 
laſſen, und antwortete dem Gelehrten, als dieſer zum dritten⸗ 
mal am 15. März um ſeinen Abſchied einkam: „Ihr werdet 
mir einen Gefallen thun, wenn Ihr von Eurem Geſuch abe 
ſteht und mir nicht mehr hierüber ſchreibt.“ 

Euler mochte nun aber um keinen Preis mehr in Berlin 
bleiben, ſondern erklärte dem ruſſiſchen Geſandten, er würde 
ſich nach England oder Dänemark retten müſſen, weil die 
Kaiſerin auf ſeiner förmlichen Entlaſſung beſtände. Umgekehrt 
war Katharina keineswegs geneigt, ſich darein zu fügen; ſie 
fand es ſchimpflich, daß Friedrich ſolche Männer in Ketten 
und Banden halten wollte, und ſie forderte Panin auf, mit 
Solms über die Angelegenheit zu ſprechen. Als dieſer nun 
dem Könige meldete, wie übel Katharina die Verweigerung 
des Abſchiedes aufnahm, da antwortete Friedrich: es thäte 
ihm leid, daß die Kaiſerin böſe wäre, aber er könnte ihr nicht 
helfen; denn wenn einer Urſache hätte zu zürnen, ſo wäre es 
der, welchem man die Leute abſpenſtig machen wollte. Jedoch 
die Meldung des Grafen Solms übte nachträglich noch ihre 
Wirkung aus; denn als Euler ſich am 30. April noch einmal 
an den König wendete, da erteilte dieſer ihm mit kurzen 
Worten die Erlaubnis nach Rußland überzuſiedeln. Dem 
Grafen Solms aber, von welchem noch ein ganzes Schreiben 
in dieſer Angelegenheit einlief, antwortete der König: er habe 
dem Euler den Abſchied gegeben; jedoch er ſage rein weg, 
wenn die Kaiſerin öfters ihm ſo käme, würde er deſſen ſehr 
überdrüſſig werden 7). 8 


1) Euloge de Mr. Léonard Euler par N. Fuss (Pétersb. 1783), 
p. 25. 36. 42 note. 


2) Spornik X, 58. 67. 68; Oeuvres de Frédéric XXI, 210; 
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Nicht lange, ſo glaubte Friedrich abermals in Petersburg 
ſich beſchweren zu müſſen. Er hatte ſchon im April auf un⸗ 
angenehme Vorfälle hingewieſen, die an der Grenze ſpielten. 
Er wollte damals keinen Lärm machen, ſondern bemerkte nur, 
daß er dieſelben mit der Freundſchaft, die ihn mit der Kaiſerin 
verbände, nicht in Einklang bringen könnte. Es handelte ſich 
um preußiſche Unterthanen, die von ruſſiſchen Werbern hin⸗ 
übergelockt würden. Mitte Juni jedoch trug er ſeinem Gee 
ſandten in Petersburg auf, dem Grafen Panin zu ſagen, daß 
er außerſtande wäre, ſolch ein Verfahren, welches von keiner 
Macht geduldet würde, länger zu geſtatten ). 

Unter ſolchen Umſtänden konnte eine in Ausſicht ſtehende 
Zuſammenkunft des Königs mit Joſeph II. einen Vorteil 
bringen, auf den anfänglich nicht gerechnet worden war; denn 
wenn auch Friedrich II. weit entfernt war, die eingeſchlagene 
Politik verlaſſen zu wollen, ſo mußte doch die Möglichkeit einer 
Annäherung an Sſterreich der Kaiſerin von Rußland das 
Bündnis mit ihm wertvoller machen und zugleich mehr Rück— 
ſicht gegen ihn auflegen. 

Entgegengekommen war Wien; denn kaum war Joſeph II. 
Kaiſer geworden, ſo näherte er ſich dem Könige von Preußen 
freundſchaftlich?). Er verſprach ihm nicht nur Wein zu 
ſchicken, den er aus Florenz von ſeinem Bruder empfangen, 
ſondern er äußerte auch, als ihm für ſein freundliches An⸗ 
erbieten der preußiſche Geſandte den Dank Friedrichs aus- 
ſprach, mehrmals den Wunſch, durch weſentlichere Dienſte den 
König von ſeinen Geſinnungen und ſeiner Freundſchaft zu 
überzeugen. Am 28. Mai meldete der Freiherr v. Rohd aus 
Wien: „Es iſt gewiß, daß der Kaiſer über Dresden bis nach 
Torgau gehen wird. Sehr viele Leute vermuten auch, daß 


Forſch. IX, 185. 186. Solms 4. April und 6. Mai (von Häußer 
und Herrmann nicht mitgeteilt). 

1) Forſch. IX, 186. 

2) Vgl. meinen Aufſatz „Über die im Jahre 1766 beabſichtigte Zu- 
ſammenkunft Friedrichs II. und Joſephs II.“ in der Zeitſchrift für preu- 
ßiſche Geſchichte und Landeskunde 1880, S. 317ff. 
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er Luſt hat, fic) irgendwo bei dieſer Gelegenheit mit Ew. Ma⸗ 
jeſtät zu treffen.“ Als eine Woche ſpäter der Geſandte, der 
auf einige Monate nach Preußen reiſen wollte, von dem 
Kaiſer ſich verabſchiedete, ließ dieſer den König ſeiner höchſten 
Achtung verſichern mit dem Zuſatze, daß er auf deſſen Freund— 
ſchaft einen ſehr großen Wert lege. Joſeph äußerte ſich hierbei 
ſehr friedlich; „ich liebe das Militär“, ſprach er, „und be— 
ſchäftige mich genug damit, aber ich würde ſehr zufrieden ſein, 
wenn alle meine Mühen überflüſſig wären, und ich es niemals 
nötig hätte“. 

Solchen freundlichen Geſinnungen entgegenkommend, trug 
Friedrich dem Grafen Finckenſtein auf, er ſollte Gelegenheit 
ſuchen, den öſterreichiſchen Geſandten zu ſprechen und ihm 
ſagen, der König hätte gehört, daß der Kaiſer nach Torgau 
kommen wollte; es würde nun aber Sr. Majeſtät leid thun, 
wenn Sie, da es ſo nahe wäre, nicht das Vergnügen haben 
ſollten, denſelben zu ſehen. Am 8. Juni entledigte ſich Fincken⸗ 
ſtein ſeines Auftrags. Drei Tage ſpäter kehrte Friedrich aus 
dem Magdeburgiſchen von einer militäriſchen Reiſe zurück. 
Er ließ nun dem General Nugent durch Finckenſtein eröffnen: 
wenn der Kaiſer eine Zuſammenkunft mit dem Könige wünſchte, 
wie dieſer nach dem, was der Geſandte geſagt hätte, glauben 
müßte, ſo würde ſich Friedrich ein Vergnügen daraus machen, 
die Reiſe Joſephs in ſolcher Weiſe zu verwerten, und es käme 
nur darauf an, über Zeit, Ort und Art der Zuſammenkunft 
einig zu werden. Nugent zweifelte nicht daran, daß der Kaiſer 
erfreut ſein würde, ſolch' eine Gelegenheit zu erhalten; aber er 
konnte noch nichts Beſtimmtes über Zeit und Ort erklären. 
Er hatte dem Kaiſer am gten Nachricht gegeben, um dieſe 
Zuſammenkunft zuſtande zu bringen, und da ihm Torgau als 
der geeignetſte Ort hierfür erſchien, denſelben ſogleich genannt. 
Er gedachte den 20ſten nach Dresden zu fahren, wohin der 
Kaiſer am 23ſten kommen ſollte. Von dort verſprach er einen 
Eilboten zu ſenden, wenn ja die Antwort fo Lange fic) ver⸗ 
zögerte. Finckenſtein berichtete das dem Könige mit dem Be⸗ 
merken, Nugent habe ſeine Freude über dieſe Zuſammenkunft 
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nicht verhehlt. In ſeiner Antwort an den Miniſter bezeichnete 
Friedrich Lichtenberg in Sachſen als den Ort, der ihm der 
geeignetſte und für den Kaiſer bequemſte zu ſein ſchien. 

Nach dieſer Darſtellung wird jedermann gern einräumen, 
daß der König von Preußen ſich durchaus angemeſſen und 
freundlich bezeigt hat. Um ſo mehr muß man ſich über das 
Verhalten Joſephs wundern. Dieſer kam aus dem Lager von 
Budweis am 16ten nach Karlsbad, und hier erſt empfing der 
General Lascy das Schreiben, welches Nugent am Yten an 
ihn geſendet. Die Antwort, welche gegeben ward, ehe von 
Wien irgendein Befehl eingetroffen war, lautete ſeltſam. 
Wenn man in Berlin abermals auf die Angelegenheit zu 
ſprechen käme, ſollte der Geſandte den Tag nennen, wann 
der Kaiſer in Torgau ſein würde, und wiederholt verſichern, 
daß er in dieſer Sache keinen Befehl empfangen hätte; die 
Überraſchung allein könnte der Zuſammenkunft Wert verleihen. 
Wenn aber andere Vorſchriften von Wien kämen, ſollte ſich 
der Geſandte nach dieſen richten. 

Die Menſchen haben manchmal ihre Wunderlichkeiten. Der 
junge Kaiſer bildete ſich ein, nachdem er dem Könige von 
Preußen einige Freundlichkeiten ſagen laſſen, müſſe dieſer Jo⸗ 
ſeph, den Sohn Maria Thereſias, lieben und um ſeiner ſelbſt 
willen ohne jeden politiſchen Nebenzweck aufſuchen; eine Ver— 
abredung über Zeit und Ort würde die Reinheit der Geſin— 
nung in Frage ſtellen. Wenn dann Lasch mit der Wahl des 
Ortes, der ihn an die eigene Niederlage erinnerte, nicht zu⸗ 
frieden war und es ausſprach, ſo traf der Tadel, was er 
freilich nicht wiſſen konnte, nur den General Nugent, dem 
wir wohl noch den Vorwurf machen müſſen, daß er am 12ten 
von der förmlichen Einladung des Königs weder den Kaiſer 
noch den Staatskanzler in Kenntnis geſetzt hat; letzteres ge- 
ſchah erſt am 17ten. An dieſem Tage ſprach Finckenſtein aber⸗ 
mals mit Nugent, von dem er glauben konnte, daß er jetzt 
wohl Antwort empfangen haben möchte. Friedrich II. ließ 
durch ſeinen Miniſter dem Kaiſer alles nur erſinnliche Freund⸗ 
ſchaftliche beſtellen und ihm zugleich anzeigen, daß er das 
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größte Verlangen trüge, denſelben kennen zu lernen. Er 
wünſchte nun zu erfahren, ob es dem Kaiſer nicht gefällig 
wäre, Zeit und Ort der Zuſammenkunft zu beſtimmen; ihm 
ſelbſt würde Lichtenberg in Sachſen am liebſten ſein. 

Alles dies geſchah, ohne daß Friedrich und Joſeph durch 
einen Entſchluß aus Wien beſtimmt worden waren. Maria 
Thereſia wußte, wie ſehr ihren Sohn verlangte, den König 
von Preußen kennen zu lernen; aber die Ausſicht, welche vor⸗ 
handen war, daß dieſer Wunſch in Erfüllung ginge, berührte 
ſie keineswegs angenehm. Sie haßte den glücklichen Eroberer, 
der ihr Schleſien abgenommen, und den Freigeiſt; Kaunitz 
dagegen fürchtete mehr eine Verletzung des öſterreichiſchen 
Stolzes. Er fand es gegen die kaiſerliche Würde, wenn man 
glauben könnte, daß die Begegnung nicht aus bloßer Wiß⸗ 
begierde, ſondern aus einer Begeiſterung für die Perſon des 
Königs von Preußen hervorgegangen wäre, und wenn daraus 
Folgerungen gezogen werden ſollten. Er hatte daher am 
14. Juni der Kaiſerin vorgeſchlagen, ihrem Sohne von der 
Zuſammenkunft nicht nur abzuraten, ſondern ihn auch zu 
bitten, wenn er von ihren Gründen nicht überzeugt würde, 
ſeiner Abſicht aus Freundſchaft für ſie zu entſagen. 

Am 17. Juni kam Nugents erſte Meldung nach Wien. 
Diesmal hatte Kaunitz gegen die Zuſammenkunft nichts ein⸗ 
zuwenden, weil die Aufforderung dazu von dem Könige von 
Preußen ausgegangen war, wofür man ja als Beweis jenes 
Schreiben des öſterreichiſchen Geſandten vom 9. Juni hätte. 
Der Staatskanzler riet nun der Kaiſerin-Königin, ſich damit 
einverſtanden zu erklären; nur müßte Joſeph ſorgfältig alles 
vermeiden, was den Anſchein geben könnte, als ob er die 
Zuſammenkunft geſucht hätte. 

Kaunitz äußerte ſich um dieſe Zeit gegen den preußiſchen 
Geſandten ſehr liebreich und bat ihn, den König ſeiner höchſten 
Achtung zu verſichern; ſeine Bemühungen ſeien auf die Er⸗ 
haltung des Friedens gerichtet. Er habe dem Könige viel 
Übles thun wollen, aber darüber müſſe man den Vorhang 
ziehen; gegenwärtig ſuche er dem Kaiſer Gefühle der Achtung 
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und Freundſchaft für Friedrich einzuflößen, und daß ſeine Ar- 
beit nicht vergeblich geweſen ſei, werde der Geſandte wohl 
bemerkt haben. Kaunitz gab als ehrlicher Mann, wie er be— 
ſonders hinzuſetzte, die Verſicherung, daß man Schleſien ver⸗ 
geſſen habe und dieſe Provinz künftig keinen Zankapfel mehr 
bilden werde. Der Staatskanzler und Rohd ſprachen auch 
von der Möglichkeit einer Zuſammenkunft der beiden Mo⸗ 
narchen. „Manche gelingen“, ſagte Kaunitz, „andere nicht; 
nur der Erfolg kann hierüber entſcheiden, und man läßt am 
beſten hier den Zufall walten.“ 

Die Nachricht von der förmlichen Einladung, welche Fried⸗ 
rich an Joſeph gerichtet, gelangte nach Wien erſt am 23. Juni. 
Kaunitz glaubte nun mit vollem Rechte, daß man die Begeg⸗ 
nung nicht zurückweiſen könnte, ohne den König von Preußen 
zu beleidigen; da nun aber die Möglichkeit vorlag, daß Joſeph 
aus Furcht, etwas zu thun, was ſeiner Mutter mißfiele, Ja 
zu ſagen zögerte, wünſchte der Staatskanzler, die Kaiſerin⸗ 
Königin möchte ſogleich durch einen beſonderen Boten ihrem 
Sohn anzeigen laſſen, daß jie ihm riete, die Einladung anjzu- 
nehmen. Er teilte dann dem Freiherrn v. Rohd den Inhalt 
des Schreibens mit, welches Maria Thereſia dem Kaiſer durch 
einen Eilboten ſchickte, und drückte ſeine Freude darüber aus, 
daß die beiden Fürſten in Lichtenberg ſich würden perſönlich 
kennen lernen. Er ſagte bei dieſer Gelegenheit: „Ich gäbe 
mit Vergnügen 2000 Dukaten, wenn ich dieſes Glück hätte, 
jedoch nicht, um den König eine Stunde zu ſehen; ich müßte 
wenigſtens einige Tage haben, und ich bin ſo eitel zu glauben, 
daß ich ihm gefallen würde.“ Am folgenden Tage ſagte Maria 
Thereſia zu dem preußiſchen Geſandten: „Heute wird der 
Kaiſer in Dresden ſein, er bleibt zwei Tage dort und kommt 
am 27ſten nach Torgau; an dieſem oder dem folgenden Tage 
wird die Zuſammenkunft ſtattfinden.“ Sie erzählte weiter: 
ſeit langer Zeit fet ihr Sohn über die Maßen begierig ge⸗ 
weſen, den König kennen zu lernen, und ſie gewann es über 
ſich zu ſagen, ſie habe die Überzeugung, daß daraus nur 
Gutes entſpringen könne. 


176 I. Buch. 5. Kapitel. 


Joſeph kam in der That am 24. Juni nach Dresden, wo 
Nugent ihn erwartete; denn er war am 22ſten von Berlin 
dorthin gefahren, um die Zuſammenkunft möglich zu machen, 
wenn der Kaiſer ſich entſchließen ſollte, darauf einzugehen. Er 
hat ohne Zweifel ſeinen Herrn von der förmlichen Einladung 
des Königs unterrichtet. Das letzte Wiener Schreiben konnte 
noch nicht angelangt ſein, aber das zweite war gewiß ein⸗ 
getroffen, und es ſtellte ſich alſo der Zuſammenkunft von dort⸗ 
her kein Hindernis in den Weg. Aber Joſeph blieb bei ſeinem 
Entſchluſſe. Durch einen Eilboten ſchickte Nugent um 9 Uhr 
abends einige Zeilen an Finckenſtein. „Ich habe“, ſchrieb er, 
„heute das Glück gehabt, meinen erhabenen Gebieter zu ſehen, 
und gemäß dem Verſprechen, welches ich Eurer Excellenz ge— 
geben, habe ich die Ehre, Sie durch den Eilboten zu benach—⸗ 
richtigen, daß Seine Majeſtät der Kaiſer den 27ſten von hier 
abreiſen, den 28ſten die Umgegend von Torgau beſehen und 
noch an demſelben Tage mit der Poſt nach Bautzen fahren 
wird.“ Ungeſchickter konnte der Kaiſer ſich einer förmlichen 
und freundlichen Einladung gegenüber kaum benehmen; noch 
merkwürdiger iſt es aber, daß er an die Begegnung glaubte. 
Am Abend vor der Abreiſe ſprach er ſich zu Nugent dahin 
aus, daß der König nach Torgau kommen würde. 

Der Geſandte hörte dann mit Erſtaunen den Kaiſer über 
die Gegenſtände, die etwa zur Sprache kommen könnten, ſo 
treffend und fo ſcharfſinnig reden, daß es den in den Gee 
ſchäften erfahrenſten Männern Ehre gemacht hätte. „Ich 
habe nicht nötig gehabt“, berichtete Nugent weiter, „dem 
Kaiſer zu ſagen, daß er es mit einem Fürſten ohne Treu und 
Glauben zu thun haben würde, der alle menſchlichen Gefühle 
in ſich erſtickt hätte, welchen es nichts koſtete, die heiligſten 
Verſprechungen zu geben, um ſie dann zu brechen, wenn ſein 
Vorteil es erheiſchte, dem jedes Mittel recht wäre, wenn es 
nur zum Zwecke führte. Seine Majeſtät wußten das alles 
ſchon und ſchienen mir den König ebenſo gut zu kennen wie 
ich.“ Als Nugent im Laufe der Unterredung die Nußerung 
that, daß Friedrich II. die Anſprüche Joſephs auf Lothringen 
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erwähnen könnte, da empfing er zur Antwort: „Beſſer würde 


Schleſien unſer Ländergebiet abrunden.“ Indem der Geſandte 
fo viel Scharfſinn und fo viele Kenntniſſe bei einem fo jungen 
Fürſten fand, da verließ er ihn mit Staunen und beunrubigte 
ſich nicht weiter über eine Begegnung, die dem Kaiſer nur 
Ehre machen würde. 

Am 22. Juni hatte der König von Preußen ſeinen Bruder 
Heinrich eingeladen, den 25ſten in Potsdam zu ſein, wenn er 
der Zuſammenkunft beiwohnen wollte. „Viel wird dabei nicht 
herauskommen“, ſchrieb er weiter, „abgeſehen von dem üb— 
lichen Höflichkeitskram, an welchen die Fürſten gewöhnt find, 
ohne darauf etwas zu geben.“ Friedrich verfolgte bei dieſer 
Gelegenheit keine beſonderen Zwecke. 

Am efter erhielt Finckenſtein die Zeilen des öſterreichiſchen 
Geſandten. Da der Zuſammenkunft mit keinem Worte ge- 
dacht war, geſtand er, daß er darüber doch etwas beleidigt 
wäre. Der König aber zog aus der „trockenen“ Zuſchrift 
den Schluß, man lehne die Begegnung ab, und es werde nichts 
daraus werden. Er ſchickte nun den Grafen v. Kamecke nach 
Torgau, um den Kaiſer begrüßen zu laſſen 1). Dieſer erteilte 
dem Abgeſandten noch am 27ſten Audienz. Die Unterredung 
dauerte eine gute halbe Stunde; doch wurde nichts von Be— 
lang geſprochen. Joſeph glaubte dem Grafen anzuſehen, wie 
gern er der Zuſammenkunft gedacht hätte, wähnte, daß dem— 
ſelben ein dazu ermächtigendes Wort ſehr angenehm geweſen 
wäre; jedoch er ſchwieg beharrlich. Er nannte das Feſtigkeit 
in Entſchlüſſen, und er that ſich darauf etwas zugute, weil 
er dadurch die einzige Gelegenheit verloren zu haben glaubte, 


1) Friedrich ſchrieb am 26ſten aus Potsdam an Finckenſtein: „Vous 
verrez assez clair par la réponse sèche que le Gen. Nugent vient de 
Vous faire et que Je vous renvois ci close, qu’on veut décliner 
lentrevue et qu'il n’en sera rien; ainsi qu'il ne vous restera que de luy 
répondre convenablement. En attendant J’envois le Comte de Kameke 
& Torgow pour complimenter Emp. de ma part à son passage la.‘ 
Auch am 27ſten ſchrieb Friedrich aus Potsdam an Findenftein und kann 


alſo nicht in Zinna, wie Arneth (VIII, 115) erzählt, die Antwort 


Nugents erhalten haben. 
Reimann, N. Geſch. Preußens. I. 12 
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mit einem Manne zuſammenzukommen, welchen kennen zu 
lernen ihn doch gewaltig verlangte. 

Friedrich konnte natürlich nicht vermuten, daß Joſeph ſo 
wunderlich geweſen war, ſondern er ſchob die Schuld auf 
Maria Thereſia und den Staatskanzler. Dem Erbprinzen 
von Braunſchweig ſchrieb er am 27. Juli von der verfehlten 
Begegnung, indem er hinzuſetzte: „Der Teufel wird nichts 
dabei verlieren; denn es heißt im Buche des Schickſals: Rom 
und Karthago können nicht zuſammen exiſtieren.“ 

Maria Thereſia erklärte ſich mit Joſephs Verhalten zu⸗ 
frieden; im Grunde des Herzens freute ſie ſich ohne Zweifel, 
daß ihr vielgeliebter Sohn den Umarmungen des Königs von 
Preußen glücklich entgangen war, und ließ es ſich gefallen, 
wenn der Kaiſer auch ihr vorredete, daß er aus Gehorſam 
gegen ihre Wünſche die Zuſammenkunft vereitelt hätte. Joſeph 
war inzwiſchen auf ſeiner militäriſchen Reiſe bis nach Zuck— 
mantel gekommen. Dort ſah er von den Bergen die Feſtungen 
Glatz und Neiße mit ihren Umgebungen, und er verglich ſich 
mit Moſes, der das gelobte Land erblickte, ohne dasſelbe zu 
betreten. Er nannte es eine zu große Ehre, wenn die Mi⸗ 
niſter von ihm ſagten, daß er ſich den König von Preußen 
zum Vorbilde genommen; aber er ſetzte dann hinzu: „Fried⸗ 
rich iſt unnachahmlich für einen rechtſchaffenen Menſchen, und 
dieſe Eigenſchaft möchte ich für alle ſchönen Vorbilder nicht 
hingeben, wenn beides unvereinbar iſt.“ Bei dieſer Gelegen⸗ 
heit verglich er ſich mit keinem Manne der Bibel, er konnte 
ſich nicht ſchnell genug an den Phariſäer erinnern, welcher an 
ſeine Bruſt ſchlug und Gott dankte, daß er nicht ſei wie jener 
Zöllner. Der geheime Arger über ſein pedantiſch ungeſchicktes 
Benehmen mag ihn zu dem Ausfalle geführt haben. 

Friedrich verfolgte, wie bereits bemerkt worden iſt, bei 
dieſer Gelegenheit keine beſonderen politiſchen Zwecke, wenn 
auch ſeine Begegnung mit Joſeph II. immerhin eine nicht un⸗ 
willkommene leiſe Drohung gegen Rußland geweſen wäre, 
welches ihm einigemal unangenehm geworden war und in 
kurzem ſeinen ganzen Zorn erweckte. 
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Die Erhöhung der Zölle ſowie des Briefportos in Preußen 
gab nämlich den Ruſſen, hauptſächlich den Kaufleuten, aber 
auch andern Perſonen, Anlaß zu Klagen, und Solms konnte 
nicht umhin, auf dieſelben aufmerkſam zu machen. „Man 
glaubt“, ſchreibt er am 22. Juli, „daß es freundlicher geweſen 
wäre, wenn Ew. Majeſtät geruht hätten, von dieſen neuen 
Einrichtungen den Petersburger Hof im voraus zu unter⸗ 
richten und ſich mit ihm über die Mittel zu benehmen, um 
dieſelben ſo wenig drückend als möglich für eine Nation zu 
machen, mit welcher Sie fo eng verbunden find. . . . Ich fürchte, 
das wird traurige Folgen haben und alte Vorurteile wieder 
aufwecken, welche die gegenwärtige Regierung, wenn ſie weiter 
den Vorteil der Freundſchaft Ew. Majeſtät vor derjenigen an⸗ 
derer Mächte gerühmt hätte, gänzlich erſtickt haben würde.“ 

Solms ahnte wohl nicht, welchen Sturm er entfeſſelte. 
„Ich ſehe mit Erſtaunen“, antwortete der König durch die 
Miniſter, „daß Ihr es auf Euch nehmet, mir ſolche Dinge 
zu ſchreiben. Ihr dürft nicht außeracht laſſen, und wenn 
Panin mit Euch darüber ſpricht, ſo werdet Ihr ihm ſagen, 
jedoch in freundſchaftlichen und maßvollen Ausdrücken: jede 
Macht könnte im Innern ihrer Länder ſolche wirtſchaftliche 
Einrichtungen treffen, wie ſie es für angemeſſen hielte, ohne 
daß ihre Nachbarn und Verbündeten ſich darein miſchen dürften. 
Ich hätte mich niemals über die großen Zölle beſchwert, mit 
denen man in Petersburg die aus der Fremde kommenden 
Waren belaſtete.“ ) Die Erhöhung des Portos betrug 
nach einer Berechnung, welche die Miniſter hatten anſtellen 
laſſen, für die ruſſiſchen Unterthanen jährlich 3960 Tha- 
ler 2). Hierüber ging die Note natürlich mit Stillſchweigen 
hinweg und gedachte nur der Verbeſſerungen im Poſtweſen; 
die neuen Einrichtungen, hieß es darin, wären dieſelben, die 
Gebühren dagegen nicht ſo hoch wie in Frankreich und Italien. 


1) Schlözer, Friedrich der Große und Katharina II., S. 177. 
2) Geheime Kabinettsakten 1766. Finckenſtein und Hertzberg an den 


König, 26. Auguſt. (Berliner Archiv.) 
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Nach dieſer Auseinanderſetzung gab der König der Hoffnung 
Ausdruck, die ruſſiſchen Miniſter würden ſich in dieſe Sache 
nicht miſchen, indem es ſonſt den ſchlimmen Anſchein haben 
würde, als ob ſie darauf ausgingen, das gute Einvernehmen 
zwiſchen den beiden Höfen zu zerſtören “). 

Der letzte Satz war ſtark genug; aber Friedrich fügte 
noch ſelbſt eine Nachſchrift hinzu: „Ich fange an, das Joch, 
welches man mir auflegen will, furchtbar ſatt zu bekommen. 
Ich werde mit Vergnügen der Verbündete der Ruſſen ſein, 
aber niemals ihr Sklave, ſo lange mir die Augen offen ſtehen. 
Das könnt Ihr jedem, der es hören will, ſagen.“ 

Geſandte müſſen bisweilen wie Puffer den Zuſammenſtoß 
mildern. Wie wird Solms hin und her geſonnen haben, um 
den Auftrag, welchen er bekommen, hofgerecht zu machen! Er 
mußte dann die Entgegnungen Panins nach Berlin berichten. 
Indem ſo der Streit weiter ging, verſicherte Friedrich am 
25. September, daß er das ruſſiſche Bündnis jedem andern 
vorziehe, und er ſei deshalb in ſeinen Gefälligkeiten gegen die 
Kaiſerin weiter gegangen als irgendein Verbündeter. „Was 
mich mein Benehmen ändern läßt“, fährt er fort, „iſt die 
Unverſchämtheit, mit welcher dieſe Menſchen mir in meiner 
Regierung Geſetze vorſchreiben wollen, und ich erkläre mit 
Beſtimmtheit: es iſt mein feſter und unwiderruflicher Wille, 
nimmermehr zu dulden, daß ſie dieſen erſten Schritt thun, 
möge daraus entſtehen, was Gott will. Ihr ſeht, wie ſie 
Schweden und Polen behandeln, und ich, der ich Souverän 
von Geburt und bisher auch in Wirklichkeit bin, ich ſoll mich 
unter das Joch einer Macht beugen, mit welcher ich ein 
Bündnis geſchloſſen, der ich aber nicht gehuldigt habe? Nein, 
das wird niemals geſchehen.“ Die Anſprüche, welche man in 
Petersburg inbezug auf die neuen Poft- und Handelseinrich⸗ 
tungen erhoben hatte, wurden als unverſchämte Forderungen 
bezeichnet. „Hierüber iſt mein Entſchluß gefaßt“, heißt es in 
der Depeſche weiter; „ſo lange mir die Augen offen ſtehen, 


1) Schlözer, S. 177. 
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will ich meine Unabhängigkeit behaupten, und wenn jene Men⸗ 
ſchen die Abſicht haben, mich zu knechten, ſo iſt es beſſer, daß 
man ſich heute mit ihnen entzweiet, als morgen.“ 

Man ſieht, dieſe zornſprühenden Zeilen ſind nicht durch 
die Hände der preußiſchen Miniſter abgeſchliffen worden, ſon⸗ 
dern ſie rühren vom König ſelbſt her. Wie aber nach einem 
heftigen Gewitter wohl einzelne ſchwächere Donnerſchläge gleich⸗ 
ſam als Nachzügler die Luft erſchüttern, ſo grollt auch hier 
der Unwille noch eine Zeit lang weiter. Der König droht 
am 13. Oktober, er werde den ruſſiſchen Miniſtern, wenn ſie 
nicht aufhören, ſich in ſeine inneren Angelegenheiten einzu⸗ 
miſchen, keine Antwort auf ſolche Schriftſtücke geben und ſie 
auch in Sachen der polniſchen Diſſidenten nicht unterſtützen +). 
Und als der Graf Solms den Petersburger Hof etwas zu 
entſchuldigen ſuchte, da antwortete der König am 30. Oktober: 
„Bemerket Ihr die offenbaren Widerſprüche nicht, in die Ihr 
fallet? Ihr behauptet auf der einen Seite, daß die Kaiſerin 
meine Rechte nicht verkürzen will, und auf der andern wider- 
ſetzet ſie ſich meinen inneren Einrichtungen? Ihr ſagt, ſie 
würde mir für den Beiſtand, welchen ich ihr in Polen leiſtete, 
geſtatten, meine Angelegenheiten nach meinem Gutdünken zu 
beſorgen. Katharina und Panin zeigen ſich hier noch eigen— 
nütziger als bei dem polniſchen Grenzzolle.“ Jedoch noch ein— 
mal beteuert Friedrich mit aller Entſchiedenheit, daß er ſich 
fo etwas nicht werde zeit ſeines Lebens gefallen laſſen ). 

Wie hatte Friedrich Wilhelm I. ſich in ohnmächtiger Wut 
verzehrt, wenn andere Fürſten ihm geringſchätzig begegneten! 
Aber das Preußen von 1763 litt einen ſolchen Übermut nicht 
mehr, und überdies bedurfte Katharina ſeines Beiſtandes ge- 
rade damals dringend. Sie hat denn auch die neuen Poft- 
und Handelseinrichtungen ſich gefallen laſſen müſſen und Unter⸗ 


1) Forſch. IX, 187. 188. 

2) Dieſe Depeſche, ſowie einige andere, ſind in den Berichten des 
Grafen Solms durch Verſehen in das „Volumen“ gekommen, welches 
die Korreſpondenz des Jahres 1767 enthält. 
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ſtützung bei Friedrich in der Angelegenheit der Diſſidenten ge⸗ 
funden. 

Was für Forderungen die Kaiſerin von Rußland inbetreff 
der griechiſchen und evangeliſchen Chriſten in Polen jetzt erhob, 
das hatte Saldern dem Könige Stanislaus Auguſt und ſeinen 
Ratgebern deutlich geſagt; aber dieſe meinten, es würde ſich 
ſo viel auf keinen Fall erreichen laſſen, und ihr Glaube war 
leider nur zu gut begründet. Dem kleinen Adel fehlte jede 
Bildung; je weniger die Menſchen aber unterrichtet ſind, deſto 
mehr Gewalt übt eine herrſchſüchtige Prieſterſchaft über ſie 
aus. Freilich ſtrotzten auch Geiſtlichkeit und Mönche von Un⸗ 
wiſſenheit, und ihr Leben war ſehr wenig erbaulich; aber ſie 
verloren dadurch nicht an Anſehen und vermittelten nach wie 
vor ganz allein den Verkehr mit dem fernen Himmel. Von 
chriſtlicher Duldung wollten ſie in ihrer Einfalt nichts wiſſen; 
nur die gebildeten Kreiſe der weltlichen Herren dachten in 
dieſer Hinſicht vernünftig. Die Czartoryski und Poniatowski 
nebſt einigen andern hauptſächlich aus dem Senatorenſtande 
wollten in Übereinſtimmung mit dem Könige den Diſſidenten 
gern erlauben, für ihren Gottesdienſt in jedem größeren Ort 
ein Bethaus oder Privatgebäude zu beſitzen. Und wie der 
kleine Adel in ſeiner Unduldſamkeit durch Eigennutz beſtärkt 
ward, indem er die Ketzer und Schismatiker mit Vergnügen 
von allen Amtern und königlichen Gnadenerweiſungen aus⸗ 
geſchloſſen ſah: ſo verfolgten die aufgeklärten Männer eben⸗ 
falls noch eine Nebenabſicht; in dem ſehr dünn bevölkerten 
Lande gebrach es an Handwerkern, und ſie wollten daher, um 
die Diſſidenten anzulocken, ſolchen Einwanderern einige reli⸗ 
giöſe und bürgerliche Rechte gewähren, wenn dieſelben nur von 
jedem Anteil an der Regierung ausgeſchloſſen blieben ). 

Der Graf Rzewuski reiſte im Juli nach Petersburg, um 
über Diſſidenten und Konföderation mit Panin zu unter⸗ 
handeln. Er erklärte dort: wenn Rußland gemäßigt verfahren 
wolle, ſo übernehme der König es, den Diſſidenten auf dem 


1) Der Nuntius bei Theiner IV, 2. p. 94. 95. 97. 
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nächſten Reichstage freie Religionsübung auszuwirken, und er 
hoffe, ja er verſpreche, ſie ſollen von dem alsdann folgenden 
Reichstage nicht allein zu den gerichtlichen Amtern, ſondern 
auch als Landboten zugelaſſen werden ). 

Ende des Jahres 1764 hätte Katharina dieſe Zugeſtänd⸗ 
niſſe vielleicht angenommen; aber ſeit dieſer Zeit war ihre 
Kaſſe reicher, der Zuſtand des Heeres beſſer und ihre Stel— 
lung feſter geworden, und ſo mochte ſie ſich mit ſolchen Ein⸗ 
räumungen nicht zufrieden geben. Panin ſprach in drohendem 
Tone mit dem Grafen Rzewuski; denn er wollte, wie er ſich 
gegen den engliſchen Geſandten ungefähr im Anfange des 
Auguſt äußerte, lieber 50,000 Mann opfern und alles über 
den Haufen werfen, als in Polen ſeine Pläne mißlingen 
ſehen 2). Und die Diſſidenten waren in Petersburg geſchäftig, 
um von der günſtigen Gelegenheit Vorteil zu ziehen; ſie hegten 
die richtige Meinung, weder Denkſchriften noch ſogar die ſtärk— 
ſten Drohungen der fremden Mächte würden ihnen irgend— 
etwas helfen, und nur die offene Gewalt könnte hier nützen, 
und um die Kaiſerin von Rußland zur Anwendung dieſes 
Mittels zu bewegen, ſchickten ſie den Kammerherrn v. Goltz 
nach Petersburg. 

Umgekehrt predigte die katholiſche Geiſtlichkeit in Polen 
das Kreuz und ſtellte die Gefahr, worin die Religion ſich be— 
fände, den Landsleuten vor Augen, ſo daß Herr v. Benoit 
in Beſorgnis geriet und auf den Fürſten Repnin mäßigend 
einzuwirken ſuchte. Letzterer war mit Stanislaus Auguſt 
heimlich übereingekommen, nach eingeholter Erlaubnis ſeines 
Hofes um öffentliches und feierliches Gehör im Reichstage zu 
bitten und dort im Namen der Kaiſerin die Befriedigung der 
Diſſidenten zu verlangen. Er wünſchte, daß Benoit dasſelbe 
thun möchte. Dieſer ſah darin aber einen auffallenden Schritt, 


1) Raumer IV, 86. Vor fünf Monaten erklärte der König von 
Polen durch ſeinen Botſchafter dem Grafen Panin rx. Da dieſes am 
7. Dezember 1766 geſchrieben wurde, ſo gehört die Erklärung in den 
Juli und alſo hierher. (Engliſch im Sbornik XII, 289.) 

2) Ebd. IV, 47. Forſch. IX, 173. 
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welcher dem Anſehen der beiden verbündeten Höfe ſchaden 
würde, wenn kein Heer bereit ſtände, die Maßregel zu unter⸗ 
ſtützen ). Jedoch ſeine Vorſtellungen blieben umſonſt. Außer⸗ 
dem hatte Stanislaus Auguſt den Biſchof von Krakau bitten 
laſſen, auf dem Reichstage keine Schwierigkeiten zu bereiten, 
und ihn, als er ſich deſſen weigerte, bewogen, eine vertraute 
Perſon nach Warſchau zu ſchicken. Mit letzterer verhandelten 
der König von Polen und Repnin, welcher zu dem, was er 
auseinanderſetzte, noch Drohungen fügte. Der Biſchof ließ 
ſich aber nicht einſchüchtern, ſondern wandte ſich an die katho⸗ 
liſchen Mächte, daß fie den Polen gegen die Diſſidenten bei⸗ 
ſtehen ſollten; er ermahnte die andern Biſchöfe zum Wider- 
ſtand und erbot ſich, Märtyrer für die Religion zu werden; 
er veröffentlichte in ſeinem Sprengel einen Hirtenbrief an Geiſt— 
lichkeit und Volk und forderte ſie auf, gegen die Abſichten der 
Diſſidenten Gott anzurufen ). 

Beim Empfange ſolcher Nachrichten loderte der Zorn in 
der Kaiſerin von Rußland in hellen Flammen auf, und ſie 
beſchloß die Oberſten Igelſtröm und Karr nach Polen zu 
ſchicken. Dieſelben ſollten nicht allein zu dem Biſchof von 
Krakau und ſeinem gleich eifrigen Amtsbruder, dem Biſchofe 
von Wilna gehen, ſondern auch die Vornehmſten der Unzu— 
friedenen aufſuchen und dieſelben ermahnen, ſich der Herſtellung 
der Rechte der Diſſidenten nicht zu widerſetzen, ſie würden 
damit die Freundſchaft der Kaiſerin gewinnen, im entgegen⸗ 
geſetzten Fall aber die ſchlimmſten Folgen empfinden ?). 

Oberſt Kary kam zuerſt nach Warſchau und brachte zu— 
gleich den Befehl, daß Repnin für die Diſſidenten nicht nur 
freie Religionsübung mit Einſchluß der Befugnis, neue Kirchen 
zu bauen, ſondern auch ganz gleiche Rechte mit den Ratho- 
liken verlangen ſollte. Die Stimmung der Prieſterſchaft war 
in der polniſchen Hauptſtadt inzwiſchen eine ſehr erregte ge⸗ 


1) Forſch. IX, 43. 44. 


2) Theiner IV, 2. p. 106. Eſſen, 16. u. 20. Auguſt. 
3) Forſch. IX, 175. 
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worden. Sie ſummten und brummten: es gebe keine Reli⸗ 
gion mehr in Warſchau, der König ſei nicht ſowohl ein Ra- 
tholik, als vielmehr ein Diſſident und bediene ſich des Namens 
der Nachbarmächte nur wie eines Mantels, um damit ſeine 
eigenen ſträflichen Neigungen für die Diſſidenten zu verdecken. 
Sie verſicherten alle alten Weiber, daß ihre Männer ganz 
unzweifelhaft würden verbrannt werden ). Sogar Repnin 
wurde nun bedenklich, er fand die Befehle, die ihm aus 
Petersburg geſchickt worden waren, entſetzlich, und die Haare 
ſtanden ihm zu Berge, wenn er daran dachte; denn er hatte 
nicht die geringſte Hoffnung, anders als allein durch Gewalt 
den Willen der Kaiſerin inbezug auf die weltlichen Rechte der 
Diſſidenten durchzuführen ). 

Dem Grafen Panin offenbarte der ruſſiſche Geſandte ſeine 
wahren Gefühle, dem Herrn v. Benoit dagegen wagte er 
nicht einmal ſogleich die empfangenen Inſtruktionen mitzuteilen 
unter dem Vorwand, er hätte noch nicht alles entziffern laſſen; 
er ſagte nur ſo viel, daß die Kaiſerin die Intereſſen der 
Diſſidenten ſehr ernſthaft zu verfolgen gedächte und in Gemäß— 
heit des Vertrages von 1764 auf die Mitwirkung Fried- 
richs II. rechnete. Da eigentlich bloß Rußland durch An— 
wendung von Geld und Truppen handeln würde, fuhr Repnin 
fort, ſo brauchte der König nur durch ſeinen Vertreter in 
Warſchau eine kräftige Sprache zu führen, zu allem, was 
Rußland thäte, Ja zu ſagen und zu erklären, daß die Schritte 
dieſer Macht in Übereinſtimmung mit Preußen geſchähen. Die 
Polen würden lärmen und Himmel und Hölle in Bewegung 
ſetzen, aber nicht zur Gewalt greifen; Drohungen und der 
Einmarſch von Truppen in die Bistümer würden ausreichen. 
Die Pforte könnte man durch Erklärungen beruhigen !). 

Benoit wollte nun wiſſen, wie er ſich verhalten ſollte; 
denn was er bisher aus Berlin vernommen, zeigte keine Ge⸗ 


1) Forſch. IX, 44. 
2) Sſolowjoff, S. 43 (17. September). 
3) Forſch. IX, 46. Benoit, 17. September. 
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neigtheit vonſeiten Friedrichs, für die Diſſidenten auch nur 
mit Drohungen einzutreten. Der König nannte das Ver- 
fahren Rußlands hart und despotiſch, und in einem Schreiben 
an Finckenſtein und Hertzberg ſprach er die Meinung aus, der 
Petersburger Hof wolle ſich durch den Beiſtand, welchen er 
den Diſſidenten leiſte, eine unabhängige Partei in Polen bil- 
den, die alle ſeine Vorſchläge dort unterſtütze ). Friedrich 
fürchtete den Ausbruch eines Krieges, wenn man in ſeinen 
Forderungen über die Toleranz hinausginge; denn die Polen 
würden ſich lieber dem Außerſten ausſetzen als jenen die Rechte 
zurückgeben, welche ſie ſchon ſo lange nicht mehr beſäßen, und 
es könnte zu einem allgemeinen Brande kommen, wenn die 
Polen ſich in die Arme von Oſterreich würfen. Das war die 
Beſorgnis, welcher er in der Korreſpondenz mit Solms am 
9. September Ausdruck gab, und zwei Tage darauf ſchrieb er 
an Benoit im äußerſten Vertrauen: er würde ſich nicht är⸗ 
gern, wenn die Sache mißlänge, doch müßte Benoit es ſich 
nicht merken laſſen, ſondern thun, als ob es ihm leid wäre. 
Ja, der König ging in ſeiner Furcht vor einem Kriege ſo weit, 
daß er Benoit anwies, durch dritte oder vierte Hand dagegen 
zu arbeiten, wenn es ſo geſchehen könnte, daß niemand merkte, 
woher es käme. Eine Woche ſpäter ließ er dem Fürſten 
Repnin ſagen: der König wäre bereit, ſeine freundſchaftlichen 
Vorſtellungen und Erklärungen zugunſten der Diſſidenten mit 
denen der Kaiſerin von Rußland zu vereinigen; aber zu gewalt- 
ſamen Schritten, welche dem Frieden und der Ruhe nachteilig 
fein würden, könnte er ſich nicht entſchließen ?). 

Benoit richtete ſich ſo genau als möglich nach dieſen Vor⸗ 
ſchriften, es half ihm aber nichts; denn die Verhaltungsbefehle, 
welche dem ruſſiſchen Geſandten aus Petersburg geſchickt wur⸗ 
den, lauteten eben ganz anders. Derſelbe wollte nicht nur 
bei ſeiner Auffahrt zum Reichstage die größte Pracht ent⸗ 
falten, ſondern er forderte von Benoit, daß dieſer gleichfalls 


1) Geheime Kabinettsakten, Neiße, 25. Auguſt. 
2) Forſch. IX, 46. 47. 174-175. 
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um feierliches Gehör vor den verſammelten Ständen bitten 
ſollte. Durch keine Vorſtellungen ließ er ſich davon abbringen, 
ſondern erwiderte: die Kaiſerin rechne mit Sicherheit dar⸗ 
auf ). Dem König von Polen teilte Repnin nicht allein mit, 
was Katharina für die Diſſidenten begehrte, ſondern er mele 
dete noch weiter, daß 40,000 Mann an der Grenze bereit 
ſtänden, um, wenn auf dem bevorſtehenden Reichstage nicht 
alles durchgeführt würde, den ruſſiſchen Forderungen den note 
wendigen Nachdruck zu geben. Stanislaus Auguſt entwickelte 
die Schwierigkeiten, ja, er hielt es für unmöglich, die Nation 
dafür zu ſtimmen, daß die Diſſidenten ſowohl in die Land- 
botenkammer als in den Senat gelangen könnten. Er ſuchte 
zu erfahren, ob das denn wirklich das letzte Wort wäre und 
ob die Ruſſen einrücken würden, wenn der Reichstag nicht 
alles bewilligte. Repnin gab ihm die feſte Verſicherung ). 
Er machte dann dem Vizekanzler dieſelbe Mitteilung, indem 
er ihn auf deſſen Anfrage zugleich ermächtigte, jedermann hier- 
von in Kenntnis zu ſetzen. Repnin fügte noch hinzu: die 
ruſſiſchen Truppen, die in Slonim ſtänden, hätten Befehl, 
die erſten drei Wochen während des Reichstags ruhig zu 
bleiben; wenn aber dann die Angelegenheit der Diſſidenten 
nicht nach dem Wunſche der Kaiſerin geordnet wäre, ſo würde 
fie, dieſe Truppen gegen ihre Widerſacher gebrauchen?), — Cre 
öffnungen, welche die Gärung ungemein erhöhten. 

Der König von Polen ſuchte von Katharina noch eine 
Ermäßigung ihrer Forderungen zu erlangen. „Thun Sie das 
Mögliche und Unmögliche“, ſchrieb er an Rzewuski, „und 
ſtellen Sie vor, daß weder von mir, noch von der ganzen 
Nation ſo ſchädliche Dinge jemals bewilligt werden können, 
und daß man, wenn man darauf beſteht, mich zugrunde richten 
und die Diſſidenten, anſtatt ihnen zu helfen, nur unglücklicher 
machen wird.“ Noch dringender ſchrieb Stanislaus Auguſt 


1) Forſch. IX, 47. 
2) Sſolowjoff, S. 43. Raumer IV, 53. 
3) Eſſen, 24. September. 
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am andern Tage: „Die letzten Befehle, welche der Fürſt 
Repnin empfangen hat, die Diſſidenten in den Reichstag ein⸗ 
zuführen, ſind ein wahrer Wetterſchlag für das Land und für 
mich perſönlich. Wenn es noch menſchenmöglich iſt, ſo zeigen 
Sie der Kaiſerin, daß die Krone, welche ſie mir verſchafft 
hat, ein Neſſusgewand für mich werden wird; es wird mich 
verzehren, und mein Ende ſchrecklich ſein.“ Er beklagte dann 
die furchtbare Wahl, zu welcher er, wenn die Kaiſerin auf 
ihren Befehlen beſtände, ſich in kurzem würde getrieben ſehen, 
entweder ihre Freundſchaft aufzugeben oder an ſeinem Vater⸗ 
lande zum Verräter zu werden; denn wenn auch nur zehn 
bis zwölf Diſſidenten in den Reichstag kämen, ſo würden ſie 
geſetzlich anerkannte Häupter einer Partei ſein, welche den pol⸗ 
niſchen Staat nur als einen Gegner betrachten könnte, gegen 
den ſie notwendig und unaufhörlich im Auslande Beiſtand 
ſuchen müßte. Ein nichtiger Vorwand, welchen Katharina und 
Panin leicht zurückwieſen. „Thun Sie, was Ihnen möglich 
iſt“, ſchrieb Stanislaus Auguſt am Schluß, „es handelt ſich 
um alles für Ihr Vaterland, Ihren Freund und König, welcher 
die ganze Bitterkeit ſeiner traurigen Würde nie ſtärker gefühlt 
hat, als bei dieſer ſchrecklichen Gelegenheit. Umkommen iſt 
nichts, aber umkommen durch die Hand, welche man liebt, iſt 
entſetzlich!“ ) 

Inzwiſchen waren die Biſchöfe nach Warſchau gekommen. 
In ihren Sprengeln hatten ſie angeordnet, es ſollte für die 
Erhaltung der Religion öffentlich gebetet und das Sakrament 
ausgeſtellt, Litaneien geſungen und Prozeſſionen in allen Städten 
und Dörfern gehalten werden; denn das ſind die Mittel, welche 
den katholiſchen Kirchenfürſten zugebote ſtehen, um die urteils⸗ 
loſe Menge zu bethören. Jetzt aber verſammelten ſie ſich in 
der Hauptſtadt des Landes zu gemeinſchaftlichen Sitzungen und 
ermutigten einander und ſagten laut und öffentlich: ſie würden, 


1) Sbornik XXII, No. 271—273. Die beiden Schreiben find vom 


25. und 26. September, vielleicht aber erſt den 29ſten i (Vgl. 
Eſſen zum 1. Oktober.) . 
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wenn man ſie gar zu ſehr drängte, des Morgens auf die 
Kanzel ſteigen und das Volk zum Widerſtande gegen die ge⸗ 
fährlichen Pläne mahnen, welche gegen die Heiligkeit der Reli⸗ 
gion geſchmiedet würden, und nachmittags in der Reichs⸗ 
verſammlung ihre Sache mit derſelben Wärme verteidigen. 
Die Prälaten machten ihr Teſtament, um ruhig ihr Schickſal 
erwarten zu können ). 

Oberſt Karr bot alles auf, um dieſen Widerſtand zu 
brechen. Er ging von Biſchof zu Biſchof, von Senator zu 
Senator, teilte die Forderungen der Kaiſerin mit und ſuchte 
durch Drohungen einzuſchüchtern. Im Anfange des Oktober 
kam Igelſtröm ebenfalls nach Warſchau, verſehen mit den⸗ 
ſelben Verhaltungsbefehlen 2). Jedoch die Kirchenfürſten blieben 
feſt. Auch die Czartoryski verſagten dem ruſſiſchen Geſandten 
in dieſer Angelegenheit ihren Beiſtand; der Großkanzler von 
Litauen erklärte dem Fürſten Repnin: man könne den Diſſi⸗ 
denten nicht mehr als Duldung gewähren; Polen erwarte das 
Schickſal, mit welchem Rußland es bedrohe. Man verbarg 
ſich nicht, daß man der Gewalt würde weichen müſſen, aber 
man tröſtete ſich mit dem Gedanken, daß die Ruſſen nicht 
ewig in Polen bleiben würden; nach ihrem Abzuge, ſpiegelte 
man ſich vor, werde man Mittel finden, um die Lage der 
Diſſidenten tauſendmal ſchlimmer zu machen, als fie gegen- 
wärtig ſei, man werde ſie dann aus dem Lande jagen. 

Bei dieſer Lage der Dinge ſchickte Repnin durch einen Eil— 
boten den Befehl an den Generalmajor Soltikoff, die Dörfer 
der Biſchöfe von Krakau und Wilna, die als die eigentlichen 
Aufwiegler galten, mit Truppen zu beſetzen und die letzteren 
dort verpflegen zu laſſen. „Denn es kann mit der Diſſi⸗ 
dentenſache“, ſchrieb er an Panin, „nicht ſchlimmer werden, 
als es bereits iſt, und vielleicht macht dieſes Verfahren einigen 
Eindruck und ändert irgendetwas zum Beſſeren. Es iſt nicht 
die geringſte Hoffnung vorhanden, ohne Anwendung von Ge— 


1) Eſſen, 24. u. 27. September. 
2) Ebd., 1. u. 4. Oktober. 
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walt zum Ziele zu kommen. So bleibt denn nichts weiter 
übrig, als allein auf dieſe ſich zu verlaſſen; denn nicht ein 
Teil des Reichstages wird der Sache entgegen ſein, ſondern 
alle, Mann für Mann, da außer der geſamten Geiſtlichkeit 
und ihrem Anhange der König, die Fürſten Czartoryski und 
ihre Parteigänger, was allein ſchon alles in ſich vereinigt, den 
Gegnern ſich anſchließen.“ +) 

Stanislaus Auguſt hatte ſchon früher von Panin die Er⸗ 
laubnis erhalten, daß der Reichstag in den erſten vierzehn 
Tagen ſtaatswirtſchaftliche Fragen beraten könnte; jedoch der 
Biſchof von Krakau konnte die Zeit nicht erwarten. Am 
11. Oktober ergriff er eine Gelegenheit, um für die Religion 
zu ſprechen. Er las eine lange Rede vor, worin er die Diſ— 
ſidenten, „dieſes Otterngezücht“, aufs heftigſte ſchalt, weil ſie 
die Nachbarmächte um Beiſtand angerufen hätten, er, der 
ſchon bei der letzten Königswahl und wiederum vor kurzem 
dasſelbe gethan und ſogar an den Liebhaber der Kaiſerin, den 
Grafen Orloff, gegangen war. Der Eiferer ſtellte dann den 
Antrag, daß ein Geſetz gegeben werden ſollte, durch welches 
alle der katholiſchen Kirche günſtigen, den Diſſidenten nach⸗ 
teiligen Beſtimmungen beſtätigt und zugleich den künftigen 
Reichstagen die Befugnis genommen würde, darin Anderungen 
zu treffen; gegen alle diejenigen, welche dergleichen vorſchlügen, 
Diſſidenten oder Katholiken, ſollten die ſtrengſten Strafen feſt⸗ 
geſetzt werden. Die Biſchöfe ſtimmten zu, die Senatoren 
blieben ſtumm, die Landboten bezeigten laut ihren Beifall. 
Aber der König wußte mit Geiſtesgegenwart und Geſchicklich⸗ 
keit die Gefahr einer plötzlichen Beſchlußnahme zu verhindern, 
und der Reichstag beſchäftigte ſich weiter mit weltlichen An⸗ 
gelegenheiten ). 

Die verſchiedenen Nachrichten über den polniſchen Glaubens⸗ 
wahnſinn blieben in Petersburg doch nicht ganz ohne Wirkung. 
Panin zeigte ſich geneigt, die weltlichen Rechte der Diſſidenten 


1) Sſolowjoff, S. 45. 
2) Theiner IV, 2. p. 100sqq. 116 sqq. 
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zu beſchränken; aber wenn der Reichstag jede Verſtändigung 
hierüber zurückwieſe, wollte Rußland eine Konföderation der 
Diſſidenten gegen die Czartoryski ins Leben rufen ). 

Den Einfluß dieſer Verhaltungsbefehle nehmen wir in den 
Erklärungen wahr, welche die beiden verbündeten Mächte dem 
Reichstag übergeben wollten. Das ruſſiſche Schriftſtück iſt 
außerordentlich merkwürdig; in der langen Einleitung, welche 
die Handlungsweiſe der Kaiſerin rechtfertigen ſoll, wird den 
Diſſidenten die Befugnis zugeſprochen, wenn ſie für ihre Be⸗ 
ſchwerden durchaus kein Gehör erlangen, ſich von der bis⸗ 
herigen Gemeinſchaft loszuſagen, an deren Vorteilen ſie nicht 
teilnehmen, unter ihren Nachbarn die auszuwählen, welche 
zwiſchen ihnen und ihresgleichen richten ſollen, und deren Bei- 
ſtand zu gebrauchen, wenn ſie ſich der Verfolgung nicht an- 
ders entziehen können. 

In der Erklärung berief ſich Katharina weiter auf den 
Vertrag von 1686; aus dieſem nimmt ſie, wie die andern 


1) Dieſe Darſtellung beruht auf den Angaben des Grafen Solms 
in den Forſchungen (IX, 177. 178) vom 14. und 21. Oktober. Man hat 
in Rußland ohne Zweifel am 14ten das Schreiben Repnins vom 5. Ok— 
tober bekommen. Am 21. Oktober meldet Solms: Die Antwort der 
Kaiſerin an Stanislaus Auguſt „a été envoyée par un courrier au 
Prince Repnin qui regoit en méme tems des instructions portant que 
si la diète polonoise refusoit tout accomodement sur le tempore] des 
dissidens, la conféderation générale devoit s’assembler tout de suite 
de la part des dissidens“. Dieſelbe werde gegen die Czartoryski auf— 
treten und ſich durch alle Unzufriedenen verſtärken. Letztere Drohung 
findet ſich in dem Reſkript der Kaiſerin an Repnin vom 17. Oktober bei 
Sſolowjoff (S. 45). Katharina antwortet außerdem an demſelben 
Tage dem Könige von Polen, der am 5. Oktober unmittelbar an ſie ge— 
ſchrieben hatte (Sbornik XXII, No. 276. 277). Die Inſtruktionen, deren 
Solms am 21. Oktober gedenkt, finden ſich, wenn ich nicht ſehr irre, bei 
Sſolowjoff, S. 31, wo es z. B. heißt: „Wenn der Reichstag auf 
gar nichts eingehen ſollte, fo haben Sie die Diſſidenten darauf vorzu- 
bereiten, daß ſie alle zu derſelben Zeit den Reichstag verlaſſen und eine 
Konföderation bilden.“ Sſolowjoff ſagt, Repnin habe dieſe Inſtruk⸗ 
tionen den 26. September erhalten, es muß aber wohl Oktober heißen; 
in den September laſſen ſich die Inſtruktionen gar nicht einreihen. 
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Mächte aus dem von Oliva, die Verpflichtung, über die 
Sicherheit aller Teile der Republik zu wachen und jeder Zwie⸗ 
tracht unter ihnen dadurch zu ſteuern, daß ſie ihnen volle 
Gerechtigkeit verſchaffe, oder vielmehr, daß ſie allen überhaupt 
und jedem insbeſondere dasjenige gewährleiſte, was ihnen 
gebühre. 

Die Religionsfreiheit wird ein göttliches, d. h. unveräußer⸗ 
liches Recht genannt und in vollem Maße für die Diſſidenten 
in Anſpruch genommen; was dagegen die weltliche Gleich— 
ſtellung betrifft, ſo befürwortet die Erklärung wohl dieſelbe 
ſehr, fordert fie aber nicht ausdrücklich in ihrem ganzen Um— 
fange, ſondern verlangt nur, daß durch eine Unterhandlung 
mit den Diſſidenten der Anteil feſtgeſetzt werde, welchen ſie 
an der Verwaltung des Staates und den Gnadenerweiſungen 
der Krone haben ſollen. 

Die preußiſche Kundgebung zählte wie die ruſſiſche die ein⸗ 
zelnen Rechte auf, welche die Diſſidenten in religiöſer Be⸗ 
ziehung haben müßten, und verlangte dann ebenfalls, daß 
man mit den Diſſidenten auf eine billige Weiſe ſich über den 
Anteil verſtändige, welchen dieſelben an den Gnadenerweiſungen 
und Amtern des Königreiches haben ſollen. Auf den Wunſch 
des Petersburger Hofes ward hier als Grund für die Ein— 
miſchung auch das enge Bündnis mit der Kaiſerin genannt, 
mit welcher der König nicht umhin könnte ganz in überein⸗ 
ſtimmung zu handeln ). 

Am 4. November erhielt der Fürſt Repnin die Audienz, 
die er verlangt hatte; wenige Tage ſpäter, am 10ten, auch 
Benoit. Dann nahm der päpſtliche Nuntius dieſelbe Freiheit 
für ſich in Anſpruch und erſchien am 12ten im Reichstag. 
Er forderte die Polen natürlich auf, den Diſſidenten jede 
Bitte zu verweigern. „Ihr werdet nicht allein die öffentliche 
Übung der verdammten Religionen aus allen Kräften von 


1) Theiner IV, 2. p. 109sqq. Auch die däniſche und engliſche Er⸗ 
klärung ſind dort zu finden; die Geſandten überreichten ſie am 4. No⸗ 
vember vor der Audienz Repnins. Büſching XIII, 67. 
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eurem Reiche fernhalten“, ſprach er, „ſondern auch keine Vet- 
bhäuſer den Diſſidenten gewähren; denn was iſt eine folche Er⸗ 


laubnis anders als eine offenbare Verletzung der katholiſchen 
Religion und ihrer Vorſchriften? Und wenn man den ketze⸗ 
riſchen Geiſtlichen zu predigen geſtattet, heißt das nicht ihnen 
Gelegenheit geben, ihre falſche Lehre tiefer einzuprägen, damit 
die Zuhörer den Irrtum eifriger feſthalten und hartnäckiger 
widerſtreben? Und wenn man ihre unheilige Abendmahls⸗ 
feier duldet, verlockt man da nicht gewiſſermaßen dieſe Pre⸗ 
diger, das Sakrament des Altars zu beflecken?“ 1) Es iſt 
traurig, wenn man durch die amtliche Stellung gezwungen 
wird unvernünftig zu reden. Aber der Nuntius hatte davon 
kein Bewußtſein, ſondern er ſchloß mit den gottloſen Worten: 
der Geiſt des Herrn habe durch ihn geſprochen. 

Wenn die Polen ſeinem Rate folgten, ſo bereiteten ſie 
ſich ſchlimme Tage; denn daß Katharina keine Rückſichten 
nahm, konnten ſie eben wieder an Kurland ſehen, wo ruſſiſche 
Truppen diejenigen, welche dem neuen Herzoge noch nicht den 
Eid geleiſtet hatten, zur Huldigung zwangen ?). Sollten aber 
die Katholiken ihre ſchändlichen Drohungen ausführen und die 
Diſſidenten ächten, ſo war die Kaiſerin entſchloſſen, dies als 
eine Kriegserklärung zu betrachten und ihre Truppen in Polen 
wie in einem feindlichen Lande ſchalten und walten zu laſſen, 
beſonders auf den Beſitzungen der Czartoryski ). 

Indem nun aber die Schwierigkeiten ſich vermehrten, ſuchte 
Rußland von Preußen bewaffneten Beiſtand für den Fall der 
Not zu erlangen. Bereits im Anfange des Oktober hatte 
Repnin den Wunſch ausgeſprochen, Benoit möge bei ſeinen 
Unterredungen mit den Biſchöfen durchblicken laſſen, daß der 
König, ſein Herr, durch hartnäckigen Widerſtand dahin gebracht 
werden könnte, ſo ernſthafte Schritte zu thun wie Rußland. 
Um die Mitte des Oktober ſprach auch Panin davon, daß 


1) Die Rede ſteht bei Theiner IV, 2. p. 1248. 
2) Büſching XIII, 63. Eſſen, am 22. Oktober. 

3) Solms, 25. Oktober. Sbornik XXII, 508. 524. 
Reimann, N. Geſch. Preußens. I. 13 
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Friedrich wenigſtens durch militäriſche Bewegungen an der 
Grenze die Kaiſerin unterſtützen möchte; wenn er ſich aber 
entſchlöſſe, Truppen einrücken zu laſſen, ſo würde er für die 
mäßigen Koſten, die ihm hieraus erwüchſen, ſich im Lande 
ſelbſt entſchädigen können ). Jedoch der König von Preußen 
wollte nur die Erklärung zugunſten der Diſſidenten überreichen 
laſſen. „Die Kaiſerin“, heißt es in einer von ihm aufgeſetzten 
Depeſche vom 30. Oktober, „hat mir voriges Jahr durch 
Saldern ſelbſt geſchrieben, daß ſie es nicht mit gleichgültigen 
Augen anſehen würde, wenn ich mich in die polniſchen An- 
gelegenheiten miſchte; Panin hat Euch zuletzt eröffnet, daß man 
ſich mit meiner Erklärung auf dem Warſchauer Reichstage 
begnügen und das Weitere Rußland übernehmen würde. Es 
übernehme das denn und man laſſe mich in Ruhe; denn 
wenn ich Truppen in Bewegung ſetze, ſo werden die Polen 
ſchreien, und in Petersburg, wo man oft launiſch iſt, wird 
man finden, daß ich zu viel gethan habe. Dieſe Plackereien 
werden mir zuletzt unerträglich werden. Ich habe übrigens 
nicht den geringſten Vorwand, mich in die polniſchen Angelegen⸗ 
heiten zu miſchen.“ Letzteres war aber nicht ganz richtig. Der 
König fürchtete nur die Gefahr einer neuen Störung des Welt- 
friedens. „Am Ende“, ſchrieb er, „würde man ſich genötigt 
ſehen, mit halb Europa Krieg zu führen.“ Dagegen die Ein⸗ 
führung der Stimmenmehrheit auf den Reichstagen war ihm 
gänzlich zuwider. „Das kann ernſthaft werden, wenn man 
nicht acht giebt, und muß in dieſem Augenblicke der Haupt⸗ 
gegenſtand fein, welcher uns beſchäftigt.“ ?) 

Um die Wahl nicht zu gefährden und den Polen zu zeigen, 
daß man ökonomiſchen Verbeſſerungen im Innern nicht ent⸗ 
gegenträte, hatte man auf dem Konvokationsreichstage von 
1764 zugelaſſen, daß die Angelegenheiten der beiden neugebil⸗ 
deten Kommiſſionen des Schatzes und des Krieges auf den 


1) Sbornik XXII, 500. 


2) 30. Oktober 1766; aber fälſchlich in das Volumen von 1767 ein⸗ 
geheftet. 
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freien, d. h. nicht unter dem Bande der Konföderation gehal- 
tenen Reichstagen mit Stimmenmehrheit entſchieden werden 
ſollten. Aber Verſuche, die man auf dem Krönungsreichstage 
gemacht, dieſes Prinzip noch weiter auszudehnen, waren ge⸗ 
ſcheitert, und deshalb bemühte ſich der Krongroßkanzler von 
Litauen, jetzt auf verſteckte Weiſe dieſes Ziel zu erreichen. Jedoch 
Benoit und Repnin wurden argwöhniſch, verlangten den Ent- 
wurf zu ſehen und fanden ihn ſehr fein gemacht, aber ge- 
fährlich. Indem es ungewiß blieb, welche Gegenſtände der 
Stimmenmehrheit unterworfen wären, fragten am 15. Oktober 
abends Benoit und Repnin die Czartoryski, ob auch die Cine 
führung neuer Steuern hierzu ſollte gerechnet werden, und als 
das bejaht wurde, da erklärten beide: das würden ihre Höfe 
niemals dulden; dann könnte man die Geſchäfte der Kriegs— 
kommiſſion ebenfalls hierher ziehen. „Allerdings“, erwiderten 
die Polen. Das beſtritten denn die Geſandten mit Entſchieden— 
heit; ſie meinten, jenes Geſetz von 1764 beträfe nur die Ver⸗ 
waltung der Gelder, die im Schatze wären oder durch die 
Steuern einkämen. Jeder Teil warf dem anderen Willkür in 
der Auslegung vor. Die Geſandten aber wollten den foft- 
barſten Edelſtein der polniſchen Freiheit, ſagten fie, das Libe- 
rum veto, nicht antaſten und eine Vermehrung der Truppen 
über die Wahlkapitulation hinaus nur mit Stimmeneinheit 
einführen laſſen. „So dürfen wir alſo bei uns nicht thun, 
was wir wollen?“ fragten die Polen. — „Ja wohl“, ant⸗ 
worteten die Geſandten, „aber nicht die beſtehende Regierungs— 
form umſtürzen, und in jedem Fall haben unſere Höfe das 
Recht, ſolche Vorkehrungen und Maßregeln zu treffen, wie ſie 
für notwendig finden.“!) Nach dem Berichte Benoits ſprach 
Repnin hierbei bewunderungswürdig und entfaltete alle wün— 
ſchenswerte Feſtigkeit?). Der ruſſiſche Geſandte ging auch zum 


1) Forſch. IX, 49 ff. 

2) Repnin ſagte zu Eſſen, wie dieſer am 21. Oktober berichtet: 
„que ces messieurs, au lieu de laisser tomber T'affaire de la plura- 
lité en matiére d'Etat, la poussoient apres la Déclaration qu'il leur 
avoit fait au nom de sa souveraine, avec plus de chaleur que jamais, 

13 * 
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König, erhielt aber von dieſem dieſelben Antworten wie in der 
Konferenz. Jedoch im Reichstage wuchs die Oppoſition; alle 
Biſchöfe waren der Meinung, ein perſönliches Recht, wie das 
Liberum veto, könnte nur durch Einſtimmigkeit wieder auf⸗ 
gehoben werden. Da vertagten die Urheber den gefährdeten 
Entwurf; aber die Geſandten ließen ſich nicht einſchläfern. 
Repnin teilte nun die preußiſche Meinung, daß die Kon⸗ 
föderation endlich aufhören müßte; Benoit hielt die ſtärkſten 
Erklärungen für notwendig und wollte ſich allen Schritten an— 
ſchließen, welche jener inbezug hierauf zu thun gedächte, wie 
energiſch fie auch wären ). In einem nur für ihn beſtimmten 
Schreiben billigte Friedrich den Widerſtand gegen die Fort⸗ 
dauer der Konföderation und gegen jede Veränderung der Re⸗ 
gierungsform; dann aber fuhr der König fort: „Da Rußland 
und Polen möglicherweiſe ſich hierüber entzweien und ich mich 
nicht darein miſchen will, fo dürft Ihr während dieſes Reichs⸗ 
tages nur freundſchaftliche Erklärungen abgeben.“ ?) Indes zu 
ſolchem Hader kam es nicht. Der König von Polen blieb 
allerdings hartnäckig und wollte durchaus das Liberum veto 
beſeitigen; er überredete ſich wohl, Repnin überſchritte ſeine 
Verhaltungsbefehle und die Mächte würden nicht mit gleich⸗ 
gültigen Augen das despotiſche Verfahren Rußlands anſehen. 
Seine Brüder beſtärkten ihn in dieſer Auffaſſung. Sie glaubten 
wahrſcheinlich mit ihm, daß die Polen aus Haß gegen die 
Höfe, welche die Diſſidenten unterſtützten, bereitwilliger als 
früher ſein würden, die Staatsgewalt zu ſtärken. Aber ſie 
täuſchten ſich. Die Anhänger einer unvernünftigen Freiheit 
traten immer kühner als Gegner hervor; an ihre Spitze ſtellte 
ſich auch hier der Biſchof von Krakau. Am 28. Oktober war 
Repnin zu ihm gegangen und hatte zu ihm und mehreren 
Senatoren und Landboten geſagt: die Kaiſerin beſchütze nicht 
allein die Freiheit der Nation und die Form der Regierung, 


qu'il voyoit, que Pon vouloit s'élever en monarchie, payer d'ingrati- 
tude la Russie et devenir son plus dangereux ennemi etc.“ 
I) Forſch. IX, 49 ff. (18. Oktober) u. 51 (22. Oktober). 

2) Am 29. Oktober an Benoit, jedoch im Volumen für 1767. 
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ſondern ein jeglicher, der ſich über ein Unrecht zu beſchweren 
hätte, könnte ſich dreiſt an ſie wenden und auf ihren Schutz 
rechnen ). Die Worte lockten. Auch die Czartoryski hielten 
inne. Sie ſahen ohne Zweifel ein, daß gegen den Einſpruch 
von Rußland und Preußen und gegen die wachſende Oppo⸗ 
ſition des eigenen Volkes keine Reform durchzuſetzen wäre; ſie 
begannen darum einzulenken 2). 

Als Repnin von Petersburg Verhaltungsbefehle bekommen 
hatte, da begab er ſich zum König und forderte, daß alles 
beim alten bleiben ſollte; Benoit äußerte ſich ebenſo. Sie 
übergaben am 11. November auch ſchriftlich den Einſpruch, 
welchen ihre Höfe gegen den Vorſchlag erhoben, daß der Reichs⸗ 
tag durch Stimmenmehrheit über die Auflegung von Steuern 
und die Vergrößerung des Heeres entſcheiden dürfe ). Und 
aus Petersburg kamen von Rzewuski Briefe über Briefe, die 
nur vom Zorne der ruſſiſchen Miniſter und beſonders des 
Grafen Panin redeten, welcher gegen Stanislaus Auguſt und 
Die Cartoryski fic) in den heftigſten Ausdrücken erging). Es 
war, wie Eſſen richtig bemerkt, das ſonderbarſte Schauſpiel, 
das verwirrteſte Chaos, welches man auf Erden je geſehen. 

Endlich am 21ſten brachte der Krongroßkanzler Zamoyski 
die Erklärung Rußlands und Preußens gegen das Geſetz von 
1764 und zugleich die Diſſidentenſache vor die Verſammlung. 
Es entſtand jetzt ein fürchterlicher Lärm und die Landboten 
ſchrieen aus Leibeskräften: man müſſe mit der Religion an⸗ 
fangen und den Vorſchlag des Biſchofs von Krakau gegen die 
Diſſidenten unterſchreiben laſſen. Die Unordnung nahm fo 
zu, daß der König fortging. Aber am anderen Tage gelang 
es, die Frage wegen der Schatzkommiſſion zu Ende zu bringen. 
Der Reichstag entſchied, es dürften nur mit Stimmeneinheit 


1) Eſſen am 29. Oktober und 5. November. Infolge deſſen blieben 
die Truppen, die nach ſeinen Beſitzungen marſchieren ſollten, in der 
Gegend von Warſchau ſtehen. 

2) Raumer IV, 69. 70. Forſch. IX, 52. 53. 181 (18. Nov.). 

3) Eſſen, 12. November. Theiner IV, 2. p. 121. 

4) Eſſen, 19. November. 
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neue Steuern aufgelegt und bereits beſtehende erhöht werden, 
gerade fo, wie es bei der Vermehrung des Heeres, beim Ab⸗ 
ſchluß von Verträgen und bei der Kriegserklärung und anderen 
Staatsangelegenheiten notwendig wäre. Die Czartoryski hatten 
dafür geſtimmt, und auch der König zu dieſem Erfolge mit⸗ 
gewirkt, aber es war der härteſte Schlag, welcher letzteren 
traf. Als ihn der Fürſt Repnin am folgenden Tage bei der 
herkömmlichen Audienz der Geſandten im Schloſſe ſah, fand 
er ihn in der troſtloſeſten Gemütsverfaſſung, und er hatte 
demſelben kaum für fein Verhalten bei dieſer wichtigen Gelegen- 
heit gedankt, als Stanislaus Auguſt in Gegenwart aller An⸗ 
weſenden zu weinen anfing und außerſtande war, dem Fürſten 
etwas zu erwidern. Zu dem engliſchen Geſandten aber hat 
er mit Thränen in den Augen geſagt: das wäre der Todes— 
ſtoß für die Republik, und ſeine Krone ſowie ſein Leben hätten 
jetzt keinen Wert mehr für ihn. 

Auch am 22ſten hatten die Landboten verlangt, den Ent⸗ 
wurf des Biſchofs von Krakau zu unterſchreiben. Jedoch der 
König trat dazwiſchen und legte die Sache noch einmal in die 
Hände der Biſchöfe, damit ſie die zeitgemäßen Abänderungen 
vornehmen möchten; und als dieſelben Sonntag früh ver— 
ſammelt waren, da erſchienen auch die Miniſter und ſuchten 
ihnen abermals Zugeſtändniſſe für die Diſſidenten abzugewinnen. 
Ebenſo waren die Vertreter der Mächte, welche für die Reli⸗ 
gionsfreiheit ſich verwendet hatten, in dieſem Sinne thätig. 
Der engliſche Geſandte ſchrieb nach London: „Sie können 
denken, daß wir keinen Stein unbewegt und keinen Grund 
unerwähnt ließen, um die Herzen dieſer ehrwürdigen Prälaten 
zu erweichen und fie dahin zu bringen, daß fie allen Bor- 
urteilen um der Sache der Menſchheit und Gerechtigkeit willen 
entſagten und die Gefahren abwendeten, welche ſonſt ihr Vater 
land bedrohten.“ Und Benoit berichtet nicht nur ebenfalls 
von eifrigen Unterhandlungen, ſondern er meldet auch, daß 
Ausſicht auf Zugeſtändniſſe gemacht worden wären ). Jedoch 


1) Hierher gehört, was Eſſen am 26. November berichtet: „On 


* 
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in Wirklichkeit kam es anders. Nachdem die Prälaten nach⸗ 
mittags noch ſieben Stunden unter ſich beraten hatten, legten 
ſie doch am 24ſten den Entwurf des Biſchofs von Krakau vor, 
der jetzt auch unter unendlichem Freudengeſchrei unterſchrieben 
ward. Alle dringenden Bitten der polniſchen Miniſter, alle 
Kundgebungen des nuſſiſchen Geſandten hatten gar nichts ge- 
holfen, und es blieb alſo bei den unduldſamen Geſetzen von 
1717, 1733 und 1764. 

Am 28. November verlangte der Biſchof von Krakau, daß 
die ſeit 1764 beſtehende Konföderation endlich aufgelöſt würde. 
Jedoch erſt in der letzten Sitzung des Reichstags am 29. No- 
vember kam dieſer Antrag zur Verhandlung; der König bot 
alles dagegen auf, aber er mußte zuletzt auch hier nachgeben. 

Der maſoviſche Landbote Karczewski machte noch einen 
Verſuch, den Diſſidenten ſogar einige weltliche Rechte zu ver⸗ 
ſchaffen, und ein anderer, Markowski aus Podlachien, empfahl 
einen Vorſchlag, von dem er ſagte, daß er aus den Händen 
eines Biſchofs käme. Wirklich hatte der Biſchof von Cujavien, 
wie der päpſtliche Nuntius ſpäter erfuhr, einen großen Anteil 
daran gehabt und im Einverſtändnis mit dem König und den 
Miniſtern ſich Mühe gegeben, demſelben bei den Senatoren 
und Landboten Eingang zu verſchaffen. Doch die Polen ließen 
den letzten Zeitpunkt, wo ſich Rußland noch gemäßigt zeigte, 
ungenützt vorübergehen. Der Biſchof von Krakau und andere 
widerſetzten ſich, der Antrag fiel, und nur geringe Zugeſtänd— 
niſſe machte die hohe Geiſtlichkeit, um die ärgſten Mißbräuche 
zu beſeitigen. Nach ihrem Vorſchlage, der vom Reichstage 


étoit convenu avec le Roi que les Etats accorderoient aux Dissidens 
plus de liberté dans l’exercise de leur réligion et qu'il leur seroit 
permis de demander des charges dans les Provinces et des Starosties.“ 
Hierher gehörten ferner wohl auch die bei Theiner IV, 2. p. 29 von 
Michael Czartoryski erwähnten ,,proposizioni di transazione“, welche 
Repnin auf dieſem Reichstage gemacht habe, nämlich: „che la nazione 
dichiarasse e stabilisse, che il Re possa conferire una Starostia di 
giurisdizione in ciascun palatinato ad un Dissidente, e che per il 
tribunale possano le dietine eleggere in giudice pure un Dissidente.“ 
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gebilligt wurde, ſollten die Diſſidenten Kirchen nicht nur aus⸗ 
beſſern, ſondern auch neu herſtellen dürfen, jedoch ohne den 
Umfang zu vergrößern. Auch wurden ſie angewieſen, hier wie 
bet anderen Gelegenheiten die Erlaubnis des Ortspfarrers etu- 
zuholen, die, wenn ſie auch umſonſt erteilt werden ſollte, doch 
demütigend für die Diſſidenten war und den geiſtlichen Hoch- 
mut der katholiſchen Prieſterſchaft in Polen nähren mußte. 
Wo es keine Kirchen gab, da ſollten die Proteſtanten und 
nichtunierten Griechen in Privathäuſern beſcheiden und in der 
Stille ihren Gottesdienſt halten dürfen. Das feierliche Be⸗ 
gräbnis ward ihnen unbarmherzig verboten, außer wo es 
bisher geſetzmäßig war. Den Prieſtern der nichtunierten Grie⸗ 
chen erteilte man die Erlaubnis zu taufen, den Trauungen 
ihrer Pfarrkinder beizuwohnen und zu begraben, nur ſollten 
die Stolgebühren an die katholiſchen Pfarrer entrichtet werden; 
doch wollten die Biſchöfe letzteren großmütig unterſagen, mehr 
als von den Katholiken zu fordern. Über die Trauung bei 
den Proteſtanten wurde gar nichts geſagt. Das ungefähr find 
die Zugeſtändniſſe, zu denen ſich die kurzſichtigen Biſchöfe jetzt 
herbeiließen ). 

Daß die proteſtantiſchen Geiſtlichen nicht die Erlaubnis 
empfingen, denjenigen von ihren Pfarrkindern, die einander 
heiraten wollten, den kirchlichen Segen zu erteilen, darüber 
wundert man ſich billig; aber die Kunſtgriffe der Hierarchie, 
um Seelen zu fangen, ſind ſehr mannigfaltig. Kurz nachher 
weigerte ſich auf biſchöflichen Befehl ein katholiſcher Prieſter 
in Warſchau, einen diſſidentiſchen Soldaten zu trauen, wenn 
deſſen gleichfalls diſſidentiſche Braut nicht katholiſch würde. 
Der Thorner Reſident v. Geret, dem wir dieſe Kunde ver⸗ 
danken, ſetzt hinzu: „Sogar alle Katholiken, die geſcheit denken, 
haben geſagt, das ginge nicht an, das wäre ja wider die 
Menſchlichkeit und ſelbſt unter Barbaren unerhört.“ Mit Ver⸗ 
gnügen erfährt man, daß doch einige polniſche Köpfe noch ein 


1) Theiner IV, 2. p. 102 —104. 129. Forſch. IX, 54 fl. Rau⸗ 
mer IV, öff. 5 Eſſen, 22., 26., 29. November und 3. Dezember. 
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richtiges Urteil hatten; aber was iſt das für eine Nation, die 
ſich ein ſolches Joch von ihrer Prieſterſchaft hat aufbürden 
laſſen! 

Erſt am 30ſten früh um 10 Uhr endete dieſe Sitzung, die 
19 Stunden gedauert hatte, und zugleich der ganze denkwürdige 
Reichstag. Die Landboten konnten nun fröhlich heimwärts 
eilen und ihren Gattinnen mit Stolz erzählen, daß ſie die 
Religion gerettet hätten. Die Unſeligen frohlockten wie zu 
unſeren Zeiten die Türken über den Ausgang der Konferenz 
in Konſtantinopel. 


Sechſtes Kapitel. 


Der preußiſch⸗ ruſſiſche Vertrag vom 4. Mai 1767 und 
der außerordentliche polniſche Reichstag von 1767/8. 


„Die Kaiſerin von Rußland hat noch nie das, was ſie 
ſich in den Kopf geſetzt, fahren laſſen“ ), bemerkte der Thorner 
Reſident Geret gegen Ende des Reichstags in einem ſeiner ver— 
traulichen Schreiben, und er zeigte dadurch, daß er einen tiefen 
Blick in das Weſen dieſer Herrſcherin gethan. Katharina war 
weit entfernt, die Niederlage, die ſie in Polen erlitten, mit 
Gelaſſenheit zu ertragen; vielmehr hatte bereits am 25. Ok⸗ 
tober Solms ausführlich berichtet, wie der ruſſiſche Hof zu 
verfahren gedächte, wenn Repnins Befürchtungen einträten. 
In dieſem Falle ſollten die Diſſidenten ſich konföderieren und 
durch ruſſiſche Truppen geſchützt werden; außerdem wollte man 
den vertriebenen Fürſten Karl Radziwill, den Krongroßfeldherrn 


1) Prowe, Polen in den Jahren 1766—1768, S. 21. 


202 I. Buch. 6. Kapitel. 


und die anderen Unzufriedenen aufmuntern, daß ſie die ihnen 
entriſſenen Güter, Stellen und Befugniſſe zurückverlangen ſollten. 
Die aus dieſen beiden Elementen gebildete neue Partei würde 
dann, meinte Panin, entweder die andere durch die Furcht, 
Vermögen, Anſehen und Macht zu verlieren, zu einem Vere 
gleich inbezug auf die Diſſidenten zwingen, oder ſie vernichten 
helfen, wenn ſich dieſelbe weiter hartnäckig erwieſe. Der 
Thron des Königs von Polen ſollte davon unberührt bleiben 
und die neue Generalkonföderation in ſeinem Namen gebildet 
werden. Für den Fall, daß eine Gegenkonföderation entſtände, 
wünſchte der Hof in Petersburg, gerade wie vor drei Jahren, 
daß preußiſche Truppen den ruſſiſchen zugeſellt werden möchten; 
noch mehr aber nahm er den Beiſtand Friedrichs in Anſpruch, 
wenn etwa die Oſterreicher auf die Nachricht von dem Ein⸗ 
marſche der Ruſſen ſich in die polniſchen Angelegenheiten mi- 
ſchen ſollten ). 

Der König von Preußen blieb aber ſeinen friedfertigen 
Geſinnungen treu und ſchrieb am 6. November zurück an 
Solms: Rußland habe 200,000 Mann Feldtruppen und könne 
davon leicht einen beträchtlichen Teil entſenden, ohne ſeine 
Grenzen zu entblößen; Preußen dagegen ſei einem Angriffe 
von Oſterreich und Frankreich ausgeſetzt. Er hatte ſein Heer 
noch nicht ſo weit hergeſtellt, um an einem neuen Waffengange 
teilnehmen zu können. Er fürchtete, daß die Pforte ſich ein- 
miſchte, wenn ein Bürgerkrieg in Polen ausbräche, und daß 
dann Rußland mit den Türken, er ſelbſt aber mit den Fran⸗ 
zoſen und Oſterreichern kämpfen müßte. Das ſchienen ihm 
Gründe genug, ſich zurückzuhalten. Er hatte ja das Bündnis 
vom Jahre 1764 geſchloſſen, um den Frieden zu erhalten, 
und nicht um ihn zu brechen 2). Er glaubte alle ſeine Ver⸗ 
pflichtungen erfüllt zu haben, und wenn die Kaiſerin mehr von 
ihm verlangte, ſo müßte ſie mit ihm einen neuen Vertrag 


1) Forſch. IX, 179. 

2) Ebd., S. 188; die Depeſche ſelbſt vom 7. November, ſowie zwei 
andere vom 6ten und 9ten desſelben Monats befinden ſich in dem Vo⸗ 
lumen des Jahres 1767, tragen aber das richtige Datum. 
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ſchließen. Doch ſchien ihm die Angelegenheit der Diſſidenten 
nicht ſo viel wert, um abermals Europa in einen Krieg zu 
ſtürzen. Er beſtritt ſogar das Recht der Kaiſerin, ſo weit, wie 
ſie es that, in ihren Forderungen zu gehen, da ſie ja in 
Polen nicht ſouverän wäre. Freilich in dem Falle, daß man 
in Warſchau die Verfaſſung zu ändern verſuchte, war er bereit, 
einige Truppen in die Republik einrücken zu laſſen, um die 
Polen daran zu hindern. Hierin ſcheint er keine Beſchränkung 
der polniſchen Souveränität geſehen zu haben. 

Bei ſolchen Geſinnungen war Friedrich mit dem Ausgange 
des Reichstages von 1766 keineswegs unzufrieden; aber Ruß⸗ 
land ließ ihn nicht zur Ruhe kommen. Einen Schritt ging 
man allerdings in Petersburg zurück. Um die Konföderation 
zu bilden, erklärte Panin, dazu würde Preußens diplomatiſche 
Mitwirkung und die Einigkeit mit Rußland ausreichen; aber 
wenn der Wiener Hof ſich einmiſchte, dann müßte man auf 
thätigen Beiſtand rechnen. Der ruſſiſche Miniſter gebärdete 
ſich für einen ſolchen Fall ſehr zuverſichtlich. Er erklärte dem 
Grafen Solms, und zwar ſollte dieſer es ſo aufnehmen, als 
ob es von der Kaiſerin ſelber käme: wenn Oſterreich einen 
Krieg wolle, ſo fürchte Katharina denſelben nicht und ſei vor— 
bereitet, ihn ſo zu führen, daß der Wiener Hof es vielleicht 
bereuen werde. Panin verſicherte wiederholt: man wünſche 
keineswegs den Krieg; müſſe man ihn aber führen, ſo ſei es 
beſſer jetzt als ſpäter. Während man auf der einen Seite 
den König zu ermutigen ſuchte, ſtellte man zugleich die eigenen 
Abſichten als recht unſchuldig dar. Die 15,000 Ruſſen, die 
in Polen einrücken ſollten, würden zunächſt keine feindlichen 
Zwecke verfolgen, äußerte Panin, ſondern nur veranlaſſen, daß 
die Polen ſich beruhigten und fo bald als möglich einen Reichs 
tag hielten, um ihre Zwiſtigkeiten freundſchaftlich zu ſchlichten 
und in ihrer Republik die Eintracht wiederherzuſtellen ). 

Während der Petersburger Hof beſchloß, neue Truppen 
nach Polen zu ſchicken, wünſchte Stanislaus Auguſt, daß die- 


1) Forſch. IX, 182ff. 
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jenigen, die ſeit Jahren dort ſtanden, von der Kaiſerin zurück- 
gerufen würden, und er hatte dieſem Verlangen in einem 
Schreiben an Katharina dringenden Ausdruck gegeben; aber er 
wurde natürlich abgewieſen und an die Zeit erinnert, wo man 
den Einmarſch der Truppen nicht ſowohl für gefährlich, als 
vielmehr für nützlich gehalten, und ſie als eine Stütze der 
öffentlichen Freiheit gegolten hätten +). Nicht lange darauf, 
am 5. Januar 1767, ſchrieb Panin an die beiden alten Czar⸗ 
toryski, um von ihnen zu erfahren, ob ſie mit Rußland in 
der Angelegenheit der Diſſidenten zuſammengehen wollten; 
wenn ſie es ablehnten, ſo müßte die Kaiſerin ſich an andere 
wenden, um ihren Zweck zu erreichen. Außerdem erſuchte 
Panin den König von Preußen, den Plan des Petersburger 
Hofes durch ſeinen Geſandten in Warſchau zu unterſtützen; 
die Erklärung des letzteren brauche ja nicht mit der ruſſiſchen 
gleich zu lauten, noch Worte zu enthalten, die eine Anwendung 
offener Gewalt in Ausſicht ſtellten, wenn freundſchaftliche Vor⸗ 
ſtellungen keinen Erfolg hätten. Der ruſſiſche Miniſter gab 
hierauf an, was der Berliner Hof ſagen ſollte; er wünſchte 
beſonders die Erklärung, daß der König durch ſein Bündnis 
mit Rußland verpflichtet wäre, mit der Kaiſerin für die Ein⸗ 
ſetzung der Diſſidenten in ihre früheren Rechte gemeinſchaft⸗ 
liche Sache zu machen ). 

Als das Schreiben des Grafen Solms in Berlin ankam, 
lebte Friedrich in einer gewiſſen Beſorgnis vor Oſterreich, das 
er, wie wir wiſſen, ſcharf beobachtete. Nach dem Schluſſe des 
polniſchen Reichstages hatte Kaunitz im Dezember ein Geſpräch 
mit dem preußiſchen Geſandten, dem Herrn v. Rohd, gehabt. 
Er behauptete, Rußland unterſtütze die Diſſidenten nur, um 
ſeine Partei dort zu vermehren, er mißbilligte die Art, wie 
dasſelbe ſeit einiger Zeit in Polen verfahre, wo es den Meiſter 
ſpiele, und erklärte dann: es müſſe den Nachbarn der Republik 


1) Am 30. Dezember 1766 bei Herrmann V, 575. 


2) Solms, 9. Januar 1767, bei Häuſſer ſehr unvollkommen ex⸗ 
cerpiert. 
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mit Einſchluß der Pforte, wie er wohlweislich hinzufügte, viel 
daran liegen, daß das Gleichgewicht im Norden bewahrt bleibe. 
Friedrich benutzte dieſe Gelegenheit, um in Petersburg wieder 
Vorſicht und Milde zu empfehlen und zu beweiſen, daß der 
Staatskanzler die Schritte Rußlands aufmerkſam verfolgte 4). 

Letzteres war in der That der Fall, und als der Wiener 
Hof über Sachſen die Nachricht erhielt, daß ein ruſſiſches Heer 
in Polen einrücken würde, da geriet er in heftige Bewegung. 
Maria Thereſia gab dem engliſchen Geſandten davon Kenntnis, 
und mit der Haltung und dem Blicke, die ſie hatte, wenn ſie 
ſehr ernſt und aufgeregt war, fügte ſie dann hinzu: „Sehen 
Sie, ich will offen mit Ihnen reden, und Sie müſſen es eben⸗ 
falls fühlen: wir können einen ſolchen Schritt nicht gleichgültig 
anſehen, nicht mit gekreuzten Armen daſitzen und es dulden, 
daß ein Fürſt, mit welchem wir in Freundſchaft leben, mut⸗ 
willig unterdrückt wird, bloß weil er nicht alles that oder 
thun konnte, was man von ihm verlangte.“ ?) N 

Maria Thereſia ließ Vorkehrungen treffen, welche Friedrich 
den Großen beunruhigten. Wie er hörte, ſollten in Wien 
und Olmütz beträchtliche Magazine gebildet, ein Truppencorps 
im Fürſtentum Teſchen ſich verſammeln und die Armee auf 
Kriegsfuß geſetzt werden?). Dieſe Nachrichten waren über— 
trieben, aber keineswegs erfunden. „Die Sache wird ernſt⸗ 
haft“, ſchrieb der König am 26. Januar 1767 an Solms. 
Er wollte noch weitere Meldungen abwarten; denn wenn es 
ſich ſo verhielte, müßte die Reiterei gut beritten und das 
Heer vollzählig gemacht werden. Oſterreich wäre imſtande, 
leicht und ſchnell 80,000 Mann in Ungarn oder Mähren zu 
verſammeln, und es könnte Schritt für Schritt zum offenen 
Bruche kommen. Friedrich ließ den Grafen Panin auffordern, 
noch 502 bis 60,000 Mann bereit zu halten, wenn 15,000 
Ruſſen in Polen einrücken ſollten. In einem zweiten Briefe 


1) Forſch. IX, 188. 184. 
2) Raumer IV, 83. 
3) Der König an Benoit 28. Januar 1767. 
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an den Grafen Solms fragt der König, was wohl den Fürſten 
Kaunitz, einen klugen und vorſichtigen Mann, bewegen könne, 
ſich den Ruſſen zu widerſetzen, und indem er dem Geſandten 
ſeine Vermutungen mitteilt, beſchwört er die Kaiſerin, die⸗ 
ſelben recht zu erwägen. Wir ſehen, ſeine Gedanken gehen 
nicht auf einen Krieg, jedoch weil er denſelben für unvermeid⸗ 
lich hält, erſcheint es ihm notwendig, zu dem Vertrage von 
1764 ein neues Abkommen hinzuzufügen und darin Beſtim⸗ 
mungen zu treffen inbezug auf die gegenwärtige Sachlage, ſowie 
auf die Entſchädigungen, die er für die ihm bevorſtehenden 
Unkoſten und Gefahren mit Recht verlangen dürfte. Durch 
einen Eilboten wünſcht er Antwort zu haben. 

In dem weiteren Briefwechſel mit dem Grafen Solms 
nimmt Friedrich, von der Kriegsgefahr erſchreckt, noch mehr 
als früher Partei gegen die Ruſſen. „Jede ſouveräne Macht“, 
ſchreibt er am 5. Februar, „hat das Recht, Geſetze bei ſich 
Rabzuſchaffen, aufzugeben und zu verkündigen. Von dieſem 
Recht hat Polen Gebrauch gemacht; es iſt der Meinung ge— 
weſen, daß die Diſſidenten keine Amter beſitzen dürften, und 
hat ſie davon ausgeſchloſſen. Nun muß man alſo fragen: 
Mit welchem Rechte kann die Kaiſerin von Rußland in eine 
innere Angelegenheit von Polen ſich miſchen? Hierauf wird 
man nur mit ſchlechten Gründen antworten können.“ Fried⸗ 
rich hält es für ſchwer, Katharinas Verfahren zu rechtfertigen. 
Und eine Woche ſpäter ſchreibt er: „Niemand außer etwa 
einigen polniſchen Biſchöfen betrachtet die Diſſidentenſache als 
eine religibſe Angelegenheit. Das ganze übrige Europa ſagt 
öffentlich: die Kaiſerin von Rußland wolle Polen auf den 
Fuß von Kurland ſetzen und dort einen König haben, der das 
Land unter ihrer Oberleitung regiert und nichts ohne ihre 
Erlaubnis thut. Das iſt es, was die Kaiſerin-Königin ſo 
eiferſüchtig macht und weshalb ſie ſich rüſtet, um die Sache 
womöglich zu verhindern.“ Friedrich findet den wahren Vor⸗ 
teil aller Nachbarn von Polen darin, daß keine politiſche Ver⸗ 
änderung erfolge. Indem er nun ſo denkt und weiter in Be⸗ 
tracht zieht, daß ſein Vertrag mit der Kaiſerin nur defenſiv 
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ijt, kommt er zu dem Schluß, es verdiene die größte Erkennt- 
lichkeit des Petersburger Hofes, wenn er den ruſſiſchen Inter⸗ 
eſſen die ſeinigen opfere. 

Die Kaiſerin ließ durch keine Vorſtellungen ſich von ihren 
Abſichten entfernen. Sie beſchloß auf Friedrichs Rat die Zahl 
der Truppen, die in Polen einrücken ſollten, zu erhöhen, und 
zwar auf 22,000 Mann. Sie erklärte fic) damit einver- 
ſtanden, daß der König von Preußen eine Entſchädigung er— 
halten müßte, wenn es zum Kriege käme, jedoch natürlich nicht 
zum Nachteil oder auf Koſten des ruſſiſchen Reiches, ſondern 
derjenigen feindlichen Macht, deren Verhalten den Krieg herbei— 
führen würde. Sie wollte ſogar es dann als Pflicht und 
Ehrenpunkt anſehen, die Waffen nicht eher niederzulegen, als 
bis die in Ausſicht genommene Entſchädigung auch erlangt 
wäre. Sie erſuchte den König, ſich ſowohl hierüber als über 
die anderen Punkte des neuen Vertrages näher auszusprechen 1). 

Auch nach zugeſichertem Schadenerſatz blieb Friedrich II. 
von dem aufrichtigen Wunſche beſeelt, es möchte fic) Ofter- 
reich in die polniſchen Angelegenheiten nicht einmiſchen. Jeder 
von den beiden Höfen beobachtete den anderen mit geſpannter 
Aufmerkſamkeit. Im Februar beſuchte der Hauptmann Nugent 
ſeinen Bruder, den öſterreichiſchen Geſandten in Berlin; er 
kam gerade damals an, als die Kriegsgerüchte ſich zu ver 
breiten anfingen, um dann, wie Finckenſtein meinte, mündlich 
und ausführlich über Preußens militäriſche Maßregeln ſeinen 
Hof zu unterrichten. Friedrich ſtimmte dem bei, aber er ſetzte 
noch hinzu: „vielleicht glauben die Oſterreicher, daß wir zu 
gleicher Zeit mit den Ruſſen in Polen einrücken werden, und 
fie wollen erfahren, was für Pläne wir haben könnten“ )). 
Bald nachher hörte er, daß die Oſterreicher in ihren Rüſtungen 
nachließen. Herr v. Rohd ſchrieb am 28. Februar aus Wien: 
„Ich glaube mit Grund annehmen zu können, daß man die 


1) Solms, 12. Februar, wie die vorhergehenden Depeſchen nur zum 
Teil in Forſchungen IX, 191. 5 
2) Geheime Kabinettsakten, 14. u. 15. Februar 1767. (Berl. Archiv.) 
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Ruſſen wird in Polen ſchalten laſſen, wenn nur die Preußen 
nicht mit im Spiele find; denn fonft. wird hier der Verdacht 
wieder erwachen, es handele ſich um die Zergliederung einer 
Provinz.“ Und Kaunitz äußerte ſich ebenfalls friedlich. Er 
hatte von dem großen Könige deſſen Bild erhalten; Friedrich 
war dargeſtellt, wie er mit dem Finger auf die geſchloſſene 
Pforte des Janustempels hinweiſt. Als der Staatskanzler 
dem Herrn v. Rohd das Geſchenk zeigte, ſprach er: „Der 
König kann feſt überzeugt ſein, daß ich dieſe Pforte, die er 
verſchloſſen halten will, nicht öffnen werde.“ ) Friedrich hörte 
mit großem Vergnügen, daß Oſterreich in ſeinen Rüſtungen 
nachließe; doch war er noch keineswegs ruhig, ſondern er 
wartete begierig, wie der Einmarſch der Ruſſen aufgenommen 
werden würde. 

Panin hatte ſich, wie erzählt worden iſt, im Anfange des 
Jahres an die Czartoryski gewendet, und ihnen, um ſie deſto 
mehr zur Mitwirkung zu beſtimmen, geſagt: wenn der War⸗ 
ſchauer Hof darauf rechnete, den Wiener in ſein Intereſſe zu 
ziehen und ihn an den polniſchen Angelegenheiten teilnehmen 
zu laſſen, ſo würde er einen allgemeinen Krieg entzünden und 
die Republik darunter am meiſten leiden; von den Türken 
wäre kein Beiſtand zu hoffen, da Preußen und Rußland in 
Konſtantinopel gut ſtänden. Beide Bemerkungen waren richtig; 
aber die Czartoryski ließen ſich dadurch nicht beſtimmen, ſon⸗ 
dern antworteten ablehnend ?). Nun ſchrieb Repnin an den 
Fürſten Karl Radziwill, der ſeit der letzten Königswahl in 
Dresden in der Verbannung lebte. Begierig, in die Heimat 
und die alte Stellung zurückzukehren, verſprach dieſer ganz 
und gar mit Rußland auch in der Diſſidentenſache zu gehen ). 
Repnin wendete ſich weiter durch den Kronreferendar Podoski, 
der bei der letzten Wahl ein ſehr thätiges Mitglied der ſäch⸗ 
ſiſchen Partei geweſen war, an andere Männer derſelben poli⸗ 


1) Rohd, 15. März. 

2) Benoit, 4. u. 11. Februar; die Antwort der Czartoryski iſt vom 
23. Januar. 

3) Sſolowjoff, S. 50. 
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tiſchen Richtung, z. B. an den Biſchof von Krakau, um den 
Czartoryski noch eine katholiſche Konföderation entgegenzuſtellen. 
„Sollte der Religionspunkt aber dieſes verhindern“, ſchrieb 
am 4. Februar Benoit, „ſo werden die ruſſiſchen Truppen 
allein die Diſſidenten unterſtützen und den ganzen übrigen Teil 
von Polen zwingen; denn die Kaiſerin ſetzt allen Ruhm auf 
dieſes Werk.“ Mit dem Eifer, welchen die Katholiken in der 
Verteidigung der Ihrigen zu entfalten pflegen, trat Katharina 
in einem Schriftſtücke, das ſowohl in Petersburg, als auch 
nachher in Warſchau gedruckt wurde, ſehr ausführlich für die 
Rechte der unkatholiſchen Chriſten ein ), und alle Welt erfuhr 
nun, daß die Kaiſerin jedem Widerſtande zum Trotz darauf 
beharre, was ſie angefangen habe, glücklich zu vollenden. 
Welchen Entſchluß ſollten die Polen bei dieſer Lage der Dinge 
faſſen? Die Vernünftigen ſagten: man müſſe den Diſſidenten 
bewilligen was die Gerechtigkeit verlange; die anderen dagegen 
wollten für die Verteidigung ihrer Religion alles wagen. „Die 
Polen müſſen ſich“, behaupteten die letzteren, „auf zwei äußerſte 
Fälle gefaßt machen; ſie ſinken entweder in die größte Ernied— 
rigung und hängen künftig ganz und gar von ihren Nachbarn 
ab, oder ſie reißen ſich vermittelſt der Verzweiflung, welche der 
Fanatismus gewöhnlich einflößt, aus der Anarchie heraus, worin 
ſie gelebt haben.“ Und wie die Menſchen von leichtem Blute 
gern hoffnungsvoll in die Zukunft blicken, ſo gewannen auch 
dieſe Schwärmer der ſehr düſteren Gegenwart eine gute Seite 
noch ab. „Vielleicht hat die Vorſehung“, meinten ſie, „eine 
ſolche Gelegenheit herbeigeführt, um die Polen aus dem Nichts 
herauszureißen, ſie brauchen nur einen Mann, der ſich an ihre 
Spitze ſtellt und ſie dahin bringt, daß ſie die Schweizer und 
die Holländer nachahmen und aus ihrem Vaterland einen 
achtungswerten Staat machen!“ Indes trotz ſolcher Reden 
erwartete Benoit keine großen Thaten von den Polen, und 
mit dieſer Anſicht war Friedrich II. ganz einverſtanden. „Sie 


Iz) Geſchichte der Staatsveränderungen von Polen vom Tode Königs 
Auguſtus III. bis ins Jahr 1775 J. 273 305. 
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werden zuerſt viel Lärm machen“, ſchrieb er zurück, „und 
dann den Ruſſen nachgeben.“) 

Am 10. März empfing Repnin durch einen Eilboten des 
Generals Nummers die Anzeige, daß dieſer mit 15,000 Mann 
über Smolensk in Polen einmarſchiert ſei und 1 nach 
den Woiwodſchaften von Wilna und Brzesc vorrücke. Darauf 
reiſte Soltikow zu ſeinen Truppen, die ſich gen Thorn in 
Bewegung ſetzten, um die preußiſche Konföderation zu ſchützen; 
ein dritter Heeresteil ſollte von Kiew her nach Sendomir auf⸗ 
brechen und die Konföderation derjenigen unterſtützen, die für 
die Herſtellung der alten polniſchen Freiheiten ſich mit einander 
verbinden würden. In Thorn trat am 20. März die preu⸗ 
ßiſche Konföderation in die Offentlichkeit. „Wer es wagen 
ſollte“, ſagte Repnin zum König Stanislaus Auguſt, „ihr 
ein Leid zuzufügen, der würde dem Augapfel der Kaiſerin wehe 
thun.“ ?) Bald nachher gelangte die Nachricht, daß auch in 
Sluck in Litauen an dem nämlichen Tage ſich eine Konföde⸗ 
ration gebildet habe, nach Warſchau. Nun übergaben Repnin 
und Benoit ihre Erklärungen zugunſten der Diſſidenten. Die 
Czartoryski empfingen auf ihr Schreiben vom 23. Januar 
keine beſondere Antwort; dagegen ward ihnen ein Brief Pa⸗ 
nins an den ruſſiſchen Geſandten in Warſchau gezeigt, in 
welchem die neue Politik der Kaiſerin angekündigt war, und 
hierauf ebenſo wie jene beiden Erklärungen in den öffentlichen 
Blättern bekannt gemacht. 

Der Hof betrachtete die Mitglieder der Konföderationen 
als Aufſtändiſche; daher behaupteten die polniſchen Miniſter, 
daß der König keine Abordnung derſelben empfangen dürfte. 
Repnin ſagte darauf: „Je mehr Hinderniſſe der Hof ihnen 
macht, deſto mehr Verdruß wird er davon haben, weil er ſich 
hierdurch jeden Weg zu einer Verſtändigung mit Rußland ab⸗ 


1) Ebenſo hatte Kaunitz am 5. Juli 1763 geſchrieben: „Es liege 
in den Gewohnheiten der Polen, ſtarkes Geſchrei zu erheben, ſich jedoch, 
wenn es zur Sache komme, zu nichts zu entſchließen.“ Arneth, Maria 
Thereſta VIII 32. 

2) . IV, 26 P. 209 (am 1 1 
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ſchneidet.“ Er gab vierzehn Tage Bedenkzeit und drohte, daß 
die Diſſidenten nach Ablauf dieſer Friſt vorgehen würden. Am 
28. April ließ der König ſie wirklich zum Handkuſſe zu und 
erkannte dadurch ihr geſetzliches Daſein an. Da auch aus 
Wien, wo man gute Miene zum böſen Spiel machte, weiter 
angenehme Nachrichten kamen, war es für Katharina nicht ge⸗ 
rade notwendig, den neuen Vertrag mit Preußen förmlich ab- 
zuſchließen; aber ſie wünſchte das doch. Wer konnte wiſſen, 
was die Zukunft bringen und ob Friedrich II. dann ebenſo 
bereitwillig ſein würde? ) 

Am 4. Mai unterzeichneten Solms, Panin und Gallitzin 
das Abkommen. Der König von Preußen verpflichtete ſich 
darin, wenn Maria Thereſia die ruſſiſchen Truppen in Polen 
bekriegen ſollte, mit einem mächtigen Heeresteil auf Anſuchen 
Katharinas in die öſterreichiſchen Länder einzufallen; letztere 
dagegen verſprach, ihn nach dem Vertrage vom Jahre 1764 
mit einer den Umſtänden angemeſſenen Truppenzahl und im 
Notfalle mit ihrem ganzen Heere zu unterſtützen; ſie leiſtete 
ferner Gewähr für ſeinen Beſitz und verpflichtete ſich, ihm 
eine Entſchädigung für ſeine Kriegskoſten zu verſchaffen.— 

Auf den Wunſch des Petersburger Hofes?) ward auch noch 
beſtimmt, daß, wenn eine oder die andere der beiden Parteien 
während der gegenwärtigen Wirren von einem ſolchen Nach— 
bar, gegen welchen in dem Vertrage von 1764 eine Geldhilfe 
feſtgeſetzt war, und beſonders wenn die Pforte zu einem Ein⸗ 
fall in Polen bewogen würde, dieſe Geldhilfe, wenn es beide 
Teile für zweckmäßig hielten, auch in eine 1 ver⸗ 
wandelt werden könnte. 

Wir ſehen, der neue or ne iſt gegen u Oſterteich und die 


un document ‘pour: eon la solidité de Valliance- de V. M. pour 
cet Empire et comme un fondement sur e on 3 batir dans 
d'autres circonstances ““. 

2) Finckenſtein an den König, 8. Oftober 1768. (Geheime Kabinetts⸗ 
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Türkei gerichtet. Die Pforte war damals ganz ruhig und 
blieb es auch; wenn ihr geſagt wurde, daß die Höfe von 
Petersburg und Berlin durch die Begünſtigung der Diſſidenten 
nur die polniſchen Freiheiten umſtürzen wollten, ſo antwortete 
ſie mit gutem Grunde: die Herſtellung des Liberum veto 
und die Aufhebung der Konföderation bewieſe das Gegenteil Y. 
Auch in Wien war ſchon längere Zeit nicht mehr die Rede 
von Magazinen und Rekruten ?). Gegen Ende des April er— 
klärte Maria Thereſia einer Perſon, die ihr Vertrauen beſaß: 
„Obgleich ich durch das Benehmen der ruſſiſchen Kaiſerin ver- 
letzt bin, und mich aus religiöſen und anderen Gründen die 
Wendung ſchmerzt, welche die Angelegenheiten in Polen nehmen, 
ſo iſt doch meine eigene Lage und der ganze Zuſtand Europas 
von der Art, daß es mir unmöglich it, mich einzumiſchen.“?) 
Man ſieht, wie unzufrieden die Kaiſerin-Königin iſt, und der 
preußiſche Geſandte berichtete ungefähr um dieſelbe Zeit, daß 
die allmählich geſchwundene Furcht vor einer polniſchen Tei⸗ 
lung wieder auflebte “). Jedoch bei dem noch immer ſehr 
traurigen Zuſtande der Finanzen konnte man um ſo weniger 
in Wien etwas wagen, als die Pforte ruhig blieb und von 
Frankreich kein ordentlicher Beiſtand zu erwarten war; denn 
auch in Verſailles herrſchte der größte Geldmangel, und über— 


1) Minifterial-MNote an Rohd vom 6. April. 


2) Rohd, 1. April: „rien ne se remue ici pour les affaires de 
Pologne et l'on n’en parle plus ni de Magasins ni de Reerues“. 


3) Raumer IV, 104. 


4) Am 6. Mai. Er ſchreibt: „Le Pr. Kaunitz est trop boutonné 
pour en dire sa pensée, d'ailleurs ce n'est pas sa méthode de parler 
@affaires, mais si lon peut former quelques conjectures d’aprés les 
propos qui échappent aux autres, on doute ici trés-fort que les 
Russes sortent de Pologne, quand meme l'affaire des Dissidents soit 
réglée a leur satisfaction, et on s'imagine qu’avant que d’évacuer ce 
Royaume ils voudront étre indemnisés des fraix que leurs opérations 
et leurs marches auront causés à la cour de Russie, et qu'en atten- 
dant le payement ils se saisiront de quelque province qui se trouvera 
à leur bienséance, tandisque V. M. en fera autant de son cdté en 
vertu de la grande part qu'elle a eue à toutte cette affaire.“ 
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dies nahm der Herzog von Choiſeul an dem, was die Eng— 
länder in Amerika machten, weit mehr Anteil als an allem, 
was in Polen vorging +). Unter ſolchen Umſtänden fiel die 
gewiſſermaßen verſtärkte Einigkeit der Höfe von Berlin und 
Petersburg doppelt ins Gewicht. Als Herr v. Rohd am 
22. Mai der Kaiſerin die glückliche Entbindung der Prinzeſſin 
von Preußen von einer Tochter anzeigte, benutzte Maria 
Thereſia die Gelegenheit, um ſich über manche Dinge gegen 
ihn auszuſprechen. Inbezug auf die polniſchen Angelegenheiten 
ſagte ſie: Bisher habe ſie ſich nicht in dieſelben gemiſcht, 
und ſie wolle das auch künftig nicht thun. Vom Biſchofe von 
Krakau ſei ſie zwar ebenſo gut angegangen worden wie die 
Höfe von Frankreich und Spanien, aber ſie habe nicht einmal 
wie dieſe geantwortet, und vom Könige von Polen ſei nichts 
an fie gekommen. Seitdem das Liberum veto wiederher⸗ 
geſtellt worden, deſſen Erhaltung ſie ebenſo viel angehe wie 
die übrigen Nachbarn der Republik, werde fie fic) in die An- 
gelegenheiten der Diſſidenten, die wahrſcheinlich auf dem näch— 
ſten Reichstage würden geordnet werden, nicht miſchen. Sie 
leugnete dann, daß ſie italieniſche Regimenter hätte kommen 
laſſen wollen, und ſprach davon, daß ſie nur 4000 Pferde 
für die ſchwere Reiterei gekauft, während ſich bei Friedrich die 
Zahl auf 10,000 beliefe. Die Unterredung dauerte eine 
ganze Stunde; „noch niemals bisher“, bemerkte Rohd, „hat 
die Kaiſerin-Königin fo lange mit mir geſprochen und fo viel 
Vertrauen gezeigt“ ?). In Berlin aber ließ man fic) durch 
das Gefühl nicht mißleiten, ſondern ſchrieb die öſterreichiſche 
Friedfertigkeit der Haltung der Pforte zu?). 

So hatten die Polen nirgends Ausſicht auf Beiſtand; gegen 
Ende des Maimonats erklärte ſich der Senat für einen außer— 
ordentlichen Reichstag, welcher am 5. Oktober zuſammentreten 
ſollte. Katharina gewann freie Bahn für ihre polniſchen 


1) Raumer IV, 132 (25. November 1767). 
2) Rohd, 23. Mai. 
3) An Rohd, 5. Juni. 
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Pläne. Werden aber die Feinde des Königs Stanislaus 
Auguſt und der Czartoryski, die Gegner der politiſchen Re- 
form, dem Hofe die Hand reichen wollen, welchem ſie ihre 
Niederlage verdankten? Um jene zu ſich herüberzuziehen, ſagte 
Rußland ihnen: „die Wiedereinſetzung der Diſſidenten in ihre 
alten Rechte ſei eine feſtbeſchloſſene Sache; wenn es nicht an⸗ 
ders gehe, werde man Gewalt brauchen. Sie ſollten darum 
bedenken, ob es nicht beſſer wäre, wenn zu gleicher Zeit ihren 
Beſchwerden unter der Garantie Rußlands abgeholfen würde; 
doch könnte dies nur geſchehen, wenn auch die Patrioten den 
Schutz des Petersburger Hofes anriefen und ſich bereit er⸗ 
klärten, den Diſſidenten zu bewilligen, was recht wäre.“ Den 
Biſchöfen geſtattete Repnin, daß ſie ſich in ihrem Manifeſte 
nur in ſehr allgemeinen Ausdrücken erklären könnten; den alten 
Branicki war er bemüht zu gewinnen, indem er deſſen treuen 
Anhänger Mokranowski inbezug auf die Kriegskommiſſion einen 
Plan ausarbeiten ließ, welcher den Anſichten des Krongroß— 
feldherrn entſpräche. Ferner wurde der Oberſt Karr nach 
Wilna geſchickt, um dem Fürſten Radziwill zur Seite zu 
ſtehen; er ſollte denſelben beſonders abhalten, Gefühlen des 
Haſſes und der Rache nachzugeben. Die Litauer empfingen 
den Auftrag, ihre Beſchwerden mit Anſtand und ſo mild als 
möglich vorzubringen. Denen endlich, welche ſich einbildeten, 
daß es ſich um die Abſetzung des Königs von Polen handelte, 
bemerkte Repnin, ſie möchten einen ſolchen Gedanken nur 
fahren laſſen ). 

Der Petersburger Hof hatte die Zauberformel gefunden, 
welche die verblendeten Patrioten in ſein Netz trieb. Am 
30. Mai berichtete der Thorner Reſident: „Der allgemeine 


1) Benoit, 8., 22., 29. April, 22. u. 27. Mai; Panin rühmte ſich 
ſpäter, er habe den ſächſiſchen Reſidenten in Warſchau und die beſten 
Anhänger des Hauſes Sachſen gebraucht, „pour attirer a cette confédé- 
ration les personnes qui étoient les plus opposées aux principes qu'on 
vouloit établir à cette diette“; Repnin habe verſtanden, „employer le 
parti opposé méme pour le faire servir contre son gré et à son in- 
sceue a l’avancement de sa négociation“. Solms, 10. Mai 1768. 
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Zulauf zu den Könföderationen, ſagen ſelbſt erfahrene Polen, 
iſt ohne Beiſpiel“. Beſonders gelehrig zeigten ſich die Litauer, 
wie die öffentlichen Kundgebungen ihrer Einzelkonföderationen 
und die in Wilna zuſtande gebrachte Generalkonföderation be⸗ 
weiſen. Durch den Brief Panins an Repnin von den heil⸗ 
ſamen Abſichten Katharinas unterrichtet, waren ſie voll des 
lebhafteſten Dankes für das Verſprechen, welches die Kaiſerin 
gegeben, der Herrſchſucht etlicher Ehrgeizigen, d. h. der Czar⸗ 
toryski, entgegenzutreten, und die alte Freiheit und Gleichheit 
der Stände wiederherzuſtellen. „Dieſe große Fürſtin merkte 
wohl“, hieß es an einer anderen Stelle der Konföderations⸗ 
akte, „daß diejenigen, die ihre Macht ſo erweiterten, die hei⸗ 
ligſten Geſetze der Republik umſtießen und ſich auf den Trüm⸗ 
mern eines vernichteten Reiches zu erheben ſuchten. Nicht 
mehr ein Teil, ſondern die ganze Republik ruft die Kaiſerin 
von Rußland um den Schutz an, welchen die Miniſter der⸗ 
ſelben nicht einem kleinen Teile der Mitbürger, ſondern 
der geſamten Nation überhaupt zu verſprechen angewieſen 
worden.“ ) 

Man kann ſich das Wehklagen denken, in welches der papjt- 
liche Nuntius ausbrach. Er gehörte nicht zu den ſchlimmſten 
Eiferern und erhielt, weil er dem römiſchen Hofe zu milde 
war, einige Zeit nachher einen Nachfolger von härterem Me- 
tall; doch war er unduldſam genug. Er wollte nicht einmal 
zulaſſen, daß ein Bethaus, welches unter däniſchem Schutz und 
auf dem Hofplatze des däniſchen Reſidenten in Form eines 
Schuppens erbaut war, ſeiner Beſtimmung übergeben würde ). 
Da mußte die Konföderationsakte der Litauer ihn ins Herz 
treffen. „Dieſe verführte, ſchwache Nation“, ſchrieb er am 
17. Juni nach Rom, durch den Einmarſch der Ruſſen ein- 
geſchüchtert, von dem Fanatismus der Mißvergnügten ergriffen 
und hintergangen durch die Lügen der Schelme, läßt ſich 


1) Geſchichte der Staatsveränderungen von Polen vom Tode Königs 
Auguſtus III. bis ins Jahr 1775 J, 346 ff. 
2) Prowe, S. 28. 30. Theiner IV, 2. p. 218. 


216 I, Buch. 6. Kapitel. 


immer mehr ins Verderben ziehen und entſagt feige jenen 
religiöſen Gefühlen, die ihr fo ſehr am Herzen lagen.“ Es 
war dem Nuntius ein Troſt in dieſem ſchweren Leide, zu 
hören, daß die Polen, die in Radom ihre Generalkonföderation 
machen wollten, die Zuſammenkunft auf den 22. Juni hinaus⸗ 
geſchoben hätten, weil fie den Diſſidentenartikel nicht fo fret- 
ſinnig, wie die Litauer, aufſetzen, ſondern etwas verändern 
wollten !). 

In der That wurden die Verhandlungen in Radom viel 
ſchwieriger. Zwar machte man den Fürſten Radziwill nach 
dem Willen des Petersburger Hofes zum Generalkonföderations⸗ 
marſchall, und ein Teil der Anweſenden zeigte fic) bereit, in- 
bezug auf die Diſſidenten dem Beiſpiele der Litauer zu folgen; 
aber andere wollten ſich hierüber nur allgemeiner Ausdrücke 
bedienen, und eine dritte Partei, an deren Spitze der Woiwode 
von Kiew, Potocki, ſtand, gedachte nur dann dem Wunſche 
Rußlands in dieſem Punkte zu willfahren, wenn alles, was 
zugunſten des Königs von Polen lautete, geſtrichen würde, und 
ſie alſo die Abſetzung desſelben ins Auge faſſen könnte. Die 
Letzteren machten ſchon Miene, fic) von den übrigen zu tren- 
nen; aber der Oberſt Karr ſtellte den Polen die verderblichen 
Folgen vor, denen ſie ſich durch alle dieſe Streitigkeiten aus⸗ 
ſetzen würden. Indem hieraus leicht ein Bürgerkrieg hervor 
gehen könnte, die Kaiſerin aber einen ſolchen gern verhüten 
möchte, ſagte Karr, würden die ruſſiſchen Generäle gegen die— 
jenigen, welche die Zwietracht veranlaßten, der Truppen ſich 
bedienen müſſen, die in der Umgegend von Radom ſtänden 
und um welche fie ſelber zum Schutz ihrer Konföderation ge— 
beten hätten. Notgedrungen mußte man ſich den Diſſidenten⸗ 
artikel gefallen laſſen; jedoch es wurde noch eine ſehr zwei⸗ 
deutige Erklärung angenommen, durch welche man ſich eine 
Hinterthür offen hielt 2). 

Die Unzufriedenheit wuchs, als man zu den politiſchen 


1) Theiner IV, 2. p. 213 
2) Ib., p. 166. 
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Artikeln überging. Der ruſſiſche Geſandte, welcher die Pa— 
trioten auch hierüber nicht nach ihrem Gutdünken verfahren 
laſſen wollte, ſah ſich manchmal genötigt, ihnen vier Eilboten 
an einem Tage zu ſenden. Die Geſichter der Polen ver— 
längerten ſich und ſie fingen an zu fürchten, daß Repnin 
alles andere würde fallen laſſen, wenn einmal die Diſſidenten⸗ 
angelegenheit geordnet wäre. Zum größten Verdruſſe des 
ruſſiſchen Geſandten beſchloß der alte Branicki, nach Bialyſtock 
zu gehen und wieder als Privatmann zu leben, da doch ziem- 
lich alles wie bisher bleiben, und der Hof ſeine Macht und 
Herrſchaft behalten würde. Mit vieler Mühe kam die pol⸗ 
niſche Generalkonföderation zuſtande und vereinigte ſich mit 
der litauiſchen. Hierauf wurde Radziwill von Stanislaus 
Auguſt empfangen, der ſich ſehr gnädig gegen ihn benahm und 
dafür hören mußte, daß der Fürſt ſeine Wiederherſtellung und 

Freiheit der Gnade der ruſſiſchen Kaiſerin verdanke, die Seine 
Majeſtät auf den Thron geſetzt habe ). 

Stanislaus Auguſt war in große Betrübnis geraten, als 
Repnin den Feldzug gegen die Cartoryski eröffnete, jedoch er 
hatte keine Gegenmaßregeln ergriffen und ſogar den Mann, 
welcher das Hauptwerkzeug des ruſſiſchen Geſandten geweſen 
war, den Krongroßreferendar Podoski, nach dem Ableben Lu— 
bienskis auf Repnins Verlangen zum Primas von Polen er— 
nannt. Er mußte freilich, wenn er die Krone durchaus be— 
halten wollte, mit dem Petersburger Hofe ſich wieder auf 
einen freundlichen Fuß ſtellen. Er machte denn auch ſeinen 
Frieden mit Repnin und half ihm bei den Wahlen für den 
Reichstag, die auf den 24. Auguſt angeſetzt waren. Beide, 
der polniſche König und der ruſſiſche Geſandte, ſchickten Männer 
von Anſehen und Gewicht in alle Provinzen, um den kleinen 
Adel zu leiten; außerdem ſollten überall, wo dieſe Landtage 
gehalten würden, ruſſiſche Truppen anweſend fein. Die Maß⸗ 
regel ſchien um ſo notwendiger, als das Mißvergnügen der 
Konföderierten eher zu- denn abnahm. Sie klagten über Ver- 


1) Benoit, 27. Juni, 8., 22. Juli, 5. Auguſt. 
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nachläſſigung ihrer Intereſſen; die Gewalt, behaupteten ſie, 
thäte alles, und der Petersburger Hof würde zuletzt alleiniger 
Geſetzgeber in Polen ſein. 

Auch bei den Wahlen wurde Zwang angewendet. Als 
der Adel in Poſen die von Repnin vorgeſchlagenen Landboten 
nicht annehmen wollte, da ließ dieſer die Kirche, wo die Ver⸗ 
ſammlung tagte, von Soldaten umſtellen; dieſelben hatten den 
Auftrag, niemand herauszulaſſen, bis nicht nur jenes geſchehen, 
ſondern auch für die Landboten richtige Verhaltungsbefehle 
gegeben wären. In der Woiwodſchaft Rußland wurde der 
fanatiſche Krongroßmundſchenk Czacki auf ſeinen Gütern durch 
ruſſiſche Truppen feſtgehalten, aber ungeachtet ſeiner Abweſen⸗ 
heit zum Landboten gemacht. Hier und in Podolien waren 
alle Wahlen, in Litauen die Hälfte dem Petersburger Hofe 
feindlich, und wo ſie anders ausgefallen, da hatten nur wenige 
teilgenommen. Auf den Warſchauer Landtag z. B. waren 
nur etwa 20 Edelleute gekommen. 

„Der gute Gott weiß, wie das alles ablaufen wird“, 
ſchrieb am 5. September der preußiſche Reſident. Sein König 
ſehnte ſich nach dem Ende dieſer Wirren, weil er immer 
fürchtete, daß es endlich durch Eingreifen fremder Mächte zu 
einem Kriege kommen könnte. Benoit ſagte deshalb dem 
Fürſten Repnin, es jet notwendig, die Sache fo bald als mög⸗ 
lich zu Ende zu bringen. Der ruſſiſche Geſandte wünſchte das 
auch, hielt es aber, da der Reichstag nur zwei Wochen dauern 
ſollte, nicht für möglich, man müßte denn damit anfangen, die 
Hälfte der Mitglieder niederzuhauen. Deshalb ging ſein Plan 
dahin: der Reichstag ernennt eine Deputation und erteilt ihr 
Vollmacht, mit den Diſſidenten zu verhandeln und auch die 
anderen Angelegenheiten zu ordnen; er tritt, wenn dieſes ge— 
ſchehen iſt, wieder zuſammen und beſtätigt alles *). 

Ob Repnin jo viel erreichen würde, das war freilich mehr 
als zweifelhaft, wie er ſelbſt in kurzem merkte. Der Woiwode 
von Kiew ſowohl als die anderen Potocki, die zu ihm hielten, 


1) Benoit, 12., 26. u. 29. Auguſt, 5. September. 
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und noch mehr die Biſchöfe von Krakau und Kaminiec, gerade 
diejenigen, die zuerſt auf den Vorſchlag der Konföderation ein⸗ 
gegangen waren, weigerten ſich die Sache der Diſſidenten auf 
dem Reichstage zu verteidigen; ſie hätten, ſagten ſie, nur 
unter der Bedingung ſich dazu verpflichtet, wenn den Be⸗ 
ſchwerden der Nation abgeholfen würde; letzteres aber erwar⸗ 
teten ſie nicht mehr. Vor den Wahlen, am 15. Auguſt, hatte 
der Biſchof von Krakau ſich in einem Rundſchreiben an die 
Wahllandtage dahin ausgeſprochen: „Die Erklärungen der 
Kaiſerin von Rußland verdienen die Bewunderung der künf⸗ 
tigen Jahrhunderte, fie beweiſen, daß dieſe große Fürſtin ge- 
ſchaffen iſt, um die Nationen glücklich zu machen, die Welt 
mit ihren Wohlthaten zu erfüllen und dadurch dem Menſchen⸗ 
geſchlecht ein ſchönes Beiſpiel zu geben.“ ) Die verſprochene 
Rückkehr zur alten polniſchen Freiheit hatte den unklugen Mann 
bezaubert und in ihm den Glauben erweckt, er würde ſein 
politiſches Ideal erreichen, ohne den Diſſidenten völlige Gleich— 
heit mit den Katholiken gewähren zu müſſen. Jetzt aber, wo 
jener Wunſch in die Ferne zu rücken ſchien, die Forderung 
zugunſten der Unkatholiſchen dagegen immer lauter erhoben 
wurde, trat er wieder als religiöſer Eiferer auf den Kampfplatz. 

„Wenn wir auf dem bevorſtehenden Reichstag in der 
Diſſidentenangelegenheit Erfolg haben wollen“, hatte Repnin 
bereits um den 1. September nach Petersburg geſchrieben, 
„ſo iſt es durchaus erforderlich, den Biſchof von Krakau und 
ähnliche Fanatiker feſtnehmen zu laſſen, ſonſt werden wir mit 
ihnen nicht fertig werden.“ Um aber eine ſo ſcharfe Maß— 
regel womöglich zu vermeiden, ſuchte Repnin den gefährlichen 
Kirchenfürſten einzuſchüchtern. In ſeinem Auftrag und auf 
ſeine Bitten redeten der neue Primas Podoski und Benoit 
mit dem Biſchof und drohten ihm mit dem Schickſale. Czackis; 
ein andermal ward er aufgefordert, eine Krankheit vorzu— 
ſchützen und dem Reichstage fern zu bleiben. Aber er zeigte 
ſich unerſchütterlich. 


I heiner d Liss 
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Nach der Mitte des September erhielt Repnin die Er⸗ 
laubnis, die er nachgeſucht, einige, Fanatiker feſtnehmen zu 
dürfen. Er verſprach, nicht ohne die äußerſte Notwendigkeit 
hiervon Gebrauch zu machen; aber er geſtand ein, daß er die 
größte Furcht hätte dazu gezwungen zu werden. Der Biſchof 
freute ſich in der That, als Märtyrer einen Ehrenplatz in 
den Jahrbüchern ſeiner Nation zu erhalten, und weil ihm 
Repnin einmal hatte ſagen laſſen, er könnte ſtatt in den 
Reichstag vielleicht eine Reiſe nach Sibirien antreten, ſo ſah 
er ſich im Geiſte ſchon auf dem Wege dahin und machte nicht 
nur ſein Teſtament, ſondern kaufte bereits auch Uhren und 
Tabaksdoſen für die Offiziere und Unteroffiziere, die ihn nach 
dem Sitz der Kälte bringen würden. Als nun aber keine 
Drohung verfing, ſchickte Repnin eine Abteilung ruſſiſcher 
Soldaten auf die Landgüter des Kirchenfürſten, um ihm zu 
zeigen, daß er nicht länger geſchont werden könnte ). Es war, 
als dächte der Vertreter des Petersburger Hofes an den Rat, 
welchen einſtmals der Nuntius Caraffa dem Kaiſer Ferdinand II. 
gegeben, durch Drangſale den böhmiſchen Proteſtanten Einſicht 
zu verſchaffen. 

Um den Biſchof von Krakau weiter zu ſchrecken, wagte 
Repnin zu derſelben Zeit noch eine neue Gewaltthat. Im 
Hauſe des Fürſten Radziwill wurden Beſchlüſſe gefaßt, welche 
die Petersburger Pläne mächtig fördern ſollten, z. B. daß 
die ruſſiſchen Soldaten in Polen als Hilfsvölker gelten und 
alle Landboten, die einen Eid wider die Diſſidenten geleiſtet 
hätten, von den Sitzungen ausgeſchloſſen werden ſollten. Ein 
gewiſſer Kozuchowski, welcher ſich dieſen Anträgen auf das 
heftigſte widerſetzt hatte, wurde nach der Beratung ohne wwei- 
teres von einem ruſſiſchen Oberſten auf offener Straße ver- 
haftet. 

Bald darauf, am 5. Oktober, nahm der Reichstag ſeinen 
Anfang. Die Nacht vorher waren 500 Ruſſen mit 5 Stück 
Kanonen eingerückt und ſchlugen im Garten Repnins, wo ſchon 


1) Benoit, 16., 23. u. 30. September. 
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200 Mann ſtanden, ihr Lager auf. Da inzwiſchen laut ge⸗ 
worden war, in welcher Weiſe vorgegangen werden ſollte, warf 
ſich der Nuntius ſchon früh in die Kleider, fuhr zum König, 
zum Primas und zum Fürſten Radziwill und gab unter ent- 
ſprechenden Begleitworten die Breven an Stanislaus, an die 
Biſchöfe und an die Senatoren, ſowie endlich an den Ritter⸗ 
ſtand ab. Bei Radziwill waren eben die Räte und Beamten 
der Konföderation verſammelt, um ihr Haupt, den Groß— 
marſchall, zur Sitzung zu begleiten. Das Breve des heiligen 
Vaters und die Worte ſeines Vertreters übten auf die An— 
weſenden die herkömmliche Gewalt aus; dem Großmarſchall 
rollten dicke Zähren über die Wangen, und allgemeines 
Schluchzen und Wehklagen erfüllte den Saal. Infolge dieſes 
Auftrittes erſchien aber auch Repnin hier und fagte der Ver- 
ſammlung: da ſie ſich einmal konföderiert und den Beiſtand 
der Kaiſerin angerufen hätten, ſo wären ſie auch verpflichtet, 
nach deren Wünſchen ſich zu richten und auf keine anderen 
Vorſtellungen zu hören, ſonſt würde man gezwungen ſein, zu 
unangenehmen Mitteln zu greifen. 

Es iſt ein Zeichen der Schlauheit des Petersburger Hofes, 
noch mehr aber ein Beweis unglaublichen politiſchen Unver— 
ſtandes, daß die Polen ins Garn gegangen waren. Und was 
für entehrende Vorſchläge mußten ſie jetzt hören! Der Reichs— 
tag ſollte nur eine Deputation ernennen, ſich dann trennen 
und erſt wieder zuſammentreten, wenn ſich die Deputation 
ſowohl über die Diſſidenten-Angelegenheit als über die poli— 
tiſche Freiheit der Polen mit dem Fürſten Repnin geeinigt 
haben würde; der Reichstag ſollte dann das Werk jener Ver— 
einbarung einfach annehmen. Die Mitglieder des Ausſchuſſes 
hatten der König aus den Senatoren und Radziwill als Groß— 
marſchall der Konföderation und Präſident des Reichstages aus 
dem Ritterſtande zu ernennen, und da vierzehn von ihnen und 
der Primas als Vorſitzender der Deputation beſchlußfähig ſein 
ſollten, ſo konnte die Entſcheidung bei acht Männern liegen. 
Das mißfiel nun, wie billig, allgemein und ebenſo widerwärtig 
erſchien die Forderung, daß Rußland angegangen werden ſollte, 


222 I. Buch. 6. Kapitel. 


die Gewähr für die Beſchlüſſe der Deputation zu übernehmen. 
Die Verhandlungen rückten in der erſten Woche nicht um eine 
Linie vor, und die zweite fing nicht beſſer an. Die Polen 
befanden ſich in der übelſten Lage. Die Stadt Warſchau war 
von ruſſiſchen Truppen umgeben, und Kanonen ſtanden auf 
dem anderen Ufer der Weichſel, die Mündungen gegen das 
Schloß gerichtet, wo die Sitzungen gehalten wurden. König 
und Primas verrieten ihr unglückliches Vaterland, indem ſie 
für Repnins Vorſchläge, deren Annahme die Unterordnung 
Polens unter Rußland bedeutete, mit aller Macht wirkten. 
Der Geſandte war zum Außerſten entſchloſſen, und als auch 
die zweite Woche keine beſſeren Ausſichten eröffnete, da ließ er 
in der Nacht vom 13ten zum 14ten den Biſchof von Krakau, 
der in richtiger Ahnung an demſelben Tage ſchon für ſeine 
Stellvertretung Sorge getragen, und den Biſchof von Kiew, 
den Woiwoden von Krakau Wenzel Rzewuski und deſſen Sohn, 
den Staroſten von Dolin, feſtnehmen und nach Wilna führen. 
In der Erklärung, welche folgenden Tages erſchien, ward als 
Grund angegeben: dieſe vier Männer hätten gegen die Würde 
der Kaiſerin gefehlt, indem ſie die Reinheit ihrer heilſamen, 
uneigennützigen und für die Republik freundſchaftlichen Abſichten 
angriffen. 

Der König von Polen ordnete drei hochgeſtellte Männer 
ab, welche den Fürſten Repnin um die Freilaſſung der Ge- 
fangenen erſuchen ſollten. Der engliſche Geſandte betrachtete 
dieſen Schritt mit Recht als einen hinreichenden Beweis für 
den elenden Zuſtand der Republik, welche zum Widerſtande 
keine anderen Waffen als demütige Bitten und Thränen hätte. 
Repnin gab nicht nur die Verhafteten nicht los, ſondern er 
weigerte ſich auch, die Sicherheit der anderen Mitglieder des 
Reichstages zu verbürgen, und drohte diejenigen als Aufrührer 
gegen die Regierung zu behandeln, welche dem Willen der 
Kaiſerin widerſtreben würden. Eine neue Deputation, aus 
3 Senatoren und 6 Landboten beſtehend, begab ſich einige 
Tage ſpäter zu ihm und bat, daß er doch die ruſſiſchen Forde⸗ 
rungen ermäßigen möchte; jedoch auch hier zeigte ſich der 
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ſchroffe Mann unerbittlich und gewährte nur Unbedeutendes. 
Er geſtattete z. B., daß die ruſſiſchen Soldaten in Polen nicht 
als Hilfsvölker, ſondern als befreundete Truppen bezeichnet und 
die Allmacht der Delegation durch den Vorbehalt der Zuſtim⸗ 
mung der Republik beſchränkt würde; jedoch von einer Befug⸗ 
nis, auch abzulehnen, wollte Repnin nichts wiſſen. Er meinte, 
dieſer Ausdruck ſei beleidigend, und es verſtieße gegen die 
Würde der Kaiſerin, daß das, was ihr Geſandter und die 
Abgeordneten der Republik mit einander vereinbart hätten, 
dann verworfen werden könnte; überdies wiſſe jedermann, ward 
höhniſch hinzugefügt, daß mit dem Recht anzunehmen auch das 
Recht abzulehnen verbunden ſei. Endlich die letzte Frage der 
Deputation lautete dahin, ob es eine Hoffnung auf Milderung 
dieſer Vorſchläge gebe. Die Antwort war troſtlos; denn 
Repnin ſchnitt nicht nur jede ſolche Erwartung ab, ſondern 
er ſtellte Gewaltmaßregeln gegen diejenigen in Ausſicht, welche 
mit jenen Vorſchlägen nicht zufrieden wären; die Kaiſerin 
würde dieſelben als Feinde der konföderierten Nation betrachten 
und alle Macht gegen ſie gebrauchen. 

Nachdem der Reichstag von dem Willen des ruſſiſchen 
Despoten am 19. Oktober in Kenntnis geſetzt worden war, 
wurden die beiden verhängnisvollen Schriftſtücke über die zu 
ernennende Delegation und deren Befugnis vorgeleſen und zur 
Annahme geſtellt. Nur ſehr wenige Mitglieder gaben ihre 
Zuſtimmung, die meiſten ſchwiegen, ohne zu widerſprechen. 
Hierauf unterſchrieben der König und die beiden Marſchälle 
der Konföderation, und nachdem Stanislaus Auguſt und Rad- 
ziwill die Mitglieder der Delegation ernannt hatten, trennte 
ſich der Reichstag bis zum 1. Februar des folgenden Jahres, 
und die Blockade der polniſchen Hauptſtadt ward aufgehoben ). 

Am Ende des Monats teilte der Berliner Hof dem Grafen 
Solms die Ergebniſſe des Reichstages mit und bemerkte dann 
darüber: „Dieſe Beſtimmungen, die gewiß einzig in der Ge— 

1) Benoit und Theiner IV, 2. p. 231sqq. 194, wo es aber 
heißen muß „Lundi 19 (ſtatt 20) Octobre“. Der „Actus limitationis““ 
und die „Plenipotentia“, ib. p. 184 sqq. 
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ſchichte aller Völker daſtehen, und die Mittel, durch welche 
man ſie erreicht hat, machen ein ſehr lebhaftes Aufſehen im 
ganzen übrigen Europa, und man betrachtet die Polen überall 
als eine unterjochte Nation. Man kann zwar annehmen, daß 
im gegenwärtigen Augenblicke Rußland ſein Ziel erreichen wird, 
ohne daß ein anderer Hof ſich ihm in den Weg ſtellt; aber 
es iſt auch unzweifelhaft, daß, wenn die Lage der Dinge ſich 
mit der Zeit ändert, die Polen alles wieder umſtoßen und 
auch auswärtigen Beiſtand finden werden.“ Ahnliche Erklä— 
rungen gingen an Benoit: „Ihr könnt Euch wohl vorſtellen“, 
ſchrieb der König am 25. Oktober, „daß die eben eingetretenen 
Ereigniſſe mir im Grunde nicht gefallen; aber man darf ſich 
davon nichts merken laſſen. Vielmehr müßt Ihr thun, als 
ob Ihr mit dem Fürſten Repnin an einem Stricke zöget.“ 
Der König meinte: wenn Benoit ſehr geſchickt verführe, könnte 
ſich ſogar eine preußiſche Partei bilden und Gelegenheiten ein⸗ 
treten, wo man davon einen Vorteil hätte, ſo wenig man 
auch auf die Polen rechnen dürfte. Drei Tage ſpäter ſchrieb 
er: „Inbezug auf das Verfahren der Ruſſen tft wohl zu⸗ 
zugeben, daß ſie zu weit gehen und ſich überdies mit uns nur 
über wenige Stücke verſtändigen. Aber Ihr müßt bedenken, 
daß ſie, wenn ſie nicht mit uns im Bündnis ſtänden, ſondern 
mit den Oſterreichern, ganz ebenſo handeln und vorgehen 
würden. Folglich muß man die Unregelmäßigkeiten, welche 
vorkommen, als ein unvermeidliches Übel anſehen. Inzwiſchen 
thut Ihr wohl daran, daß Ihr hierbei wieder gut macht, was 
ſich verbeſſern läßt; aber immer müßt Ihr Euch ſo benehmen, 
daß Ihr Euch nie mit dem Fürſten Repnin entzweiet. Übri⸗ 
gens iſt es mein ausdrücklicher Wille, daß Ihr gegenwärtiges 
Schreiben, wenn Ihr es geleſen, ſofort verbrennt, ohne davon 
weder eine Abſchrift zu behalten noch einen Auszug. Hiernach 
habt Ihr Euch genau zu richten.“ ) 


1) Minifterial-Note vom 31. Oktober an Solms, Immediatdepeſche 
vom 25. und 28. Oktober an Benoit. Im letzten Schreiben teilt der 
König auch mit, ,,quoique sous le plus inviolable secret“, daß er gegen 
Solms nicht iſt „sans soupgons de corruption“. 
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Benoit vernichtete das Schreiben und zog weiter an einem 
Stricke mit Repnin; doch war er keineswegs auf letzteren gut 
zu ſprechen. Er hatte bereits am 27. Mai geſchrieben: „Ich 
glaube zu bemerken, daß Rußland, wie es allein die Koſten 
dieſer Konföderationen trägt, auch allein das Verdienſt von 
allem, was hier geſchieht, haben möchte, damit die Polen nur 
ihm verpflichtet find, und damit es fo in den polniſchen An⸗ 
gelegenheiten immer die Hände haben und dadurch in allem, 
was die Souveräne von Preußen etwa mit Polen abzuwickeln 
haben, eine Art von Schiedsrichter werden kann; wenigſtens 
habe ich bei dem, was hier vorgenommen wird, im Vergleich zu 
dem ruſſiſchen] Geſandten ganz das Anſehen eines Subaltern⸗ 
beamten.“ In dem nämlichen Sinn äußerte ſich Benoit jetzt; 
er war ungehalten, aber er mußte gehorchen und Repnin ge- 
währen laſſen. 

Zuerſt kam die Angelegenheit der Diſſidenten an die Reihe. 
Die eigentlichen Verhandlungen darüber begannen in der Sitzung 
vom 7. November, wo Repnin ſechs Forderungen ſtellte. Die 
erſte betraf natürlich die freie Religionsübung überhaupt. Zwei— 
tens verlangte der ruſſiſche Geſandte die Einſetzung einer aus 
Katholiken und Diſſidenten beſtehenden „gemiſchten Kommiſſion“; 
dieſelbe ſollte die Richterſprüche, durch welche den Diſſidenten 
in früheren Zeiten Kirchen weggenommen und auf andere Weiſe 
Unrecht zugefügt worden war, einer erneuten Prüfung unter- 
werfen. Repnin forderte weiter für die Diſſidenten ftaats- 
bürgerliche Gleichheit, Befreiung von geiſtlichen Gerichten und 
die Befugnis, überall, wo ſie es nötig hätten, Kirchen zu 
bauen. Endlich ſollten ihre Güter nicht allein die nämlichen 
Laſten tragen, wie die der Katholiken, ſondern auch die näm— 
lichen Vorteile genießen. Am 10. November wurden dieſe 
ſechs Forderungen einer Subdelegation von Katholiken und 
Diſſidenten übergeben, in welche die aufgeklärteſten Mitglieder, 
z. B. Adam Czartoryski, durch Wahl eintraten. Benoit meinte, 
daß die Diſſidenten ihre Wünſche ſchon jetzt als erfüllt anſehen 
könnten. Doch zogen die Verhandlungen noch lange ſich hin, 
und einige Vorrechte blieben den Katholiken. 


Reimann, N. Geſch. Preußens. I. 15 
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Daß der König und auch die Königin (letztere wenigſtens, 
wenn ſie gekrönt zu werden wünſchte) der römiſchen Kirche an⸗ 
gehören müßten, war billig; dagegen einige andere Beſtim⸗ 
mungen konnten zu Bedenken Anlaß geben. Überall, auch in 
dem polniſchen Preußen, wo das bisher nicht der Fall geweſen, 
ſollte die katholiſche Kirche als die herrſchende bezeichnet, und 
der Abfall von ihr beſtraft werden. Ferner das vor dem 
Jahre 1717 den Diſſidenten zugefügte Unrecht ſollte beſtehen 
bleiben; eben dieſe Beſtimmung gab aber zu gegründeten Klagen 
Anlaß. Der griechiſche Biſchof von Mohilew war darüber 
ſehr erbittert, da ſeine Kirche gerade während der letzten Zeit 
des ſiebzehnten Jahrhunderts am meiſten beraubt worden war; 
desgleichen wurden adelige proteſtantiſche Familien hart be- 
troffen, z. B. die Unruhs in Groß-Polen, die Eberts und 
Czapski in Schleſien. Für die beiden letzteren war Benoit 
von Friedrich II. angewieſen worden einzutreten, und das that 
er denn auch; aber er ſtieß auf Widerſtand. Repnin wußte 
die Polen auf eine unglaubliche Weiſe einzuſchüchtern; als der 
Vertreter des heiligen Vaters vom Biſchof von Cujavien wiſſen 
wollte, ob ſie denn auch den Koran angenommen haben würden, 
wenn es der ruſſiſche Geſandte verlangt hätte, bekam er zur 
Antwort: gegen die Gewalt könne man nichts ausrichten. Aber 
wenn die Intereſſen der Kaiſerin nicht im Spiele waren, konnte 
Repnin auch gemäßigt reden. Er erwiderte dem Vertreter 
des Königs von Preußen: man ſolle ſich mit dem begnügen, 
was man erlangen könne, und nicht die Katholiken gar zu 
ſehr vor den Kopf ſtoßen, indem man Angelegenheiten wieder 
hervorſuche, bei denen ſo viele große Familien der Gegenwart 
intereſſiert ſeien; er ſtrebe vielmehr dahin, die Diſſidenten für 
die Zukunft ſicher zu ſtellen. Und Friedrich II. war keineswegs 
geſonnen, zu weit zu gehen. Er antwortete auf Benoits Be⸗ 
richt am 25. November: „Es iſt meine Abſicht, Ihr ſollt 
nicht hitzig darauf beſtehen, ſondern zuſehen, was Ihr durch 
gemäßigte Vorſtellungen ausrichten könnt, ohne lebhaft ein⸗ 
zutreten, damit Ihr nicht die großen Angelegenheiten ver⸗ 
derbet.“ Benoit verhielt ſich ſo, wie der König es wünſchte, 
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und bevor er noch jenen Befehl empfangen hatte, war die 
Angelegenheit geordnet. 

Das lange Aktenſtück zählte zuerſt die Vorrechte der Katho⸗ 
liken auf, dann die Rechte der Diſſidenten; für Kurland und 
das polniſche Preußen wurden noch einige beſondere Beſtim⸗ 
mungen getroffen. Die Marienkirche in Danzig kam nicht in 
die Hände der Jeſuiten, welche danach ſehr eifrig verlangt 
hatten. Die Proteſtanten in Thorn verloren zwar zwei Gottes- 
häuſer, die den gegenwärtigen Beſitzern, Mönchen und Nonnen, 
für immer verbleiben ſollten; dagegen behielten die Evange⸗ 
liſchen die Kirche, welche ſie ſich einige Jahre zuvor in der 
Altſtadt erbaut hatten, und außerdem wurde das mit Blut 
geſchriebene Urteil von 1724 vernichtet und deſſen Folgen auf- 
gehoben; denn das Konſiſtorium in Thorn erhielt ſeine alten 
Rechte, die Stadt das Gymnaſium und die evangeliſchen 
Schulen nebſt der Buchdruckerei zurück und ebenſo das Paz 
tronat über die Johanniskirche, wie ſie es früher mit dem 
Könige zuſammen beſeſſen hatte. Der Adel der Woiwodſchaft 
Kulm ſollte zu Beiſitzern ſeiner Landgerichte künftig ohne Rück— 
ſicht auf die Religion Mitglieder des Rates wählen. Die 
Inſchrift, welche das Andenken an die polniſche Greuelthat 
von 1724 im Gedächtnis der Menſchen erhielt, ſollte von den 
Jeſuiten dem Rat überantwortet werden, und um gleichſam 
des Übels Quelle zu verſtopfen, wurde den preußiſchen Städten 
ausdrücklich das Recht zugeſprochen, Studenten und Schüler, 
katholiſche ſo gut wie nichtkatholiſche, wenn ſie die öffentliche 
Ruhe ſtörten, feſtzunehmen, damit ſie von dem kompetenten 
Richter beſtraft würden. Wenn der Rat in Thorn ſeit 1724 
zur Hälfte aus Katholiken beſtehen mußte, trotzdem daß dazu 
taugliche Männer bei weitem nicht in genügender Zahl vor— 
handen waren, ſo hörte dieſer unerträgliche Zwang endlich auf. 
Dagegen ſollten die Katholiken künftig auch in den anderen 
proteſtantiſchen Städten des polniſchen Preußens in den Rat 
eintreten können, und die katholiſche Kirche mußte fortan auch 
hier als die herrſchende bezeichnet werden. 


Mit dieſen Beſtimmungen waren die preußiſchen Städte 
15 
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nicht gänzlich zufrieden. Sie hätten am liebſten die Katho⸗ 
liken von allen Amtern ausgeſchloſſen; aber Repnin ging dar⸗ 
auf nicht ein, ſondern ſagte: da die Proteſtanten die Mehrheit 
beſäßen und den ruſſiſchen Schutz immer haben würden, ſo 
hätten ſie die Katholiken in den Magiſtraten nicht zu fürchten. 
Und was die Bezeichnung der katholiſchen Kirche als der herr— 
ſchenden und das Verbot aus ihr auszutreten betrifft, ſo ant⸗ 
wortete Repnin in ſeiner unverſchämten Weiſe: das ſei eine 
ſo hohe Politik, daß ſie ſolche noch nicht einzuſehen imſtande 
wären ). 

Die Beſtimmungen über die Diſſidenten kann der auf⸗ 
geklärte, billig denkende Mann nur loben; es war ein Werk 
im Sinne des Fortſchrittes und der Gerechtigkeit. Leider ver⸗ 
richteten die meiſten Mitglieder der Kommiſſion das Gute nur 
aus Zwang. Die Verhandlungen waren im ganzen friedlich 
geführt worden; aber als es zur Unterzeichnung kommen ſollte, 
da wurden die Polen unruhiger und lauter. In den letzten 
Sitzungen war der Lärm ſo groß wie auf den Landtagen, und 
mehrere Mitglieder riefen: ſie wünſchten in dieſem Augenblick 
ohne Hände zu ſein. Repnin ſah ſich abermals genötigt, ſtarke 
Drohungen auszuſtoßen und Gewaltthätigkeiten in Ausſicht zu 
ſtellen. Endlich nach langen Verhandlungen ergaben ſich die 
Polen und unterſchrieben am 1. Dezember 2). 

Während die Stellung der Diſſidenten geordnet ward, 
unterhandelten Preußen und Rußland über die Regulierung 
der politiſchen Angelegenheiten. In Berlin hatte man noch 
vor dem Zuſammentritte des Reichstags erfahren, daß dem 
Könige von Polen der ſtehende Rat zur Seite treten ſollte, 
deſſen bereits im Jahre 1766 Saldern Erwähnung gethan. 
Der Petersburger Hof verfolgte die Abſicht, in die Verwal⸗ 
tung des Landes, ohne daß die Regierungsform geändert würde, 
doch etwas mehr Ordnung zu bringen und auf dieſe Weiſe 
den König von Polen für den Beiſtand zu belohnen, den er 


1) Prowe, S. 49 (zum 4. Februar). 
2) Theiner und Benoit. 
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in der Sache der Diſſidenten zu leiſten hätte. Friedrich der 
Große blieb aber einer ſolchen Einrichtung abgeneigt und trug 
dem Grafen Finckenſtein auf, ihm eine Depeſche zur Unter⸗ 
ſchrift vorzulegen, durch welche der preußiſche Geſandte Befehl 
erhielte, bei Panin Gegenvorſtellungen zu machen. Das gee 
ſchah denn auch und Solms übergab infolge deſſen eine Note, 
worin er von dieſem Plane dringend abmahnte. „Wenn man 
einen ſolchen Rat einrichtet mit der Befugnis, alle Regierungs⸗ 
angelegenheiten zu regeln“, hieß es darin, „und wenn die im 
Reichstag verſammelte Nation nur ihre Zuſtimmung zu geben 
hat, ſo wird der König von Polen, dem es nicht ſchwer fallen 
würde, die Mitglieder dieſes Rates zu gewinnen, allmählich 
die Vermehrung der Truppen und der Einnahmen der Krone 
ſowie im allgemeinen alle Einrichtungen erreichen, die zur 
Souveränität führen können.“ ) 

Der König von Preußen fürchtete, wie wir wiſſen, ein 
Erſtarken des polniſchen Staates ungemein. Indem er des⸗ 
halb jeder Anderung, die eine Verbeſſerung der entſetzlichen 
polniſchen Zuſtände herbeiführen konnte, gänzlich abhold war, 
erfuhr er höchſt ungern, daß Repnin den Herrn v. Benoit 
bei der Ordnung der weltlichen Angelegenheiten nicht zurate 
zog 2). Er ließ den Grafen Panin daran erinnern, daß nach 
dem Vertrage vom 11. April 1764 Rußland und Preußen 
ſich über die Angelegenheiten der polniſchen Republik und die 
Mittel, deren Verfaſſung aufrecht zu halten, verſtändigen 
müßten. Der König verlangte daher nicht allein, daß Repnin 
ſolche Weiſungen bekäme, ſondern er wünſchte auch den Vertrags— 
entwurf zu ſehen, über welchen der ruſſiſche Geſandte mit den 


1) Smitt, S. 107. Die Stelle iſt zum Teil wörtlich entlehnt 
aus der Miniſterial⸗Note vom 6. November. Der Auftrag an Finden- 
ſtein iſt vom 14. Oktober (Geheime Kabinettsakten). 

2) Am 25. November hatte Benoit geſchrieben: „V. M. a vu par 
mes rapports que la Russie seule veut primer ici, que tout s'est fait 
par la force et rien de gré de la part des Polonois, ainsi que l’Hvéque 
de Cracovie l’a trés bien expliqué. Ils disent done aussi qu'ils sont 
forcés au présent traité.“ 
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Polen ſich einigen würde, damit er nötigenfalls mit der Kai⸗ 
ſerin unterhandeln könnte, bevor ſie ihre Zuſtimmung er⸗ 
teilte n). Panin machte gute Verſprechungen und befahl auch 
dem Fürſten Repnin, mitteilſamer gegen Benoit zu werden; 
er gab außerdem die Verſicherung, der König von Polen würde 
nicht zu viel Macht erhalten, ſondern ſo beſchränkt bleiben, 
daß er nicht zu fürchten wäre, noch den Intereſſen Rußlands 
und Preußens ſchaden könnte. Panin ließ den ſtändigen Rat 
fallen, zumal da die Männer, welche von den Konföderierten 
im September an den ruſſiſchen Hof abgeordnet worden waren, 
dasſelbe Verlangen ſtellten; dagegen weigerte er ſich, den Herrn 
v. Benoit an den Beratungen in Warſchau teilnehmen zu 
laſſen, unter dem Vorwande, daß die Polen ſich inbezug auf 
die Abſtellung ihrer Beſchwerden und die Garantie ihrer Ver⸗ 
faſſung nur an die Kaiſerin gewendet hätten. Doch ſollte 
Repnin ſich mit dem preußiſchen Vertreter verſtändigen und 
ihm Mitteilung machen ). 

Als aber dieſe neuen Weiſungen nach Warſchau kamen, 
hatte man hier den zweiten Artikel bereits fertig gemacht. 
Darin wurden zuerſt ſogen. Kardinalgeſetze, d. h. ſolche, die 
unter keinen Umſtänden verändert werden dürften, aufgezählt. 
Es gehörten hierher ebenſowohl die Vorzüge der katholiſchen 
Kirche als die Rechte der Diſſidenten, ferner die Freiheit der 
Königswahl und das Liberum veto bei den ſogen. Staats⸗ 
materien; bei dieſen letzteren konnten Anderungen wohl ein⸗ 
treten, aber nur mit Einſtimmigkeit, die alſo erforderlich fein 
ſollte, wenn es ſich um Vermehrung der Steuern und des 
Heeres, um Bündniſſe, Verträge, Krieg und Frieden und das 
allgemeine Aufgebot des Adels handelte. 

Die aufgeklärten Polen nahmen an der Vormundſchaft, 
die Rußland ihnen aufzwang, den größten Anſtoß; ſie meinten, 
ſie verlören dadurch ſogar die Hoffnung, künftighin einmal ihr 
Staatsweſen ändern zu können, fie wünſchten die Abſchaffung 


1) Solms, 23. u. 30. November, 17. Dezember. 
2) Benoit, 25. November, 9. Dezember. 
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des Liberum veto; aber Repnin und Benoit widerſetzten ſich 
dieſer Abſicht ). Merkwürdig! Der ruſſiſche Geſandte, welcher 
hier wohlberechtigten Wünſchen entgegentrat und überhaupt 
die Polen mit ſolchem Stolz und ſolcher Heftigkeit behandelte, 
daß er ihnen ſehr widerwärtig geworden war, ſann dennoch 
darauf, ihnen zu nützen. Er wollte, wie er am 23. Dezember 
an Panin ſchrieb, den Wirrwarr und die Anarchie beſeitigen 
helfen, die in allen Zweigen der Verwaltung einen Grad er- 
reicht hätten, daß es nicht ärger werden könnte. In gewiſſen 
Fällen — er nannte die Rechtspflege, die Verwaltung der 
feſtgeſetzten Steuern, den Unterhalt des bereits beſtehenden 
Heeres — ſollte die Mehrheit der Stimmen entſcheiden. 
„Welch ein Ruhm“, rief er aus, „das Glück eines ganzen 
Volkes zu begründen, indem man ihm geftattet, fic) aus 
Geſetzloſigkeit herauszuarbeiten!“ Der tyranniſche Repnin 
glaubte an die Möglichkeit, Politik und Menſchenliebe zu ver⸗ 
binden; er ſchmeichelte ſich, die Abſichten der Kaiſerin aus⸗ 
zuführen und zugleich zum Glücke der Polen mitwirken zu 
können ). 

An demſelben Tage berichtete der preußiſche Reſident über 
zwei beſondere Pläne des ruſſiſchen Geſandten; „denn er teilt 
mir jetzt“, erläuterte Benoit, „ſchriftlich die Entwürfe mit, 
um die es ſich handelt, auf daß ich ſie Ew. Majeſtät zur 
Prüfung und Billigung überſende“. Der eine Plan ſollte 
das Stapelrecht der Danziger aufheben und dadurch einen 
lebhaften Wunſch der Polen erfüllen. Das würde für jene 
ſehr nachteilig geweſen ſein, und da ſie gewohnt waren, ſich 
ſolchen Eingriffen in ihre Rechte zu widerſetzen, ſo ließ ſich 
leicht vorherſehen, daß man ſie nur mit äußerſter Gewalt 
ihres Vorrechtes würde berauben können. Der andere Plan 
ging dahin, Roms Einfluß auf die polniſchen Angelegenheiten 
zu verringern und zu dem Ende die geiſtliche Gerichtsbarkeit, 
welche der päpſtliche Stuhl in Polen beſaß, einer Synode von 
Biſchöfen zu übertragen, die unter dem Vorſitze des Primas 


1) Sſol owjoff, S. 74. 75. 
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zu entſcheiden hätten, ohne daß die Appellation nach Rom ge- 
ſtattet wäre. Der Nuntius ſollte zum bloßen päpſtlichen Ge- 
ſandten herabgeſetzt werden. 

Hierüber alſo wünſchte Repnin die Meinung des Königs 
von Preußen zu hören. Er ſandte den Oberſten Igelſtröm 
mit den beiden Artikeln über die Diſſidenten und über die 
Kardinalgeſetze und Staatsmaterien, ferner den Plan eines 
ſtändigen Rates und den Entwurf über die Abſchaffung der 
geiſtlichen Gerichtsbarkeit des Nuntius eilig an den Peters- 
burger Hof und übergab dieſelben Schriftſtücke dem preußiſchen 
Reſidenten mit der Bitte: der König möge ſeine Bemerkungen 
über das, was er nicht billigen könne, ſo ſchnell als möglich 
nach Moskau ſenden, damit die entſcheidende Antwort am 
20. Januar in Warſchau eingetroffen ſei. Repnin hoffte, daß 
alles fo bleiben würde, wie er es abgefaßt; aber Benoit ent- 
gegnete ihm, daß ſein Wunſch inbezug auf den ſogen. ſtändigen 
Rat unmöglich erfüllt werden könnte *). 

Um Polen zu beruhigen, würde Friedrich, wie wir wiſſen, 
inbezug auf die Diſſidenten nicht ſo weit gegangen ſein wie 
Rußland, und als dieſe Angelegenheit geordnet war, da ſah 
er zwar in dem Artikel, wie er nun lautete, eine Art von 
Triumph für den ruſſiſchen Hof, aber er hielt trotzdem die 
Wiedereinſetzung der Diſſidenten in ihre früheren Rechte für 
unſicher und glaubte, daß man mit derſelben Macht, durch 
welche man dieſe Einrichtungen erreicht hätte, ſie auch würde 
aufrecht halten müſſen ). 

Auch inbezug auf die Verfaſſung wäre Friedrich anders 
zuwerke gegangen. Er wünſchte die Konföderierten befriedigt 
zu ſehen, und er würde daher keine Kardinalgeſetze aufgeſtellt 
und die Kriegs- und Schatzkommiſſionen wieder aufgehoben 


1) Benoit, 23. u. 26. Dezember. 

2) Miniſterial-Note an Solms, 28. Dezember. Was Friedrich II. 
fürchtete, das hoffte der Wiener Hof, nämlich „que le nouveau sisteme 
ne durera qu'autant que les Russes seront les Maitres en Pologne et 
qu'aussitot que la conjoncture changera, tout y reprendra l'ancien 
train“. Rohd, 16. Dezember. 
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haben. Unter allen Umſtänden aber war er gegen den vor— 
geſchlagenen ſtändigen Rat aus Furcht, daß Polen dadurch 
früher oder ſpäter zu einer gewiſſen Ordnung und Macht gee 
langte. Wenn er wiederholt gefordert hatte, daß Benoit zu 
den Beratungen zugezogen würde, ſo war es geſchehen, um 
jeden Aufſchwung der polniſchen Republik zu hemmen, und 
nur, wenn er in dieſem Stücke Befriedigung fand, wollte er 
eine Bürgſchaft für die Beſtimmungen dieſes außerordentlichen 
Reichstages übernehmen. Im November war er abgeneigt 
geweſen; jetzt aber entſchied er ſich für das Gegenteil. Wofern 
die neuen Geſetze nichts enthielten, was ſeinen Intereſſen zu⸗ 
wider wäre, und er verſtand hauptſächlich den ſtändigen Rat 
hierunter, war er bereit, zuſammen mit Rußland ſich mit der 
Garantie zu beladen ). Für notwendig hielt er das nicht, da 
er die Beſchlüſſe von 1764 und auch die alten Geſetze gewähr⸗ 
leiſtet hätte; jedoch er wollte darin dem ruſſiſchen Hofe gefällig 
ſein. Aus demſelben Grunde war er geneigt, in das Bündnis 
einzutreten, welches Panin nach dem Ende des Reichstages 
mit Polen zu ſchließen gedachte; er legte keinen Wert darauf 
und meinte nur, daß es ihm bei einem Kriege mit Sſterreich 
nützlich ſein könnte. Die Übertragung der oberſten geiſtlichen 
Gerichtsbarkeit an eine Synode war ihm gleichgültig, da ihm 
der Papſt in Polen nicht furchtbar wäre; dagegen erklärte er 
ſich mit der Aufhebung des Stapelrechtes der Danziger ein— 
verſtanden, weil dieſe Bürger auch ſeine Rechte nicht anerkennen 
mochten. Er lag ſchon ſeit einiger Zeit im Streite mit ihnen, 
weil ſie Werbungen auf ihrem Gebiete nicht geſtatten wollten. 
Aber ſie wandten ſich ohne Zweifel um Hilfe nach Moskau, 
und von hier wurde denn Repnin angewieſen davon Abſtand 
zu nehmen. Die Danziger, ward eingewendet, beſäßen das 
Stapelrecht als Privileg, und wenn ſie ſich der Aufhebung 
mit allen Kräften widerſetzten, würde man zu offener Gewalt 
ſchreiten müſſen und hierdurch vielleicht bei den anderen nor— 
diſchen Mächten anſtoßen. Benoit begleitete dieſe Nachricht 
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mit der Bemerkung, daß dies nicht das einzige Mal wäre, 
wo ſich Rußland für Danzig parteiiſch gezeigt hätte. Friedrich 
aber meinte, man müſſe zufrieden ſein, wenn man in den 
Hauptſachen das Ziel erreiche). Darunter verſtand er, wie 
erwähnt, den ſtändigen Rat, und dieſen hatte Repnin auf 
Befehl des Petersburger Hofes fallen laſſen müſſen. 

Indeſſen ganz ohne Verbeſſerung ſollte Polen nicht bleiben. 
Zu Anfange des Jahres hatte Benoit dem Könige Stanislaus 
Auguſt erklärt: inbezug auf die Regierungsform könne Preußen 
keine Anderung zugeben; was dagegen die inneren und ökono— 
miſchen Angelegenheiten betreffe, ſo ſei kein Grund vorhanden, 
dieſe nicht zur Zufriedenheit Sr. Majeſtät zu regeln?). Und 
eben hiermit beſchäftigte ſich Repnin, als Oberſt Igelſtröm 
zurückgekehrt war; die Regelung dieſer Verhältniſſe machte ihm 
aber ſo viel zu thun, daß der Reichstag am 1. Februar aufs 
neue vertagt werden mußte. „Repnin ordnet alles dieſes als 
Diktator“, ſchrieb Benoit am 10. Februar, „und da es Dinge 
ſind, welche nicht die Regierungsform betreffen, laß ich ihn 
gewähren, wie Ew. Majeſtät es befohlen haben, und zwar um 
ſo mehr, als der Geſandte mir geſagt hat, daß ſein Hof es 
ſo wolle.“ Unzufrieden über die Allmacht Repnins, urteilte 
Benoit um ſo ſtrenger über das Ergebnis. Er nannte den 
Tag, wo die Generalkonföderation ſich bildete, den Tag der 
Getäuſchten, weil nur einige Perſonen halbzufrieden wären 
und die Beſchwerden, welche die Konföderation an den ruſſi⸗ 
ſchen Hof gebracht, keine Abhilfe gefunden hätten. 

Auf beſonderen Befehl Friedrichs II. mußte Benoit melden, 
wie die Polen über den Reichstag und ſein Werk dächten. 
Was er anzeigte, lautete keineswegs tröſtlich. Nach ſeinem 
Berichte war der König Stanislaus Auguſt, obwohl er einige 
Vorteile für ſeine Perſon erlangt hätte, doch im höchſten Grad 
unzufrieden, weil er um die Hoffnung gekommen war, aus 
Polen einen geachteten Staat zu machen. Die Schuld hiervon 


1) Benoit, 10. Februar 1768 und Antwort des Königs vom 17. Febr. 
2) Benoit, 2. Januar 1768. 
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ſchrieb er hauptſächlich dem Könige von Preußen zu, welcher 
dem ruſſiſchen Hofe die Augen geöffnet hätte. Benoit ſetzt 
hinzu: „Stanislaus Auguſt iſt ein Fürſt, deſſen Schwäche 
täglich zunimmt.“ Auch die Nation ſtellte der preußiſche Re⸗ 
ſident als unzufrieden dar, weil die Beſchwerden, welche ſie 
in Moskau überreichen laſſen, keineswegs abgeſtellt und die 
Polen durch den Vertrag, zu welchem ſie gezwungen würden, 
in Abhängigkeit von Rußland gekommen wären, weil endlich 
die Steuern, die man ihnen auflegte, nicht zur Bildung eines 
guten Heeres dienen ſollten, durch welches ſie ſich, unterſtützt 
von einer Nachbarmacht, dem ruſſiſchen Joch entziehen könnten. 
Wenn man ihnen ſagte, die Ruſſen würden ſie gegen jeder⸗ 
mann verteidigen, ſo fühlten ſie ſehr wohl, daß ihr Vaterland 
eben hierdurch eine moskowitiſche Provinz würde. „Sie ver⸗ 
abſcheuen die Ruſſen mehr als je“, bemerkt Benoit, „und ſie 
find niemals den Oſterreichern zugethan geweſen; jetzt aber 
machen ſie ſich gar nichts mehr aus ihnen, weil dieſelben 
keinen Anteil an den polniſchen Angelegenheiten genommen und 
die katholiſche Religion nicht verteidigt haben. Dagegen zeigen 
ſie Neigung für Preußen und ſind unendlich erfreut, daß der 
König den neuen Vertrag weder unterzeichnet noch garantiert 
hat. Sie hoffen, daß das Bündnis vom 11. April 1764 
ein Ende nehmen und Preußen ihr Vaterland befreien 
werde.“ ) 

Daß die Ruſſen ſich den Haß der Polen aufluden, blieb 
dem Grafen Panin keineswegs unbekannt; er wurde, je näher 
das Ende kam, deſto verlegener und fürchtete, daß bei der 
großen Gärung, die in der Republik herrſchte, vor dem Schluſſe 
noch ein unerwartetes Ereignis Aufſehen erregte. Sonſt war 
er mit ſeinem Werke zufrieden; er glaubte dadurch einen guten 
Grund für das nordiſche Syſtem gelegt zu haben und nicht 
nur allen Familienverträgen der ſüdlichen Mächte das Gleich— 
gewicht halten, ſondern ſogar den Vorzug vor ihnen behaupten 
zu können. Indem er ſich gegen Benoit ſo ausſprach, fügte 
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er hinzu, er hielte dafür, daß er jetzt etwas ruhen und ſehen 
müßte, was andere zu thun gedächten ). 

Der König von Preußen hörte letzteres keineswegs un⸗ 
gern; denn wenn man zu ſtark am Rade ſtoße, ſchrieb er an 
Solms, gebe man zu neuen Mißhelligkeiten Anlaß. Er war 
nicht im mindeſten darüber eiferſüchtig, daß Rußland die pol⸗ 
niſchen Angelegenheiten allein geordnet, und freute ſich ſehr, 
daß keine fremde Macht ſich eingemiſcht hätte, alſo die öffent⸗ 
liche Ruhe nicht geſtört worden wäre, daß das Liberum veto 
fortbeſtände und ohne die Zuſtimmung des Reichstages keine 
neue Steuer eingeführt werden könnte. Auch das war dem 
Könige lieb, daß er die Garantie des neuen Vertrages nicht 
übernommen. Er war im Anfange des Jahres, wie wir 
geſehen, dazu bereit geweſen; Panin aber hatte die Ausflucht 
gebraucht: er habe geglaubt, der König wolle ſich damit nicht 
belaſten?). Katharina wünſchte keineswegs, mit Friedrich II. 
die Herrſchaft in Polen zu teilen. 

Panin beendete glücklich das Werk, wie er es angefangen; 
nur den Plan über die geiſtliche Gerichtsbarkeit ließ er fallen. 
Der polniſche Reichstag trat gehorſam wieder zuſammen und 
nahm den Vertrag an. Die Konföderation, die ihre Schuldig⸗ 
keit gethan hatte, wurde jetzt aufgelöſt, und man ſang am 
5. März ein feierliches Tedeum in der Kirche. Polens Knech⸗ 
tung ſchien vollendet. 


1) Solms, 8. u. 15. Februar. 
2) Der König an Solms, 14. Februar, 2. u. 8. März 1768. 
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Siebentes Kapitel. 
Ausbruch eines Türkenkrieges. 


Die Kunde von dem glücklichen Ausgange des Warſchauer 
Reichstages erregte ſowohl in Berlin als in Petersburg große 
Freude. Die Kaiſerin Katharina ſchenkte dem Grafen Panin 
zum Lohne für die erfolgreiche Leitung dieſer Angelegenheiten 
50,000 Rubel, und ebenſo viel erhielt Repnin neben dem 
Alexandernewski⸗Orden 1). Auch in Konſtantinopel mußte die 
Nachricht von dem Ende des Reichstages gern gehört werden; 
denn man gab dort bereits mehr auf die franzöſiſchen Ein— 
flüſterungen und hatte der Beſorgnis, von welcher man ge— 
quält wurde, gegen den ruſſiſchen Reſidenten Obreskoff Er— 
wähnung gethan. Letzterer mußte durch einen Eilboten, welcher 
am 15. März von Konſtantinopel abreiſte, Repnin fragen 
laſſen, warum ſich denn die Dinge ſo ſehr in die Länge zögen. 
Die Pforte verlangte ferner mit Beſtimmtheit zu erfahren, ob 
die Soldaten der Kaiſerin verſprochenermaßen in ihr Vater— 
land zurückkehren würden, und jie zeigte an, daß fie ein Obfer- 
vationscorps nach Chotzim und Bender ſchicken müßte 7). 

Die ruſſiſchen Truppen befanden ſich wirklich auf dem 
Rückmarſche; zugleich aber war ein Ereignis eingetreten, wel— 
ches den Abzug wieder unterbrach. Zu Bar in Podolien 
hatte ſich eine Konföderation gebildet ). Dieſer Aufſtand, 
welchen Michael Kraſinski, der Bruder des Biſchofs von Ka— 
miniec, und Joſeph Pulawski gegen das Werk des eben ge— 
ſchloſſenen Reichstages hervorgerufen hatten, iſt vielleicht die 
verhängnisvollſte Begebenheit der polniſchen Geſchichte. Im 
Vergleich zu den Zeiten vor dem Jahre 1763 ſchloß die Rege- 


1) Solms, 12. April. 
2) Zegelin, 2. April. Benoit, 6. April. 
3) Benoit, 12. u. 16. März, 
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lung der politiſchen Dinge, welche Repnin veranſtaltet, eine 
kleine Verbeſſerung in ſich, abgeſehen natürlich von der ruſſi⸗ 
ſchen Garantie, die im höchſten Grade beleidigend war, jedoch 
eine Weile ſchon ertragen werden konnte. Hat ſich doch Deutſch⸗ 
land die ſchwediſch⸗franzöſiſche Gewähr des Weſtfäliſchen Friedens 
auch gefallen laſſen müſſen! Die Verkommenheit, worin ſich 
die Republik befand, riet aufs dringendſte, zu dulden und zu 
warten. Aber Heißblütigkeit und Hochmut hinderten an Über⸗ 
legung, und überdies hörten die verblendeten Polen nicht auf, 
Rettung vom Auslande zu hoffen. 

Natürlich konnten die Ruſſen jetzt ihren Marſch unmöglich 
fortſetzen. Repnin verlangte vielmehr, daß der Senat die 
Kaiſerin bitten ſollte, dieſelben noch länger im Lande zu laſſen; 
er ſagte wohl, er wollte ſehen, wer von ihnen Tatar und wer 
Ruſſe wäre. Die Mitglieder des Senates hingegen meinten, 
dieſes Geſuch würde gerade fo, wie alles, was durch den ruſſi⸗ 
ſchen Geſandten geſchehen wäre, nur etwas Erzwungenes ſein. 
Nicht mehr als neun von ihnen thaten dem Fürſten Repnin 
ſeinen Willen; ſechzehn rafften ſich fo weit auf, daß ſie da⸗ 
gegen ſtimmten, jedoch nachdem ſie ſo ihre Meinung kund⸗ 
gegeben, unterzeichneten ſie das Geſuch ebenfalls. Um ſich aber 
in den Augen ihrer Landsleute zu entſchuldigen, gaben dann 
fünf der letzteren, unter ihnen die beiden alten Czartoryski, 
ihre Abſtimmung im Warſchauer Landgerichte zu Protokoll, 
und alle ſechzehn verbreiteten überallhin die Nachricht, ſie 
wären genötigt geweſen zu unterſchreiben, weil man ihnen ge⸗ 
droht hätte, man würde ſonſt ihren Grundbeſitz plündern 
laſſen. Das war die Achillesferſe der vornehmen Polen. 
„Mit den Großen kann man immer fertig werden“, bemerkt 
bei einer anderen Gelegenheit der Thorner Reſident v. Geret, 
„wenn man ſie an ihren Gütern angreift.“) 

Die ruſſiſchen Truppen zogen hierauf gegen die Konföde⸗ 
rierten. Die letzteren hatten ihre Erhebung wohl deshalb 
nicht länger aufgeſchoben, um eine Verwickelung mit der Türkei 
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herbeizuführen. Sie konnten ſich, wenn das Waffenglück ihnen 
ungünſtig war, ohne Schwierigkeit in die Moldau retten, und 
ebenſo leicht von der Pforte Beiſtand erhalten. Aber als ſie 
den Sultan um Truppen und Geld baten und einen Geſandten 
nach Konſtantinopel zu ſchicken wünſchten, da wurden ſie ab- 
gewieſen. Der Reis Effendi teilte ſogar dem ruſſiſchen Reſi⸗ 
denten ihr Schreiben mit und gab die bündigſten Berfiche- 
rungen, daß die Pforte den Frieden mit Rußland unverbrüchlich 
halten würde; dabei unterließ er aber nicht, auf den Abzug 
der ruſſiſchen Truppen aus Polen ſtark zu dringen. Und dem 
preußiſchen Reſidenten, dem Major v. Zegelin, welcher die 
Türken ebenfalls über das, was auf dem Reichstag in War⸗ 
ſchau geſchehen war, zu beruhigen ſuchte, antwortete der Reis 
Effendi: die Pforte werde ſich in dasjenige, was zwiſchen den 
Ruſſen und Polen der Religion wegen vorfalle, nicht miſchen; 
aber ſie wünſche, daß die Ruhe ſich wiederherſtelle und alles 
zu Ende gehe und die ruſſiſchen Truppen endlich die Republik 
verlaſſen, damit das hieſige Volk befriedigt werde. Bedeut⸗ 
ſame Worte von größter Tragweite! Noch war der Sultan 
friedlich geſinnt, und er zürnte denjenigen, die ihm geraten 
hatten, einige Truppen nach Bender und Chotzim zu ſchicken +). 
Wie aber, wenn die Menge ſich zu erhitzen anfängt und lär— 
mend den Sultan zwingt, ein Heer ins Feld zu ſchicken? 
Ahnlich lauteten die Nachrichten, die aus Wien in Berlin 
einliefen. Weder Maria Thereſia noch Joſeph gedachten ihre 
friedliche Politik aufzugeben; denn ſie wünſchten die furcht— 
baren Schulden, die ſeit dem Siebenjährigen Kriege ſchwer 
auf Oſterreich laſteten, weiter abtragen zu können, und fie 
brauchten hierzu noch etwa 15 Jahre. Man wollte daher ſtill 
ſitzen, ſo ungern man auch die Herrſchaft der Ruſſen in Polen 
ſah, und ſo betrübt Maria Thereſia über die Nachteile war, 
welche die katholiſche Religion nach ihrer beſchränkten Meinung 
dort erfahren hatte. „Dagegen, wenn endlich die Pforte ſich 
erhitzt“, ſchrieb der preußiſche Geſandee am 18. Mai aus 


1) Zegelin, 16. April, 2. u. 17. Mai. 
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Wien, „ſo bin ich überzeugt, man würde nicht länger hier 
ruhig bleiben; denn die Türken werden nicht ſo thöricht ſein, 
allein ihnen die Kaſtanien aus dem Feuer zu holen.“ 
Vergeblich alſo hatte Friedrich von dem Ende des Reichs⸗ 
tages Ruhe gehofft. Seit 1763 beſchäftigten ihn die polniſchen 
Angelegenheiten wider ſeinen Willen unaufhörlich, und nun 
drohten ſie das herbeizuführen, was er am meiſten fürchtete, 
den allgemeinen Krieg. Auf ſeinen Befehl ſollte Benoit den 
Polen vorſtellen, daß, wenn fie die Dinge zum Muferften 
kommen ließen, ein innerer Krieg daraus entſtehen und das 
Land von Konföderierten und Ruſſen verwüſtet werden würde. 
Jedoch alle Bemühungen blieben erfolglos. Die Unzufriedenen 
behaupteten offen: Religion und Freiheit wären zu wichtig, 
als daß man nicht alles wagen müßte, um ſich dieſe koſt⸗ 
barſten Juwelen zu bewahren. Wenn Benoit erklärte, daß 
beides auf dem letzten Reichstag erſt recht befeſtigt worden 
wäre, ſo antworteten ſie: „nicht ſowohl die Beſchlüſſe ſelbſt 
als die Art, wie ſie zuſtande gekommen ſeien, empöre die Na⸗ 
tion und werde fie ewig empören“. Die meiſten Polen dachten 
ſo und erwarteten ihre Befreiung von der Zeit, da die Ruſſen 
einmal doch würden das Land räumen müſſen. Es verbreitete 
ſich unter dieſen ſanguiniſchen Menſchen ſogar der Glaube, daß 
Friedrich II. den Aufſtand billige und heimlich unterſtütze. Des— 
halb begehrte Repnin von dem Könige von Preußen, er möge 
dem Warſchauer Hof ein Schriftſtück überreichen laſſen und 
darin jenen Wahn Lügen ſtrafen. Benoit mußte den Inhalt 
der gewünſchten Erklärung dem Könige melden und die Sätze 
unterſtreichen, auf die ein beſonderer Wert gelegt wurde. 
Friedrich II. meinte zwar, daß den Ruſſen nur begegnete, 
was ſie ſich durch ihr Betragen zugezogen hätten; jedoch er 
erfüllte Repnins Begehren. Am 9. Juli wurde das Schrift⸗ 
ſtück überreicht und am 13ten erſchien es in der Zeitung. 
„Der König, mein Herr“, hieß es darin, „iſt vollkommen 
überzeugt, daß die katholiſche Religion und die polniſche Frei⸗ 
heit nicht beſſer als durch den letzten Reichstag befeſtigt werden 
kann, und ſieht deshalb alle diejenigen als Ruheſtörer an, 
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welche die auf demſelben gefaßten Beſchlüſſe umſtoßen wollen, 
damit ſie unter dem Vorwande, die Religion und Freiheit zu 
beſchützen, das Vaterland deſto beſſer ins Unglück ſtürzen 
können. Ihre Majeſtät raten demnach jedem Polen, dieſe un⸗ 
gerechten, unüberlegten Anſchläge fahren zu laſſen, der Stimme 
der Vernunft Gehör zu geben und ſich nach dem zu richten, was 
der klügſte Teil der Nation beſchloſſen und angenommen hat.“ ) 

Friedrich wünſchte, daß der Aufſtand, durch was für Mittel 
immer, ein raſches Ende finden möchte; wiederholt ließ er in 
Petersburg und Warſchau die Anſicht ausſprechen, daß es am 
beſten wäre und man das Übel mit der Wurzel ausreißen 
würde, wenn man ſich der Führer bemächtigen könnte. Häufig 
und dringend empfahl er außerdem in beiden Hauptſtädten, 
das türkiſche Gebiet nicht zu verletzen. Repnin war hierin 
auch folgſam; er befahl mehrmals den ruſſiſchen Truppen, 
die Grenze nicht zu überſchreiten, und machte dem Paſcha 
von Choczim, dem Fürſten der Moldau und dem Khan der 
Tataren hiervon Mitteilung. Sehr bald aber wurde dagegen 
gefehlt, und zwar gerade von dem Offizier, welcher durch Ein⸗ 
ſicht und Tapferkeit ſich zuerſt hervorthat. Dem Oberſten 
Weißmann gelang es, den Marſchall der Konföderation von 
Halicz, Joachim Potocki, nach der Moldau zu jagen; als letz⸗ 
terer nun von dieſem Schlupfwinkel aus beſtändig in Polen 
einfiel, beſchwerte ſich der Oberſt bei dem Paſcha von Choczim 
und dem Fürſten der Moldau, und zwar, ohne ſorgfältig auf 
die Wahl der Worte acht zu geben. Er drohte die fliich- 
tigen Rebellen auf türkiſches Gebiet zu verfolgen und nicht zu 
dulden, daß ſie die Moldau zu einem Ausfallsplatze machten; 
er verlangte dringend, daß ihnen die Waffen abgenommen 
werden ſollten, und bat um ſchleunigen Beſcheid, da die mili⸗ 
täriſchen Operationen, wie Seine Hoheit wüßte, keinen Ver⸗ 
zug geſtatteten ). 


1) Friedrich an Benoit, 21. Juni. Geſchichte der Staatsverände⸗ 
rungen von Polen II, 26 Anm. Geret bei Prowe (14. Juli), S. 85. 

2) Benoit, 4. Mai, 1. u. 4. Juni; das Schreiben Weißmanns 
iſt aus Snuyatin, 23. Mai (wohl a. St.). Das P. S. lautet: „Sit 
Reimann, N. Geſch. Preußens. I. 16 
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Repnin aber war mit dieſem Verfahren nicht einverſtanden, 
ſondern er nahm dem tapferen Oberſten das ſelbſtändige Kom⸗ 
mando und ſtellte ihn unter den Befehl des Generals Apraxin; 
er entſchuldigte ſich ferner wegen des barſchen Tones, welcher 
in dem Schreiben Weißmanns herrſchte, bei den Agenten der 
Moldau und Walachei und ließ durch dieſe ſowie durch den 
ruſſiſchen Reſidenten in Konſtantinopel den Miniſtern des Sul⸗ 
tans über das Treiben der geflüchteten Polen freundſchaftliche 
Vorſtellungen machen ). 

Als der Juni zu Ende ging, konnte man ſich der Erwar— 
tung hingeben, daß die Türkei nicht mehr ſo leicht in Unruhe 
würde verſetzt werden; denn Bar in Podolien ward am 20ſten 
durch Sturm genommen, und beinahe zu derſelben Zeit bemäch⸗ 
tigten ſich die Ruſſen auch des Kloſters Berdiczew. Gänzlich 
aber hörte darum die Sorge nicht auf, daß ein neues Ereig⸗ 
nis an der Grenze den Osmanen vollends die Geduld rauben 
könnte. Zwar ergriff Repnin alle möglichen Vorſichtsmaßregeln 
und ſchickte die notwendigen Befehle an die Truppen; aber er 
vermochte nicht mehr mit Sicherheit auf ihren Gehorſam zu 
rechnen. Überdies entbrannte noch ein Bauernaufſtand in den 
Woiwodſchaften Braclaw und Kiew, und dieſe ſogen. Haida⸗ 
maken begingen in Gemeinſchaft mit einer Truppe zaporogiſcher 
Koſaken die größten Grauſamkeiten ). 

Inzwiſchen war die Feindſchaft der Polen gegen Rußland 
immer allgemeiner zum Vorſchein gekommen. In dem Haſſe 
des Petersburger Hofes einig, bildeten ſie eine Menge von 


ergo persuasissima Celsitudo Vestra, quod absque mora missurus pro 
succursu ad altera agmina nostra in viciniis Podoliae existentia perse- 
quar inimicos meos, ubicunque eos reperiam, si Celsitudo Vestra non 
inhibebit has proruptiones ex Principatu Suo, ex quo fecerunt rebelles 
profugi stationem militarem seu, ut Galli dicunt, place d’armes vel, 
ut militariter dicam, latibulum latronum. Ergo exuantur armis, quod 
iterum iterumque expostulo aeque ac promptissimum responsum pro 
mea directione, quia militares, uti Celsitudo Vestra novit, actiones 
sunt impatientes morae.“ 

1) Benoit, 8. Suni. 

2) Benoit, 29. Juni, 2. u. 6. Juli. 
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kleinen Konföderationen, die ſich zu keiner allgemeinen zuſammen⸗ 
ſchloſſen, teils weil fie durch die ruſſiſchen Truppen daran ge- 
hindert werden konnten, teils um nicht alles auf eine Karte 
zu ſetzen; denn der Aufſtand war zu Ende, wenn die all 
gemeine Konföderation eine Niederlage erlitt. Der König und 
die Czartoryski dachten ebenſo, wie die übrigen Polen; aber 
weil die ganze Nation Stanislaus Auguſt für den Urheber 
ihrer Leiden hielt und tödlich haßte, ſah er ſich gezwungen an 
Rußland feſtzuhalten. Er ließ durch Repnin die Kaiſerin 
fragen, ob ſie wohl, um die Unruhen zu beſchwichtigen, in⸗ 
bezug auf die Diſſidenten und die Garantie etwas nachgeben 
würde; jedoch der ruſſiſche Geſandte erwartete ſolches nicht, 
weil das gerade die wichtigſten Artikel wären, und er irrte 
ſich hierin keineswegs. Als er ſich in ſeiner Verlegenheit an 
die Czartoryski wendete und fie fragte, ob fie nicht gemein⸗ 
ſchaftliche Sache mit Rußland machen wollten, da lehnten ſie 
es ab, wenn nicht wenigſtens in der Diſſidenten⸗Angelegenheit 
eine Milderung einträte 1). Je weniger Entgegenkommen Repnin 
fand, deſto wünſchenswerter mußte es ihm erſcheinen, durch die 
Eroberung von Krakau die Polen zu erſchrecken und zur Nach- 
giebigkeit zu zwingen. 

Seltſam, von welchen phantaſtiſchen Vorſtellungen die Polen 
ſich täuſchen ließen. Als Bar und Berdiczew von den Feinden 
erobert worden waren, da ſtanden, erzählten ſie ſich, die Toten 
auf, und Scheine waren über ihren Häuptern, von welchen die 
Ruſſen blind wurden, und die Mutter Gottes bewirkte, daß 
alle Kugeln der Konföderierten trafen. Ebenſo nahmen es die 
Polen jetzt als Wahrheit an — und dem hätte Gott gnädig 


1) Benoit, 20. Juli, 3. u. 13. Auguſt. Solms meldet 26. Juli 
die Kaiſerin betrachte die Religionsangelegenheit der Diſſidenten als eine 
Sache, die ihre Ehre und ihr Gewiſſen angehe, und Friedrich antwortet 
10. Auguſt: er würde es zu demütigend finden, wenn die Kaiſerin die 
Diſſidenten jetzt ihrem Schickſal überlaſſen müßte. Nach Solms 30. Auguſt 
und 13. September haben Stanislaus und die Czartoryski der Kaiſerin 
den Vorſchlag gemacht, inbezug auf die Diſſidenten etwas nachzulaſſen. 
Solms erwähnt hier ebenſo wenig, wie Benoit, der Garantie. 

165 
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ſein müſſen, der ſolchem widerſprochen —, daß Joſeph und 
Maria in das Krakauer Zeughaus gekommen wären, und als 
ſie nichts darin gefunden, es ſogleich mit Kartaunen, Kanonen, 
Pulver und Kugeln angefüllt hätten. „Ich mag dergleichen 
läppiſche Dinge mehr nicht anführen“, ſetzt Geret, der uns 
das erzählt, hinzu; „es iſt ſo viel genug, um die Geiſter 
kennen zu lernen.“) 

Der Beiſtand, von welchem der Thorner Reſident ſpricht, 
erwies ſich wirkungslos, und Krakau ward in der Nacht vom 
16. zum 17. Auguſt erobert. Die Nachricht hiervon übte 
einen ſehr großen Eindruck auf die Polen aus. Die Mit⸗ 
glieder der anderen Konföderationen ſuchten in den Höhlen, 
welche ſie ſich in den Wäldern bereitet hatten, eine Zuflucht 
oder kehrten auch wohl nachhauſe zurück, als ob nichts vor⸗ 
gefallen wäre. Stanislaus Auguſt verging vor Schmerz; „er 
hält ſich mit Recht für den unglücklichſten Fürſten der Welt“, 
berichtete der preußiſche Reſident am 31. Auguſt, „und fühlt, 
daß ſeine Regierung niemals eine friedliche ſein wird“. Unter 
dieſen Umſtänden hätte Repnin, wie man denken ſollte, be⸗ 
ruhigt in die Zukunft blicken müſſen; aber auch ihn verzehrte 
heimlicher Kummer, da von Konſtantinopel her düſtere Wolken 
aufzogen :). 

Die Polen würden ſich in der That haben fügen müſſen, 
wenn die Pforte ruhig geblieben wäre; ſtatt deſſen aber trat 
ein, was Friedrich II. ſo lange ſchon gefürchtet hatte. Zu 
Anfang des Juli war abermals und zwar durch Haidamaken 
und zaporogiſche Koſaken eine Grenzverletzung ausgeführt, muſel⸗ 
männiſches Blut vergoſſen, die tatariſche Stadt Balta geplündert 
und verbrannt worden. Die Nachricht hiervon rief in Konſtan⸗ 
tinopel die größte Bewegung hervor. Obreskoff aber geriet 
ſehr in Verlegenheit und verſprach in einem Schriftſtück, welches 
er am 16. Juli einreichte, jede Genugthuung. „Es wird alles 
darauf ankommen“, bemerkte Zegelin in ſeiner Meldung von 


1) Prowe, S. 100. 
2) Benoit, 27. u. 31. Auguſt. 
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demſelben Tage, „ob das um Rache ſchreiende Volk wird zu 
bändigen ſein.“ 

Die Pforte ließ auf die Antwort nicht lange warten. Unter 
der Annahme, daß die Übelthaten in Balta ohne Vorwiſſen 
des ruſſiſchen Hofes geſchehen wären, verlangte der Reis Ef⸗ 
fendi eine dem Verbrechen angemeſſene Genugthuung, nament⸗ 
lich, daß die Schuldigen an dem Ort in der Türkei, wo ſie 
gefehlt hätten, öffentlich ihre Strafe empfingen, damit auch 
das Volk beruhigt würde. Die Pforte hielt es außerdem für 
notwendig, Truppen an die Grenze zu ſchicken. Am 19. Juli 
berichtete Obreskoff nach Petersburg und Warſchau. Er war 

nicht ohne Beſorgnis; denn es gärte gewaltig in den Gemü⸗ 
tern der hauptſtädtiſchen Türken, die nichts mehr wünſchten 
als den Krieg. Wahrſcheinlich mit Rückſicht auf dieſe Stim⸗ 
mung der Muſelmänner ging die Pforte weiter. Nach einigen 
Tagen kamen auf Befehl des Sultans die Vornehmſten der 
Ulemas im Hauſe des Mufti zuſammen und berieten, ob dieſer 
ſein Fetwa geben könnte. Die Meinungen gingen auseinander, 
und nach langem Überlegen erklärte der Mufti, daß man vor 
der Hand noch damit zurückhalten könnte. Wird das Fetwa 
erteilt, ſo iſt die Sache bekanntlich nicht mehr zu ändern und 
der Krieg unvermeidlich. Um aber auch der anderen Partei 
etwas entgegenzukommen, befahl der Mufti, daß alle Stellen 
aus dem Koran geſammelt werden ſollten, die auf den vor— 
liegenden Fall anwendbar wären. 

Die Aufregung ſteigerte ſich noch, als der Paſcha von 
Choczim der Pforte meldete, daß in ſeiner Nähe zahlreiche 
ruſſiſche Truppen lägen, die es wohl auf Choczim abgeſehen 
haben könnten. Der Reis Effendi ließ alsbald Obreskoff 
fragen, ob er imſtande wäre, dieſen Heeresteil auf der Stelle 
von der Grenze zu entfernen, ſonſt müßten die Tataren ſofort 
zur Deckung derſelben aufbrechen. Der ruſſiſche Reſident be- 
riet ſich mit dem preußiſchen und entſchloß ſich kurz. Obwohl 
er eigentlich nur mit Repnin Briefe wechſeln durfte, wendete 
er ſich in dieſem Falle doch, indem er die Verantwortlichkeit 
dafür übernahm, an den ruſſiſchen General in Podolien und 


246 I. Buch. 7. Kapitel. 


verlangte, daß derſelbe die Grenze ſogleich verlaſſen und ſich 
auf einige Meilen zurückziehen ſollte. Ein beſonderer Bote 
wurde von der Pforte mit dem Schreiben abgeſendet. Zum 
Unglück verlautete von jener falſchen Nachricht etwas im Volke, 
und indem man gar glaubte, daß Choczim und Bender bereits 
verloren wären, brachen verſchiedene Meutereien gegen die Re⸗ 
gierung aus. Deshalb befahl dieſe, daß zehn Regimenter Sanit- 
ſcharen ſofort aufbrechen ſollten. Obreskoff hatte nun auf ſein 
Verlangen eine geheime Zuſammenkunft mit dem Reis Effendi. 
Er beklagte ſich darüber, daß die Pforte wegen eines kleinen 
Vorfalls, über den er ſelbſt von ſeinem Hofe noch keine Nach— 
richt hätte, die Sachen fo weit treiben wollte; wiederum ver⸗ 
ſprach er Genugthuung und Entſchädigung. Der Reis Effendi 
antwortete: die Pforte müßte alles thun, um einen Aufſtand 
zu verhüten, und man würde ſo viel als möglich die unruhigen 
Köpfe dahin ſchicken, um ſie ſich vom Halſe zu ſchaffen; in⸗ 
zwiſchen aber müßten die Sachen in Polen ſchleunig in Ord- 
nung gebracht werden. Die Pforte ſteigerte jetzt ihre Forde⸗ 
rung und verlangte vor allem, daß die ruſſiſchen Truppen 
Podolien räumen ſollten; dagegen in dem übrigen Polen könn⸗ 
ten ſie mit den Konföderierten nach Belieben verfahren. Als 
Obreskoff Gegenvorſtellungen erhob, da bekannte der Reis 
Effendi: es ginge das Gerücht um, daß die Ruſſen Kaminiec 
nehmen und ſich Podoliens bemächtigen wollten. Obreskoff 
verbürgte ſich mit ſeinem Kopfe für die Unwahrheit dieſer 
Meldung, und der Reis Effendi glaubte dem Reſidenten gern; 
aber das unbändige Volk, ſprach er, könnte davon nicht über⸗ 
zeugt werden und ließe ſich deutlich merken, daß das ganze 
Miniſterium an Rußland verkauft wäre; deshalb müßte man 
ſolche Mittel zur Hand nehmen, die in die Augen fielen, und 
ſo hätte die Pforte beſchloſſen, die Räumung Podoliens zu 
verlangen. : 
Obreskoff und Zegelin waren überzeugt, daß hiervon die 
Erhaltung des Friedens abhinge. Sie berichteten beide den 
26. Juli an ihre Höfe; der preußiſche Reſident bemerkte außer⸗ 
dem ſehr treffend in einem kurzen Schreiben an den Grafen 
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Finckenſtein: „Die Regierungsform, obwohl despotiſch, iſt 
von der Art, daß, wenn einmal das Volk in Wut gerät, 
der Sultan nicht mehr Herr iſt und dem Strome weichen 
muß.“ 9 

Friedrich II. war über dieſe Nachrichten ſehr betrübt. Er 
hatte ſowohl in Petersburg als in Warſchau fortwährend ge— 
warnt, und nun drohte der Türkenkrieg ſtärker als je! Der 
König zweifelte nicht an der Überlegenheit der Ruſſen, aber 
er ſtellte vor, daß der Petersburger Hof es auch mit den 
Franzoſen und Sſterreichern zu thun haben würde. Darum 
riet er demſelben, die Truppen aus Podolien zu ziehen; die 
Türken ſchienen ihm ſehr im Rechte zu ſein, wenn ſie eine 
Genugthuung forderten, und er gab ſich der Erwartung hin, 
daß die Ruſſen nicht anſtehen würden, eine ſolche zu gewähren ). 

Zu eben dieſer Zeit, Mitte des Auguſt, wußte Panin erſt 
von der beginnenden Unzufriedenheit der Türken und hoffte 
noch den Sturm zu beſchwören, indem er Obreskoff durch 
einen Eilboten anwies, ihn bei der Pforte zu entſchuldigen; 
die Koſaken, welche den Frevel verübt hätten, ſollten an der 
türkiſchen Grenze die Knute bekommen und dann nach Si— 
birien in die Bergwerke geſchickt werden. Jetzt aber, als die 
Pforte ſtärker als bisher auf die Räumung Podoliens drang, 
mußte natürlich mehr geſchehen. Panin wies den Reſidenten 
an, zu erklären: wie die Kaiſerin nicht gewohnt wäre, von 
irgendeiner Macht der Welt Geſetze zu empfangen, ſo könnte 
ſie auch nicht gezwungen werden, einzig auf das Anſuchen der 
Pforte Podolien zu räumen; jedoch in Anbetracht, daß ſie 
gegenwärtig faſt gar keine Truppen dort hätte, weil nach der 
Einnahme von Bar diejenigen, welche dabei thätig geweſen 
wären, anderswo gebraucht würden, wollte die Kaiſerin wohl, 
um der Pforte einen Beweis ihrer guten Geſinnungen gegen 
dieſelbe zu geben, die Verſicherung erteilen, daß ſie die Truppen 
nicht würde dahin zurückgehen laſſen, außer wenn daſelbſt ihre 


1) Zegelin, 16., 19. u. 26. Juli. 
2) An Solms, 17. Auguſt. 
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Feinde Sicherheit ſuchten, und auch von dieſen würden alle, 
welche ſich über die türkiſche Grenze flüchteten, nicht wieder 
von den ruſſiſchen Truppen beunruhigt werden. Panin bat 
außerdem, daß Zegelin, deſſen Benehmen er übrigens ſehr 
rühmte, Rußlands Erklärungen unterſtützen möchte, und er 
traf Anſtalten, um die Freunde ſeines Hofes in Konſtantinopel 
bei gutem Willen zu erhalten ). 

Die Erklärung entſprach nicht ganz dem Begehren der 
Pforte; jedoch bei friedfertiger Geſinnung konnte man ſich mit 
ihr fürs erſte begnügen oder wenigſtens noch weiter unter⸗ 
handeln, zumal da ſich die Ruſſen über 10 Meilen von der 
Grenze zurückgezogen hatten?). Es waren auch von einer 
zahlreichen Verſammlung, die in Gegenwart des Großveziers 
und des Reis Effendi nach der Mitte des Auguſt im Hauſe 
des Mufti acht Stunden lang über die polniſchen Angelegen⸗ 
heiten beratſchlagte, noch einmal friedliche Beſchlüſſe gefaßt 
worden, indem man ſich dahin ausſprach, daß keine geſetz⸗ 
mäßigen Urſachen vorhanden wären, den Krieg an Rußland 
zu erklären. Aber die Neigung des Sultans ging nicht mehr 
dieſen Weg, er wandte ſich immer ſtärker, hauptſächlich viel⸗ 
leicht aus Furcht vor der Menge, der Kriegspartei zu und 
ſteigerte ſeine Forderungen. Bereits am 1. September meldete 
Zegelin: „Anfänglich verlangte man nur, daß die ruſſiſchen 
Truppen ſich auf eine gewiſſe Entfernung von der Grenze 
zurückziehen möchten, nachher, daß die Provinz Podolien ge- 
räumt würde; nunmehr aber heißt es, daß ganz Polen von 
ihnen verlaſſen werden ſoll.“ 8 

Auch ſchritt der Sultan wirklich in dieſer Richtung weiter. 
Vier Tage ſpäter, am 5. September, wurde der friedliebende 
Großvezier Muhſinſade abgeſetzt und der kriegsluſtige Hamſa 
Paſcha aus Kleinaſien in die erledigte Stelle berufen. Er 
kam am 22. September in Konſtantinopel an. Nicht lange 
nachher empfing Obreskoff, welchen Zegelin redlich und nach 


1) Solms, 16., 19. u. 30. Auguſt. 
2) Zegelin, 17. Auguſt. 
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Kräften in ſeinen Friedensbemühungen unterſtützte, die Ant⸗ 
wort des Grafen Panin und teilte ſie dem neuen Großvezier 
mit; dieſelbe war in den freundſchaftlichſten Ausdrücken ab- 
gefaßt und enthielt die Verſicherung, daß der Petersburger 
Hof den Frieden mit der Pforte unverbrüchlich aufrecht er⸗ 
halten möchte. 

Der Großvezier berief ſämtliche Miniſter, die ganze Körper⸗ 
ſchaft der Ulemas und die vornehmſten Offiziere des Reiches 
am 4. Oktober zu einer Beratung, und dieſe Verſammlung 
beſchloß wirklich, zu fordern, was Zegelin ſchon am 1. Sep⸗ 
tember gemeldet hatte, jedoch mit einem Zuſatze: die mit dem 
Petersburger Hofe verbündeten Mächte ſollten es auf ſich 
nehmen, daß derſelbe ſeine Truppen ſobald als möglich aus 
Polen zurückzöge. Hamſa Paſcha beſtellte, nachdem er dem 
Sultan Bericht erſtattet hatte, den ruſſiſchen Reſidenten auf 
den 6. Oktober um 11 Uhr vormittags zu einer öffentlichen 
Audienz und ließ Obreskoff, ſobald dieſer gekommen war und 
ſich hingeſetzt hatte, nicht reden, ſondern las ihm die Bee 
ſchwerden der Pforte vor, nannte ihn einen Verräter und 
verlangte dann von ihm, er ſollte mit zwei Worten erklären, 
ob er ſich unter Bürgſchaft der mit Rußland verbündeten 
Mächte förmlich anheiſchig machen wollte, daß die Truppen 
Polen verlaſſen würden. Indem aber Obreskoff anfing ſich 
näher auszuſprechen, fiel ihm der Großvezier ſchon wieder ins 
Wort und fragte kurz, ob er den Vorſchlag annähme. Der 
Reſident gab die Verſicherung, daß die Truppen, ſobald als 
die polniſchen Angelegenheiten beendet wären, das Land ver— 
laſſen würden. 

Obreskoff mußte nun in ein anderes Zimmer gehen und 
warten. Nach einiger Zeit kam der Pfortendolmetſch zu ihm 
und verlangte zu wiſſen, ob er auch verſprechen wollte, daß 
der Petersburger Hof von der Garantie, der Unterſtützung 
der Diſſidenten und allen anderen Anſprüchen abſtehen, d. h. 
den Willen der Konföderierten erfüllen würde. Der Reſident 
antwortete: das wäre ja eine ganz neue Forderung, von 
welcher bisher nie die Rede geweſen, und er erklärte ſich nur 
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bereit, an ſeinen Hof deswegen zu ſchreiben. Der Dolmetſch 
meldete dies dem Großvezier, kehrte zurück und ſagte: die 
Dinge ſeien nunmehr aufs Außerſte gediehen, und Obreskoff 
ſolle den Abzug der ruſſiſchen Truppen aus Polen unter der 
Garantie der verbündeten Mächte mit Beſtimmtheit zuſagen, 
oder es komme zum Kriege. Der Reſident antwortete: die 
Pforte könne thun, was ihr beliebe; jedoch es liege ganz und 
gar außer ſeiner Befugnis, dieſelbe darin zufriedenzuſtellen, 
und wenn er es verſpräche, ſo könnte er es mit ſeinem Kopfe 
bezahlen. Bald nachher ward er in das Staatsgefängnis der 
ſieben Türme geführt. 

Drei Tage ſpäter fand Obreskoff Gelegenheit, an Zegelin 
zu ſchreiben. Er teilte demſelben mit, was ihm in der Audienz 
begegnet war, und bat ihn hierauf, derſelbe möge zuſammen 
mit den übrigen Freunden alles Mögliche verſuchen, um ihm 
die Freiheit zu verſchaffen oder wenigſtens auszuwirken, daß er 
in ſeinem eigenen Hauſe gefangen gehalten würde. „Wenn 
ich hier bleibe“, fuhr er fort, „wird mein Leben von kurzer 
Dauer ſein. Die Pforte kann, wie ſie mir gedroht hat, den 
Krieg erklären, ohne daß ſie mich mißhandeln muß. Gewiß 
wird jedermann mir die Gerechtigkeit widerfahren laſſen, daß 
ich es nicht verdient habe. Was ich eben geſchrieben, iſt die 
reine Wahrheit, und Sie können es Ihrem und meinem Hofe 
mitteilen, auf daß man meine Unſchuld erfahre.“ 

Am 13. Oktober hatte der preußiſche Reſident öffentlich 
Audienz bei dem Großvezier, der im Namen des Sultans die 
Verſicherung gab, daß man den geſchloſſenen Freundſchafts⸗ 
vertrag in allen Stücken beobachten würde. Bei Zegelins 
Rückkehr ſtand ganz Pera in den Thüren und an den Fenſtern, 
um zu ſehen, ob er auch wirklch wiederkäme. 

Hamſa Paſcha blieb nur eine ſehr kurze Zeit an der Spitze 
der türkiſchen Regierung. Der Khan der Tataren war zur 
Ruhe geſetzt worden und an ſeine Stelle Krim Girai getreten. 
Dieſer warf in der Audienz, die er am 19. Oktober bei dem 
Sultan hatte, dem Großvezier vor, daß er ſich gar zu ſehr 
übereilt und dadurch dem Feinde ſieben bis acht Monate Zeit 
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gegeben hätte, ſeine Vorbereitungen zu treffen; es wäre ver⸗ 
nünftiger geweſen, die Ruſſen den Winter über hinzuhalten 
und erſt im Frühjahr ihnen den Krieg zu erklären; die Pforte 
würde dieſen Fehler zu bereuen haben. Der Großvezier wagte 
ſich nicht zu verteidigen und wurde folgenden Tages abgeſetzt. 

Ein vornehmer Ulema, Murath Molla, welcher ſchon früher 
mit Zegelin in Verbindung getreten war, ließ dieſem ſagen, 
daß es die Pforte ſehr gern ſehen würde, wenn die Höfe von 
Berlin und London ihre Vermittelung anböten; denn dadurch 
könnten den Miniſtern der Pforte Mittel an die Hand gegeben 
werden, den Sultan auf Friedensgedanken zu bringen. Zegelin 
hielt es aber für möglich, und es iſt ſogar ſehr wahrſchein⸗ 
lich, daß man nur die Ruſſen den Winter hindurch hinhalten 
wollte, damit ſie ruhig blieben, bis die Türken ihr Heer bei— 
ſammen hätten ). 

Der Ausbruch des Krieges war dem Könige von Preußen 
höchſt unerwünſcht; aber er gehörte nicht zu den Männern, 
die ſich von den Exeigniſſen überraſchen laſſen, ſondern er 
pflegte frühzeitig zu überlegen. Er hatte bereits am 7. Of- 
tober Auskunft über die Natur ſeiner Verpflichtungen gegen 
Rußland vom Grafen Finckenſtein verlangt?) und alsdann 
ohne Zweifel darüber nachgedacht, was er wohl für Vorteile 
mit Rückſicht auf ſeine Leiſtungen gewinnen könnte; denn als 
die Nachricht von dem Schickſal Obreskoffs ihn erreicht, da 
zeigt er auch ſchon dem Grafen Solms an, daß er ſeine Ver— 
bindung mit Rußland noch inniger zu machen gedenke und 
deswegen bald und ausführlich wiſſen wolle, wie der Peters 
burger Hof ſeine Lage gegenüber der Pforte betrachte und 
welche Beſchlüſſe derſelbe faſſen werde. Deutlicher eröffnete 
ſich der König dem Grafen Finckenſtein. „Unſer Bündnis 
mit Rußland“, ſchrieb er an demſelben Tage ſeinem vor⸗ 
nehmſten Miniſter, „hat uns bisher nichts eingetragen; der 
Bruch mit der Pforte wird uns im Gegenteil zwingen, Hilfs- 


1) Alles nach Zegelins Berichten bis zum 2. November. 
2) Finckenſtein an den König, 8. Oktober. 
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gelder zu zahlen, und das iſt eine Bürde für den Staat und 

führt Geld außer Landes, während wir uns bemühen, ſolches, 
wo wir können, hereinzubringen. Das Bündnis, welches auf 
acht Jahre beſchränkt iſt, läuft in drei Jahren ab, und wir 
werden alle Laſt desſelben getragen haben, ohne den geringſten 
Gewinn davon zu ziehen.“ Friedrich will nun den günſtigen 
Augenblick benutzen, wo Rußland das Bündnis mit Preußen 
braucht, um wenigſtens den Vertrag auf 10 Jahre zu ver⸗ 
längern, und außerdem hat er die Abſicht, den künftigen An⸗ 
fall der fränkiſchen Markgrafſchaften ſich durch Rußland ver⸗ 
bürgen zu Laffer !). 

Zu eben dieſer Zeit war man auch in Petersburg auf 
den Krieg gefaßt, ja, die Kaiſerin ſah keineswegs einer ſolchen 
Zukunft ſorgenvoll entgegen, ſondern ſie betrachtete ſie als eine 
Gelegenheit, Ruhm zu erwerben 2). Daß aber die Pforte ſo 
barbariſch verfahren würde, hatte ſie nicht erwartet, und als 
am 8. November die Kunde von der Abführung ihres Reſi⸗ 
denten in die ſieben Türme nach Petersburg gelangte, war ſie 
davon ſehr peinlich berührt; ſie und ihre Miniſter erblickten 
darin eine Beſchimpfung, die ihnen angethan worden, und 
Panin und Czernicheff arbeiteten jetzt eifrig an den Vorberei⸗ 
tungen für den Krieg. Am 15. November ward ein außer⸗ 
ordentlicher Rat gehalten, an welchem Panin und der Vize⸗ 
kanzler Gallitzin, der Marſchall Raſumoffsky und die Generäle 
Gallitzin, Wolkonsky, Panin, Czernicheff und Orloff teilnahmen, 
und alle ſtimmten für den Krieg. Man wollte das Nußerſte 
thun, um denſelben in Feindes Land zu beginnen; die Truppen 
ſollten unverzüglich in Marſch geſetzt werden und in Polen 
Winterquartiere beziehen, damit ſie im Frühjahr den Angriff 
beginnen könnten, ehe noch die Türken alle Streitkräfte ver⸗ 


1) Friedrich an Solms und an Finckenſtein, den 2. November. 

2) Solms, 1. November. Der Geſandte bemerkte noch: „Je sais 
que depuis le commencement des affaires de Pologne il (Panin) n'a 
rien fait que sur les ordres positifs de IImpératrice de Russie, qu'il 
s'est fait donner signés de sa propre main, afin de pouvoir en tout 
tems justifier sa conduite.“ 
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herbeiführen, ſo ſchmeichelte man fic, daß man nicht wie 
früher in Rußland, ſondern in der Moldau Winterquartiere 
beziehen würde. Auch an Geld war zunächſt kein Mangel, 
da ſeit 1762 die Finanzen ſehr in Ordnung gebracht worden 
waren. Endlich der Adel zeigte den größten Eifer, in den 
Kampf zu ziehen und Lorbeeren zu pflücken; ein Krieg mit 
den Türken, ſagte man wohl, ſei nichts für diejenigen, welche 
mit den Preußen gefochten hätten, und weder fo mörderiſche 
Schlachten, noch fo anſtrengende Winterfeldzüge habe man 
diesmal zu erwarten, wie im letzten Kriege. Die ruhige Zu⸗ 
verſicht, welche Katharina und Panin zur Schau trugen, er⸗ 
mutigte vollends die Nation )). 

Die Kaiſerin wollte natürlich jetzt von ihrem Bündnis mit 
Preußen Nutzen ziehen. Friedrich II. hatte ſchon im Anfange 
des September erklärt und es am Ende des Monats an 
Katharina ſelber geſchrieben, daß zur Niederwerfung der Kon- 
föderierten ein ſtärkeres Heer notwendig wäre. Nun wünſchte 
man im Gegenteil in Petersburg, daß der König von Preußen 
durch ſeine Truppen Großpolen in Schach halten möchte. Panin 
ſprach hierüber nur obenhin zu Solms, mit aller Deutlichkeit 
dagegen der General Czernicheff; der preußiſche Geſandte glaubte, 
daß dieſer hierzu förmlich an ihn abgeſendet worden wäre. 
Ferner wollte der Petersburger Hof noch einen Verſuch machen, 
die Czartoryski zu gewinnen und Polen mit ihrer Hilfe zu 
beruhigen; der König ward erſucht, den ruſſiſchen Geſandten 
in Warſchau durch Benoit unterſtützen zu laſſen ?). Indem 
Katharina in einem eigenhändigen Schreiben an Friedrich II. 
ihrer Zuverſicht Ausdruck gab, daß er an dem ruſſiſchen Bünd⸗ 
niſſe feſthalten würde, fügte ſie hinzu, ſie würde die Maß⸗ 
regeln, die ſie für die Beruhigung Polens ergriffen hätte, durch 
Solms mitteilen laſſen. Dieſer berichtete denn auch am 22. No⸗ 
vember von einer Erklärung, durch welche die Garantie für die 


1) Solms, 1., 8. (P. S.), 18. u. 25. November. 
2) Solms, 11. (P. S.) u. 15. November. 
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Beſtimmungen inbezug auf die Diſſidenten bleiben, die andere 
dagegen für die politiſchen Geſetze, wenn die Polen es wünſch⸗ 
ten, hinwegfallen könnte 1). Benoit ſollte dieſen Schritt unter⸗ 
ſtützen, damit der Pacifikationsreichstag, zu welchem die pol⸗ 
niſche Nation am Ende der Erklärung eingeladen wurde, noch 
vor Ablauf des Winters zuſammentreten könnte. 

Da Panin diesmal ſehr offenherzig mit Solms redete, 
machte dieſer auf zwei Beſchwerden der Polen aufmerkſam, 
deren die Korreſpondenzen der anderen Geſandten erwähnten, 
nämlich erſtlich der großen Unordnungen, welche die ruſſiſchen 
Truppen in jenem Lande begingen, und dann der Härte, mit 
welcher der Fürſt Repnin jedermann begegnete. Panin gab, 
und es war dies das erſte Mal, beides zu, er verſprach, an 
die Truppen die ſtrengſten Befehle wieder zu ſchicken, und ge⸗ 
ſtand die Notwendigkeit ein, mit dem Geſandten zu wechſeln, 
wenn man die Unruhen beendigen wollte; und da Repnin ein 
großes Verlangen trüge, zum Heere zu gehen, erſchien ihm die 
Sache leicht ausführbar 2). 

Friedrich wollte den Ruſſen ein aufrichtiger Bundesgenoſſe 
ſein und alle Verpflichtungen, die er übernommen, treu er⸗ 
füllen, aber nicht mehr. Er meinte, wenn die Sache ſo ernſt 
würde, müßte jede Gefälligkeit aufhören und nur das Intereſſe 
der beiden Staaten alle Schritte leiten, die ſie infolge ihrer 


1) Vgl. auch Raumer IV, 2. S. 212. 

2) Benoit meldet am 12. November: man ſpreche (in Warſchau) 
viel von der Abberufung Repnins und ſeiner Erſetzung durch Saldern; 
Repnin wiſſe davon nichts und ſage nur, er wolle lieber in den Krieg 
ziehen als Geſandter bleiben. Über ſeine Stellung zu dem ruſſiſchen Ge⸗ 
ſandten hatte Benoit am 31. Auguſt geſchrieben: derſelbe ſei „si accou- 
tümé a donner des ordres que, si je n’étois aussi intimement lié avec 
lui que je le suis, pour pouvoir lui répondre sur le méme ton en 
plaisantant, il n'y auroit pas moyen d’éviter que nous ne nous brouil- 
lassions quelquefois grossièrement.“ Am 6. Januar 1769 meldet 
Solms: Katharina habe Repnin zum Generallieutenant gemacht, ob⸗ 
wohl er noch 12 Generalmajore vor ſich habe, wegen der Verdienſte, 
die er ſich in Polen erworben. Ferner Benoit, 18. Januar; „il (Repnin) 
paroit piqué au vif de son rappel“, obwohl er es verberge. 


Tse 
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Verbindung thun könnten. „Ich bin feſt entſchloſſen“, ſchrieb 
er am 3. Dezember an ſeinen Bruder Heinrich, „keinen Teil 
an einem Kriege zu nehmen, der uns nichts angeht, und deſſen 
Gewinn einem anderen zufallen würde.“ ) Daher weigerte 
ſich der König, Truppen nach Großpolen zu ſchicken, nicht nur, 
weil er dazu keineswegs verpflichtet war, ſondern hauptſächlich, 
um den Schauplatz des Krieges nicht zu erweitern; er wollte 
wohl Oſterreich in Schach halten, aber ihm nicht ohne große 
Not einen Anlaß geben, in Polen einzurücken. Er erinnerte 
den Grafen Solms, wie am Ende des Jahres 1763, daran, 
daß ſeine Länder unſäglich im letzten Kriege gelitten und noch 
lange nicht ihren früheren Wohlſtand wiedergewonnen hätten, 
und da es leichter wäre, die Waffen zu ergreifen als nieder⸗ 
zulegen, jo fürchtete er, es vor dem Vaterlande nicht verant- 
worten zu können, wenn er ſeine Unterthanen ohne Not einem 
Kriege von neuem ausſetzte. Dagegen war Friedrich bereit, 
durch Benoit den Fürſten Repnin unterſtützen zu laſſen, ob- 
wohl er ſich keinen Erfolg hiervon verſprach. „Die ganze 
Nation“, ſchrieb er am 30. November an Solms, „iſt höchſt 
aufgebracht gegen Rußland und verſpricht ſich großen Beiſtand 
von der Pforte; ſie wird vielleicht von einem Vergleiche nicht 
einmal wollen reden hören.“ Friedrich gedachte ſich den Polen, 
damit die Kaiſerin durch eine abſchlägliche Antwort nicht bloß— 
geſtellt würde, durch Benoit zum Vermittler anzubieten, und 
letzterer ſollte der Schnelligkeit wegen die empfangene Antwort 
ſogleich dem Fürſten Repnin für den Petersburger Hof mit- 
teilen. 

Noch ehe dieſer Befehl nach Warſchau kam, bat der ruſ— 
ſiſche Geſandte die Czartoryski, ſie möchten die Nation zu 
beſchwichtigen ſuchen oder wenigſtens dahin wirken, daß die 
Geſetzgebung über die Diſſidenten ungeändert bliebe. Die 
Antwort aber lautete wie im Auguſt; außerdem ſagten ſie: 
die Dinge wären ſchon zu weit gegangen, als daß man ſich 
ſchmeicheln dürfte, die Eiferer würden den Vorſchlägen der 


1) An Solms, 23. November u. 4. Dezember. Oeuvres XXVI, 312, 
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Czartoryski die geringſte Aufmerkſamkeit ſchenken; es bliebe 
nur übrig, die Ereigniſſe abzuwarten, und dann müßte eine 
Macht es auf ſich nehmen, einen Vergleich zu vermitteln. Als 
Repnin den preußiſchen Reſidenten hiervon unterrichtete, da 
bemerkte er, und es war dies nicht das erſte Mal, er ſähe 
immer mehr, wie verhaßt er der polniſchen Nation wäre, und 
daß ein anderer an ſeine Stelle treten müßte ). 

Ehe Benoit ſeinen Bericht abſchickte, bekam er den Befehl, 
ebenfalls mit den Czartoryski zu reden; aber ſeine Bemühungen 
blieben natürlich auch erfolglos, obwohl er nicht unverſtändig 
bemerkte: jetzt würden die Polen aufgefordert, ſelber Mittel 
vorzuſchlagen, welche den Staat aus ſeiner traurigen Lage 
reißen könnten und welche man bereit wäre zu ergreifen, um 
einen Vergleich herbeizuführen; hätte dagegen der Krieg ſeinen 
Anfang genommen, dann würden ſie zu ihrem großen Schaden 
der Gnade des Siegers preisgegeben fein. Die Czartoryski 
blieben dabei, keine Vorſchläge machen zu wollen, und fie be⸗ 
merkten nur, daß die Nation ſich zu nichts herbeilaſſen würde, 
wenn Rußland nicht geſtattete, daß alles, was auf dem letzten 
Reichstage beſchloſſen worden wäre, gänzlich umgearbeitet, die 
Garantie und hauptſächlich die neue Geſetzgebung über die 
Diſſidenten abgeſchafft würde. Zamoiski und der Großmarſchall 
Lubomirski, die zugegen waren, erklärten ſich hiermit einver⸗ 
ſtanden. Auch andere Große, mit denen Benoit ſprach, be⸗ 
klagten ihr Schickſal, daß ſie für ihr Elend kein anderes Ende 
ſähen als das, welches die Exeigniſſe herbeiführen würden. 
Ganz ähnlich beſchloß man in Petersburg, da die Polen die 
Stolzen ſpielten, ihnen in keiner Weiſe mehr entgegenzukommen, 
ſondern die Entſcheidung über ihr Schickſal von dem Ausgange 
des Türkenkrieges abhängig zu machen :). 

Man kann den Standpunkt der Polen begreifen und ſogar 


1) Solms meldet den 20. Dezember, daß man in einiger Zeit den 
Fürſten Wolkonsky an Repnins Stelle ſchicken werde, Saldern habe nicht 
Luſt gehabt und ſeine Anſtalten ſo getroffen, daß man ihm nicht einmal 
den Vorſchlag habe machen können. 

2) Benoit, 10. u. 14. Dezember. Solms, 10. Januar. 
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mit ihnen ein gewiſſes Mitleid fühlen, wenn man davon ab— 
ſieht, daß ſie die ſchreiendſten Grauſamkeiten gegen die Diſſi⸗ 
denten begingen und dieſelben, wie Friedrich dem Grafen 
Solms am 25. Dezember ſchrieb, überall aufhingen, wo ſie 
ſie fanden. Wollten ſie aber ſich wieder aufſchwingen, ſo 
durften ſie die Ereigniſſe keineswegs abwarten, ſondern ſie 
mußten eine Generalkonföderation bilden und am Türkenkriege 
teilnehmen; ſonſt war es beſſer, wenn ſie den Verſuch machten, 
durch Friedrich zu einer Verſtändigung zu kommen. Letzterer 
bedauerte den Mißerfolg, indem er hinzufügte: „Die polni⸗ 
ſchen Großen werden es einſtmals wahrſcheinlich bereuen, daß 
ſie es verſchmäht haben, Ereigniſſe fern zu halten, deren erſte 
Opfer wahrſcheinlich ſie ſein werden.“ 1) Dieſe denkwürdigen 
Worte, die wie eine Weisſagung klingen, könnten ohne Seher— 
gabe geſchrieben worden ſein; aber ſie haben noch eine beſon— 
dere Beziehung. 

In dem politiſchen Teſtamente, welches Friedrich 1768 für 
ſeinen Nachfolger niedergeſchrieben hat, nennt er unter den 
Aufgaben der Zukunft die Erwerbung des polniſchen Preußens; 
„nachdem man einige Weichſelplätze befeſtigt habe“, bemerkt er, 
„werde man dann Oſtpreußen gegen die Unternehmungen der 
Ruſſen verteidigen können“. Und noch einmal gedenkt Fried— 
rich an einer anderen Stelle dieſer wünſchenswerten Erwerbung. 


In dem Kapitel, welches den Titel „Träume und ſchimäriſche 


Pläne“ trägt, heißt es: „Inbezug auf das polniſche Preußen 
ſcheint es mir, als werde man das größte Hindernis vonſeiten 
Rußlands finden; es würde vielleicht beſſer ſein, dieſes Land 
durch Unterhandlung ſtückweiſe zu gewinnen als durch das 
Recht der Eroberung. In einem Falle, wo Rußland dringend 
unſeres Beiſtandes bedürfte, wäre es vielleicht möglich, ſich 
Thorn, Elbing und einen Umkreis abtreten zu laſſen, um 
dadurch die Verbindung von Pommern nach der Weichſel zu 
erlangen.“ 2) 


1) Mediatdepeſche an Benoit, 24. Dezember. 
2) Duncker, Abhandlungen zur preußiſchen 1 S. 177. 
Reimann, N. Geſch. Preußens. I. 
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Ein ſolcher Fall konnte jetzt aber leicht eintreten, und 
Friedrich traf ſeine Maßregeln immer frühzeitig. So hat er 
denn bereits am 7. November) an Benoit die Anfrage ge⸗ 
richtet, ob der Drang der gegenwärtigen Lage ſo wäre, daß 
man ſich ſchmeicheln dürfte, mit Rußland einen vorteilhaften 
Vertrag abſchließen zu können. Am 16ten antwortete der Re⸗ 
ſident aus Warſchau: „So viel ich nach den Reden des ruſſi⸗ 
ſchen Geſandten urteilen kann, trägt ſein Hof eine große Un⸗ 
eigennützigkeit zur Schau und behauptet, er thue nichts für 
ſeinen eigenen Gewinn oder was die geringſte Zergliederung 
Polens veranlaſſen könne. Das ſind wenigſtens die Verſiche⸗ 
rungen, die er dem Könige von Polen giebt.“ Ohne die Ant⸗ 
wort abzuwarten, erteilte Friedrich dem Grafen Solms einen 
ähnlichen Auftrag. An demſelben 16. November erinnert er 
letzteren an die Erklärung, welche Rußland gleich im Anfange 
der polniſchen Wirren gegeben hat, daß es an keine Eroberung 
denke und ganz und gar nichts von Polen in Anſpruch nehme; 
dann fährt er fort: „Es handelt ſich jetzt darum, zu erfahren, 
ob- Rußland noch derſelben Meinung iſt oder ob es nicht im 
Gegenteil für den Fall, daß die Dinge wirklich zu einem Bruche 
kämen, der ihm nur ungeheure Koſten verurſachen könnte, von 
der Republik eine angemeſſene Entſchädigung verlangen wird. 
Das iſt ein weſentlicher Artikel, über welchen aufgeklärt zu 
werden mir ſehr wichtig iſt.“ Am 27. November redete der 
König abermals von der Erneuerung des ruſſiſchen Bünd⸗ 
niſſes. „Dasſelbe“, ſchrieb er, „dauere nur noch drei Jahre, 
und es könne kommen, daß er die Hilfsgelder zahle und nicht 
den geringſten Gewinn von dem Vertrage habe. Die Gerech— 
tigkeit verlange, daß die Vorteile gegenſeitig ſeien, und er 
müſſe deswegen darauf beſtehen, daß der Vertrag auf 10 Jahre 
verlängert und noch einige andere Beſtimmungen hinzugefügt 
werden.“ 


1) Am 7. November wurde das Teſtament fertig und mit Datum 
verſehen. Die auf Weſtpreußen bezüglichen Stellen werden früher ge⸗ 
ſchrieben, aber vielleicht am 7. November bei Durchleſung des Ganzen 
friſch in die Erinnerung getreten ſein. 
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Auf Friedrichs Anfrage vom 16. November antwortete 
Solms am 6. Dezember. Er glaube nicht, ſchrieb er, daß 
man an Eroberungen und an Polen denke, ſondern es gelte 
vielmehr in Petersburg als ein Hauptgrundſatz, daß es nicht 
im ruſſiſchen Intereſſe liege, ſich weiter auszubreiten; man 
wünſche Polen blühend und glücklich zu ſehen, folglich wolle 
man es nicht ſchwächen, es ſolle vielmehr in den nordiſchen 
Bund eintreten und dort zum Teil Oſterreich gegen die Türkei 
hin erſetzen; ferner würde durch ein ſolches Verfahren die Un⸗ 
zufriedenheit in Polen auf den Gipfel ſteigen und die Eifer⸗ 
ſucht des Wiener Hofes erregt werden, der am Kriege teil⸗ 
nehmen und den Ausgang desſelben unſicher machen könnte; 
endlich wolle Rußland ſeine frühere Erklärung nicht Lügen 
ſtrafen. Übrigens geſtand der Geſandte, daß es ſchwer wäre, 
ſich hierüber eine zuverläſſige Kenntnis zu verſchaffen, da die⸗ 
jenigen, welche ſie hätten, natürlich Stillſchweigen beobachteten. 

Neun Tage ſpäter, am 15. Dezember, ſprach der König 
in einem eigenhändigen Schreiben an Katharina den Wunſch 
aus, das Bündnis mit ihr auf zehn Jahre zu verlängern. 
„Ew. Majeſtät ſehen“, fuhr er fort, „daß Herr von Choiſeul, 
wenn er die Abſicht gehabt, Preußen zu gewinnen, ſie nicht 
erreicht hat; aber er iſt ein Menſch, welchen man beobachten 
muß, ein Hitzkopf, in welchem es von Plänen wimmelt. Man 
muß ihm folgen, um ihm zu rechter Zeit zuvorzukommen.“ ) 

Der Herzog von Choiſeul ſuchte damals wirklich Frankreich 
in ein beſſeres Verhältnis zu Preußeu zu bringen und dieſe 
Macht von Rußland abzuziehen. Er haßte die Kaiſerin Ka⸗ 
tharina ſehr; denn von Anfang ihrer Regierung an hatte ſie 
gegen den Hof von Verſailles eine große Abneigung gezeigt, 
und der nordiſche Bund ſollte beſonders wider letzteren ge- 
richtet ſein. Umgekehrt war ein Hauptzweck, welchen Frank⸗ 
reich durch die Freundſchaft mit dem Wiener Hof erſtrebte, 
der, einen Landkrieg zu vermeiden. „Wenn der nordiſche 
Bund“, ſchrieb Choiſeul ſpäter einmal, „zuſtande gekommen 


1) Sbornik XX, 250. 
17* 
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wäre, geführt von der ruſſiſchen Kaiſerin und dem Könige von 
Preußen und bezahlt durch die Engländer, ſo würden der 
Wiener Hof und Frankreich notwendig auf Schwierigkeiten ge⸗ 
ſtoßen ſein und einen bedeutenden Landkrieg erhalten haben; 
darum hat man alle Mittel aufſuchen müſſen, um dieſen ge⸗ 
fährlichen Bund aufzuhalten, und wir in Frankreich haben 
gemeint, daß man zu dieſem Ende lieber den Ruſſen als 
den Engländern, zumal da letztere ſich ruhig hielten, zu thun 
geben müßte.“ ) Choiſeul hatte fo viel als möglich in Kon⸗ 
ſtantinopel ſchüren laſſen; zugleich aber wünſchte er ſich mit 
Preußen auf einen beſſeren Fuß zu ſtellen. Der diplomatiſche 
Verkehr war zwiſchen den Höfen von Berlin und Verſailles 
auch nach dem Hubertsburger Frieden nicht erneuert worden; 
jetzt aber wollte das franzöſiſche Miniſterium die unmittel⸗ 
bare Korreſpondenz mit Berlin wiederherſtellen. Und ver⸗ 
führeriſch genug müſſen die Verheißungen geklungen haben, die 
an Friedrich gelangten; denn ungefähr am 20. Juli ſchrieb er 
an ſeinen Bruder Heinrich: „Choiſeul zeigt uns den Himmel 
offen, und ich gedenke teil an ſeinem vermeintlichen Paradieſe 
zu nehmen, ohne mit den übrigen zu zerfallen, weil dieſe 
Dinge ſich mit einander vertragen.“ 

Einige Zeit ſpäter begann Breteuil im Haag die Unter⸗ 
handlung über die Erneuerung des diplomatiſchen Verkehrs 
mit dem preußiſchen Geſandten v. Thulemeyer, und beinahe 
zu derſelben Zeit wurden inbezug auf den Handel vorteilhafte 
Vorſchläge gemacht. In Corſica, welches die Franzoſen damals 
eben gekauft hatten, erblickte Friedrich den Grund dieſes plötz⸗ 
lichen Wechſels, und er meinte, daß Choiſeul ihn aus Furcht, 
Preußen könnte mit England und Rußland gegen Frankreich 
gehen, durch ſeine Anerbietungen neutral zu halten wünſchte. 
„Ich denke nicht daran“, ſchrieb er an den Prinzen Heinrich, 
„um die Zänkereien Frankreichs und Englands mich zu be⸗ 
kümmern.“ Er beſtimmte den Oberſten v. Goltz für Ver⸗ 


1) Mémoire du Duc de Choiseul au Comte de Mercy (Herbſt 1769) 
bei Beer, Dokumente, S. 6. 
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ſailles und ließ dem Grafen Panin von allem Mitteilung 
machen ). Indes wünſchte Choiſeul weniger Preußens Neu⸗ 
tralität zu erkaufen, als es von Rußland zu trennen. Aber 
der König wurde, wenn er eine ſolche Abſicht merkte, leicht 
hitzig; er zeigte ſich geneigt, die ganze Sache fallen zu laſſen. 
Jedoch Finckenſtein erhob Vorſtellungen dagegen, weil die Unter 
handlung bereits bekannt wäre und Aufſehen gemacht hätte; 
ſollte ſie nun ſcheitern, ohne daß Choiſeul durch ſein Verhalten 
dazu zwänge, ſo würde man in Petersburg die preußiſchen 
Intereſſen als ganz getrennt von den franzöſiſchen betrachten 
und daraus ſchließen, daß dem Könige das ruſſiſche Bündnis 
notwendiger als je wäre, und dieſe Gewißheit könnte den Hof 
in Petersburg leicht zu anſpruchsvoll machen. Friedrich brach 
die Verbindung auch nicht ab, doch war er entſchloſſen, ſein 
Verhältnis zu Rußland durch die Unterhandlung nicht im min⸗ 
deſten ſtören zu laſſen 2). 

Während hier der König von Preußen einem Hofe näher 
trat, welcher mit dem Petersburger in der größten Spannung 
lebte, wies er eine Verbindung zurück, die von Katharina ge— 
wünſcht wurde. Die Kaiſerin hegte nicht geringe Beſorgnis 
vor Schweden, wo die franzöſiſche Partei, durch Jahrgelder 
aus Verſailles bei gutem Willen erhalten, leicht einen Krieg 
mit Rußland herbeiführen konnte, und ſie ſuchte ſowohl jenſeit 
des Kanals als in Berlin Hilfe. Schon ſeit 1763 bemühte 
ſich Panin, ein Bündnis mit England einzugehen, doch war 
ein Abſchluß bisher nicht erreicht worden; denn der Hof von 
London wollte ſich weder anheiſchig machen, gegen die Türken 
Beiſtand zu leiſten, noch zu Hilfsgeldern an die Schweden vers 
ſtehen. Um letzteres Land gänzlich von Frankreich zu trennen, 
ſollte Georg III. nach dem Wunſche Katharinas jährlich ſo 
viel an dasſelbe zahlen, als der Hof von Verſailles bisher 
gegeben hatte. Das aber in Friedenszeiten zu thun, wider⸗ 


1) An Solms, 1. Oktober. Duncker, S. 167. 
2) An Finckenſtein, 27. u. 28. Oktober; Finckenſtein an den König, 
29. Oktober. Immediatdepeſche an Solms, 2. November. 
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ſprach den Grundſätzen der engliſchen Politik, und noch weniger 
war man in London geneigt, den Handel mit der Türkei zu 
gefährden. Als nun der Krieg mit der Pforte wahrſcheinlich 
wurde, ließ Panin den einen Punkt fallen; er verzichtete gänz⸗ 
lich auf Beiſtand gegen die Osmanen und wollte ſich mit der 
Zahlung von Hilfsgeldern an Schweden begnügen; denn es 
lag ihm ſehr viel daran, daſelbſt den franzöſiſchen Einfluß zu 
brechen, weil die Ruſſen ſonſt auch nach dieſer Seite hin ge⸗ 
rüſtet ſein müßten. 

Mit England aber in ein näheres Verhältnis zu treten 
wünſchte Friedrich II. keineswegs. Am 6. Februar 1767 hatte 
der britiſche Geſandte aus Petersburg geſchrieben: „Der Mufti 
kann mit größerer Wahrſcheinlichkeit den Segen des Papſtes 
erwarten, als Großbritannien ſich ſchmeicheln darf, daß der 
Berliner Hof bei irgendeiner ruſſiſchen Unterhandlung Hilfe 
leiſten wird.“ So aber ſtand es noch immer. Der König 
von Preußen war feſt entſchloſſen, mit dem engliſchen Hofe 
kein Bündnis einzugehen, weil derſelbe mit Frankreich 1763 
einſeitig Frieden geſchloſſen und an Peter III. die bekannten 
Eröffnungen gemacht hatte. Der König glaubte, daß er gegen 
ſeinen Ruhm und ſeine Sicherheit handeln würde, wenn er 
ſich darauf einließe, ſo lange noch dieſelben Männer am Ruder 
wären. Das mußte Solms dem Grafen Panin ohne Umſchweif 
erklären, der ſich dann vergeblich bemühte, dem Könige von 
Preußen eine beſſere Meinung über England einzuflößen “). 

Von Friedrich wünſchte Panin gleichfalls Unterſtützung 
gegen Schweden zu erlangen. Er wollte gern 200,000 Rubel 
opfern, um auf dem nächſten ſchwediſchen Reichstage den Fran⸗ 
zoſen entgegenzutreten, und er erwartete, daß Friedrich II. ſich 
ebenſo gut wie die Kaiſerin einer Verfaſſungsänderung wider⸗ 
ſetzen würde, durch welche dem Könige von Schweden die 


1) Raumer IV, 2. S. 89. Friedrich an Solms, 27. November; 
Solms, 16. Dezember. Sbornik XII, 442. Ib., p. 371 sqq. ſtehen: 
„Les idées de la Cour de Russie a l'égard d'une Alliance avec la 
Grande- Bretagne“, dem Lord Cathcart mitgeteilt durch dem Grafen 
Panin am 10. Oktober 1768. 
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Somserinitit verſchafft oder der franzöſiſche Einfluß in die 
Höhe gebracht würde. Solms hörte weiter aus Panins 
Worten den Wunſch heraus, daß Friedrich die Vorſtellungen 
Rußlands in Stockholm durch Rüſtungen an der pommerſchen 
Grenze unterſtützen möchte; ſollte das ohne Wirkung bleiben, 
ſo glaubte der Geſandte verſichern zu dürfen, daß der Peters⸗ 
burger Hof nichts dagegen haben würde, wenn Preußen ſich 
Neuvorpommern einverleibte )). 

Katharina hielt ferner jede Vermittelung zwiſchen ihr und 
dem Sultan für vorzeitig, und als Panin erfahren hatte, daß 
Preußen und England in Konſtantinopel ſolche Schritte thun 
wollten, da ſprach er gegen den Grafen Solms den Wunſch 
aus, man möchte ſich doch hüten, den ruſſiſchen Ruhm bloß⸗ 
zuſtellen, und da alle Nachrichten dahin lauteten, daß der 
Sultan, auch wenn er wollte, den Krieg nicht verhindern 
könnte, ohne ſich der Rache der Bevölkerung auszuſetzen, ſo 
würde man es nicht gern ſehen, wenn irgendetwas geſchähe, 
was jenen ſtolzen Hof zu dem Glauben verleiten könnte, als 
ob man ihn fürchtete. Vielmehr müßte man, ſagte Panin 
weiter, den Krieg mit der Pforte kräftig führen und keinen 
anderen Frieden ſchließen als einen ſolchen, den die Waffen 
zuſtande gebracht hätten. Allerdings war er bereit, über die 
Beſchwerden der Pforte in Unterhandlung zu treten, doch ſollte 
dieſe vorher anerkennen, daß ſie durch falſche Vorſtellungen 
getäuſcht worden ſei, und öffentlich ihren Unwillen gegen den 
franzöſiſchen Geſandten und die Miniſter, welche den Bruch 
herbeigeführt, an den Tag legen 7). 

Wurde Preußens Vermittelung jetzt abgelehnt, ſo konnte 
ſie doch ſpäter willkommen ſein, aber freilich von der anderen 
Seite nur zugelaſſen werden, wenn Friedrich der Große Ruß- 
land nicht mit Truppen unterſtützte. Trotzdem wünſchte Panin 
letzteres, und er kam in ſeinen Unterredungen mit Solms 
immer wieder hierauf zurück; denn er ſuchte Geld lieber von 


1) Solms, 10. Januar 1769. 
2), Solms, 20. Januar 1769. 
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England zu erlangen, und zwar rechnete er darauf, jährlich 
500,000 Pfd. Sterl. an Hilfsgeldern zu erhalten. Aber die 
Hoffnungen verwirklichten ſich nicht; nur zur Unterſtützung der 
antifranzöſiſchen Partei in Schweden wurde der engliſche Gee 
ſandte mit einer Summe verſehen, und außerdem ließ nach 
einigem Widerſtreben der Londoner Hof ſich bereit finden, die 
Erklärung abzugeben: er wünſche und hoffe, daß die Ruhe in 
Europa aufrecht erhalten bleibe, und die ſchwediſchen Stände 
nichts thun werden, was dieſelbe ſtören könne ). 

Weil aus London keine Gelder zu erhalten waren, mußte 
Rußland ſolche nach Stockholm ſchicken und wendete fic) des- 
halb an Preußen. Friedrich II. tadelte dieſe Politik. „Ich 
bewundere die Mächte“, ſchrieb er am 14. Februar an Ka⸗ 
tharina, „die jo große Summen in Schweden ausgeben. Das 
iſt weggeworfenes Geld, welches nie den geringſten Vorteil 
bringen wird; denn gegenwärtig iſt Schweden von allen euro— 
päiſchen Staaten der ſchwächſte und derjenige, deſſen Finanzen 
am meiſten zerrüttet ſind. Die Intriguen Frankreichs werden 
es erſchöpfen; denn es wird ſich niemals gegen Rußland er⸗ 
klären können in Anbetracht der Stellung, welche Dänemark 
und ich ſelber dagegen nehmen, und niemals werden in dieſem 
Kriege die Türken eine ſolche Überlegenheit gewinnen, daß ſie 
die Herren in Polen ſpielen können.“ So dachte Friedrich, 
doch war er bereit, in Stockholm ebenſo gut wie England 
eine Erklärung abzugeben und die Hilfsgelder, die er nach 
Petersburg zu ſenden hatte, zwei Raten auf einmal, nach 
Panins Wunſch an den ruſſiſchen Geſandten in Stockholm, 
den Grafen Oſtermann, zu ſchicken 2). Er that dies, obwohl 
Frankreich ihn auf die entgegengeſetzte Seite durch ſehr ver⸗ 
lockende Vorteile zu ziehen ſuchte. 

Die franzöſiſchen Miniſter hatten ſich gegen Goltz, als 
dieſer nach Verſailles gekommen war, ſehr ſchweigſam ver⸗ 


1) Solms, 17., 27. Januar, 14. Februar; Miniſterialnote vom 
20. Februar und 3. März. 


2) Miniſterialnote, 3. März, 14. April. Sbornik XX, 257. 
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halten und über Geſchäfte mit ihm nicht geſprochen. Dagegen 
durch einen anderen guten Kanal erfuhr der Geſandte, daß 
man dem Könige von Preußen Ermeland und Kurland ane 
bieten wollte. Friedrich unterrichtete davon ſogleich wieder den 
Grafen Solms und verſprach, einen ſolchen Vorſchlag, wenn 
er ihm gemacht würde, kräftig zurückzuweiſen. Er glaubte zu 
erkennen, daß die Franzoſen, nachdem ſie die Türken zum 
Kriege verleitet hätten, auch die Schweden gegen Rußland in 
Waffen bringen und ihn durch jene Lockſpeiſe zur Teilnahme 
bewegen wollten. „Dieſer ebenſo thörichte als im Grund un⸗ 
nütze Plan“, ſchrieb er, „zeigt uns, daß der geſunde Menſchen⸗ 
verſtand im Rate Ludwigs XV. nicht den Vorſitz führt.“ Die 
Entfremdung zwiſchen den beiden Höfen wurde ſtärker, als ſie 
vorher geweſen war +). 


Achtes Kapitel. 


Zuſammenkunft Friedrichs II. und Joſephs II. und Er⸗ 
neuerung des preußiſch⸗ruſſiſchen Bündniſſes. 


Wie Choiſeul, ſo verfolgte auch Kaunitz in Potsdam und 
Berlin beſondere Zwecke. Der Staatskanzler wünſchte näm⸗ 
lich ſchon ſeit dem Anfange des Jahres 1768, dem Könige 
von Preußen Vertrauen einzuflößen und ſich zu freundſchaft⸗ 
lichen Eröffnungen über die künftige Erbfolge des Hauſes 
Brandenburg den Weg zu bahnen, indem er meinte, daß man 
daraus vielleicht einen großen Nutzen würde ziehen können. 


1) Immediatdepeſchen an Solms vom 8., 13. und 15. März; vgl. 
Solms, 9. Mai; Friedrich an Solms, Immediatdepeſche, 19. April. 
Beer, Dokumente, S. 7. f 
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Der männlichen Mitglieder zählte das preußiſche Herrſcher⸗ 
haus damals in der That nur wenige ). Wie der König, fo 
beſaßen auch ſeine Brüder Heinrich und Ferdinand keine Nach- 
kommenſchaft. Dem Prinzen von Preußen hatte ſeine Ge⸗ 
mahlin zwar am 7. Mai 1767 ein Kind geboren, aber es 
war eine Tochter. Halb ärgerlich, halb ſcherzend ſchrieb der 
König am ster an Heinrich: „Wir haben nur ein Mädchen 
bekommen. Das iſt nicht meine Schuld, und wir werden es 
das nächſte Mal beſſer machen.“ Friedrich ahnte damals 
nicht, wie das Verderben in nächſter Nähe tückiſch auf ihn 
lauerte. Der jüngſte Sprößling des Hauſes, Heinrich, der 
Bruder des Prinzen von Preußen, noch nicht 20 Jahre alt, 
ward achtzehn Tage ſpäter von den Blattern hinweggerafft. 
„Dieſe Nachricht traf mich“, ſchrieb Friedrich, „wie ein Blitz⸗ 
ſtrahl. Ich habe dieſes Kind geliebt, wie meinen eigenen 
Sohn. Der Staat erleidet einen großen Verluſt, . . .. wir 
haben ihn auf ewig verloren. Mit ihm ſchwinden meine Hoff- 
nungen.“ Der tiefbetrübte König ſuchte ſo viel als möglich 
durch anhaltende Beſchäftigung ſich zu zerſtreuen, aber es wollte 
nicht gelingen. „Mein Kind hatte mir durch viele gute Cigen- 
ſchaften, die durch keine Fehler aufgewogen wurden, das Herz 
geſtohlen,“ klagte der arme König nach einiger Zeit und rief 
ſich trauervoll die herrlichen Eigenſchaften des Entſchlafenen 
zurück, die reife Weisheit neben dem Feuer der Jugend, den 
Adel des Herzens, das unermüdliche Streben. Er ſah in ihm 
einen Prinzen, welcher den Ruhm des Hauſes bei längerem 
Leben befördert haben würde. „Ich gedachte“, ſchreibt Fried⸗ 
rich weiter, „nächſtes Jahr ihn zu verheiraten, und rechnete 
darauf, daß er helfen würde die Erbfolge zu ſichern. Wenn 
ich außerdem erwäge, daß dieſes Kind das beſte Herz von der 
Welt beſaß, daß er von Natur wohlwollend war und für mich 
Freundſchaft fühlte, dann ſtürzen mir die Thränen wider Willen 


1) Vgl. meine Aufſätze „Friedrich der Große und Kaunitz im Jahre 
1768“ (Hiſtoriſche Zeitſchrift, Neue Folge, Bd. VI, S. 193 ff.) und „Die 
Zuſammenkunft Friedrichs II. und Joſephs II. in Neiße“ (Zeitſchrift des 
Vereins für Geſchichte und Altertum Schleſiens XIV, 263 ff.). 
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aus den Augen und ich kann nicht umhin, den Verluſt des 
Staates und meinen eigenen zu beklagen. Ich bin niemals 
Vater geweſen, aber ich habe die Überzeugung, daß ein Vater 
nicht anders ſeinen einzigen Sohn bedauert, als ich dieſes 
liebenswürdige Kind.“ Die Philoſophie ließ den König hier 
im Stich, ſie linderte ſeinen Schmerz nicht, ſondern es erging 
ihm wie anderen Sterblichen. „Ich zerſtreue mich“, ſchreibt 
er, „das übrige muß die Zeit thun.“ 

Manche Freunde der Hohenzollern gerieten wirklich in 
Sorge. Im März 1768 beklagte Panin es, daß noch kein 
brandenburgiſcher Prinz geboren wäre, und er nannte dabei 
das Haus der Hohenzollern das einzige, welches vermöchte, dem 
Norden einen dauerhaften Frieden zu ſichern, der evangeliſchen 
Kirche ihre Rechte und dem Deutſchen Reiche ſeine Freiheit zu 
erhalten. Der König antwortete: er würde ſich natürlich ſehr 
freuen, wenn der Prinz von Preußen einen Sohn empfinge, 
und daß dies noch nicht geſchehen wäre, hätte ihn oft beun⸗ 
ruhigt; aber man dürfte ja noch Hoffnung hegen. 

Die Abſicht, welche Kaunitz verfolgte, konnte Friedrich nicht 
vermuten, und wenn ein öſterreichiſcher Graf Sinzendorff Reden, 
die auf ein gutes Einvernehmen der beiden deutſchen Groß— 
mächte hinzielten, in Berlin mit der Abſicht führte, daß ſie 
dem Könige berichtet würden, ſo glaubte dieſer, daß man ihn 
von Rußland trennen wollte, und ſetzte den Hof in Peters— 
burg von ſolchen Bemühungen, die natürlich keine Berückſich⸗ 
tigung fänden, getreulich in Kenntnis. 

Als Friedrich gegen Ende des Auguſt nach Schleſien zu den 
Muſterungen kam, und Joſeph zu demſelben Zwecke Böhmen 
und Mähren bereiſte, ſchlug der Staatskanzler letzterem nach 
erhaltener Einwilligung der Kaiſerin-Königin eine Zuſammen⸗ 
kunft mit Friedrich dem Großen vor; die beiden Herrſcher 
ſollten bei dieſer Gelegenheit jeder in einem vertraulichen 
Schreiben ſich das Wort geben, daß ſie mit einander in Frie⸗ 
den und Freundſchaft leben und im Fall eines Krieges eine 
ſtrenge Neutralität beobachten würden. Wenn Friedrich auf 
das Ausſterben der männlichen Linie ſeines Hauſes zu ſprechen 
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käme, ſollte Joſeph dem Könige raten, ſobald als möglich einen 
Plan aufzuſtellen, da doch teils die, Reichsgeſetze die weibliche 
Erbfolge in den Kurfürſtentümern verböten, teils die Erb⸗ 
verbrüderungen mit den Häuſern von Sachſen, Heſſen-⸗Kaſſel 
und Mecklenburg manche Schwierigkeiten hervorrufen würden, 
und ſeinen Beiſtand anbieten. Joſeph aber lehnte wegen der 
Lebhaftigkeit, mit welcher ihm der König von Preußen in 
Regensburg entgegentrat, die Zuſammenkunft ab, und ſo über⸗ 
nahm Maria Thereſia ſelbſt einen Teil der Rolle, die dem 
Kaiſer zugedacht geweſen war. Am 4. September erklärte ſie 
dem preußiſchen Geſandten: „es ſei ihr größter Wunſch, in 
Frieden mit ſeinem Gebieter zu leben, und der Kaiſer ſei 
ebenſo geſinnt; ſie habe Schleſien vergeſſen und denke nicht 
mehr daran“. 

In derſelben Richtung weiter zu wirken, erhielt General 
Nugent den Auftrag, als er im November auf ſeinen Poſten 
nach Berlin zurückkehrte. Wir erſehen zugleich aus den Ver⸗ 
haltungsbefehlen, die er mitnahm, daß Kaunitz damals den 
Beiſtand Friedrichs beim Erlöſchen der bayeriſchen Linie zu 
erlangen wünſchte. 8 

Am 15. November erhielt Nugent in Potsdam Audienz. 
Bei dieſer Gelegenheit machte der König ihm das freimütige 
Geſtändnis, daß er nur gewiſſe Hilfsgelder, die gar nicht be⸗ 
trächtlich wären, an Rußland zahlen müßte; ſeinetwegen könne 
man ſich alſo in Polen herumſchlagen, ſo lange man wolle, 
er werde ſich in dieſe Händel gewiß nicht einmiſchen, den Fall 
ausgenommen, daß man daran denke, den König Stanislaus 
Auguſt abzuſetzen. Als nun Nugent den Wunſch ausdrückte, 
daß die beiden Häuſer weiterhin in gutem Einverſtändnis ver⸗ 
bleiben und alles alte Mißtrauen gänzlich ablegen und ver⸗ 
tilgen möchten, da nahm Friedrich wiederum das Wort und 
ſagte: „Wir find Deutſche; was liegt uns daran, ob in Cas 
nada und auf den amerikaniſchen Inſeln die Engländer und 
Franzoſen ſich zuſammen herumſchlagen, ob Paoli den letzteren 
wegen Corſicas die Hände voll zu ſchaffen giebt, ob die Ruſſen 
und die Türken ſich einander in die Haare fallen? So lange 
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wir zwei, das Haus Oſterreich und ich, uns wohl einverſtehen, 
hat Deutſchland von Kriegsunruhen wenig zu befahren.“ 

Die Rede kam nun auf die Neutralität. Nugent ſprach 
von einem unmittelbaren Briefwechſel zwiſchen dem Kaiſer und 
dem Könige von Preußen und machte dann, weil Friedrich 
nicht zuerſt ſchreiben wollte, den anderen Vorſchlag einer Bu- 
ſammenkunft, wo die beiden Herrſcher einander ihr Wort als 
die ſicherſte Friedensbürgſchaft verpfänden könnten. „Ihr habt 
recht“, verſetzte der König, „wir werden uns das Ritterwort 
geben, wie Franz der Erſte Karl dem Fünften, und das wird 
ſicherer ſein als alle Verträge. Benachrichtiget Euren Hof 
davon und laßt mich wiſſen, wo und wann wir uns treffen 
ſollen.“ Indem Friedrich dann die erſprießlichen Folgen einer 
ſolchen Zuſammenkunft auseinanderſetzte, bemerkte er unter an⸗ 
derem, „daß bei ſolchem Einverſtändnis keine Vergrößerung 
Frankreichs und auch nicht“ — er ſagte das mit Lächeln — 
„von anderwärts her zu beſorgen ſtände“. „Auf dieſer anderen 
Seite ſind Ew. Majeſtät etwas mehr ausgeſetzt als wir“, ſagte 
Nugent. „Es iſt wahr“, entgegnete der König, „die Herren 
Ruſſen mögen ſich immer an den Küſten des Schwarzen Meeres 
und in den Gegenden, wo ihre bekannten Wüſten ſind, nach ihrem 
Wohlgefallen ausdehnen; aber auf der europäiſchen Seite ..... 4 
Hier ſetzte der König die Rede nicht weiter fort, ſondern ging 
auf anderes über. Er dachte, wie erwähnt, ſchon damals 
daran, mit Rußland zuſammen auf der europäiſchen Seite 
polniſches Gebiet zu erwerben. 

Bevor Kaunitz noch von dieſer Unterredung, welche zwei 
Stunden gedauert und doch nicht zu dem für ihn wichtigſten 
Punkte geführt hatte, Bericht empfing, kam ein merkwürdiger 
Antrag aus Konſtantinopel an ihn. Als die Pforte den frem- 
den Mächten den Bruch mit Rußland anzeigte, da nannte ſie 
Stanislaus Auguſt einen Mann, der nicht aus königlichem 
Stamme wäre; die Polen forderte ſie durch ein Schreiben 
vom 28. Oktober auf, ſich einen neuen Herrſcher zu wählen, 
und dem öſterreichiſchen Internuntius ließ der Großvezier am 
2. November ſagen, daß nunmehr die beſte Zeit und Gelegen- 
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heit wäre, das widerrechtlich dem Wiener Hof entriſſene Schle⸗ 
ſien zurückzugewinnen. Bald darauf teilte der Graf Vergennes 
im Auftrage der Pforte dem Internuntius jenes Schreiben des 
Großveziers an die Polen und die mündlichen Außerungen des 
letzteren mit, die auf die Wahl eines ſächſiſchen Prinzen ab⸗ 
zielten. 

Kaunitz geriet in heftige Bewegung. Er wollte nun nicht 
länger verhalten, was ihm ſchon ſeit geraumer Zeit auf dem 
Herzen lag, und er ſchrieb alſo einen Vortrag für die Kaiſerin⸗ 
190 und ihren Sohn, der zu den 1 Erzeug⸗ 
niſſen ſeiner Feder gehört. 

Der Staatskanzler betrachtete Rußland als den natürlichen 
Verbündeten des Wiener Hofes gegen den König von Preußen, 
und er wünſchte jene Macht früher oder ſpäter wiederum ſo 
gebrauchen zu können; aber er hegte nun bei genauer Er⸗ 
wägung der Umſtände die Beſorgnis, daß Oſterreich künftig 
weit mehr von Petersburg als von Berlin ſelbſt würde zu 
befürchten haben, und da er den Sieg der Ruſſen für ganz 
wahrſcheinlich hielt, ſo betrachtete er es als ein gemeinſchaft⸗ 
liches Intereſſe von Preußen und Sſterreich, daß beide Mächte 
noch zu rechter Zeit in das Mittel treten und durch Bereit⸗ 
haltung ihrer Streitkräfte die kriegführenden Teile zu einem 
ehrenvollen Frieden bringen ſollten. Dieſe Abſichten ſchienen 
dem Staatskanzler ſehr bedeutend; aber die wichtigſte ſah er 
darin, dem Haus Ofterreic ohne Kampf oder andere große 
Beſchwerden durch die Pforte wieder zu Schleſien zu verhelfen, 
wenn nicht ganz, ſo doch guten Teils, und wenn nicht gleich, 
ſo doch beim Erlöſchen des preußiſchen Mannsſtammes. 

Den Gedanken, durch den Türken unter Mitwirkung des 
Königs von Preußen Schleſien wiederzuerlangen, bezeichnete 
der Staatskanzler ſelbſt als an ſich ſo außerordentlich und 
ſchimäriſch, daß er mit ſich geſtritten hätte, ob er ihn dem 
Kaiſer mitteilen und ſich der Gefahr, ausgelacht zu werden, 
preisgeben ſollte; jedoch er that es, weil er allen Zeitverluſt 
für ſchädlich und das Gelingen keineswegs für unmöglich, ja 
für wahrſcheinlich hielt. Natürlich mußte Friedrich anderswo 
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entſchädigt werden. Daß der König, wenn es mit Sicherheit 
geſchehen könnte, gar kein Bedenken tragen würde, dem Bere 
trage, den er mit Rußland geſchloſſen, ſchnurgerade zuwider⸗ 
zuhandeln, ſetzte der ehrenwerte Staatskanzler voraus; er ſah 
ferner auch darin keine Ungerechtigkeit, wenn Polen, um aus 
der ruſſiſchen Sklaverei gezogen und von dem auf allen Seiten 
ihm drohenden Untergange gerettet zu werden, gutwillig die 
Mittel anböte, Friedrich II. ſchadlos zu halten. Kurland und 
wenn nicht das ganze polniſche Preußen, jo doch ein betracht 
licher Teil desſelben ſchienen dem Staatskanzler Schleſien an 
Größe ſowohl als an Güte zu übertreffen und die übrigen 
preußiſchen Gebiete zu einem zuſammenhängenden und mäch⸗ 
tigen Reich abzurunden, und er betrachtete ſie daher als eine 
angemeſſene Entſchädigung. 

Nach der Meinung des Fürſten Kaunitz hatte Friedrich 
aus Furcht vor Rußland bisher ein Betragen eingehalten, das 
ſeinem wahren Staatsintereſſe ſchnurgerade zuwiderliefe; jedoch 
wenn man ihm einen Weg zeigte, ſich auf ewig aus der ruſſi⸗ 
ſchen Abhängigkeit und Gefahr zu ziehen und noch dazu mit 
Vorteil, ſo dürfte der König denſelben um ſo eher einſchlagen, 
als er jetzt immer in Eiferſucht, Beſorgnis und Unſicherheit 
wegen zweier mächtiger Nachbarn leben müßte. Wenn nun 
ohne ſeinen Schaden Schleſien wieder in öſterreichiſchen Händen 
ſich befände, der Zankapfel ganz aus dem Wege geräumt wäre: 
dann könnte das engſte gute Vernehmen zwiſchen den beiden 
Staaten zu ihrem gemeinſchaftlichen Beſten gar wohl vor— 
walten und ſie gegen Rußland ſowohl als gegen andere un— 
ruhige Mächte vereinigt werden. Zu dieſer Betrachtung, meinte 
Kaunitz weiter, trete noch die Rückſicht auf die weibliche Erb⸗ 
folge, die ohne den Kaiſer und das Erzhaus nicht leicht ins 
Werk zu ſetzen ſei. g 

Um nun aber Friedrich II. dahin zu bringen, daß er mit⸗ 
wirkte, die Ruſſen aus Polen zu verdrängen, ſollte die Pforte 
die Millionen, welche fie den Oſterreichern als Hilfsgelder zu 
zahlen gedächte, dem Könige 3 und dadurch den Aus⸗ 


ſchlag geben. 
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Kaunitz hielt die Ausführung für ſchwer, jedoch nicht für 
unmöglich, ſondern eher für wahrſcheinlich; damit aber für 
den Fall, daß der Vorſchlag von Friedrich II. trotzdem ver 
worfen würde, dem Wiener Hofe kein Schaden erwüchſe, ſollte 
die Pforte den Plan, als von ihr kommend, dem Internuntius 
und dem Herrn v. Zegelin mitteilen. Der Kaiſer dagegen 
hatte ſehr viel an dem Vorſchlag auszuſetzen. Er hielt die 
Vorteile, welche den Türken geboten wurden, für ungeeignet, 
auf den augenblicklich ſehr kriegseifrigen Sultan zu wirken, 
und er traute der Pforte nicht die Fähigkeit zu, das Geheim- 
nis der Unterhandlung zu bewahren. Er glaubte ferner noch 
weit weniger an die Zuſtimmung des Königs von Preußen. 
Dieſem ſollte, das hob er zuerſt hervor, die Unwürdigkeit zu⸗ 
gemutet werden, Rußland im Stiche zu laſſen und ſich da⸗ 
durch aller Byndesgensſſen außer den Türken und Oſterreichern 
zu berauben. Dann mochte Joſeph nicht glauben, daß Fried— 
rich in die Arme der letzteren ſich werfen und die beſte ſeiner 
Provinzen aufgeben würde, die noch dazu mit Feſtungen wohl 
verſehen wäre, einen ſchwierigen Zugang hätte und dem Könige 
von Preußen die Mittel böte, ein ſo furchtbares Heer zu unter⸗ 
halten. Nur Sachſen könnte für Schleſien ihn entſchädigen, 
nicht aber Kurland, von wo die Ruſſen fortwährend ſuchen 
würden ihn hinauszuwerfen, und das ebenſo wie Weſtpreußen, 
außer Danzig und Elbing, an Wohlhabenheit der abzutretenden 
Provinz nachſtände. Sollte gerade Preußen Sſterreich ver⸗ 
größern? Und in welche Lage würde jenes gar kommen, wenn 
die Höfe von Wien und Petersburg mit einander ſich verbänden? 

Noch andere Schwierigkeiten legte Joſeph dar und ſchlug 
am Schluſſe vor, der Plan ſollte als das Erzeugnis des 
Internuntius gelten und nicht einmal durch letzteren, ſondern 
durch eine Privatperſon, an die Pforte gelangen. Dieſem Rate 
ſchloß Maria Thereſia ſich an. Nach einigen Tagen ließ man 
aber den Plan gänzlich fallen, dagegen die Zuſammenkunft gab 
man nicht auf. Am 28. Dezember wies Kaunitz den General 
Nugent an, zu erklären: der Kaiſer werde ſich im nächſten 
Jahr um die nämliche Zeit, wo Friedrich nach Schleſien zu 
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4 gehen pflege, in Böhmen oder Schleſien einfinden; er beharre 
bei dem aufrichtigen Verlangen, des Königs perſönliche Bekannt⸗ 
ſchaft zu machen, und er wünſche zu erfahren, wie eine Zu— 
ſammenkunft am beſten und ſchicklichſten eingeleitet werden 
könne. 8 

Friedrich der Große war bereit, mit Joſeph an einem 
Orte ſich zu treffen, und begehrte nur, über einige Punkte 
zuvor beruhigt zu werden. Er wollte das Haus Sachſen 
wegen deſſen enger Verbindung mit Oſterreich weder auf den 
polniſchen Thron gelangen, noch auch ein Bündnis mit Ruß⸗ 
land ſchließen laſſen. Letzteres würde, ſchrieb er einmal an 
Solms, eine ſehr große Erkältung zwiſchen ihm und der Kai⸗ 
ſerin herbeiführen; jenes aber war er durch fein eigenes Inter⸗ 
eſſe zu hindern verpflichtet. Er hörte nun von franzöſiſcher 
Seite her und aus Petersburg, daß man in Verſailles und 
Wien daran dächte, dem Könige von Polen einen Nachfolger 
zu geben; es war die Rede von einem Prinzen Conti, von 
dem Herzog Albert von Teſchen und einem anderen ſächſiſchen 
Prinzen. Die Sache ſchien um ſo wahrſcheinlicher, als in 
dem Manifeſte der Türken ja gleichfalls die Abſicht einer neuen 
Beſetzung des polniſchen Thrones ausgeſprochen war. Ein 
Artikel der Leidener Zeitung, der von dem franzöſiſchen Ge— 
ſandten im Haag, Breteuil, herſtammen ſollte und großes 
Argernis in Potsdam verurſachte, ſprach gar von einem Bünd— 
niſſe Friedrichs mit Frankreich, Spanien und der Kaiſerin⸗ 
Königin. Dem Herzoge von Choiſeul traute Friedrich alles 
Schlimme zu, die Verbindung zwiſchen Verſailles und Wien 
hielt er für enger, als ſie war, und indem Nugent jetzt nur 
von der Zuſammenkunft ſprach und inbezug auf das andere, 
was er im November vorgebracht, ein etwas auffälliges Still— 
ſchweigen beobachtete, wurde der König argwöhniſch und be— 
ſorgte, daß man ihn von Rußland trennen wollte. Sowohl 
er als Finckenſtein äußerten ſich gegen den Geſandten darüber; 
dieſer verſprach einen getreuen Bericht abzuſtatten und ließ 
hierauf den König bitten, Ort und Zeit der Zuſammenkunft 
zu beſtimmen. Friedrich ſchlug das Ende des Monats Auguſt 

Reimann, N. Geſch. Preußens. I. 18 : 


274 I. Buch. 8. Kapitel. 


vor, und inbetreff des Ortes nannte er Leobſchütz und Neu⸗ 
ſtadt an der mähriſchen und Glatz an, der böhmiſchen Grenze. 

In Wien hielt man umgekehrt Friedrichs Beſorgnis für 
Ausflucht; er wolle, meinte Maria Thereſia, der Zuſammen⸗ 
kunft entgehen, um keinen Anſtoß in Petersburg zu geben. „In 
dieſem Falle“, ſchrieb ſie an Kaunitz weiter, „ſeien ſie bereit, 
es dabei bewenden zu laſſen. Es hänge jetzt vom König ab, 
ſich dafür oder dagegen zu entſcheiden; denn er könne nach den 
gegebenen Erklärungen unmöglich denken, daß ſie das Haus 
Sachſen auf den polniſchen Thron zu ſetzen wünſchen. Ihr 
Sohn ſei mit dieſer Idee einverſtanden, nur glaube ſie, daß 
er ſehr froh ſein würde, wenn der Beſuch zuſtande käme.“ 

Der Staatskanzler antwortete in dieſem Sinne: der Kaiſer 
ſei bereit, die Zuſammenkunft auf ruhige Zeiten und Umſtände 
zu verſchieben, es ſei denn, daß der König ſie noch im lau⸗ 
fenden Jahre ſelbſt in das Werk zu ſetzen verlange. Die 
letzten Worte waren durch Maria Thereſia hinzugefügt worden, 
die es im Einverſtändnis mit Joſeph und vielleicht noch mehr 
ihm zuliebe that. Außerdem wies der Staatskanzler Nugent 
an, auf eine ungezwungene Weiſe zu erklären, daß der Wiener 
Hof bereit wäre, zur Beilegung der zwiſchen Rußland und der 
Türkei entſtandenen Irrungen mitzuwirken. Der Geſandte 
ſollte weiter, gleichſam im Vorbeigehen, fallen laſſen, durch 
welche Mittel man dahin gelangen könnte, nämlich dadurch, 
daß der Petersburger Hof die Gleichſtellung der Diſſidenten 
gänzlich aufgebe oder höchſtens eine freie Religionsübung zu 
ihren Gunſten verlange, daß er auf den übrigen wider die 
alte Verfaſſung eingeführten Neuerungen nicht mehr beſtehe, 
die Garantie entweder gänzlich aufhebe oder ſie zuſammen mit 
Oſterreich, England und Preußen übernehme und endlich alle 
ſeine Truppen aus Polen ziehe. 

Wir bemerken, der Staatskanzler verlangt, indem er die 
öſterreichiſchen Wünſche mit unterſchiebt, weit mehr als die 
Pforte von dem ruſſiſchen Reſidenten vor der Kriegserklärung 
gefordert hatte. Wenn er dann weiter meint, Rußland könnte 
dieſe vier Punkte bewilligen, ohne ſeiner Ehre zu nahe zu 
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treten, und es würde dadurch einem ebenſo unvermuteten als mit 
ſeinen Finanzen und ſeiner inneren Verfaſſung unvereinbaren 
Krieg ausweichen: ſo zeigt er eine ſehr geringe Kenntnis der 
Stimmung, die in Petersburg herrſchte. Dort war an die 
Annahme der vier Forderungen des Staatskanzlers nicht zu 
denken. Der König von Preußen dagegen hätte ſich für ſeine 
Perſon mit ihnen einverſtanden erklären können, wenn Ojter- 
reich von gänzlicher Herſtellung der Unduldſamkeit abſah. 

Nugent teilte dem Grafen Finckenſtein am 10. Februar 
nur die Antwort mit, die ihm der Staatskanzler zu geben 
aufgetragen. Friedrich fand dieſelbe ſonderbar und mit dem 
Eifer der erſten Eröffnungen nicht recht vereinbar. Er meinte: 
Kaunitz wolle ſich inbezug auf den Prinzen Albert die Hände 
nicht binden, mache eine Schwenkung und ſchweige über die 
Neutralität Deutſchlands. Jedoch er ging darüber hinweg, 
nahm das Anerbieten des Kaiſers dankbar an, freute ſich, die 
Bekanntſchaft desſelben zu machen, und verſprach ſeinerſeits 
alles zu thun, um jede Spur der alten Feindſchaft, welche 
zwiſchen den beiden Häuſern geherrſcht hätte, zu verwiſchen. 
Finckenſtein mußte dem General Nugent dieſen Beſcheid mit⸗ 
teilen und zugleich auf eine feine Weiſe merken laſſen, daß 
der Wiener Hof den Hauptartikel mit Stillſchweigen über⸗ 
gangen. 

Infolge dieſes Beſcheides erklärte ſich Joſeph bereit, mit 
dem Könige zuſammenzukommen. Letzterer hielt nun den Be- 
ſuch des Kaiſers für wahrſcheinlich, aber er glaubte, daß man 
ſich darauf beſchränken würde, gegenſeitig die perſönliche Be⸗ 
kanntſchaft zu machen. Er empfahl Glatz für die Zuſammen⸗ 
kunft, jedoch mit dem ausdrücklichen Bemerken, er würde ſich 
ganz und gar den Wünſchen des Kaiſers fügen, erfreut, die 
Anfänge einer ſo wünſchenswerten Union zwiſchen den beiden 
Höfen wieder aufkeimen zu ſehen. 

Die Ausſicht auf den Beſuch, den Joſeph im Hochſommer 
dem Könige von Preußen abſtatten wollte, verfehlte doch nicht, 
einiges Aufſehen in Petersburg zu erregen, und man fand es 


für gut, zu ſagen, es wäre manchmal die Rede davon geweſen, 
18 * 
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daß die Kaiſerin von Rußland und Friedrich der Große ſich 
irgendwo ſehen ſollten. Der König ſuchte Katharina und Panin 
zu beruhigen, indem er verſprach, ſie über den ganzen Verlauf 
der Zuſammenkunft ſehr genau zu unterrichten, und indem er 
vorſtellte, wie gering die Folgen ſein würden. Dagegen gab 
er es für ſehr ſchwierig aus, mit der Kaiſerin ſich zu treffen, 
hauptſächlich weil er ſich jetzt unmöglich von ſeiner Hauptſtadt 
entfernen könnte, zumal ſo lange die Waffen noch nicht zwi⸗ 
ſchen Rußland und der Türkei entſchieden hätten. Aber wenn 
er auch der Begegnung auswich, ſo hatte doch die Kaiſerin 
keinen Grund zu Beſorgniſſen; denn ſein ganzes Dichten und 
Trachten ging auf die Erneuerung des ruſſiſchen Bündniſſes, 
zu welchem der Entwurf bereits am 21. Januar nach Peters⸗ 
burg geſchickt worden war *). 

Daneben hatte der König noch an die Möglichkeit einer 
ſehr wünſchenswerten Erwerbung gedacht, derſelben, welche die 
Höfe von Verſailles und Wien ihm unabhängig von einander 
ganz oder zum Teil gleichfalls anboten oder anbieten wollten. 
Durch die Waffen oder auf andere Art, hatte Kaunitz in ſeinem 
Vortrage vom 3. Dezember gemeint, würde Friedrich II. 
dieſes Beſitztum bei den gegenwärtigen Umſtänden niemals 
hoffen dürfen zu erlangen, da weder die Ruſſen noch die 
Oſterreicher eine ſolche Vergrößerung gleichgültig anſehen könn⸗ 
ten; dagegen jetzt, wo die Ruſſen durch die Türken beſchäftigt 
und die Oſterreicher ſogar bereit wären, jeglichen Vorſchub zu 
leiſten, würde das allem menſchlichen Ermeſſen nach ganz ſicher 
und unfehlbar ſein. Ungefähr derſelben Anſicht war der König 
von Preußen auch; er wünſchte nur noch, daß die Ruſſen 
ebenſo wie die Oſterreicher mit dieſer Erwerbung einverſtanden 
wären, und damit es die beiden Höfe ſein könnten, ſollten ſie 
nach ſeinem Plane gleichfalls in Polen einen Gewinn davon⸗ 
tragen. Aber weil die Nachrichten, die er von Solms und 
Benoit bekommen, nicht eben aufmunternd lauteten, hielt 
Friedrich es für beſſer, ſeinen Vorſchlag unter fremdem Namen 


1) Solms, 27. Januar; Immediatdepeſche vom 12. Februar. 
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nach Petersburg zu ſchicken. Am 2. Februar 1769 ſchrieb er 
eigenhändig auf ein Quartblatt ſeinen Teilungsplan ). 

„Der Graf von Lynar“, meldet Friedrich dem preußiſchen 
Geſandten, „iſt nach Berlin gekommen, um ſeine Tochter mit dem 
Sohne des Grafen von Kamecke zu verheiraten; es iſt derſelbe, 
welcher die Übereinkunft von Kloſter⸗Zeven abgeſchloſſen hat. 
Er iſt ein großer Politiker und regiert noch Europa von dem 
Dorf aus, wohin er ſich zurückgezogen 2). Dieſer Graf Lynar 
hat einen ziemlich ſonderbaren Gedanken, um alle Intereſſen 
der Fürſten zu Rußlands Gunſten zu vereinigen und den euro- 
päiſchen Angelegenheiten auf einmal ein anderes Ausſehen zu 
geben. Rußland ſoll dem Wiener Hofe für deſſen Beiſtand 
gegen die Türken die Stadt Lemberg nebſt Umgegend und die 
Zips anbieten, uns das polniſche Preußen mit Ermeland und 
das Schutzrecht über Danzig geben und, um ſich ſelbſt für die 
Kriegskoſten zu entſchädigen, einen ihm anſtehenden Teil von 
Polen nehmen; indem ſo die Eiferſucht zwiſchen Oſterreich und 
Preußen aufhört, würden beide Rußland um die Wette gegen 
die Türken unterſtützen. Dieſer Plan hat etwas Glänzendes; 
er ſcheint verlockend. Ich habe geglaubt, ihn Euch mitteilen 
zu müſſen. Ihr, der Ihr die Denkungsart des Grafen Panin 
kennt, ſollt entweder alles das unterdrücken oder einen ſolchen 
Gebrauch davon machen, wie Ihr für gut findet, obwohl ich 
meine, daß der Plan mehr Schimmer als Gediegenheit ent— 
hält.“ 

Solms glaubte nicht, daß der Vorſchlag dem Grafen 
Panin gefallen würde; jedoch er wollte ſich auf ſein Urteil 


1) In den Oeuvres VI, 26 ſchreibt Friedrich: „Le Roi avait envoyé 
a Pétersbourg un projet politique qu'il attribuait a un comte de 
Lynar.“ 

2) Lynar hatte ſich 1766 nach der Herrſchaft Lübbenau in der Mieder= 
lauſitz, die er 1768 von ſeinem kinderloſen Bruder erbte, zurückgezogen 
und verheiratete 1769 ſeine ſchöne und geiſtreiche Tochter Wilhelmine 
Marie Amalie mit dem Geheimen Finanzrate Grafen von Kamecke. In 
den Beiträgen zu der Lebensgeſchichte denkwürdiger Perſonen, Tl. IV, 
S. 75—218 giebt Büſching eine Biographie von ihm. 
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keineswegs verlaſſen, ſondern dem ruſſiſchen Miniſter Mit⸗ 
teilung machen. Der König wiederholte nun die Befehle vom 
2. Februar und fügte dann hinzu, daß er es noch immer dem 
Geſandten überließe, die Angelegenheit dem Grafen Panin vor⸗ 
zulegen oder nicht. Aber als dieſe Weiſung nach Petersburg 
kam, hatte Solms über den Plan bereits geſprochen, den er 
als die Idee von einigen deutſchen politiſchen Dilettanten hin⸗ 
ſtellte, ſicherlich ohne dadurch über den wahren Urheber zu 
täuſchen. Panin antwortete ganz unvorbereitet. Er bezeichnete 
die Zips, welche vor Jahrhunderten von Ungarn an Polen 
verpfändet worden war, als eine ſehr angemeſſene Erwerbung 
für Oſterreich; Lemberg dagegen nicht. Wir ſehen, er gönnte 
dem Wiener Hofe kein polniſches Gebiet. Er meinte weiter, 
daß es ſich nicht der Mühe lohnen würde, drei ſo große 
Mächte zu vereinigen, nur um die Türken über den Dnieſtr 
zurückzuwerfen, ſondern wenn eine ſolche Vereinigung jtatt- 
finden könnte, dann müßte man ſich nicht weniger vornehmen, 
als die Türken aus Europa und einem großen Teile von Aſien 
zu jagen, was ihm nicht einmal ſchwer ausführbar erſchien. 

Ein ſolches Bündnis der drei Monarchen, fuhr Panin 
fort, würde für die Ruhe der Chriſtenheit ſehr gut ſein; aber 
Oſterreich müßte dann allen Arten von Anſprüchen an das 
Haus Brandenburg entſagen und ſich durch Eroberungen in 
der Türkei zu entſchädigen ſuchen. Rußland und Preußen 
würden ihm ſo viel überlaſſen, als es imſtande wäre, mit 
ſeinen Waffen und denen der beiden Verbündeten ſich zu 
nehmen. Oſterreich wäre dann in der Lage, Schleſien zu ver⸗ 
geſſen, und indem der König von Preußen ſo eine Sicherheit 
für die von ihm eroberte Provinz gewänne, bliebe künftig 
nichts mehr übrig, was einen Widerſtreit zwiſchen den Inter⸗ 
eſſen der beiden Häuſer verurſachen könnte. 

Wir bemerken, daß Panin, um die deutſchen Großmächte 
zu verſöhnen, dem Wiener Hofe gerade ſo wie der vorgeſchobene 
Graf Lynar einen Erſatz für Schleſien verſchaffen will, jedoch 
nicht in Polen; und indem er ſich jetzt erinnert, daß Friedrich 
der Große gleichfalls eine Vergrößerung erſtreben werde, da 
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erklärt er: man könnte den Beſitzungen des Hauſes Branden⸗ 
burg das polniſche Preußen hinzufügen, und wenn man ſich 
hierüber verſtändigt hätte, würde es nicht ſchwer ſein, dem 
türkiſchen Reich in Europa ein Ende zu machen, das nur 
durch die Eiferſucht der chriſtlichen Mächte ſo lange ſich er⸗ 
halten hätte. Konſtantinopel könnte die Hauptſtadt einer Re⸗ 
publik werden. 

Solms fragte nun, was der Petersburger Hof nehmen 
würde. Katharina und ihr Miniſter thaten bei ſolchen Gelegen⸗ 
heiten immer, als ob ſie die Uneigennützigkeit ſelber wären. 
Für Rußland ſtellte Panin die Notwendigkeit einer ſolchen Tei⸗ 
lung in Abrede, weil man bereits weit mehr Land beſäße, als 
man imſtande wäre zu regieren; einige befeſtigte Plätze an 
einen entfernten Grenzen ausgenommen dürfte es nicht mehr 
an die Erwerbung von Provinzen denken. 

Panin ſprach keineswegs Gedanken aus, die ihm augen- 
blicklich in den Kopf gekommen waren. Bereits am 27. Ja⸗ 
nuar hatte Katharina in einem Schreiben an den König ihre 
Verwunderung darüber ausgedrückt, daß Ofterreich den Türken 
gegenüber neutral bleiben wollte, ſtatt ſich mit ihr gegen die— 
ſelben zu verbinden; und ſo hatte Kaunitz recht, wenn er in 
ſeiner Denkſchrift vom 3. Dezember 1768 bemerkte: „Daß den 
Ruſſen das griechiſche Kaiſertum im Kopfe ſteckt, iſt von den 
Zeiten Peters I. her ſchon bekannt, und daß die jetzige Kaiſerin 
mit ſehr weit ausſehenden Plänen ſchwanger gehe und die Se— 
miramis im Norden vorſtellen wolle, bewähren ihre bisherigen 
Unternehmungen.“ 

Friedrich wünſchte keinen europäiſchen Krieg, der durch den 
Verſuch, die Türken aus Europa zu jagen, leicht entſtehen könnte; 
er wollte nicht einmal mit Oſterreich einen neuen Waffengang 
machen, und er meldete darum ſeinem Bruder Heinrich am 
8. März 1769 mit größter Freude, daß Rußland ſich damit 
begnügen würde, die feſtgeſetzten Hilfsgelder von ihm zu em— 


pfangen; aber er dachte zugleich daran, daß man mit der Zeit 


einen Bund der größten Herrſcher würde gründen müſſen, um 
der von den Ruſſen drohenden Gefahr zu begegnen. Und als 
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er Panins Bemerkungen über den ſogen. Lynarſchen Plan em⸗ 
pfing, ließ er letzteren fallen, indem er der Meinung war, 
daß eine ſolche Vereinigung der drei Mächte bei Oſterreich auf 
ſehr große Schwierigkeiten ſtoßen würde. Dagegen in Peters⸗ 
burg gab man den eigenen weitgreifenden Gedanken nicht fo- 
gleich auf, ſondern Panin drückte nun den Wunſch aus, daß 
der König Truppen im polniſchen Preußen einrücken laſſen 
möchte, wenn die Konföderierten dort feſten Fuß gewinnen 
ſollten. Man hoffte vielleicht, daß Friedrich jetzt eher auf 
einen ſolchen Vorſchlag eingehen würde; jedoch Solms mochte 
denſelben nicht einmal dem Könige melden, und ſo ſtand man 
davon ab. Auch hat Friedrich der Große ſeinen Geſandten 
für dieſes Verhalten nicht getadelt, obwohl er doch ſelbſt an 
die Erwerbung des polniſchen Preußens dachte ). 

Außerdem richtete Panin im Mai einige Fragen an den 
Wiener Hof, nicht ſowohl um ſich Klarheit über deſſen Stel⸗ 
lung zu den Türken und den Polen zu verſchaffen, als viel⸗ 
mehr um zu ſehen, ob Sſterreich geneigt wäre mit Rußland 
gemeinſchaftliche Sache gegen die Pforte zu machen. Aber die 
Antwort fiel ſo aus, daß die Kaiſerin ihren Gedanken ebenſo 
fallen ließ, wie Friedrich den Lynarſchen Plan 2). 

Dagegen begann jetzt eigentlich erſt die Unterhandlung über 
das neue Bündnis. Der König von Preußen hatte, wie bereits 
erwähnt worden ijt, im Januar ſeinen Entwurf nach Peters- 
burg geſendet. Die Artikel des Hauptvertrages waren und 
find überhaupt unverändert geblieben. Von den geheimen Ar⸗ 
tikeln waren diejenigen ausgewählt worden, die noch auf die 
Lage der Dinge paßten; dieſelben betrafen die in gewiſſen 


1) Oeuvres XXVI, 313. Friedrich an Solms, 19. März. Solms, 
28. März. Am 23. April ſchreibt der König an jenen: „Je me flatte 
beaucoup que, pourvu que la Russie ne pousse ses prétensions trop 
loin vis-a-vis de la Porte, Vhiver prochaine nous raménera la paix 
entre ces deux Puissances.“ 

2) Beer, Dokumente, S. 101 ff. Vgl. Arneth, Maria Thereſia 
und Joſeph III, 257 und Herrmann, Geſchichte von Rußland V, 695 
Nr. 3, ſtatt Anno 1768 muß es aber ohne Zweifel 1769 heißen. 
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Fällen eintretende Umwandlung der Unterſtützung durch Truppen 
in Geldhilfe, die Übereinkunft vom 4. Mai 1767, ferner die 
Verpflichtungen gegen Schweden und Polen. Ein beſonderer 
Artikel beſtimmte, daß die beiden Mächte die Diſſidenten in 
den Rechten erhalten ſollten, welche dieſelben auf dem letzten 
Reichstag erlangt hätten. Endlich für ſeinen Teil forderte 
der König von Preußen die ruſſiſche Garantie der fränkiſchen 
Beſitzungen der Hohenzollern. 

Schon am 24. Juni 1752 hatte Friedrich der Große mit 
den Markgrafen von Ansbach und von Baireuth einen Ver⸗ 
trag über die Erbfolge in dieſen beiden Fürſtentümern ge⸗ 
ſchloſſen und von allen Prinzen ſeines Hauſes unterſchreiben 
laſſen. Danach ſollte, wenn die eine fränkiſche Linie ausſtürbe, 
deren Land an die andere fallen, und keine neue Teilung mehr 
eintreten, und wenn dieſe zweite Linie das nämliche Schickſal 
hätte, dann ſollten die beiden Markgrafſchaften nicht an jüngere 
Prinzen des Hauſes Brandenburg gegeben, ſondern mit der 
preußiſchen Monarchie vereinigt werden 1). 

Bei den Unterhandlungen in Hubertsburg hatte der öſter⸗ 
reichiſche Geſandte wiederholt das dringende Verlangen des 
Wiener Hofes kundgegeben, daß letzteres niemals geſchehen 
möchte. Darum eben wünſchte Friedrich die ruſſiſche Garantie. 
Sein Entwurf war kaum nach Petersburg abgegangen, da er— 
fuhr er, daß der Markgraf von Baireuth am 20. Januar 
geſtorben wäre. Sogleich ließ er an ſeinen Geſandten in 
Wien melden: in Hubertsburg ſei behauptet worden, es müſſe 
nach dem Teſtamente des Kurfürſten Albrecht Achilles, das 
der Kaiſer beſtätigt habe, drei Linien geben, und man gedenke 
darauf zurückzukommen, wenn der Fall eintrete. Dagegen er— 
klärte Friedrich ſeinem Geſandten: er werde niemals dulden, 
daß irgendwelche fremde Macht in die inneren Angelegenheiten 
ſeines Hauſes ſich miſche. Rohd antwortete: man würde die 


1) In einer Denkſchrift von Finckenſtein und Hertzberg vom 19. Ja⸗ 
nuar 1769 wird die Stelle wörtlich mitgeteilt; ſie ſteht abgedruckt bei 
Beer, Friedrich II. und van Swieten I, 41 Anm. 
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Markgrafen von Ansbach ruhig von Baireuth Beſitz nehmen 
laſſen, dagegen über die faſt unvermeidliche künftige Vereinigung 
der beiden Markgrafſchaften mit Preußen empfände man viel 
Kummer, weil dieſelben an Böhmen grenzten und in Deutſch⸗ 
lands Mitte lägen, ſo daß Preußens Einfluß auf die Reichs⸗ 
angelegenheiten im Frieden und im Kriege ſteigen müßte ). 
Aus Petersburg erfuhr Friedrich der Große gleich anfangs, 
daß die Garantie keine Schwierigkeit machen würde; ſpäter 
äußerte ſich Panin gegen den Grafen Solms dahin: die Erb⸗ 
folge der königlichen Linie der Hohenzollern in den fränkiſchen 
Markgrafſchaften könnte, wie ſehr im Rechte begründet, doch 
einſtmals den Neid erwecken und zu einem neuen Kriege führen; 
trotzdem wären die Kaiſerin und ihr ganzes Miniſterium der 
Meinung, daß man kein Bedenken tragen dürfte, die Bürgſchaft 
zu übernehmen, weil man ſonſt die ſo nützliche und für die 
Kaiſerin fo notwendige Freundſchaft Preußens einbüßen könnte ). 
Begierig wartete Friedrich lange Zeit auf den ruſſiſchen 
Gegenentwurf, im Anfange des April aber ward er endlich 
zornig; denn er hielt es für unmöglich, daß ein Miniſter nicht 
eine Viertelſtunde finden könnte, um die nötigen Streichungen 
und Zuſätze zu machen. Im Arger vermutete der König, daß 
ihn jene Menſchen zum beſten haben und die Unterhandlung 
eines natürlichen Todes ſterben laſſen wollten. Mehr Gleich- 
gültigkeit und Geringſchätzung könnte man, behauptete Friedrich 
eine Woche ſpäter, bei einer ſo wichtigen Angelegenheit un⸗ 
möglich zeigen. Wie gefällig erwies er ſich dagegen? Er 
zahlte 200,000 Rubel auf einmal und ſchickte ſie auf den 
Wunſch des Petersburger Hofes nach Schweden an den ruſſi⸗ 
ſchen Geſandten. Er betrachtete die Summe freilich als Geld, 
welches in den Fluß geworfen wird. Überhaupt war er in 
manchen Stücken mit der Kaiſerin unzufrieden. Sie ſchien 
ihm die polniſchen Angelegenheiten nicht genug zu kennen und 
zu leicht zu nehmen. Er tadelte ferner ihre Neigung, mit 


1) An Rohd, 24. Januar; Rohd, 4. Februar. 
2) Solms, 18. April. 
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recht vielen Mächten ſich zu verbinden; das wäre, ſchrieb er 
an Solms, eine falſche Politik, welche nur die Verwirrung 
mehrte und zuweilen in unangenehme Verlegenheiten brächte. 
Er begriff endlich nicht, daß man ſich in Petersburg um 
Schweden ſo viel Sorge machte, während dasſelbe doch von 
ihm und Dänemark abgehalten würde, Rußland zu bekriegen; 
wenn aber wirklich die franzöſiſche Partei dort die Oberhand 
gewänne, ſo würde ſie nach hergeſtelltem Frieden ſogleich wieder 
geſtürzt werden )). 

Gerade Schweden aber ſollte die Hauptſchwierigkeit in der 
Unterhandlung bilden. Am 9. Mai teilte Panin dem Grafen 
Solms zwei neue Artikel mit, welche Katharina wünſchte. Der 
eine betraf Sachſen. Nach dem Vertrage vom 4. Mai 1767 
war Preußen verpflichtet, Truppen nach Polen zu ſchicken, wenn 
Oſterreich es thäte. Desgleichen ſollte nun, wenn Sachſen 
einen Prinzen ſeines Hauſes bei Lebzeiten des Königs Stanis⸗ 
laus Auguſt auf den polniſchen Thron mit Waffengewalt zu 
ſetzen ſich bemühte, Friedrich auf Anſuchen der ruſſiſchen Kai⸗ 
ſerin eine Heeresabteilung in Sachſen einrücken laſſen. Hier 
lag ein gemeinſchaftliches Intereſſe vor; denn am 16. April 
hatte Friedrich noch an Solms geſchrieben, daß er niemals in 
eine neue Wahl zugunſten eines ſächſiſchen Prinzen einwilligen 
würde. Anders war es dagegen inbezug auf Schweden. 

Dort hatte man die königlichen Rechte nach dem Tode 
Karls XII. im Jahre 1720 in ſehr unkluger Weiſe beſchränkt; 
die geſetzgebende Gewalt war gänzlich an die Stände gekommen, 
und in Hinſicht der vollziehenden ſah ſich der König meiſten— 
teils an die Stimmenmehrheit des Reichsrates gebunden, deſſen 
Mitglieder von den Ständen ernannt wurden und ihnen ver- 
antwortlich waren. Friedrich der Große hatte nun ſchon 1764 
die Verpflichtung übernommen, dem Einfluſſe Frankreichs in 
Schweden entgegenzutreten und dahin zu wirken, daß die be⸗ 
ſtehende Verfaſſung in Kraft bliebe. Dieſer Artikel war in 
ſeinem Entwurfe beibehalten worden. Aber Rußland verlangte 


1) Eigenhändige Einlagen vom 5., 12. u. 18. April. 
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mehr. Panin wies den Grafen Solms auf die Erklärung. 
hin, welche Choiſeul dem preußiſchen Geſandten in Paris gee 
geben; es ging daraus hervor, daß man die Gewalt, die man 
dem Könige von Schweden wieder verſchaffen wollte, nach der⸗ 
jenigen maß, welche Karl XII. gehabt hatte. Panin erwähnte 
ferner der Geldſummen, die Frankreich und Spanien in Stock⸗ 
holm aufwendeten, und er zog hieraus den Schluß, daß man 
nicht allein dem Petersburger Hof einen zweiten Krieg erregen, 
ſondern auch Schweden für immer von den nördlichen Mächten 
trennen und an Frankreich feſſeln wollte. Panin hielt es auch 
für Unrecht, die ruſſiſchen Anhänger der blutdürſtigen Politik 
des franzöſiſchen Hofes preiszugeben. Deshalb ſollte Preußen 
bei allen Maßregeln mitwirken, welche die Kaiſerin und Däne⸗ 
mark ergreifen würden, um zu verhindern, daß man dort die 
freie ſchwediſche Verfaſſung zugunſten der Souveränität um⸗ 
ſtieße und das Land zu einem Kriege gegen Rußland fortriſſe. 
Der König ſollte demgemäß ſeinen Geſandten in Stockholm 
anweiſen, ſich in allen Stücken mit dem ruſſiſchen und däni⸗ 
ſchen Geſandten zu verſtändigen, und, wenn die eine Partei 
durch Unterſtützung einer fremden Macht, d. h. Frankreichs, 
die Verfaſſung umſtürzte oder Rußland angriffe, nach dem ſchwe⸗ 
diſchen Pommern auf Anſuchen der Kaiſerin Truppen ſchicken. 

Dieſe beiden Artikel betrachtete Panin als Entſchädigung 
für die Übernahme der Garantie der fränkiſchen Markgraf⸗ 
ſchaften. Am 12. Mai empfing Solms den ruſſiſchen Gegen- 
entwurf und erſah nun, daß die Garantie noch mit dem Zu⸗ 
ſatze beſchwert war „gemäß den Reichsgeſetzen“. Solms fragte 
natürlich, ob man den Vertrag vom 24. Juni 1752 anders 
anſähe und alſo einen Vorwand behielte, die Garantie nicht 
zu erfüllen. Panin leugnete das natürlich und bemerkte weiter: 
die Kaiſerin habe ſelber dieſen Zuſatz gemacht als eine im 
Stile der deutſchen Angelegenheiten herkömmliche Redensart, 
man betrachte die Erbfolge für ſo unzweifelhaft, daß ſie für 
einen alten Beſitz gelten müſſe ). 


1) Solms, 9. u. 13. Mai. 
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Der Eindruck, welchen der ruſſiſche Gegenentwurf in dem 
König hinterließ, war ein höchſt unangenehmer. „Die Ur⸗ 
heber desſelben machen ſich über Euch und mich luſtig“, ſchrieb 
er eigenhändig an Solms; „alles auf der einen Seite, nichts 
auf der anderen, auf ſolchen Grundlagen können die Mächte 
nicht mit einander unterhandeln.“ Friedrich würde ſicher nicht 
ſo ärgerlich geweſen ſein, wenn Katharina die Garantie ohne 
jeden Zuſatz übernommen hätte; auf eine mündliche Erklärung 
wollte er nicht bauen, und überdies lag der Eintritt dieſes 
Falles in keineswegs naher Zukunft, während man ihn ſofort 
in tauſend unangenehme Geſchichten einmiſchen wollte, die ihn 
nichts angingen und von denen er fürchtete, daß ſie zum all⸗ 
gemeinen Kriege führen würden. „Dazu kann ich unmöglich 
die Hände bieten“, ſchrieb er, „ich werde lieber jeglicher Ver⸗ 
längerung des Bündniſſes entſagen. Eher will ich den Bere 
trag ablaufen laſſen, um zu ſehen, ob dieſe Menſchen an mich 
herankommen; wenn ſie das Bedürfnis fühlen, das Bündnis zu 
erneuern, ſo werden ſie mir annehmbare Bedingungen ſtellen; 
wenn nicht, muß ich mich anderswohin wenden.“ 1) 

Es war kein geringer Fehler der ruſſiſchen Politik, den 
Zuſatz zu machen. Nachdem Panin einmal die Schuld davon 
auf Orloff gewälzt hatte, legte er jetzt wiederum, wie das 
erſte Mal, die Urheberſchaft der Kaiſerin bei. Dieſelbe, ſprach 
er, liebe die deutſchen Angelegenheiten und habe dadurch zeigen 
wollen, daß fie fic) darauf verſtehe; fie wünſche bei der Er⸗ 
haltung der Reichsgeſetze mitzuwirken und ſei um ſo mehr ge— 
neigt, die von ihr verlangte Garantie zu übernehmen, als die— 
ſelbe mit den Reichsgeſetzen übereinſtimme. Panin ſprach ohne 
Zweifel hier die Wahrheit. Die Kaiſerin liebte die übermäßige 
Freiheit in den angrenzenden Ländern; ſie trat für ſie in Polen 
ein, ſie ſuchte ſie in Schweden aufrecht zu halten, und ſie 
hatte nicht übel Luſt, auch in Deutſchland dieſer Göttin zu 
dienen. Wir wiſſen, daß bereits ihr Geſandter in Regensburg 
das Mißfallen Joſephs erregt hatte. Panin beunruhigte ſich 


1) Immediatdepeſche vom 24. Mai. 
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ferner darüber, daß der König der Anſicht wäre, man gedächte 
ihn in fremde Angelegenheiten zu miſchen, die zum allgemeinen 
Kriege führen könnten. Ende Juni erfuhr er auf ſeine Frage 
mit Verwunderung, daß Friedrich wider ſeine Gewohnheit in⸗ 
bezug auf den ruſſiſchen Gegenentwurf noch nicht geantwortet 
hätte +). 

Eben damals aber war es geſchehen. Friedrich bemerkte 
zuerſt, er hätte nur einen Artikel hinzugeſetzt, und es wäre 
nicht einmal ſicher, ob jemand die Erbfolge beſtreiten würde, 
wie denn Oſterreich gegen die in dieſem Jahr erfolgte Ver⸗ 
einigung der beiden Fürſtentümer nichts eingewendet hätte. 
Sollte das aber doch geſchehen, und die Garantie angerufen 
werden müſſen, ſo würde der ruſſiſche Zuſatz dieſelbe bei der 
Dunkelheit und der Verſchiedenheit der Reichsgeſetze nur zweifel⸗ 
haft machen. 

Gegen Schweden konnte Rußland bereits Hilfe von Fried⸗ 
rich dem Großen verlangen, wenn es von jener Macht an⸗ 
gegriffen ward. Auch geſtand der König zu, daß er mit allen 
nordiſchen Mächten das Intereſſe gemeinſam hätte, die Her⸗ 
ſtellung der Souveränität in Schweden zu verhindern; aber 
er weigerte ſich mit Recht, an jeglicher Maßregel, welche Ruß⸗ 
land und Dänemark für gut fänden, teilzunehmen, ohne dabei 
ein Wort mitſprechen zu dürfen, und ebenſo war er durchaus 
abgeneigt, einer jeden Anderung entgegenzutreten, auch wenn die 
Verfaſſung ſie erlaubte, bloß weil ſie allmählich zur Souveränität 
führen könnte. Nur ein Umſturz der Verfaſſung gab dem 
ruſſiſchen Hofe nach der Meinung Friedrichs ein Recht, die 
Garantie geltend zu machen, jedoch nicht, wenn der König in 
den Beſitz der Befugniſſe wieder eingeſetzt werden ſollte, welche 
nach der Verfaſſung ihm zukämen, die aber der Parteigeiſt 
ihm genommen hätte; ſonſt beſtritte man die Unabhängigkeit 
der Krone Schweden. Die Stände hatten in der That die 
königliche Macht ſpäter noch mehr geſchmälert; angenommen 
alſo, ſie wollten die Verteilung der Amter und einiges andere 


1) Solms, 13. u. 30. Juni. 
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wieder auf den Fuß von 1720 ſetzen und Preußen griffe Neu⸗ 
vorpommern an, dann konnte Schweden die Hilfe des Reiches 
und des franzöſiſchen Hofes in Anſpruch nehmen, Oſterreich 
in Waffen ſich erheben und der allgemeine Krieg erfolgen. 
Friedrich begriff auch nicht, weshalb man in dem Polen be⸗ 
treffenden Artikel die geheime Konvention von 1764 wieder 
erwähnt hätte. Er beklagte ſich endlich über die Zweideutig⸗ 
keit der Ausdrücke, während doch Deutlichkeit als das erſte 
Verdienſt eines jeden Vertrages oder Bündniſſes betrachtet 
werden müßte. Friedrich verlangte, man ſollte den Zuſatz bei 
der Garantie der fränkiſchen Markgrafſchaften ſtreichen und 
die Artikel über Schweden und Polen ſo laſſen, wie er ſie 
geſtellt hätte. 

In dem Schreiben an Solms bemerkte der König: die 
Antwort auf den ruſſiſchen Gegenentwurf enthalte die Gründe, 
weshalb er für jetzt einer Erneuerung des Bündniſſes lieber 
entſagen müſſe, um zu ſehen, ob es bei dem Ablaufe des 
Vertrages nicht eher möglich ſei, ſich zu verſtändigen. „Ich 
verpflichte mich wirklich nicht gern zu Beſtimmungen“, ſchrieb 
Friedrich weiter, „die ich nicht halten kann, und da ich die— 
jenigen, die ich übernehme, ehrlich und gewiſſenhaft zu er— 
füllen gedenke, ſo iſt es mir unmöglich, ſolche zuzulaſſen, die 
dem Glück und der Wohlfahrt meiner Länder ſchnurſtracks ent- 
gegengeſetzt ſind und ſie eines Tages in tauſend Verlegenheiten 
bringen könnten.“ In dieſer Stimmung blieb der König lange 
Zeit; er ſchrieb wieder ſo nicht nur am 30. Juli an Solms, 
ſondern auch im Anfange des Auguſt an Finckenſtein. Ja, er 
wollte nun ſogar erſt noch die Eröffnungen des Kaiſers ab— 
warten, damit er genau wüßte, was für ihn am vorteil⸗ 
hafteſten ſein würde ). 

Jedoch dieſe Stimmung milderte ſich, als Friedrich hörte, 
wie ſeine Antwort auf den ruſſiſchen Gegenentwurf in Peters⸗ 
burg aufgenommen worden war. Panin bedauerte, wenn Zwei⸗ 
deutigkeiten und Unklarheiten vorkämen, und verſicherte, daß 


1) Beer II, 352. 
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dieſelben unabſichtlich wären. Den geheimen Vertrag von 1764 
bezog er nicht allein auf die Wahl, ſondern er leitete daraus 
auch, allerdings willkürlich, für Preußen die Pflicht ab, den 
damals gewählten König auf dem Throne zu erhalten. Die 
Übereinkunft von 1767 wünſchte die Kaiſerin, wie er weiter 
bemerkte, jetzt auch auf Sachſen auszudehnen, welches überdies 
nur vorgehen würde, wenn Oſterreich es thäte, und in dieſem 
Falle müßte ja Preußen ohnedies handeln. Auch inbezug auf 
Schweden gab Panin ſehr milde Erklärungen, indem er den 
Umſturz der Verfaſſung von 1720 und einen Angriff, welchen 
Rußland erführe, als die Fälle bezeichnete, wo Preußen einzu⸗ 
ſchreiten verpflichtet ſein ſollte. Die Hauptſache war, Panin 
ließ den Zuſatz bei der Garantie fallen, obwohl er dieſelbe 
noch immer für nicht leicht erklärte, da Rußland durch ſie in 
einen Krieg mit Oſterreich geraten könnte. Beim Abſchiede 
bat Panin den Grafen Solms, derſelbe möchte doch ja, was 
er ihm auseinandergeſetzt hätte, ſo viel als möglich zur Gel— 
tung bringen und beſonders die Geradheit ſeiner Abſichten 
hervorheben, damit die Unterhandlung nicht fiele; ſonſt würde 
man glauben, der König bereue ſein Bündnis mit Rußland 
und mache ſich in einer Zeit ſchwierig, wo dieſes in Bedräng⸗ 
nis geraten ſei, um es deſto mehr die Notwendigkeit eines 
preußiſchen Bündniſſes fühlen zu Laffer ). 

Nachdem Panin den Zuſatz bei der Garantie der franz 
kiſchen Markgrafſchaften aufgegeben, bildete Schweden allein 
die Schwierigkeit, obwohl Friedrich zugeſtand, daß auch ſie 
durch die Erklärungen des ruſſiſchen Miniſters ſich verringert 
hätte. Der König wünſchte noch über einen Punkt Aufklärung. 
In der Verfaſſung von 1720 hatten ſich die Stände das Recht 
vorbehalten, dieſelbe zu ändern; da es nun zwiſchen der gegen⸗ 
wärtigen Verfaſſung und der Souveränität mehrere Zwiſchen⸗ 
ſtufen gäbe, wollte Friedrich erfahren, wie weit die Stände 
beſchränkt werden ſollten :). 


1) Solms, 18. Juli. 
2) 8. Auguſt. 
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Panin behielt ſich vor, ſchriftlich die Erklärungen der Kai⸗ 
ſerin zu überreichen; aber er ſprach ſich zugleich vorläufig 
dahin aus: wenn, wie er den heißen Wunſch habe, der König 
darauf beharre, das Bündnis zu erneuern, ſo könne der 
Schweden betreffende Artikel wohl eine ſolche Faſſung erhalten, 
daß er den Abſchluß nicht verzögern werde. Gewiſſe Grund- 
beſtimmungen, meinte Panin weiter, müßten bleiben, wie ſie 
wären; er zählte hierher das Recht, Geſetze zu geben, Krieg 
und Frieden zu ſchließen, neue Steuern aufzulegen, die Stände 
zu berufen oder die Berufung zu verſchieben; ſonſt aber könnten 
die Stände Veränderungen vornehmen. 

Inbezug auf Polen erklärte Panin: thatſächlichen Beiſtand 
verlange die Kaiſerin gegen die Konföderierten nur, wenn 
letztere durch eine fremde Macht unterſtützt würden, ihren 
König abſetzen wollten, und die ruſſiſchen Streitkräfte nicht 
ausreichten (nach Art. 6 u. 7 der geheimen Übereinkunft von 
1764), und außerdem wenn Ofterreich (nach Art. 2 der Über⸗ 
einkunft von 1767) und Sachſen Truppen gegen Rußland nach 
Polen ſchickten +). 

An dem Tage, wo dieſe zufriedenſtellenden Eröffnungen 
von Petersburg abgingen, kam Friedrich mit Joſeph zuſammen. 
Bereits am 30. Mai hatte der Kaiſer für Neiße ſich aus⸗ 
geſprochen, weil dort hauptſächlich Reiterregimenter gemuſtert 
würden; denn es lag ihm viel daran, dieſe zu ſehen, deren 
General⸗Inſpektor Seidlitz war. Maria Thereſia ſowohl als 
Kaunitz hatten ſeine Wünſche dem preußiſchen Geſandten mit- 
geteilt, und Friedrich der Große war bereitwillig darauf ein⸗ 
gegangen. Die Wiener empfanden über die Nachricht von der 
Zuſammenkunft viel Vergnügen, und ſie verſprachen ſich davon 


1) Solms, 25. Auguſt. In der Denkſchrift über Schweden, welche 
Panin ſpäter nach Potsdam ſchickte, heißt es: Die Artikel 4, 5, 6, 7, 
9, 45 beſchränken den König inbezug auf die Geſetzgebung, Krieg und 
Frieden, Auflagen, Münze, Unterhandlungen und die Berufung der 
Stände; Rußland fügt noch die Ernennung zu den Stellen hinzu, da 
das in dem armen Schweden ſehr wichtig iſt, wo der Adel den ſicherſten 
Teil ſeines Lebensunterhaltes von daher bezieht. 
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glückliche Folgen für die Eintracht und den Frieden ae 
den beiden Höfen *). f 

Am 25. Auguſt gegen Mittag kam der Kaiſer nach Neiße, 
begleitet von ſeinem Schwager, dem Herzog Albert von Teſchen, 
von dem Feldmarſchall Lascy, dem General Laudon u. a. Sie 
begaben ſich geradeswegs nach dem Quartiere des Königs, 
der ihnen einige Stufen auf der Treppe entgegenging. Der 
Kaiſer umarmte Friedrich, ſowie deſſen Bruder Heinrich und 
den Prinzen von Preußen; der Markgraf von Ansbach, die 
Generäle Tauentzien und Seidlitz, der Miniſter Schlabern⸗ 
dorff und viele preußiſche Offiziere waren zugegen. Nach kurzer 
Begrüßung zogen ſich die beiden Herrſcher in ein beſonderes 
Zimmer zurück und redeten dort ohne Zeugen eine lange Je 
mit einander. Kaunitz hatte die Punkte, die zur Beſprechung 
kommen könnten, ſorgfältig verzeichnet und ſehr ausführlich die 
Antworten hinzugefügt, und Joſeph ſuchte nun ſo viel als 
möglich davon vorzubringen. Alsdann erſt ging man zutiſche. 
Wegen des Freitags gab es kein Fleiſch. Der König faſtete 
zur Geſellſchaft mit; er habe, ſcherzte er, es einmal die ganze 
Faſtenzeit hindurch gethan, um zu ſehen, ob er durch den 
Magen ſelig werden könne. Übrigens aber hat er Ausfälle 
gegen die katholiſche Religion vermieden. Der Prinz Albert 
fand das Eſſen, wie er ſich ausdrückte, mehr militäriſch als 
ausgeſucht, alſo zu einfach. Dagegen ſchmeckte das Obſt aus 
den Gärten des Königs auch ihm vortrefflich, und den Wein, 
welchen ſie tranken, nennt er ebenfalls ſehr gut. 

Während der Mahlzeit, die ungefähr drei Stunden dauerte, 
ſprachen nur Friedrich und Joſeph; die anderen beobachteten 
ein ehrfurchtsvolles Schweigen. Als der Prinz Albert an den 
neben ihm ſitzenden General Seidlitz einmal das Wort richtete, 
da antwortete dieſer nur kurz und halblaut. Der Kaiſer und 
ſein Schwager wunderten ſich beſonders, daß auch Prinz Hein⸗ 
rich ſtill war und ebenſo, wie der Prinz von Preußen, dem 


1) Joſeph an Maria Thereſia, 30. Mai bei Arneth J. 283. Rohd, 
7. Juni und 30. Auguſt. 
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Könige die größte Unterwürfigkeit bezeigte. Nach der Mahl⸗ 
zeit begab ſich der Kaiſer in ſeine Herberge — denn er war 
incognito anweſend und wollte durchaus nicht bei dem Könige 
Wohnung nehmen —; dieſer machte ſofort ſeinen Gegenbeſuch, 
der ebenfalls lange ſich hinzog. 

Gleich bei der erſten Unterredung, welche die beiden Herr- 
ſcher mit einander führten, hatte der König den Wunſch nach 
aufrichtiger Freundſchaft und Verſöhnung kundgegeben und es 
hundertmal wiederholt. Indem ſie jetzt wieder ſolche Ver— 
ſicherungen austauſchten, erzählte der Kaiſer nach den Ver⸗ 
haltungsbefehlen, die ihm Kaunitz mitgegeben, von den neuen 
öſterreichiſchen Einrichtungen, um das Heer ſchnell marſchbereit 
zu machen, und daß ſie damit fertig wären. Der König wun⸗ 
derte ſich etwas über eine ſolche Eröffnung, aber er wußte 
dem Kaiſer zu antworten. „Als ich noch jung war“, ſprach 
er, „bin ich ehrgeizig geweſen und habe ſogar unrecht gehan— 
delt; doch dieſe Zeiten ſind vorüber, und meine Denkungsart 
ijt nun viel gediegener.“ Zum Beweiſe für ſeine Friedens- 
liebe führte der König an: Rußland habe ihn gedrängt in 
Sachſen einzurücken, auf den bloßen Verdacht hin, daß der 
Kurfürſt dieſes Landes auf den polniſchen Thron zu kommen 
ſuche, und er habe die größte Mühe gehabt, die Kaiſerin 
davon abzubringen. Friedrich machte ſich hier einer kleinen 
Unwahrheit ſchuldig; er ſtand allerdings im Begriff, eine 
ſolche Verpflichtung zu übernehmen, konnte letzteres aber 
nicht erzählen und teilte deshalb als Thatſache mit, was 
keine war. Er gewann hierdurch den Vorteil, daß er durch 
den Wiener Hof den ſächſiſchen vor einem Unternehmen warnen 
ließ, welches demſelben einen Einmarſch der Preußen zuziehen 
könnte. 

Gegen Abend beſuchte man das Stadttheater. Der Herzog 
von Teſchen fand dasſelbe ziemlich ſchlecht, auch mit der ita⸗ 
lieniſchen komiſchen Oper, welche Friedrich aufführen ließ, war 
er unzufrieden, und es erregte ſein Erſtaunen, als er ſah, 
daß der König über die ſchalen Späße der Schauſpieler herz⸗ 


lich lachte. Das Abendeſſen, wobei Friedrich nichts genoß, 
19 * 
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dauerte wieder ſehr lange. Der König und der Kaiſer führten 
abermals allein die Unterhaltung, die anderen hörten zu, aus⸗ 
genommen einige öſterreichiſche Generäle, die gemächlich ſchliefen. 

Am anderen Morgen ſah der Kaiſer die preußiſche Reiterei 
und das preußiſche Fußvolk; nach der Muſterung ſprach der 
König „mit vieler Aufrichtigkeit“ über die Einzelheiten des 
Dienſtes und die Offiziere; dann gab er dem Kaiſer einen 
guten Rat. Indem er erzählte, daß ungariſche Kaufleute 
griechiſcher Religion in Breslau ein Feſt zu Ehren der ruſſi⸗ 
ſchen Siege gefeiert hätten, forderte er Joſeph auf, dieſe Leute 
gut zu behandeln und Duldung zu üben, damit nicht ihre 
Hinneigung zu Rußland ſtärker würde und Unruhen ausbrächen. 
Friedrich hegte, wie erwähnt, bereits eine gewiſſe Furcht vor 
der anwachſenden Macht der Ruſſen und ſuchte zu wiederholten 
Malen den Kaiſer ebenfalls hierüber beſorgt zu machen. 

Von der Neutralität, von der während des Winters viel 
die Rede geweſen war, fing der König zuerſt an zu ſprechen 
und zeigte ſich bereitwillig, ſie bei einem Kriege zwiſchen Eng⸗ 
land und Frankreich zu beobachten. Damit er nicht vorſchlüge, 
etwa darüber eine förmliche Übereinkunft abzuſchließen, brachte 
Joſeph die vertraulichen Handſchreiben vor, und Friedrich ging 
ohne Zögern darauf ein. Am Abend des 26ſten, ehe ſie ſich 
trennten, gab der Kaiſer dem Könige von Preußen einen Ent⸗ 
wurf, wie Kaunitz ihn aufgeſetzt hatte. Der öſterreichiſche 
Staatskanzler wollte zweierlei Verſprechungen austauſchen. Die 
beiden Herrſcher ſollten einander geloben, den zwiſchen ihnen 
hergeſtellten Frieden, ſelbſt wenn England und Frankreich die 
Waffen gegen einander kehrten, treulich zu halten und auch bei 
anderen Kriegen die ſtrengſte Neutralität zu beobachten. So 
weit aber konnte der König nicht gehen, und als ſie am an⸗ 
deren Morgen zum Manöver ritten, ſprach er fic) darüber 
mit aller Offenheit aus. Er fand es wegen ſeines Bünd⸗ 
niſſes mit Rußland ſchwierig, in allen künftigen Kriegen Neu⸗ 
tralität zu verſprechen; er war bereit, es für jeden Krieg in 
Deutſchland oder inbezug auf ihre beiderſeitigen Länder zu 
thun, aber er vermochte nicht dafür zu ſtehen, was die ruſ⸗ 
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ſiſche Kaiſerin noch in Polen oder Schweden unternehmen 
könnte, und mußte deshalb dem Schreiben eine andere Wen⸗ 
dung geben. 

Joſeph, der es ſich ſeinen Verhaltungsbefehlen gemäß zur 
Vorſchrift gemacht hatte, nicht den geringſten Grund zum 
Mißtrauen zu geben, war mit dem Vorſchlage des Königs 
einverſtanden; ja er wollte, wenn dieſer etwa dadurch Un⸗ 
gelegenheiten haben könnte, von jedem Schreiben abſehen. In⸗ 
dem ſie dann im weiteren Verlaufe der Unterredung auf 
Stadtgeſpräche kamen, erdichtete Joſeph eins, indem er äußerte: 
„Man hat geſagt, Sie wollten uns Schleſien für Danzig 
geben.“ „Ja“, antwortete Friedrich lachend, „um König von 
Polen zu werden.“ Joſeph ſpielte hier auf den Plan an, 
welchen der öſterreichiſche Staatskanzler beim Ausbruch des 
Türkenkrieges gefaßt hatte: Schleſien von Friedrich II., dem 

dafür Weſtpreußen und Kurland überlaſſen werden ſollte, ganz 

oder zum größten Teile zurückzuerhalten. Dieſen Plan, den 
Joſeph zu Falle gebracht, kannte der König nicht, und wenn er, 
wie ſein Gaſt zu bemerken glaubte, eine gewiſſe Verlegenheit 
zeigte, ſo konnte dies nur die Erinnerung an den Vorſchlag 
bewirken, den er bald nachher (am 3. Februar 1769) in 
Petersburg hatte machen laſſen und von welchem Joſeph nichts 
wußte, daß Preußen, Rußland und Ofterreich Teile von Polen 
an ſich reißen ſollten. 

Vor dem Mittageſſen ſteckte der König ſeinen Entwurf mit 
vieler Heimlichkeit dem Kaiſer in die Hand, der ſchon im 
voraus ſeine Zufriedenheit bezeigte. Nach der Mahlzeit kam 
Friedrich wieder auf die Ruſſen zu ſprechen und ſagte: ganz 
Europa wird ſich erheben müſſen, um dieſe Macht aufzuhalten. 
Er verſicherte, Katharina werde mit den Türken ohne den 
Beſitz von Aſoff keinen Frieden ſchließen, dagegen in Polen 
nicht ganz auf ihrem Willen beſtehen und ſpäter einen ſchwe⸗ 
diſchen Krieg beginnen. Aber je offenherziger Friedrich war, 
deſto ruhiger ſtellte ſich Joſeph, und endlich ſprach er: „Sire, 
im Fall eines allgemeinen Brandes ſind Sie unſere Vorhut, 
folglich können wir unbeforgt ſchlafen; vor Oſterreich ſicher, 
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werden Sie mit den Ruſſen machen, was Sie wollen.“ Der 
König leugnete das und bekannte freimütig, daß er ſie fürchte; 
das Bündnis mit ihnen ſei ihm notwendig, aber außerordent⸗ 
lich läſtig; er bezahle jährlich 500,000 Thaler anſtatt der 
im Vertrage feſtgeſetzten Truppen, und er fet dahin nur ge- 
langt, indem er die Ruſſen habe wiſſen laſſen, daß ſie ſonſt 
weder Geld noch Soldaten von ihm erhalten würden, wenn 
Oſterreich ihn angriffe und er ſich verteidigen müßte. Der 
König fuhr mit derſelben Offenheit zu erzählen fort, wie er 
der Kaiſerin geraten, ſich nicht in die ſchwediſchen Angelegen⸗ 
heiten zu miſchen, die das Geld nicht wert wären, welches ſie 
koſteten. 

Nachdem die beiden Herrſcher noch übereingekommen waren, 
daß ſie die vertraulichen Handſchreiben aufſetzen wollten, trennten 
ſie ſich, und Joſeph empfing hierauf den Beſuch des Prinzen 
Heinrich und des Prinzen von Preußen. Von jenem, zu dem 
er ſich alsdann begab, berichtet er, daß derſelbe bei jeder Ge⸗ 
legenheit Unzufriedenheit gegen die Perſon des Königs an den 
Tag legte und ſich dagegen eng an den Thronfolger anſchlöſſe. 
Über letzteren ſcheint viel geſprochen worden zu fein; fein 
Schickſal mußte ja auch dem öſterreichiſchen Staatskanzler am 
Herzen liegen. Die Verhältniſſe hatten ſich freilich ſehr gee 
ändert, ſeitdem Kaunitz den Gedanken verfolgte, durch Teil⸗ 
nahme an der Regelung der preußiſchen Erbfolge Nutzen zu 
ziehen; denn der Prinz von Preußen war am 26. April von 
ſeiner Gemahlin geſchieden und am 19. Juli wieder verheiratet 
worden, und die Prinzeſſin n befand ſich in geſegneten 
Umſtänden. 

Dagegen auf eine andere Erbfolge kam Joſeph zu ſprechen, 
und er erfuhr, daß die fränkiſchen Markgrafſchaften nach dem 
Ausſterben der ansbachſchen Linie an Preußen fallen ſollten. 
Der Prinz Heinrich war hiermit keineswegs einverſtanden, und 
er beging nicht nur die Unſchicklichkeit, ſein Mißfallen dem 
fremden Herrſcher zu zeigen, ſondern er verſicherte ſogar, daß 
der Prinz von Preußen ganz anders hierüber dächte und mit 
ihm einer Meinung wäre. Von einer dritten Erbfolge, der 
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bayeriſchen, war weder hier die Rede, noch ging der König 
darauf ein, als Joſeph das Geſpräch darauf lenkte. 

. Dieſe Beſuche, die der Kaiſer empfangen und abgeftattet, 
benutzte er, als ihm Friedrich abends im Theater ſein Schreiben 
übergab, als Entſchuldigung, daß er im Augenblick außerſtande 
wäre, das Gleiche zu thun, und er zierte ſich deshalb, den Brief 
des Königs anzunehmen; doch nötigte dieſer ihn dazu. Joſeph 
war nicht ohne Mißtrauen, daß Friedrich II. von der Faſſung, 
über welche ſie ſich verſtändigt hatten, abweichen könnte. Nach 
dem Gaſthofe zurückgekehrt, ſchrieb er ſeinerſeits in denſelben 
Ausdrücken, wie Friedrich, und machte ſich am anderen Morgen 
bei der Muſterung das wohlfeile Vergnügen, den König noch 
etwas warten zu laſſen. Dieſer empfing den Brief in größter 
Heimlichkeit, nahm eine Priſe Tabak und griff hierauf zum 
Schnupftuch, um ihn ganz unbemerkt in die Taſche zu ſtecken; 
ebenſo verſtohlen las er ihn und bezeigte dann dem Kaiſer 
ſeine Zufriedenheit, den er ſeinerſeits dadurch beſtrafte, daß 
er den erſten Entwurf desſelben nicht zurückgab, indem er zur 
Entſchuldigung anführte, daß er ihn zuhauſe hätte liegen laſſen. 

In dem Schreiben vom 27ſten verſprach Friedrich, ſelbſt 
in dem Falle, daß das Kriegsfeuer zwiſchen England und den 
Häuſern Bourbon wieder aufloderte, den mit dem Wiener 
Hofe geſchloſſenen Frieden getreulich zu halten und die ge— 
naueſte Neutralität inbezug auf die gegenwärtigen öſterreichiſchen 
Beſitzungen zu beobachten, auch wenn ein anderer Krieg aus— 
bräche, deſſen Veranlaſſung man unmöglich vorausſehen könnte. 
Joſeph leiſtete dasſelbe Verſprechen. Durch dieſe Faſſung wurde 
Friedrich nicht verhindert, eintretendenfalls Neuvorpommern 
oder Sachſen anzugreifen oder in Polen die Oſterreicher zu 
bekämpfen, wenn dieſe daſelbſt einrücken ſollten. 

Gegen zehn Uhr am 28ſten waren die kriegeriſchen Übungen 
beendet. Das Urteil der Sſterreicher lautete dahin, daß ihre 
Truppen, wenn ſie auch die preußiſchen nicht überträfen, ihnen 
doch wenigſtens gleichkämen. Die Offiziere des Königs ſtellten 
der Kaiſer und der Prinz Albert über die des eigenen Heeres. 
Später hat Rohd aus Wien berichtet: inbezug auf das Supe 
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volk glaube man, daß es keinem anderen nachſtehe, dagegen 
arbeite man an einem neuen Reglement für die Reiterei. 
Joſeph und ſeine Begleiter verabſchiedeten ſich nun, indem 
beide Teile noch einmal die beſten Freundſchaftsverſicherungen 
austauſchten. Am 29. Auguſt gegen Mittag kam der Kaiſer 
nach Königgrätz; hier traf ihn ein Eilbote ſeiner Mutter, mit 
welchem er ihr die erſten Nachrichten über ſeine Reiſe ſchickte, 
nämlich einen Brief und ein Tagebuch; er verſprach in kurzer 
Zeit auch noch die Antworten zu ſenden, welche Friedrich auf 
ſeine Fragen gegeben. In dem Briefe ſchreibt er, daß er 
zweifelhaft ſei, ob es ihm mehr Vergnügen gemacht habe, nach 
Neiße zu gehen oder von dort abzureiſen; die langen Unter- 
haltungen ſeien ſchrecklich geweſen. Am Ende des Tagebuches 
nennt er Friedrich ein Objekt, merkwürdig genug, daß man 
es einmal ſich anſieht, aber Gott bewahre vor einem zweiten 
Male. Das Schlimmſte ſagt aber Joſeph gleich zuerſt in 
dem Briefe. „Der König“, ſchreibt er, „hat uns mit Höflich⸗ 
keit und Freundſchaft überhäuft. Er iſt ein Genie und ein 
Menſch, der wunderſchön ſpricht; aber er thut keine Außerung, 
die nicht den abgefeimten Politiker verrät. Ich glaube, daß 
er den Frieden wünſcht, aber nicht gern, ſondern weil er ſieht, 
daß er ſchwerlich mit Vorteil würde Krieg führen können.“ 
Sollen die letzten Worte das harte Urteil des Kaiſers 
begründen? Das wird kein Menſch behaupten wollen. Ja, 
wenn wir alles, was Joſeph über die Zuſammenkunft berichtet 
hat, ſorgfältig leſen und wieder leſen, ſo muß unſere Verwun⸗ 
derung ſteigen. Die Noten, welche Joſeph ſeiner Inſtruktion 
hinzugefügt hat, ſchließen mit folgender Zuſammenfaſſung: 
„Bei allen dieſen Unterhaltungen und auch bei anderen bezeigte 
der König die größte Freundſchaft und Aufrichtigkeit... 
Er erlaubte mir, ihn dreiſt über alles zu fragen, und die 
Antworten waren immer ſehr offenherzig, ohne Verlegenheit, 
viele Komplimente, von deren Aufrichtigkeit ich mich aber nicht 
habe überzeugen können; endlich vom Handwerk und den inneren 
Einrichtungen der Staaten ſprach er ganz ausführlich und mit 
allem möglichen Geiſt. Er gab mir wahrſcheinlich ſehr gute 
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Ratſchläge und nahm ſich vor, mich in allen dieſen Stücken 
zu unterweiſen. Ich ſah, daß er mir die Wahrheit ſagte; hier 
und da miſchte er Gelehrſamkeit ein, womit er ſich brüſtet.“ 

Auch in einem zweiten Briefe, den Joſeph erſt am 25. Sep⸗ 
tember an ſeine Mutter gerichtet hat, finden wir keinen Tadel. 
„Es iſt ſehr ſchwer“, ſchreibt er, „über die drei Tage, die ich 
in Neiße zugebracht, und über die verſchiedenen Geſpräche, die 
dort gehalten worden ſind, Ew. Majeſtät einen genauen Bericht 
abzuſtatten Ich kann mit den Zeichen von Aufmerk⸗ 
ſamkeit und Freundſchaft, mit denen mich der König über⸗ 
häuft hat, nur zufrieden ſein. Es hat mir ſogar bei meh⸗ 
reren Gelegenheiten geſchienen, als ob er ſehr aufrichtig ſpräche, 
und beſonders bei den Unterredungen, welche die Vergangenheit 
betrafen, hat er alle denkbare Freimütigkeit gezeigt.“ Wir 
können jetzt noch hinzufügen, daß der König auch über die 
Angelegenheiten der Gegenwart mit einer merkwürdigen Offen⸗ 
heit ſich geäußert hat. 

Erinnern wir uns hier an den ebenfalls unerwarteten 
Ausfall, welchen Joſeph 1766 am Abende vor ſeiner Abreiſe 
von Dresden gegen Friedrich gemacht hat, zu einer Zeit, wo 
er noch hoffte, mit dem großen König am anderen Tage zu⸗ 
ſammenzukommen. Was bei dieſer Gelegenheit in vielen Sätzen 
ausgeſprochen worden war, hat Joſeph in Königgrätz in ein 
Wort zuſammengedrängt, und zwar keineswegs, als ob ſich 
Friedrich, „dieſes einmal recht ſehenswerte Objekt“, während 
der Zuſammenkunft die Bezeichnung verdient hätte, ſondern es 
ſprach ſich darin der durch alle Freundlichkeiten nicht zu tilgende 
Haß aus, welchen der Sohn der Maria Thereſia gegen den 
Eroberer Schleſiens und gegen den Herrſcher fühlte, deſſen 
Machtſtellung jede Stärkung der kaiſerlichen Gewalt verhin⸗ 
dern konnte. 

Die tadelnden Worte fanden übrigens bei dem Staats- 
kanzler Billigung; eben im Hinblick auf ſie ſchrieb er an ſeine 
Gebieterin: der Kaiſer ſcheine ſehr gut über den Charakter 
und die Abſichten des Königs geurteilt zu haben. Mit Ver⸗ 
gnügen erfuhr Kaunitz die Unzufriedenheit des Prinzen Heinrich 
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inbezug auf den künftigen Anfall der fränkiſchen Markgraf⸗ 
ſchaften, den er nach dem gewöhnlichen Laufe des menſchlichen 
Lebens während der Regierung des gegenwärtigen Königs nicht 
mehr erwarten zu dürfen meinte. Was Friedrich inbezug auf 
die Engländer, Schweden und Ruſſen geſagt hatte, glaubte 
Kaunitz nicht. Er maß die Unzufriedenheit mit den erſteren 
dem Umſtande bei, daß ſie zu friedfertig wären; er las aus 
den Außerungen über die Schweden die Abſicht heraus, über 
das Schickſal dieſer Macht einzuſchläfern, und er glaubte nicht 
an Friedrichs Furcht vor den Ruſſen, ſondern wähnte, daß 
der König bloß darauf ausginge, die Kluft zwiſchen den Höfen 
von Wien und Petersburg zu erweitern. Endlich war Kaunitz 
böſe, daß Friedrich nur die eine von den beiden vorgeſchlagenen 
Verpflichtungen uneingeſchränkt angenommen und es dadurch 
abgelehnt hätte, die Ruhe von Deutſchland zu gewährleiſten. 
Die Handſchreiben, meinte Kaunitz, änderten gar nichts an dem 
Stande der Dinge. 

Merkwürdig! Der König war doch nicht dieſer Anſicht; 
er glaubte vielmehr, daß er einen Neutralitätsvertrag für 
Deutſchland im Falle eines Krieges zwiſchen England und 
Frankreich eingegangen wäre und die Verpflichtung übernommen 
hätte, die öſterreichiſchen Beſitzungen nicht anzugreifen, wenn 
irgendwelche Wirren anderswo die beiden Mächte fortriſſen, 
das heißt, wenn fie etwa in Polen einander feindlich gegen- 
übertreten ſollten ). Friedrich erklärte den Kaiſer für einen 
ſehr liebenswürdigen und aufrichtigen Prinzen, und er war 
beinahe moraliſch überzeugt, daß ihm derſelbe nichts Böſes 
wünſchte. Jedoch eine Bürgſchaft für die Zukunft wollte der 
alte und erfahrene Herrſcher nicht übernehmen; „denn die 
Politik“, ſchrieb er an Finckenſtein, „zieht oft die Fürſten in 
Verpflichtungen und Maßregeln, welche dieſelben zwingen, wider 


1) Später urteilte man wohl auch in Wien anders. Als Joſeph 
am Ende des Jahres 1770 einen Bruch zwiſchen England und Spanien 
befürchtete, ſchrieb er an Leopold: „Notre neutralité avec le Roi de 
Prusse à ne pas souffrir de guerre en Allemagne est süre, et cela 
nous tranquillise.“ Arneth, Maria Thereſia und Joſeph II. I, 318. 
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ihre Neigung zu handeln.“ Der Kaiſerin von Rußland 
beſchrieb Friedrich feinen abgereiſten Gaſt als einen von Ehr⸗ 
geiz verzehrten Mann, der mit großen Abſichten umginge und, 
noch zurückgehalten durch ſeine Mutter, dieſes Joch ungeduldig 
trüge, gewiß aber, ſobald er die Arme frei bewegen könnte, 
mit einem bedeutenden Unternehmen hervortreten würde, ob 
gegen Venedig oder Bayern, Schleſien, Lothringen, das wollte 
Friedrich nicht ſagen; er glaubte dagegen mit Sicherheit be— 
haupten zu können, daß Europa in Flammen ſtehen würde, 
wenn Joſeph Herr geworden. 

Die beiden Herrſcher hatten übrigens, ehe ſie ſich trennten, 
eine neue Zuſammenkunft in Böhmen oder Mähren verabredet, 
wo Friedrich den ihm gemachten Beſuch erwidern ſollte. 
Bereits im November beſtimmte der Kaiſer Neuſtadt in Mähren, 
zwiſchen Brünn und Olmütz gelegen, für die große Muſterung 
des nächſten Jahres ). Indem nun Friedrich ſeinen Bruder 
Heinrich am 18. November von dieſer Zuſammenkunft unter⸗ 
richtete, ſchrieb er weiter: „Ich gehe auf alles das ein, um 
ein aufrichtiges Einvernehmen zwiſchen den beiden Häuſern 
anzubahnen und die Gemüter auf engere Bande vorzubereiten, 
wozu mit der Zeit die ehrgeizigen Abſichten der Ruſſen Anlaß 
geben können. Demgemäß werde ich auch weiterhin Zuſammen— 
künfte einleiten, um ganz allmählich einen Schritt nach dem 
anderen vorwärts zu kommen und mich in dem Vertrauen des 
Kaiſers und, wenn es möglich iſt, der Mutter zu befeſtigen. 
Sollte mir es nicht gelingen, ſo würde ich mich nur umſonſt 
bemüht haben.“ Prinz Heinrich antwortete: „Dieſe Einigung 
wird eine ſichere und wahrhafte ſein, wenn das Vertrauen bis 
zu dem Punkte befeſtigt iſt, daß Du das Reich mit dem Kaiſer 
nach dem Beiſpiele des Octavius und Lepidus teilſt. Ich 
wünſche nichts weiter in der Überzeugung, daß dies das größte 
Glück und die höchſte Erhebung wäre, zu welcher Du gelangen 
könnteſt.“ 

Der König hoffte nicht ſo ſehr wie ſein Bruder. „Ich 


1) Rohd, 22. November. 
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erwartete“, ſchrieb er am 26. November, „Du würdeſt über 
mich und meinen letzten Brief ſpotten, über die weit ausſehenden 
Pläne, die ein Greis entwirft, welcher ſich dem Grabe nähert. 
Glaube mir, lieber Bruder, ich werde nicht imſtande ſein, 
die Einigung des Hauſes Oſterreich mit dem unfrigen zur 
Reife zu führen. Nicht nur muß die Zeit die Erinnerung an 
das Geſchehene verlöſchen, ein vollſtändiges Vertrauen muß 
Platz greifen und die Kaiſerin die Gewohnheit aufgeben, welche 
ſie ſich ſeit 30 Jahren angeeignet hat, mich zu haſſen. Und 
nun frag' ich Dich, lieber Bruder, ganz freimütig, ob man 
ſich, wenn man beinahe 60 Jahre alt iſt, vernünftigerweiſe 
ſchmeicheln kann, die Dinge zu dieſem Ziele zu führen? Dazu 
kommen noch andere Erwägungen. Iſt es nicht unſer Bündnis 
mit Rußland, welches die Oeſterreicher nötigt, ſich mit uns 
gut zu ſtellen? So lange dasſelbe beſteht, find fie in der 
Unmöglichkeit, etwas zu unternehmen. Ich leugne nicht, daß 
der junge Kaiſer Hinneigung zu uns bezeigt hat, daß er wohl⸗ 
geſinnt zu ſein ſchien; aber darf man auf einen jungen Fürſten 
zählen, der bei dem leichten Sinn ſeines Alters unſchwer ſeine 
Meinung ändern kann. Dazu kommt, daß möglicherweiſe die 
Mutter noch lange lebt, und er mit dem beſten Willen von 
der Welt noch viele Jahre lang unthätig bleiben muß. Dem⸗ 
nach betrachte ich alles, was ich für dieſe Einigung thue, als 
Verſuche für die Zukunft, die ein glücklicher Zufall über Er⸗ 
warten gelingen, ein entgegengeſetzter fehlſchlagen laſſen kann.“ ) 

Das Bündnis mit Rußland, welchem hier Friedrich mit 
Recht eine ſehr große Bedeutung beilegt, war inzwiſchen wieder 
erneuert worden. Bereits am 2. September hatte der König 
dem Grafen Solms geſchrieben, daß er die Erwiderung des 
Petersburger Hofes mit Ungeduld erwarte. Die vorläufigen 
Erklärungen, welche der ruſſiſche Miniſter des Auswärtigen am 
25. Auguſt gegeben, befriedigten ihn ſo, daß er den Abſchluß 
in Ausſicht nahm (10. Septbr.), und als er die verſprochenen 
ſchriftlichen Mitteilungen von Panin erhalten, da war er der 


1) Duncker, S. 188ff. 
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Meinung, daß es nicht mehr viele Mühe koſten würde ſich zu 
verſtändigen. Mit beſonderem Vergnügen erfuhr er, daß 
Rußland es aufgab, das Bündnis auf England auszudehnen. 
„Das würde“, ſchrieb er am 20. September, „uns in der That 
zu weit führen.“ Dänemark war er eher bereit zuzulaſſen. 

In dem Berichte, welchen Finckenſtein am 23ſten abſtattete, 
ſprach ſich dieſer für die Erneuerung des Bündniſſes aus, da 
die letzten Erklärungen des ruſſiſchen Hofes inbezug auf Schweden 


und Polen die Schwierigkeiten gehoben hätten. Unter anderem 


bemerkte der Miniſter: der Polen betreffende Artikel könnte 
läſtig werden, wenn die Pforte ſiegreich wäre und Stanislaus 
Auguſt abſetzen wollte; aber der König hätte ja ſchon in 
Petersburg erklärt, daß er die Entthronung nie zugeben würde, 
und auch in Wien die in dieſer Hinſicht übernommenen Ver⸗ 
pflichtungen nicht verhehlt. Die Wahl eines Sachſen würde 
den preußiſchen Intereſſen entgegenlaufen, ein Einfall in dieſes 
Land aber nur dann notwendig ſein, wenn die Höfe von Wien 
und Verſailles letzteres unterſtützten. Unter dieſen Umſtänden 
riet Finckenſtein zum Abſchluß. Die Artikel über Schweden 
und Polen wurden neugefaßt und Solms am 26ſten angewieſen, 
wenn die Kaiſerin dieſelben annähme, den Vertrag zu unter- 
zeichnen. Das geſchah denn auch am 23. Oktober. Solms 
empfing alsdann von Katharina das übliche Geſchenk von 
5000 Rubeln, und ſein Legationsſekretär erhielt 1000. Der 
König von Preußen mußte nicht nur eben ſo viel, ſondern 
noch 5000 mehr zahlen, weil zwei ruſſiſche Miniſter, Panin 
und Galitzin, den Vertrag unterſchrieben. So hatte der 
Petersburger Hof die Mehrheit der Vorteile, der Berliner 
die größeren Koſten. Das preußiſch-ruſſiſche Bündnis aber 
war bis zum Jahre 1780 erneuert. 


Zweites Buch. 
Die erſte Teilung Polens. 
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Der Türkenkrieg und die Zuſammenkunft Friedrichs mit 
Kaunitz in Mähriſch⸗Neuſtadt. 


Ihren Bundesgenoſſen gegenüber iſt Katharina II. nie 
ſchüchtern geweſen. Kaum hatte der König von Preußen die 
neuen Verpflichtungen übernommen, da wurden auch ſchon 
Forderungen an ihn geſtellt, und zwar zunächſt inbezug auf 
Schweden. Bereits im Oktober 1769 ſprach Panin den 
Wunſch aus, der Freiherr v. Cocceji, Friedrichs Geſandter in 
Stockholm, möge doch in allen Unterhaltungen mit ſchwediſchen 
Männern erklären, daß der König von Preußen jede Ande— 
rung der Regierungsform mißbillige und durch ſein eigenes 
Intereſſe ſowohl als durch ſeine Verpflichtung gegen Rußland 
genötigt werde, ſich einem ſolchen Unternehmen zu widerſetzen. 
Wenige Tage ſpäter, am 25. Oktober, empfing Solms eine 
Denkſchrift von Panin, welcher die Lage ſehr ernſt auffaßte: 
Frankreich wolle Schweden in die Abhängigkeit ziehen, die letz— 
terem ſehr verderblich geweſen ſei und auch die Ruhe des 
Nordens immer unſicher gemacht habe; dieſe Pläne ſeien zwar 
von den Miniſtern und den Wohlgeſinnten bisher bekämpft 
worden, aber darauf dürfe man ſich nicht verlaſſen; Rußland 
habe ſich mit Dänemark verbunden und bitte Preußen drin- 
gend mitzuwirken, daß die Freiheit Schwedens und die Ruhe 
des Nordens nicht bedroht werden. Dieſer Denkſchrift gemäß 
wollte Panin dem Grafen Oſtermann e 
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ſchicken und bat, man möchte dem Freiherrn v. Cocceji ähn⸗ 
liche Weiſungen erteilen. Indem Friedrich dieſem Verlangen 
nachkam, erwarb er ſich den Dank der Kaiſerin. Die Nach⸗ 
richten, welche dann aus Stockholm eintrafen, lauteten günſtig, 
und fo glaubte man denn am Ende des November in Peters⸗ 
burg, die Eintracht von Rußland, Preußen und Dänemark würde 
genügen, um die Pläne der franzöſiſchen Partei zu vereiteln. 
Auch in Polen unterſtützte Friedrich weiter die Kaiſerin 
von Rußland. Es herrſchte dort in ihrem Namen nicht mehr 
der despotiſche Repnin, ſondern an ſeine Stelle war im An⸗ 
fange des Juni der Fürſt Wolkonsky getreten. Dieſer erſah 
aus den Unterredungen mit den Großen, daß dieſelben den 
Ausgang des Türkenkriegs abwarten und ſich bis dahin auf 
gar nichts einlaſſen wollten. Er meldete weiter nach Peters⸗ 
burg: Hof und Miniſter behandelten ihn als Fremden, machten 
ihm keine Mitteilungen und wichen jeder Verſtändigung aus, 
um der Nation zu zeigen, daß ſie mit Rußland nichts mehr 
gemein hätten ?). Der König von Polen weigerte ſich eine 
Gegenkonföderation zu bilden, wie es Katharina und Friedrich 
von ihm verlangten, indem er behauptete, daß ſich kein Menſch 
mit ihm vereinigen würde, ſo lange der Petersburger Hof in⸗ 
bezug auf Diſſidenten und Garantie nicht nachgäbe. Ja, im 
September berief Stanislaus Auguſt den Senat zuſammen; 
da kein Reichstag in dieſer Zeit der Unruhen gehalten werden 
konnte, ſollte dieſe Körperſchaft beraten, wie es möglich wäre, 
die Ruhe zurückzuführen, ohne die Religion und die nationale 
Freiheit zu verletzen, und wie diejenigen Männer, welche gleich 
dem Biſchof von Krakau nach Rußland in die Gefangenſchaft 
geſchleppt worden wären, derſelben wieder entriſſen werden 
könnten. Der Senat beſchloß einen Abgeſandten an die Kai⸗ 
ſerin zu ſchicken; dieſer ſollte die Gewaltthätigkeiten, welche die 
Polen erlitten, auf Repnins Rechnung ſtellen und die Auf⸗ 
hebung deſſen, was auf dieſe Weiſe zuſtande gekommen wäre, 


1) Solms, 17. u. 27. Oktober und 21. November. 
2) Sſolowjoff, S. 103. 
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ſowie die Räumung des Landes und Erſatz für zugefügten 
Schaden zu erlangen ſuchen ). 

Als der Senat berufen wurde, da konnten die Polen ſich 
mutig ſtellen; denn der Sommerfeldzug der Ruſſen war ganz 
fruchtlos verlaufen. Zweimal hatten dieſelben den Dnieſtr 
überſchritten, um Choczim anzugreifen, und ebenſo oft waren 
ſie genötigt worden, über den Strom unverrichteter Sache 
zurückzukehren. Doch im September begann das Unglück die 
Türken zu verfolgen. Der Großvezier ſetzte mit einem Teile 
ſeiner Truppen über den Dnieſtr, erlitt aber anſehnliche Ver⸗ 
luſte. Dann zerriß der ſchwellende Strom die ſchlechte Brücke, 
die Ruſſen griffen die Türken an, die noch auf dem linken 
Ufer ſtanden; von dieſen blieb ein großer Teil in dem blu⸗ 
tigen Gefecht, ein anderer fand in den Fluten den Tod. Der 
osmaniſche Reichsgeſchichtſchreiber Waſſif berichtet: „Ungeheuer 
viel Ungläubige wurden im Höllenfeuer angeſiedelt, und von 
den Rechtgläubigen einige mit den Quellen des Paradieſes ge- 
tränkt.“ 2) Das Hauptheer aber, das auf dem rechten Ufer 
des Dnieſtr ſtand, war anderer Meinung, es ging mit Gering— 
ſchätzung der Quellen des Paradieſes in unordentlicher Flucht 
zurück und gab Choczim den Ruſſen preis, die nun die Moldau 
überſchwemmten. 

Um fo weniger konnte Stanislaus Auguſt hoffen, in Peters- 
burg Eindruck zu machen; ſeine Abgeſandten wurden gar nicht 
angenommen. Panin erzählte dem Grafen Solms: es ſei nun 
das dritte Mal, ſeitdem der König von Polen den Thron be— 
ſtiegen, daß er durch ſeine Klagen der Kaiſerin beträchtliche 
Geldſummen abgepreßt habe und dieſelben dann verwende, um 
Beſtrebungen zu unterſtützen, welche dem ruſſiſchen Intereſſe 
zuwiderlaufen. Panin ſchrieb an den König von Polen zwei 
Briefe als Antwort auf diejenigen, welche die Kaiſerin und 
er nach der erwähnten Beratung des Senates von Stanis- 
laus Auguſt empfangen hatten, und verſuchte letzteren in den 


1) Benoit, 5. Juli, 27. September, 4., 11. u. 14. Oktober. 
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alten Banden feſtzuhalten 1). Wolkonsky und Benoit gaben 
ſich dieſelbe Mühe; ſie forderten ihn wiederholt auf, ſich gänz⸗ 
lich in Rußlands Arme zu werfen und von ſeinen Oheimen, 
den böſen Ratgebern, zu trennen. Aber ſie predigten, wie 
Benoit berichtet, einem Tauben, obwohl ſie ihn ſogar Ent⸗ 
thronung in der Ferne blicken ließen. Außerdem ſchrieben ſie 
auch an den geweſenen Generalmarſchall der Konföderation, 
Kraſinsky, und an den Woiwoden von Kiew; fie forderten 
dieſelben auf, nach Warſchau zu kommen und ſich mit ihnen 
über die Mittel zu verſtändigen, wie Polen beruhigt werden 
könnte. Wolkonsky gab ſein Wort, ſie würden vollkommene 
Freiheit haben, vorzuſchlagen, anzunehmen und zu verwerfen, 
und in Frieden aus Warſchau wegzugehen; er verſicherte ſie, 
daß er ihnen nur das verſprechen würde, was er halten könnte. 
Doch auch auf dieſer Seite fanden die Geſandten kein Ent⸗ 
gegenkommen 2). 

Man begreift das Verhalten des Königs und der Nation; 
ſie konnten die Behandlung nicht vergeſſen, welche ſie im 
Winter von 17678 erlitten hatten. Aber ſtaatsklug ver⸗ 
fuhren ſie doch wohl nicht; denn jetzt empfand Katharina noch 
das Bedürfnis, mit ihnen ſich zu verſtändigen ). Am 26. Dez 
zember beſuchte Solms den Grafen Panin, um ein gutes 
Wort für den König von Polen im Auftrage ſeines Herrn 
einzulegen, welchem Stanislaus Auguſt immer noch weit lieber 
war als ein Sachſe ). Katharina konnte jenen auch nicht fo 


1) Solms, 26. November 1769. 

2) Benoit, 25. November und die Depeſchen des Dezember. 

3) Solms, 16. Januar 1770: „Comme on ne s'est pas attendu 
& une opposition aussi constante de la part des Polonois, on n'a 
point pris des mesures en consequence, et pourvu que pour la gloire 
de Russie la conservation“ (dechiffriert iſt „considération“, wie id 
glaube, fälſchlich) „du Roi de Pologne et le rétablissement des Dis- 
sidens puissent étre assurés, je suis tenté de croire qu'on ne fera 
pas de difficulté de faire rechanger les autres articles de l’arrange- 
ment politique de la République de Pologne.“ 

4) Ich habe die neuerdings erfolgten Bemühungen Sachſens um den 
polniſchen Thron übergangen. Der Primas meinte, die Polen bedürften 
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leicht fallen laſſen; ſie wollte nur dann es thun, wenn er 
gewaltſam den letzten Senatsbeſchluß aufrecht hielte und ſich 
offen für die Konföderierten erklärte. Solms teilte dem 
Grafen Panin weiter mit: der König von Polen beklage ſich 
gegen ſeinen Reſidenten in Petersburg, Pſarski, über den 
Fürſten Wolkonsky, daß dieſer ungehörige Dinge von ihm ver⸗ 
lange, z. B. er ſolle nicht die Meinung der Senatoren ein⸗ 
holen, ſondern im eigenen Namen nach Anleitung des ruſſi⸗ 
ſchen Geſandten handeln, was er doch nicht thun könne, ohne 
ſich von dieſem ganz abhängig zu machen und für alle Zeiten 
um die Liebe der Nation zu bringen. Ja, wenn er es den⸗ 
noch thun wollte, ſo wüßte er nicht einmal die Abſichten des 
ruſſiſchen Hofes inbezug auf ihn und die Mittel, welche zur 
Beruhigung Polens angewendet werden ſollten. Panin gab 
dies zu, aber er rechtfertigte ſich durch die Befürchtung, die 
er ausſprach, daß Stanislaus Auguſt das, was er erfahren, 
ſogleich den alten Czartoryski mitteilen und dieſe davon einen 
ſchlechten Gebrauch machen würden. Dann ſprach er weiter: 
„Da es eine Hauptbeſchwerde der Katholiken iſt, daß die 
Diſſidenten Landboten auf dem Reichstage haben ſollen, ſo 
könnte man vielleicht hierin nachgeben, beſonders wenn die 
letzteren ſelbſt erklären wollten, daß ſie bereit wären, dieſes 
Opfer für das Vaterland zu bringen; und damit es nicht 
ſchiene, als ob man dieſen Artikel für nichts aufgäbe, könnte 
dafür die Strafbeſtimmung gegen diejenigen, die ihre Religion 

zu verändern wünſchten, aufgehoben werden.“ Die Frage des 
Grafen Solms, ob das auch die Geſinnungen der Kaiſerin 
wären, bejahte Panin; jedoch er wollte ſich noch nicht laut 

ausſprechen, weil die Konföderierten glauben würden, durch 
Feſtigkeit noch mehr erreichen zu können ). 


eines Königs: „qui efit a lui des revenues de Souverain et des al- 
liances, qui fit circuler une partie de son argent en Pologne et qui 
n'eüt pas besoin de se faire des revenues aux depens de la Nation“, 
die folglich keinen fremden apanagierten Prinzen und keinen Piaſten 
brauchen könnte. Benoit, 8. April 1769. 

1) Solms, 26. Dezember 1769. 
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Stanislaus Auguſt aber verlangte mehr. Er ließ einige 
Zeit nachher in Petersburg erklären! er könne keine Konföde⸗ 
ration bilden, wenn Rußland nicht in die Aufhebung deſſen 
willige, was der letzte Reichstag feſtgeſetzt habe, und ſchon im 
voraus die Gültigkeit der Beſchlüſſe eines neuen Reichstages 
anerkenne; die letzteren ſollten unter die Garantie der aus⸗ 
wärtigen Höfe kommen, von denen zwei katholiſch und zwei 
evangeliſch ſein würden. Panin wußte nun wirklich nicht, was 
er mit dieſem hartnäckigen Könige machen ſollte; in ſeiner 
Verlegenheit kam er auf den Gedanken, Wolkonsky müßte 
Warſchau verlaſſen, nach Krakau gehen und alle patriotiſchen, 
dem ruſſiſchen Hofe wohlgeſinnten Polen einladen, mit ihm 
dort über die Mittel, wie man das Land beruhigen könnte, 
zu beraten. 

Es war die Politik, welche Rußland nach dem Reichstage 
von 1766 eingeſchlagen. Aber ſollte, was damals möglich 
war, zum zweitenmale gelingen? Friedrich hatte gewiß recht, 
wenn er meinte, daß nicht zwei Männer in Krakau bereit ſein 
würden, eine ſolche Konföderation zu bilden, weil der ruſſiſche 
Name bei den Polen gar zu verhaßt wäre. Er fürchtete 
ferner mit gutem Grunde, daß die Konföderierten die günſtige 
Gelegenheit benutzen würden, um Stanislaus Auguſt abzu⸗ 
ſetzen. Er hielt endlich alle Bemühungen der beiden Höfe für 
fruchtlos, fo lange die Czartoryski den König von Polen 
leiteten. Daher ſchlug er vor, man ſollte dieſelben durch 
ruſſiſche Truppen, die man auf ihre Güter legte, zwingen, eine 
andere Politik einzuſchlagen +). 

Einige Zeit nachher empfing Friedrich von ruſſiſcher Seite, 
jedoch nicht aus Petersburg, ſondern aus Warſchau einen 
Plan, der auf eine Zergliederung Polens hinauslief. Der 
Fürſt Wolkonsky war ſo aufgebracht über das Mißlingen ſeiner 
wohlgemeinten Bemühungen, daß er den Namen der Czarto⸗ 
ryski nicht ausſprechen konnte, ohne zornig zu werden, und er 
ſchlug im Anfange des März 1770 dem Herrn v. Benoit 


1) Solms, 6. Februar, und Immediat, 21. Februar 1770. 
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vor, man ſollte die Polen ſich ſelbſt überlaſſen, aber ihnen 
zugleich erklären, daß ſie den Vertrag von 1768 unverbrüch⸗ 
lich halten müßten; denn eine Verletzung desſelben würden die 
Höfe von Berlin und Petersburg als eine Kriegserklärung 
betrachten und ihre Maßregeln danach treffen. Gingen als⸗ 
dann die Polen feindlich gegen die evangeliſchen und griechi⸗ 
ſchen Chriſten vor, ſo müßten Rußland und Preußen die ihnen 
benachbarten Provinzen in Verwaltung nehmen und die ver⸗ 
triebenen Diſſidenten daſelbſt auf den Gütern der Konföde⸗ 
rierten anſiedeln, und wenn die Polen hartnäckig blieben, ſo 
würden die beiden Höfe dieſe Provinzen für immer behalten. 
Wolkonsky erwartete weitere Niederlagen der Türken, und 
Oſterreich ſchien ihm leicht zu beruhigen, wenn man es auf⸗ 
forderte, dem gegebenen Beiſpiele zu folgen und ſeine Rechte 
auf das Gebiet der Zips geltend zu machen. 

Ob Wolkonsky den Teilungsplan kannte, welchen der König 
von Preußen vor einem Jahre dem Petersburger Hofe vor- 
geſchlagen, wiſſen wir nicht. Aber Friedrich lehnte das An— 
ſinnen ab, weil ihm die Gründe des ruſſiſchen Geſandten für 
die Zurückziehung der Truppen nicht haltbar genug erſchienen. 
Er wollte den König von Polen auf keinen Fall in die Gewalt 
der Konföderierten kommen laſſen; er meinte: dieſe würden 
Stanislaus Auguſt unfehlbar zu verderblichen Schritten zwingen, 
vielleicht gar abſetzen. Darin ſah er aber keinen Vorteil für 
Preußen, und ſo blieb er denn bei ſeinem gegen die Czartoryski 
gerichteten Rate, von dem er glaubte, daß er zu demſelben 
Ziele, der Beruhigung Polens, führen würde ). 

Panin ging von dem Gedanken ab, die Truppen aus 
Warſchau zurückzuziehen; er mochte anderſeits noch nicht von 
dem ſcharfen Mittel Gebrauch machen, welches Friedrich ihm 
angeraten. Er meinte, die Welt würde dann von neuem über 
die Gewaltthätigkeiten der Ruſſen in Polen ſchreien. Deshalb 
beſchloß er, noch einmal den Czartoryski Vorſtellungen machen 
zu laſſen; er wollte ſehen, ob die Furcht vor perſönlichen 


1) Benoit, 7. März; Immediat vom 14. März. 
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Unannehmlichkeiten und Verwüſtungen ihrer Güter ſie bewegen 
würde, dem Könige beſſere Geſinnungen einzuflößen, und er 
bat nun Friedrich, die ruſſiſchen Vorſtellungen unterſtützen zu 
laſſen ). Letzterer verſprach ſich nichts von einer Familie, die 
ihm niemals großes Vertrauen bezeigt hätte. Er glaubte 
ferner, daß man ſich um ihr Geſchrei nicht ſehr kümmern 
dürfte, zumal da es viele Vorwände gäbe, die Strenge gegen 
die Czartoryski zu beſchönigen. Nach dem Kriegsrechte ſchien 
es ihm erlaubt, Lebensmittel, Futter, Pferde, Schlachtvieh für 
die ruſſiſchen Truppen zu verlangen, und zwar um ſo mehr, 
als der Krieg zum Beſten Polens geführt würde. „Mit 
Hilfe dieſes Vorwandes und vieler anderen, welche ſich dar⸗ 
bieten“, ſchrieb er am 28. März an Solms, „kann Rußland 
allezeit vor jedem vernünftigen Vorwurfe ſich ſchützen und 
einen unfehlbaren Erfolg von dem Schrecken erwarten, den 
eine ſolche Maßregel unter denjenigen verbreiten wird, welche 
davon betroffen werden.“ Auf der anderen Seite wollte 
Friedrich dem Grafen Panin willfahren, damit er dann um 
fo bereitwilliger gegen die Caartoryski mit der That vorginge. 
Daher wies er den Grafen Finckenſtein in einem ausführlichen 
Schreiben an, Verhaltungsbefehle für Benoit aufzuſetzen; Vor⸗ 
ſtellungen, Verſprechen, Drohungen, alles ſollte dieſer in 
Bewegung ſetzen, um die Czartoryski zu erſchüttern. Drei 
Tage ſpäter wurden die umfangreichen Weiſungen nach Ware 
ſchau geſendet. Aber auch diesmal blieben die Bemühungen 
Wolkonskys und Benoits erſolglos. Die Czartoryski behaup⸗ 
teten, ſie könnten nichts thun, ſo lange Rußland und Preußen 
daran feſthielten, daß die Diſſidenten fähig ſein ſollten, in den 
Reichstag zu kommen, und ſo lange der Petersburger Hof 
die Garantie nicht aufgäbe 2). 

Inzwiſchen hatte ſich Stanislaus Auguſt unmittelbar an 
die Kaiſerin Katharina gewendet. Er malte das Unglück ſeines 
Landes und die eigene Not mit ſtarken Farben aus und maß 


1) Solms, 13. März 1770. 
2) Benoit, 14. April 1770. 
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beides dem langen Aufenthalte der ruſſiſchen Truppen und den 
Lieferungen zu, welche dieſelben von den Polen verlangten, ohne 
zu bezahlen. Stanislaus Auguſt bat, Katharina möge doch 
ihren Generälen verbieten, dieſes Elend zu vermehren; ſie möge 
ferner auch gegen ihn mit Aufrichtigkeit verfahren und ihm 
ſagen, was er thun ſolle, um ſeinem Lande die Ruhe zurück— 
zugeben, und was ſie von dieſem verlange. Jedoch er wünſchte 
darüber ſo unterrichtet zu werden, daß die Polen ſich darauf 
verlaſſen könnten und nicht wie zu Radom getäuſcht würden; 
denn dadurch wären ſie ſo mißtrauiſch geworden. Zuletzt gab 
er wieder den Rat, man ſollte die katholiſchen Mächte als 
Vermittler oder als Bürgen der neuen Beſchlüſſe zulaſſen, 
da dies das einzige Mittel wäre, der Nation Vertrauen 
einzuflößen +). 

Die Antwort der Kaiſerin ging erſt nach einigen Wochen 
ab. Als Wolkonsky ſie dem Könige von Polen überreichte, 
war derſelbe ſehr betroffen; denn gerade, was er am eifrigſten 
zu wiſſen begehrte, nämlich die Art, wie Rußland Polen zu 
beruhigen gedächte, davon erfuhr er nichts, und als er darüber 
ſein Erſtaunen ausdrückte, da entgegnete Wolkonsky: dieſer 
Artikel könnte zur Unterhandlung erſt kommen, wenn der 
König ſich von ſeinen Räten getrennt hätte. Stanislaus 
Auguſt antwortete nicht ſogleich hierauf; aber nach einigen 
Tagen erklärte er, daß ſeine Intereſſen und die ſeiner Oheime 
untrennbar wären ). 

Inzwiſchen fuhr der König von Preußen fort, den Grafen 
Panin wider die Czartoryski aufzureizen. Gegen die Mitte des 
April war er von der Befürchtung ergriffen worden, daß 
dieſelben darauf ſännen, Stanislaus Auguſt mit den Konföde⸗ 
rierten auszuſöhnen; das erſchien ihm aber als das Schlimmſte, 
was den beiden Höfen begegnen könnte, und er hatte daher 
an Solms geſchrieben: „Jetzt iſt der Augenblick da, wo man 
dieſen Rädelsführern die Zähne weiſen muß.“ ) Jedoch Panin 

1) Solms, 27. März 1770. 


2) Benoit, 12. u. 16. Mai. 
3) Immediat, 11. April. 
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wollte vorher ſehen, welchen Eindruck die Antwort der Kaiſerin 
und die Vorſtellungen Friedrichs auf ſie machen würden, und 
es war ihm recht unangenehm, als er erfuhr, daß ſie alles 
ablehnten; denn er hatte ſich vorgeſtellt, ſie würden diesmal 
geneigter ſein, an der Beruhigung Polens mitzuarbeiten, und 
nur einige Vorbedingungen nennen. Solms bemühte ſich nun, 
zu erfahren, ob denn Panin für die Herſtellung des Friedens 
einen Plan hätte; jedoch er fand das nicht und ſah nur, daß 
man in Petersburg auf die Erſchöpfung rechnete, welche die 
Konföderierten endlich zwingen würde, die Waffen niederzu⸗ 
legen +). N 

Es war das Schlimmſte, was den Polen begegnen konnte, 
daß in der ungeheuren Gefahr, worin ſie ſchwebten, der König 
und die Konföderierten in unvertilgbarer Entzweiung mit ein⸗ 
ander lebten. Ihr Los hing noch mehr als früher von dem 
Ausgange des Türkenkrieges ab, der ihnen keine freundlichen 
Ausſichten eröffnete. Auch der Wiener Hof geriet in Beſorgnis. 
Bereits am 1. Februar 1769 hatte Rohd gemeldet: „man 
ſei hier ſicherlich ſehr aufmerkſam auf die Fortſchritte, die 
Rußland in der Moldau und Walachei machen werde; denn 
zu Nachbarn Leute zu haben, welche dieſelbe Religion wie zwei 
Drittel der Einwohner jener beiden Länder bekennen und die 
es ſich einmal in den Kopf ſetzen könnten, die nämliche Rolle 
dort zu ſpielen, wie jetzt in Polen, das ſei von der äußerſten 
Wichtigkeit für Oſterreich und erfordere die ernſtlichſte Aufmerk- 
ſamkeit“. Was aber der Wiener Hof im Anfange des Krieges 
gefürchtet hatte, das trat im Herbſte des Jahres 1769 ein. 
Als Choczim von den Türken feige verlaſſen worden war, da 
bemächtigten ſich die Ruſſen zunächſt der Moldau. 

Im Oktober 1769 ließ Friedrich der Kaiſerin⸗Königin ſagen: 
er habe ſeinen Geſandten in Konſtantinopel angewieſen, der 
Pforte keine feindſelige Geſinnung gegen Oſterreich einzuflößen; 
die Herſtellung des Friedens bilde den einzigen Gegenſtand der 
Unterhandlungen Zegelins. „Gott gebe, daß es gelingt“, er⸗ 


1) Solms, 1. u. 8. Mai. 
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widerte Maria Thereſia; „wir wünſchen hier von ganzem 
Herzen das Ende der Wirren.“ Und Rohd glaubte an die 
Aufrichtigkeit dieſer Worte, weil die Ruſſen ſich zu Herren 
der Moldau gemacht hatten ). 

Während man in Potsdam und Wien dem Türkenkrieg 
ein ſchnelles Ende wünſchte, dachte der Herzog von Choiſeul 
ganz anders. Er war ärgerlich über Preußen, welches ſich 
gegen ihn ſehr wenig entgegenkommend gezeigt, und näherte 
ſich wieder mehr dem öſterreichiſchen Staatskanzler, dem er 
ſeinen Wunſch eingeſtand, daß Rußland noch einige Jahre lang 
durch Polen und die Pforte beſchäftigt werden möchte. Kaunitz 
antwortete auf die franzöſiſche Denkſchrift, die er im Herbſte 
des Jahres 1769 empfing, am 26. Februar 1770. So 
fröhlich er die Kriegserklärung der Türken begrüßt hatte, ſo 
tief waren ſeine Hoffnungen geſunken, nachdem ſich die Ruſſen 
der Moldau und dann auch noch der Walachei bemächtigt 
hatten. Er erwartete von dem nächſten Feldzuge keinen Um⸗ 
ſchwung, ſondern fürchtete vielmehr, die Türken würden alsdann 
Friede machen und Aſoff, Taganrog, vielleicht ſogar Oczakoff 
und die Krim abtreten müſſen. Kaunitz dachte mit Schauder 
an eine ſolche Vergrößerung der ruſſiſchen und Verringerung 
der osmaniſchen Macht, und er hielt es daher für notwendig, 
alle Kräfte für die ſchnelle Beendigung des Krieges anzuſtrengen. 
„Wir werden uns das angelegen ſein laſſen“, ſchrieb er, „ſoweit 
es möglich ſein wird, ohne zu einem neuen Bruche zwiſchen 
dem König von Preußen und uns Anlaß zu geben; ein ſolcher 
würde aber unvermeidlich werden, wenn einer von uns offen 
an den polniſchen Wirren ſich beteiligte; denn wie wir es nicht 
leiden könnten, daß er ſich drein miſchte, ſo würde er es uns 
ebenfalls nicht geſtatten dürfen.“ Übrigens bekannte Kaunitz 
dem verbündeten Hofe, daß die Zuſammenkunft in Neiße ſchon 
ſehr das Mißtrauen des Königs verringert hätte, und er hoffte 
noch mehr von dem Gegenbeſuch, welchen Friedrich im nächſten 
September dem Kaiſer in Mähren abzuſtatten gedachte. Wäh⸗ 


1) Rohd, 18. Oktober 1769. 
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rend aber der Staatskanzler dieſen argwöhniſchen Fürſten 
glaubte ſchonen zu müſſen, war er inbezug auf den Ehrgeiz 
Katharinas der Meinung, derſelbe könnte nur durch Furcht 
in Schranken gehalten werden. Eben deshalb ließ der Wiener 
Hof die Kaiſerin von Rußland im unklaren über ſeine wirk⸗ 
lichen Abſichten. „Wir haben zu dieſem Ende“, meldete Kaunitz 
dem Herzoge von Choiſeul, „verſchiedene Heeresteile in Ungarn 
und Siebenbürgen verſammelt, anfänglich ſo viel, daß die 
Maßregel noch für eine rein defenſive Vorſicht gelten konnte. 
Seitdem aber haben wir dieſe Truppen ſo weit vermehrt, daß 
ſie dem Petersburger Hofe zu denken geben und im Notfall 
auch ernſthafter gebraucht werden können.“ ) 

Letzteres wünſchten natürlich die Türken, als ſie durch die 
Fortſchritte der Ruſſen doch in Beſorgnis geraten waren. In 
ihrer Not wendete ſich die Pforte zunächſt an Oſterreich um 
Beiſtand; ſie kam diesmal nicht wieder auf Schleſien zurück, 
ſondern ließ dem Wiener Hofe die Wahl, nach Vertreibung 
der Ruſſen aus Polen entweder einen König für den Thron 
in Warſchau zu ernennen oder die Länder der Republik mit 
der Pforte zu teilen ?). Der Staatskanzler ging aber auf 
dieſen Plan keineswegs ein. Indem er dann dem preußiſchen 
Geſandten, dem Freiherrn v. Rohd, mitteilte, daß man in 
Konſtantinopel verſucht, ihn in den Streit gegen Rußland 
hineinzuziehen, nannte er die Bedingungen nicht näher, unter 


welchen Oſterreich zugunſten der Türkei am Kriege teilnehmen 


ſollte, ſondern bezeichnete dieſelben nur als geeignet jeden anderen 
außer ihm zu verführen. Er erzählte weiter, daß er abermals 
der Pforte ſeine guten Dienſte zur Erlangung eines ehrenvollen 
Friedens angeboten und ebenſo wieder auf Preußen hingewieſen 
hätte, welches gleichfalls bereit ſein würde, dafür zu wirken ). 

In Konſtantinopel war man indeſſen ſchon bei dem Ber⸗ 
liner Hofe vorſtellig geworden. Im Anfange des April hatte 


1) Beer, Dokumente, S. 5—11. 
2) Thugut, 24. März 1770 bet Hammer VIII, 373. 
3) Rohd, 2. u. 5. Mai. 
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der Reis⸗Effendi dem Herrn von Zegelin ſagen laſſen: der 
König von Preußen könnte ſich als einen wahren Freund der 
Pforte zeigen, wenn er, ohne dieſelbe zu nennen, wie aus 
eigenem Antriebe, Rußland fragte, auf welche Bedingungen es 
Frieden ſchließen würde “). Am 6. Mai kam dieſe Depeſche 
nach Potsdam, und da der öſterreichiſche Geſandte fic an 
demſelben Tage dort verabſchiedete, benutzte Friedrich die 
Gelegenheit, um an Maria Thereſia, Joſeph und Kaunitz die 
geheime Nachricht gelangen zu laſſen, daß die Türken Frieden 
wünſchten und die Vermittelung des Wiener Hofes gern ſehen 
würden. Der König war überzeugt, daß letzterer, wenn er 
in Konſtantinopel feſt aufträte, die Türken zu einem Abkommen 
nötigen würde. Dagegen erbot er ſich, die Korreſpondenz mit 
Rußland zu übernehmen. „Aber bei dieſer Fürſtin“, ſetzte er 
hinzu, „muß man vorſichtig in ſeinen Ausdrücken ſein; denn 
ein gut Teil Eitelkeit gehört zu ihrem Weſen.“ 2) 

An demſelben Tage ſchrieb Friedrich auch noch an ſeinen 
Geſandten in Petersburg und trug ihm auf, weil man das 
Eiſen ſchmieden müßte, ſo lange es warm wäre, den Grafen 
Panin nach den Friedensbedingungen zu fragen und ihn zu 
drängen, daß er ſich ſobald als möglich darüber erklären 
möchte; denn die Kriegsoperationen würden ja dadurch nicht 
zum Stillſtande gebracht. Panin beeilte ſich nicht zu antworten; 
er wollte vielmehr ſeine Gebieterin zuvor befragen, und als 
das geſchehen war, las er dem Geſandten vor, was Katharina 
eigenhändig aufgeſetzt hatte. Sie erſuchte den König, er möchte 
der Pforte, jedoch in ſeinem eigenen Namen, anzeigen, daß er 
die Kaiſerin ſehr friedliebend und von den nämlichen humanen 
Geſinnungen beſeelt gefunden hätte, welche ſie ſtets an den 
Tag gelegt und die ihr zur anderen Natur geworden wären. 
Jedoch ehe ſie irgendwelchen Eröffnungen ihr Ohr liehe, müßte 
fie die Freilaſſung ihres Geſandten, des Herrn von Obres- 
koff, fordern, der gegen alle Geſetze der Humanität und gegen 
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alles Völkerrecht noch immer als Gefangener feſtgehalten würde; 
ſie ſähe darin eine Beleidigung, die ihr ſelbſt und ihrer Krone 
zugefügt worden wäre. Dem Grafen Solms erſchien dies 
als erſte Antwort für die Pforte genügend; aber er hatte mehr 
Offenheit gegen den König von Preußen erwartet. Jedoch 
Panin hielt es noch für unmöglich, ſich näher auszuſprechen, 
und man muß ihm wohl recht geben, wenn er bemerkte: 
„Nachdem man ſo viele Räder in Bewegung geſetzt hat, möchte 
man wenigſtens die Wirkung abwarten.“ 

Am 25. Mai gab Solms dem Könige von dieſen Eröff⸗ 
nungen Kunde; jedoch bereits nach einigen Tagen glaubte 
Friedrich irrtümlicherweiſe, durch ein Schreiben ſeines Geſandten 
vom 15ten ſchon Antwort aus Petersburg erhalten zu haben 
und zwar eine ſolche, die ſeinen Wünſchen ſehr wenig entſprach, 
weil ſie nur Komplimente enthielt. Sein Verdruß wuchs, als 
er aus Wien erfuhr, daß die Oſterreicher ſehr beträchtliche 
Magazine in Siebenbürgen, dem Banat und Ober-Ungarn 
anlegten, und daß man allgemein ſagte, die Kaiſerin-Königin 
würde ſich auf die Seite der Türken ſtellen, wenn die Ruſſen 
ihre Fortſchritte nicht beſchränkten. Er beſchloß, einen Eilboten 
nach Petersburg zu ſenden, und gab ſeinem Mißvergnügen 
unverhohlen Ausdruck. „Es ſcheint alſo“, ſchrieb er, „die Kai⸗ 
ſerin will mutwillig ganz Europa in Verlegenheit ſetzen und 
in Krieg ſtürzen; wenn ſie denjenigen, welchen ſie gegenwärtig 
mit den Türken führt, nicht bald zu beendigen gedenkt, ſo 
müßt Ihr über dieſes Kapitel nachdrücklich ſprechen und auf 
einer Antwort beſtehen, damit man ſehen kann, ob es noch 
beizeiten möglich iſt, den neuen Sturm zu beſchwören.“ Er 
meldet, was er aus Wien gehört hat, und ſpricht als ſeine 
Überzeugung aus, man ſei dort feſt entſchloſſen, das, was man 
das Gleichgewicht des Orients nenne, zu bewahren. Mit einem 
Eilboten ſollte der Geſandte die Antwort ſchicken. 

An demſelben Tage gab der König dem Freiherrn v. Rohd 
von dieſem Schritte Nachricht, damit auch Kaunitz es erführe. 
Die kriegeriſchen Kundgebungen des Wiener Hofes kamen ihm 
nicht ungelegen; denn er hoffte durch den Hinweis auf jene 
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Magazine dem Petersburger Hofe mit Erfolg Mäßigung zu 
predigen. Am 4. Juni ſchrieb er an Solms: „Wenn Rußland 
die Moldau und Walachei der Pforte wegnehmen will, ſo iſt 
der Krieg unvermeidlich.“ Um ſo mehr freute er ſich, als er 
einige Tage ſpäter vernahm, wie ſich Katharina und Panin 
geäußert hatten. Cr hielt die Freilaſſung Obreskoffs für eine 
gerechte Forderung und wies demgemäß am 10. Juni Zege⸗ 
lin an. Aber wenn dieſe Vorbedingung erreicht wäre, dann 
müßte, ſchrieb er an Solms, Rußland über die Friedens⸗ 
bedingungen ſich erklären, und er gab dem Wunſch Ausdruck, 
dieſelben möchten gemäßigt ſein. 

Infolge der Befehle vom 30. Mai wendete ſich Solms, 
weil Panin mit dem Hofe gerade damals auf dem Lande lebte, 
an den Geheimen Rat v. Saldern, der es übernahm, die 
Geſinnungen des Königs von Preußen dem Leiter der aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten mitzuteilen und dieſelben mündlich zu 
unterſtützen. Panin äußerte ſich dann im Namen Katharinas 
wiederum, wie vor einigen Wochen, ſehr friedfertig, bezeichnete 
die Freilaſſung Obreskoffs auch jetzt als eine Vorbedingung 
und machte auch diesmal keine Friedensvorſchläge, ſondern 
verlangte vielmehr, wie billig, dergleichen von der Pforte zu 
empfangen. Außerdem wollte Panin, wie er ſich ausdrückte, 
das Vertrauen nicht halb ſchenken, und ſo fuhr er denn fort: 
Es ſei keineswegs die Abſicht ſeiner Gebieterin, für ſich etwas 
in dieſem Kriege zu gewinnen; denn ſie habe denſelben nicht 
aus Ehrgeiz und Eroberungsluſt unternommen, ſondern ſie ſei 
dazu gezwungen worden. Sie werde ſich damit begnügen, 
Europa zu zeigen, daß ſie Hilfsquellen zu ihrer Verteidigung 
auch ohne den Beiſtand der alten Verbündeten Rußlands beſitze. 
Wenn ſie aber ſo uneigennützig für ihre Perſon ſei, ſo erlaube 
ihr Ehre und Gewiſſen nicht, es auch inbezug auf die Nationen 
zu ſein, welche für ſie Partei ergriffen, und beſonders die 
Griechen könne ſie nach dem Kriege nicht der Rache der Türken 
überlaſſen. Die Frage, ob der König von Preußen dies der 
Pforte mitteilen dürfte, verneinte Panin, indem es dazu noch 
nicht Zeit wäre. Solms wollte früher vernommen haben, daß 
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man Aſoff nicht wieder herausgeben würde. Panin leugnete 
das auch nicht; er meinte: dieſer Platz läge innerhalb der 
alten Grenzen des ruſſiſchen Reiches, die Türken würden ſeinen 
Verluſt nicht merken, und dieſe Erwerbung zu unbeträchtlich 
ſein, um einen Gegenſtand der Eiferſucht für die anderen 
Mächte zu bilden )). 

Das Vertrauen, welches Panin hier zeigt, iſt offenbar nur 
ein ſcheinbares; aber würde Friedrich anders gehandelt haben, 
wenn er an der Stelle Katharinas geweſen, und Fremde den 
Roſſen an ſeinem Siegeswagen in die Zügel hätte fallen wollen? 
Von ſeinem Standpunkte freilich that er recht, wenn er alles 
aufbot, um einem neuen Kriege zu entgehen. Dem Prinzen 
Heinrich geſtand er, daß er die öſterreichiſchen Vorkehrungen 
an den Grenzen Ungarns für gar nicht ſo bedeutend halte, 
wiewohl er in Petersburg das Gegenteil anzeigen laſſe; mehr 
Wirkung verſprach er fic) aber von ſeiner Reiſe nach Mähren 2). 

Indem die Zuſammenkunft in Neuſtadt näher rückt und 
von dem Petersburger Hofe mehr in den Kreis der Betrach- 
tung gezogen wird, vervielfältigen ſich in der That die fried- 
fertigen Mitteilungen aus der ruſſiſchen Hauptſtadt. Gegen 
Ende des Juni meldete Solms: die Kaiſerin würde ſehr dank⸗ 
bar ſein, wenn Friedrich ihrem gefangenen Geſandten Obres⸗ 
koff die Freiheit wiederverſchaffte; bis dahin würde der Erfolg 
der Kriegsoperationen beſſer erkennen laſſen, welche Bedingungen 
man ſtellen könnte; dieſelben würden jedoch mäßig ſein und 
keineswegs einen allgemeinen Krieg herbeiführen. Und in der 
erſten Hälfte des Juli ging Panin noch weiter in ſeinen Ver⸗ 
ſprechungen. Wenn Oſterreich nur einen Krieg anfangen 
wollte, äußerte er einmal, ſobald Rußland die Moldau und 
Walachei zu behalten ge ſo würde dieſer Fall nicht ein⸗ 
treten; denn die Kaiſerin hätte niemals ein ſolche Abſicht ge⸗ 
habt. Bei jeder Gelegenheit verſicherte Panin: man würde 
alles vermeiden, was den Franzoſen einen Vorwand geben 
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könnte, über die Anweſenheit ruſſiſcher Schiffe in dem öſtlichen 
Teile des Mittelmeeres unruhig zu werden, man würde weder 
ihren Fahrzeugen zu ſchaden ſuchen, noch ihren Handel oder 
den irgendeiner anderen Macht ſtören. Die Kaiſerin drückte 
ſogar den Wunſch aus, die Antwort der Pforte möchte ſo 
fein, daß die Unterhandlung weiter geführt werden könnte ). 
Ja, aus Furcht vor der Neuſtädter Zuſammenkunft ging Katha⸗ 
rina noch einen Schritt weiter. Am 26. Juli bat ſie den 
König dringend, daß er den Prinzen Heinrich von Stockholm, 
wo er bei der Schweſter verweilte, nach Petersburg zum Be- 
ſuche gehen laſſen möchte. 

Friedrich beeilte ſich, die Einladung dankbar anzunehmen, 
und ebenſo gab er ſeinem Bruder Heinrich auf der Stelle 
Nachricht, indem er ihn zugleich bedeutete, daß er aus der 
Not eine Tugend machen müßte, wenn ihm etwa die Reiſe, 
für die er ihm 8000 Thaler anbot, nicht angenehm wäre. 
Und wie er in ſeiner Antwort der Kaiſerin aufs äußerſte 
geſchmeichelt hatte, ſo ſollte der Prinz Heinrich es ebenfalls 
machen. „Du wirſt unterwegs ein Magazin von Lobes. 
erhebungen ſammeln können“, ſchrieb er, „um Dich ihrer bei 
Gelegenheit zu bedienen.“ ?) 

An demſelben Tage trug Friedrich auch ſeinem Geſandten 
in Wien auf, dem kaiſerlichen Hofe zu erklären, daß er, dem 
Beiſpiele Joſephs folgend, in Neuſtadt im Gaſthofe Wohnung 
nehmen und alles bezahlen würde. Die Reiſe, die urſprüng⸗ 
lich nur ein Gegenbeſuch hatte ſein ſollen, gewann für den 
König von Preußen eine große Wichtigkeit; die vielen von 
Rußland in Bewegung geſetzten Räder fingen an zu wirken. 
Am 5. Juli war die ſtärkere türkiſche Flotte von der ſchwä— 
cheren ruſſiſchen zwiſchen Chios und dem Feſtlande von Klein- 
aſien beſiegt und außerdem noch in der nahen Bucht von 
Tſchesme, wo ſie Schutz geſucht, in Brand geſteckt worden. 


1) Solms, 29. Juni, 6. u. 13. Juli. 
2) Sbornik XX, 271. Letzteres Schreiben iſt nicht aus dem Sep⸗ 


tember, ſondern vom 12. Auguſt, wo Friedrich auch an Heinrich ſchrieb. 
Oeuvres XXVI, 320. 
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Es war, als drängten ſich die Rechtgläubigen zu den Quellen 
des Paradieſes. Ob die Kaiſerin die Mäßigung, welche ſie 
bisher zur Schau getragen, behalten würde, konnte zweifel⸗ 
haft erſcheinen. Die preußiſche Armee war nun ſo weit her⸗ 
geſtellt, daß der König ſich von ihr, wenn es nötig wurde, 
gute Dienſte verſprechen konnte. Jedoch er blieb friedlich ge— 
ſinnt. Er freute ſich in Schleſien, wohin er gegangen war, 
über die Fortſchritte, welche dieſe Provinz ſeit dem vergangenen 
Jahre gemacht hatte. „Der Krieg“, ſchrieb er an ſeinen Bruder 
Heinrich am 30. Auguſt aus Neiße, „wird allmählich vergeſſen, 
die Bevölkerung vermehrt ſich, die Felder werden wohl bebaut, 
und der Kredit fängt an ſich herzuſtellen.“ ) Um ſo beküm⸗ 
merter machten darum die orientaliſchen Wirren den König; 
denn wenn ſich der Kampf in das nächſte Jahr hineinzog, 
konnten die Oſterreicher leicht endlich ungeduldig werden. 

An dem Tage, wo Friedrich an ſeinen Bruder in dieſer 
Weiſe ſchrieb, pries auch Kaunitz den Zufall, daß die Zu— 
ſammenkunft gerade zu der Zeit ftattfinden ſollte. Der Staats⸗ 
kanzler weilte damals der Erholung wegen in Auſterlitz, von 
wo er am 1. September nach Neuſtadt zu fahren gedachte. 
Bereits am 26. Februar hatte er dem Herzog von Choiſeul 
von ſeiner Abſicht, den Kaiſer dorthin zu begleiten, mit dem 
Zuſatze geſchrieben, daß Friedrich in Neiße dieſen Wunſch aus⸗ 
geſprochen und ihn auch nachher wiederholt eingeladen hätte. 
Wahrſcheinlich gab er das aber nur vor, um dem verbündeten 
Hofe jeden Argwohn zu benehmen; ſeine wirkliche Abſicht war, 
den gewaltigen Gegner kennen zu lernen und im perſönlichen 
Verkehr die eigene Größe demſelben recht zur Anſchauung zu 
bringen. Als die Kaiſerin⸗Königin am 4. Juni dem preußi⸗ 
ſchen Geſandten von dieſer Reiſe des Staatskanzlers Nachricht 
gab, hatte ſie es über ſich gewonnen, zu ſagen: ſie würde, 
wenn Alter und Leibesſchwachheit es ihr geſtatteten, gern ſelbſt 
nach Neuſtadt gehen; ſo ſchicke ſie anſtatt ihrer den Fürſten 
Kaunitz. 


1) Oeuvres XXVI, 323. 
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In Auſterlitz atmete letzterer nicht bloß die friſche Sommer⸗ 


luft ein, ſondern er bereitete ſich auch auf die Zuſammenkunft 


vor. Aus einem Schreiben an ſeine Gebieterin vom 27. Auguſt 
erſieht man, daß er über die orientaliſche Frage ſowohl als 
über die Beruhigung Polens und manche das Deutſche Reich 
betreffende Sachen mit Friedrich ſprechen und die bayeriſche 
Erbfolge ſtreifen wollte. Was den erſten Punkt anbetrifft, 
jo gedachte Kaunitz damals, in Neuſtadt eine große Gleich⸗ 
gültigkeit an den Tag zu legen und aus dem Beiſpiele des 
Hubertsburger Friedens nachzuweiſen, daß es am beſten ſein 
würde, wenn die beiden kriegführenden Teile ſich ohne Zwiſchen⸗ 
kunft anderer Mächte verglichen ). Aber er änderte ſeine 
Meinung, als erſchreckende Nachrichten aus Konſtantinopel an⸗ 
kamen. Nachdem der Graf Rumänzoff, über den Dnieſtr und 
Pruth gegen die Donau vorrückend, die Tataren an einem 
Nebenflüßchen des Pruth geſchlagen und mit Verluſt ihres 
ſämtlichen Geſchützes zurückgedrängt hatte, war die Hauptmacht 
der Osmanen am 1. Auguſt an den Ufern des Kaghul be⸗ 
ſiegt worden und in ungeordneter Flucht nach allen Seiten 
auseinandergeſtoben. 

Schon durch die Kunde von der Niederlage bei Tſchesme 
waren die Miniſter des Sultans in die größte Beſorgnis ver- 
ſetzt worden und hatten beraten, was bei jo traurigen Ver— 
hältniſſen zu thun wäre. Der Reis-Effendi fragte Zegelins 
Dolmetſcher, ob der König von Preußen wohl zuſammen mit 
Oſterreich die Vermittelung ernſtlich übernehmen wollte, und 
als das bejaht worden war, da wurden mit ihm und dem 
kaiſerlichen Dolmetſcher Konferenzen gehalten. Zegelin ließ, 
nachdem er ſich mit Herrn v. Thugut beſprochen, dem Rers- 
Effendi ſagen: die beiden Höfe würden ſich bei ihrer Ver— 
mittelung den Ruhm und die Ehre der Pforte beſtens an- 
gelegen ſein laſſen, lehnten es aber ab, die Ruſſen, wenn 
dieſelben die Saiten zu hoch ſpannen ſollten, mit Gewalt auf 
vernünftige Gedanken zu bringen. Zegelin beſtand außerdem 


1) Beer I, 318. 
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auf der Freilaſſung Obreskoffs. Hier aber machte der Reis⸗ 
Effendi Schwierigkeiten, indem er fürchtete, das türkiſche Heer 
würde glauben, daß der Friede bereits geſchloſſen wäre, und 
auseinandergehen. Nachdem bei dem Mufti am 28. Juli 
großer Rat gehalten worden war, ließ der Reis-Effendi den 
Herrn v. Zegelin wiſſen: die Ulemas wären der Meinung, 
man könnte Obreskoff nach Semlin ſenden und ihn dort bis 
zum Abſchluß des Friedens in Gewahrſam Oſterreichs und 
Preußens geben, mit der Verpflichtung, daß ſie ihn an die 
Pforte wieder auslieferten, wenn die Vermittelung mißglückte. 
Zegelin antwortete: die beiden Höfe würden wohl hierauf nicht 
eingehen und auch Rußland damit unzufrieden ſein. Wieder 
gab der Reis-Effendi der Beſorgnis Ausdruck, daß fie, wenn 
ſie jenen auf freien Fuß ſtellten, Aufſtand und allgemeine 
Fahnenflucht zu erwarten hätten. Dann bat er den Geſandten, 
jedoch natürlich umſonſt, an den ruſſiſchen Admiral zu ſchreiben 
und ihm zu melden, er möchte doch die Feindſeligkeiten bis 
auf weiteren Befehl der Kaiſerin einſtellen, da die Pforte mit 
dem Petersburger Hof in Friedensunterhandlungen eintreten 
wollte. 

Die Türken riefen nun wirklich die Vermittelung Ofter- 
reichs und Preußens an. Der Stellvertreter des Großveziers 
oder Kaimakam, Mehmet-⸗Paſcha, ſchickte die betreffenden 
Schreiben an den Grafen Finckenſtein und den Fürſten Kaunitz. 
Außerdem erklärte der Reis⸗Effendi: wenn die Unterhandlung 
im Zuge wäre, würde die Pforte Herrn v. Obreskoff nach 
Konſtantinopel kommen laſſen und ihn dann für die ihm zu⸗ 
gefügte Schmach mit Ehrenbezeigungen überhäufen; alsdann 
würde es von ihm abhängen, ob er bleiben oder nach ſeinem 
Vaterlande zurückkehren wollte; die Pforte hoffte jedoch, daß 
der ruſſiſche Hof ihn noch einige Zeit auf ſeinem Poſten 
laſſen würde, da ſie vor ſeiner Perſon eine große Achtung 
beſäße +). 

Die Nachrichten über den Land- und Seekrieg erſchreckten 


1) Zegelin, 3. u. 13. Auguſt. 
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den Fürſten Kaunitz ungemein, und zwar erſchien es ihm, als 
ob der Kleinmut der Türken noch mehr zu fürchten wäre als 
die glänzenden Erfolge der Ruſſen. „Zu etwas aber“, ſchrieb 
Kaunitz am 30. Auguſt an den Kaiſer, „iſt das Unglück gut, 
indem jene nun dahin gekommen ſind, daß ſie, wie es ſcheint, 
ernſthaft den Frieden und unſere Vermittelung wünſchen. Es 
handelt ſich nun darum, auch die Ruſſen ſo weit zu bringen; 
aber das wird in dieſem Momente der Begeiſterung nicht 
leicht ſein, jedoch für unmöglich halt' ich es nicht, wenn der 
König es will, wie ſein Intereſſe nach meiner Meinung es 
verlangt.“ Eben deswegen erſchien es dem Staatskanzler als 
ein ſehr großes Glück, daß die Zuſammenkunft fo nahe bevor- 
ſtand, und er wünſchte ſehr Friedrich den Großen vernünftig 
und aufrichtig zu finden 1). 

Am 3. September ungefähr um halb zwei Uhr kam der 
König von Preußen nach Neuſtadt; er und ſein ganzes Gefolge 
trugen weiße Uniformen. Nachdem er ſich ungefähr eine ſtarke 
Viertelſtunde mit dem Kaiſer unterhalten hatte, verabſchiedete 
er ſich, und indem er dabei rückwärts ging, wäre er beinahe 
die Treppe hinuntergefallen; zum Glück hat man ihn aber 
noch zu rechter Zeit gehalten. Friedrich kehrte bald wieder 
aus ſeinem Gaſthofe zurück, und man ging nun zu Tiſche. Der 
König hatte zur rechten den Kaiſer, zur linken den Staats- 
kanzler. „Seine Unterhaltung“, bemerkte der Herzog von 
Teſchen, „war intereſſant, wie gewöhnlich, aber ebenſo gut 
ſprach Kaunitz und bemächtigte ſich manchmal mit Erfolg des 
Geſpräches.“ Dem Herzoge ſchien es, als ob der König dar— 
über mehr erſtaunt als erfreut geweſen wäre ). 

Nach der Mahlzeit redeten Friedrich und der Staatskanzler 
zum erſtenmale von Geſchäften mit einander. Der König, der 
übrigens die letzten Depeſchen des Herrn v. Zegelin noch nicht 
kannte, ſprach den Wunſch aus, es möchte der Friede nächſten 
Winter zuſtande kommen und zwar ſo, daß die Ruſſen Aſoff 


1) Archiv für öſterreichiſche Geſchichte, S. 47. 497. 
2) Arneth VIII, 576. 
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behielten, und daß die Moldau und Walachei an Fürſten ge⸗ 
geben würden, die unabhängig von, der Pforte wären; er 
wiegte ſich ferner mit der Hoffnung, daß die Türken bei der 
Zerrüttung, in welcher ſie ſich befänden, zu ſo mäßigen Be⸗ 
dingungen gern die Hand bieten würden. Kaunitz nannte 
dieſe Gedanken, welche der König ihm noch dazu ohne rechten 
Zuſammenhang und die gehörige Ordnung vorgebracht zu haben 
ſchien, in ſeinem Bericht an Maria Thereſia ſehr wenig über⸗ 
legt. Doch hatte Friedrich guten Grund, wenn er die Hilfs⸗ 
mittel Katharinas für bedeutender hielt als der öſterreichiſche 
Staatsmann, und wenn dieſer den Türken eine größere Wider⸗ 
ſtandsfähigkeit zuſchrieb als der König, ſo hat ihm der weitere 
Verlauf des Krieges keineswegs recht gegeben. In der Sehn⸗ 
ſucht nach dem Frieden begegneten ſich beide Männer, und der 
Staatskanzler bemerkte ſehr richtig, es käme darauf an, wie 
weit der König bereit wäre, die öſterreichiſchen Bemühungen 
zu unterſtützen, da dieſelben ohne Preußens Mitwirkung bez 
ſonders in Petersburg unzureichend ſein würden. 

Auf eine Außerung Friedrichs, daß ihn die vielen Zu⸗ 
ſchauer hinderten, ſeine Meinung frei zu ſagen, hatte der 
Staatskanzler ſich erboten, dem König am nächſten Tage ſeine 
Aufwartung zu machen und ſeine Gedanken über die Lage der 
Dinge ganz aufrichtig mitzuteilen. Indem der König jetzt 
abermals den Wunſch ausdrückte, mit dem Staatskanzler un⸗ 
gezwungen zu reden, erneuerte dieſer ſein Verſprechen. 

Abends führte der Kaiſer ſeinen Gaſt in das Theater, das 
er hatte aufſchlagen laſſen. Die italieniſche Truppe, welche 
dort ſpielte, war aus Wien gekommen; doch verwunderte ſich 
der Herzog von Teſchen, daß der König hier weniger lachte, 
als das Jahr zuvor in Neiße ). Am anderen Morgen war 
großes Manöver, und erſt nach der Mittagsmahlzeit ſetzten 
Friedrich und Kaunitz ihr Geſpräch fort. . 

Um den König von jedem Argwohn zu heilen, ſein poli⸗ 
tiſches Urteil zu verbeſſern und ihm ſowohl eine gute Mei⸗ 
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nung von der Klugheit des Wiener Hofes zu geben, als auch 
ein vollkommenes Vertrauen zu den Abſichten desſelben ein⸗ 
zuflößen, faßte Kaunitz einen Beſchluß, wie es bisher Staats⸗ 
männer in ähnlicher Lage, ſchrieb er an ſeine Gebieterin, noch 
niemals gethan hätten. Sobald er nämlich in das Kabinett 
des Königs eingetreten war und ſich hatte ſetzen dürfen, riß 
er das Wort an ſich und begründete dies damit: er gleiche 
weder ſeinen Vorgängern noch ſeinen Zeitgenoſſen und wolle 
ſich daher des Vorteils, der darin liege, daß man erſt höre 
und dann ſpreche, begeben und lieber den Anfang machen. Er 
bat alſo den König, ihn ruhig anzuhören und nicht zu unter⸗ 
brechen ). 

Kaunitz wünſchte den Ruſſen Schranken zu ziehen, und er 
wußte, daß er dazu der preußiſchen Hilfe bedurfte; da er nun 
das franzöſiſche Bündnis ſchon der Kaiſerin wegen nicht auf— 
geben konnte, ſo war er auf ein Mittel verfallen, ähnlich 
demjenigen, welches auf ſeinen Rat der Kaiſer in Neiße ane 
gewendet. Er hatte nämlich beinahe wie ein Univerſitätslehrer 
das Verhalten, welches zwei befreundete Höfe gegen einander 
beobachten ſollen, in zehn Paragraphen gebracht, die er einen 
politiſchen Katechismus nannte. Wenn Oſterreich und Preußen 
verſprachen danach zu handeln, ſo waren ſie engverbündet. 

Es iſt unnötig, dieſe Vorſchriften, die ſich eigentlich von 
ſelbſt verſtehen, einzeln anzuführen, ausgenommen zwei, die 
wohl eine beſondere Beziehung hatten. In der ſiebenten Regel 
hieß es: wenn der eine Hof ſich einen kleinen Vorteil ver— 
ſchaffen könne, ohne das Intereſſe des anderen zu verletzen, ſo 
ſolle letzterer ſich nicht widerſetzen. Der Staatskanzler mag 
hierbei an die Zips gedacht haben, die Oſterreich im vorigen 
Jahr hatte beſetzen laſſen, mit der Abſicht, alte Rechte darauf 
zur Geltung zu bringen. Bei der Erwerbung großer Vor— 
teile dagegen ſollte der betreffende Hof laut der achten Regel 


1) Friedrich ſagt (VI, 29) von ihm: „L'interrompre quand il parlait, 
c'était loutrager, au lieu de converser il dissertait, aimant mieux 
s’entendre discourir Iui-méme que d’écouter ce que les autres lui 
répondaient.“ 
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den anderen davon in Kenntnis ſetzen, mit ihm über eine an⸗ 
gemeſſene Entſchädigung übereinkommen und ihm ſogar behilf⸗ 
lich ſein, dieſelbe zu erlangen. Der Staatskanzler mochte bei 
dieſen Worten an die bayeriſche Erbfolge gedacht haben. Seine 
Abſicht ging nun dahin: Kaiſer und König ſollten einander 
ſchriftlich oder mündlich verſprechen, daß ſie ſich nach dem 
politiſchen Katechismus richten würden. Zugleich aber wünſchte 
Kaunitz, dem Könige von Preußen einen rechten Begriff von 
ſeiner eigenen Staatsweisheit zu geben, und ſo beſtieg er denn 
ſo zu ſagen die akademiſche Lehrkanzel und ſetzte lang und 
breit auseinander, welche Politik ſein Hof nach dem Huberts⸗ 
burger Frieden eingeſchlagen und wie die beiden Bündniſſe, das 
öſterreichiſch⸗franzöſiſche und das preußiſch-ruſſiſche, dem Wohl 
Europas am zuträglichſten wären. Kaunitz kam dann auf 
ſeinen politiſchen Katechismus zu reden und gab die Vorteile 
zuletzt an, die einer ſo engen Verbindung der Höfe von Wien 
und Berlin entſpringen würden. 

Offenbar hatte der König auf den Augenblick, wo er Kaunitz, 
ohne zu verletzen, vom Katheder an den Diplomatentiſch zurück— 
führen könnte, ſchon lange gelauert. Jetzt erhob er ſich plötzlich, 
umarmte den Fürſten zärtlich, ſagte ihm viel Schmeichelhaftes, 
und nachdem er noch erklärt, daß er in ſeinem Herzen alle die 
Gefühle hätte, die der öſterreichiſche Hof nur wünſchen könnte, 
bat er um eine Abſchrift des politiſchen Katechismus, nach 
deſſen Regeln ſich zu richten ihm nicht ſchwer fallen würde. 
Dann aber riß umgekehrt er das Wort an ſich. „Dieſer 
verfluchte Türkenkrieg“, ſprach er, „beunruhigt und ſtört mich. 
Ich wäre in Verzweiflung, wenn ich mich wider meinen Willen 
in einen neuen Krieg mit Euch hineingezogen ſähe, und da 
Ihr, wenn die Ruſſen die Donau überſchreiten, unmöglich 
ruhige Zuſchauer dieſes Ereigniſſes und ihrer weiteren Fort- 
ſchritte bleiben werdet, ſo könnte mir ein ſolches Unglück 
begegnen, wofern Ihr den Beſchluß faßtet, den Krieg nach 
Polen zu tragen; denn die Verpflichtungen, die ich gegen Rue 
land eingegangen bin, beziehen ſich gerade auf die Angelegen⸗ 
heiten jenes Landes. Es würde nicht ganz ſo ſchlimm ſein, 
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wenn Ihr in die Moldau und Walachei einfielet, weil ich 
durchaus nicht verpflichtet bin, mich dort einzumiſchen. Aber 
da man trotzdem niemals weiß, bis wohin die Dinge gehen 
können, ſo wünſche ich nicht, daß Ihr in den Fall kommt, 
Euch unmittelbar mit jenen Leuten — den Ruſſen — zu 
befaſſen.“ 

Wir ſehen, Friedrich geht offen und ehrlich mit der Sprache 
heraus, und wenn wir uns durch den Vortrag des Staats- 
kanzlers, wie dieſer ſelbſt ihn für die Kaiſerin⸗Königin auf⸗ 
gezeichnet hat, glücklich hindurchgearbeitet haben und an die 
Stelle kommen, wo der König von dem verfluchten Türkenkriege 
zu ſprechen anfängt: dann atmen wir förmlich auf, wie wenn 
wir an einem warmen Sommerabend aus dem geheizten 
Palmenhaus in den freien Garten treten. „Schließen wir 
alſo“, fuhr der König fort, „ſo bald als möglich Frieden, noch 
in dieſem Winter, damit die Türken nicht gezwungen werden, 
noch einen Feldzug zu unternehmen.“ Als wahrſcheinliche Bee 
dingungen nannte der König Aſoff und die Krim; dagegen in- 
bezug auf die Moldau und Walachei ſchmeichelte er ſich, daß die 
Kaiſerin nicht ernſtlich auf der Unabhängigkeit dieſer Provinzen 
beſtehen würde. Auch die Beruhigung Polens hielt er für 
leicht. „So beſchwör' ich Euch noch einmal“, ſchloß er, „helfet, 
daß der Friede dieſen Winter zuſtande kommt. Ich habe heute 
Nacht Briefe aus Konſtantinopel empfangen; aber ich weiß 
beinahe nichts von ihrem Inhalt, weil ſie chiffriert ſind und 
ich den Schlüſſel nicht bei mir habe.“ Der König meinte die 
Schreiben Zegelins aus der erſten Hälfte des Auguſt, in denen 
dieſer berichtet, wie die Pforte die Vermittelung der Höfe von 
Wien und Berlin angerufen habe. 

Der Staatskanzler antwortete: wenn die beiden krieg— 
führenden Mächte abwechſelnd Erfolge gehabt hätten, ſo würde 
dies für das übrige Europa und beſonders für die Nachbarn 
derſelben nicht nur gleichgültig, ſondern ſogar nützlich geweſen 
ſein; denn Ruſſen und Türken würden ſich gegenſeitig erſchöpft 
haben und dadurch lange Zeit außerſtande ſein, andere zu 
beunruhigen. Dagegen die fortwährenden Erfolge des Peters- 
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burger Hofes ſchienen dem Staatskanzler die ernſthafteſte 
Aufmerkſamkeit zu verdienen, und er wollte durchaus nicht 
geſtatten, daß Rußland den Türken Eroberungen von einiger 
Bedeutung abnähme oder Polen in einem Zuſtande ließe, der 
es zu einer ruſſiſchen Provinz machte; daher müßte, ſprach er, 
Oſterreich lieber in den Krieg eintreten zu einer Zeit, wo es 
noch auf die Mitwirkung Polens und der Pforte rechnen könnte, 
und wenn der König nicht teilnehmen wollte, ſo würden ſich 
die Oſterreicher wahrſcheinlich genötigt ſehen ihn anzugreifen. 
Friedrich erfuhr nun, daß die Türken die Vermittelung der 
Höfe von Wien und Berlin angerufen hätten, und ward auf⸗ 
gefordert, ja beſchworen, er ſollte doch mit ſeiner Kaiſerin 
vernünftig und etwas feſter als bisher ſprechen und alle Mittel 
der Überredung und ſogar ſtärkere, wenn es nötig wäre, 
gebrauchen, um die Annahme der Vermittelung bei ihr durch— 
zuſetzen und ſie dahin zu bringen, daß ſie ſich zu billigen 
Bedingungen verſtände. 

Der König fand dies alles recht ſchön; aber er wies auf 
ein großes Hindernis hin. Er glaubte Katharina beſſer zu 
kennen als der öſterreichiſche Staatsmann. „Sie iſt ſehr ſtolz, 
ſehr ehrgeizig, ſehr eitel“, ſprach er, „und deshalb ſehr ſchwer 
zu leiten, und da ſie eine Frau iſt, kann man mit ihr nicht 
in einem Tone reden, wie mit einem Miniſter, ſondern man 
muß mit ihr ſehr ſchonend umgehen, um ſie nicht aufzubringen.“ 
Friedrich verſprach dem gegebenen Rate ſo viel als möglich zu 
folgen. „Aber ich bitte“, fuhr er fort, „gebet mir Waffen, von 
denen ich Gebrauch machen kann, um ihr Furcht einzujagen.“ 
Er dachte einen Augenblick nach und ſagte dann: „Könntet Ihr 
z. B. nicht dem General Rumänzoff anzeigen laſſen, Ihr rech- 
netet darauf, daß er keineswegs über die Donau gehen würde? 
Oder könntet Ihr Euch nicht von Frankreich eine Erklärung 
verſchaffen, daß es 100,000 Mann zuhilfe ſchicken würde, 
wenn die Ruſſen jenen Strom überſchritten und die Sſter⸗ 
reicher ſie deshalb bekriegen wollten? Ihr würdet mir die 
Nachricht anvertrauen und ich davon Gebrauch machen. Ohne 
Zweifel würde das eine gute Wirkung hervorbringen.“ Der 


1 


König bat den Staatskanzler, ihm ſeine Meinung über dieſen 
Vorſchlag zu ſagen. Wie eingebildet Kaunitz war, zeigt uns 
der ausführliche Bericht, welchen er über die mit Friedrich 
geführte Unterredung vierzehn Tage ſpäter an Maria Thereſia 

geſendet hat, mit größter Deutlichkeit. Aber hier an dieſer 
Stelle wird der Düntel faſt unerträglich. „Ich geſtehe“, leſen 
wir, „ich war ſehr erſtaunt, aus dem Mund eines Fürſten, 
der übrigens viel Geiſt hat, ſo kindiſche Gedanken zu ver⸗ 
nehmen.“ Aus Schonung gegen einen ſo großen Herrſcher 
nannte der Staatskanzler die von demſelben vorgeſchlagenen 
Mittel nur unbrauchbar, weil man keineswegs drohen dürfte, 
wenn man nicht im voraus entſchloſſen wäre ſein Wort wahr 
zu machen, weil der bloße Übergang über die Donau für 
Oſterreich noch kein genügender Grund zum offenen Bruch 
mit Rußland ſein würde, und weil der Petersburger Hof im 
Recht wäre, eine ſolche Erklärung, wie Friedrich ſie vorgeſchlagen, 
als einen Scherz anzuſehen und unbeachtet zu laſſen. Wenn 
aber letzteres der Fall war und Oſterreich keine Drohung 
wagte, wie konnte da Kaunitz verlangen, daß Preußen dem 
Verbündeten gegenüber einen ſolchen Ton anſchlagen und ihn 
ſich zum Feinde machen ſollte, zumal da der Staatskanzler 
nicht einmal den Einmarſch der Ruſſen in Bulgarien als einen 
Anlaß zum Kriege betrachten wollte! 

Kaunitz enthielt ſich nicht, dem Könige ganz genau vor— 
zuſagen, wie er an Katharina ſchreiben müßte. Über die 
Geſinnungen des Wiener Hofes ſollte Friedrich berichten: er 
habe bei ſeinen Unterredungen in Neuſtadt keinen Groll und 
keine Abneigung gegen Rußland bemerkt, aber als aufrichtiger 
Freund dürfe er zugleich nicht verſchweigen, daß es ihm ge- 
ſchienen, als würde der Wiener Hof einen ernſthaften Beſchluß 
faſſen, wenn die Feindſeligkeiten noch länger dauerten und eine 
bedeutende Machtverſchiebung zwiſchen den beiden kriegführenden 
Teilen befürchten ließen. Die polniſchen Angelegenheiten riet 
Kaunitz auch zu erwähnen und die Kaiſerin zu bitten, daß ſie 
den Höfen von Berlin und Wien einen Plan über die Beruhi⸗ 
gung Polens vorlegen möchte. 
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Der König verſprach dieſen Ratſchlägen zu folgen und des⸗ 
halb, wenn er allein ſein würde, ſich Aufzeichnungen zu machen. 
Er fand außerdem Gelegenheit, ſein Verhalten gegen Rußland 
zu rechtfertigen. Er behauptete, und gewiß mit gutem Grunde, 
daß man, wenn man mit jemandem befreundet wäre, eine 
gewiſſe Rückſicht gegen ihn beobachten müßte. Dabei verſchwieg 
er nicht, daß das Anwachſen Rußlands ihn eines Tages zum 
Bündnis mit Ojterreich zwingen könnte. Doch Kaunitz ging 
auf dieſen Punkt ebenſo wenig ein wie Joſeph im vergangenen 
Jahre. Am 6. September machte der König noch einen ent⸗ 
gegenkommenden Vorſchlag. „Wir haben uns eben verſtändigt 
und gut verſtändigt“, ſprach er; „aber die Lage der Dinge kann 
ſich ändern und ändert fic) wirklich durch die Ereigniſſe, die 
von Zeit zu Zeit eintreten.“ Friedrich hielt es für gut, wenn 
man ſich auch nur einen Tag im Jahre oder wenigſtens bei 
einer beſonderen Veranlaſſung wieder ſehen und ſprechen könnte. 
Er führte dadurch aus, was er ſeinem Bruder Heinrich bereits 
am 18. November 1769 angezeigt hatte; jedoch er bekam auch 
hierauf eine wenig befriedigende Antwort. 

Vergnügen und Unterhaltung hatten übrigens ausgedehnt 
werden müſſen, weil die Muſterungen ein ſchreckliches Ende 
genommen. Am Stet frühmorgens war ein fürchterliches Un⸗ 
wetter losgebrochen. Durchnäßt bis auf die Haut, legten die 
allerhöchſten Herrſchaften den ziemlich weiten Weg bis nach 
Neuſtadt zurück, und der große Friedrich — bemerkt der Herzog 
von Teſchen in ſeinen Denkwürdigkeiten —, welcher ſich für 
ein ſo unerwartetes Ereignis mit keinem Kleidervorrat verſehen, 
hatte die Unannehmlichkeit, eingehüllt in ſeinen Mantel, einige 
Stunden an einem Küchenfeuer zubringen und ſeinen einzigen 
Rock und ſeine Beinkleider trocknen laſſen zu müſſen. Eine ge⸗ 
wiſſe Schadenfreude blickt aus dieſer Darſtellung hervor. Aber 
noch ganz anders war der Kaiſer von dem ſchweren Unfall 
ergriffen worden, und in ſeinem Arger ſchrieb er ſeiner Mutter: 
„Es ſcheint, daß uns dieſer Menſch überall Pech bringt.“ ) 


1) Statt „gignon“, wie bei Arneth VIII, 580, Z. 16 ſteht, muß 
es heißen „guignon“. 
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Wie 1766 und 1769, ſo ſtoßen wir auch hier bei dem 
Kaiſer auf eine Ader des Haſſes. Es ijt wahr, die Ver⸗ 
wüſtung, welche das Unwetter angerichtet, war ſehr groß 
geweſen und auch dem armen Militär der größte Schaden 
zugefügt worden; doch ohne jenen verſteckten Zorn gegen den 
glücklichen Feldherrn und Staatsmann würde Joſeph jene 
Worte ſchwerlich geſchrieben haben. Gerade ſie aber bereiteten 
der Kaiſerin⸗Königin Vergnügen. „Sind ſie aufrichtig gemeint“, 
ſchrieb Maria Thereſia an den Feldmarſchall Lascy, „ſo iſt das 
ein Gewinn gegen das vergangene Jahr.“ Sie hatte weiter 
gehört, daß die zweite Zuſammenkunft nicht mehr fo freund— 
ſchaftlich und vertraulich wie die erſte geweſen wäre, und wenn 
ſie nun Lasch fragte, ob es ihm auch ſo geſchienen, ſo hoffte 
ſie ohne Zweifel, die ihr angenehme Nachricht beſtätigt 
zu hören. 

Am zufriedenſten war wohl auf öſterreichiſcher Seite der 
Staatskanzler. Nach der Abreiſe des Königs, die am 7ten 
frühmorgens um 5 Uhr erfolgte, ſchrieb er, indem er ſich 
einen ausführlichen Bericht vorbehielt, zwei kürzere Briefe an 
ſeine Kaiſerin und legte in dem einen das Ergebnis ſeiner 
Unterhaltungen mit dem Könige dar. Er glaubte, daß die— 
ſelben auf letzteren einen ſehr lebhaften Eindruck gemacht 
hätten und daß Friedrich mit ganz anderen Geſinnungen gegen 
Oſterreich abgereiſt wäre, als er mitgebracht; der König werde 
daher, meinte Kaunitz weiter, dem Wiener Hofe künftig ſo viel 
vertrauen, als er es überhaupt imſtande ſei; ebenſo werde 
letzterer jetzt auf ihn viel mehr bauen können, als bisher 
rätlich geweſen wäre. 

Jedermann hat ſeine ſchwache Seite. Kaunitz durfte nicht 
daran denken, das franzöſiſche Bündnis aufzugeben, und er 
bemerkte doch den Nutzen eines preußiſchen Bündniſſes. Er 
hatte nun geglaubt, er könnte durch ſeinen ſogenannten polt- 
tiſchen Katechismus den König feſſeln. Dieſer war auch auf 
den unſchädlichen Vorſchlag eingegangen und hatte wiederholt 
um eine Abſchrift gebeten; aber Joſeph litt es nicht, daß ohne 
die Erlaubnis der Kaiſerin⸗Königin eine ſolche gegeben würde, 
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ſei es, daß er die vorgängige Einwilligung der Mutter wirklich 
für notwendig hielt, oder daß hinter der Weigerung eine 
Feindſeligkeit ſich verſteckte. Kaunitz fühlte kein ſolches Be⸗ 
denken, und es ſchmeichelte ſeinem Stolze, daß Friedrich ihn 
mehrmals, auch in Gegenwart Joſephs, um eine Abſchrift 
erſucht und ſich erboten hatte, dieſelbe mit dem Kaiſer aus⸗ 
auszutauſchen zum Zeichen, daß die beiden Höfe ſich an die 
darin befindlichen Vorſchriften halten würden. Doch verab⸗ 
redete man, daß dies ſpäter nachgeholt werden ſollte. 

Noch zufriedener vielleicht als der Staatskanzler war 
Friedrich der Große. Von Breslau ſchrieb er am 9. Sep⸗ 
tember dem Prinzen Heinrich inbezug auf die Unterredungen, 
die er mit Kaunitz gehabt: „Wir ſtimmen in unſeren Prin⸗ 
zipien und Ideen ſo ziemlich überein.“ Über die Zuſammen⸗ 
kunft im allgemeinen äußerte er ſich einige Tage ſpäter gegen 
ſeinen Bruder: „Die öſterreichiſche Infanterie hat ſehr ge- 
wonnen, ich möchte jedoch nicht tauſchen; die Reiterei iſt 
erbärmlich, die Artillerie ſehr gut. Die Schauvorſtellungen 
ſind ſchön geweſen, beſonders die Ballette Noverres, die alles 
übertreffen, was man in dieſer Gattung ſehen kann. Der 
Kaiſer iſt immer derſelbe, ſo wie Du ihn geſehen haſt. Fürſt 
Kaunitz iſt ein Mann von vielem Geiſt; er weiß es und nimmt 
eine gewiſſe Huldigung in Anſpruch. Er behandelt den Kaiſer 
wie ſeinen Sohn, und dieſer behandelt ihn wie ſeinen Vater.“ 
In einem Brief an Voltaire ſchrieb Friedrich noch mehr über 
Joſeph: „Er bereitet ſich vor, eine große Rolle in Europa 
zu ſpielen. Geboren an einem bigotten Hofe, hat er den 
Aberglauben desſelben abgeſchüttelt; erzogen in Prunk, hat 
er einfache Sitten angenommen; genährt mit Weihrauch, iſt 
er beſcheiden; entflammt von Ruhmſucht, opfert er ſeinen 
Ehrgeiz der Kindespflicht, die er gewiſſenhaft erfüllt, und 
während er nur pedantiſche Lehrer gehabt hat, beſitzt er Ge⸗ 
ſchmack genug, um Voltaire zu leſen und ſein Verdienſt 
anzuerkennen.“ ) Für den Petersburger Hof endlich berich⸗ 


1) Oeuvres XXVI, 324. 325; XXIII, 580. Mémoires et Actes 
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tete Friedrich dem Grafen Solms: „Der Kaiſer hat von 
Geſchäften nicht reden wollen und nur über militäriſche Dinge 
geſprochen, indem er allein mit der Sorge für die Truppen 
ſich beſchäftigte und mir oft im Scherz ſagte: „Ich überlaſſe 
das Übrige meiner Mutter. Was meine Perſon betrifft, fo 
hat mich dieſer Fürſt mit Freundſchaft überhäuft; er und 
Kaunitz haben mir mehr als zwanzigmal verſichert, ſie hätten 
Schleſien für immer vergeſſen.“ 

Man ſieht, Friedrich zeigt, wie nach der Zuſammenkunft 
in Neiße, mehr Wohlwollen gegen Oſterreich, als auf der 
anderen Seite gegen ihn vorhanden iſt. Aber dies war auch 
ganz natürlich. Welche Bedeutung hatte Preußen in der Welt 
gehabt, als Maria Thereſia den Thron beſtieg, und welche 
beſaß es jetzt? In Konſtantinopel übertrug man die Vermit⸗ 
telung nicht nur an Oſterreich, ſondern auch, woran vor 30 
Jahren nicht wäre zu denken geweſen, an Preußen, und Maria 
Thereſia wünſchte von Herzen, daß Friedrich dieſes Werk mit 
allem Eifer betreiben möchte. 


Zweites Kapitel. 


Unterhandlungen des Prinzen Heinrich in Petersburg 
über Polen und die Türkei im Winter 1770/7, 


Wenn einmal die politiſche Korreſpondenz Friedrichs II. 
wird herausgegeben ſein, dann wird man über die Menge 
der Schriftſtücke, die entweder nach der Anweiſung des großen 
Königs aufgeſetzt oder geradezu aus ſeiner Feder gefloſſen ſind, 


autentiques rélatifs aux négociations qui ont précédées le partage de 
la Pologne (Goertz), p. 101 und Beer II, 4. 
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in gerechtes Erſtaunen geraten. Daneben aber fand er noch 
Zeit, mit zahlreichen Freunden einen Briefwechſel zu unter⸗ 
halten; ja, man kann ſagen, fein Geiſt bedurfte folder Er⸗ 
holung. Mit Vergnügen begleitet man dieſen Verkehr und 
freut ſich über die feinen Wendungen, den heiteren Ton, die 
anmutigen Scherze, die witzigen Anſpielungen, denen man 
überall begegnet. Mitunter werden auch die Tagesfragen ge⸗ 
ſtreift. Als Katharina II. dem Statthalter Mahomeds den 
Kaftan ausklopfte ), war Voltaire nicht ganz mit ſeinem 
königlichen Freunde zufrieden, ſondern wünſchte, dieſer ſollte 
der Kaiſerin den Sultan Muſtapha ſchlagen helfen und mit 
ihr dann teilen. Umſonſt verwies Friedrich den Philoſophen 
von Ferney auf die Hilfsgelder, die er ſeiner Verbündeten 
zahlte; der alte kranke Einſiedler, wie er ſich unterzeichnete, 
bat, der König möge mit ſeinen Vorurteilen für die Griechen 
und wider die Türken Mitleid haben. „Ich liebe die Familie 
des Sokrates mehr als die Nachkommen Orkans“, ſchrieb er 
am 8. Juni, „trotz der Hochachtung, die ich vor den Herr— 
ſchern habe.“ 

In ſeiner Antwort pries Friedrich in einigen Verſen Katha⸗ 
rina, die allein zwei Kaiſer wert ſei, dafür, daß ſie dem Groß— 
herrn einen Denkzettel gegeben habe, der ſeinen Stolz demü— 
tigen müſſe; er bewunderte mit dem alten Einſiedler ihre 
unendlichen Entwürfe, ihre glänzenden Thaten, und meinte 
dann: man könne, wenn man ihr Verdienſt beſitze, der Helfer 
ſich entſchlagen. Nach den Verſen fuhr er in Proſa fort: 
„Das iſt der Grund, warum ich mich begnüge, ihre großen 
Erfolge zu betrachten, einen ſehr philoſophiſchen Geldbeutel— 
krieg zu führen und die Zeit der Ruhe zu benützen, um die 
Wunden gänzlich zu heilen, welche der letzte Krieg uns ge— 
ſchlagen hat und die noch bluten.“ Voltaire blieb aber ſeiner 
Auffaſſung treu. Es war ihm unbegreiflich, warum Kaiſer 
Joſeph nicht die Gelegenheit ergriff, Bosnien und Serbien in 
ſeine Hand zu bringen; er meinte, das würde ja nur die 


1) „Epousseter“ (Oeuvres XXIII, 158). 
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Mühe einer Reiſe dorthin koſten. „Man verliert den rechten 
Zeitpunkt“, fuhr er fort, „die Türken aus Europa zu ver⸗ 
jagen, er wird vielleicht nie mehr wiederkehren; aber ich werde 
mich tröſten, wenn Ew. Majeſtät bei dieſem Wirrwarr Ihr 
Preußen abrunden.“ ) 

Die Heimſendung der Osmanen nach Aſien war ein rühm⸗ 
licher Gedanke, welchen Katharina gehegt hatte und noch hegte. 
Friedrich aber mochte davon nichts wiſſen, weil er ſeine ſchwer⸗ 
geprüften Länder vor den Leiden eines neuen Krieges bewahren 
wollte. Er glaubte nach dem, was er in Neuſtadt gehört, die 
Oſterreicher würden es nicht leiden, daß die Ruſſen die Donau 
überſchritten, im Beſitze der Moldau und Walachei blieben 
und dadurch Ungarns Nachbarn würden. Wenn Choijeul dieſe 
Stimmung des Wiener Hofes benützte und Beiſtand verſprach, 
ſo mußten nach des Königs Anſicht die Ruſſen einen Teil des 
öſterreichiſchen Heeres gegen ſich haben und er ſelbſt den an- 
deren größeren ſamt den franzöſiſchen Hilfsvölkern. Den all⸗ 
gemeinen Krieg nun wünſchte Friedrich, wenn es irgend möglich 
wäre, zu vermeiden 2). Daher ging er ſogleich nach ſeiner 
Rückkehr aus Schleſien eifrig daran, die Verabredungen von 
Neuſtadt auszuführen. In einem vorzüglich abgefaßten Schreiben 
fragt er die Kaiſerin, ob ſie die Vermittelung des Berliner 
und Wiener Hofes annehme. Mit Oſterreich droht er zwar 
nicht, wie Kaunitz es vorgeſchlagen, er behauptet im Gegenteil, 
den Staatskanzler gemäßigter, als er erwartet, gefunden zu 
haben, obwohl derſelbe die Bewahrung des Gleichgewichts im 
Oriente wiederholt betont habe; aber er redet dem Frieden 
und der Mäßigung ſehr warm das Wort, und ebenſo em— 
pfiehlt er eine dauernde Beruhigung Polens, die er für mög⸗ 
lich hält, wenn die Diſſidenten ſelbſt einige Anſprüche fallen 
laſſen 5). 

In einem eigenhändigen Schreiben unterrichtete der König 


1) Oeuvres de Frédéric XXIII, 154—164. Das letzte Schreiben 
ift vom 27. Juli 1770. 

2) Eigenhändig an Solms, 19. Juni 1771. 

3) Sbornik XX, 274 sqq. 

Reimann, N. Geſch. Preußens. I. 22 
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den Grafen Solms über die Zuſammenkunft in Neuſtadt. Er 
hoffte die Befreiung Obreskoffs leicht zu erlangen; dieſer ſollte 
dann für Rußland an der Friedensunterhandlung teilnehmen 
und letztere in Konſtantinopel vor ſich gehen, damit er nicht 
erſt einen anderen Bevollmächtigten abſenden dürfte; denn der 
Krieg hätte ſeinen Geldbeutel ſtark geſchröpft ). Von Ofter- 
reich glaubte der König, daß es kein Hindernis in den Weg 
legen würde, wenn die Moldau und Walachei unter türkiſcher 
Herrſchaft blieben. Inbezug auf Polen wünſchte er in Über⸗ 
einſtimmung mit Kaunitz einen Plan für die Beruhigung dieſes 
Landes von der Kaiſerin zu empfangen. Hier nennt er auch 
ſelbſt einige Beſtimmungen, die ihm notwendig ſcheinen. Der 
gegenwärtige König, ſchreibt er, müſſe den Thron behalten, 
der Krongroßfeldherr mehr Einfluß auf die Truppen haben, 
und die Diſſidenten ihren Eintritt in den Senat aufgeben. 
Er verſpricht alsdann, im Vereine mit Oſterreich ſowohl dieſen 
Plan zu garantieren, als auch die Polen zur Annahme des⸗ 
ſelben zu zwingen. In einem zweiten Schreiben vom 12. Sep⸗ 
tember bezeichnete der König die Briefe aus Konſtantinopel 
als äußerſt wichtig für die Herſtellung des Friedens; er trägt 
dem Grafen Solms auf, für einen ſo heilſamen Zweck alles 
zu thun. „Die Zeit iſt koſtbar“, ſchließt er, „und die Gee 
legenheit zu günſtig. Verlieret keinen Augenblick, ſie zu be⸗ 
nutzen, und führet, ſoweit es von Euch abhängt, meine Ab- 
ſichten aus.“ ) 

Am folgenden Tage fügte Friedrich noch zwei Schreiben 
hinzu. In dem einen meldet er, daß der Wiener Hof Eng⸗ 
lands Teilnahme an den Friedensunterhandlungen nur unter 
der Bedingung gern ſehen würde, wenn man auch Frankreich 
zuzöge, daß aber vermutlich Katharina in letzteres nicht ein⸗ 
willigen würde. Ferner teilte Friedrich noch einen Gedanken 


1) „Cette Guerre d'ailleurs M'ayant fait une forte Saignée a La 
boursse.“ Dieſe Stelle fehlt bei Goertz, p. 102; der Abdruck bei ihm 
enthält auch noch andere Abweichungen vom Original und zerreißt ein 
Schreiben in zwei (aus dem Auguſt und vom 12. September, p. 100. 101). 

2) Goertz, p. 105. Der Schluß fehlt und ebenſo der Eingang. 
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mit, welcher die Kaiſerin bewegen ſollte, die Vermittelung 
Oſterreichs anzunehmen. Der Wiener Hof, meinte er, wäre 
jetzt noch gemäßigt und bereit, den geraden Weg bei der Friedens⸗ 
unterhandlung zu gehen; wenn man ihn aber zurückwieſe, ſo 
würde das ihn ſicherlich tief verletzen und bewegen, den franzö⸗ 
ſiſchen Mahnungen Gehör zu ſchenken ). Am 14. September 
ging die Sendung nach Petersburg ab, und gleich darauf 
wurden auch nach Konſtantinopel Weiſungen geſchickt. Der 
Graf von Finckenſtein verſprach dem Kaimakam die Annahme 
der Vermittelung vonſeiten des Berliner Hofes, und um Zeit 
zu erſparen, ſandte der König gleich die Vollmacht für den 
Herrn v. Zegelin mit )). 

Inzwiſchen fuhr Panin fort, ſich friedlich zu äußern, und 
er war ungewöhnlich offen geweſen, als Solms einige Tage 
vorher wieder verſuchte, Näheres über die ruſſiſchen Friedens⸗ 
bedingungen zu erfahren. Die Tataren zwiſchen der Donau 
und dem Dnieſtr hatten am 17. Auguſt einen Vertrag mit 
ſeinem Bruder, dem General Panin, vor Bender abgeſchloſſen 
und darin nicht allein verſprochen, unter ruſſiſchem Schutz un⸗ 
abhängig von der Pforte nach ihren alten Gewohnheiten, Ge— 
ſetzen und Freiheiten zu leben, ſondern auch die übrigen Ta⸗ 
taren zu demſelben Schritte zu bewegen. Hierin ſah nun 
Panin eine gute Friedensbedingung, nämlich die Unabhängigkeit 
der Tataren; dafür war er bereit von einer anderen Forde- 
rung abzuſtehen. Seit längerer Zeit ſchon hatte Katharina 
die Griechen gegen die Türken aufreizen laſſen und in dieſem 
Jahre ſie zur Empörung verleitet; aber bei der Unzulänglich— 
keit der ruſſiſchen Hilfsvölker war das Unternehmen gegen 
Morea geſcheitert, und die Türken hatten dann in ihrer be— 
kannten teufliſchen Weiſe den Aufſtand unterdrückt und an den 


1) Das erſte Schreiben iſt die fünfte Depeſche bei Goertz, p. 106, 
doch fehlt der Eingang: Friedrich habe geſtern vergeſſen, die engliſche Ver— 
mittelung zu berühren. Das zweite Schreiben iſt die dritte Depeſche bei 
Goertz, p. 103. 

2) Immediat an Zegelin, 14. September; Finckenſteins Antwort (in 
lateiniſcher Sprache) und die Vollmacht ſind vom 15. September. 
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Unſchuldigen gräßlich Rache genommen. Aber der herzloſe 
Panin machte ſich keine Vorwürfe, ſondern meinte, daß er 
durch das Mißlingen dieſer Pläne der Verpflichtung enthoben 
wäre, ſich der Bewohner jenes Landes anzunehmen, und daß 
er alſo einen Artikel fallen laſſen könnte, den er ſonſt hätte 
ſtellen müſſen und welchen er nur mit ſehr vielen Schwierig- 
keiten erlangt haben würde. Jedoch vor dem Ende dieſes 
Feldzuges glaubte Panin immer noch keinen Plan für die Her⸗ 
ſtellung des Friedens machen zu können *). 

Je mehr ſich nun der Petersburger Hof Zeit nahm, um 
noch andere Erfolge abzuwarten, deſto mehr mußte er über⸗ 
raſcht ſein, als am 25ſten früh die wichtigen Schreiben des 
Königs von Preußen in der ruſſiſchen Hauptſtadt eintrafen. 
Der Brief an die Kaiſerin und die Depeſchen Zegelins wurden 
ſogleich abgegeben; aber Katharina war zu ſtolz, um eine 
Vermittelung anzunehmen, höchſtens gute Dienſte wollte ſie 
ſich gefallen laſſen. Um nun dieſen Streich abzulenken, er⸗ 
teilte ſie dem General Rumänzoff eilig Befehl, er ſolle ſogleich 
an den Großvezier ſchreiben und verlangen, daß ihr noch 
immer in Gefangenſchaft lebender Geſandter ſeine Freiheit 
wiedererhalte; wenn dies geſchehen und der Sultan geneigt 
ſei, Bevollmächtigte zur Unterhandlung über den Frieden ab⸗ 
zuſenden, ſo wolle die Kaiſerin ſeinem Beiſpiele folgen. Der 
Graf Solms war ſehr erſtaunt, als ihm Panin dieſe Mit⸗ 
teilung machte, indem er ſich zugleich entſchuldigte, daß er 
ihm vorher nichts davon geſagt hätte; jedoch die Sache wäre 
ſo ſchnell beſchloſſen worden ?). Der Geſandte verhehlte nicht, 


1) Solms, 11. September 1770. 

2) „In der vorigen Woche“, ſchreibt Solms am 28. September, alſo 
zwiſchen dem 16ten und 23ſten. Beer ſagt ohne Quellenangabe (II, 4): 
Der Petersburger Hof habe durch den engliſchen Geſandten (Murray) in 
Konſtantinopel Kunde von den auf die Mediation bezüglichen Schritten 
des Wiener und Berliner Hofes erhalten. Das giebt keinen Sinn, 
und gemeint iſt wohl der auf die Vermittelung ſich beziehende Schritt 
der Pforte. Murray hätte, wenn Beers Nachricht wahr wäre, an 
Lord Cathcart in Petersburg ſchreiben müſſen. Dieſer empfing aber am 
25ſten und nicht von ihm die erſte Kunde (Sbornik XIX, 108), er erfuhr 
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daß ſein König von dieſer Nachricht überraſcht werden würde. 
Letzteres war auch wirklich der Fall. „Man treibt alſo ſeinen 
Spott mit uns“, ſchrieb Friedrich an den Prinzen Heinrich, 
als er davon hörte; „ich verzichte gern auf das undankbare 
Geſchäft der Vermittelung, wenn nur mein Rat inbezug auf 
Polen, der allein zu völliger und dauernder Beruhigung des 
Landes führen kann, in Petersburg endlich angenommen wird.“ 
Jedoch den Grafen Solms ließ er davon nichts merken, er 
ſprach vielmehr gegen dieſen ſogar die Abſicht aus, daß der 
ruſſiſche Plan auf weniger Schwierigkeiten ſtoßen würde, weil 
hier England und Frankreich außer Betracht blieben. Die 
unendliche Sehnſucht, die er hatte, dem Erdteil die Ruhe 
zurückzugeben, ließ ihn über alles andere hinwegſehen, und es 
war ihm daher — ſo ſchrieb er — gleichgültig, ob durch 
ſeine Vermittelung oder nicht, wenn nur der Friede wieder⸗ 
hergeſtellt wurde !). 

Bereits am 28. September hatte Solms melden können, 
welche Antwort der Petersburger Hof zu geben gedachte; doch 
ließ dieſelbe noch lange auf ſich warten. Man zögerte wohl 
mit Abſicht, um dem Feldmarſchall Rumänzoff Zeit zur Er⸗ 
füllung des ihm erteilten Auftrages zu gewähren. Natürlich 
wies Katharina, als ſie dem König am 9. Oktober endlich 
antwortete, auf dieſen Schritt hin, um ihre friedliche Gefin- 
nung zu beweiſen. Sie bedauerte dann, daß ſie für die Unter⸗ 
handlung die Form, welche die Pforte vorgeſchlagen, nicht an- 
nehmen könnte. Sie beharrte darauf, daß Obreskoff vorher 
freigegeben werden müßte, und wenn ſie auch bereit war, als— 
dann ſogleich an das Friedenswerk heranzutreten, ſo wollte ſie 
ſich doch nur die guten Dienſte des Berliner und Wiener 


von dem Briefe des Kaimakam durch Panin am 1. Oktober und durch 
Murray am ster (I. c., p. 111 u. 113). Ich glaube vielmehr, der Be- 
fehl an Rumänzoff iſt am 25. oder 26. September abgegangen; er konnte 
bei dieſem am 6. oder 7. Oktober eintreffen (ek. 1. c., p. 67), und nach 
Konſtantinopel gelangte Rumänzoffs Brief am 26. Oktober. (Zegelin, 
3. November.) 

1) Duncker, S. 209. Friedrich an Solms, 14. Oktober. (B. A.) 
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Hofes gefallen laſſen; denn ſie würde ſonſt auch England zu 
der Vermittelung zuziehen müſſen. Sie konnte ſich mit Recht 
auf die großen Gefälligkeiten berufen, die ihr der Londoner 
Hof während des Kriegs erwieſen; hatte doch Lord Rochford 
zu Anfange des Jahres mit Beſtimmtheit verſprochen, daß 
England Partei ergreifen und die franzöſiſchen Schiffe bekriegen 
würde, wenn dieſelben der ruſſiſchen Flotte, die aus der Oſtſee 
nach dem Mittelmeer ſegelte, feindlich entgegentreten ſollten RY, 
Während aber Katharina fich in der Lage befand, im Fall 
einer Vermittelung die Teilnahme des Londoner Hofes ver⸗ 
langen zu müſſen, behauptete ſie umgekehrt, ſie würde ſich 
gezwungen ſehen, Frankreich davon auszuſchließen, weil Choiſeul 
ihr und ihres Landes geſchworener Feind wäre. 

Die Kaiſerin verwies Friedrich auf ein Schriftſtück Pa⸗ 
nins, worin dieſelben Gegenſtände wie in ihrem Briefe und 
beſonders die Schwierigkeiten einer Vermittelung noch aus⸗ 
führlicher und zugleich in einer ſolchen Weiſe behandelt würden, 
daß der König von Preußen es, wenn er wollte, dem Wiener 
Hofe getroſt mitteilen könnte. Beide Schriftſtücke atmeten die 
innigſte Freundſchaft für Friedrich II. und zeigten die größte 
Rückſicht gegen Oſterreich. Auch inbezug auf Polen äußerte 
ſich Katharina höchſt entgegenkommend und gemäßigt; indem 
ſie neue Verhaltungsbefehle für ihren Geſandten in Warſchau 
ankündigte, bat ſie ihren Verbündeten, er möchte doch die 
Schritte, welche der Fürſt Wolkonsky infolge derſelben zur 
Verſöhnung der Gemüter und zur Beruhigung jenes Landes 
thun würde, durch Herrn v. Benoit unterſtützen laſſen 7). 

Als Panin die beiden Schriftſtücke dem Grafen Solms 
überreicht hatte, bemerkte dieſer mit Verwunderung, daß darin 
über die Bedingungen des Friedens gar nichts angegeben wäre. 
„Das iſt unnütz und unmöglich“, entgegnete Panin; „denn 
ohne die Freilaſſung Obreskoffs kann von keiner Unterhand⸗ 


1) Solms, 6. Februar 1770. 


2) Sbornik XX, 277. Beer, Dokumente, S. 104 (vom 9. u. 10. Sep⸗ 
tember und am I4ten abgeſchickt). 
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lung die Rede ſein, und wenn die Pforte darauf eingeht, muß 
die Lage der Dinge, wie fie dann fein wird, in Betracht ge- 
zogen werden.“ ) Man ſieht hier abermals, wie der Peters⸗ 
burger Hof noch auf neue gute Nachrichten vom Kriegsſchau⸗ 
platze wartete und ſich nicht vorzeitig binden wollte. Empfing 
man doch am I4ten noch die ſehr wichtige Nachricht von dem 
Falle Benders, welches nach einer Belagerung von zwei Mo— 
naten am 27. September ſich hatte ergeben müſſen. 

Mittlerweile war der Prinz Heinrich in Petersburg ein⸗ 
getroffen. Nach polniſchen Vermutungen kam er, weil ihn die 
Kaiſerin für die Moldau und Walachei beſtimmt haben ſollte; 
der wahre Zweck ſeiner Reiſe beſtand aber darin, die Bande 
zwiſchen den Höfen von Berlin und Petersburg noch enger zu 
knüpfen, jo daß dieſelben mit der Zeit unlösbar würden 7). 
Friedrich hätte ſeine Angelegenheiten nach wie vor durch Solms 
allein beſorgen laſſen; aber weil der Prinz Heinrich einmal 
die teure Reiſe gemacht, wollte und ſollte er auch etwas aus⸗ 
richten, und er beſaß vor dem Geſandten den Vorteil, daß er 
viel und ohne Aufſehen mit der Kaiſerin ſich unterhalten 
konnte. Katharina verſicherte den Prinzen gleich in den erſten 
Tagen: fie wünſche den Frieden und verlaſſe ſich auf die Ver⸗ 
mittelung des Königs in Konſtantinopel; zunächſt aber müſſe 
die Antwort des Großveziers abgewartet werden und Obres— 
koff frei ſein. 

Heinrich machte nun den Grafen Panin darauf aufmerkſam, 
daß eine doppelte Unterhandlung durch den König von Preußen 
und Rumänzoff nur ſchaden könnte; jedoch es ward ihm vor⸗ 


1) Solms, 14. Oktober. 

2) Immediat vom 31. Oktober an Solms: „Le principal but de 
son voyage n'est point d'autre que de resserrer de plus en plus les 
liens qui unissent les deux Cours, et de les rendre entiérement in- 
dissolubles et à Vabri de toute atteinte. En effet c'est le seul avan- 
tage que Je désire de recueillir de ce voyage, et connoissant les ta- 
lents et les sentiments de Mon frére, Je suis pleinement convaincu 
que cette tache n’auroit jamais vu etre confiée à de meilleures mains 
et qu'il fera tous ses efforts pour la bien remplir“. (Berl. Archiv.) 
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geredet, daß man durch den letzteren nichts weiter ermitteln 
wollte, als ob überhaupt die Pforte zum Frieden geneigt 
wäre 1), und was die Bedingungen anbetrifft, jo beſchränkte 
ſich klugerweiſe Panin auf drei ganz allgemein gehaltene For⸗ 
derungen, welche den Schein ſehr großer Mäßigung hatten. 
Nach ſeiner Erklärung wollte Rußland keine neuen Provinzen 
als Eroberung haben, ſondern nur eine mäßige Entſchädigung 
für die Kriegskoſten und Bürgſchaften dafür, daß die Türken 
nicht ſo leicht imſtande wären, mit Rußland einen neuen Krieg 
anzufangen. In das Einzelne zu gehen, lehnte Panin ab, 
weil Katharina II. ſich bisher gegen niemand außer ihm 
darüber geäußert hätte. Bei einer anderen Gelegenheit verhieß 
er die Entſcheidung bei der Kaiſerin ſo zu beeilen, daß der 
Prinz Heinrich dieſelbe dem Könige von Preußen zuerſt ankün⸗ 
digen könnte. Panin ſagte das mit jenem Tone, den er 
annahm, wenn er ſeiner Sache gewiß zu ſein glaubte. Ja, 
um endlich jeden Verdacht zu entfernen, gab er die Verſicherung, 
daß die Kaiſerin noch dieſen Winter Frieden ſchließen würde. 
Mit der Vorbedingung freilich nahm es letztere ſehr ernſtlich, 
und als ihr Prinz Heinrich einmal vorſtellte, ſie würde doch 
um eines einzigen Menſchen willen das Glück Europas nicht 
aufhalten, da ſchien es ihm, als ob dieſe Bemerkung keines⸗ 
wegs nach ihrem Geſchmacke geweſen wäre 2). 

Inzwiſchen wartete Friedrich ungeduldig auf die Erklärung 
des Petersburger Hofes inbezug auf das von der Pforte 
geſtellte Verlangen; aber er freute ſich keineswegs, als dieſelbe 
bei ihm eintraf, und er ſah, daß Katharina die Vermittelung 
weder ablehnte noch annahm und eine direkte Unterhandlung 
allem Anſcheine nach vorzog. In ſeinem Arger blieb er dabei, 
eine Verſpottung in der Handlungsweiſe des ruſſiſchen Hofes 
zu ſehen ). Er ſchickte den Brief Katharinas und ſeine Ant⸗ 
wort am 27. Oktober dem Grafen Finckenſtein, da dieſer aus 


1) Duncker, S. 210. 
2) Solms, 19. Oktober. 


3) An den Prinzen Heinrich, 26. Oktober. Oeuvres XXVI, 330. 
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den beiden Schreiben am genaueſten das Verhältnis der Höfe 
von Berlin und Petersburg erkennen würde. 

Der Miniſter bedauerte hauptſächlich, daß man ſich über 
die Friedensbedingungen nicht vertraulich geäußert hätte; jedoch 
er hoffte, durch eintretende Umſtände würden die beiden Höfe 
noch in die Unterhandlung gezogen werden; denn eine preußiſch⸗ 
öſterreichiſche Garantie der Beſtimmungen, die in Polen die 
Ruhe wiederherſtellen ſollten, hielt er für notwendig, damit 
Rußland nicht auf immer den Meiſter im Nachbarreiche ſpielen 
könnte !). Friedrich antwortete, wie wenn er ſich wenig daraus 
machte, ob er Vermittler ſei oder nicht. Er empfand es 
außerdem, obwohl es doch nicht ſo böſe gemeint war, ſehr 
übel, daß man ihm zumutete, Befehle des ruſſiſchen Hofes, 
die er noch gar nicht kannte, durch Herrn v. Benoit unter⸗ 
ſtützen zu laſſen, und er hütete ſich nicht nur, dieſen anzu⸗ 
weiſen, ſondern er bat auch ſeinen Bruder Heinrich, daß er 
dem Grafen Panin über ein ſolches Verfahren Vorhaltungen 
machen möchte; denn er wäre nicht gewohnt, ſeine Diener 
handeln zu laſſen, ohne daß er wüßte, was man ihnen auftrüge. 
Übrigens war er der Überzeugung, wenn die Ruffen einen 
Fuß in Polen behalten wollten, ſo würde gewiß die Eiferſucht 
der Oſterreicher ſich vergrößern und früher oder ſpäter den 
Petersburger Hof nötigen, die Unruhen auf eine der polniſchen 
Verfaſſung angemeſſene Weiſe zu beendigen. „Alſo bleiben 
wir mit untergeſchlagenen Armen ſtehen“, ſchloß er die eigen— 
händige Antwort an Finckenſtein; „wir haben nichts hierbei zu 
fürchten, und der Haß des Wiener Hofes wird ſich gewiß ver- 
doppeln. Deſto beſſer für uns.“?) 

Auch in dem Schreiben, welches Friedrich an die Kaiſerin 
abſchickte, war der polniſchen Angelegenheiten mit Kummer 
und Fürſorge gedacht. Der König ſprach die Anſicht aus, daß 
es leichter ſein würde mit den Türken Frieden zu ſchließen, als 
die Polen zu beruhigen; denn bei allem Unglück, welches jene 


1) Finckenſteins Antwort iſt vom 28. Oktober. (Berl. Archiv.) 
2) Beer II, 352 (wahrſcheinlich vom 29. Oktober). 
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getroffen, leckten die Konföderierten wider den Stachel und 
wären nicht einmal unter ſich über das einig, was ſie wollten 
und nicht wollten 1). Und wie Friedrich der Kaiſerin die 
Beruhigung der Polen ans Herz legt, ebenſo empfiehlt er 
dieſe Angelegenheit noch einmal am 30. Oktober ſeinem Bruder. 
„Das ganze Königreich“, ſchreibt er, „iſt den Ruſſen abgeneigt, 
und glaubt die Kaiſerin dort Anhänger zu haben, ſo täuſcht 
ſie ſich gewaltig.“ Friedrich wünſcht nun, daß man den Polen 
ſolche Geſetze geben möchte, die ſie auch zu halten geſonnen 
wären; denn man würde ſonſt alle Vierteljahre von neuem 
mit ihnen anfangen müſſen. Dazu fügt der König eine andere 
Erwägung, die ihm noch wichtiger erſcheint. „Der Wiener 
Hof“, ſchreibt er, „betrachtet die Dinge mit der größten Un- 
zufriedenheit, und ich möchte keineswegs dafür ſtehen, daß den 
Oſterreichern nicht endlich die Geduld ausgeht, wenn die Ruſſen 
nach dem Frieden ihre Truppen aus dem Königreiche nicht 
herausziehen. Was mich betrifft, der ich, ſoweit es von mir 
abhängt, den Frieden des Nordens fo viel als möglich ver— 
längern möchte, ich wünſchte, daß man alles entfernte, was 
einem neuen Kriege Nahrung geben könnte, und daß Rußland 
einen für Polen erträglichen Pacifikationsplan aufſtellte und 
ihn ſowohl mir als dem Wiener Hofe mitteilte.“ Wenn dieſe 
Vorſchläge billigen Anforderungen entſprächen, ſo wollte ſich 
der König faſt anheiſchig machen, daß er im Vereine mit 
Oſterreich die Polen zur Annahme derſelben zwingen würde. 
„Das kann“, fuhr er fort, „einen feſten Frieden bis zu einer 
neuen Regierung geben. Aber wenn die Kaiſerin meinen 
Ratſchlägen nicht folgen will, ſo wird früher oder ſpäter, fürcht' 
ich, dieſes Feuer, das unter der Aſche glimmt, einen ganz 
Europa ergreifenden Brand anfachen.“ 2) 

Gerade inbezug auf Polen war man damals in Petersburg 
beſchäftigt, einen Plan aufzuſetzen, wie dieſes Land beruhigt 
werden könnte. Auf Anordnung des Prinzen Heinrich hatte 


1) Sbornik XX, 283. 
2) Oeuvres XXVI, 332. 
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Solms einen ſolchen verfertigt. Panin erklärte ſich in der 
Sache damit einverſtanden, aber er wünſchte denſelben all- 
gemeiner gehalten und machte deshalb einen neuen, den er 
dem preußiſchen Geſandten übergab. In einer Note wies er 
die Teilnahme des Wiener Hofes an dieſen Unterhandlungen 
zurück, ſonſt aber beobachtete er in ſeinen Ausdrücken die größte 
Rückſicht gegen denſelben. Er wünſchte, der König möchte 
Oſterreich davon überzeugen, daß Rußland Recht und Billigkeit 
geübt und zugleich das Intereſſe aller Nachbarn der Republik 
gewahrt hätte; denn das Recht der Königswahl und das Liberum 
veto wären erſt durch die Kaiſerin auf dem Reichstage von 
1768 unter die Grundgeſetze der Polen gekommen. Panin 
wollte nun etwas in der Sache der Diſſidenten nachgeben und 
zulaſſen, daß dieſelben auf ihren Eintritt ſowohl in den Senat 
als in das Miniſterium verzichteten und die Zahl ihrer Land— 
boten feſtſetzen ließen; dagegen ſollten ſie die Abſchaffung jenes 
Geſetzes verlangen, welches auf den Übertritt zu ihrer Kirche 
Strafe ſetzte. Die Unterhandlung ſollte nur zwiſchen den 
polniſchen Katholiken und Diſſidenten ſtattfinden und die 
Geſandten von Rußland und Preußen nicht öffentlich, ſondern 
nur unter der Hand daran teilnehmen. Inbezug auf die 
Kommiſſionen, die 1764 eingeſetzt worden waren, um die 
Macht der Großfeldherren und Schatzmeiſter zu beſchränken, 
wollte die Kaiſerin den Polen freie Hand gewähren, und nach 
Beendigung des Friedenswerkes war ſie bereit, auch den Wiener 
Hof an der Garantie desſelben teilnehmen zu laſſen ). 
Friedrich empfing dieſe Papiere mit aufrichtiger Freude. 
„Die Geſinnungen“, ſchrieb er, „welche dieſelben enthalten, 
machen der Kaiſerin von Rußland die größte Ehre. Ich 
bewundere darin ihren Edelmut, ihre Gerechtigkeit und ihre 
Mäßigung, welche fo zu ſagen in jeder Zeile ſich ausſprechen.“ “) 
Der König wünſchte ſehnſüchtig die Beruhigung Polens, und 
er konnte jetzt hoffen, daß man dahin bald gelangen würde. 


1) Solms, 3. November. Beer, 1 S. 109. Der Plan 


ſteht ebend. S. 112. 
2) Immediat an Solms, 14. November. 
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Jedoch Schwierigkeiten waren noch zu beſiegen. Die unkatho⸗ 
liſchen Polen behaupteten von jeher, daß nur die Geſamtheit 
der Diſſidenten über einen Verzicht auf gewiſſe politiſche Rechte 
zu entſcheiden hätte. „Die Vornehmſten von ihnen werden 
ſich aber“, meldete Solms am 24. November, „zu einem 
ſolchen Verzichte ſchwerlich bewegen laſſen; denn wenn ſie das 
ſchriftlich und feierlich thäten, ſo würden ſie das Recht, welches 
ſie beſeſſen haben, für immer verlieren.“ Die Katholiken 
legten natürlich der Mehrheit der Diſſidenten die Befugnis 
bei, zu entſcheiden. 

Im Dezember 1770 erhielt Wolkonsky den Plan, welchen 
Rußland an Friedrich II. geſchickt hatte, und neue Verhal⸗ 
tungsbefehle. Die Mitteilungen, die er dann dem Könige von 
Polen machte, befriedigten ſowohl dieſen als auch die in War⸗ 
ſchau anweſenden Großen, weil die Polen die Unterhandlungen 
mit den Diſſidenten ſelbſt führen und auch die Höfe von Berlin 
und Wien die Garantie übernehmen ſollten. Nur auf die 
Entfernung der Czartoryski einzugehen, weigerte ſich Stanislaus 
Auguſt entſchieden ). Dann wurden die Hauptpunkte, wie 
Wolkonsky ſie der freilich überaus winzigen patriotiſchen Partei 
mitgeteilt hatte, in die Provinzen geſchickt; am Schluſſe waren 
darin einerſeits die damaligen Räte des Königs von dem 
Friedenswerk ausgeſchloſſen, anderſeits diejenigen Konföderierten 
ſichergeſtellt, welche ſich ruhig in ihre Wohnungen zurückziehen 
oder als Abgeordnete nach Warſchau kommen wollten, um ſich 
mit der patriotiſchen Partei zu beſprechen. Wolkonsky ließ 
überall vorſtellen, daß es für die polniſche Nation weit ehren⸗ 
voller wäre, von dieſen günſtigen Eröffnungen Nutzen zu ziehen 
und an den Unterhandlungen teilzunehmen, als wenn die Beſtim⸗ 
mungen über fie an das Ende des bevorſtehenden Friedens- 
vertrages angehängt würden. Viele Große der Republik 
empfanden auch die Stärke dieſes Grundes; der König Stanis⸗ 
laus Auguſt aber wollte ſich durchaus von ſeinen Räten nicht 
trennen und ſchickte im Anfange des nächſten Jahres den 


1) Benoit, 11. Dezember. 
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Grafen Branicki nach Petersburg, um in dieſem Punkte wo⸗ 
möglich eine Anderung herbeizuführen *). 

Während ſich ſo über Polen der Himmel ein wenig auf⸗ 
hellte, wollten die Wolken, die über der Türkei hingen, nicht 
weichen. Wir haben gehört, wie unzufrieden Friedrich der 
Große mit der ruſſiſchen Note vom 10. Oktober war; jedoch 
noch weniger freute ſich Kaunitz, als ihm Rohd am 6. No⸗ 
vember dieſelbe mitteilte. Der Staatskanzler las ſie ganz 
laut; bei den wichtigſten Stellen und bei denjenigen, die ihm 
nicht klar genug ſchienen, hielt er inne und überlegte. Sein 
Urteil war, es ſei eine recht ausführliche Ablehnung der 
preußiſch⸗öſterreichiſchen Vermittelung in ſehr höflichen Aus⸗ 
drücken, und er wünſchte zu erfahren, was für Aufträge Zegelin 
jetzt empfangen würde 7). 

Inzwiſchen hatte ſich der König von Preußen mit der 
unmittelbaren Unterhandlung zwiſchen Rußland und der Pforte 
ganz ausgeſöhnt; ihm war die Hauptſache, daß der Friede 
zuſtande käme, und das ſchien ihm fo jetzt am beſten erreichbar “). 
Wie aber, wenn die Türken ſich weigerten, den vorgeſchlagenen 
Weg zu betreten? Und das war in der That der Fall, wie 
der König wenige Tage ſpäter, im Anfange des Dezember, 
erfuhr. Der Graf Rumänzoff hatte, gleich nachdem er den 
Auftrag aus Petersburg empfangen, einen Oberſten mit einem 
Schreiben an den Großvezier geſendet, worin er in ſeinem 
eigenen Namen und in der Hoffnung auf die nachträgliche 
Zuſtimmung der Kaiſerin zu erkennen gab: er zweifle nicht 
an der friedfertigen Geſinnung der Pforte, wenn ſie ſich nicht 


1) Benoit, 15. u. 28. Dezember 1770; 2. Januar 1771. 

2) Rohd, 7. November. 

3) Immediat an Solms, 29. November. Er geſteht, daß anfänglich 
die Idee Rußlands, mit der Pforte direkt über den Frieden zu unter⸗ 
handeln, nicht nach ſeinem Geſchmacke war; er ſah dabei zu viele Schwierig⸗ 
keiten und war deshalb für eine Vermittelung. Bei reiferer Überlegung 
dagegen iſt er davon zurückgekommen und hat, wie ſeine ſpäteren Befehle 
beweiſen, für den beſten Weg zum Frieden gehalten „de stipuler un 
Congrés immediat“ gemäß der Abſicht der Kaiſerin. Vgl. Immediat an 
Rohd vom 28. November. 
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den völligen Untergang des türkiſchen Reiches in Europa 
zuziehen wolle, was er in dem nächſten Feldzuge bewerkſtelligen 
zu können glaube; ſie möge deshalb Obreskoff freilaſſen und 
einen Bevollmächtigten abſenden; er werde dann es dahin 
bringen, daß auch ein ruſſiſcher Unterhändler ſich einfinde. 
Der Oberſt wurde ſehr gut aufgenommen und ihm eine Audienz 
wie einem Miniſter gewährt, und bei der Abreiſe bekam er 
nicht nur mehrere Geſchenke, ſondern auch zwei Kriegsgefangene 
mit !); doch wollte der Großvezier in einer jo wichtigen An⸗ 
gelegenheit, wie billig, nicht ſelbſt entſcheiden, ſondern erſtattete 
darüber dem Sultan Bericht. In Konſtantinopel fürchtete 
man aber die unmittelbare Unterhandlung und lehnte ſie des⸗ 
halb ab; man könne ſie nicht annehmen, ſagte man, nachdem 
man den Höfen von Berlin und Wien die Vermittelung 
angetragen habe und dieſe darauf eingegangen ſeien. In der 
Nacht vom 26. zum 27. Oktober ließ der Reis⸗Effendi die 
Geſandten von Preußen und Ofterreich rufen und teilte ihnen 


dieſen Entſchluß mit; ſein Vorgänger Osman⸗Effendi, den um 


ſeiner friedlichen Geſinnungen willen Hamſa⸗Paſcha beim Aus⸗ 
bruch des Krieges abgeſetzt hatte, war ebenfalls gegenwärtig 2). 

Gerade zu der Zeit, wo die Türken an der Vermittelung 
feſthielten und dadurch den Frieden ins Ungewiſſe hinausſchoben, 
beſchäftigte man ſich in Petersburg mit der Frage, was in 
einem ſolchen Falle zu thun wäre. Die Kaiſerin nahm den 
Prinzen Heinrich am 25. Oktober beiſeite und fragte ihn, 
was wohl dann geſchehen würde und ob er ihr riete, das Heer 
über den Rubikon, d. h. über die Donau, ſetzen zu laſſen. 
Heinrich wies natürlich auf die Oſterreicher und Franzoſen hin, 
welche das nicht leiden würden. „Man wird alſo Frieden ſchließen 
müſſen“, ſagte fie lachend; „ich wünſche ihn, aber der Sultan ijt 
ein wilder Mann, und die Hetzereien der Franzoſen werden ihn 
hindern, vernünftig zu ſein.“ Als Heinrich darauf bemerkte, daß 
Friedrich ihn vernünftig machen würde, wenn ihm Katharina 


1) Solms, 6. November. 
2) Zegelin, 3. November. 


Ss 


q Unterredungen des Prinzen Heinrich mit Panin. 351 


ihre Intereſſen anvertrauen wollte, da behauptete ſie, daß 
man vor dem nächſten Januar nicht klar ſehen würde ). 

Die Kaiſerin hatte noch keine Luſt, auf ihrer Siegeslauf⸗ 
bahn inne zu halten, und ſie trug ſich mit ganz anderen 
Gedanken, nämlich wie ſie die Höfe von Wien und Verſailles 
trennen könnte. Vor ungefähr anderthalb Jahren hatte ſie 
den Fürſten Kaunitz umſonſt eingeladen, am Kampfe ſowohl 
als am Gewinne teilzunehmen. Jetzt erwähnte Panin gegen 
den Prinzen Heinrich der Vorteile, die der Wiener Hof hätte 
erlangen können, wenn er mit Rußland in den Krieg gegen 
die Türkei eingetreten wäre; durch ſeine Leidenſchaft für Frank⸗ 
reich hätte ſtch Kaunitz zu dieſem Fehler hinreißen laſſen. 
Der Prinz antwortete lakoniſch; aber nachdem man ihm Zeit 
gelaſſen ſich zu beſinnen, kam Saldern am 30. Oktober zu 
ihm und fragte, ob nicht Graf Panin von den Vorteilen 
geſprochen, die Oſterreich hätte gewinnen können. Heinrich 
bejahte dies natürlich und äußerte ſich dann in einer Weiſe, 
wie Katharina es unzweifelhaft wünſchte. 

Der Prinz bedauerte ſchon lange, daß ſein Bruder an 
Rußland Hilfsgelder zahlte, ohne den geringſten Gewinn davon 
zu haben, und er hatte bereits vor einigen Monaten in einem 
Schreiben an Friedrich II. geäußert: für dieſe Leiſtungen müßte 
die Kaiſerin dem König ein gutes Stück Polen abtreten. Es 
ſcheint faſt, als ob der Prinz den ſogenannten Plan des Grafen 
Lynar nicht kannte. Der König hatte zugegeben, daß Rußland 
ihn ſtark ausnützte, jedoch hinzugefügt: man müſſe ſich hüten, 
einmal eingegangene Verbindlichkeiten aus Arger zu löſen; 
weder Rußland werde ihm einen Zuwachs gönnen, noch Oſter⸗ 
reich, und er von ſeinem Bündnis nichts haben, als die Garantie 
der fränkiſchen Fürſtentümer, auf die er nicht ſehr rechne *). 

Der Prinz Heinrich hatte jene Anſichten noch vor den 
großen Siegen des ruſſiſchen Heeres ausgeſprochen. Jetzt mußten 
die Höfe von Petersburg und Wien Preußen noch weit mehr 


1) Duncker, S. 211. 
2) Ebd., S. 195. 
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aufſuchen, und da man ihm gleichſam entgegenkam, bemerkte 
der Prinz: wollte man ſich mit politiſchen Träumereien unter⸗ 
halten, ſo könnte man, wofern es unmöglich wäre den Frieden 
von den Türken zu erlangen, an die Errichtung einer Tripel⸗ 
allianz zwiſchen Preußen, Rußland und Oſterreich denken, durch 
welche für die drei Kronen gegenſeitige Vorteile feſtgeſetzt 
würden, deren ſie teilhaftig werden ſollten, wenn man die 
Türken zum Frieden gezwungen hätte. Saldern fragte, ob er 
dieſen Gedanken dem Grafen Panin mitteilen dürfte; der Prinz 
mochte ſich aber hierzu nicht verſtehen. „Du biſt alſo“, ſchrieb 
er am 31. Oktober an den König, „in keiner Weiſe durch 
dieſe Unterredung ins Spiel gezogen, und wenn ſich die Türken 
dieſes Jahr nicht zum Frieden herbeilaſſen wollen, ſo iſt es 
doch möglich, das ich Dir einen Dienſt leiſte, wofern Du den 
Wiener Hof beſtimmen kannſt, die nämlichen Intereſſen wahr⸗ 
zunehmen und für die Deinigen thätig zu werden, wie ich es 
wünſche. Ich werde ſie nun herankommen laſſen und über 
dieſes Kapitel kein Wort mehr ſagen.“ 

Heinrich brauchte nicht lange zu warten, ſondern konnte 
ſchon in einer Nachſchrift mehr melden. „Heut Abend ſagte 
mir Panin bei Hofe“, berichtete er, „es werde gut ſein, für 
den Fall, daß die Türken ſich nicht zum Frieden herbeilaſſen, 
Maßregeln zu treffen, um einen allgemeinen Brand zu ver⸗ 
hüten; es werde ſich um einen beſonderen Vertrag handeln.“ 
Auch im November war wiederholt von der Tripelallianz die 
Rede; Panin nannte ſie die ſchönſte und glücklichſte Idee, die 
man haben könnte; doch dachte man auch daran, welche Vor⸗ 
teile man dem Könige von Preußen gewähren könnte, wenn 
ein ſolches Bündnis nicht zuſtande käme und er allein in den 
Krieg einträte. Der Prinz glaubte, daß Rußland in deutſche 
Erwerbungen leicht einwilligen, zu polniſchen dagegen ſchwer 
ſeine Zuſtimmung geben würde; von Oſterreich meinte er, daß 
es gegen die Pforte alles, was es verloren, und noch mehr 
erlangen würde, ja alles, was es wollte, ſogar bis an die 
Thore von Konſtantinopel +). 

1) Duncker, S. 211. 212. 215—217. 
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Rußland lud alſo geſprächsweiſe durch den Prinzen Heinrich 
den König von Preußen ein, ſeine Forderungen zu ſtellen. 
Dieſer ging aber keineswegs hierauf ein. „Ich hoffe“, ſchrieb 
er am 11. November, „man wird den Rubikon nicht über⸗ 
ſchreiten. Wenn die Ruſſen das thäten, würde es kein Mittel 
mehr geben, die Oſterreicher aufzuhalten, und Du kannſt darauf 
rechnen, daß ein allgemeiner Krieg unfehlbar daraus hervor⸗ 
gehen würde. Die Türken wollen Obreskoff freilaſſen, ſobald ſie 
die Gewißheit haben, daß die Ruſſen Frieden ſchließen werden.“ 
Und am 16. November ſchrieb er: „Ich bitte Dich, keinen 
Übergang über den Rubikon und keinen neuen Vertrag irgend⸗ 
welcher Art; das iſt ganz und gar nicht an der Zeit. Die 
Türken verlangen mit Ungeſtüm den Frieden; man muß ihn 
ſchließen, oder Rußland muß ſich darauf gefaßt machen, daß 
es fic) mutwillig in einen ganz neuen Krieg ſtürzt.“ Am 19ten 
will der König endlich erfahren, ob die Ruſſen den Krieg fort⸗ 
zuſetzen gedenken. Er fordert ſeinen Bruder auf, ihnen ins 
Gedächtnis zurückzurufen, daß ſeine Verpflichtungen nicht ſo 
weit gehen, und daß er ſich, ohne ſeinen Ländern einen ſicheren 
und augenſcheinlichen Schaden zuzufügen und ohne den Verluſt 
aller rheiniſchen Beſitzungen zu wagen, in kein Unternehmen 
einlaſſen könnte, wo alle Gefahr auf ſeiner Seite wäre. „Du 
mußt ihnen vorſtellen“, fährt er fort, „daß gute Verbündete 
Rückſicht auf ihre gegenſeitigen Intereſſen nehmen müſſen und 
nicht verlangen dürfen, daß der eine Teil ſich gänzlich für die 
des anderen opfert.“ 

An dieſen Vorſätzen hielt der König feſt. „Was unſere 
Vermittelung anbetrifft“, ſchrieb er am letzten November, „ſo 
entſag' ich ihr gern, wenn nur das Friedenswerk beſchleunigt 
wird“ Er hält es für unmöglich, die Oſterreicher von den 
Franzoſen loszumachen, die jenen in Italien den Rücken und 
in Flandern die linke Seite decken und ihnen die Möglichkeit 
gewähren, ihre ganzen Streitkräfte nach Belieben gegen Preußen 
zu gebrauchen. „Unter dieſen Umſtänden“, fährt der König 
fort, „wird man Kaunitz niemals dahin bringen, mit Frank⸗ 
reichs Verbündeten, den Türken, zu brechen und den fie 

Reimann, N. Geſch. Preußens. I. 23 
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mit den Ruſſen zu teilen. Man muß nicht einmal daran 
denken, ſondern ſich vielmehr erinnern, daß die Kaiſerin den 
Krieg nicht fortſetzen kann, ohne den Rubikon zu überſchreiten, 
und das hieße einen Brand anzünden, von dem Gott allein 
weiß, was er für ein Ende nehmen würde. Ich komme daher 
auf meine Meinung zurück: Friede, Friede, ſo ſchnell als 
möglich, indem man den Türken nicht unerträgliche und zu 
demütigende Bedingungen vorſchlägt. Ich bin überzeugt, die 
Kaiſerin wird dahin gelangen; die Einflüſterungen der Fran⸗ 
zoſen verlieren bei der verzweifelten Lage, worin die Türken 
ſich befinden, ihre ganze Kraft. Die letzteren werden ſicher 
Frieden ſchließen, und zwar gern.“ ) 

Gerade zu dieſer Zeit gelangte die Antwort des Großveziers 
auf das Schreiben des Grafen Rumänzoff nach Petersburg, 
und Panin hatte nun keinen Vorwand mehr, die Triedens⸗ 
bedingungen, welche der König ſo ungeduldig zu ſehen wünſchte, 
demſelben noch länger vorzuenthalten. Am 6. Dezember 
wurden im Staatsrate die letzten Beſchlüſſe gefaßt, und eine 
Woche ſpäter las Panin das Aktenſtück dem Prinzen vor und 
ließ es auch den preußiſchen Geſandten ſehen. „Es ſollte mir 
heute übergeben werden“, meldete Solms am I14ten, „da 
kam die Nachricht, daß man ſich der Stadt Buchareſt bemäch⸗ 
tigt hätte und ein Korps Jäger über die Donau gegangen 
wäre. Nun denkt man, beſonders Orloff, die Türken werden 
ins ruſſiſche Lager kommen und um Frieden bitten.“ 

So entſtand eine neue Zögerung, während der König von 
Preußen fortfuhr zu drängen. „Die Türken“, ſchrieb er am 
13. Dezember, „können nicht mehr thun, als den Frieden 
anbieten. Wenn es zum allgemeinen Kriege kommt, muß ich 
die ganze Laſt tragen. Ich befände mich beim Frieden im 
günſtigſten Fall im Beſitze meiner gegenwärtigen Länder, aber 
die Provinzen und die Armee wären zu Grunde gerichtet und 
das Geld des Staates im Dienſte Rußlands ausgegeben, was 
mir dann ein ſchönes Kompliment und einen Marderpelz ein⸗ 


1) Oeuvres XXVI, 333sqq. 
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tragen würde. Das iſt es, was ich vorausſehe, und darum 
bin ich ſo lau, mich in ſtürmiſcher Zeit einzuſchiffen.“ Friedrich 
fürchtete, daß man abſichtlich zögerte, um den Frühling heran⸗ 
kommen zu laſſen und dann zu erklären, daß man nicht umhin 
könnte den Krieg fortzuſetzen. Er dachte mit Schmerzen an 
die Hilfsgelder, die er in dieſem Falle noch weiter zahlen müßte, 
weggeworfene Summen, wie er meinte. „Man wird mich 
melken wie eine Kuh“, ſchrieb er am 16. Dezember an ſeinen 
Bruder, „und Dir den Schnabel ſo lange wie möglich ins 
Waſſer halten“, d. h. keine entſcheidende Antwort erteilen +). 
Prinz Heinrich und der Graf Solms bemühten ſich auf 
jede Weiſe, der Kaiſerin den Mund zu öffnen, indem ſie von 
den brieflichen Außerungen des Königs fortwährend Gebrauch 
machten. Auch die Depeſche Zegelins vom 3. November, 
worin von der Unterhandlung zwiſchen Rumänzoff und dem 
Großvezier Meldung geſchah, gaben ſie dem Grafen Panin. 
Dieſer ging damit am 19. Dezember zur Kaiſerin und bewog 
ſie, ſich zu erklären. Am Abend ſagte ſie zum Grafen Solms: 
„Die Depeſche aus Konſtantinopel zeigt nicht, daß die Pforte 
ſehr friedfertig iſt; aber ich habe mich nun entſchieden und 
werde morgen oder übermorgen meinen Brief an den König 
ſchicken.“ Am 20ſten ward in ihrer Gegenwart noch eine Be— 
ratung gehalten, und am 21ſten nachmittags brachte Panin 
dem Prinzen Heinrich das Schreiben Katharinas und die 
Friedensvorſchläge 2). Die Kaiſerin teilte jetzt endlich ihrem 
beſten Freund und treueſten Verbündeten, wie ſie Friedrich II. 
nennt, ihre geheimſten Gedanken mit; doch ſollten die Bedin⸗ 
gungen in der gegebenen Form weder an die Pforte, noch an 
den Wiener Hof gelangen, an letzteren wenigſtens nicht ſogleich, 
indem ihm Katharina wegen ſeiner engen Verbindung mit 
Frankreich nicht traute und zunächſt das für genügend hielt, 
was ſie bereits in der Note vom 10. Oktober geſagt. Auf 
der anderen Seite freilich wollte fie auch eine zu große Zurück— 


1) Oeuvres XXVI, 342— 343. 
2) Beides ſteht bei Goertz, p. 107128. Solms, 22. Dezember. 
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haltung gegen den Wiener Hof vermeiden; denn fie wünſchte 
denſelben von Frankreich abzuziehen und einen Bund mit ihm 
und Preußen zu errichten. „Dadurch“, ſchrieb ſie, „würde 
Deutſchland ſeinem natürlichen Zuſtande zurückgegeben und das 
Haus Oſterreich durch andere Ausſichten von ſeinen Plänen 
auf preußiſche Beſitzungen abgelenkt werden.“ 

Katharina hielt an ihrer Vorbedingung unerſchütterlich feſt 
und verlangte, daß Obreskoff in Freiheit käme; dann war ſie 
bereit, nach irgendeinem Ort in der Moldau oder in Polen 
Bevollmächtigte zu ſchicken. In Konſtantinopel wollte ſie die 
Unterhandlung auf keinen Fall ſtattfinden laſſen. Die Bedin⸗ 


gungen, welche ſie ſtellte, waren folgende. Sie verlangte die | 


große und kleine Kabardei, Aſoff mit ſeinem Gebiet, und die 


Unabhängigkeit der Tataren; ferner ſollten einige Stücke, welche | 


die Türken früher von Georgien losgeriſſen und die Ruſſen 


jetzt erobert hatten, dem Fürſten dieſes Landes zurückgegeben 
und außerdem den Chriſten, welche für Katharina zu den 
Waffen gegriffen, Strafloſigkeit zugeſichert werden. Für die 
25 Millionen Rubel Kriegskoſten forderte die Kaiſerin die 
Verwaltung der Moldau und Walachei auf 25 Jahre ſo, 
daß die Höfe von Berlin und Wien für die Rückgabe nach 
Ablauf dieſer Friſt einſtänden; ſollte das aber nicht zugelaſſen 
werden, ſo wollte ſie ſich damit begnügen, daß die beiden 
Länder für unabhängig erklärt würden und Ofterreich und 
Preußen die Gewähr übernähmen. Endlich verlangte die Kai⸗ 
ſerin freien Handel und freie Schiffahrt auf dem Schwarzen 
Meere für ihre Unterthanen und den Beſitz einer Inſel 


im Archipelagus, wo die Ruſſen ihre Magazine anlegen 


könnten ). 

Prinz Heinrich ſuchte von Panin zu erfahren, wie die 
Kaiſerin den Wiener Hof für Rußlands Intereſſe zu gewinnen 
gedächte. Als er gegen die Abtretung der Moldau und 
Walachei bemerkte, daß Oſterreich dieſelbe für nachteilig halten 
würde, da entgegnete Panin: „Dann wird man dieſe Länder 


1) Sbornik XX, 284. 
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unabhängig machen“, und auf die Frage, wem ſie in dieſem 
Falle gehören ſollten, erwiderte er: „Das iſt der Kaiſerin 
gleich, wenn nur die Türken ſie nicht beſitzen.“ „Aber wenn 
Oſterreich ſie verlangt?“ fragte der Prinz. „Warum nicht“, 
war die Antwort, „wenn es einen geraden Weg geht und mit 
uns und Preußen Freund fein will?“ ) 

Am 22. Dezember reiſte der Eilbote mit den außerordent⸗ 
lich wichtigen Papieren nach Berlin, wo er im Anfange des 
neuen Jahres eintraf, aber keine Freude bereitete. „Mir ſind 
Hörner gewachſen“, ſchrieb Friedrich am 3. Januar 1771 
ſeinem Bruder, „als ich die ruſſiſchen Friedensbedingungen 
empfing. Weder den Türken noch den Sſterreichern kann ich 
dieſelben jemals vorlegen.“ Der König war in der That 
ſehr ärgerlich, wie die Wiederholungen deutlich zeigen, die in 
dem Briefe ſich finden?). Er nannte das Schriftſtück in⸗ 
ſofern eine Kriegserklärung, als die Sſterreicher, wenn fie dieſe 
Bedingungen erführen, unzweifelhaft in den Kampf gegen die 
Ruſſen eintreten würden. 

Am 3. Januar lief eine Depeſche Zegelins ein. Der 
König hatte natürlich der Pforte mitteilen laſſen, was der 
Petersburger Hof inbezug auf die von ihr angerufene Ver⸗ 
mittelung geantwortet; in der Nacht vom 1. zum 2. De⸗ 
zember hatten darauf der Reis-Effendi und Osman⸗Effendi 
dem öſterreichiſchen und preußiſchen Geſandten eine Erklärung 
übergeben, worin die Pforte wiederum eine beſondere Unter- 
handlung mit dem Petersburger Hofe verwarf. „Die Ruſſen 
haben uns in ganz Europa“, ſagten die türkiſchen Großen bei 
dieſer Gelegenheit, „für ſtolz und hochmütig ausgeſchrieen, und 
nicht mit Unrecht; aber wir ſind dafür beſtraft worden, und 
nun kann man die Ruſſen mit Grund eines Hochmuts beſchul⸗ 
digen, da ſie, von ihren Vorteilen aufgeblaſen, ſich nicht 
ſcheuen, die Vermittelung von zwei der größten europäiſchen 
Mächte unter ſehr nichtigen Vorwänden abzulehnen.“ Ehe 


1) Duncker, S. 220. 
2) Oeuvres XXVI, 344. 
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Zegelin die Depeſche fortſchickte, ließen die beiden Effendi noch 
ſagen: ſie würden wohl den Sultan überreden können, den 
Herrn v. Obreskoff auf freien Fuß zu ſetzen, aber ihre Köpfe 
dabei wagen, wenn Rußland alsdann dieſe Vermittelung nicht 
annähme; Zegelin ſollte nur die Unwiſſenheit des größten 
Teiles ihrer Ulemas in Betracht ziehen. 

Friedrich antwortete noch am 3. Januar; Zegelin erhielt 
den Auftrag, der Pforte zu melden: der König wende alles 
an, um Rußland zum Frieden zu bewegen, es ſei aber ſehr 
ratſam, und die Klugheit erfordere es, daß die Türkei ſich in 
einen ſolchen Zuſtand ſetze, um, wenn die Unterhandlungen ſich 
zerſchlügen, ein wohlverſehenes Heer zu haben und nicht wehrlos 
zu fein ). 

Auch gegen den neuen öſterreichiſchen Geſandten, den Frei⸗ 
herrn van Swieten, ſprach der König ohne Rückhalt ſich aus. 
Er hatte demſelben bereits am 30. Dezember eine Audienz 
gewährt, die über eine Stunde dauerte. Im ganzen glich 
dieſes Geſpräch den Unterredungen, welche der König mit 
Kaunitz in Neuſtadt gehabt hatte. Friedrich wollte beſonders 
erfahren, welche Friedensbedingungen etwa der Wiener Hof 
ſich gefallen laſſen würde; jedoch darüber ſchwieg van Swieten 
und kam mit der Sprache nur über einen Punkt heraus, 
nämlich über die Unabhängigkeit der Tataren. Er nannte 
dieſelbe ganz richtig ein bloßes Wort und meinte: „Jenes 
Land, das von einem kriegeriſchen Volke bewohnt und mit 
Häfen am Schwarzen Meere verſehen iſt, wird früher oder 
ſpäter eine Provinz des ruſſiſchen Reiches werden und ihm 
einen ſehr beträchtlichen Zuwachs an Macht geben.“ ) 

Als einige Tage nachher die Bedingungen aus Petersburg 
eingetroffen waren, ließ Friedrich den Freiherrn van Swieten 
rufen, um ihm mitzuteilen, daß man ſie ihm endlich geſchickt 
hätte. „Sie ſind übertrieben, unerträglich“, eiferte der König, 


f 1) Zegelin, 3. Dezember 1770. Mediatdepeſche, 3. Januar 1771. 
Die Erklärung der Pforte ſteht bei Hammer VIII, 565 ff. 
2) Beer, Friedrich II. und van Swieten, S. 1— 7. 
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„und man will ſie noch als Beweiſe von Uneigennützigkeit und 
Mäßigung gelten laſſen!“ Er geſtand, daß er gehofft hätte, 
die Ruſſen vernünftiger zu finden. Er wollte jetzt in einem 
anderen Tone mit ihnen reden. „Die Sprache“, fuhr er 
fort, „welche ſie heute führen, iſt mir ganz neu; dieſe Leute 
ſind trunken von ihren Erfolgen.“ Er begann einmal, als 
ob er die anſtößigſten Bedingungen nennen wollte: die Unab⸗ 
hängigkeit der Tataren, die Inſel im Archipel und die Ab⸗ 
tretung der Moldau und Walachei an Rußland auf 25 Jahre. 
„Es giebt drei Artikel“, ſprach er; doch beſann er ſich und 
fuhr fort: „Ich kann ſie Euch nicht zeigen. Ihr würdet nur 
mit einer Kriegserklärung darauf antworten, und man weiß 
nicht, wohin das noch führt. Denn wenn auch nicht mehr 
jenes Mißtrauen, jener Widerwille, jener Abſcheu zwiſchen uns 
beſteht wie ehedem, ſo würdet Ihr doch über mich unruhig 
fein.’ Der König fürchtete, noch in einen Krieg mit Ofter- 
reich auf dieſe Weiſe zu geraten, ſprach das aber nicht aus, 
ſondern wollte hier bon dem Geſandten etwas hören. Dieſer 
wiederum getraute ſich nicht auf eine ſo bedenkliche Außerung 
etwas zu entgegnen, teils um ſich in nichts Verfängliches ein⸗ 
zulaſſen, teils auch, um abzuwarten, ob der König noch mehr 
verraten würde. Friedrich aber machte nur ſeinem Unwillen 
gegen die Ruſſen weiter Luft. „Ich glaube“, ſprach er unter 
anderem, „ihre Abſichten entdeckt zu haben; ſie zeigen ſich jetzt 
inbezug auf Polen ſehr nachgiebig, weil ſie Luſt haben, ihren 
Handſtreich auf der entgegengeſetzten Seite zu machen, und 
dann bei der nächſten Wahl oder bei einer anderen Gelegenheit, 
welche fie herbeiführen, werden ſie ernſtlich auf Polen zurück⸗ 
kommen.“ 

Um den König darin noch mehr zu beſtärken und ihm zu 
zeigen, daß auch ihn die Reihe treffen könnte, teilte Swieten 
ihm mit, wie Rußland im letzten Kriege ſich Oſtpreußen an⸗ 
zueignen geſucht hätte. Der Umſtand war dem König un⸗ 
bekannt geblieben, und die Nachricht machte großen Eindruck 
auf ihn. Er kam dann wieder darauf zurück, daß er ſtarke 
Gegenvorſtellungen in Petersburg erheben würde; wenn ſie 
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fruchtlos blieben, wollte er von der Vermittelung abſtehen 
und ſich in nichts mehr miſchen ). 

Der König hielt Wort. Sein Schreiben an die Kaiſerin 
von Rußland vom 4. Januar 1771 war ſehr freundſchaftlich 
und rückſichtsvoll, aber auch zugleich ſehr freimütig abgefaßt, 
und was etwa hier nicht geſagt werden konnte, ſtand in einer 
beiliegenden Denkſchrift. In derſelben wurde zunächſt auf die 
Erklärung hingewieſen, welche der König eben aus Konſtanti⸗ 
nopel erhalten, und behauptet, daß der Großherr, bevor er 
ſolche Bedingungen einginge, lieber den Oſterreichern zurück⸗ 


geben würde, was ſie im Frieden von Belgrad hatten abtreten | 


müſſen, um ihren Beiſtand zu erhalten. 

Die Denkſchrift urteilte hier gewiß richtig; denn bereits 
war eine Depeſche von Zegelin unterwegs, worin dieſer ſchon 
inbezug auf die Unabhängigkeit der Tataren meinte: der Sultan 
würde lieber alles wagen, als durch Schließung eines ſo ſchlech—⸗ 
ten Friedens in die Gefahr ſich begeben, täglich abgeſetzt zu 
werden. Und was die von Rußland nicht angenommene Ver⸗ 
mittelung betrifft, ſo hatte der Reis-Effendi die Hand an 
ſeinen Bart gelegt und geſagt: „Ich ſchwöre bei dem allmäch⸗ 
tigen Gott, ſo lange noch ein Muſelmann den Säbel in der 
Hand führen kann, wollen wir uns mit Rußland in keine 
beſondere Unterhandlung einlaſſen, ſondern an der letzten Er— 
klärung wie an einer eiſernen Säule feſthalten. Der Sultan 
hat es am 8. Oktober feierlich in einem großen Divan aus⸗ 
geſprochen, er werde lieber zehn Jahre lang Krieg führen als 
ohne die Vermittelung von Preußen und Sſterreich in eine 
Unterhandlung mit Rußland ſich einlaſſen.“ Osman⸗Effendi 


ſtimmte dieſer Rede bei. Zegelin bemerkte noch ausdrücklich 


in ſeiner Depeſche, daß die Türken einen ſolchen Eid, bei 
welchem ſie mit der Hand ihren Bart berühren, niemals leicht⸗ 
ſinnig zu thun pflegen 2). 

Der König von Preußen erklärte weiter, daß er auch den 


1) Beer, Friedrich II. und van Swieten, S. 7—9. 
2) Zegelin, 17. Dezember 1770, präſ. 19. Januar 1771. 
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Oſterreichern die Bedingungen nicht mitteilen könnte, da letz⸗ 
tere nun einmal das Gleichgewicht im Oriente bewahren wollten 
und froh wären, wie er von dem Geſandten des Wiener Hofes 
eben erfahren, daß ſie auf der Seite von Ungarn einen ſo 
ſchwachen Staat wie den türkiſchen zum Nachbar hätten. Sie 
würden ſich durch die blendendſten Anerbietungen zu keiner 
Meinungsänderung bewegen laſſen und höchſtens dahin gebracht 
werden, gemeinſchaftliche Sache mit den Franzoſen zugunſten 
der Pforte zu machen. 

Als erreichbare Bedingungen bezeichnete Friedrich die beiden 

Kabardeien, Aſoff mit ſeinem Gebiet und die freie Schiffahrt 
auf dem Schwarzen Meer, und er erklärte ſich bereit, wenn 
der ruſſiſche Hof damit einverſtanden wäre, die erſten Friedens⸗ 
eröffnungen zu machen; ſonſt aber wollte er lieber die Ver⸗ 
mittelung aufgeben, als teil an einer Unterhandlung nehmen, 
die keinen guten Ausgang verſpreche, den Kampf nur verlängere 
und außerdem einen neuen, Europa noch mehr beunruhigenden 
Krieg herbeiführen werde 1). Die beiden Schriftſtücke wurden 
mit einem Eilboten nach Petersburg befördert. 

An ſeinen Bruder Heinrich ſchrieb der König am 5. Ja- 
nuar noch einen zweiten Brief. „Die Sache wird ſehr ernſt— 
haft“, ſchloß er; „werden die Artikel über die Moldau und 
Walachei, die Krim und die Inſel im Archipel nicht ſo gut 
wie ganz geſtrichen, ſo iſt der Krieg unvermeidlich. Ich werde 
nicht mit den Oſterreichern kämpfen, um alle dieſe Erwerbungen 
den Ruſſen zu verſchaffen. Ich halte mich an mein Bündnis, 
das auf Polen ſich bezieht. Ich gehe keinen Schritt weiter. 
Sie werden das übel nehmen; aber ich kann und darf die 
Intereſſen meines Staates nicht aus feiger Nachgiebigkeit 
opfern.“ 

Noch mehr ſprach Friedrich einige Tage ſpäter in dieſer 
Richtung ſich aus. „Siehſt Du nicht“, ſchrieb er ſeinem 
Bruder am 11. Januar, „daß die Ruſſen ſich jetzt den Rücken 


1) Sbornik XX, 288—295; die Denkſchrift ſteht auch bei Goertz, 
p. 129sqq., aber mit falſchem Datum. 
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frei machen wollen, um bei der erſten Gelegenheit über Polen 
nach ihrem Belieben zu verfügen? Ich würde den unverzeih⸗ 
lichen Fehler begehen, ſelbſt meine Ketten mir zu ſchmieden, 
und nur die Wohlthat des Polyphem genießen, zuletzt ver⸗ 
ſpeiſt zu werden. Sie wollen den Krieg, ſonſt hätten ſie nicht 
die Walachei, die Freiheit der Tataren, die Inſel gefordert. 
Ich werde nicht ſklaviſch für ihre Vergrößerung arbeiten, ohne 
daß etwas zu meinen Gunſten ausgemacht wird. Ich halte 
mich an das, was ich der Kaiſerin geſchrieben, und ziehe mich, 
wenn es keinen Eindruck macht, vom Spiele zurück. Du wirſt 
gut thun, an Deine Rückreiſe zu denken.“ +) 

Während ſo Friedrich in ganz unbeſtimmter Weiſe von 
einer Erwerbung ſprach, dehnte der Wiener Hof ſeine Grenzen 
unerwartet und eigenmächtig aus und gab dadurch der Kaiſerin 
von Rußland eine gute Gelegenheit zu Eröffnungen, welche die 
erſte Teilung Polens herbeigeführt haben. 


Drittes Kapitel. 
Vom Urſprunge der erſten polniſchen Teilung. 


Jedermann weiß von dem kleinen Schneeball, welcher den 
Anfang einer Lawine bildet. Auch in der Geſchichte giebt es 
Ereigniſſe, die an und für ſich unbedeutend ſind, aber ſchwere 
Folgen nach ſich ziehen, freilich nur durch eine beſondere Ver⸗ 
flechtung der Dinge. So verhält es ſich z. B. mit der Be⸗ 
ſetzung der Zips durch die Oſterreicher. Vor Jahrhunderten 
hatte dieſes Gebiet zu Ungarn gehört, war aber im Jahre 


1) Duncker, S. 222. 223. 
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1412 für eine beſtimmte Geldſumme an Polen verpfändet 
worden und ſeitdem bei der Republik geblieben. Verletzungen 
der Grenze durch Konföderierte gaben im Jahre 1769 Anlaß, 
daß die dreizehn Städte der Zips in die Grenzkette mit ein⸗ 
geſchloſſen und Pfähle, die den kaiſerlichen Adler trugen, ein⸗ 
geſchlagen wurden, damit weder die Konföderierten noch die 
Ruſſen darüber hinausſchritten. General Almaggi empfing 
Befehl, in zwei bis drei Städte der Zips, über welche die 
Ungarn die Landeshoheit zu haben behaupteten, Beſatzungen 
einzulegen +). 

Höchſt wahrſcheinlich war es dieſer Schritt des Wiener 
Hofes, welcher den König von Preußen bewog, einige Monate 
ſpäter das Gebiet von Elbing beſetzen zu laſſen. Er ſchrieb 
dem Grafen Solms, es hätten Konföderierte dort einrücken 
wollen, und die Regimenter, die er deshalb hingeſendet, ſollten 
den Polen verwehren, das zu thun oder das Bistum Ermeland 
zu betreten, welches letztere gar zu ſehr von ſeinen Beſitzungen 
umgeben läge, als daß er die Konföderierten dürfte ſich da⸗ 
ſelbſt einniſten laſſen. Panin, der es niemals gern ſah, wenn 
Friedrich einen Schritt aus eigenem Antrieb in Polen that, 
wunderte ſich über dieſen Einmarſch, da doch alle Konfödera— 
tionen dort zerſprengt wären. Ihm zwar, behauptete er, könne 
das lieb ſein; aber er wiſſe nicht, wie Oſterreich den Schritt 
anſehen und ob es nicht Luſt haben werde, ſich an den pol- 
niſchen Angelegenheiten zu beteiligen, was die Verlegenheit für 
Rußland nur vermehren müſſe. Solms antwortete mit dem, 
was er vom Könige gehört, und wies zugleich auf die große 
Klugheit und Friedensliebe ſeines Gebieters hin. Jedoch damit 
war letzterer keineswegs zufrieden, ſondern er warf dem Ge— 
ſandten vor, in der vaterländiſchen Geſchichte ſehr wenig be- 
wandert zu ſein und nicht zu wiſſen, daß die Hohenzollern auf 
das Gebiet von Elbing mit Ausnahme der Stadt eine ſehr 
alte Hypothek beſäßen. Und was Panin geſagt hatte, gab 
dem Könige zu denken. „Ich hab' es nicht gern“, ſchrieb er 


1) Mohd, 19. u. 22. April; 10. Mai 1769. 
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eigenhändig, „wenn meine Verbündeten zur Unzeit verſtimmt 
werden.“ +) 

Die beiden Beſetzungen würden ohne Folgen geblieben ſein, 
wenn Oſterreich innegehalten hätte. Doch zum erſtenmal 
machte ſich die eigentümliche Richtung des Kaiſers geltend, 
welcher nie genug Land hat erraffen können. Aus älteren Ur⸗ 
kunden wollte man die Überzeugung geſchöpft haben, daß die 
Grenzen zwiſchen dem Zipſer Bezirk und Polen ehedem andere 
geweſen wären, und ſo befahl denn am 19. Juli 1770 Maria 
Thereſia, die Grenzpfähle mit den kaiſerlichen Adlern weiter 
vorzurücken und das eingeſchloſſene Gebiet als zur Krone Un⸗ 
garn gehörig anzuſehen 7). 

Einige Tage ſpäter gelangte nach Warſchau die Kunde, 
daß öſterreichiſche Soldaten die Staroſteien Neumarkt oder 
Nowitarg und Gorſtyn beſetzten. Der polniſche Großkanzler 
bat am 28. Juli den Fürſten Kaunitz um Aufſchluß; aber erſt 
nach einer neuen Mahnung antwortete dieſer am 20. Sep⸗ 
tember: die Kaiſerin⸗Königin laſſe die wahren Grenzen ihrer 
Länder durch die Pfähle mit dem kaiſerlichen Adler bezeichnen, 
die Arbeit habe im vorigen Jahr angefangen und werde in 
dieſem fortgeſetzt; aber da die Kaiſerin-Königin weit davon 
entfernt ſei, fremdes Gut ſich aneignen zu wollen, ſo erkläre 
ſie ſich bereit, die Frage mit dem König und der Republik 
Polen freundſchaftlich zu erörtern und den Beweisſtücken, welche 
dieſelben vorbringen werden, allen Wert beizumeſſen, den ſie 
haben mögen. Letztere Forderung ſtammt aus der verkehrten 
Welt. Beſonders merkwürdig iſt aber hierbei, daß die Ant⸗ 
wort gar nicht in Warſchau einlief, und die Miniſter ſich 
ſpäter eine Abſchrift durch den Nuntius in Wien verſchaffen 
mußten. Außerdem erfuhren ſie durch einen Brief, welchen 
die Wielopolski zeigten, daß der Mann, dem der Wiener Hof 
die Regierung der beſetzten Staroſteien vorläufig übertragen 


1) Immediat an Solms, 15. Oktober und 19. November; Solms, 
3. November. 


2) Arneth VIII, 587. 
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hatte, Török, ſich als Verwalter eines wiedergewonnenen 
Gebietes bezeichnete !). F 

Das Verfahren erinnert an die Reunionen Ludwigs XIV. 
Man glaubte nicht einmal an ſein Recht. Mit großem 
Bedauern ſprach der Staatskanzler gegen die Kaiſerin die 
Befürchtung aus, daß nach dem, was ihm von allen Seiten 
über den Wert der öſterreichiſchen Beweisſtücke zu Ohren 
käme, diejenigen nur zu ſehr recht hätten, welche dieſe Beſitz⸗ 
nahme als eine Eroberung bezeichneten. Maria Therefia 
machte dazu die Randbemerkung: „Ich habe von unſerem Recht 
eine ſehr geringe Meinung.“ 2) Wie ganz anders hatte ſie 
ſich am 19. Juli in den Handſchreiben an Kaunitz und Lascy 
ausgeſprochen! Aber wir werden noch weiter finden, daß ſie 
eine ſchwache Frau geworden war. 

Auch diesmal ahmte Friedrich das Beiſpiel des Wiener Hofes 
nach, indem er wegen der Peſt, wie er ſagte, ſeine Grenzkette 
verſtärkte und bis nach Marienwerder ausdehnte, um eine 
Verbindung mit der Provinz Preußen zu gewinnen. Der 
Großkanzler erhob auch hiergegen Einſprache ?). 

Während der Wiener Hof ganz unerwartet in Polen Land 
entdeckte, welches eigentlich ihm zukäme, ſuchte Kaunitz eine 
Vergrößerung auf dem Grund und Boden der Republik auch 
für den König von Preußen aus. Ließe ſich dieſer bereit 
finden, im Verein mit den Oſterreichern die Ruſſen aus Polen 
zu jagen, ſo ſollten ihm Kurland und Semgallen als polniſches 
Lehen zufallen. Es iſt faſt unglaublich, wie ein in ganz 
Europa angeſehener Staatsmann einen ſo thörichten Gedanken 
nicht nur faſſen, ſondern ihn auch niederſchreiben und ſeiner 
Kaiſerin vorlegen konnte. Der Staatskanzler wußte auch ſehr 


1) Benoit, 12. Januar 1771 und 1. Dezember 1770. Ende Januar 
ſchickte Maria Thereſia ein Duplikat. (Beer, Dokumente, S. 87.) 

2) Arneth VIII, 588. Am 18. April 1771 erklärte Kaunitz: „Die 
Anſprüche auf die Grenzdiſtrikte von Sandee, Nowitarg und Czorſtyn 
ſind wenigſtens noch dermalen ſehr illiquid und großenteils unerwieſen.“ 
Ebd., S. 589. 

3) Immediat an Solms, 18. September. 
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wohl, daß die Erwerbung des polniſchen Preußens mit Erme⸗ 
land dem Könige viel willkommener ſein würde; jedoch er 
meinte, einen ſo beträchtlichen Zuwachs dürfte der Wiener 
Hof ohne gleichmäßige Vergrößerung der eigenen Macht un⸗ 
möglich ſelbſt herbeiführen, wobei Polen noch das unverſchuldete 
und ungerechte Opfer abgeben würde. 

Wenn aber Preußen einen Gewinn machte, ſo hielt es der 
Staatskanzler für gerecht, daß Oſterreich auch einige Vorteile 
davontrüge, nämlich die Landſtriche, die es erſt vor kurzem 
von Siebenbürgen aus nach der Moldau hin und von Ungarn 
aus gegen Polen mit ſeinen Truppen beſetzt hätte; ferner 
wäre die Einlöſung der dreizehn Städte der Zips ihm ficher- 
zuſtellen und vielleicht auch noch die Abtretung der kleinen 
Walachei von der Pforte zu erwirken 1). Der Staatskanzler 
betrachtete, wie es ſcheint, die Republik nicht als unverſchul⸗ 
detes und ungerechtes Opfer, wenn fie Land an Oſterreich 
abtrat; er ſorgte vielmehr dafür, daß dieſes Gebiet immer 
noch größer würde. Die archivaliſchen Forſchungen müſſen 
doch ergiebig geweſen ſein; denn um die Mitte des Dezember 
kamen aus Lemberg und den an die Karpathen ſtoßenden Ge— 
genden Briefe nach Warſchau, welche meldeten, daß der Bezirk 
Sandec der Kaiſerin-Königin förmlich unterworfen worden 
wäre. Die Polen beunruhigten ſich und wünſchten, daß Ruß⸗ 
land und Preußen die Garantie von 1763 erneuern möchten. 
Dadurch würde der Wiener Hof in der That gezwungen 
worden fein, den Raub wieder herauszugeben ). 

Die Grenzpfähle mit den kaiſerlichen Adlern waren natürlich 
ſogleich vorgeſchoben worden. Das ſollten nun die wahren 
Grenzen zwiſchen Polen und Ungarn ſein, ein Gebiet, abgeſehen 
von der Zips, 20 Meilen lang und an manchen Stellen 4 
Meilen breit mit 9 Städten und 97 Dörfern. So wenigſtens 
berichtete Rohd am 22. Dezember an den König. „Man 


1) Arneth VIII, 247. 248. 
2) Benoit und Rohd, 19. Dezember 1770. Benoit und Wolkonsky 
hielten dagegen feſt an ihrem früher erwähnten Plane. 
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gedenkt am gehörigen Ort und zu gehöriger Zeit ſein Ver⸗ 
fahren zu rechtfertigen“, meldete der preußiſche Geſandte weiter; 
„aber es wäre jetzt unnütz, es zu thun, weil man bei der gegen⸗ 
wärtigen Anarchie nicht wüßte, an wen man ſich zu wenden 
hätte.“ Rohd fand die Entſchuldigung ſehr ſchwach, indem 
jede Nachbarmacht ſo ſprechen könnte, und er wollte daher an 
die Sache noch nicht recht glauben, es müßte denn Oſterreich 
die Höfe von Berlin und Petersburg zuvor benachrichtigt haben 
oder in ſeinem Stolze der Meinung ſein, daß es ſich nur 
bücken und nehmen dürfte. Als Rohd mit dem ruſſiſchen 
Geſandten von dieſer Gelegenheit ſprach, erwiderte dieſer: er 
hätte ſchon nachhauſe berichtet, wo man allem Anſcheine nach 
dagegen nicht unempfindlich ſein würde. 

Letzteres war in der That der Fall. „Seit ungefähr acht 
Tagen“, meldete Solms am 8. Januar 1771 aus Petersburg, 
„ſpricht man hier viel davon, daß die Kaiſerin-Königin ſich 
des Bezirkes Sandec bemächtigt hat und ihn in öffentlichen 
Bekanntmachungen, welche ſie verbreiten läßt, als einen alten 
zum Königreich Ungarn gehörigen Beſitz bezeichnet. Was man 
darüber ſpricht, iſt Folgendes: „Wenn Oſterreich das Beiſpiel 
giebt, Polen zu zergliedern, ſo würden Preußen und Rußland 
unrecht thun, wenn ſie es nicht ebenſo machten; im Berliner 
Archive würde man leicht Anſprüche auf Ermeland und im 
Petersburger auf das polniſche Livland finden.“ Schon das 
iſt merkwürdig; wir begegnen hier wahrſcheinlich dem Plane, 
welchen Panin bereits am Ende des Jahres 1763 gemacht 
hatte für den Fall, daß die Oſterreicher Rußland um der 
polniſchen Angelegenheiten willen angreifen ſollten. Aber Solms 
hörte ſogar Grenzen nennen, wie der Petersburger Hof ſie 
ſpäter wirklich vorgeſchlagen hat, und diejenigen, die ihre 
Wünſche ſo weit ausdehnten, meinten: das würde doch noch 
eine Erwerbung ſein, die man eine Vergütigung für ſechs 
Jahre Krieges in Polen und mit den Türken nennen könnte, 
und man würde zugleich einem guten Verbündeten für die 
Koſten und Ausgaben, die er infolge dieſes Bündniſſes gehabt, 
eine Entſchädigung verſchaffen, ohne daß der König von Polen 
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dadurch an Macht und Anſehen einbüßte. Darüber, ob im 
letzteren Falle der Anteil Preußens auch vergrößert werden 
ſollte, vernehmen wir nichts. Dem Grafen Solms erſchienen 
die Umſtände ſehr günſtig für die drei Höfe, um nach gegen⸗ 


ſeitigem Übereinkommen friedliche Erwerbungen zu machen, 


ohne daß andere Staaten imſtande wären, ſie daran zu hindern. 

Auch Prinz Heinrich konnte von dieſer Stimmung berichten. 
Er hatte am 24. Dezember des abgelaufenen Jahres auf 
Anraten Katharinas einen Ausflug nach Moskau unternommen. 
Der General Bibikoff, der ihn dahin begleitete, ſprach unter⸗ 
wegs mit ihm nicht nur von den Vorteilen, welche der Wiener 
Hof beim Frieden erlangen könnte, ſondern er fand es auch 
billig, daß Preußen ebenfalls bedacht würde. Als der Prinz 
nach ſeiner Zurückkunft abends wieder bei der Kaiſerin war, 
kam fie auf die öſterreichiſche Beſitzergreirung in Polen zu 
ſprechen und fügte dann hinzu: „Aber warum ſollte nicht 
jedermann nehmen?“ Als Heinrich antwortete, ſein Bruder 
hätte zwar eine Grenzkette dort gezogen, aber ſich keiner Sta⸗ 
roſteien bemächtigt, entgegnete ſie mit Lachen: „Aber warum 
ſoll man das nicht thun?“ Von ſolchem Munde geſprochen 


waren die Worte von der größten Bedeutung; aber damit der 


Prinz deſto beſſer ſähe, daß der Ernſt hinter dem Scherze ſtände, 
trat einige Augenblicke ſpäter der General Graf Czernicheff 
an ihn heran, brachte das Geſpräch auf den nämlichen Gegen⸗ 
ſtand und ſetzte dann hinzu: „Aber warum ſoll man ſich 
nicht des Bistums Ermeland bemächtigen? Denn nach alledem 
muß jeder etwas haben.“ !) In Warſchau war von dieſen 
Dingen zwiſchen dem preußiſchen und ruſſiſchen Geſandten 
gleichfalls die Rede. Wolkonsky wünſchte ſehr, daß der Wiener 
Hof ſein Unternehmen ausführen und Friedrich und Katharina 
übereinkommen möchten, für ein weit beträchtlicheres Gebiet, 
das der Mühe ſich lohnte, das Beiſpiel nachzuahmen 2). 
Nur ein ruſſiſcher Staatsmann redete, ſo viel wir unter⸗ 


1) Heinrich an Friedrich, 8. Januar 1771. (Oeuvres XXVI, 345.) 
2) Benoit, 12. Januar 1771. 
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richtet ſind, gegen eine ſolche Zergliederung Polens, nämlich 
Panin, obwohl er ſich doch am 29. Dezember 1763 und im 
Oktober 1766 den bewaffneten Beiſtand Preußens durch ein 
Stück polniſchen Landes hatte verſchaffen wollen. Mit dem 
Prinzen Heinrich ſprach er gar nicht von Ermeland, und gegen 
den Grafen Solms äußerte er ſich ſogar dahin: Preußen und 
Rußland müßten lieber Oſterreich an ſeinem Vorgehen zu 
hindern ſuchen, als daß ſie ſeinem Beiſpiele folgten; er ſelbſt 
würde ſeiner Gebieterin niemals den Rat geben, ſich eines 
fremden Beſitzes zu bemächtigen. Panin bat den preußiſchen 
Geſandten, in dieſen Ton nicht einzuſtimmen; er wolle, ſprach 
er, die Idee, nur um des Vorteils willen Erwerbungen zu 
machen, in Rußland nicht aufmuntern ). 

Offenbar wollte der ſchlaue Miniſter dem Petersburger 
Hofe den Rückzug offen halten, wenn Friedrich aus Furcht vor 
dem allgemeinen Kriege die Lockſpeiſe, die ihm die Kaiſerin 
hingeworfen, unberührt laſſen ſollte. Wirklich zeigte ſich der 
König abgeneigt, auf das, was ihm ſein Bruder geſchrieben, 
ſchnell einzugehen und ſich trotz dem Schweigen Panins unter 
einem Vorwande des Bistums Ermeland zu bemächtigen. 
„Der Krieg, welchen wir durchgemacht“, antwortete er, „war 
zu verderblich und zu heftig, als daß wir ſo bald einen neuen 
unternehmen könnten, und was man uns in Ausſicht ſtellt, 
Ermeland, iſt nicht wert, daß man ſechs Pfennige ausgiebt, 
um es zu gewinnen.“ Bei einem Kriege zwiſchen Rußland 
und Oſterreich will der König neutral bleiben und ſehen, ob 
die Ereigniſſe eine Erwerbung begünſtigen, oder ob er bleiben 
ſoll, wie er iſt. „Ich erwarte Deine Rückkehr“, fährt er fort, 
„um von Deiner Einſicht und dem, was Du da draußen 
geſehen haſt, Nutzen zu ziehen; aber ich glaube, Du wirſt 
vielleicht meiner Meinung ſein, wenn ich Dich mit gewiſſen 
Umſtänden bekannt mache, die ich nicht habe fremden Poſten 
anvertrauen können; denn ich würde, denk' ich, einen unver⸗ 


1) Heinrich an Friedrich, 11. Januar (Oeuvres XXVI, 346) und 
Solms, 11. Januar. 
Reimann, N. Geſch. Preußens. I. 24 
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zeihlichen Fehler begehen, wenn ich an der Vergrößerung einer 


Macht arbeitete, die ein furchtbarer Nachbar und ſchrecklich 
für ganz Europa werden kann.“ Man ſieht, welchen unaus⸗ 
löſchlichen Eindruck van Swietens Nachricht, daß Rußland 
einmal die Abſicht gehabt, Oſtpreußen ſich einzuverleiben, auf 
den König gemacht hat. 

Die Wichtigkeit des Schrittes, welchen der Wiener Hof 
gethan, erkannte Friedrich an. „Wenn die Oſterreicher behalten 
wollen, was ſie in Polen beſetzt haben“, ſchrieb er am 23ſten 
eigenhändig an Solms, „ſo ermächtigen ſie ſicherlich die anderen 
Nachbarn, gleichfalls an Rechte, die ſie haben mögen, zu denken; 
aber ich glaube, daß es noch immer Zeit fein wird, inbezug 
hierauf einen Entſchluß zu faſſen, wenn erſt die großen An- 
gelegenheiten etwas Farbe gewonnen haben. Sobald man 
ſieht, ob es zum Frieden kommt oder beim Kriege bleibt, wird 
man Zeit übrig haben, ſich über ſolche Kleinigkeiten zu ver⸗ 
ſtändigen.“ Inbezug auf Ermeland beharrt er auf der Anſicht, 
daß das Spiel die Kerze nicht wert wäre. „Dieſer Anteil“, 


ſchreibt er weiter, „iſt ſo winzig, daß er das Geſchrei nicht 


aufwöge, welches darüber entſtände; dagegen das polniſche 
Preußen würde die Mühe lohnen, ſelbſt wenn Danzig nicht 
dabei wäre; denn wir bekämen die Weichſel und die freie 
Verbindung mit dem Königreiche. Das wäre ein wichtiger 
Punkt. Wenn es ſich darum handelte, Geld aufzuwenden, das 
würde ſich der Mühe lohnen, ſelbſt wenn man reichlich zahlen 
müßte. Nimmt man dagegen haſtig Kleinigkeiten, ſo verleiht 
das einen Charakter von Habſucht und Unerſättlichkeit, und 
ich möchte mir einen ſolchen nicht gern noch mehr beigelegt 
ſehen, als es in Europa ſchon der Fall iſt.“ +) 

Friedrich hatte, wie wir gehört haben, vor zwei Jahren 
in Petersburg einen Vorſchlag zu einer polniſchen Teilung 
gemacht; um ſo merkwürdiger iſt es daher, daß er nun, wo 
die Kaiſerin von Rußland ihre Zuſtimmung gegeben hat und 
gleichſam ein Gegenplan aufgeſtellt worden iſt, Anſtand nimmt, 


1) Oeuvres XXVI, 348. 349. 
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der Einladung zu folgen. Er will vor allen Dingen erſt 
erfahren, wie die Kriegsfrage ſich entſcheiden wird. Inbezug 
auf dieſen Punkt aber waren bereits am Ende des Monats 
in Petersburg und in Wien ſehr wichtige Beſchlüſſe gefaßt 
worden. Seitdem Katharina die von der Pforte angerufene 
Vermittelung verworfen, war man in Sſterreich mißgeſtimmt 
und überlegte, was man thun ſollte. Im Anfange des Dezember 
hatte Kaunitz Friedrich dem Großen, wie erwähnt, Kurland 
und Semgallen zugedacht, wenn dieſer im Verein mit den 
Oſterreichern gegen die Ruſſen zu Felde zöge. Jedoch der 
Staatskanzler zweifelte ſelbſt an ſolcher Mitwirkung, und er 
wollte ſchon zufrieden ſein, wenn der König von Preußen ſich 
verpflichtete, ſtill zu ſitzen für den Fall, daß die Oſterreicher 
die Ruſſen am Übergang über die Donau hindern müßten. 
Joſeph aber ſprach ſich gegen einen Krieg in Polen aus, welchen 
Friedrich nie zugeben würde, und er hielt es ſogar für ge— 
fährlich, in der Walachei militäriſch vorzugehen. Man beſchloß 
50,000 Mann aufzuſtellen, die nur im Falle der Bedrohung 
Konſtantinopels von der Land- oder Seeſeite her in Thätigkeit 
treten ſollten !), und der Freiherr van Swieten, der im Dee 
zember 1770 nach Berlin als Geſandter ging, ward angewieſen, 
dem Könige zu erklären, daß der Wiener Hof bereit wäre, ſich 
im Verein mit ihm der ruſſiſchen Vergrößerung zu widerſetzen. 
Friedrich gab auf dieſen Vorſchlag keine genügende Antwort, 
weil er die ruſſiſchen Friedensbedingungen abwartete, und als 
er dieſelben erhalten hatte, ließ er, wie bereits erzählt worden 
iſt, den Geſandten rufen, um ihm mitzuteilen, daß Rußland 
übertriebene Forderungen erhöbe und daß er recht ernſte Vor— 
ſtellungen dagegen machen würde. Der Staatskanzler geriet 
durch den Bericht van Swietens über dieſe Audienz in üble 
Laune. Wiewohl er die Bedingungen nicht namentlich erfuhr, 
ſo vermutete er doch das Richtige und ſetzte dem preußiſchen 
Geſandten wieder die Notwendigkeit eines gemeinſchaftlichen 


1) Joſeph II. an Leopold, 14. Dezember 1770 bei Arneth, Maria 


Thereſia und Joſeph II. I, 316ff. 
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Vorgehens der Höfe von Wien und Berlin weitläufig aus⸗ 
einander. Die Bedingungen für Polen fand Kaunitz erträglich; 
aber er meinte, daß dies geſchehen wäre, weil Rußland alle 
Streitkräfte gegen die Türken gebrauchen wollte ). 

Auch der Kaiſer zeigte ſich weder mit Rußland noch mit 
Preußen zufrieden und entwickelte nun in einer langen Denk⸗ 
ſchrift — einer Frucht vieles Nachdenkens, wie er ausdrücklich 
bemerkte — ſeine Anſichten über die politiſche Lage ſowohl als 
über die infolge derſelben zu ergreifenden Maßregeln. Joſeph 
nahm ganz richtig an, daß die Ruſſen im Jahre 1771 haupt⸗ 
ſächlich die Eroberung der Krim verſuchen würden; dieſelben 
mit Glück zu bekämpfen, hielt er für unwahrſcheinlich, und 
indem er ſich umſchaute, von wo dieſelben Beiſtand empfangen 
könnten, warf er ſein Augenmerk zwar zuletzt auf Preußen, 
aber nur, um hierbei deſto länger ſtehen zu bleiben. Er 
glaubte, und ohne Zweifel mit Recht, daß Katharina, wenn 
Oſterreich fie angriffe, dem Könige Friedrich die beſten Ver⸗ 
ſprechungen machen und ihm gewiß gern das polniſche Preußen 
mit Danzig, ja noch mehr, opfern würde, um ihn zum Han⸗ 
deln zu bewegen. Hieran reiht ſich in der Denkſchrift unver⸗ 
mittelt ein ſtarker Ausfall gegen den großen Gegner, dem er 
vorwirft, die Geradheit habe nie in ſeinem Charakter gelegen, 
auf ſeine Verſprechungen könne man ſich keineswegs verlaſſen, 
und er würde ſicherlich es nicht ungern ſehen, wenn Rußland 
und Oſterreich in einem Kriege ſich erſchöpften, damit er dann 
imſtande wäre, alle die heimtückiſchen Streiche zu vollführen, 
die ihm nützlich dünkten. Joſeph lebte der Überzeugung, den 
Oſterreichern könnten alle Fortſchritte der Ruſſen beiweitem 


weniger ſchaden, als ihnen die Schwächung Preußens Nutzen 


brächte. 

Der Kaiſer ſchlug nun vor, daß man in Konſtantinopel 
erklären ſollte: Oſterreich ſei bereit den Türken zu helfen und 
ſogar mit Rußland Krieg zu führen, wenn Preußen ſich dazu 
geſelle; freilich aber warte dieſes nur auf den Augenblick, wo 


1) Rohd, 12. Januar 1771. 
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jene beiden Mächte ſich gegen einander erheben würden, um 
alsdann der Kaiſerin Katharina mit allen ſeinen Streitkräften 
Beiſtand zu leiſten. Joſeph will die Pforte weiter auf die 
geringe Wahrhaftigkeit des Königs hinweiſen und ihr vorſtellen, 
daß die ſchönſten mündlichen und ſchriftlichen Verſprechungen 
desſelben wenig Vertrauen verdienen. 

Friedrich dem Großen dagegen ſoll nach der Meinung des 
Kaiſers erklärt werden: man beabſichtige, unter allen Umſtänden 
feſt mit Preußen zu gehen, ſelbſt wenn dieſes die Vergrößerung 
Rußlands nicht hindern möge; denn im letzteren Falle müßten 
ſich natürlich die Bande zwiſchen Berlin und Wien enger 
knüpfen, und nach ihrer Denkungsart würden ſie dies als den 
glücklichſten Zeitabſchnitt für die beiden Monarchieen betrachten; 
auch würde wohl kein Überreſt von kindiſchem Mißtrauen den 
König verkennen laſſen, daß Oſterreich daran denken müßte, 
ſich um ſo viel, als Rußland wüchſe, zu vergrößern. 

Letzteres gilt dem Kaiſer überhaupt als das Wichtigſte; er 
will nicht ſowohl den Frieden als eine Gelegenheit zu Erwer— 
bungen. Es war beſchloſſen worden, zur Vorſicht ein Heer 
von etwa 50,000 Mann aufzuſtellen. Joſeph riet nun, den 
Maßregeln, die man bisher in der Stille getroffen, etwas 
mehr Offentlichkeit zu geben. Wenn ein Heer verſammelt iſt 
und der Sturz des türkiſchen Reiches bevorſteht, will der 
Kaiſer die benachbarten Provinzen in Beſitz oder in Verwah— 
rung nehmen, ungefähr wie es bei den Staroſteien Neumarkt, 
Czorſtyn und Sandee geſchehen war, und hernach den Ruſſen 
einen Frieden vorſchlagen, wie er dieſen und den Oſterreichern 
recht iſt, d. h. wobei man behält, was man beſetzt hat. 
„Kurz, laßt uns aufmerkſam und ſo gerüſtet ſein“, ſchreibt er, 
„daß wir vermögen, nach allen Seiten hin ſchnell zu handeln. 
Was kann geſchehen, das wir außerſtande wären zu unſerem 
Vorteile zu wenden? Der Umſturz der osmaniſchen Macht 
muß uns notwendig den Zuwachs ſchöner und guter Provinzen 
verſchaffen, die zwar nicht ſo beträchtlich wie die ruſſiſchen 
Erwerbungen, aber weniger verwüſtet ſein werden.“ Daß 
Katharina die Moldau und Walachei behalten würde, glaubte 
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Joſeph nicht; aber wenn ſie den Türken die Krim wegnähme, 
dann ſollten ſich die Oſterreicher, ſchlug er vor, der kleinen 
Walachei bemächtigen; denn deswegen allein würde Rußland 
nicht den Krieg erklären, und den Türken könnte man ja ſagen, 
daß man dieſes Gebiet nur behalten wollte, damit ſie bei einer 
günſtigen Gelegenheit die Donau leicht überſchreiten und die 
verlorenen Beſitzungen wiedernehmen könnten. 

Vor ungefähr 17 Monaten hatte Joſeph an ſeine Mutter 
ohne Veranlaſſung geſchrieben: jedes Wort, das aus dem 
Munde Friedrichs komme, verrate den abgefeimten Politiker. 
Aus der Denkſchrift vom 14. Januar 1771 geht nun wohl 
unzweifelhaft hervor, daß der Kaiſer auf eine ſolche Bezeichnung 
gerechten Anſpruch hat. Wir erkennen außerdem die Größe 
des Haſſes, den er auf Preußen geworfen. Endlich, er zählte 
noch nicht dreißig Jahre und wollte das wahre und einzige 
Mittel kennen, wie man Friedrich den Großen zu leiten ver⸗ 
möchte, nämlich die Furcht, und zwar in dem gegebenen Falle 
die Furcht, Oſterreich könnte fic) mit Rußland wieder ausſöhnen 
und ein Mittel finden, die Eiferſucht, welche die eine Macht 
gegen die Vergrößerung der anderen hätte, in Vorteile und 
Abrundungen umzuwandeln, welche fie ſich gemeinſam ver⸗ 
ſchafften. Die Sehnſucht nach türkiſchen Erwerbungen hat 
zehn Jahre ſpäter wirklich den Kaiſer zum Bündnis mit 
Katharina geführt ). 5 

Während Joſeph rüſten und einen günſtigen Augenblick, 
um Erwerbungen zu machen, abwarten wollte, ſchlug Kaunitz 
vor: der Kaiſer ſollte mit eigener Hand einen Brief an den 
König von Preußen ſchreiben und ihm darin mitteilen, daß 
ſie, wenn er verſpräche ſich ruhig zu verhalten, allein die 
Ruſſen in der Moldau bekriegen und Choczim belagern würden. 

Maria Thereſia verlebte ſehr ſchwere Tage, als ſie eine 
Entſcheidung treffen ſollte. Durch den Siebenjährigen Krieg 
war ſie noch friedfertiger als ihr Gegner geworden, und ſo 
trat ſie der Meinung des Kaiſers bei und weigerte ſich, ihre 


1) Beer, Dokumente, S. 11 ff. 
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Truppen wider die Ruſſen zu ſchicken. Dagegen mißbilligte 
ſie nicht nur alle zweideutigen Maßregeln, ſondern ſie verwarf 
auch die ganze politiſche Auseinanderſetzung des Kaiſers, und 
eben hiermit entſchuldigte ſie ſich dann gewiſſermaßen gegen 
den Staatskanzler, wenn ſie ſeinen Plan nicht angenommen 
hätte, und forderte denſelben auf, ihr anzugeben, was ſie in 
Konſtantinopel und in Berlin ſagen ſollte. „Mein grauer 
Kopf taugt nicht mehr zum Regieren“, ſchrieb ſie an Kaunitz, 
„und ich fühle meinen Verfall; aber ich werde ſtandhalten, 
ſo lange es keinen Krieg giebt und Sie mich unterſtützen. 
Ich bin immer der Meinung, man müſſe mit dem König und 
den Türken offen reden und ſie zu nichts verleiten, noch ihnen 
ſchmeicheln oder ſie bedrohen, und ſeine Kräfte zuſammenhalten.“ 

Einige Tage lang überlegte Maria Thereſia noch, dann 
entſchied ſie ſich. Sie blieb dabei, zunächſt keinen Krieg mit 
den Ruſſen zu führen, dagegen wollte ſie durch ihre Geſandten 
in Konſtantinopel und Berlin ihre Bereitwilligkeit anzeigen, 
bei allen Beſchlüſſen, welche der König von Preußen vorſchlagen 
und in Gemeinſchaft mit ihr ausführen würde, mitzuwirken, 
wie gewaltſam dieſelben immer wären. Sie wollte weiter 
melden laſſen, daß ſie, um auf alle Fälle gefaßt zu ſein, An⸗ 
ordnungen treffen würde, um noch im Laufe des Sommers 
ein Heer von 50- bis 60,000 Mann in Ungarn zu verſammeln. 
Van Swieten erhielt außerdem Befehl, unter dem Verſprechen 
des tiefſten Geheimniſſes den König von Preußen zu fragen, 
ob er ſich in einem Handſchreiben an den Kaiſer verpflichten 
wollte, kein Hinderniß in den Weg zu legen, wenn Oſterreich 
dahin käme, mit Rußland zu brechen. Endlich ſollte Thugut 
ſchon jetzt in ſeinen Unterredungen mit dem Reis⸗Effendi zu 
erfahren ſuchen, auf welche Geldhilfe der Wiener Hof rechnen 
könnte, wenn er am Kriege teilnähme ). 

Der Freiherr van Swieten entledigte ſich am 3. Februar 
ſeiner Aufträge, welche dann Finckenſtein ſogleich dem Könige 


1) Beer II, 328. Arneth, Maria Thereſia und Joſeph II. 
I, 325—331. 
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meldete. Der Wiener Hof erklärte fic) mit dem für die Be⸗ 
ruhigung Polens aufgeſtellten Plane zufrieden, jedoch unter 
der Bedingung, daß die Republik die Garantie von Oſterreich 
und Preußen förmlich anriefe, daß Rußland ſeine Truppen 
nach Beendigung des Werkes herauszöge und ſich verpflichtete, 


ſie ohne Zuſtimmung der garantierenden Höfe nicht wieder 


einrücken zu laſſen. Kaunitz wünſchte weiter, daß die Be⸗ 
ruhigung Polens und der Friede mit der Pforte zu gleicher 
Zeit erfolgen möchten, damit ſich nicht etwa Rußland nur die 
Hände gegen die Türken frei machte; doch überließ er die 
Entſcheidung hierüber dem König. 

Swieten bat ferner um Mitteilung der Friedensbedingungen 
und zeigte weiter an, daß Maria Thereſia ein Heer in Un⸗ 
garn zuſammenziehen würde, um den Ruſſen Gefühle der 
Mäßigung einzuflößen und für jedes Ereignis bereit zu ſein. 
Sollte ſich aber Oſterreich genötigt ſehen, zu handeln, jedoch, 
wie Swieten zweimal wiederholte, ſtets außerhalb Polens, ſo 
wünſchte der Wiener Hof der Neutralität Preußens verſichert 
zu ſein !). 

Der König ließ dem Geſandten durch den Grafen Fincken⸗ 
ſtein ſagen: er erwarte jeden Augenblick den Eilboten aus 
Petersburg und werde dann antworten; er ſprach die Hoff— 
nung aus, daß Rußland ſich noch mäßigen würde. Freilich 
in Wirklichkeit dachte Friedrich anders und klagte Panin an, 
daß er keine richtigen Vorſtellungen von den Intereſſen der 
europäiſchen Fürſten, ihrer Politik und ihrer Macht hätte. 
„Sicherlich ſollte Rußland“, ſchrieb er weiter an Finckenſtein, 
„den gegenwärtigen Augenblick ergreifen, er wäre der günſtigſte 
für den Frieden.“ Der König fürchtete, daß den Ruſſen das 
Glück den Rücken kehren könnte. „Leben Sie wohl“, ſchloß 
er, „mein lieber Graf; wir werden uns bei der Ankunft jenes 
Eilboten ſehen, der uns viel zu ſchaffen machen wird.“ Und 
drei Tage ſpäter, am 7. Februar, ſchrieb er an Finckenſtein: 
„Für uns iſt das Weſentliche, daß wir weder von Rußland 


1) Finckenſtein an den König, 3. Februar. 
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noch von Oſterreich uns verblenden laſſen und in nichts ein- 
willigen, was unſerem Plane der Neutralität entgegen ſein 
könnte; ich beabſichtige denſelben ſchlechterdings und um jeden 
Preis feſtzuhalten. Das iſt eine Betrachtung, die in dem 
ganzen Laufe der Unterhandlung unſerm Geiſte gegenwärtig 
ſein muß.“ Der König nennt das einen Grundſatz, von 
welchem er fic) niemals entfernen werde +). 

Man ſieht, auch Weſtpreußen will Friedrich der Große 
nicht erwerben, wenn er dafür am Kriege teilnehmen ſoll, und 
eben deshalb wartet er mit größter Spannung auf den Peters⸗ 
burger Eilboten, welcher die Antwort auf ſeine Vorſtellungen 
vom 4. Januar bringen wird. Daß die letzteren einen großen 
Eindruck gemacht hatten, bewieſen die Nachrichten, die in⸗ 
zwiſchen aus der ruſſiſchen Hauptſtadt einliefen. Panin war 
zu dem Prinzen Heinrich, der nicht ausgehen konnte, gekommen, 
um den Brief des Königs vom 4. Januar in Empfang zu 
nehmen; als er das Zimmer verließ, zeigte fic) einige Auf⸗ 
regung in ſeinem Geſicht. Auch Katharina hatte nicht er— 
wartet, daß Friedrich die Sache der Türken führen würde, 
und Prinz Heinrich ſuchte in ſeinen Unterredungen mit ihr und 
ihren Miniſtern den ſchlimmen Eindruck wieder zu verwiſchen. 

Weil der König von Preußen den Wiener Hof nicht zu— 
gunſten der Kaiſerin von Rußland geſtimmt hatte, beſchloß 
man in Petersburg, ſich an dieſen unmittelbar zu wenden und 
ihn um ſeine guten Dienſte bei der Pforte zu erſuchen. Bereits 
am 18. Januar meldete das der Graf Solms. Panin kam 
dadurch einer Aufforderung, welche der König einige Tage 
ſpäter an ihn ergehen ließ, nur zuvor. Er verbarg übrigens 
dem preußiſchen Geſandten nicht ſein Erſtaunen über die Be- 
merkungen Friedrichs und über deſſen Weigerung, die ruſſiſchen 
Forderungen zu unterſtützen. „Dieſe Bedingungen“, ſprach 
er, „bildeten ja kein Ultimatum, ſondern ſie ſollten nur die 
Grundlage für die Unterhandlung ſein, und ſie waren in der 
Hoffnung nach Berlin geſchickt worden, daß der König als 
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guter Freund und Verbündeter des Petersburger Hofes ſein 


Anſehen und ſeinen Einfluß gebrauchen würde, um für dieſen 
ſo viel als möglich zu erlangen. Die Kaiſerin denkt nicht 
daran, die Moldau und Walachei ſich anzueignen, ſie betrachtet 


deren Beſitz als eine Laſt, und der Vorſchlag, dieſelben 


25 Jahre lang zu verwalten, zeigt hinreichend an, daß man 
jene beiden Länder nur verlangt, damit die Türken Gelegen⸗ 
heit erhalten, eine andere Entſchädigung anzubieten.“ Panin 
wollte nicht glauben, daß Oſterreich durch die Wegnahme der 
Moldau und Walachei eiferſüchtig werden würde, wenn es 
erführe, daß Rußland ihm die Entſcheidung über dieſelben an⸗ 
heimſtellte. Die von den Türken abgefallenen vier Horden, 
behauptete Panin, könnte man nicht zwingen, wieder in das 
alte Joch zurückzukehren; aber Rußland wollte ſie gar nicht 
für ſich behalten, ſondern nur die Sicherheit ſeiner Grenzen 
durch ihre Trennung von der Pforte vermehren, und wenn 


etwa die Tataren der Krim die Unabhängigkeit verſchmähten, 


ſo fiele der Artikel über ſie von ſelbſt. Eine Inſel im Ar⸗ 
chipel endlich, erörterte Panin weiter, würde als ein ſicherer 
Zufluchtsort für die Flotte ſehr vorteilhaft geweſen ſein; doch 
wenn die Pforte darauf nicht einginge, fo würde Rußland des- 
wegen keineswegs den Krieg fortſetzen. Ob ſich Katharina 
ohne die ernſten Vorſtellungen des Königs von Preußen ſo 
nachgiebig gezeigt hätte, muß dahingeſtellt bleiben. Panin 
meinte freilich, es wäre dazu noch immer Zeit geweſen, wenn 
man die Abſichten der Pforte deutlich kennen gelernt hätte, 
und man würde nicht den Verdruß gehabt haben, gleich von 
vornherein von einem Freunde zurückgewieſen zu werden, welchen 
man für wohlgeſinnt gegen Rußland und bereit es zu begün⸗ 
ſtigen gehalten hätte. 

Auch die polniſchen Angelegenheiten beſchäftigten damals die 
Kaiſerin ſtark; ſie fürchtete, die ſächſiſche Partei würde zu viel 
Boden gewinnen, wenn man ſich zu ſehr beeilte, ſie zu erheben, 


ohne daß man wüßte, ob man ihr trauen könnte und ob der 


Wiener Hof geneigt wäre, auf Rußlands Abſichten einzugehen. 
Katharina ſah ein, daß man bei den kritiſchen Umſtänden, 


welche ſich noch darbieten könnten, eines geſchickten Mannes 
bedürfte, der es verſtände, die Geiſter zu prüfen und zu leiten, 
und indem ſie dem Fürſten Wolkonsky das nicht zutraute, beſchloß 
ſie ihn durch den Geheimen Rat v. Saldern zu erſetzen ). 

Am 30. Januar empfing endlich der Prinz Heinrich die 
Antwort der Kaiſerin auf das Schreiben Friedrichs vom 4ten. 
In der türkiſchen Erklärung, welche der König mitgeſchickt, 
hatte die Pforte verſprochen, den Herrn v. Obreskoff in Frei⸗ 
heit zu ſetzen, ſobald die preußiſch⸗öſterreichiſche Vermittelung 
angenommen worden wäre. Friedrich hatte dies in ſeinem 
Schreiben erwähnt und auch in der Denkſchrift darauf gewiſſer⸗ 
maßen zur Beruhigung hingewieſen. Aber Katharina war 
ſtolzer als die anderen Herrſcher des achtzehnten Jahrhunderts. 
Voltaire nannte die Behandlung, welche die Pforte dem Ge— 
ſandten einer Macht angedeihen ließ, welche ſie bekriegen wollte, 
mit vollem Recht eine freche Beleidigung, die allen Fürſten 
zugefügt würde. Katharina ging von einer ſolchen Anſicht aus, 
indem ſie vor allem die Freilaſſung ihres Geſandten verlangte 
und dieſelbe von keiner anderen Bedingung abhängig machen 
wollte. 

Überhaupt wurde die Sache der Kaiſerin glänzend geführt, 
mit einer gewiſſen Entſchiedenheit, die wohl von ihr ſelbſt 
herrührt, und nicht ohne Schärfe gegen Oſterreich. Katharina 
ließ natürlich die 25jährige Verwaltung der Donaufürſten⸗ 
tümer fallen; ſie meinte dann: wenn der Wiener Hof einen 
ſchwachen Nachbar wie die Pforte ſich wünſche, ſo müſſe ein 
unvergleichlich ſchwächeres und von den drei Reichen unab— 
hängiges Fürſtentum ihm noch beſſer gefallen. „Was die 
Türken betrifft“, fuhr ſie fort, „ſo denk' ich, ſie ſchließen nur 
aus Not Frieden, und wenn ſie nicht etwas geſtraft werden, 
ſo wird man bei der nächſten Gelegenheit wieder mit ihnen 
anfangen müſſen. In jedem Falle würd' ich ſie, wenn ihre 
Lage der Art iſt, daß ſie den Frieden durch Abtretungen er— 
kaufen müſſen, für ſehr ſchlecht beraten halten, wollten ſie ſich 
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eines ruhigen Beſitzes wie Belgrad entäußern für zwei Fürſten⸗ 


tümer, die ſie nicht mehr haben und deren Rückgabe doch von 
dem Loſe der Waffen abhängt. Es iſt übrigens die Frage, 
wen ſie lieber werden größer machen wollen, Rußland oder 


den Wiener Hof? Aber die Errichtung eines unabhängigen 


Fürſtentums löſt dieſelbe.“ 


Am Schluſſe bat Katharina den König, er ſolle ihr alle 


Hinderniſſe beſiegen helfen. „Ich werde keinen guten Frieden 
bekommen“, ſchrieb ſie, „wenn ich nicht dem Hochmute der 
Türken und den Parteilichkeiten, welche dieſelben unterſtützen, 
die Stirn biete. Dagegen hoff' ich auf Erfolg, ſobald Ew. 
Majeſtät meine Angelegenheiten mit der nämlichen Freund⸗ 
ſchaft und dem nämlichen Intereſſe betrachten, und in der 
Überzeugung, die ich habe, daß, wenn die Umſtände mich dazu 
aufforderten, ich nichts vernachläſſigen würde, um Ihren Vor⸗ 
teil zu befördern, verſprech' ich mir mit derſelben Zuverſicht, 
daß nichts Ihren guten Willen erſchüttern noch Ihre guten 
Dienſte verringern wird.“ ) 

Der Prinz Heinrich übergab die Antwort der ruſſiſchen 
Kaiſerin dem preußiſchen Geſandten zur Beförderung, und 
dieſer ſuchte nun noch zu erfahren, welches die letzten Forde— 
rungen ſein würden; aber niemand kann es dem Grafen Panin 
verdenken, wenn er ſich dazu nicht verſtehen wollte, ſondern 
nur ſagte: die Kaiſerin wünſche den Krieg ſo bald als möglich 
zu beenden, und ſie habe ſich deshalb, ſo viel ſie auch dieſer 
Schritt gekoſtet, an Oſterreich gewendet; ſie werde ſicherlich 
auf ihren Forderungen nicht hartnäckig beſtehen, aber ſie wolle 
doch erſt ſehen, wie ſich der Feind zu ihren Bedingungen ſtellen 
werde. Panin verhieß gleichfalls und auf ſeine Ehre, mit 
allen Kräften die Hinderniſſe zu entfernen, die ſich einem 
ſchnellen Frieden noch entgegenſtellen könnten, und ebenſo ſprach 
er auch zu dem Prinzen, welcher noch am 30ſten in der Nacht 
um 12 Uhr von Petersburg abreiſte. Am 1. Februar ging 
der Eilbote mit den Aufträgen der Kaiſerin nach Wien an 


1) Goertz, p. 136sqq. und ebenſo Sbornik XX, 297. 
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den Fürſten Galitzin ab. Panin wollte ſehen, ob er dort 
glücklicher ſein würde. Wenn aber die Kaiſerin allen Vor⸗ 
teilen, die ſie verlangt, entſagen ſollte, meinte er, ſo müßte 
man daran denken, ihr eine andere Entſchädigung zu ver⸗ 
ſchaffen; mit Aſoff erwürbe man nur einen früheren Beſitz 
wieder. Darüber jedoch, worauf er ſein Auge geworfen, be- 
obachtete Panin Stillſchweigen +). 

Als Friedrich das Schreiben der Kaiſerin vom 30. Sas 
nuar empfing, ließ er ſeinem Verſprechen gemäß den öſter⸗ 
reichiſchen Geſandten zu ſich nach Potsdam rufen, um ihm 
Mitteilung zu machen. Am 14. Februar begab ſich der Frei⸗ 
herr van Swieten dahin und ſpeiſte bei dem Prinzen von 
Preußen zu Mittag; nach der Tafel ward er in einem könig⸗ 
lichen, mit ſechs Pferden beſpannten Wagen nach dem Schloß 
abgeholt, von dem Grafen Finckenſtein im Vorzimmer em⸗ 
pfangen und zu Friedrich dem Großen geführt, mit welchem 
er über zwei Stunden ſich unterredete. 

Was die Nachrichten aus Petersburg anbetrifft, ſo ſagte 
der König: „Dieſelben find nicht fo befriedigend, wie ich fie 
gewünſcht hätte; aber ſie ſind es wenigſtens inſoweit, als ſie 
ſich unſerem gemeinſchaftlichen Ziele, der Wiederherſtellung des 
Friedens, zu nähern ſcheinen.“ Der König erzählte nun, 
daß Rußland ſich unmittelbar an den Wiener Hof wenden 
würde, um deſſen gute Dienſte zu begehren; er erklärte dann 
zwar, daß er die Bedingungen nicht mitteilen dürfte, jedoch er 
ſetzte noch hinzu: „Übrigens weiß ſie der Fürſt Kaunitz ebenſo 
gut wie ich und hat ſie alle dem Freiherrn v. Rohd auf— 
gezählt.“ Swieten bezweifelte, daß der Staatskanzler bereits 
eine vollſtändige Kunde davon hätte, da er ihm aufgetragen, 
ſolche von dem König einzuholen; aber Friedrich verſetzte ſo— 
fort: „Glaubet mir, der Fürſt Kaunitz iſt wohl unterrichtet, 
und ich kann Euch nicht mehr davon ſagen, weil ich mein 
Wort halten muß.“ 

Als der Geſandte dann ſeinem Auftrage gemäß erklärte, 


1) Solms, 30. Januar, 5. u. 8. Februar. 
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daß ſein Hof in dieſen kritiſchen Umſtänden ſich von dem Kö⸗ 
nige nicht trennen möchte, ſondern im Gegenteil das Ein⸗ 
verſtändnis und die engſte Verbindung mit ihm zunehmen 
müßte: da dankte der König für die bezeigte Freundſchaft. 


„Nichts wünſch' ich ſo ſehr“, fuhr er fort, „als die Bande, 
die uns vereinigen, enger zu knüpfen; aber ich kann mein 


Bündnis nicht ſo plötzlich aufgeben. Jedoch es iſt nicht ewig, 
die Zeiten, die Umſtände können ſich ändern, und Ihr könnt 
überzeugt ſein, daß ich alle Vorteile einer engen Verbindung 


mit Euch fühle; der erſte würde die Aufrechthaltung des Frie⸗ 


dens ſein, und wir hätten nicht mehr nötig uns für fremde 
Streitigkeiten zu ſchlagen.“ Der König erfuhr nicht ungern 
die militäriſchen Vorkehrungen, welche der Wiener Hof in 
Ungarn treffen wollte. „Das wird den Ruſſen zu denken 
geben“, ſprach er, „ſie können nicht Euch und den Türken die 
Spitze bieten; aber freilich darf das nur eine Demonſtration 
ſein, und wir müſſen am Frieden arbeiten.“ Eben deshalb 
konnte der König ſich auch nicht im voraus verpflichten, ruhig 


zuzuſehen, wie die Oſterreicher gegen die Ruſſen zu Felde 


zögen; denn er würde dadurch den Wiener Hof ermutigt und 
den Krieg zwiſchen den beiden Mächten befördert haben.“ Der 
Fall exiſtiert noch nicht“, ſprach er; „jene Leute werden 
Waſſer in ihren Wein gießen.“ Unter dieſen Umſtänden wagte 
van Swieten nicht erſt von dem Schreiben des Kaiſers an 
den König zu ſprechen. 

Endlich inbezug auf Polen ſtimmten Oſterreich und Preußen 
überein, und weil Kaunitz nun die Beruhigung der Republik 
gern bis zum Frieden hinausſchieben wollte, ſo meinte der 
König: das würde nicht ſchwer halten, da Rußland ein ſolches 
Werkzeug ausgewählt hätte, welches die Sachen mehr verwirren 
als ausgleichen würde, nämlich den Geheimen Rat v. Saldern. 
„Ich kenne ihn, er iſt hier geweſen und in Dänemark; es iſt 
ein heftiger, eigenſinniger, von ſich eingenommener Mann, er 
wird das Unterſte zuoberſt kehren.“ 

Swieten fand, daß der König in ſeinem Benehmen und 
ſeinen Ausdrücken beſonders freundſchaftlich war. Als auf den 


Rückkehr des Prinzen Heinrich aus Petersburg. 883 


Prinzen Heinrich die Rede kam, äußerte Friedrich: „Mich ver⸗ 
langt ſehr, ihn zu ſprechen, weil ich ſicher bin, daß er mir 
vieles ſagen wird, was man nicht ſchreiben kann, und was 
uns wird deutlicher ſehen laſſen.“ Er wollte ſeinen Bruder 
anweiſen, mit dem Geſandten zu reden und ihm alles, was 
er wüßte und wahrgenommen hätte, zu erzählen. 

Gerade an dem Tage, wo der Freiherr van Swieten an 
den Staatskanzler Bericht erſtattete, kam der Prinz aus Peters⸗ 
burg an und hatte nun mehrere Tage lang Unterredungen 
mit dem Könige, die uns leider unbekannt ſind. Schon am 
19. Februar antwortete dieſer der Kaiſerin von Rußland. Er 
erklärte ſich entzückt von ihrem Entſchluſſe, mit dem Wiener 
Hofe ſelbſt über die Vermittelung ſich zu benehmen; denn ſie 
würde dadurch erfahren, daß er die Wahrheit geſagt und nur 
die Ausdrücke gemildert hätte, um Erbitterung zu verhüten. 
Er bat Katharina, die Unterhandlung nicht als eine Kleinig⸗ 
keit anzuſehen. „Ich habe“, ſchrieb er, „allen Grund, ſie 
als eine Angelegenheit von der größten Bedeutung zu betrach— 
ten, die, wenn ſie fehlſchlüge, leicht einen weit ernſtlicheren 
Krieg als den türkiſchen Ihnen zuziehen könnte. Ich ſtütze 
dieſe Befürchtung keineswegs auf bloße Vermutungen; ich habe 
ſichere Nachrichten, daß der Wiener Hof in Ungarn zwei Heere 
verſammelt, und daß man an der Kriegsausrüſtung des Kaiſers 
arbeitet. Das find Umſtände, die ich Eurer Kaiſerlichen Ma— 
jeſtät geglaubt habe nicht verſchweigen zu dürfen. Sie werden 
daraus erkennen, daß die Lage kritiſch iſt, die Brennſtoffe bereit 
liegen und ein Funke eine Feuersbrunſt anfachen kann, die 
erheblicher iſt als die gegenwärtige.“ Friedrich meldete ferner: 
er habe die Pforte nach dem Wunſche der Kaiſerin mit ihrer 
Anſicht inbezug auf die Freilaſſung des Herrn v. Obreskoff und 
mit ihren friedfertigen Geſinnungen bekannt gemacht; aber er 
unterläßt es nicht hinzuzufügen: er zweifle ſehr daran, daß die 
Türken in Unterhandlung treten werden, ſo lange nicht die Ver⸗ 
mittelung des Wiener Hofes förmlich angenommen worden fei ). 


1) Sbornik XX, 306sqq. 
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Für dieſes Schreiben hatte der König es kaum nötig, mit 
ſeinem Bruder ſich zu unterreden; dagegen über die Erwerbung 
polniſchen Gebietes werden beide ſehr viel geſprochen haben. 
Daß die Oſterreicher zu behalten gedächten, was ſie beſetzt 


hatten, dafür waren in der letzten Zeit die Beweiſe dem König a 
in die Hände gekommen ), und er wollte nun vorſichtig ver 


ſuchen, ob er auch etwas gewinnen könnte. Da Oſterreich 
ihm über die Beſetzung jener Staroſteien nichts mitgeteilt 
hatte, beſchloß er ebenfalls gegen den Wiener Hof Still— 
ſchweigen zu beobachten. Er forderte den Grafen Solms auf, 
nach den beiliegenden Befehlen zu handeln und alles aufzu⸗ 
bieten, um ihm zu einem Teile von Polen zu verhelfen. „Und 
wenn es auch nur ein Stückchen wäre“, ſchrieb er, „das Ihr 
mir verſchaffen könntet, ſo würde mich dieſes immer einiger⸗ 
maßen für die Summen entſchädigen, die ich dem Hofe, wo 
Ihr Euch befindet, gezahlt habe.“?) Der König unterläßt es 
nicht, dem Grafen Solms eine angemeſſene Belohnung in 
Ausſicht zu ſtellen. In den der Depeſche beiliegenden Befehlen 
wurde zuerſt nachgewieſen, daß die Oſterreicher nicht die Ab- 
ſicht hätten, die Staroſteien wieder zurückzugeben; dann fuhr 
der König fort: „Es handelt ſich nicht mehr darum, Polen 
unverſehrt zu erhalten, ſondern darum, zu verhindern, daß 
dieſe Zergliederung dem Gleichgewichte zwiſchen der Macht des 
Hauſes Oſterreich und der meinigen keinen Eintrag thue, was 
für mich ſo wichtig und ſo intereſſant für den ruſſiſchen Hof 
ſelbſt iſt. Ich ſehe kein anderes Mittel, um die Bewahrung 
desſelben zu ſichern, als daß ich, dem Beiſpiele des Wiener 
Hofes folgend, ebenfalls alte Rechte, die mir übrigens meine 


1) Am 2. Februar teilte eine Mediatdepeſche dem Freiherrn v. Rohd 
das Schreiben des polniſchen Großkanzlers vom 28. Juli 1770 über die 
Beſetzung von Nowitarg, Czorſtyn und andere anliegende Orte mit, und 
die Antwort des Fürſten Kaunitz, aus welcher hervorgehe, daß der 
Wiener Hof ſich dieſen Landſtrich aneignen wolle „sur des droits vrais 
ou faux qu'elle fera valoir a la paix“. Benoit hatte jene Schriftſtücke 
am 19. Januar aus Warſchau geſendet. 

2) An Solms, 20. Februar. 
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Archive liefern, geltend mache und mich in den Beſitz einer 
kleinen polniſchen Provinz ſetze, um ſie zurückzugeben, wenn 
die Oſterreicher von ihrem Unternehmen abſtehen, oder ſie zu 
behalten, wenn ſie ihre vermeintlichen Anſprüche geltend machen 
wollen.“) 

Indem Friedrich das Beiſpiel des Wiener Hofes nach- 
ahmen will, faßt er eine Erwerbung ins Auge, von welcher 
er glaubt, daß ſie niemandem Neid einflößen kann. Er hatte 
ſchon den Tag zuvor an den Kammerpräſidenten Domhardt 
in Preußen geſchrieben, um ſich in aller Stille zu erkundigen, 
wie hoch der Ertrag von Ermeland ungefähr gehen könnte. 
Darauf alſo war ſeine erſte Abſicht beſchränkt ?). Einige Tage 
ſpäter, am 27ſten, empfing er eine Denkſchrift, welche Fincken⸗ 
ſtein und Hertzberg auf ſeinen Befehl aufgeſetzt hatten, über 
die Anſprüche, die man machen könnte, die Bezirke, die für 
den Berliner Hof am nützlichſten wären, und den Weg, den 
man einſchlagen müßte, um die Angelegenheit zu einem glück— 
lichen Ziele zu führen. In dem Begleitſchreiben ſprachen ſich 
die Miniſter in Kürze dahin aus: „Die Anſprüche des Hauſes 
Brandenburg auf Polen ſind weder anſehnlich noch gewichtig. 
Pomerellen und der Teil des polniſchen Preußens, welcher 
ſich längs der Netze bis an die Weichſel erſtreckt, würde nach 
unſerer Meinung die nützlichſte Erwerbung ſein und zugleich 
diejenige, auf welche ſich unſere Anſprüche am beſten anwenden 
laſſen. Sollte Rußlands Eiferſucht es durchaus nicht erlauben 
daran zu denken, und hätte man ſich mit einer Erwerbung 
jenſeit der Weichſel zu begnügen: ſo müßte man nach unſerer 
ſchwachen Einſicht anfänglich Beſitz von Pomerellen nehmen 
und mündlich die Anſprüche auf dieſes Land geltend machen, 
um als Erſatz dafür die Woiwodſchaft Marienburg oder einen 
anderen Teil Polens jenſeit der Weichſel zu erhalten, auf den 
wir kein Anrecht haben. Aber auf alle Fälle ſcheint es uns 


1) Schlözer, S. 257ff. Vgl. Beer, Friedrich II. und van Swie⸗ 


ten I, 16 Anm. 
2) Preuß, Friedrich der Große, Urkunden-Band V, 183. 
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Reimann, N. Geſch. Preußens. I. 
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weſentlich, in dieſer Sache dem Beiſpiele des Wiener Hofes 
zu folgen, mit der Grenzkette gegen die Peſt die Beſitznahme 
zu beſchönigen, über die Anſprüche nur unbeſtimmte Auskunft 
zu erteilen und dieſelben erſt vorzubringen, wenn es ſich um 
die Beruhigung Polens handeln wird.“ *) 

In der Denkſchrift der Miniſter iſt keine Rede von der 
Beſchränkung auf Ermeland, und Friedrich wurde von der 
Begierde, mehr zu erlangen, ebenfalls fortgeriſſen. Um dieſe 
Zeit kam ein Paß in ſeine Hände, deſſen Unterſchrift deutlich 
zeigte, daß Oſterreich die drei Staroſteien ſchon als Eigentum 
betrachtete?). Dieſer Umſtand konnte den König in ſeinem 
Vorhaben wohl beſtärken; aber es lag darin eigentlich kein 
Anlaß, nach größeren Erwerbungen zu ſtreben. Dahin aber 
mußte der Gedanke führen, welchen Friedrich am 27. Februar 
dem Grafen Solms mitteilte. „Für Rußland“, ſchrieb er, 
„kann es, wie mir ſcheint, gleichgültig ſein, woher ihm die 
Entſchädigung kommt, auf die es für die Koſten ſeines Krieges 
mit den Türken Anſpruch machen darf, und da dieſer Krieg 
einzig und allein von den polniſchen Angelegenheiten herſtammt, 
ſo wüßte ich nicht, warum Rußland nicht trachten ſollte, ſich 
an der Grenze dieſer Republik ſchadlos zu halten.“ Friedrich 
ſelber wollte die Schale nicht zu ſehr auf der öſterreichiſchen 
Seite ſinken laſſen und für die gezahlten Hilfsgelder und an⸗ 
dere Verluſte, die ihm der Krieg verurſacht hätte, ſich einen 
Erſatz verſchaffen “). 

Mit der Landbegierde wuchs auch die Wißbegierde. Am 
6. März wendete fic) Friedrich abermals an den Kammer- 
präſidenten Domhardt und wünſchte nun weiter von ihm den 
ungefähren Ertrag der marienburgſchen und kulmiſchen Ge- 
biete zu erfahren, und am 10ten that er die nämliche Frage 
auch inbezug auf Pomerellen, jedoch ohne Inbegriff der Stadt 


1) Geheime Kabinettsakten, 27. Februar. 
2) Der Paß war aus Sandee, vom 8. November 1770, und 


hatte die Unterſchrift: „Neo-Recuperati Hungariae Districtus Admini- 
strator.“ 


3) Smitt II, 12; aber mit falſchem Datum. 
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Danzig ). An demſelben Tage fragte der König den Grafen 
Finckenſtein, ob man nicht den Oſterreichern könnte zu ver⸗ 
ſtehen geben, daß es nur von ihnen abhinge, den neuen Beſitz 
anſehnlicher zu machen. „Das würde“, ſchrieb Friedrich weiter, 
„uns berechtigen, ebenfalls unſeren Anteil zu vergrößern. Aber 
ich glaube, wir müſſen die Antwort des Grafen Solms ab- 
warten, ehe wir dieſen Punkt bei den Oſterreichern erwähnen.“ 
Finckenſtein war hiermit ganz einverſtanden ). 

Gerade damals ward hierüber auch in Petersburg ge⸗ 
ſprochen. Als der Graf Solms den Auftrag vom 20. Februar 
erhalten hatte, war er ſehr ungewiß, wie Panin denſelben auf⸗ 
nehmen würde, und er beſchloß auf alle Fälle die Empfind⸗ 
lichkeit desſelben, die ſchon durch manche Reden der eigenen 
Landsleute geweckt worden?), zu ſchonen und ihn nicht zu 
reizen. Aber als er Gelegenheit fand, ſeinen Auftrag aus⸗ 
zurichten, da zeigte ſich der ruſſiſche Miniſter durchaus nicht 
ſo abgeneigt, wie er gefürchtet hatte. Panin erhob gegen die 
Sache an ſich keine Einwendungen, ſondern er äußerte nur 
ſeine Zweifel über die Ausführbarkeit, und er hatte nicht ſo 
ganz unrecht, wenn er die Beſorgniß hegte, daß Friedrichs 
Plan die Beruhigung Polens erſchweren und die ſächſiſche 
Partei vergrößern könnte. Er wünſchte daher die Angelegenheit, 
die, wie er keineswegs leugnete, im Staatsrate große Billigung 
finden und ſogar den Beſchluß der Nachahmung herbeiführen 
würde, noch etwas hinauszuſchieben, und kam mit Solms dahin 
überein: ſie wollten noch eine Zeit lang Stillſchweigen beobachten 
und auch für jetzt an die Kaiſerin die Sache nicht amtlich 


1) Preuß, S. 183. 184. 

2) Der König an Finckenſtein, 10. März, dieſer antwortet am Iten 
und darauf wieder der König am 12ten (Geheime Kabinettsakten). Letz⸗ 
tere Stelle bei Beer II, 353. 

3) „Par les propos“, ſchreibt Solms, 8. März, „ui lui ont été 
tenus sur l’acquisition déja faite par les Autrichiens et sur celles qui 
resteroient encore a faire par V. Maj. dont on a parlé ici comme 
d'une chose assurée. Il y a eu méme des personnes qui ont soutenu 
dans le conseil que la Russie devoit se hater d'imiter ces exemples.“ 
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bringen; inzwiſchen ſollte ſich der König vom Wiener Hof 
einige Aufklärung über die Gründe verſchaffen, warum derſelbe 
die Staroſteien in Beſitz genommen hätte, und darauf hin⸗ 
weiſen, daß jede andere Macht ähnliche Rechtsgründe zu ihrem 
Vorteile finden würde ). 

Der König wartete nicht, bis er Beſcheid über die Anſicht 
des Petersburger Hofes empfangen. Er hatte die Denkſchrift 
ſeiner Miniſter gebilligt, aber ihnen dann noch aufgetragen, 
daß ſie den Grafen Solms unterweiſen ſollten, wie er ſich in 
dieſer Angelegenheit zu verhalten hätte. Am 24. März ver⸗ 
langte der König von dem Grafen Finckenſtein umgehend dieſe 
Papiere, die er mit dem Eilboten an ſeinen Geſandten ab⸗ 
ſchicken wollte; er ſchrieb letzterem: am liebſten würden ihm 
ſolche Stücke ſein, die an Preußen, Pommern, die Neumark 
oder Schleſien grenzen; wenn aber Rußland Schwierigkeiten 
machte, würde er ſich mit Kulm begnügen, und wenn auch das 
nicht anginge, mit der Woiwodſchaft Marienburg und Erme⸗ 
land. Er ſpornte den Grafen Solms wieder an, und zwar 
auch durch die Ausſicht auf eine Belohnung, deren Höhe dem 
Erfolg entſprechen ſollte. „Alles hängt von meinem guten 
Glück ab“, ſchrieb er an den Grafen Finckenſtein, „und ich 
werde ſehr froh ſein, wenn ich den einen oder anderen von 
dieſen Bezirken mit meinen übrigen Ländern vereinigen kann.“ 2) 

Als der Eilbote nach Petersburg gekommen war, da wollte 
Panin gern wiſſen, was derſelbe dem Grafen Solms gebracht 
hätte, und er gab dieſem deswegen Gelegenheit zu einer Unter⸗ 
redung. „Der König beabſichtigt ernſtlich die Umſtände zu 
benutzen, um alte Anſprüche ſeines Hauſes an Polen vorzu⸗ 
bringen“, meldete der preußiſche Geſandte und forderte den 
ruſſiſchen Miniſter auf, dieſes Vorhaben zu unterſtützen. Panin, 
welcher ſchon ſeit ungefähr drei Wochen keine Einwendungen 


1) Solms, 8. u. 12. März. Er meint, Panin werde ſich am Ende 
fügen müſſen, „parcequ'il aura une trop grande pluralité à combattre 
qui lui sera opposée“. 

2) Geheime Kabinettsakten und Geheime Korreſpondenz, 24. März. 
Beer II, 353. 
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mehr erhoben, äußerte ſich nun ſo, wie es Friedrich nur 
wünſchen konnte. „Die Kaiſerin“, ſprach er, „wird ſich nicht 
einer Vergrößerung widerſetzen, welche das Gleichgewicht zwiſchen 
Preußen und Oſterreich herſtellt, und wir werden gleichfalls 
nicht mit leeren Händen ſtehen bleiben, wenn es zu einer 
Teilung kommt. Aber die beiden Höfe können dieſe Angelegen⸗ 
heit keineswegs allein ordnen, und deshalb muß man erſt klar 
ſehen, nicht nur was Oſterreich nach ſeiner Beſitznahme thun 
will, ſondern auch, wie es über einen ähnlichen Schritt Preußens 
und Rußlands denkt.“ Panin entſchuldigte ſich dann ſehr 
wegen ſeiner Vorſicht; „aber zwei Kriege“, ſprach er, „können 
wir uns nicht aufladen.“ Ja, er fürchtete, daß der Wiener 
Hof aus Eiferſucht gegen Preußen und beſonders gegen Rufe 
land das Geraubte lieber zurückgeben und ihnen den neuen 
Beſitz durch einen Krieg würde wieder zu entreißen ſuchen ). 
So war in Petersburg der Lynarſche Plan angenommen, und 
es handelte ſich alſo nur noch darum, auch den Wiener Hof 
für die Teilung zu gewinnen. 

Schon im Januar hatte, wie bereits erwähnt worden iſt, 
die Kaiſerin beſchloſſen, durch ihren Geſandten dem öſterreichiſchen 
Staatskanzler anzeigen zu laſſen, warum ſie nicht die Ver⸗ 
mittelung, ſondern nur die guten Dienſte des Wiener und 
Berliner Hofes annehmen könnte, und welche Forderung erfüllt 
werden müßte, bevor überhaupt eine Unterhandlung möglich 
wäre. Inbezug auf die Friedensbedingungen ließ Katharina 
ſagen: dieſelben würden nicht Eroberungen, ſondern nur eine 
billige Entſchädigung für die Kriegskoſten, das Recht der Huma⸗ 
nität, die Sicherheit der Grenzen ihres Reiches und die Be— 
feſtigung des Friedens zum Zweck haben; ſie werde nur 
Gerechtes und was den öſterreichiſchen und ruſſiſchen Intereſſen 
entſpreche, verlangen. Gallitzin entledigte ſich ſeines Auftrages 
am 16. Februar, und wie er überaus freundlich geweſen war, 
ſo ließ auch Maria Thereſia ſehr höflich antworten. Sie 
erklärte ſich bereit, die Vermittelung aufzugeben und nur gute 


1) Solms, 9. April. 
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Dienſte zu leiſten, freilich erſt dann, wenn ſie die Friedens⸗ 
bedingungen empfangen und annehmbar gefunden hätte; ſie 
verſprach in Konſtantinopel auf die Freilaſſung Obreskoffs 
hinzuwirken und die Pforte dahin zu beſtimmen, daß ſie von 
der Vermittelung abſtände. 


Herr v. Thugut ward auch wirklich angewieſen, dieſer 


Erklärung gemäß vorzugehen. Außerdem ſetzte van Swieten 
den Grafen Finckenſtein von allem in Kenntniß; zugleich aber 
ſprach er auch von dem tiefen Mißtrauen, von welchem ſein Hof 
erfüllt wäre, daß die Kaiſerin von Rußland die Oſterreicher 
nur einſchläfern wollte und den Türken im nächſten Feldzuge 
den Garaus machen würde. Der Geſandte berichtete weiter, 
daß man in Wien auf das Heer, das man in Ungarn ver⸗ 
ſammelte, beſonders aber auf die enge Verbindung mit Preußen 
ſich verließe und daraus die Hoffnung ſchöpfte, zu einem 
Frieden, wie man ihn wünſchte, zu gelangen. Umgekehrt ſuchte 
Friedrich durch das, was Finckenſtein dem öſterreichiſchen Ge⸗ 
ſandten ſagen mußte, das Vertrauen auf einen günſtigen Aus⸗ 
gang zu beleben; nur bat er den Wiener Hof, derſelbe möchte 
ſich durch die erſten Vorſchläge nicht abſchrecken laſſen und 
um Gotteswillen nicht durch ſchroffe Ausdrücke die Gemüter 
erbittern ). 

Friedrich war damals zweifelhaft, ob er die Oſterreicher 
aufmuntern ſollte, ſich in Polen noch mehr auszubreiten; aber 
er wartete, wie bereits erwähnt, eine Kundgebung aus Rußland 
ab, und erſt am 27. März erhielt Finckenſtein einen ſolchen 
Auftrag, deſſen er am folgenden Tage ſich entledigte ?). Der 
Wiener Hof aber mochte nicht auf die Zumutung eingehen. 
Schon im März hatte Török den Befehl empfangen, ſich 
„Verwalter der in den Militärkordon eingeſchloſſenen Staro⸗ 
ſteien“ zu nennen. Jetzt antwortete Kaunitz dem Freiherrn 


1) Finckenſtein, 9. März; Friedrich, 10. März in den Geheimen 
Kabinettsakten. 

2) Geheime Korreſpondenz und Geheime Kabinettsakten. Was 
dann Beer II, 353, Nr. 13 mitteilt, iſt nicht recht verſtändlich ohne das 
Schreiben Finckenſteins vom 5. April in den Geheimen Kabinettsakten. 
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van Swieten: Oſterreich wolle keine Eroberungen machen, 
ſondern nur auf freundſchaftliche Weiſe ſeine Gerechtſame vor⸗ 
bringen, und Ihre Majeſtäten ſeien ſogar bereit, den früheren 
Beſitzſtand wiederherzuſtellen. Freilich ſollte das nicht gleich 
geſchehen, ſondern erſt, nachdem Katharina mit der Pforte 
Frieden geſchloſſen hätte, Polen beruhigt und die künftige Ruhe 
durch die Garantie der drei Mächte befeſtigt, außerdem noch 
die ruſſiſchen und preußiſchen Truppen aus dem Königreich 
herausgezogen wären +). 

Swieten erhielt Gelegenheit, mit dem Könige ſelber zu 
ſprechen. Dieſer hatte mit großem Vergnügen von Solms 
erfahren, daß Panin bereit wäre, gleich ihm ein Stück von 
Polen abzureißen. Gegen Ende des April ließ er bei ſeiner 
Anweſenheit in Berlin den öſterreichiſchen Geſandten zu ſich 
rufen, ſprach mit ihm wie gewöhnlich über die Friedensbedin— 
gungen und kam hierbei auf den Vorſchlag: Rußland möge 
ſich ein Stück polniſchen Landes als Entſchädigung aneignen, 
Oſterreich behalten, was es in Beſitz genommen, und er ſelbſt 
auch ein ihm gelegenes Gebiet ſuchen. Als der Geſandte 
darauf entgegnete, daß die Abſicht ſeines Hofes keineswegs auf 
Eroberungen gerichtet wäre, da fuhr der König fort: „Laſſet 
doch in Euren Archiven nachſehen, ob Ihr nicht noch einige 
Anſprüche auf eine Woiwodſchaft, die Euch recht iſt, darin 
finden werdet. Glaubt mir, man muß die Gelegenheit benutzen; 
ich werde meinen Teil ebenfalls nehmen und Rußland den 
ſeinigen. Das wird für keinen von uns eine ſehr beträchtliche 
Vergrößerung abgeben, aber immerhin angenehm ſein, und 
ferner, weil wir, Euer Hof und ich, den Frieden in Polen 
herſtellen und die Ruhe dort aufrecht halten wollen, werden 
wir durch dieſe neuen Beſitzungen beſſer imſtande ſein, darüber 
zu wachen und wirkſam dazu beizutragen.“ 

Was den letzten Punkt betrifft, ſo rechnete van Swieten 
hierbei mehr auf die künftige preußiſch-öſterreichiſche Garantie 
und bat außerdem den König, zu überlegen, ob das Anwachſen 


1) Arneth VIII, 598, Nr. 393. 590 u. 400. 
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der ruſſiſchen Macht nicht ſo bedenklich für ihn wäre, daß die 
künftige Gefahr den gegenwärtigen Vorteil bei weitem überwöge. 
Das ſtellte der König aber mit Recht in Abrede. „Rußland 
will nur“, ſprach er, „das polniſche Livland, worauf es An⸗ 
ſprüche beſitzt; übrigens bitte ich alles das nachhauſe zu 
berichten. Ich habe keinen anderen Zweck hierbei, als ganz 
genau Art. 7 und 8 des politiſchen Katechismus zu beobachten, 
und dann wünſche ich, daß Euer Hof von unſerem guten Ein⸗ 
vernehmen einige Vorteile davontrage.“ Der Geſandte ſuchte 
dann zu erfahren, auf was für einen Teil von Polen der 
König eigentlich ſeine Abſicht gerichtet hätte. Friedrich ant— 
wortete, daß es ihm auf einen Teil von Pomerellen ankäme. 
„Es iſt ein ſchlechter Bezirk“, ſprach er, „und ich verlange 
ihn nur, um eine Verbindung mit meinem Königreiche Preußen 
zu gewinnen und an die Weichſel zu gelangen, ohne daß jedoch 
die Rede von Danzig iſt.“ Friedrich erklärte ſich auch wieder 
mit den militäriſchen Vorkehrungen in Ungarn zufrieden und 
beſonders damit, daß zum Orte, wo ſich die Armee ver⸗ 
ſammeln ſollte, Peſt auserſehen worden wäre, weit genug 
entfernt, um nicht unmittelbar gegen die Ruſſen gerichtet zu 
fein, und doch wirkſam genug als Drohung +). 

An dieſem und dem folgenden Abende war bei der Königin 
große Verſammlung. Friedrich zeigte ſich hier nicht allein 
ungemein gnädig gegen van Swieten, den auch der Graf 
Finckenſtein aufmerkſam machte, daß man den günſtigen Augen⸗ 
blick nicht verabſäumen dürfte, ſondern auch ſehr aufgeräumt 2). 
In Wahrheit aber hegte der König damals große Furcht vor 
einem Kriege zwiſchen den Ruſſen und Oſterreichern. Er meinte: 
ſchon im vergangenen Herbſte hätte ſich Panin gegen Kaunitz 
näher erklären ſollen, damit die notwendigen Vorkehrungen 
getroffen werden konnten, wenn eine Verſtändigung mit Oſter⸗ 
reich unmöglich war. „Ich habe gewarnt“, hatte er an Solms 
eigenhändig am 14. April geſchrieben, „ich warne jetzt und 


1) Beer, Friedrich II. und van Swieten, S. 22 (27. April). 
2) Arneth VIII, 591. 
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ich werde fortfahren zu warnen, indem ich in Unſchuld meine 
Hände waſche, wenn man ſich durchaus täuſchen will.“ Ahnlich 
äußerte ſich der König nach der Zuſammenkunft mit dem Frei⸗ 
herrn van Swieten. Am 28. April riet er, indem er wiederum 
an Solms eigenhändig ſchrieb: erſtlich ſollte der Petersburger 
Hof mit dem Wiener in Beratung über die Friedensbedin⸗ 
gungen treten. „Vielleicht findet man letzteren nachgiebiger“, 
äußerte er, jedoch er glaubt es nicht. Hierauf ſollten Rußland 
und Preußen über ihre Erwerbungen in Polen übereinkommen. 
Oſterreich könnte ſich nicht widerſetzen, da es das Beiſpiel gebe, 
und es ſich hierbei nicht um Gebietsteile in ſeiner Nachbar⸗ 
ſchaft handle. Dann dürfte man ſich nur noch über die Mol- 
dau und Walachei verſtändigen. Am Schluſſe forderte Friedrich 
ſeinen Geſandten noch auf, einen guten Gebrauch von dieſer 
wichtigen Depeſche zu machen. 

Seit vielen Monaten peinigte den König, wie wir geſehen 
haben, die Angſt, es könnte zu dem Türkenkriege noch ein 
Krieg mit Oſterreich treten; aber hierzu war doch in der 
zweiten Hälfte des Februar noch ein anderer Trieb gekommen, 
nämlich der Wunſch, Oſtpreußen mit ſeinen anderen Ländern 
zu verbinden. Er hatte ſich nicht leicht entſchloſſen, Hand an 
dieſes Werk zu legen; aber nachdem er es gethan, war ſeine 
Begierde, das Ziel zu erreichen, von Woche zu Woche gewachſen. 
„Der Erfolg der Unterhandlung über meine Vergrößerung“, 
ſchrieb er am 12. Mai an den Grafen Solms, „hängt ſehr 
von Eurer Thätigkeit und Geſchicklichkeit ab. Urteilet alſo 
ſelbſt, was man von einem Geſandten denken ſoll, welchem 
man einen wichtigen Auftrag erteilt hat, und den man ſo ſehr 
die Sache verſchleppen ſieht. Muß man ihn nicht im Verdacht 
einer zu großen Schlaffheit haben und einen anderen ſchicken, 
der die Angelegenheit ſchneller betreibt? Nun, wenn ich über 
Euch nicht ebenſo denken ſoll, ſo zeiget mehr Eifer und 
Thätigkeit, um mir zu verſchaffen, was ich wünſche; denn ich 
laufe ſonſt Gefahr, es nie zu erlangen.“ ) 


1) Immediat, 14. u. 28. April, 12. Mai. 
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Während fo in Friedrich die Begierde nach einer Erwer⸗ 
bung täglich zunahm, ging man in Wien den entgegengeſetzten 
Weg. Hier hatten die Berichte des Freiherrn van Swieten 
die größte Aufmerkſamkeit erregt, und es waren ſehr wichtige 
Verhaltungsbefehle nach Berlin geſchickt worden. Der Geſandte 
ſollte nämlich abermals erklären, daß Oſterreich ſeine Anſprüche 
auf jene Staroſteien nur im Wege gütlichen Vergleiches zur 
Geltung bringen wollte, und daran die Bemerkung knüpfen, 
daß hiermit der Vorſchlag des Königs von Preußen nicht wohl 
vereinbar wäre. Ferner wies der Wiener Hof darauf hin, 
daß es die in hohem Grade verwickelte Lage der Dinge nicht 
ratſam erſcheinen ließe, einen Plan zu verfolgen, welcher dieſe 
Verwirrung noch unendlich vermehren könnte. Endlich hielt 
man die Schwierigkeit, über möglichſt gleichmäßige Erwerbungen 
ſich zu verſtändigen, für ſo außerordentlich groß und faſt 
unüberwindlich, daß man die Ausführung widerriet. Man 
erbot ſich zugleich, die beſetzten Staroſteien zurückzugeben, wenn 
Rußland und Preußen ebenſo verführen; wie Joſeph ſeinem 
Bruder meldete, wollte die Kaiſerin-Königin freilich nur für 
diesmal von ihren Anſprüchen abſtehen ). 

Neben dieſer Erklärung, mit welcher der König oder ſein 
Miniſter bekannt gemacht werden follte, wurde noch ein anderes 
Schreiben abgeſendet, deſſen Inhalt aber ſorgfältig geheim zu 
halten war. Dem Staatskanzler ſchien es nicht recht glaublich, 
daß Preußen und Rußland ſo wenig von Polen begehren 
ſollten, und ſo empfing denn van Swieten den Auftrag, 
hierüber behutſam Erkundigung einzuziehen und außerdem zu 
erforſchen, ob ſich der Petersburger Hof mit Friedrichs Vor⸗ 
ſchlage wirklich ſchon einverſtanden erklärt oder nur im all- 
gemeinen eine willfährige Außerung hingeworfen hätte. Dieſe 
Wißbegierde des Staatskanzlers iſt ganz begreiflich; dagegen 
erſcheint es höchſt merkwürdig, daß er weiter noch gern erfahren 
wollte, ob nicht überhaupt aus der ganzen Teilungsidee etwas 
Größeres hervorgehen und Oſterreich gegen verhältnißmäßige 


1) Arneth, Maria Thereſia und Joſeph I, 34 ff. 
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Erwerbungen Preußens in Polen ein Stück von Schleſien und 
der Grafſchaft Glatz wiedererlangen könnte. Maria Thereſia 
fand gegen dieſe Schreiben nichts einzuwenden; ſie und ihr 
Kanzler würden hiernach ſogar zu einer größeren Beraubung 
Polens ihre Zuſtimmung gegeben haben, wenn ſie dafür einen 
Teil der unvergeßlichen Provinz Schleſien hätten zurückgewin⸗ 
nen können ). 

Van Swieten richtete ſeinen Auftrag aus, jedoch ohne 
Zweifel mit Ausnahme des letzten Punktes, und Finckenſtein 
meldete dem König am 13. Mai die Antwort des Wiener 
Hofes, mit welcher er natürlich ſehr wenig zufrieden war. Er 
erklärte ſich dieſen Schritt ſo, daß er meinte: die Oſterreicher 
fürchteten, ſie würden nicht ſo viele Vorteile davon tragen als 
Rußland und Preußen. Der König ſtimmte dem bei: „Aber 
was kommt darauf an, ob der Wiener Hof zu dieſer Erwer⸗ 
bung ſeine Zuſtimmung giebt oder nicht?“ ſchrieb Friedrich 
weiter; „wenn wir uns mit den Ruſſen verſtändigen, werden 
ſie mit ſaurem Geſicht in das willigen müſſen, was ſie nicht 
ändern können, ohne Krieg zu führen; gewiß werden ſie als⸗ 
dann ihren Anteil vergrößern und ſich entſchließen, zu ſchweigen. 
Es ijt ein Glück, daß Frankreich fo erſchöpft iſt; des Bei⸗ 
ſtandes von daher beraubt, werden die Oſterreicher um ſo 
nachgiebiger und ſanftmütiger ſein.“ 

Finckenſtein antwortete dem König noch an demſelben Tage. 
„Das Verlangen Rußlands nach einer Entſchädigung für die 
Kriegskoſten“, ſchrieb er, „und die Schwierigkeiten, welche der 
Wiener Hof in den Weg legen wird, ſie in der Moldau, 
Walachei und Krim zu nehmen, werden Gelegenheit geben, den 
Ruſſen zu ſagen, daß eine Zergliederung Polens das einzige 
Mittel iſt, den gordiſchen Knoten zu zerhauen, und daß Ew. 
Majeſtät geneigt ſind, dazu die Hände zu bieten, wofern man 
für Ihren Vorteil ſorgt. Der Wiener Hof wird ſeine Sprache 
vielleicht ändern, wenn er ſieht, daß Ew. Majeſtät mit Ruß⸗ 
land einig ſind, und ich glaube, derſelbe wird dann lieber 


1) Arneth VIII, 306. 307. 
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ſeinen Teil nehmen wollen, als einen Krieg wagen, in welchem 
er mit ſtarken Gegnern zu thun haben würde, ohne doch auf 
ſeine Verbündeten bauen zu können.“ Ahnlich dachte der König, 
der um dieſe Zeit, am 14ten abends, noch einmal an ſeinen 
Miniſter ſchrieb und ihm auftrug, dem Freiherrn van Swieten 
zu ſagen, daß der Teilungsplan unmittelbar aus Petersburg 
käme. „Wenn jene Menſchen das erfahren“, ſchrieb Friedrich 
weiter, „ſo werden ſie ſich mehr als einmal beſinnen, ehe ſie 
zwei Mächte, die in ihrem Plan einig ſind, vor den Kopf 
ſtoßen, und es ſcheint mir, ſie werden am Ende thun, was 
die Ruſſen und wir vorſchlagen. Wenn ſie etwas zurückhält, 
ſo ſind es vielleicht ihre lieben Verbündeten, die Franzoſen, 
die eine Zergliederung Polens wohl ungern ſehen würden.“ 
Als Finckenſtein den Auftrag ausrichtete, glaubte er aus 
dem Geſpräch mit dem Geſandten den wahren Grund der 
Ablehnung zu erkennen. „Rußland kann ſich gut abrunden“, 
bemerkte van Swieten, „ſchon eine Landzunge bis zur Weichſel 
iſt für Preußen viel wert; aber für Oſterreich hat es keinen 


Nutzen, ſich über die Karpathen hinüber auszudehnen, das 


würden nur einige Gebietsteile mehr ſein, die noch dazu 
vielleicht eine Laſt werden könnten.“ Finckenſtein aber wollte 
nicht zugeben, daß Oſterreich außerſtande ſein würde, gegen die 
Polen ſolche Erwerbungen zu behaupten ). 

Der König hatte die Zergliederung der Republik mit dem 
Türkenfrieden verknüpft; aber es kam doch in letzterer Beziehung 
nicht allein auf Rußland und Oſterreich an, ſondern auch auf 
die Pforte ſelbſt, und ob dieſe die Unabhängigkeit der Tataren 
zugeben würde, das war außerordentlich zweifelhaft. Einen 
wichtigen Schritt hatte man allerdings in Konſtantinopel gethan. 
Zum Ruhme des ruſſiſchen Namens war Obreskoff in Freiheit 
geſetzt worden, und auch die Vermittelung ließen die gedemütigten 
Türken fallen und erklärten ſich bereit, die guten Dienſte des 
Wiener und Berliner Hofes anzunehmen; freilich ging ihre 


1) Geheime Kabinettsalten, 13. bis 15. Mai. Die beiden Briefe 
des Königs bei Beer II, 354 ſind vom 14ten und nicht vom 15. April. 
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Abſicht keineswegs dahin, in der Sache nachzugeben, und nach 
wie vor wollten fie nicht unmittelbar mit Rußland in Unter⸗ 
handlung treten. Anfang Mai gelangten dieſe Nachrichten 
nach Wien, wo ſich eben damals der Graf Alexis Orloff 
aufhielt. Aus deſſen Munde vernahm der Staatskanzler, daß 
die ruſſiſche Kaiſerin auf zwei Bedingungen unweigerlich beſtehen 
würde, nämlich auf einer Geldentſchädigung für die Kriegskoſten 
und der Unabhängigkeit nicht allein der Tataren, ſondern auch 
der Moldau und Walachei ). 

Der Eilbote mußte ſeinen Weg über Berlin nach Peters⸗ 
burg nehmen. Lobkowitz erhielt Befehl, mit Eifer den Grafen 
Panin jetzt anzugehen, daß er nach Erfüllung der Vorbedin⸗ 
gungen die Friedensvorſchläge dem Wiener Hofe mitteilen ſollte. 
Der ruſſiſche Miniſter konnte nun auch nicht gut noch länger 
ausweichen; am Abend des 30. Mai übergab er dem öſter⸗ 
reichiſchen Geſandten drei Schriftſtücke. Bei dieſer Gelegenheit 
äußerte Panin: er könne nicht glauben, daß die Sſterreicher 
die Türken mit einem Heer unterſtützen werden. Er erbot 
ſich alsdann, eine Verſtändigung der drei Mächte über Crwer- 
bungen in Polen herbeizuführen. 

Am anderen Tage ſprach Panin hierüber mit Solms. 
Beide kamen dahin überein, daß ſie einander ihre Anſprüche 
nicht vorweiſen würden. Die Kaiſerin wollte ſich mit der 
Verſicherung des Königs von Preußen begnügen, daß er die— 
ſelben zu liefern vermöchte. Der ruſſiſche Miniſter beſtand 
ferner darauf, die Erwerbung von Pomerellen mit Danzig 
würde zu viel Widerſpruch erfahren, und es daher beſſer ſein, 
wenn ſich der König auf Ermeland, Marienburg und Kulm 
mit Einſchluß von Thorn beſchränkte. Die ruſſiſchen Anſprüche 
bezogen ſich auf einen langen Strich der polniſchen Ukraine 
längs des Dniepr; die Kaiſerin wollte darauf aber verzichten 
und dafür das polniſche Livland und die Woiwodſchaft Witepsk 
nehmen, letztere ſo, daß von Polock an der Düna eine gerade 
Linie bis Orſa am Dniepr gezogen würde. 


1) Joſeph an Leopold, 2. Mai (Arneth I, 338 ff.). 
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Panin wünſchte nun den Entwurf eines Teilungsvertrages 
vom Könige zu empfangen, und zwar ſollte darin auch der 
Fall vorgeſehen ſein, daß der Wiener Hof dieſen Erwerbungen 
ſich widerſetzte, und die Mittel angegeben werden, durch welche 
man dennoch ans Ziel gelangen könnte ). 

Wir wiſſen, daß Panin und ſeine Gebieterin bereits im 
Oktober und November des vergangenen Jahres dergleichen 
Abſichten dem Prinzen Heinrich kundgegeben hatten. Katharina 
mochte nicht um die Früchte ihrer Siege durch Oſterreich 
gebracht werden; daher wünſchte ſie mit dieſem und Preußen 
eine Tripelallianz zu ſchließen; wenn aber der Wiener Hof 
unerbittlich bliebe, dann wollte ſie deſſen feindſelige Beſtre⸗ 
bungen durch Friedrich den Großen lähmen. Die Nachricht 
von dem Beſchluß Oſterreichs, ein Heer von 50,000 Mann 
aufzuſtellen, hat ſie wahrſcheinlich zu den Außerungen bewogen, 
welche ſie im Anfange des Januar gegen den Prinzen Heinrich 
that und die im Grunde die erſte polniſche Teilung herbei- 
geführt haben. Für Preußen brachte die Beraubung der 
Republik den größten Vorteil, aber ohne Rußlands Einwilligung 
hätte fie nicht ins Werk geſetzt werden können 2). 


1) Solms, 31. Mai und 1. Juni. Schon am 24. Mai hatte Solms 
berichtet, daß Panin keine Schwierigkeit inbezug auf Erwerbungen in 
Polen mache, er wünſche im Verein mit Ofterveich es zu thun, fo daß 
die drei Mächte ſich zuerſt über ihre Abſichten und dann über die Mittel 
der Ausführung verſtändigen; wenn er dem Fürſten Lobkowitz die Friedens⸗ 
bedingungen mitgeteilt habe, wolle er über Polen mit ihm ſprechen. Hier⸗ 
nach kam alſo die anfeuernde Depeſche Friedrichs vom 12. Mai zu ſpät, 
und wenn Solms am 1ö6ten (d. h. 27ſten) dennoch an Panin ſich wandte, 
fo hat ſeine drohende Note die Einwilligung Rußlands aller Wahrſchein⸗ 
lichkeit nach nicht beſchleunigt. 

2) Gunning berichtet am 14. Dezember 1772 (Sbornik XIX, 337), 
Panin habe ihm erklärt, daß Rußland „could not have acted other- 
wise without embroiling Europe in a general war; that it was the 
dismemberment of Poland alone that prevented Austria from drawing 
the sword and brought on a coolness that subsisted between her and 
the court of Versailles“. 
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Widerſtand Sſterreichs gegen die ruſſiſchen Friedens⸗ 
bedingungen und gegen die polniſche Teilung. 


Wenn man das Verhalten Friedrichs in der polniſchen 
Frage während des Winters von 1770 zu 1771 genau ver⸗ 
folgt, ſo bemerkt man nicht ohne Verwunderung, daß er zuerſt 
einer Erwerbung in Polen mit größter Entſchiedenheit ent⸗ 
gegentritt und ſie dann mit wachſender Ungeduld erſtrebt. 
Aber in beiden Fällen handelt er mit gleicher Aufrichtigkeit. 
Er hatte ſich zurückgehalten, weil er fürchtete, daß Choiſeul 
den Oſterreichern, wenn ſie die Ruſſen bekriegten, mit allen 
franzöſiſchen Streitkräften zuhilfe kommen könnte. Dieſe Be⸗ 
ſorgnis minderte ſich ſehr, als der unruhige Herzog am 
24. Dezember 1770 in Ungnade gefallen war, und fie ver— 
ſchwand gänzlich, als Friedrich erfuhr, daß der Hof von Ver— 
ſailles dem eng verbundenen Könige von Spanien jeglichen 
Beiſtand gegen die Engländer verweigert hatte, weil er ſich 
ganz außerſtande fühlte, ſolchen zu leiſten. Die Verwirrung 
war in Frankreich auf den Gipfel geſtiegen; der tief verſchul— 
dete Staat konnte die gewöhnlichen Ausgaben nicht mehr 
beſtreiten, geſchweige denn die Oſterreicher unterſtützen. Eben 
deshalb ſchreitet Friedrich nun mit Zuverſicht ans Werk und 
läßt dem Grafen Panin ſagen, daß er den Wiener Hof nicht 
zu fürchten brauche. „Gehen wir ruhig unſeres Weges“, fuhr 
er fort, „und wenn jene Menſchen uns Neid zeigen, ſo tröſten 
wir uns darüber; denn es iſt beſſer Eiferſucht zu erregen als 
Mitleid.“ +) 

Dieſen Grundſatz befolgte Friedrich auch inbezug auf den 
Umfang ſeiner Erwerbung. Am letzten Mai hatte Panin, 
wie erwähnt, Ermeland, Marienburg und Kulm vorgeſchlagen 


1) An Solms, 19. Juni 1771. 
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und war trotz der Widerrede des preußiſchen Geſandten dabei 
ſtehen geblieben. Aber in dem Vertragsentwurfe, den Friedrich 
einſchickte, wurde Panins Rat nicht befolgt. Der König überließ 
es dem Petersburger Hofe, ſeinen Anteil zu beſtimmen; er 
ſelbſt nahm Pomerellen mit Ausnahme der Stadt Danzig und 


ihres Gebietes und den Teil von Groß-Polen in Anſpruch, 


welcher ſich von Drieſen längs der Netze bis nach Bromberg 
und Fordon an der Weichſel erſtreckt, ſo daß der Fluß die 
Grenze bilden ſollte, ferner die Woiwodſchaften von Kulm und 
Marienburg, und nur im äußerſten Falle, wenn dieſer Vor⸗ 
ſchlag zu viel Schwierigkeiten fände, wurde Solms in dem 
begleitenden Schreiben angewieſen, ſich mit Ermeland, Elbing, 
Marienburg und Kulm zu begnügen. Nach dem dritten Ar- 
tikel des Entwurfes ſollten Rußland und Preußen tiefes 
Schweigen beobachten, aber, wenn die Zeit gekommen wäre, 
dem Wiener Hofe Mitteilung machen und ihn zum Beitritt 
einladen. Weigerte ſich Oſterreich wider Erwarten, ſo ſollte 
darum der Vertrag doch Geltung haben. Dieſe letzte Beſtim⸗ 
mung hatte Finckenſtein hinzugefügt, weil er dem Fürſten 
Kaunitz nicht traute und überzeugt war, derſelbe würde nur 
mit ſaurem Geſicht einwilligen und tauſend Schwierigkeiten 
erheben, welche den furchtſamen Grafen Panin beunruhigen 
könnten. Finckenſtein glaubte daher dieſen Miniſter in der 
Art binden zu müſſen, daß ein ſolcher Zwiſchenfall niemals 
imſtande wäre, der Gültigkeit des Vertrages Abbruch zu thun ). 

Auch Friedrich ſuchte dem Grafen Panin Mut zu machen, 
indem er ihn darauf hinwies, daß Oſterreich von den Fran⸗ 
zoſen keine Hilfe zu erwarten hätte und ſich deshalb ohne 
Zweifel inacht nehmen würde, den Ruſſen und Preußen den 
Krieg zu erklären, und wenn es ja zu Drohungen ſich hinreißen 
ließe, ſo ſtand der König mit ſeinem Kopfe dafür ein, daß er 
und die Kaiſerin, wenn ſie ſich gehörig verſtändigt hätten, die 
Oſterreicher bringen würden, wohin ſie wollten. Er erklärte 


1) Finckenſtein an Friedrich, 14. Juni; dabei liegt der Vertrags⸗ 
entwurf. 
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ſich aus demſelben Grunde bereit, jede Bürgſchaft für das 
Gebiet, welches Rußland ſich einverleiben würde, zu übernehmen. 
„Ich laufe dabei nicht einmal Gefahr“, ſchrieb er an Solms, 
„mir einen Krieg aufzubürden; denn dieſe Angelegenheit ver- 
langt nur, daß man ſich nicht aus der Faſſung bringen läßt 
und feſt bleibt.“ Und für den Fall, daß die Sſterreicher 
ihren Anteil zu klein fänden, ſchlug er vor, daß man ihnen 
die Strecke, welche ſie von Trieſt trennte, anbieten könnte. 
„Ich hoffe“, fügte der König noch eigenhändig hinzu, „Ihr 
werdet Euch anſtrengen, um dieſe wichtige Angelegenheit zu 
einem glücklichen Ziele zu führen, überzeugt, daß ich Euch 
meine Dankbarkeit verſprochenermaßen bezeigen werde.“ ) 

Der preußiſche Geſandte hatte keineswegs ein ſchweres 
Stück Arbeit, denn Panin legte die größte Willfährigkeit an 
den Tag und erklärte ſich bereit, der Kaiſerin und dem 
Miniſterrat als Erwerbungen Preußens vorzuſchlagen: den 
Bezirk von Groß⸗Polen zwiſchen Weichſel und Netze, ganz 
Pomerellen mit Ausnahme der Stadt Danzig und ihres 
Gebietes, und für dieſen Verzicht und die Aufgabe der an⸗ 
deren Anſprüche das Bistum Ermeland, ſowie die Woiwod— 
ſchaften von Marienburg und Kulm, jedoch ohne die Stadt 
Thorn und ihr Gebiet; auch ſollte der König verſprechen, den 
Handel auf der Weichſel durch keine neuen Zölle zu be— 
ſchweren 2). 

Während ſo Preußen und Rußland über die Zergliederung 
ſich verſtändigten, blieb man ihr in Wien abgeneigt; und wie 
Swieten früher in Berlin, fo gab Lobkowitz jetzt in Peters⸗ 
burg im Geſpräche zu erkennen, daß Maria Thereſia nur den 
kleinen Landſtrich behalten wolle, auf welchen ſie Anſpruch zu 
haben glaube. Gegen Solms aber äußerte der öſterreichiſche 
Geſandte: wenn ſein Hof ſich etwas wünſchen ſollte, ſo wäre 
es die kleine Walachei. Panin erklärte ſich ſofort bereit, die⸗ 
ſelbe zu bewilligen, wenn Oſterreich dafür einige Gefälligkeit 
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1) Friedrich an Solms, 14. Juni, bei Smitt II, 23. 
2) Solms, 5. Juli. 
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gegen die preußiſch- ruſſiſchen Abſichten zeigte ). Jedoch das 
geſchah keinesweges. 

Auf die Schriftſtücke, welche set dem Fürſten Lobkowitz 
am 30. Mai zur Verteidigung der ruſſiſchen Friedensbedingungen 


übergeben, antwortete der Wiener Hof völlig ablehnend, und 


er konnte nicht einmal gut anders verfahren, weil er mit der 
Pforte ſeit dem Februar in Unterhandlung über ein Bündnis 
ſtand. Er wünſchte vielmehr, daß auch noch andere Staaten 
ſich gegen Rußland erheben möchten. In einer geheimen Unter⸗ 
redung mit dem ſchwediſchen Geſandten bedauerte der Kaiſer 
ſehr, daß dieſes einſt mächtige Land durch Parteiungen nun ſo 
zerriſſen wäre, und gab der Hoffnung Ausdruck, der mit 
großen Gaben ausgeſtattete König würde die Geſchicklichkeit 
haben, die Einigkeit wieder herzuſtellen, und ſeinem Volke die 
Augen über die Gefahr öffnen, in die es die furchtbare Macht 
Rußlands brächte. „Von der Lage, worin ſich der Peters⸗ 
burger Hof befindet“, fuhr der Kaiſer fort, „wird man 
hoffentlich Nutzen ziehen; er iſt durch einen verderblichen Krieg 
erſchöpft und ohne Geld, ihn fortzuführen. Man ſieht leicht 
ein, wie die Ruſſen jetzt unter dem Vorwande, Polen zu 
beruhigen, es unterdrücken, und wenn die Schweden nicht 
beizeiten das Rechte bedenken, dürften ſie in dieſelbe Lage 
kommen.“ Der Kaiſer bedauerte weiter, daß der König von 
Dänemark ſich nicht in ſeinem wahren Intereſſe mit Schweden 
verbände, um Rußlands furchtbare Überlegenheit zu verringern. 
„Mit Verſprechungen“, ſagte Joſeph, „läßt er ſich hin⸗ 
halten und ändert nichts als ſeine Miniſter.“ 

Ahnlich äußerte ſich die Kaiſerin⸗Königin einige Tage ſpäter 
gegen den engliſchen Geſandten. „Bei der gegenwärtigen Lage 
der Dinge und der Verbindung, welche zwiſchen den Höfen 
von Petersburg und Berlin beſteht, können wir Rußlands 
Vergrößerung nicht mit Gleichgültigkeit anſehen. Ich ſtehe in 
dieſem Augenblick auf einem ſehr guten Fuße mit dem Könige 
von Preußen, ich hege wegen des Vergangenen keinen Groll 


1) Solms, 28. Juni. 
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oder Übelwollen gegen ihn: allein ich darf mein Vertrauen 
auf ſeine Freundſchaft nicht ſo weit treiben, um die Vor⸗ 
ſicht zu vernachläſſigen; ich darf die Möglichkeit nicht ver⸗ 
geſſen, daß er aufhört mein Freund zu ſein. Darum kann 
ich es nicht mit Gleichgültigkeit anſehen, wenn ſein Verbün⸗ 
deter einen bedeutenden Zuwachs an Macht und Einfluß er⸗ 
langt.“ 

Die Kaiſerin⸗Königin dachte bei dieſer Gelegenheit auch 
der Teilung, die über Polen ſchwebte. „Sie werden leicht 
ermeſſen“, ſagte ſie, „daß wir dies niemals geſtatten können. 
Ich für meine Perſon wünſche kein Dorf zu behalten, das 
mir nicht zukommt. Ich will keine Eingriffe machen und, ſo 
weit ich es imſtande bin, auch nicht dulden, daß ſie gemacht 
werden. Kein Teilungsplan, wie vorteilhaft er immer ſein 
mag, wird mich auch nur auf einen Augenblick in Verſuchung 
führen; ich werde vielmehr alle Pläne ſolcher Art mit Ver- 
achtung verwerfen. Ich mache mir hieraus kein Verdienſt; 
denn ich müßte ſowohl aus Grundſätzen der Klugheit und 
Politik als auch aus Beweggründen der Billigkeit und Gerech— 
tigkeit alſo handeln.“ Von Friedrich II. war Maria Thereſia 
überzeugt, daß er unter den damaligen Umſtänden allein um 
der Vergrößerung willen keinen Krieg wagen würde; „kann 
er aber ohne dieſe Gefahr um ſich greifen“, bemerkte ſie 
treffend, „ſo wird er eine ſolche Gelegenheit nicht vorüber— 
gehen laſſen.“ 

Die Kaiſerin⸗Königin kehrte dann wieder zu dem ruſſiſch⸗ 
türkiſchen Kriege zurück und ſprach: „Beim Ausbruche des 
Kampfes ſagte ich Ihnen, ich würde demſelben ſo lange wie 
möglich fern bleiben; ich ſage Ihnen jetzt mit derſelben Offen⸗ 
heit, daß ich, wenn er länger dauert als der gegenwärtige 
Feldzug, daran teilnehmen muß. Ich weiß, es iſt ein höchſt 
verderblicher, zerſtörender Krieg. Wir werden dem Hunger, 
der Peſt und jeder Plage ausgeſetzt fein; aber deſſenungeachtet 
fordern ihn meine künftige Sicherheit und die Erhaltung meiner 
weſentlichen Intereſſen ſo laut, daß mir keine Wahl bleibt, 
und ich gehorchen muß. Ich hoffe jedoch, die Dinge werden zu 
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dieſem Außerſten nicht kommen; ich ſpreche von dem Schlimm⸗ 
ſten, das ſich ereignen kann.“) g 

Bald darauf ging der Eilbote mit der Antwort Oſter⸗ 
reichs über Berlin nach Petersburg. Friedrich bedauerte ſehr 
den Beſchluß, welchen man in Wien gefaßt hatte, weil der⸗ 
ſelbe die bereits beſtehende Verwirrung nur vergrößerte; denn 
er ſah voraus, daß in dem laufenden Jahre die Unterhand⸗ 
lungen noch nicht beginnen würden ). 

Um dieſe Zeit, am 6. Juli, kam das Bündnis des Wiener 
Hofes mit der Pforte zuſtande. Derſelbe verpflichtete ſich, den 
Türken einen annehmbaren Frieden zu verſchaffen; dafür wurden 
ihm die kleine Walachei, gewiſſe Handelsvorteile und 20,000 
Beutel oder 11,250,000 Gulden Hilfsgelder verſprochen, ja 
er ſollte, wenn er es für gut fände, noch 2- bis 3000 Beutel 
zur Erreichung gewiſſer geheimer Abſichten empfangen. Kaunitz 
fürchtete nämlich, daß die Erwerbung der kleinen Walachei den 
König von Preußen beunruhigen und vielleicht ſogar zu feind⸗ 
ſeligen Schritten treiben könnte, und er glaubte, Friedrich 
würde ſich durch Geld beſchwichtigen laſſen. Wie wenig er 
ſeinen großen Gegner zu würdigen verſtand, haben wir ſchon 
mehrmals geſehen. Im Anfange des Auguſt erfuhr man in 
Wien den Erfolg, welchen man in Konſtantinopel davonge⸗ 
tragen; durch den Vertrag erlange man, bemerkte der Staats⸗ 
kanzler der Kaiſerin⸗Königin, anſehnliche Vorteile, ohne ſich zu 
beſchwerlichen Gegenleiſtungen verpflichtet zu haben. „Ich 
nehme nicht gerne Geld von dieſen Leuten“, antwortete Maria 
Thereſia dem Fürſten; aber ſie hütete ſich, die 4000 Beutel, 
welche ſogleich gezahlt worden waren, den Ungläubigen zurück⸗ 
zuſchicken “). 

Die Sprache des Wiener Hofes mußte jetzt noch ſchärfer 
werden. Am 12. Auguſt erklärte van Swieten dem Miniſter 
Hertzberg: „Der König ſcheint von der Feſtigkeit des Wiener 


1) Raumer, Beiträge III, 247; IV, 389ff. 
2) An Solms, 9. Juli. 
3) Arneth VIII, 287. 291. 
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Hofes nicht genug überzeugt zu ſein; deshalb ſpricht ſich dieſer 
von neuem dahin aus, daß er ganz und gar entſchloſſen iſt, 
es eher zum Außerſten kommen zu laſſen, als eine Zergliede⸗ 
rung des türkiſchen Reiches zu erlauben. Er betrachtet den 
gegenwärtigen Augenblick als einen ſolchen, der über das 
Schickſal von Rußland und Oſterreich entſcheiden muß. Der 
König wird wohl davon überzeugt ſein, daß für ſeine eigenen 
Intereſſen die Erhaltung des Gleichgewichts einigen unweſent⸗ 
lichen Vorteilen oder Erwerbungen vorzuziehen iſt.“ Endlich 
betonte van Swieten, daß die Pforte ſowohl entſchloſſen als 
auch darauf vorbereitet wäre, den Kampf noch einige Jahre 
fortzuſetzen ). 

Der König hatte dann auch ſelbſt eine Unterredung mit 
dem öſterreichiſchen Geſandten. Dieſer ſprach ſo zu ihm, daß 
er glauben mußte, der Krieg würde zu Anfang nächſten Jahres 
erklärt werden. „Panin ſucht indeſſen zu beweiſen“, meldete 
Friedrich dem Prinzen Heinrich weiter, „daß ſeine Bedingungen 
höchſt gemäßigt ſind. Er muß über die Moldau und Walachei 
ſich entſcheiden; dort liegt der Knoten. Die Sache verwickelt 
ſich ſo, daß der Ausgang nicht vorherzuſehen iſt. Ich fange 
an, die notwendigen Maßregeln zu treffen, um nicht unvor⸗ 
bereitet zu ſein.“ ?) 

Noch ausführlicher unterrichtete Friedrich ſeinen Geſandten 
in Petersburg über ſeine letzte Unterredung mit dem Frei⸗ 
herrn van Swieten und trug ihm auf, dem Grafen Panin 
weiter zu ſagen: „Das ſei der einzige Augenblick, wo man 
noch einen allgemeinen Krieg vermeiden könne; wenn man bis 
zum Ende des Winters nicht dahin gelange, die beiden Par⸗ 
teien zu verſöhnen, fo werde es nächſtes Jahr zwiſchen Ruß⸗ 
land und Oſterreich zum Kampfe kommen, und es ſei nicht 
gut, zu viel auf das Glück zu bauen.“ Der König hatte ſchon 
vorher die Kaiſerin auffordern laſſen, inbetreff der Moldau 
und Walachei, die ſie doch gar nicht einmal behalten wolle, 


1) Hertzberg an den König, 12. Auguſt. 
2) Duncker, S. 241 (14. Auguſt). 
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nachzugeben; noch weit ernſter ſchrieb er jetzt an den Grafen 
Solms, daß alle ſeine Verträge mit Rußland ſich nur auf 
die Erhaltung des Königs von Polen auf dem polniſchen 
Thron und nicht auf die Trennung der Moldau und Wa⸗ 
lachei von der Türkei bezögen. „Ich habe mich erboten“, 
fuhr der König fort, „der Kaiſerin von Rußland eine Ent⸗ 
ſchädigung für die Kriegskoſten in Polen zu verbürgen; aber 
das Beſte meines Landes und die Intereſſen desſelben hindern 
mich, einen Schritt weiter zu gehen.“ Friedrich erklärte ſich 
durchaus abgeneigt, neue läſtige Verbindlichkeiten zu übernehmen, 
welche die ganze Laſt des Krieges auf ihn wälzen würden. Er 
wollte lieber in einem ſolchen Fall an die alten Verpflichtungen 
ſich halten; denn wenn die Oſterreicher die Ruſſen in der 
Moldau angriffen, und er zur Ableitung dahin zöge, ſo würden 
alle Streitkräfte der Kaiſerin-Königin gegen ihn marſchieren, 
und das Reich und vielleicht auch die Franzoſen ihn in ſeinen 
rheiniſchen Beſitzungen angreifen. „Ein ſolcher Krieg nach dem 
letzten Kriege“, ſchrieb er, „würde die Verwüſtung meiner 
Provinzen vollenden.“ +) 

Auch die Ruſſen blickten ſehr ernſt auf die neue Lage der 
Dinge; denn ſie mußten nach Polen zurückgehen, wenn die 
Oſterreicher in die Moldau rückten. Deshalb hatten Katharina 
und Panin die Antwort des Wiener Hofes, die am 21. Juli 
in Petersburg eingetroffen war, ſehr bitter empfunden. Man 
überlegte lange, was man thun ſollte. Man ſträubte ſich 
ebenſowohl, die Unabhängigkeit der Tataren aufzugeben, als 
die Moldau und Walachei im Beſitze der Türken zu laſſen, 
und ſprach dies auch in einer Denkſchrift aus, welche Panin 
dem Fürſten Lobkowitz um die Mitte des Auguſt überreichte. 
Katharina erklärte ſich darin bereit, außer der Verpflichtung, 
welche Rußland und die Pforte bei dem Friedensſchluß in⸗ 
bezug auf die Unabhängigkeit der Tataren eingehen würden, 
auch noch andere Bürgſchaften, wenn ſolche gefunden werden 
könnten, gern zulaſſen zu wollen. Außerdem wünſchte ſie, daß 


1) An Solms, 14. Auguſt. 
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von Berlin aus Kaunitz überzeugt werden möchte, wie ſie nur 
ihren Feind ſchwächen wollte; ſie würde keine Kriegsflotte auf 
der Halbinſel Krim gründen und es dem Wiener Hof anheim⸗ 
ſtellen, den chriſtlichen Fürſten zu beſtimmen, welcher die Mol⸗ 
dau und Walachei regieren ſollte ). Wir ſehen daraus, wie 
lebhaft fie fürchtete, durch Oſterreich die Früchte der großen 
Siege zu verlieren. 

Für Rußlands Intereſſe war die Unabhängigkeit der Tata⸗ 
ren ungleich wichtiger als die der Rumänen, und eben damals 
kämpfte der Fürſt Dolgoruki glücklich in der Krim. Dagegen 
ſtanden die Dinge nicht gut in Polen. 

Der Fürſt Wolkonsky war hier von dem Geheimen Rate 
v. Saldern abgelöſt worden. Nachdem dieſer am 15. April 
in Warſchau eingetroffen, hatte er mit Stanislaus Auguſt 
beinahe täglich darüber verhandelt, ob derſelbe wieder mit 
Rußland gehen würde oder nicht; in einem Briefe, den er 
mitbrachte, zeigte die Kaiſerin dem Könige von Polen an, daß 
dies die letzten Anſtrengungen wären, welche ſie für ihn machte. 
Stanislaus Auguſt und Saldern gerieten bei dieſen Unter⸗ 
redungen hart aneinander. Endlich verſprach jener, ſich offen 
für die Kaiſerin zu erklären, ſeine Geſinnungen hierüber nicht 
mehr zu verbergen und nur in Übereinſtimmung mit dem Ge- 
ſandten zu handeln, und da er das nämliche Verſprechen auch 
für ſeine Oheime gab, empfingen die Czartoryski die Verwal— 
tung ihrer Güter zurück ?). 

Daneben bemühte ſich Saldern, aus eigener Anſchauung 
kennen zu lernen, wie weit die Polen zum Frieden geneigt 
wären. Am 25ſten überreichte er dem König eine Erklärung 
folgenden Inhalts: „Aufrichtig gerührt von den Leiden der 
polniſchen Nation, ſei die Kaiſerin entſchloſſen, für die Ver- 
ſöhnung der Gemüter und die Beruhigung des Landes die 
größten Anſtrengungen zu machen; ſie lade die Nation ein, 


1) Goertz, p. 548. Solms, 28. Juli und 30. Auguſt. 
2) Benoit, 17. April, 8., 11., 15. u. 25. Mai. Vgl. Sſolow⸗ 
joff, S. 121. 
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ſich zu verſammeln und ernſthaft mit den Mitteln zu beſchäf⸗ 


tigen, wie den Leiden ihres Vaterlands ein Ende gemacht 
werden könnte. Die Kaiſerin, die ſich mit Bedauern inbezug 
auf ihre Teilnahme an den polniſchen Angelegenheiten ver⸗ 


kannt ſehe, habe ihrem Geſandten aufgetragen, daß er über 
ihre wahren Abſichten die Polen aufklären und mit ihnen die 


Mittel verabreden ſolle, die Nation über alle ihre Rechte 
zu beruhigen.“ Saldern forderte dann die wohlgeſinnten, 
aufrichtigen Freunde ihres Vaterlandes auf, mit ihm zu 
unterhandeln; auch die Konföderierten wurden nicht ausge⸗ 
nommen, ſondern ihnen vielmehr verſprochen, daß ſie von den 
ruſſiſchen Truppen weder verfolgt noch beunruhigt werden 
würden +). 

Die Polen verſchloſſen ihre Augen weiter gegen die Wirk⸗ 
lichkeit und machten zu ihrem größten Schaden gar keinen Ver⸗ 
ſuch, mit Rußland ſich zu verſtändigen und dadurch das Schick⸗ 
ſal, welches ihnen drohte, wenn nicht abzuwenden, ſo doch zu 
mildern. Dem König und den Großen in Warſchau erklärke 


Saldern: wenn die Erklärung nicht den gewünſchten Eindruck 


machen ſollte, würden die ruſſiſchen Truppen aufhören zu be⸗ 
zahlen und auf Unkoſten der Polen leben. In der erſten 
Woche des Juni empfing er den Befehl aus Petersburg, nicht 
zu raſch vorwärts zu gehen, weil der Punkt der polniſchen 
Erwerbungen der wichtigſte geworden ſei. Auf der anderen 
Seite ſchrieb Saldern, der über das Verhalten der Polen in 
immer größere Wut geriet, an den Grafen Panin: man müßte 
ſchlechterdings Polen zergliedern, um jene Republikaner zur 
Vernunft zu bringen. Er ließ den König von Preußen bitten, 
Thorn und Poſen zu beſetzen, damit die ruſſiſchen Truppen, 
welche dort ſtänden, anderswo gebraucht werden könnten 2). 
„Die Verwirrung“, meldete Benoit am 6. Juli, „wird bald 
ihren Höhepunkt erreicht haben. Die Konföderierten ver⸗ 
breiten ſich überallhin, und 800 von ihnen ſind ſchon nach 


1) Angeberg, p. 86. 
2) Benoit, 15. u. 19. Juni. 
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Litauen durchgebrochen, um dort einen allgemeinen Aufſtand 
zu befördern. Das iſt eine Hydra, die jeden Augenblick wieder 
auflebt und neue Kraft gewinnt, während man glaubt, fie er- 
würgt zu haben.“ 

Saldern war durch ſeine Heftigkeit und ſeine Wutausbrüche 
ganz ungeeignet, die Polen zu beruhigen. Sie nannten ihn 
einen Raſenden, dem man ein Schwert in die Hand gegeben. 
Der Petersburger Hof geriet durch die Wendung, welche die 
Dinge dort nahmen, in große Verlegenheit; denn anſtatt vor⸗ 
wärts zu gehen, kam man zurück, und Solms glaubte zu 
bemerken, daß man erkannte, wie ſehr man ſich bei dieſer 
Wahl geirrt hätte +). 

Bei ſolcher Lage der Dinge ſuchte man begreiflicherweiſe 
deſto eifriger Hilfe von Preußen zu erlangen. Solms war 
immer freundſchaftlich behandelt worden, jedoch niemals in 
einem ſo hohen Grade wie jetzt. Aber zugleich gab Panin 
den Preis an, für welchen die Kaiſerin Katharina bereit war 
in die Erwerbung Weſtpreußens einzuwilligen. Er ſchlug näm⸗ 
lich folgenden ſehr geheimen Artikel vor: wenn Oſterreich, um 
Preußen und Rußland von Erwerbungen abzuhalten oder um 
letzteres zur Rückgabe der Moldau und Walachei zu zwingen, 
Truppen in Polen oder in den Provinzen, welche Rußland 
von den Türken erobert hat, einrücken läßt in der Abſicht, 
gegen dasſelbe feindlich zu verfahren, ſo behält ſich Rußland 
das Recht vor, 20,000 Mann Hilfstruppen von Preußen nach 
den Verträgen von 1764 und 1767 zu verlangen 2). Gerade 
damals, als Friedrich dem Grafen Solms betonte, worauf 
ſeine Verpflichtungen beſchränkt wären, erfuhr dieſer, wie ſehr 
der Petersburger Hof dieſelben zu erweitern begehrte. Am 
16. Auguſt empfing der preußiſche Geſandte den ruſſiſchen 
Gegenentwurf des Teilungsplanes. Er unterließ nicht zu be- 
merken, daß der Artikel über die Hilfsleiſtung günſtiger für 
Rußland als für Preußen lautete. Panin leugnete das auch 


1) Eſſen bei Herrmann V, 492, Anm. 372. Solms, 27. Auguſt. 
2) Solms, 13. Auguſt. 
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nicht ganz ab, jedoch er behauptete, daß Rußland vor dem 
Ende des Türkenkrieges außerſtande ſein würde die Unter⸗ 
ſtützung zu gewähren, zu welcher es die Verträge verpflich- 
teten ). 

Während Rußland vorwärts drängt, wird Friedrich be⸗ 
dächtig. Er, der früher die Zeit nicht erwarten konnte, ſchreibt 
auf einmal am 29. Auguſt an Solms: „Es ſchadet nichts, 
wenn der Vertrag auch erſt gegen Ende des nächſten Winters 
abgeſchloſſen wird; er iſt von ſehr großer Wichtigkeit und er⸗ 
fordert die reifſte Überlegung. Es handelt ſich um Verpflich⸗ 
tungen, die treu zu erfüllen ſind, und beſonders muß man 
für alle möglichen Fälle Sorge tragen.“ Vor vierzehn Tagen 
hatte Kaunitz ihm die halbe Wahrheit ſagen laſſen, nämlich 
daß Oſterreich im Begriff ſtände, mit den Türken ein Bündnis 
zu ſchließen. Wenn das geſchah, wenn die Kaiſerin-Königin 
ſich vielleicht ſogar mit dem Hofe von Verſailles verſtändigte, 
dann glaubte Friedrich, daß die ruſſiſchen Vorſchläge für die 
Entſchädigung nicht ausreichen würden, ſondern dieſelbe der 
Gefahr entſprechend vergrößert werden müßte. Als er daher 
die Anerbietungen des Petersburger Hofes erhalten, ſchrieb er 
an Solms, er werde wohl vierzehn Tage brauchen, bis er 
antworten könne ). 

Friedrich erfuhr dann, daß die Franzoſen wenigſtens die 
vertragsmäßige Hilfe von 24,000 Mann, wenn es zum Kriege 
käme, den Oſterreichern ſchicken würden, er rechnete weiter die 
Truppen der kleinen Reichsfürſten hinzu; auf dieſe Weiſe, 
ſchrieb er am 11. September eigenhändig an Solms, würde 
der Wiener Hof ihm wenigſtens 240,000 Mann entgegenſtellen 
können, und er ihnen nur 130,000. Er erinnerte ferner an 
die Hungersnot, welche nun ſchon zwei Jahre dauerte. Dann 
hob er hervor, daß Rußland ſein Heer durchaus verſtärken 
und die Truppen in Polen gegen den neuen Sturm verdoppeln 
müßte. Alle dieſe Bemerkungen ſollten dazu dienen, den 


1) Solms, 17. Auguſt. 
2) An Solms, 29. u. 31. Auguſt und 2. September. 
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Petersburger Hof zur Mäßigung zu bewegen ). Seit Mo⸗ 
naten war er thätig, denſelben zur Rückgabe der Moldau und 
Walachei an die Türken zu bewegen, und auf der anderen 
Seite ging er in ſeinen Unterredungen mit dem Freiherrn van 
Swieten darauf aus, die Unabhängigkeit der Tataren als 
ungefährlich für Oſterreich darzuſtellen. Auf dieſer Grundlage 
den Frieden aufzubauen, war er fortwährend bemüht; aber er 
hatte bisher weder in Petersburg noch in Wien Gehör gee 
funden. „Ich vernachläſſige von meiner Seite nichts, um 
einem Bruche zwiſchen den beiden Kaiſerhöfen mit allen erdenk⸗ 
lichen Mitteln zuvorzukommen“, ſchrieb er am 13. September 
an Finckenſtein, „und ich werde ſogar das Unmögliche verſuchen, 
um das Feuer eines allgemeinen Krieges, welcher die unglück⸗ 
liche Folge davon ſein würde, zu erſticken. Aber ich wünſche 
mehr, als daß ich hoffen kann, meine Mühen von einem 
günſtigen Erfolge begleitet zu ſehen.“ Friedrich fürchtete, die 
Ruſſen würden inbezug auf die Moldau und Walachei nicht 
nachgeben, Oſterreich — wenn ſie es dennoch thäten — für die 
Unabhängigkeit der Tataren eintreten, und der Streit von 
neuem beginnen 2). Um ſo freudiger fühlte ſich deshalb der 
König überraſcht, als er von ſeinem Geſandten aus Wien 
einen Bericht empfing, nach welchem er glauben mußte, ganz 
unerwartet in Maria Thereſia ein Bundesgenoſſin gefunden 
zu haben. 

Am 5. September war der Freiherr v. Rhod in Laxen⸗ 
burg bei der Kaiſerin⸗Königin geweſen, um ihr ſeine Aufwar— 
tung zu machen, und bei dieſer Gelegenheit hatte ſie geſagt: 
wie Oſterreich es übernommen habe, den Petersburger Hof zur 
Vernunft zu bringen, ſo möge doch der König mit der Pforte 
nachdrücklich reden und ſie zu bewegen ſuchen, daß ſie in die 
Eröffnung eines Kongreſſes einwillige, wo die ruſſiſchen For⸗ 
derungen vorgebracht werden ſollen. „Ich habe gut predigen“, 
fuhr fie fort, „denn jene Menſchen find noch ſtolz und hoch- 


1) An Solms, 5. u. 11. September. 
2) Beer II, 354, Nr. 16. 
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mütig, wie wenn ſie nicht geſchlagen worden wären, und der 
Sultan ſelbſt hat geantwortet, es ſtehe nicht bei ihm, auch 
nur eine einzige Provinz abzutreten; denn es handele ſich um 
ſeinen Kopf, und ein furchtbarer Aufſtand fet das wenigſte, 


was er alsdann zu fürchten habe.“ Maria Thereſia wünſchte 
von ganzem Herzen den Krieg zu vermeiden, und wenn das 


unmöglich wäre, wollte ſie wenigſtens denſelben nicht beginnen, 
ohne vorher mit Friedrich II. in Beratung getreten zu ſein; 
dann aber hoffte ſie den König keineswegs teilnehmen zu ſehen, 
weil es ſich dabei ja nicht um Polen handeln würde. Sie 
wiederholte zuletzt ihr dringendes Verlangen, daß Friedrich 
bei der Pforte ſich bemühen ſollte, einen Kongreß in Gang zu 
bringen. Im Laufe der Unterredung that ſie auch jene 
Außerung, welche den König ganz beſonders erfreuen mußte; 
ſie ſagte nämlich: ſie werde die Ruſſen nicht hindern können, 
den Meiſter in der Krim zu ſpielen, da ſie nicht imſtande ſei, 
dieſelben von dort zu verjagen; anders verhalte es ſich dagegen 
mit der Moldau und Walachei, und hier könne ſie keine 
Neuerung zugeben )). 

Friedrich ſchrieb ſogleich an Zegelin, um dem Wunſche 
Maria Thereſias nachzukommen und womöglich den Sturm 
zu beſchwören. Er beſchied alsdann den Freiherrn van Swieten 
zu ſich und teilte demſelben am 17. September ſowohl das⸗ 
jenige mit, was ihm Rhod aus Wien berichtet, als auch, was 
er infolge deſſen ſeinem Geſandten in Konſtantinopel aufge⸗ 
tragen. Aber das war es nicht, weshalb er eigentlich van 
Swieten hatte rufen laſſen. Er zog die Depeſche des Grafen 
Solms vom 30. Auguſt hervor und befahl dem Geſandten, 
ſich an ſeine Seite zu ſtellen und ihm während des Leſens 
mit den Augen zu folgen, damit ja kein Zweifel bei ihm 
eindringen könnte. Die Depeſche war natürlich in Chiffern 
geſetzt, und die Auflöſung ſtand im Zwiſchenraume der Zeilen. 
Der König unterbrach ſich häufig, indem er dem Geſandten 
zurief: „Leſ't mit mir, folgt mir mit den Augen, Ihr ſehet, 
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~ ei ich nichts verbergen will und mit der größten Offenherzig⸗ 
keit handle.“ 

van Swieten hörte nun wieder, daß Rußland die Moldau 
und Walachei keineswegs für ſich begehrte. Friedrich verſprach 
aber noch weiter dahin zu ſtreben, daß Oſterreich inbezug auf 
dieſe beiden Länder erreichte, was es wünſchte. Jedoch er 
nahm hierfür die Unterſtützung des Wiener Hofes in Anſpruch 
und riet ihm deshalb, einen anderen Ton gegen Rußland 
anzuſchlagen, als den, welchen er in der letzten Antwort ge⸗ 
braucht hätte; man müßte vielmehr Geduld mit jenen Leuten 
haben und immerfort dasſelbe mit anderen Wendungen wieder⸗ 
holen. Friedrich gab dem Geſandten ſogar an, welche Gründe 
er dafür vorbringen ſollte, daß beide Länder bei der Pforte 
verbleiben müßten. 

Als van Swieten die Antwort des Wiener Hofes vertei⸗ 
digte, da entgegnete der König: „Das iſt alles recht ſchön; 
aber trotzdem war Eure Antwort eine förmliche und vollſtän⸗ 
dige Ablehnung, und wenn Ihr in dieſem Tone fortfahret, ſo 
werdet Ihr nur die Ruſſen wild machen. Übrigens fürchten 
ſie ſich keineswegs davor, daß Ihr ſie ebenfalls bekrieget; ſie 
haben inbezug auf einen ſolchen Fall ihren Entſchluß gefaßt 
und mir angezeigt, daß ſie vorbereitet ſind. Ich ſoll ſogar 
gewiſſe Verbindlichkeiten übernehmen. Ich habe mich bisher 
geweigert; aber ich will offen zu Euch ſprechen. Ich würde 
in die größte Verlegenheit geraten, wenn Ihr gegen fie auf- 
trätet. In der That, es würde mir ſehr leid thun, einen 
Fürſten bekriegen zu müſſen, den ich liebe, den ich ſchätze, mit 
welchem ich mich aufs beſte wieder ausgeſöhnt habe. Schließ 
lich aber würde ich — in einer ſehr heikligen Lage mich 
befinden.“ 

In dieſem Tone fuhr der König noch eine Zeit lang fort 
zu reden, ſehr ſchonend, aber doch ſehr verſtändlich. In der 
letzten Audienz hatte van Swieten ihm von dem Bündnis, 
welches der Wiener Hof mit der Pforte bereits geſchloſſen, 
wie von einem bevorſtehenden Ereignis geſprochen. Friedrich 
berichtete der Wahrheit gemäß, daß er noch keine Verbindlich⸗ 
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keiten übernommen; aber Rußland hatte, wie wir wiſſen, in 
ſeinen Gegenplan, auf welchen der König noch nicht geantwortet, 
einen auf dieſen Fall bezüglichen Artikel eingeſchoben. Oſter⸗ 
reich mußte fürchten, auch Preußen gegen ſich zu haben, wenn 
es Rußland angriff. Das war die wichtigſte Mitteilung, 
welche der König bei dieſer Gelegenheit machte. Er ſprach 
dann aber die reine Wahrheit, wenn er verſicherte, daß er 
nur den Frieden wünſchte. „Suchen wir alſo“, fuhr er fort, 
„die Angelegenheit, die uns alle beide weiter führen könnte, 
als wir wünſchen, in Ordnung zu bringen, und nachher 
werden Umſtände mit der Zeit eintreten, die zwiſchen uns 
vielleicht ein engeres Verſtändnis herbeiführen.“ Friedrich for⸗ 
derte den Geſandten auf, ſeinen Bericht ſo zu beſchleunigen, 
daß derſelbe nach Wien käme, bevor man dort einen Ent⸗ 
ſchluß inbezug auf die an Rußland zu erteilende Antwort 
gefaßt hätte. 

In der langen Unterredung brachte der König noch man⸗ 
cherlei vor, um Oſterreich dem Wunſche des Petersburger 
Hofes gemäß und aus eigenem Verlangen vom Kriege zurück⸗ 
zuhalten. Seine Lebhaftigkeit und ſein Eifer für den Frieden 
waren ſo groß, daß die Arme, Schultern und Hände des 
Geſandten den Druck ſeiner Bewegungen fühlten ). Während 
er aber in jener Richtung wirkte, ließ er keineswegs in ſeinen 
Vorbereitungen für den Krieg nach. „Die Oſterreicher“, 
ſchrieb er am 22. September an ſeinen Bruder, „ſuchen das 
Reich, beſonders Kaſſel und Württemberg, in Bewegung zu 
bringen; letzteres und die Biſchöfe werden thun, was man in 
Wien haben will. Ich fahre fort zu rüſten. Der Krieg 
kommt, wenn kein Zwiſchenfall eintritt, wie der, daß der Beicht⸗ 
vater das Gewiſſen Maria Thereſias wegen des Chriſtenblutes 
erweicht, welches für die Türken fließen ſoll; Kaunitz wird ſich 
indes wohl vorgeſehen haben. Ohne den Krieg zu wünſchen 
und ohne ihn zu fürchten, bereite ich mich auf alle Rollen 
vor, feſt entſchloſſen, nichts zu unternehmen, es ſei denn zum 


1) Beer, Friedrich II. und van Swieten, S. 35ff. 52. 


Rußland will ſeine Truppen in Polen vermehren. 415 


größten Vorteil des Vaterlandes“ ). Er hatte dem Grafen 
Solms gegenüber die Notwendigkeit betont, daß in Polen die 
ruſſiſchen Truppen verdoppelt werden müßten, und beinahe zu 
derſelben Zeit hatte der Geſandte gemeldet, daß der Peters- 
burger Hof im nächſten Januar ein drittes Heer in Polen 
aufzuſtellen gedächte; wenn Friedrich hierzu noch 30,000 her⸗ 
gäbe, meinte man weiter, ſo würde das genügen, um die 
Konföderierten im Zaume zu halten und den Einmarſch der 
Oſterreicher in Polen zu verhindern. Dieſe Nachricht war 
für den König von entſcheidender Wichtigkeit. Er ſprach des⸗ 
halb dem Petersburger Hofe ſeine Freude darüber aus und 
nannte die weiteren Maßregeln, welche die Kaiſerin treffen 
ſollte; er ſelbſt erklärte ſich bereit, einen Einfall in Mähren 
zu machen. Er ließ bereits 7200 Pferde kaufen. Endlich gab 
er an, auf welchen Wegen die Ruſſen in Ungarn eindringen 
ſollten, wenn die Oſterreicher in die Walachei rückten 2). 

Einige Tage ſpäter, am letzten September, ſprach der 
König den Wunſch aus, daß die 50,000 Ruſſen bei Sendomir 
ſich aufſtellen möchten. Das wäre, ſchrieb er, ſehr wichtig für 
die Kaiſerin und für ihn; denn die Oſterreicher würden ſehen, 
daß ſie in die Moldau nicht marſchieren könnten, ohne dieſes 
Heer im Rücken zu haben und in Beſorgnis vor den Griechen 
in Ungarn zu geraten. In dem Briefe, welchen der König 
an Katharina ſandte, drückte er ſich ſchwungvoll ſo aus: „Die 
Armee, die Ew. Kaiſerliche Majeſtät ſo weiſe beſchloſſen hat 
nach Polen zu ſchicken, wird eins von den ſiegreichen Argu— 
menten ſein, auf welche die öſterreichiſche Politik nur mit 
Stammeln wird antworten können.“?) 

Friedrich benutzte die Lage der Dinge, um zu ſehen, ob er 
ſeinen Anteil durch die Stadt Danzig und ihr Gebiet ver- 
mehren könnte. Er verfuhr diesmal, wie es bisher Katharina 
immer gethan hatte, indem er die Gelegenheit ſo viel als 


1) Duncker, S. 243. 
2) An Solms, 25. September bei Smitt II, 47. 
3) An Solms, 30. September. An Katharina Sbornik e BIO 
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möglich auszubeuten ſuchte. Am letzten September wurde 
die Antwort auf den ruſſiſchen Teilungsplan fertig gemacht. 
Der Petersburger Hof hatte keinen kleinen Landſtrich für ſich 
in Anſpruch genommen; denn es ſollten die Düna bis Plock, 
der Drujec und der Dniepr mit geringen Ausnahmen die 
Grenze bilden. Aber hiergegen erhob begreiflicherweiſe Friedrich 
keinen Einſpruch, ja, er war nicht einmal dagegen, wenn Ruß⸗ 
land ſeinen Anteil noch vergrößerte, vorausgeſetzt, er bekäme 
Danzig. Er wünſchte weiter, daß die beiden Höfe nach der 
Unterzeichnung des Vertrages die Stücke, die ihnen danach 
zufielen, ſofort in Beſitz nehmen ſollten. 

Mit dem beſonderen geheimen Artikel nahm Friedrich 
ſtärkere Veränderungen vor. Der Petersburger Hof hatte 
verlangt, daß der König den Ruſſen, wenn die Ofterreicher 
ſie angriffen, 20,000 Mann dahin zu Hilfe ſchicken ſollte, wo 
ſie gebraucht würden, und daß er ſogar verpflichtet wäre, 
nötigenfalls mit ſeiner ganzen Macht in die Länder der Kaiſerin⸗ 
Königin einzurücken. Rußland verſprach allerdings auch beides 
zu thun, aber erſt dann, wenn man ſich des Türkenkrieges 
entledigt haben würde. Hier nun wollte Friedrich ſeine Ver⸗ 
pflichtungen mindern. Er erklärte ſich zwar bereit, nach Polen 
20,000 Mann zu ſchicken, welche zu den 50,000 Ruſſen ſtoßen 
und mit ihnen nötigenfalls in Ungarn einfallen ſollten; wenn 
er aber ſelbſt von Oſterreich bedroht würde, ſo wollte er das 
Recht haben, die 20,000 Mann zurückzurufen, ausgenommen 
wenn das verbündete Heer gerade in voller Thätigkeit wäre. 
Ferner für den Fall, daß der Wiener Hof den König von 
Preußen angriffe, ſollte die Kaiſerin von Rußland, ohne den 
Einfall der 50,000 Mann in Ungarn zu unterbrechen, ihm 
6000 Mann Fußvolk und 4000 Koſaken zuhilfe ſchicken und 
nach dem Ende des Türkenkrieges mit allen ihren Streitkräften 
beiſtehen. In der beiliegenden Denkſchrift waren noch einige 
andere Bedingungen angeführt. Friedrich rechnete darauf, daß 
die Moldau und Walachei zurückgegeben, die ruſſiſchen Truppen 
in Polen auf 50,000 Mann gebracht und zwiſchen Krakau 
und Sendomir aufgeſtellt würden. 


Friedrichs Antwort auf den ruſſiſchen Teilungsplan. 417 


a Indem nun der König den Grafen Solms ermächtigte, ein 

ſolches Abkommen anzunehmen, verſprach er der bereits ver- 
heißenen Belohnung, die er als eine alte Schuld bezeichnete, 
noch eine ſtärkere hinzuzufügen, wenn der Geſandte dahin käme, 
das Werk durch Unterzeichnung eines Vertrages, wie er ihn 
vorgeſchlagen, zu krönen. Man ſieht, welch hohen Wert 
Friedrich auf die Erwerbung von Danzig legte.“) 

Am 1. Oktober reiſte der Eilbote mit den wichtigen 
Papieren ab. Am folgenden Tage teilte der König ſeinem 
Bruder mit, daß er den Verſuch gemacht hätte, Danzig ſeinem 
Anteil hinzuzuſetzen. „Wenn wir es unter den gegenwärtigen 
Umſtänden nicht erlangen“, ſchrieb er, „ſo werden wir ſicherlich 
nie mehr daran denken dürfen.“ 2) Um die Ruſſen zur Nach⸗ 
giebigkeit in dieſem Punkte zu bewegen, berief er ſich auf die 
großen Gefahren, denen er ſich ausſetzte, die beträchtlichen 
Ausgaben, die er würde machen müſſen. Er berechnete die 
Koſten für einen Feldzug auf 11 Millionen, er glaubte ferner 
Hilfsvölker von Heſſen, Braunſchweig und anderen Fürſten, 
welche ſich dazu bewegen ließen, zum Schutze Cleves nötig zu 
haben, wenn ihn die Franzoſen angriffen, was 1,200,000 
Thaler für die Fürſten und 1,500,000 Thaler für den Unter⸗ 
halt der Truppen erfordern würde; denn er war der Meinung, 
wenn erſt 50,000 Ruſſen in Polen ſtänden, würde Kaunitz 
alles aufbieten, um Frankreich zur Teilnahme zu bewegen. 
„Es wäre für mich eine Schande“, fügt er hinzu, „wenn ich 
nach einer langen Erfahrung nicht zur rechten Zeit vorherſähe, 
was geſchehen kann und muß, und mich in den Stand ſetzte, 
allen Abſichten meiner Feinde zu widerſtehen ). 

So vorſichtig, wie Friedrich der Große, handelte man 
keineswegs in Wien, ſonſt würde man ſich vor dem Abſchluß 
des Vertrages mit den Türken gefragt haben, was man zu 
thun hätte, wenn Preußen gemeinſchaftliche Sache mit Rußland 


1) An Solms, 30. September. 
2) Oeuvres XXVI, 355. 
3) An Solms, 6. Oktober. Smitt II, 52. 
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machte. Statt deſſen war man die Verpflichtung eingegangen, 
auf dem Wege der Unterhandlung oder mit den Waffen zu 
bewirken, daß die Türken alles, was die Ruſſen erobert hätten, 
zurückempfingen oder daß ſie wenigſtens Bedingungen erhielten, 
welche ſich mit der Würde der Pforte vertrügen und deren 
Annahme keine größeren Nachteile mit ſich brächte. Nicht das 
mindeſte that aber der Wiener Hof zur Ausführung des 
Vertrages, ja, die Kaiſerin-Königin äußerte ſich ſogar gegen 
den Freiherrn v. Rohd ſo, als ob ſie gegen die Unabhängigkeit 
der Tataren nichts Ernſtliches mehr einwenden würde. 

Kaunitz erſchrak über die Maßen, als er erfuhr, wie weit 
die Friedensliebe Maria Thereſia geführt hatte, und er geſtand, 
daß er zum erſtenmal in ſeinem Leben den Mut verlieren 
würde, wenn er nicht der Überzeugung wäre, daß Rohd un⸗ 
möglich richtig gehört haben könnte. Maria Thereſia verſuchte 
dann auch, ihre Worte zu deuten; aber ſie bemerkte zugleich: 
„Wir ſind außerſtande, Krieg zu führen oder auch nur De⸗ 
monſtrationen zu machen; der ſchlechte Ausfall der Ernte, die 
Krankheiten und der Mangel an Geld ſind Hinderniſſe, die 
man nicht in Abrede ſtellen kann, und ſo müſſen wir ernſthaft 
daran denken, ſo gut als möglich uns herauszuziehen. Mehr 
als alles andere ſetzen mich die Türken und dieſer Vertrag 
in Verlegenheit +). 

Maria Thereſia hatte ganz recht. Jene Worte, die ſie 
am 5. September zu Rohd geäußert, waren kein unheilbarer 
Übelſtand; dagegen die Eröffnungen, welche Friedrich am 
17. September dem Freiherrn van Swieten gemacht hatte, 
mußten wohl überlegt werden. Kaunitz erörterte wieder die 
Lage Oſterreichs in einer Denkſchrift, die leider bis jetzt un⸗ 
gedruckt iſt. Wir erfahren aber, daß der Staatskanzler einen 
Krieg mit Rußland und Preußen zugleich als die allerübelſte 
und unglücklichſte Begebenheit anſah, welche das durchlauchtigſte 
Erzhaus treffen könnte. Ferner that er den Ausſpruch, der 
türkiſche Vertrag ließe dem Wiener Hofe die Hände frei, die 


1) Beer II, 339. Rohd, 28. September. 


Oſterreich beharrt auf ſeiner Politik. 419 


dienſam ſcheinenden Unterhandlungen ſelbſt mit Rußland zu 
führen “). 

Man beſchloß auf dem alten Wege noch weiter zu gehen, 
und nur im Notfalle wollte man ſich über Erwerbungen in 
Polen mit den Höfen von Petersburg und Berlin verſtändigen. 
In einer Unterredung, welche die Kaiſerin-Königin mit Rhod 
hatte, ſagte ſie: ſie ſei etwas unruhig über die preußiſchen 
Truppen in Polen; ſie müſſe freilich einräumen, dazu Veran⸗ 
laſſung gegeben zu haben, jedoch ein unglückſeliges Mißverſtändnis 
ſei die Urſache davon, und ſie werde ſo bald als möglich ihre 
Truppen herausziehen; denn ſie begehre nur die 13 Städte 
der Zips, für welche ſie der Republik die Pfandſumme zurück⸗ 
zahlen werde. Maria Thereſia verſicherte, daß ihre Abſichten 
nicht weiter gingen; aber, fuhr ſie fort, wenn der König von 
Preußen oder die Kaiſerin von Rußland vorhätten, auf eine 
polniſche Provinz Anſpruch zu machen, dann glaubte ſie ſich 
nicht vergeſſen zu dürfen, ſondern ſie würde dasſelbe thun; 
es wäre ihr jedoch lieber, wenn die beiden Höfe die Republik 
unverſehrt ließen, ſie würde dann auch nichts verlangen. 

Kaunitz äußerte ſich ähnlich. Als er dem preußiſchen 
Geſandten einmal erzählte, ſein Hof könnte weder den ruſſiſchen 
Friedensbedingungen zuſtimmen, noch ſie den Türken mitteilen: 
da fragte Rohd, ob denn der Staatskanzler forderte, daß 
Rußland von ſeinen großen Siegen keinen Vorteil ziehen ſollte. 
Kaunitz erwiderte nach einigem Schweigen: „Ich bin weit 
davon entfernt, das zu verlangen; man wird ihm etwas 
geben.“ Er ſprach das Wort „etwas“ ſo trocken aus, daß 
Rohd glaubte, er würde ſich für ſo wenig als möglich erklären. 
Der Geſandte wollte nun näher darauf eingehen und ſagte 
deshalb, daß man alles thun würde, um Rußland zum Ver- 
zicht auf die Moldau und Walachei zu bewegen; aber damit 
war Kaunitz auch nicht zufrieden, ſondern er ſprach wieder von 
dem Gleichgewichte, welches verloren ginge, wenn man Ruß- 
land gewähren ließe, ja, er äußerte noch: wollte letzterer mit 


1) Beer II, 100, Anm. 1; Dokum. 28. 
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ſo vielen Vorteilen aus dem Kriege treten, ſo müßten billiger⸗ 
weiſe die Kaiſerin⸗Königin und der König ebenſo viel erhalten, 
ſonſt würde das Gleichgewicht unter den drei Mächten auf⸗ 
hören !). 

Rohd behauptet aus guter Quelle zu wiſſen, daß der 
Kaiſer nicht nur nichts gegen die Unabhängigkeit der Tataren 
einwende, ſondern die Forderung ſogar vernünftig finde. Da⸗ 
gegen blieb Kaunitz hartnäckig bei der entgegengeſetzten Anſicht 
ſtehen. Als Rohd ihn um den 6. Oktober fragte, ob die 
Antwort an Rußland fertig wäre, da entgegnete er: man ſei 
noch ſehr ungewiß, ob man es überhaupt thun ſolle, man ſehe 
keine Notwendigkeit dazu ein. Auch in dieſem Punkte wich er 


von Joſeph ab. Gegen den ruſſiſchen Geſandten, den Fürſten, 


Gallitzin, ſchlug er einen ſo entſchiedenen und gebieteriſchen Ton 
an, daß dieſer darüber ganz erſtaunt war und beinahe die 
Faſſung verlor. Er teilte mit, daß er an den Fürſten Lob⸗ 
kowitz einen Eilboten ſchicken und dem Geſandten von dem 
Inhalt der Depeſche Nachricht geben würde; jedoch es ver⸗ 


gingen mehr als vierzehn Tage, ohne daß eine Unterredung 


zwiſchen beiden ſtattfand, ja, Kaunitz reiſte ſogar am 16. Ok⸗ 
tober nach Auſterlitz, ohne vorher Gallitzin geſprochen zu 
haben :). 

Auf der anderen Seite war die Mißſtimmung in Peters⸗ 
burg gewachſen; ſo ſanftmütig Panin ſich gewöhnlich äußerte, 
jetzt fing er an, ſeine Galle gegen den Staatskanzler und deſſen 


hochmütige Augrteg auszulaſſen. Man wünſchte den Frieden, 
und ſo teilte denn Panin dem Grafen Solms mit, daß Ruß⸗ 
land die Moldau und Walachei herausgeben würde. Der Ge⸗ 


ſandte glaubte ſogar, der König könnte den Wiener Hof davon 
in Kenntnis ſetzen, ohne fürchten zu müſſen, daß man es ab⸗ 


leugnen würde. Dabei rüſtete man ſich aber eifrig für das 
nächſte Jahr. In Polen waren die Truppen der Kaiſerin 
außerſtande, den verſchiedenen Konföderationen die Spitze zu 


1) Rohd, 2. Oktober. 
2) Rohd, 9. Oktober. Goertz, p. 76. 
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bieten, und Panin richtete deshalb am 10. Oktober an den 
Grafen Solms die dringende Bitte, der König möchte doch 
eine Heeresabteilung nach Poſen ſchicken, die Ruſſen würden 
ſich dann beſſer für den kommenden Frühling einrichten und 
ihre Truppen in größeren Maſſen zuſammenhalten können ). 
Je rauher der Wind von Wien her blies, deſto mehr er⸗ 
quickten die milden Lüfte, die von Berlin her wehten. Wie 
glücklich fühlte man ſich, als man erfuhr, daß Friedrich gemein⸗ 
ſchaftliche Sache mit Rußland machen wollte, wenn die Sſter⸗ 
reicher ſich noch länger den Friedensbedingungen widerſetzten, 
und daß er nötigenfalls in Mähren oder Böhmen einrücken 
würde! Wie dankte man ihm für die Erfüllung der Bitte, 
die man inbezug auf die Beſetzung Poſens an ihn gerichtet! 
Trotzdem wurde der geheime Vertrag, wie ihn Friedrich am 
1. Oktober abgeſendet, keineswegs bereitwillig von der Kaiſerin 
und ihrem Miniſter angenommen, ſondern Panin erhob Aus⸗ 
ſtellungen. Hauptſächlich erſchrak er über die Forderung von 
Danzig; denn ihm war ja bekannt, wie die Kaiſerin hiervon 
durchaus nichts wiſſen wollte. Gegen Solms äußerte ſich der 
Miniſter dahin: er für ſeine Perſon möchte die Stadt gern 
dem König überlaſſen; aber nicht alle dächten in Rußland ſo, 
daß es dieſem Reiche keinen Schaden zufügen würde, wenn 
Friedrich ſo mächtig auf der Oſtſee und Herr des polniſchen 
Handels wäre. Dies war ohne Zweifel für Katharina der 
beſtimmende Grund; außerdem machte Panin noch geltend, 
daß alle Herrſcher ſeit Peter I. die Stadt als frei und unab⸗ 
hängig anerkannt und ihr gegen die Könige von Polen dieſe 
Freiheit und Unabhängigkeit gewährleiſtet hätten. Später 
wurden die Seemächte noch als ein Hindernis angeführt. Daß 
mit der Vermehrung der Gefahr auch die Entſchädigung er⸗ 
höht würde, fanden Katharina und Panin billig und gerecht; 
aber ſie meinten, Friedrich ſollte lieber im Falle des Krieges 
von Oſterreich das Doppelte ſich aneignen. Sie wollten ferner 
die Beſitznahme verſchoben wiſſen, teils weil ſie nicht genug 


1) Solms, 1. u. 11. Oktober. 
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Truppen hatten, teils um weder den Frieden mit den Türken 
zu erſchweren, noch dem Wiener Hof einen neuen Grund für 
eine Schilderhebung zu geben. Sie wünſchten auch, deſſen 
Meinung über die von ihnen vorgeſchlagenen Bedingungen noch 
genauer kennen zu lernen und zu erfahren, wie er wohl die 
Verſtändigung der Höfe von Petersburg und Berlin über die 
beabſichtigte Zergliederung Polens anſähe )). 

Erſt am 23. Oktober kehrte der Staatskanzler aus Mähren 
zurück, und am 24ſten hatte er abends eine wichtige Unter⸗ 
redung mit Gallitzin. Er las dieſem die Antwort ſeines Hofes 
vor, die aber ohne Bedeutung iſt, weil man ſich in keinen 
weiteren Wortſtreit und keine Widerlegung einließ und nur 
das Feſthalten an den bisher ausgeſprochenen Anſichten be— 
ſtätigte?). Dann verteidigte der Staatskanzler den öſter⸗ 
reichiſchen Standpunkt, indem er mitteilte, daß die Pforte die 
ruſſiſchen Bedingungen auf keinen Fall annehmen würde und 
daß der Wiener Hof durch die Rückſicht auf ſeine eigenen 
Intereſſen und zur Bewahrung des europäiſchen Gleichgewichts 
gezwungen wäre, mit allen möglichen Mitteln die Unabhängig⸗ 
keit der Tataren und die Trennung der Moldau und Walachei 
von der Türkei zu verhindern. Hierauf nannte der Staats⸗ 
kanzler die Bedingungen, welche ſein Hof bereit ſein würde 
von der Pforte zu erwirken; aber er verlangte vorher in be- 
ſonders feierlicher Weiſe das ſtrengſte Geheimnis auch dem 
Könige von Preußen gegenüber mit der feſten Verſicherung, 
im entgegengeſetzten Fall alles in Abrede ſtellen zu wollen. 
Die Bedingungen, die er für geeignet hielt, der Pforte vor⸗ 
gelegt zu werden, waren folgende: Stadt und Gebiet von 
Aſoff, die beiden Kabardeien, Freiheit des Handels und der 
Schiffahrt auf dem Schwarzen Meer und eine verhältnis⸗ 
mäßige Summe baren Geldes für die Kriegskoſten. Als 
Gallitzin darauf hinwies, daß der Petersburger Hof ſich ein⸗ 
für allemal gegen die Einfälle der Tataren ſchützen müßte, da 


1) Solms, 15. Oktober; vgl. 22. Oktober und 26. November. 
2) Goertz, p. 96. 
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ſchlug Kaunitz ein anderes Mittel vor, nämlich Rußland ſollte 
Feſtungen in angemeſſenen Entfernungen anlegen. 

Der Plan, welchen Kaunitz hier enthüllte, bot für Rue 
land doch zu wenig. Außerdem aber verlangte der Staats- 
kanzler noch, daß der Petersburger Hof in eine Zergliederung 
Polens weder zu ſeinem eigenen Vorteil noch zugunſten eines 
anderen Staates, d. h. Preußens, einwilligen ſollte; Oſterreich 
würde nur die 13 Städte der Zips einlöſen, dagegen alles 
übrige von ihm beſetzte Land wieder herausgeben. 

Gallitzin wußte von der Abſicht einer Zergliederung Polens 
ebenſo wenig etwas wie Rohd, und er ſtellte daher, wie dieſer 
es bereits früher gethan, einen ſolchen Plan in Abrede. Der 
Staatskanzler erklärte ſich hiermit ſehr zufrieden; er wollte 
durch die Erfahrung jedem neuen Teilungsvertrag abgeneigt 
geworden fein, da gewöhnlich Schwierigkeiten und Mißverſtänd⸗ 
niſſe bei der Ausführung entſtänden und, was die Intereſſen 
zweier Mächte mit einander enger verbinden ſollte, dann leicht 
die Quelle von Kriegen zwiſchen beiden werden könnte. „Mit 
einem Worte“, ſchloß er, „es iſt immer das beſte politiſche 
Syſtem für die europäiſchen Mächte, wenn ſie einander im 
ruhigen Beſitze deſſen erhalten, was einer jeden gehört.“ 
Einige Tage ſpäter ſchlug der Staatskanzler auch einen Waffen⸗ 
ſtillſtand vor ). 

Neben dem Berichte Gallitzins über die merkwürdige Unter⸗ 
redung vom 24. Oktober beſitzen wir noch einen anderen von 
Kaunitz, der in einem wichtigen Punkte vollſtändiger zu ſein 
ſcheint. Der Staatskanzler giebt nämlich darin an, auch noch 
Folgendes geſagt zu haben: ein zweites Mittel, den Frieden 
herzuſtellen, würde das ſein, wenn Rußland nicht nur für ſich, 
ſondern auch für ſeinen Verbündeten auf anderweitigen Ver⸗ 
größerungen beſtehen wollte, jedoch zugleich eine ſolche Abrede 
und Einrichtung getroffen würde, die dem Wiener Hof in dem 
nämlichen Maße Vorteile an Land und Leuten zuwendete. 
Kaunitz bezeichnete dieſes Mittel als weder unmöglich noch un⸗ 


1) Goertz, p. 764d. 94. 
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ſtatthaft, und er fügte ſogar hinzu, daß ſein Hof ſich der 


Ausführung eines ſolchen gemeinſchaftlich zu verabredenden 


Teilungsvertrages nicht widerſetzen würde; aber er betrachtete 
doch denſelben als ungemein ſchwer und als ein Werk, welches 


wegen ſeiner Folgen ſehr großen Hinderniſſen und Bedenken 


unterworfen wäre; daher riet er von dieſem Mittel ab ). 

Was Kaunitz hier geſagt haben will, iſt unleugbar die 
Anſicht des Wiener Hofes, d. h. nicht nur ſeine und Joſephs 
Meinung, ſondern auch die der Kaiſerin⸗Königin, welche letztere 
ſich ja ſchon ähnlich hatte vernehmen laſſen. Wo man Er⸗ 
werbungen machen wollte, war nicht ausgeſprochen, jedoch es 
mußte nicht gerade Polen gemeint ſein. Ob freilich Kaunitz 
die angeführten Worte wirklich geſagt hat, kann bezweifelt 
werden; denn es läßt ſich ſchwer denken, daß der Fürſt Gal⸗ 
litzin die überaus wichtige Mitteilung gänzlich überhört haben 
ſollte. Gewiß iſt dagegen, daß dieſelbe keinen Einfluß auf die 
Geſchäfte gehabt hat, da ſie dem Grafen Panin gänzlich un⸗ 
bekannt geblieben iſt. 

Kaunitz befahl dem Freiherrn van Swieten, die Antwort 
Oſterreichs dem Könige von Preußen mitzuteilen. Dieſer hatte 
ſoeben wieder einen Krankheitsanfall gehabt; aber trotz der 
großen Schwäche, welche die ſtarken Schmerzen zurückgelaſſen, 
gab er dem Geſandten am 1. November Gehör und zwar in 
einem Schlafzimmer, wo es ſehr unordentlich ausſah. Die 
Bettdecke von Atlas war ganz verſchoſſen, und nur ein neues 
Stück, womit ein Loch geflickt worden war, zeigte, welche 
Farbe ſie gehabt hatte. Friedrich ſaß im Schlafrock in einem 
Lehnſtuhl, ſeine Füße ſo wie die linke Hand waren ſtark zu⸗ 
gedeckt, die rechte ſteckte in einem alten Handſchuh von Hunds⸗ 
fell. Er hatte ſechs Tage lang nur Limonade zu ſich ge⸗ 
nommen und ſah noch ſehr angegriffen aus; aber der Kopf 
war frei, und er unterhielt ſich ſehr lange mit dem Geſandten. 
Ihn befriedigte diesmal die Antwort des Wiener Hofes in⸗ 
ſofern, als der Ton, wie er immer gewünſcht hatte, ſehr höf⸗ 


1) Beer, Dokumente, S. 36. 
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lich geworden war, aber im Inhalte fand er keinen Unter⸗ 
ſchied gegen früher. Er teilte dann im tiefſten Geheimnis 
dem Geſandten mit, daß Rußland bereit wäre, die Moldau 
und Walachei zurückzugeben. Als van Swieten ein gleiches 
Verlangen inbezug auf die Krim ſtellte, da konnte Friedrich 
nichts verſprechen, doch ſchnitt er nicht alle Hoffnung ab. 
„Man wird ſehen müſſen“, ſprach er; „aber fie werden Er⸗ 
fog in Polen ſuchen.“ !) Von ſeiner eigenen Entſchädigung 
ſchwieg er, obwohl er beſtändig an ſie dachte. 

Zwei Einwendungen hatte Panin gegen die preußiſchen 
Vorſchläge bis jetzt erhoben, und beide bekämpfte der König. 
Er beſtand auf der Erwerbung von Danzig. „Avignon ge⸗ 
hörte dem Papſte“, ſchrieb er an den Grafen Solms, „und 
die Franzoſen haben es genommen, Straßburg war eine freie 
Stadt, und Ludwig XIV. bemächtigte ſich ihrer. Wie viel 
ähnliche Beiſpiele liefert nicht die Geſchichte?“ Beſonders un⸗ 
gehalten aber war der König darüber, daß ihn Panin mit 
öſterreichiſchen Eroberungen tröſtete; das hieße das Fell des 
Bären verkaufen, ehe man dieſen ſelbſt hätte. Friedrich 
wünſchte Gewißheit zu haben. „Die Ruſſen“, ſchrieb er, 
„denken nur an ihren Vorteil und wollen von mir allen 
möglichen Gewinn ziehen; aber mir liegen meine Intereſſen 
ebenſo ſehr am Herzen, und jedermann würde mir die größte 
Unklugheit vorwerfen, wenn ich bei einer ſo gefährlichen Ge— 
legenheit nicht alle Vorſichtsmaßregeln träfe.“ Friedrich wollte, 
wie er ſich ausdrückte, keine Katze marſchieren laſſen, ehe der 
Vertrag unterſchrieben wäre ). 

Nachdem der König wieder einige Tage vergeblich gewartet 
hatte, ſchrieb er eigenhändig mit Ausführlichkeit an Solms 
und machte ſeinem Arger darüber Luft, daß die Ruſſen zu 
keinem Entſchluſſe kämen, und nach neuen zwei Tagen ſchickte 
er, vom Feuer der Ungeduld verzehrt, Betrachtungen über den 


1) Beer, Friedrich II. und van Swieten, S. 43ff. 53. 

2) Am 30. Oktober und was Friedrich auf die Rückſeite der De⸗ 
peſche des Grafen Solms vom 22. Oktober eigenhändig geſchrieben; letz⸗ 
teres iſt ſpäter vom 6. November datiert worden. 
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für die Beſitznahme geeignetſten Zeitpunkt an ſeinen Geſandten 
in Petersburg. Er glaubte, daß man den Gedanken aufgeben 
müßte, ſich zuvor mit Wien hierüber zu verſtändigen; denn 
dieſes wäre gegen Rußland übelgeſinnt. „Kaunitz, der ſtolzeſte 


der Menſchen“, fuhr er fort, „würde ſich nicht ohne Grund 


alsdann für den Schiedsrichter zwiſchen dem Norden und dem 
Orient halten und ſich darin gefallen, diejenigen, die ihm 
ſolche Vorſchläge machten, zu demütigen und über ihr Los zu 
entſcheiden. Ich fühle, mein Herz iſt zu ſtolz, als daß ich 
mich dem Urteile des Fürſten Kaunitz unterwerfen ſollte, und 
ich denke, niemand wird in Rußland der Kaiſerin raten, ihre 
Schritte nach den Phantaſieen desſelben einzurichten, gleichſam 
als wenn wir ohne ſeine Zuſtimmung und Belehnung uns 
nicht in den Beſitz deſſen ſetzen könnten, was wir für zweck⸗ 
mäßig erachten. Ich glaube vielmehr, es ziemt ſich für uns, 
daß wir das Verhalten des Wiener Hofes nachahmen, welcher, 
ohne ſich mit jemandem zu verſtändigen, ohne eine andere 
Macht um Erlaubnis zu bitten, ſich ganz einfach in den Beſitz 


einiger Staroſteien geſetzt hat, indem er ſich vorbehält, auf dem 


Pacifikationsreichstage, welcher nach dem Ende der gegenwärtigen 
Wirren gehalten werden ſoll, ſein Recht geltend zu machen.“ 

Auch bis zum Türkenfrieden wollte der König von Preußen 
nicht warten. „Das Heer an der Weichſel“, ſchrieb er, „wird 
die Oſterreicher in Schranken halten. Wenn unſere Geſandten 
dann dem Wiener Hof eine Erklärung abgeben über die Gründe, 
die uns zu dieſer Teilung bewogen haben, ſo wird er darein 
willigen müſſen, und iſt er mit ſeinem Gewinne nicht zufrieden, 
jo mag er ſich mit Belgrad oder einigen Staroſteien entſchä— 
digen. Den Türken kann man ſagen, es geſchehe zum Erſatze 
dafür, daß man ihnen die Moldau und Walachei zurückgiebt. 
Die Polen werden laut ſchreien, dieſe eitle und übermütige 
Nation, aber das Heer an der Weichſel wird ſolchem Geſchrei 
bald ein Ende machen und nach dem Frieden mit den Türken 
Polen beruhigen.“ ) 


1) Am 15. November bei Smitt II, 80sqq., doch ohne Datum. 
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Wochen vergingen, ohne daß des Königs Ungeduld beſchwich— 
tigt wurde. Sein Mißtrauen gegen Oſterreich erhielt neue 
Nahrung, als er erfuhr, daß Kaunitz die Bedingungen, die er 
für annehmbar hielt, nur unter dem Vorbehalt in Peters- 
burg mitgeteilt hatte, daß dieſelben auch einem verbündeten 
und befreundeten Hofe verborgen bleiben ſollten. Der König 
ließ den Grafen Panin vor den Fallen warnen, welche „jener 
durchtriebene Politiker“ der Kaiſerin ſtelle, um ſich zum 
Schiedsrichter über Krieg und Frieden zu machen. Auch 
Finckenſtein hatte vom Staatskanzler ſo etwas nicht erwartet, 
und er ſchloß aus dieſer dem politiſchen Katechismus des 
Fürſten Kaunitz wenig entſprechenden Handlungsweiſe auf die 
außerordentliche Eiferſucht, welche die geringſte Vergrößerung 
Preußens dem Wiener Hofe verurſache +). Jedoch wenige Tage 
ſpäter kamen beſſere Nachrichten an den König. Am 1. De⸗ 
zember hatte Rohd, der auf ſeine Bitten zurückberufen worden 
war, eine Abſchiedsaudienz bei Maria Thereſia. Hier wieder- 
holte letztere, daß ſie nicht bis in die Krim gehen würde. 
Sie und der Kaiſer deuteten außerdem in allgemeinen Aus⸗ 
drücken verſteckt an, daß ſie bei einer Zergliederung Polens 
ihr Teil haben wollten und daß man ſich darüber unter ein- 
ander verſtändigen müßte. Finckenſtein ſchloß hieraus, daß, 
wenn Rußland und Preußen einig wären, Oſterreich ſich nicht 
widerſetzen würde, wenn es ſeinen Teil bekäme 7). 

Inzwiſchen hatte man in Petersburg wichtige Beſchlüſſe 
gefaßt. Eine ruſſiſche Denkſchrift zeigte dem König an, daß 
die Kaiſerin der Moldau und Walachei entſagte, jedoch nur 
ungern und mit der Bitte, Friedrich möchte verhindern, daß 
Oſterreich in der Meinung, es hätte dieſes Zugeſtändnis er⸗ 
zwungen, den Petersburger Hof aller Vorteile des Krieges 
glaubte berauben zu können. Für die Zurückgabe der Moldau 
und Walachei wollte man eine Summe Geldes verlangen und 


1) Geheime Korreſpondenz. Friedrich an Finckenſtein, 8. Dezember. 
Geheime Kabinettsakten. Finckenſtein an Friedrich, 9. Dezember. 

2) Rohd, 4. Dezember (Smitt II, 84); vgl. 11. Dezember. Fincken⸗ 
ſtein, 12. Dezember. 
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Bender nur gegen Oezakoff oder noch beſſer gegen Kinburn 
zurückerſtatten; letzteres hielt man für geeigneter, die unab⸗ 
hängigen Tataren im Zaume zu halten und Einfälle derſelben 
in Rußland zu verhüten. 

Panin ſchickte weiter den geheimen Separatartikel in einer 
neuen Faſſung. Er geſtand ferner zu, daß Preußen im Fall 
eines Krieges für die Koſten entſchädigt werden müßte, jedoch 
nicht durch Danzig, ſondern in Oſterreich; der Petersburger 
Hof wollte ſich verpflichten, die Waffen nicht eher nieder⸗ | 
zulegen, als bis das erreicht wäre. „Nur die unumgäng⸗ 
liche Notwendigkeit infolge der Fundamentalintereſſen meines 
Reiches“, ſchrieb Katharina am 6. Dezember an Friedrich den 
Großen, „hat mich gehindert, den Wünſchen Eurer Majeſtät 
zu entſprechen.“ !) 

Elf Tage ſpäter überreichte Panin dem Fürſten Lobkowitz 
mehrere Schriftſtücke. Das wichtigſte war dasjenige, worin 
die Kaiſerin ſelbſt mit ausgeſuchter Höflichkeit erklärte, daß ſie 
die Moldau und Walachei ſowie Bender zurückgeben wollte, 
letzteres jedoch nur, wenn ihr Oczakoff oder wenigſtens Kin⸗ 
burn überlaſſen würde. Panin bekämpfte ſeinerſeits die von 
Kaunitz aufgeſtellten Friedensbedingungen und lud Oſterreich 
dann zu der Teilung Polens ein; denn auch Rußland hätte 
ſehr gegründete Rechte, ſchrieb er, und ebenſo Preußen, und 
wenn dieſe drei Mächte ſich über verhältnismäßige Vorteile 
mit einander verſtändigten, dann könnte das Gleichgewicht, an 
welchem ihnen allen gleichviel liegen müßte, vollkommen er⸗ 
halten werden ). f 

Schon am Tage vorher hatte Solms dieſelben Schrift⸗ 
ſtücke von Panin empfangen und nach Berlin geſendet. Der 
König bemerkte nicht ohne Erſtaunen, daß Rußland mit ſolcher 
Eile den Wiener Hof um Erlaubnis bat, ſeine Rechte geltend 
machen zu dürfen. „Es wäre, ſcheint mir, würdiger geweſen“, 


1) Solms, 6. Dezember. Sbornik XX, 313. 
2) Goertz, p. 158sqq., No. 15 u. 16. Wie ſchön hätte Panin 


hier an das anknüpfen können, was Kaunitz am 24. Oktober geſagt 
haben wollte! 
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ſchrieb er eigenhändig, „wenn wir das Verhalten der Oſter⸗ 
reicher nachgeahmt hätten, welche Beſitz ergriffen haben und 
ſich nun erbieten zu unterhandeln.“ Auch mit dem Vertrage 
war er nicht ganz zufrieden. Aus Rückſicht für die Kaiſerin 
war er bereit, von Danzig abzulaſſen; um ſo mehr beſtand 
er aber darauf, daß die Beſitzergreifung im nächſten Mai er⸗ 
folgen ſollte. Ferner blieb er dabei, daß die preußiſchen Hilfs⸗ 
truppen nur in Polen oder Ungarn und nicht in der Moldau 
verwendet werden dürften, 150 Meilen entfernt; er könne 
ſie dort nicht mit Kleidern und anderen Dingen verſehen, 
einige Tauſend Mann müßten die Zufuhren decken, und drei 
Monate Zeit würde der Rückmarſch erfordern, dieſer aber 
notwendig ſein, wenn er die Oſterreicher und außerdem 
deutſche und franzöſiſche Truppen zu bekämpfen hätte. Friedrich 
wollte ſein Wort halten und lieber etwas weniger politiſch, 
dafür aber mit deſto mehr Aufrichtigkeit zuwerke gehen. 
„Das iſt die einzige Art, wie man mit ſeinen Verbündeten 
unterhandeln muß“, ſchrieb er eigenhändig an den Grafen 
Solms +). 

Als man im Anfange des neuen Jahres daran ging, auf 
den Vertragsentwurf, wie Rußland ihn zuletzt liber} ſchickt hatte, 
zu antworten: da verlangte man noch einige Anderungen. 
Inbezug auf Danzig hatte Friedrich bereits am 11. Dezember 
ſeinem Geſandten aufgegeben, er ſollte verſuchen, ob er für ihn 
das Recht erwerben könnte, welches die Könige von Polen über 
die Stadt hätten. Aber auch davon wollte Panin nichts wiſſen. 
Die Abweiſung erfuhr Friedrich erſt viel ſpäter; indeſſen kam 
er in der Antwort nicht darauf zurück, ſondern er machte 
einen ganz neuen Vorſchlag, nämlich, daß Danzig für frei und 
unabhängig erklärt würde. Die Stadt habe, hieß es in der 
Denkſchrift, immer zu Preußen gehört, und wenn letzteres dem 
König zufalle, ſo höre das Band auf, welches Danzig mit 
Polen verknüpfe, ja, weil beide fortan räumlich getrennt ſein 
würden, ſtänden ewige Streitigkeiten in Ausſicht. Friedrich 


1) An Solms, 19. u. 29. Dezember. 
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wollte ferner die Netze, welche die neue Grenze bilden ſollte, 


ganz haben und im Mai ſeinen, Anteil in Beſitz nehmen. 
Er verlangte weiter, daß er keine Hilfsgelder mehr zahlen 
dürfte, wenn ſeine Truppen zu dem ruſſiſchen Heere geſtoßen 


wären; auch ſollten dieſelben bloß in Polen und Ungarn ver⸗ 


wendet werden können. Dagegen verſprach er ſie nur dann 
zurückzurufen, wenn er in einen offenen Krieg mit Oſterreich 
geriete, und dieſes ihn angriffe, oder wenn er zur Unterſtützung 
des Petersburger Hofes einen Einfall in die Länder der Kaiſerin⸗ 
Königin machen müßte. Friedrich war ſogar bereit, Rußland 
mit allen ſeinen Streitkräften zu unterſtützen und im Fall eines 


öſterreichiſchen Krieges mit den ruſſiſchen Hilfstruppen ſich zu 
begnügen, vorausgeſetzt, es blieben die 50,000 Ruſſen in Polen 
ſtehen. Er erbot ſich endlich, den türkiſchen Frieden abzuwarten, 


bevor er förmlich den Beiſtand des Petersburger Hofes an⸗ 
rufen dürfte. 
Zwei Bedingungen bezeichnete der König als ſolche, von 


denen er unter keinen Umſtänden ablaſſen würde; nämlich die 


Beſitzergreifung im Monat Mai und die Art der Mitwirkung 
der preußiſchen Hilfstruppen, und eigenhändig fügte er dem 
Schreiben an den Grafen Solms die Worte noch hinzu: 
„Das ſind meine letzten Bedingungen; entweder muß die Sache 
jetzt glücken, oder es wird nichts daraus.“ Am 5. Januar 
1772 gingen die wichtigen Schriftſtücke nach der ruſſiſchen 
Hauptſtadt. 

Außerdem wirkte der König ſowohl in Wien als in Kon⸗ 
ſtantinopel für einen Waffenſtillſtand und eine unmittelbare 
Unterhandlung zwiſchen der Türkei und Rußland. Freilich 
war ſein Wunſch größer als ſeine Hoffnung, und alle Mühe 
vergebens, wenn Maria Thereſia und der Sultan wirklich ein 
geheimes Bündnis geſchloſſen hatten. Doch fehlte darüber jede 
zuverläſſige Kunde. Der Freiherr v. Rohd, welcher am Ende 
des Jahres 1771 von ſeinem Poſten in Wien zurückgekehrt 
war, konnte gleichfalls keine Gewißheit geben, aber er vermutete 
ſtark, daß ein ſolches Bündnis beſtände, und hielt es deshalb 
für verlorene Mühe, Waffenſtillſtand und direkte Unterhandlung 
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herbeiführen zu wollen 1). Einige Tage ſpäter empfing Fried— 
rich von ſeinem Geſandten in Konſtantinopel Nachrichten, die 
ihn mit Beſtimmtheit an das Daſein eines türkiſch⸗öſterreichiſchen 
Subſidienvertrages glauben ließen. Wie ward er zornig auf 
Kaunitz! „Es iſt unmöglich“, ſchrieb er an Solms, „einen 
Mann ſich vorzuſtellen, der mehr von ſich eingenommen iſt, 
ſtolzer und hochmütiger; in dieſer Art iſt er einzig.“ Um ſo 
ungeduldiger wartete der König auf die Nachricht, ob ſein 
Vertrag mit Rußland unterzeichnet wäre oder nicht. Wenn 
ſich Danzig jetzt nicht gewinnen ließe, ſo hoffte er in der Folge 
noch Mittel zu finden, es ſeinen anderen Erwerbungen hinzu⸗ 
zufügen, wenn die Umſtände ſich günſtiger geſtaltet hätten. 
Um den Eifer des Geſandten zu ſpornen, bemerkte er wieder 
eigenhändig, daß er ſich nach der Unterzeichnung des Vertrages 
dankbar gegen ihn beweiſen würde.“) 

In Petersburg hatte man es aber mit dem Vertrage nicht 
ſo eilig wie in Potsdam; beſonders wollte man für die Beſitz⸗ 
nahme gern noch keinen beſtimmten Zeitpunkt anberaumen, 
ſondern erſt die in Ausſicht ſtehende Antwort des Wiener 
Hofes abwarten und außerdem vorher noch erfahren, wie die 
Pforte den ihr gemachten Vorſchlag eines Kongreſſes auf⸗ 
genommen hätte. Mit den neuen Forderungen Friedrichs er⸗ 
klärte man ſich auch nicht ganz einverſtanden; nachdem ſein 
Entwurf acht Tage lang im Miniſterrat erwogen worden war, 
teilte Panin dem Grafen Solms das Ergebnis mit. Danach 
wünſchte man, daß weder Danzig für unabhängig erklärt würde, 
noch die Netze in ihrem ganzen Lauf an Preußen fallen ſollte; 
was die Beſitzergreifung betrifft, ſo ging man dem Könige 


1) Friedrich an Solms, 4. Januar 1772. Am 31. Januar ſchrieb 
der Earl of Suffolk an Lord Cathcart: „the existence of such a treaty 
is currently believed and has never been positively contradicted .. . 
but that there is now a subsiding treaty actually existing, I can 
neither affirm nor deny“. Sbornik XIX, 247. Finckenſtein an Fried⸗ 
rich II., 15. Januar: die Nachricht von dem zſterreichiſch⸗türkiſchen Ver⸗ 
trage „commence à percer de tous cotés“. 
2) An Solms, 8., 12., 16., 19. u. 22. Januar 1772. 
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wenigſtens entgegen, indem man ſich bereit erklärte, den Monat 
Juni dafür feſtzuſetzen. Daß die 20,000 Mann Hilfstruppen 
nur in Polen und Ungarn verwendet werden ſollten, wurde 
zugeſtanden, dagegen wünſchte man keine näheren Beſtimmungen 


darüber, unter welchen Umſtänden der König dieſelben wieder 
zurückziehen könnte, ſondern wenn man ſähe, daß der Krieg 
mit Oſterreich unvermeidlich wäre, ſo wollte man einen Ge⸗ 


neral an Friedrich ſchicken, unter deſſen Augen dann ein Kriegs⸗ 
plan ausgearbeitet werden ſollte. Der preußiſche Geſandte 
glaubte, daß hierfür nur der dem Könige ſehr ergebene Zacharias 
Czernicheff beſtimmt werden würde, und riet daher, in dieſem 
Punkte nachzugeben. 


Der Krieg mit Oſterreich ſchien übrigens immer näher 


zu kommen. Kaunitz und Gallitzin ſahen ſich täglich, und jener 
überſchüttete dieſen mit Höflichkeiten, aber er blieb ſchweigſam, 
und als der ruſſiſche Geſandte ſich mit dem Staatskanzler 


über die Punkte, die zwiſchen beiden Höfen ſchwebten, ausein⸗ 


anderſetzen wollte, da ward er ziemlich kühl abgewieſen. Und 
dann dieſer Subfidienvertrag! Die Kaiſerin Katharina, welche 
mit den Vertretern der fremden Mächte von Geſchäften nicht 
zu ſprechen pflegte, konnte nicht umhin, während der Abend⸗ 
geſellſchaft, die am 26. Januar ſtattfand, mit Solms von dem 


Bündniſſe zu reden. „Ich habe das lange vermutet“, ſagte 
ſie, „aber mich geſträubt, es zu glauben; nun kann man leider 


nicht mehr daran zweifeln und muß ſehen, worauf es hinaus⸗ 
gehen wird.“ Gebärden und Worte der Kaiſerin zeigten Arger 
und Entrüſtung. „Wenn die Türken jetzt Frieden ſchließen und 


an dem Hauſe Oſterreich für ihre Verluſte ſich entſchädigen 


wollen“, erklärte ſie, „ſo darf man ſie daran nicht hindern.“ 
Sie kam ſogar zu Solms noch einmal zurück und meinte, der 
Staatskanzler würde ſich nicht halten, ſondern ganz ſo wie 


Choiſeul fallen. „Der Erfolg“, ſetzte ſie hinzu, „wird die 
Weisſagung rechtfertigen.“ Und dieſe Stimmung ging nicht 


vorüber. Wenige Tage ſpäter ſagte Panin: „Da es kein 
Mittel mehr giebt, den Wiener Hof zu einer Anderung ſeiner 
Anſichten zu bringen, ſo bleibt nichts weiter übrig, als der 


— . a nl F 
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Hinterliſt die Gewalt entgegenzuſetzen.“ Er rechnete darauf, 
daß Preußen, nachdem der Wiener Hof ſich entſchieden hätte, 
demſelben eine Erklärung überreichen und, wenn ſie ohne Wir⸗ 
kung bliebe, Rußland nicht allein laſſen würde.“ Zeigte die 
Pforte ſelbſt keine größere Nachgiebigkeit, ſo erſchien ihm der 
Krieg unvermeidlich !). 

Während aber Friedrich und Katharina noch mit ſtarker 
Beſorgnis in die nächſten Monate blickten, war bereits in 
Wien ein Umſchwung erfolgt, wie ihn jene beiden Mächte ſich 
nicht beſſer wünſchen konnten. 


Fünftes Kapitel. 
Der Teilungsvertrag. 


In Mähriſch⸗Neuſtadt hatte Kaunitz den Verſuch gemacht, 
den König von Preußen für ſeine Politik zu gewinnen, welche 
darin beſtand, daß er mit Hilfe des Berliner Hofes Rußland 
verhindern wollte, der Türkei zu viel Land zu entreißen und 
hierdurch das Gleichgewicht im Oſten zu ſtören. Mit dem 
Ziele war Friedrich der Große wohl einverſtanden geweſen, 
aber nicht mit den Mitteln. Wenn er diejenigen annahm, 
welche Kaunitz vorſchlug, ſo iſt kein Zweifel, daß die beiden 
deutſchen Mächte ihre Abſicht hätten verwirklichen können; aber 
der König würde ſich zugleich die tödliche Feindſchaft der Kai⸗ 
ſerin Katharina zugezogen haben; er wäre dann des Bündniſſes 
mit Oſterreich zu ſehr bedürftig geweſen und notwendigerweiſe 
dadurch in eine gewiſſe Abhängigkeit von demſelben geraten. 


1) Solms, 10., 24. u. 28. Januar; 4. Februar. 


Reimann, N. Geſch. Preußens. I. 28 
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Er ging alſo nicht ganz auf die Wünſche des Staatskanzlers 
ein, ſondern er wollte durch Überredung in Petersburg ans 
Ziel gelangen, und wenn ſich der Wiener Hof ihm angeſchloſſen 
und nur die Zips beſetzt hätte, ſo würden die eigentlichen 
Wünſche Maria Thereſias wahrſcheinlich erfüllt und der Friede 
mit der Pforte ohne eine Zergliederung Polens herbeigeführt 
worden ſein. 

Jedoch der Staatskanzler ſchlug einen anderen Weg ein; 
er trat der Kaiſerin von Rußland ſchroff entgegen und ſchloß 
außerdem mit der Türkei ein unbedachtes Bündnis, durch. 
welches er ſich ohne Not die Hände band, nur um Vorteile 
davonzutragen. Dann aber ſchrak der Wiener Hof vor Feind- 
eligkeiten zurück, und beſonders war er abgeneigt, einen Krieg 
zugleich mit Rußland und Preußen zu beginnen. Dieſe Mög⸗ 
lichkeit, die er doch ſchon vor dem Abſchluß des türkiſchen 
Vertrages ins Auge hätte faſſen ſollen, wurde durch Andeu— 
tungen Friedrichs des Großen zur höchſten Wahrſcheinlichkeit, 
und als Panin am 16. Dezember 1771 Sſterreich einlud, an 
einer Zergliederung Polens teilzunehmen, da mußte der Wiener 
Hof eine überaus wichtige Entſcheidung treffen. Aber nicht ſo 
raſch ging dies vonſtatten. Am 9. Januar 1772 ſchrieb 
Joſeph an ſeinen Bruder Leopold: „Der Fürſt Kaunitz iſt 
mit einer Arbeit beſchäftigt, von welcher man niemals etwas 
erfährt, bis ſie fertig iſt; ich glaube, daß es ſich um einen 
Teilungsvertrag handeln wird, aber ſicher iſt das noch keines⸗ 
wegs.“ 1) 

Der Kaiſer hatte das Richtige getroffen. Am 17. Januar 
gab der Staatskanzler den Rat, daß man ſich über eine Zer⸗ 
gliederung Polens mit Preußen und Rußland verſtändigen ſollte. 
Seit langer Zeit war ſein Hauptaugenmerk dahin gegangen, 
ſowohl einem Kriege mit Preußen als einem ſolchen Frieden 
auszuweichen, welcher nur zu deſſen und Rußlands Vergrößerung 
gereichen würde. Daß aber dieſe beiden Mächte ſich über 
polniſche Gebietserwerbungen geeinigt hätten, ſtand ihm außer 


1) Arneth, Maria Thereſia und Joſeph II. I. 359. 
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Zweifel, und ebenſo war er überzeugt, daß der König von 
Preußen ſeine Macht gebrauchen würde, wenn Oſterreich feindlich 
gegen Rußland verfahren oder ohne vorgängige Verabredung 
in Polen einrücken wollte. Die Krim war von dem Fürſten 
Dolgorucki erobert worden und an der Donau das Kriegsglück 
den Türken noch im Oktober an mehreren Orten unhünſtig 
geweſen. „Die Vorteile der Ruſſen ſind unerhört und beun⸗ 
ruhigen mich ſehr“, hatte Maria Thereſia dem Fürſten Kaunitz 
am 29. November geſchrieben. Unter dieſen Umſtänden ſchien 
es dem Staatskanzler unmöglich, den Türken zu helfen, und 
er war der Meinung, daß jetzt auch der Wiener Hof an Gee 
bietserweiterungen denken müßte. ö 
In einer Beilage wurden ſieben Vorſchläge gemacht; die 
drei erſten und der ſechſte bezogen ſich auf türkiſche Beſitzungen, 
der vierte und fünfte auf hohenzollernſche Gebiete. Wir kennen 
den abenteuerlichen Gedanken, welchen Kaunitz am Ende des 
Jahres 1768 zu Papiere gebracht hatte, daß der König von 
Preußen die Grafſchaft Glatz und einen Teil von Schleſien 
an Oſterreich zurückgeben und dafür in dem polniſchen Preußen 
Entſchädigung finden ſollte. Mit demſelben Vorſchlage wagte 
ſich der Staatskanzler bei dieſer Gelegenheit wieder hervor, 
nur daß natürlich für Weſtpreußen jetzt andere Gebietsteile der 
Republik vom Könige gewählt werden ſollten. Wenn letzterer 
darauf nicht einginge, ſo mutete Kaunitz ihm die Abtretung 
der fränkiſchen Markgrafſchaften zu, welche Friedrich II. gar 
nicht beſaß. Überhaupt, welche Verſchiedenheit herrſcht in den 
Vorſchlägen, welche der Staatskanzler ſeiner Gebieterin zur 
Auswahl ſtellt! Einmal bietet er in großmütigſter Weiſe Ser⸗ 
bien, Bosnien, das türkiſche Dalmatien, Macedonien, Albanien 
und das öſtliche Morea der Kaiſerin⸗Königin an, und einmal 
beſchränkt er ſich auf Ansbach und Bayreuth. Erſt an letzter 
Stelle faßt er polniſche Beſitzungen, jedoch ohne dieſelben 
näher zu bezeichnen, ins Auge; denn er weiß, daß ſeine Ge— 
bieterin davon nur ungern reden hört. Wenn er aber dieſe 
Vorſchläge dem in ruſſiſchen Dienſten ſtehenden Chevalier 


Maſſin zuſchreibt, ſo geſchieht es ohne Zweifel mit demſelben 
28 * 8 


436 II. Buch. 5. Kapitel. 


Rechte, mit welchem Friedrich der Große die Idee der Teilung 
Polens dem Grafen Lynar beilegt *), 

Ganz anderer Meinung als Kaunitz war Joſeph. Ihm 
ſchien die Lage der Dinge ſo zu ſein, daß von einem Teilungs⸗ 
vertrage keine anſehnliche Vergrößerung für Oſterreich zu er⸗ 
warten ſtände; er hoffte ferner, im folgenden Jahre mit mehr 
Nachdruck auftreten zu können. Darum riet er, man ſollte 
die Türkei, die doch beinahe kampfunfähig war, auf alle Weiſe 
zur Fortſetzung des Krieges treiben, außerdem aber Krakau, 
Sendomir, Lemberg und Czenſtochau in Polen beſetzen und 
ſich dadurch ein gutes Unterpfand dafür, daß man bei der 
Teilung nicht zu kurz kommen würde, verſchaffen. Es waren 
unkluge Ratſchläge, welche der Staatskanzler leicht zurück⸗ 
zuweiſen vermochte; denn er kannte den König von Preußen 
beſſer und wußte, daß Oſterreich denſelben allezeit in ſeinem 
Wege finden würde. Er begriff ferner nicht, wie man eine 
Gelegenheit, welche ſich böte, weſentliche Vorteile zu erlangen, 
verſcherzen und dann erſt auf eine neue warten ſollte ). 

Joſeph ergab ſich leicht. Von den Vorſchlägen des Fürſten 
Kaunitz hielt er die Abtretung des Glätziſchen und Neißiſchen 
für den größten Gewinn, den Oſterreich davontragen könnte; 
wie vor drei Jahren aber, ſo erſchien ihm dieſe Erwerbung 
noch immer unmöglich. Er erklärte nach ihr Belgrad mit 
einem Teile von Bosnien bis an den Golfo della Drina für 
das Allernutzbarſte; Bayreuth und Ansbach dagegen verwarf er 
gänzlich s). 

Mit durchaus anderen Bedenken trat nun Maria Thereſia 
hervor. Sie befand ſich in großer Gewiſſensnot und ſah 
ſtreng genommen keinen rechten Ausweg vor ſich. Sie ver⸗ 
urteilte die Politik, welche der Wiener Hof bisher befolgt 
hatte: den Beſchluß, die Truppen aus den Niederlanden und 


1) Wir kennen die Denkſchrift des Staatskanzlers vom 17. Januar 


und die ſieben Vorſchläge leider nur aus dem, was Beer (II, 129ff.) 


und Arneth (VIII, 336 ff.) daraus müteiken. 
2) Beer, Dokumente, S. 39 ff. 
3) Arneth, Maria Thereſia und Joſeph II. I, 361. 
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Italien kommen zu laſſen, den allzu drohenden Ton gegen die 
Ruſſen, das geheimnisvolle Benehmen gegen die Verbündeten 
und die Gegner, den türkiſchen Vertrag. Sie wollte dem 
Frieden das Wort in Petersburg und Berlin reden und mit 
dem preußiſchen Geſandten in Konſtantinopel wieder aufrichtig 
zuwerke gehen. „Wenn aber Rußland und Preußen in Polen 
einige Vorteile zu behaupten gedächten, meinte ſie weiter, ſo 
könnte ſie es nicht gleichgültig anſehen, noch leer ausgehen.“ 
Auf der anderen Seite verſchmähte ſie, auf Koſten der Polen 
oder Türken ſich zu vergrößern. „Der König von Preußen 
müßte uns alſo entſchädigen“, fuhr ſie fort, „entweder mit 
dem Glätziſchen oder mit jenen fränkiſchen oder auch cleviſchen 
Ländern.“ Die ſonderbare Zumutung zu begründen unterließ 
die Kaiſerin⸗Königin; und beraubte ſie Polen nicht, wenn ſie 
ihren Anteil vertauſchte? Den Türken wollte ſie, wie geſagt, 
in Anſehung der von ihnen gezeigten Schwäche ganz ernſtlich 
zum Frieden raten und ſie auch von Bezahlung der aus⸗ 
bedungenen Millionen loslaſſen, wenn ihnen dafür die Ab⸗ 
tretung von Belgrad vorgeſchlagen werden könnte. Welches 
Recht ſie aber hatte, von ihnen ein ſolches Opfer zu ver⸗ 
langen, darüber ſprach ſie ſich nicht aus. Sie machte der 
Politik, die der Wiener Hof bisher befolgt hatte, den Bove 
wurf, daß man aus dem Kriege zwiſchen Rußland und der 
Pforte geſucht hätte Gewinn zu ziehen, um die Grenzen aus⸗ 
zudehnen und Vorteile zu erlangen, an die man vor dem 
Kriege gar nicht gedacht hätte; man wollte, meinte ſie, auf 
preußiſche Manier handeln und gleichzeitig den Anſchein der 
Ehrlichkeit retten. Aber wenn ſie ohne Grund Belgrad ev- 
langen und für ihren polniſchen Anteil hohenzollernſche Länder 
eintauſchen wollte, handelte ſie da nicht auch, um in ihrer 
Sprache zu reden, auf preußiſche Manier und ſuchte gleich- 
zeitig den Anſchein der Ehrlichkeit zu retten? Und überdies, 
wer trug denn in Oſterreich die oberſte Verantwortlichkeit für 
die Leitung der auswärtigen Angelegenheiten? *) 

1) Beer teilt (II, 340) die Bemerkungen der Kaiſerin⸗Königin zu 
den ſogen. ſieben Traktatsvorſchlägen des Chevalier Maſſin mit. 
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Der Wiener Hof hatte ſich bisher geweigert, die ruſſiſchen 
Friedensbedingungen in Konſtantinopel vorzulegen, und dabei 
blieb er auch diesmal ſtehen, aber aus einem anderen Grunde. 
Nach der wiederholten Erklärung der Pforte konnte der Sultan 
in die Unabhängigkeit der Tataren nicht willigen, wenn er 
ſeinen Thron behalten wollte. Weil dieſe Meinung noch fort- 
beſtand, ſo ſchien es dem Wiener Hofe beſſer, wenn ſein 
Vertreter und der preußiſche zunächſt nur dahin arbeiteten, 
einen Waffenſtillſtand und Friedenskongreß herbeizuführen, und 
ſo wurde denn Thugut angewieſen, zuſammen mit Zegelin in 
dieſer Richtung thätig zu ſein. Ein Eilbote verließ am 25. Ja⸗ 
nuar abends Wien, um über Berlin nach Petersburg zu gehen 
und dieſen Entſchluß an beiden Orten anzuzeigen. Drei Tage 
ſpäter machte der Staatskanzler dem Fürſten Gallitzin dieſelbe 
Mitteilung und antwortete zugleich auf die Note vom 16. De⸗ 
zember. Der Wiener Hof erklärte ſich bereit, die ermäßigten 
Friedensbedingungen Rußlands auf einem Kongreſſe nicht nur 
förmlich vorzulegen, ſondern auch durch ſeine guten Dienſte zu 
unterſtützen. Inbezug auf Polen hieß es in dem Schriftſtück, 
welches Kaunitz dem Fürſten Gallitzin überreichte: „Wir haben 
unſere Denkungsart in dieſer Hinſicht keineswegs geändert und 
wünſchten noch, daß jenes Königreich keine Zergliederung er- 
leiden dürfte.“ Indem man dennoch Panins Vorſchlag an⸗ 
nahm, begründete man die neue Politik folgendermaßen: „Die 
Verpflichtungen, welche Rußland im Laufe des Krieges ein⸗ 
gegangen zu ſein ſcheint, würden eine Vergrößerung der beiden 
Nachbarn herbeiführen, die der Wiener Hof nicht mit Gleich⸗ 
gültigkeit anſehen könnte; ſie würden ferner das Gleichgewicht 
umſtoßen, welches bisher die gegenſeitige Sicherheit der drei 
Mächte gebildet hat, und zu einem allgemeinen Kriege führen.“ 
Um ein ſo ſchmerzliches Ereignis abzuwenden, trat der Wiener 
Hof den Grundſätzen bei, welche Panin in der angeführten 
Note ausgeſprochen hatte. 

Dreierlei Wünſche brachte Kaunitz hierauf noch mündlich 
vor. Um eine gleiche Teilung herbeizuführen, meinte er, würde 
es vielleicht notwendig ſein, nicht bloß Polen, ſondern auch die 
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Türkei zu Abtretungen zu zwingen. Er gab dann der Hojf- 
nung, daß in dieſer Angelegenheit die drei Mächte mit der 
größten Aufrichtigkeit gegen einander zuwerke gehen würden, 
einen zuverſichtlichen Ausdruck und betonte zuletzt die Not⸗ 
wendigkeit, die Sache vor England und Frankreich ſorgfältig 
geheim zu halten, damit ſich dieſe beiden Länder nicht wider⸗ 
ſetzten oder vielleicht gar gemeinſchaftliche Sache machten ). 

Am letzten Januar kam der Eilbote, welchen der öſter⸗ 
reichiſche Staatskanzler abgeſchickt hatte, nach Berlin, und 
Swieten überreichte dem Grafen Finckenſtein ſogleich eine Ab- 
ſchrift der Antwort des Wiener Hofes. Er verhehlte dann 
nicht, daß er noch andere Aufträge empfangen hätte, bat um 
eine Audienz und teilte dem Miniſter ſchon vorläufig mit, daß 
Maria Thereſia und Joſeph ſich zuerſt mit Preußen über die 
Zergliederung Polens zu verſtändigen wünſchten; er ſollte dar— 
über in Unterhandlung treten, ſobald man übereingekommen 
wäre, daß bei den Erwerbungen eine vollſtändige Gleichheit 
ftattfinden müßte, und ſich ein ſchriftliches Verſprechen hier⸗ 
über gegeben hätte. Finckenſtein ſetzte den König von dieſen 
erfreulichen Eröffnungen ſogleich in Kenntnis und ſchloß ſein 
Schreiben mit der Bemerkung: „So hat alſo Oſterreich die 
Zergliederung eines Teiles von Polen den Zufällen eines un- 
gewiſſen Krieges vorgezogen.“ ?) 

Mit unendlichem Vergnügen las der König dieſe Mitteilung 
ſeines Miniſters. „Sie eröffnet mir die ſchönſte Ausſicht“, 
ſchrieb er an Finckenſtein, „ſowohl für die Herſtellung des 
Friedens zwiſchen Rußland und der Pforte, als auch für die 
Erhaltung der allgemeinen Ruhe, und Ihr werdet Euch ohne 
Schwierigkeit vorſtellen können, wie innig es mich freut, die 
Wege dazu gebahnt zu haben.“?) Beſonders war es ihm 
lieb, daß alle dieſe wichtigen Angelegenheiten ganz ruhig und 
ohne das geringſte Blutvergießen erledigt werden ſollten. Die 


1) Goertz, p. 175-197. 

2) Finckenſtein an den König, 31. Jannar 1772, in der Korreſpondenz 
des Grafen Solms. 

3) Beer II, 356 (Nr. 22). 
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Gicht, die ihn wieder heimſuchte, kam ihm diesmal doppelt 
ungelegen, weil ſie ihn hinderte, ſo ausführlich, wie er gern 
gewollt hätte, ſich über dieſe bedeutende Unterhandlung aus⸗ 
zuſprechen. Auch bedauerte er, daß ſein geheimer Vertrag mit 
Rußland noch nicht abgeſchloſſen war. Wenn die Umſtände 
ſo kritiſch geblieben wären, wie vorher, ſo hätte er noch manche 
Forderung des Petersburger Hofes ablehnen müſſen; aber da 
der Vertrag bei der veränderten Geſinnung Oſterreichs vor⸗ 
ausſichtlich doch ein toter Buchſtabe bleiben werde und man 
das Eiſen ſchmieden müſſe, ſo lange es warm ſei, ſo ſchickt 
er am 2. Februar einen eigenen Eilboten ) an Solms und 
ſchreibt ihm, worin dieſer etwa noch nachgeben könne. Wenn 
es zu ſchwer ſei, die Unabhängigkeit von Danzig zu erlangen, 
ſo will er davon abſtehen; ebenſo iſt er bereit, die Beſitz⸗ 
ergreifung bis in den Juni und auch noch länger hinaus⸗ 
ſchieben zu laſſen. Dagegen wünſcht er die ganze Netze zur 
Grenze zu haben; denn er fürchtet unangenehme Streitigkeiten 
vonſeiten der Polen, z. B. inbetreff der Brücken. „Wenn 
einer ſie baut, zerſtört ſie der andere“, ſchreibt er, „und der 
Verkehr wird unterbrochen.“ Der König will die Ausgabe 
lieber auf ſich nehmen, die Brücken errichten, den Handel för⸗ 
dern und eine Menge von polniſchen Hudeleien vermeiden, 
und er bemerkt alſo dem Grafen Solms, daß er ihm einen 
weſentlichen Dienſt erweiſen werde, wenn er ihm dieſes Recht 
verſchaffe. 

Inbezug auf den militäriſchen Teil des Vertrages endlich 
iſt Friedrich ebenfalls bereit, noch einiges nachzugeben. Er 
will die 20,000 Mann Hilfstruppen nur dann zurückrufen, 
wenn ihm Oſterreich förmlich den Krieg erklärt hat und den 
größten Teil ſeiner Streitkräfte gegen ihn wendet; ja, er 
würde ſie auch noch bei den Ruſſen laſſen, wenn die letzteren 
ernſthaft beſchäftigt wären oder einen Einfall in Ungarn mach⸗ 
ten; unter ſolchen Umſtänden iſt er ſogar erbötig, der Hilfe 

1) Das iſt der Jäger, deſſen Swieten bei Beer (Friedrich II. und 


van Swieten), S. 68 gedenkt. Bei Smitt ſteht nur das Schreiben 
vom 1. Februar, welches der öſterreichiſche Eilbote mitnahm. 
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von 10,000 Ruſſen zu entſagen. Endlich will er noch den 
Artikel, daß die 50,000 Ruſſen in Polen ſtehen bleiben müßten, 
dahin abändern laſſen, daß dieſelben nach Ungarn rücken dürften, 
wodurch die Oſterreicher gehindert werden würden, die Ruſſen 
in der Moldau und Walachei anzugreifen. 

Am 14. Februar gelangten Friedrichs Weiſungen an Solms. 
In Petersburg herrſchte damals die größte Freude wegen der 
guten Nachrichten, welche der Eilbote des Fürſten Gallitzin den 
Tag zuvor über die glückliche und unerwartete Anderung in 
der Denkungsart des Wiener Hofes gebracht hatte, und als 
nun Solms den Grafen Panin zum Abſchluß des geheimen 
Vertrages drängte, ging dieſer bereitwillig darauf ein. Es 
wurde nicht beſtimmt, daß Danzig unabhängig ſein ſollte; da⸗ 
gegen inbezug auf die Netze willfahrte Panin dem Wunſche 
des Königs, und für die Beſitzergreifung wurde der Juni feſt⸗ 
geſetzt. Auch über den militäriſchen Teil einigte man ſich 
leicht, und am 17ten abends fand die Unterzeichnung ſtatt; 
aber damit es ſchiene, als ob dieſelbe noch vor dem Eintreffen 
der letzten öſterreichiſchen Antwort erfolgt wäre, wurde ſie um 
einen Monat zurückdatiert. In einem eigenhändigen Schreiben 
gab Katharina der Genugthuung Ausdruck, welche ſie über den 
Erfolg einer fo wichtigen Unterhandlung empfand. Die ver⸗ 
änderte politiſche Haltung des Wiener Hofes leitete ſie mit 
Recht von der Feſtigkeit und Geradheit her, mit welcher der 
König von Preußen ihre Intereſſen unterſtützt und gezeigt hätte, 
daß nichts ihn von ſeiner Verbündeten zu trennen vermöchte. 
„Ich wünſche ſehnlich“, fuhr ſie fort, „daß aus der Umkehr 
des Wiener Hofes diejenige Wirkung hervorgehe, die ich ſtets 
im Herzen und im Sinn gehabt habe, nämlich durch ein 
Syſtem der Einigung unter den drei Mächten, welches heute 
wahrſcheinlich wird, ein ſolches Intereſſe zu ſchaffen, daß deſſen 
Wichtigkeit für immer jede Erinnerung und jede Abſicht dieſes 
Hofes auf Schleſien vertilge.“ ) 

1) Solms, 14. u. 18. Februar. Sbornik XX, 315. Am 3. März 
ſchickt Friedrich die Antwort an Katharina und die 11,000 Rubel für 
den Vertrag. 
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Nachdem Rußland und Preußen über die Gebiete, welche 
ſie den Polen wegnehmen wollten, einig geworden waren, kam 
an Sſterreich die Reihe, ſich darüber zu entſcheiden. 

Wir wiſſen, daß Maria Thereſia, Joſeph und Kaunitz, 
während ſie ſonſt in ihren Meinungen auseinandergingen, ein⸗ 
mütig nach dem Beſitze der Grafſchaft Glatz und der Gegend 
von Neiße verlangten, und ſie machten auch wirklich den Ver⸗ 
ſuch, ob ſich Friedrich hierzu verſtehen würde. Als der in 
Geneſung begriffene König am 4. Februar den Freiherrn 
van Swieten empfing, eröffnete dieſer ihm zunächſt, daß der 
Wiener Hof mit dem Berliner auf der Grundlage vollkom— 
mener Gleichheit über die neuen Erwerbungen ſich zu verſtän— 
digen wünſchte. Friedrich räumte das Prinzip ohne weiteres 
ein, obwohl er zugab, daß der ruſſiſche Teil etwas ſtark wäre; 
dann ſprach er ſich mit aller Freimütigkeit über das aus, was 
ihm zufallen ſollte, und wies zuletzt Oſterreich auf die an Un⸗ 
garn ſtoßende Seite von Polen hin. „Das Land iſt dort 
gut“, ſprach er, „und wenn ihr nur Krakau ausnehmet, könnt 
ihr euch daſelbſt ungehindert ausbreiten, bis jene Gleichheit 
hergeſtellt iſt.“ Swieten mußte nun mit ſeinem unmöglichen 
Vorſchlag herauskommen. „Wie, wie?“ rief der König mit 
Lebhaftigkeit, und als jener den Antrag noch einmal deutlich 
wiederholt hatte, da entgegnete Friedrich: „Nein, mein Herr, 
das geht nicht; ich verlange nichts weiter als das polniſche 
Preußen. Nehmt euren Teil, wo es euch am beſten paßt, 
aber nicht auf meine Koſten.“ Der Geſandte verſuchte den 
Vorſchlag zu rechtfertigen, aber er bemühte ſich umſonſt. 
Friedrich erklärte rund heraus, daß er von dem, was er 
gegenwärtig beſitze, weder etwas abtreten könne noch wolle. 
Swieten bat den König, die Sache weiter zu erörtern und zu 
überlegen; jedoch dieſer unterbrach ihn mit einiger Ungeduld, 
indem er die eben gegebene Erklärung wiederholte. Nach dem 
Berichte, den Friedrich am folgenden Tage für den Grafen 
Solms und Panin eigenhändig niedergeſchrieben hat, wäre die 
Entgegnung ſogar ziemlich barſch ausgefallen; denn er hätte 
danach geſagt: „Ich habe die Gicht nur in den Füßen, jener 
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Antrag aber könnte mir bloß dann gemacht werden, wenn ſie 
mir im Kopfe ſäße. Es handelt ſich um Polen und nicht 
um meine Länder.“ ) 

van Swieten mußte nun zu einem anderen Vorſchlag über— 
gehen, welchen er der empfangenen Weiſung gemäß als ſeinen 
eigenen Gedanken vorbrachte, der ihm ſoeben eingefallen wäre; 
danach ſollte Rußland der Pforte zuerſt die urſprünglichen 
Friedensbedingungen mit Einſchluß der Unabhängigkeit der 
Donaufürſtentümer nennen und ſich alsdann erbieten, die 
Moldau, Walachei und Beſſarabien für den von Ojterveich zu 
gewinnenden Anteil zurückzugeben, welcher letztere Serbien mit 
Belgrad und einen Teil von Bosnien, umfaſſen würde 2). 
Friedrich fiel aus den Wolken, als er das vernahm; denn er 
hatte von einem Verbündeten der Türken und einem Hofe, 
der immer das Gleichgewicht des Orients im Munde führte, 
keinen ſolchen Vorſchlag erwartet, durch welchen die Pforte an 
der Grenze von Ungarn ebenſo ſehr geſchwächt würde wie 
durch die Wegnahme der Krim. An ſeinen Geſandten in 
Petersburg ſchrieb er am folgenden Tage, daß er im Scherze 
zu Swieten auch geſagt: er erführe mit Vergnügen, daß die 
Oſterreicher noch nicht beſchnitten — d. h. Mohammedaner 
oder Türken — wären und ihren Teil auf Koſten ihrer 
Freunde nehmen wollten. Aller Wahrſcheinlichkeit nach hat er 
das aber keineswegs geſagt und nur den boshaften Witz, 
welchen er nach der Audienz gemacht, ebenfalls nicht unter— 
drücken können. Dem öſterreichiſchen Geſandten verſprach er, 
den Vorſchlag zu unterſtützen. 

An dritter Stelle war Swieten angewieſen, Bayreuth und 
Ansbach zu verlangen, wofür dann Friedrich wie bei Glatz 
und Neiße durch polniſches Gebiet entſchädigt werden ſollte. 
Dieſe Markgrafſchaften, meinte Kaunitz, würden doch keine 
vorteilhafte Abrundung für die kurbrandenburgiſchen Lande ab⸗ 


1) Smitt II, 93. Vgl. Friedrich an ſeinen Bruder Heinrich bei 
Duncker, S. 249. van Swieten berichtet davon nichts. 
2) Beer, Friedrich II. und van Swieten, S. 59ff. 
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geben, und es dem König nicht ſchwer fallen, den jetzt regie⸗ 
renden Markgrafen, welcher ohnedem keine Nachkommenſchaft 
zu hoffen hätte, gegen andere Entſchädigungen zur Abtretung 
ſeiner Lande zu vermögen 1). Da Friedrich nun aber vere 


ſprochen, den zweiten Vorſchlag zu unterſtützen, konnte van 


Swieten ihn durch dieſen dritten Antrag natürlich nicht er⸗ 
heitern. 

Die Audienz gab dem Könige zu denken. Er meinte, daß 
die Oſterreicher die Polen nur ſchonen wollten, um den ganzen 
Haß dieſer Nation gegen Rußland und Preußen zu kehren. 
Einige Tage ſpäter dagegen fand er den Grund des Syſtem⸗ 
wechſels in dem Wunſche des Wiener Hofes, Serbien und 
Belgrad zu erlangen, und obgleich er dieſe Erwerbung für 
wichtiger hielt als den Gewinn, welchen er und Katharina 
begehrten, ſo blieb er doch eine Zeit lang dabei, ſie unterſtützen 
zu wollen. Aber der Gedanke, daß die Polen Rußland und 
Preußen haſſen und den Wiener Hof als ihren einzigen Bez 
ſchützer anſehen würden, gewann die Oberhand in ihm, und 


er fing lebhaft an zu wünſchen, daß die Oſterreicher lieber in 


Polen als anderswo ihre Vergrößerung ſuchen möchten )). 
Eben damals wurde die Erwerbung von Serbien und 
Belgrad von der Kaiſerin-Königin wieder aufgegeben. Die 
großen Bedenken, welche ſie ſchon vorher gehabt hatte, waren 
keineswegs geſchwunden, vielmehr erhob fie ſich zu immer rei⸗ 
neren Anſchauungen. Als der Bericht van Swietens über die 
Audienz vom 4. Februar in Wien eingelaufen war, da erklärte 
ſie ſich gegen die Beſitznahme von Serbien und Bosnien. Es 
folgten für ſie nun Tage des bitterſten Wehes, von denen 
wir jedoch nur ein ſehr unvollſtändiges Bild beſitzen. Der 
Staatskanzler erteilte den Rat: ſie möge die Walachei und 


1) Beer, Dokumente, S. 177 (25. Januar); den Tag zuvor hatte 
Maria Thereſia noch verfügt, daß an vierter Stelle das „dedommage- 
ment“ in Polen ſelbſt folgen ſollte (Beer II, 342); davon iſt aber 
Dokumente, S. 177, nicht die Rede. 

2) Friedrich an Solms, 5. Februar (Smitt II, 95), 12. Februar 
(Berl. Archiv) und 16. Februar (Beer II, 167 Anm.). 
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die Hälfte von Beſſarabien und der Moldau verlangen, die 
andere Hälfte ſolle die Republik für das, was ſie an Preußen 
und Rußland abtrete, zur Entſchädigung erhalten. Maria 
Thereſia fand anfangs wirklich dieſen Plan weniger ungerecht 
und allein annehmbar nach den von ihr feſtgehaltenen Grund⸗ 
ſätzen, daß der Wiener Hof an keiner unmittelbaren oder 
mittelbaren Zergliederung Polens teilnehmen könnte, und daß 
ihm inbezug auf die Pforte die Hände durch den Vertrag vom 
6. Juli 1771 gebunden wären. Das Schriftſtück wurde jetzt 
ins Reine geſchrieben. Aber während dies geſchah, gelangten 
an Kaunitz einige Zeilen der Kaiſerin⸗Königin, welche vermut⸗ 
lich neue Zweifel und Bedenken enthielten. 

Der Staatskanzler ſuchte Maria Thereſia wieder zu beru⸗ 
higen, aber er erklärte ihr zugleich, daß er keine Vorſchläge 
mehr machen könnte; wenn ſie dieſen verwürfe, ſo müßte er 
ſie bitten anzugeben, was dem Geſandten in Berlin geſchrieben 
werden ſollte. Von dem Plane, welchen er jetzt empfahl, konnte 
er rühmen, daß nach demſelben der Wiener Hof den Polen 
nicht allein nichts nähme, ſondern ihnen ſogar noch eine Gnt- 
ſchädigung für das verſchaffte, was andere ſich anzueignen 
entſchloſſen wären. Wenn er aber weiter hervorhob, daß auch 
den Türken nichts entzogen würde, da ſie nur verlören, was 
ſie nicht mehr beſäßen, ſo war das eine Spitzfindigkeit, welche 
die Kaiſerin⸗Königin nur vorübergehend beſtechen konnte. Sie 
nahm die gegebene Einwilligung wieder zurück und nötigte 
dadurch den Staatskanzler, auf einen anderen Ausweg zu ſinnen. 

Welchen verzehrenden Seelenkampf hatte die beklagenswerte 
Herrſcherin zu beſtehen! Sie meinte, ſie könnte ſich nicht ſehen 
laſſen. „Ich bekenne“, ſchrieb ſie am 17. Februar mor⸗ 
gens in ihrer Unruhe, „daß ich Zeit meines Lebens mich nicht 
ſo beängſtiget gefunden. Als alle meine Länder angeſprochen 
wurden, ſteifte ich mich auf mein gutes Recht und den Beiſtand 
Gottes. Allein in dem gegenwärtigen Fall, wo nicht allein 
das Recht auf meiner Seite nicht vorhanden, ſondern Verbind- 
lichkeiten, Recht und Billigkeit wider mich ſtreiten, bleibt mir 
keine Ruhe, vielmehr Unruhe und Vorwürfe eines Herzens 


446 II. Buch. 5. Kapitel. 


übrig, ſo niemals jemanden oder ſich ſelbſt gewohnt war zu 
betäuben oder Doppelzüngigkeit für Aufrichtigkeit gelten zu laſſen.“ 
Im Laufe des Tages empfing ſie einen neuen Vorſchlag; man 
ſollte nämlich in Petersburg und Berlin erklären, daß man 


ſich näher erſt erklären werde, wenn man die Anſprüche Ruß⸗ 


lands erfahren habe. Damit war ſie freudig einverſtanden, 
und ſie befand ſich um vieles ruhiger. „Nur nichts mehr für 
jetzt auf die Türken“, ſchrieb ſie noch am 17ten dem Staats⸗ 
kanzler; „wir können gar weislich erwarten, was Rußland 
für Begehren haben wird; wir gewinnen Zeit.“ 

Am 19. Februar ſchickte der Wiener Hof ein Schriftſtück, 
worin er ausſprach, daß die neuen Gebietserwerbungen der 
drei Staaten vollkommen gleich ſein ſollten, nach Berlin und 
Petersburg, indem er ſich zugleich eine eben ſolche Verſicherung 
von Friedrich und Katharina erbat, und zwar wurde van 
Swieten angewieſen, den Eilboten erſt weiter zu ſenden, wenn 
der König von Preußen ſeine Bereitwilligkeit ausgeſprochen 
hätte, die verlangte Erklärung abzugeben. Einige Tage ſpäter 
rief Kaunitz den ruſſiſchen Geſandten zu ſich und las ihm den 
ganzen Bericht vor, welchen van Swieten über die Audienz 
vom 4. Februar erſtattet hatte, dann machte er ihn mit den 
neuen Beſchlüſſen ſeines Hofes bekannt. Gallitzin erfuhr zu 
ſeinem Erſtaunen den Grund, warum die Erwerbung von 
Bosnien und Serbien zurückgewieſen wurde; denn vor einem 
Monat erſt hatte ja der Wiener Hof durch den Mund des 
Fürſten Kaunitz ausdrücklich verlangt, auch in der Türkei Er⸗ 
werbungen machen zu dürfen. Bereits war ein Schreiben 
unterwegs, worin Graf Panin mit der freudigſten Bereit⸗ 
willigkeit verſprach, dieſes Verlangen in jeder Weiſe zu unter⸗ 
ſtützen, und unter Mitteilung der Verabredungen, welche Ruß⸗ 
land und Preußen mit einander getroffen, der Hoffnung Ausdruck 
gab, in kurzem die Vorteile zu hören, welche ſich der Wiener 
Hof gern verſchaffen möchte +). 


1) Goertz, p. 203 8d. 198sqq. Von letzterer Depeſche giebt 


Arneth als Datum an 10.21. Februar. Abgeſendet wurde fie nach 
Solms am 22. Februar. 
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Am 28. Februar entledigte ſich van Swieten in Potsdam 
ſeiner Befehle. Friedrich machte nicht die geringſte Schwierig⸗ 
keit inbezug auf die Erklärung, die von ihm gefordert ward. 
Er mußte ſich auch mit dem Grunde begnügen, welchen der 
kaiſerliche Geſandte dafür vorbrachte, daß Oſterreich noch immer 
nicht angeben könnte, was es in Beſitz nehmen wollte; denn 
van Swieten hatte natürlich die Weiſung erhalten, zu ſagen, 
daß ſein Gedanke, Bosnien und Serbien zu erwerben, in Wien 
nicht gebilligt worden wäre. Und wenn der kaiſerliche Hof 
noch ſogleich einen neuen Plan mitgeteilt hätte! Da nicht 
einmal das geſchah, ſchalt Friedrich in Petersburg auf das 
Regiment zweier kaiſerlicher Perſonen und eines Miniſters, 
von denen bald die Anſicht des einen, bald die eines anderen 
den Platz behauptete. Er freute ſich inſofern über die ſchrift⸗ 
liche Erklärung, welche Maria Thereſia und Joſeph verlangt 
und gegeben hatte, als dieſelbe geeignet wäre, den Wiener Hof 
bei ſeinem Entſchluſſe feſtzuhalten +); denn hiervon abgeſehen 
hielt er eine ſolche für überflüſſig, weil die Unterhandlung 
über den öſterreichiſchen Anteil in Petersburg geführt werden 
müßte. Mit dem Grundſatze der Gleichheit der Erwerbungen 
war er natürlich ganz und gar einverſtanden, und er ließ 
Panin mehrmals ermahnen, ja recht darauf acht zu geben, 
daß Oſterreich, welches bei ſolchen Teilungen jederzeit geſucht 
hätte die anderen zu überholen, nicht etwa ſo viel empfinge 
wie Rußland und Preußen zuſammengenommen. „Denn es 
hat Appetit bekommen“, ſchrieb er am 25. März an Solms, 
„und ſo verdorben ſein Magen im vergangenen Jahre war, 
fo eßluſtig, ſcheint mir, iſt es jetzt.“ ?) 

Am Wiener Hofe war man wirklich damit beſchäftigt, der 
Aufforderung des Grafen Panin zufolge die Erwerbungen zu 
beſtimmen, welche man machen wollte. Als Kaunitz erfahren 
hatte, was Rußland und Preußen ſich ausgeſucht, da geſtand 
er lächelnd dem Fürſten Gallitzin, daß die beiden Höfe aus 


1) Smitt II, 97. 
2) Friedrich an Solms, 11. u. 25. März. 
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dem Ganzen geſchnitten hätten. Er erteilte dann der Kaiſerin⸗ 
Königin am 8. März den Rat: man müſſe nun beſtimmen, 
was man in Beſitz zu nehmen gedenke; wolle man das unter⸗ 
laſſen, ſo bleibe nichts mehr übrig, als entweder Rußland und 


Preußen an der Ausführung ihres Unternehmens mit Waffen⸗ 


gewalt zu hindern, oder ruhig zuzuſehen, ſo gefährlich das auch 
für das Haus Ojterreich fein werde. Maria Thereſia fügte 
ſich widerwillig. „Ich finde“, ſchrieb ſie, „daß von jetzt an 
nichts anderes mehr zu thun, kann mich aber noch nicht über 
die Vergrößerung dieſer beiden Mächte beruhigen und noch 
weniger, daß wir auch mit denſelben teilen ſollen.“ ) 
Während nun Kaunitz überlegte, wo er die Schere an⸗ 
ſetzen und wie weit er ſchneiden ſollte: kam der öſterreichiſche 
Eilbote mit der Erklärung über die Gleichheit der Erwer⸗ 
bungen nach Petersburg. Katharina ging nicht allein ebenſo 
leicht wie Friedrich auf dieſes Verlangen ein, ſondern ſie ließ 
auch dem Fürſten Lobkowitz noch eine ſehr verführeriſche Cre 
öffnung machen. „Es dürfte nicht unmöglich ſein“, ſagte 
dieſem der Graf Panin am 19. März, „die Sache dahin 
einzuleiten, daß die Pforte bei der bevorſtehenden Friedens⸗ 
unterhandlung bewogen würde, zu der für den Wiener Hof 
ſo nützlichen Abtretung der Feſtung Belgrad und eines Teiles 
von Serbien und Bosnien gutwillig die Hände zu bieten.“ 
Panin verhehlte nicht, daß die Vorteile für Oſterreich alsdann 
viel größer als für die beiden anderen Länder ſein würden, 
jedoch er erklärte, daß der Petersburger Hof bereit wäre, ſeine 
aufrichtige und freundſchaftliche Geſinnung bei dieſer Gelegen⸗ 
heit werkthätig zu bezeigen. Und warum wollte man ſich fo 
gefällig erweiſen? Panin verſchwieg das Ziel nicht, auf welches 
er zuſteuerte; es war ein Bündnis der drei Mächte Rußland, 
Oſterreich und Preußen 2). Als Katharina im Januar 1771 
Friedrich den Großen durch ſeinen Bruder Heinrich wie im 
Scherz einlud, dem Beiſpiele der Kaiſerin-Königin und ihres 


1) Beer II, 170. Arneth VIII, 368. 
2) Arneth VIII, 464 Anm. 
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Sohnes folgend, polniſches Gebiet zu beſetzen, da hatte fie 
dieſes Ziel unzweifelhaft vor Augen gehabt, um die Türken 
ſicherer ſchmälern zu können. 

Panins Anerbieten inbezug auf Serbien und Bosnien 

wurde zwar in Wien nicht angenommen, aber vielleicht ſchritt 
man jetzt hier um ſo herzhafter in der Verkleinerung Polens 
vor. Die Grenze, wünſchte man, ſolle von Biala längs der 
Weichſel bis zur Mündung der Wieprz, von da bis Parczow, 
hierauf an den Woiwodſchaften von Brzesz, Volhynien und 
Podolien und dem Dnieſtr hin bis zur Moldau und nach 
Siebenbürgen gehen. 

Friedrich war nicht wenig erſtaunt, als er erfuhr, auf 
welches große Gebiet man in Wien die Augen geworfen, und 
er ſchrieb am 18. April an Finckenſtein: „Wir haben uns 
nicht getäuſcht, als wir annahmen, daß Kaunitz übertriebene 
Forderungen ſtellen würde; denn er hat die Raubgier des 
Doppeladlers, welchen ſein Hof im Wappen führt, ziemlich gut 
nachgeahmt.“ Friedrich ſchickte ſogleich einen Eilboten an 
Solms und ließ den Grafen Panin auf dieſen Übelſtand auf⸗ 
merkſam machen. Aus dem letzten Briefe Katharinas erſah 
er, daß man in Petersburg ſchnell mit Oſterreich zu Ende 
kommen wollte. Auch er hatte keineswegs die Abſicht, Hinder- 
niſſe in den Weg zu legen, und er wies daher ſeinen Ge— 
ſandten an, ſich nach der Willensmeinung des ruſſiſchen Hofes 
zu richten; nur das eine wünſchte er, daß Oſterreich bewogen 
werden könnte, ſeine Anſprüche wenigſtens etwas zu ermäßigen 
und beſonders die Salzbergwerke von Wieliczka und Bochnia 
aufzugeben ). 

Am folgenden Tage ſagte Friedrich zu Swieten, dem er 
eine Audienz erteilte: „Potztauſend, ihr habt einen guten 
Magen, wie ich ſehe.“ Er war begierig, welchen Eindruck 
Oſterreichs unmäßiger Appetit auf Rußland machen würde. 
Bevor noch ſein Eilbote nach Petersburg kam, erfuhr Panin 


1) Friedrich an Finckenſtein, 18. April (Geheime Korreſpondenz) und 
an Solms (bei Smitt II, 106). 
Reimann, N. Geſch. Preußens. I. 29 
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durch den Fürſten Gallitzin die Forderungen des Wiener Hofes, 
und er geſtand, daß der König letzteren gut kenne und richtig 
vorausgeſehen habe ). 

Es wäre der Kaiſerin Katharina offenbar lieber geweſen, 
wenn der Wiener Hof ſeine Erwerbungen hauptſächlich in der 
Türkei geſucht hätte; denn ihre ganze Regierung hindurch iſt 
ſie bemüht geweſen, dieſe zu ſchmälern, während ſie umgekehrt 
Polen zu beherrſchen ſtrebte. Doch erhob Panin auch keine 
Schwierigkeit, als er erfuhr, daß der Wiener Hof ausſchließlich 
auf dem Gebiete der Republik ſeine Befriedigung ſuchte, nur 
war er natürlich für eine Ermäßigung der öſterreichiſchen For⸗ 
derungen, und er wünſchte ſo bald als möglich Friedrichs 
Anſicht zu hören. Niemals aber hat es einen Staatsmann 
gegeben, welcher ſich ſchneller entſchied als der König von 
Preußen, und ſo war denn auch zu dieſer Zeit, wie wir wiſſen, 
ſein Eilbote bereits unterwegs und in der Nähe der ruſſiſchen 
Hauptſtadt. Am 28ſten langte derſelbe nachts an, und nicht 
lange nachher hatte Panin eine Unterredung mit Lobkowitz, 
worin er in den höflichſten Formen gegen die Abtretung von 
Lemberg im Oſten und der Salzbergwerke von Wieliczka und 
Bochnia im Weſten ſich ausſprach 2). Dem Grafen Solms 
aber drückte er einige Tage ſpäter ſein Bedauern aus, daß 
der König nicht die Größe der öſterreichiſchen Anſprüche dem 
Freiherrn van Swieten vorgeworfen hätte, weil es ſo den 
Anſchein gewänne, als ob aller Widerſtand nur von Rußland 
ausginge. 

Infolge dieſer Mahnung ſuchte Finckenſtein eine Unter⸗ 
redung mit dem öſterreichiſchen Geſandten, und nachdem er 
ihm mitgeteilt hatte, daß Rußland Lemberg und die Salzberg⸗ 
werke den Polen erhalten möchte, ſprach er ſich für eine ſolche 
Nachgiebigkeit aus, indem er zugleich darauf hinwies, daß 
Preußen dem Petersburger Hofe zu Gefallen von Danzig und 


1) Beer, Friedrich II. und van Swieten, S. 71. Solms, 28. April 
(Berl. Archiv). 

2) Goertz, bp. 217d. Solms ſchickt dieſen Bericht am 1. Mai 
an den König und meldet am 11ten, daß Panin denſelben aufgeſetzt habe. 
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Thorn Abſtand genommen hätte. „Der König freut ſich“, 
fuhr der Miniſter fort, „daß das, was Oſterreich aufgeben 
ſoll, unbeträchtlich iſt, und daß ſein Anteil immer noch den 
preußiſchen und den ruſſiſchen ſowohl an Flächeninhalt als 
auch an Fruchtbarkeit übertrifft, und ſo hofft er denn, daß 
Oſterreich auf den Vorſchlag Rußlands eingehen wird.“ Fincken⸗ 
ſtein glaubte, dem Freiherrn van Swieten bemerklich genug 
gemacht zu haben, daß die Schwierigkeiten von Petersburg und 
nicht von Preußen herkämen ). Offenbar hatte Friedrich ihm 
eine ſolche Weiſung erteilt. Das Verfahren macht keinen 
angenehmen Eindruck; der ruſſiſche Miniſter ſcheint aber ähnlich 
gehandelt zu haben 7). 

Nachdem Panin durch die erwähnte Unterredung mit Lob⸗ 
kowitz den Wiener Hof aufmerkſam gemacht hatte, welche 
Beſchränkungen verlangt würden, übergab er gegen Ende des 
Monats Mai dem öſterreichiſchen Geſandten eine Denkſchrift, 
worin er Maria Thereſia und Joſeph erſuchte, ſich Schmäle⸗ 
rungen gefallen zu laſſen. Damit nun die Salzbergwerke der 
Republik erhalten blieben, ſchlug er ihnen vor, ſie ſollten den 
Dujanec von der Grafſchaft Zips an bis zu ſeiner Mündung 
in die Weichſel im Weſten als Grenze nehmen, und ebenſo 
verfuhr er im Oſten, um Lemberg für Polen zu retten. 
Nach den genauen Erkundigungen, die er angeſtellt, übertraf 
der öſterreichiſche Teil den preußiſchen an Flächeninhalt um 
das Dreifache und war auch viel fruchtbarer und bevölkerter. 
Die Erwerbung, welche Rußland erſtrebte, war allerdings 
etwas größer als der Landſtrich, welchen der Wiener Hof ſich 
ausgeſucht hatte, beſtand aber meiſtens aus Wäldern, Sümpfen 
und Sandflächen und mochte nur die Hälfte der Bevölkerung 
und des Ertrages des öſterreichiſchen Teils haben; von letzterem 
glaubte Panin behaupten zu können, daß er den beiden anderen 
zuſammengenommen gleich käme. Was endlich den politiſchen 


1) Solms, 8. Mai. Finckenſtein an Friedrich, 23. Mai. Ck. Smitt 
II, 130sqq. 
2) Beer I, 174. 175. 
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Wert betrifft, ſo geſtand Panin zu, daß Rußland eine weit 
günſtigere Grenze erreichte und die Unterthanen künftig vor 
manchen Beläſtigungen von Seiten der Polen viel beſſer be⸗ 
wahrt bleiben würden. Er verhehlte ferner nicht, daß Preußen 
durch die größere Abrundung und die Verbindung ſeiner 


Provinzen außerordentlich gewänne, er räumte ſogar ein, daß 


die Grenze, wie er ſie für Oſterreich zog, nicht ſo gut wäre 
wie die, welche Kaunitz vorgeſchlagen; dieſer Nachteil ſchien ihm 
aber dadurch aufgewogen, daß der Wiener Hof, indem er bis 
auf 15 Meilen von der Hauptſtadt vorrückte, einen bedeutenden 
Einfluß auf die Republik erlangen würde. 

Nach Panins Meinung ſollte Polen als Zwiſchenſtaat 
zwiſchen den drei öſtlichen Mächten beſtehen bleiben und eine 
gewiſſe Lebensfähigkeit behalten; eben dazu ſchien ihm der 
Beſitz ſowohl Lembergs als beſonders der Salzbergwerke not⸗ 
wendig. Aus dem Ertrage der letzteren beſtritt der König 
von Polen hauptſächlich ſeinen Unterhalt; wurden ſie ihm 
entriſſen, ſo mußte man, um dieſen Mangel zu erſetzen, dem 
Adel eine ſehr große Menge von Staroſteien wegnehmen und 
dem Könige zuweiſen ). 

Maria Thereſia hätte mit der Abſicht Panins einverſtanden 
ſein ſollen; jedoch ihre Worte verhallten ja meiſtenteils wir⸗ 
kungslos, und Joſeph ſetzte ſeinen Willen durch. Er hatte 
für den Augenblick auf türkiſche Beute verzichten müſſen, aber 
er hoffte, daß die Umſtände bald wieder darauf würden zurück⸗ 
kommen laſſen. Die kriegführenden Parteien unterhandelten 
ernſthaft über einen Waffenſtillſtand, der auch zuſtande gekommen 
iſt; aber der Kaiſer glaubte, daß Rußland, von öſterreichiſcher 
Seite her beruhigt, keine großen Anſtrengungen für den Frieden 
machen würde, „und wer weiß“, fuhr er fort, „ob uns nicht 
die Pforte durch ihre falſchen Maßregeln einen gerechten Grund 
giebt uns einzumiſchen, und ob wir nicht im nächſten Jahre 
Belgrad und einen Teil von Bosnien gerade ſo in die Taſche 
ſtecken, wie wir es heuer mit den polniſchen Woiwodſchaften 


1) Beer, Dokumente, S. 115 ff. 
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machen werden.“ ) Joſeph brachte ferner ſeine Mutter dahin, 
daß ſie bereits im Mai ihre Truppen in die begehrten Woi⸗ 
wodſchaften einrücken ließ, ohne mit den anderen beiden Höfen 
eine Verabredung getroffen zu haben. Man begnügte ſich damit, 
den Geſandten von Rußland und Preußen Anzeige zu machen. 
Panin bedauerte dieſe Eile ſehr, aber er wußte ſich in die 
vollendete Thatſache zu ſchicken. Friedrich hätte das Beiſpiel 
am liebſten nachgeahmt, und auch in einer anderen Beziehung 
war er geneigt es zu thun. Wenn der Wiener Hof jo rück⸗ 
ſichtslos vorging, ſo erweckte das den Anſchein, als ob derſelbe 
geſonnen wäre, ſeinen Teil nicht zu verkürzen. Friedrich pflegte 
frühzeitig zu überlegen und zu beſchließen, und ſo ſchrieb er 
ſchon am 7. Juni an Solms, ob es in einem ſolchen Falle 
nicht am beſten wäre, wenn auch Rußland und Preußen ihre 
Erwerbungen vergrößerten. Von dieſem Gedanken ſollte der 
Geſandte nötigenfalls Gebrauch machen, wenn man ſähe, daß 
der Wiener Hof zu einer Minderung ſeiner Anſprüche ſich nicht 
bewegen ließe 7). 

Friedrich verfolgte weiter mit Aufmerkſamkeit das Vorrücken 
der Oſterreicher. Sie beſetzten Wieliczka, wo fie ſogleich auf 
das vorrätige Salz Beſchlag legten, um es für Rechnung des 
Wiener Hofes zu verkaufen. Sie marſchierten ebenſo nach 
Lemberg. Ihre Fortſchritte beunruhigten den König immer 
mehr. Er blieb zwar dabei ſtehen, daß es am beſten wäre, 
wenn Panins Vorſchlag in Wien angenommen würde. Wie 
aber, wenn Rußland nachgiebt? In dieſem Falle wies er 
Solms im voraus an, dem Grafen Panin Vorſtellungen zu 
machen und die Hoffnung auszuſprechen, daß die Kaiſerin von 
Rußland die Intereſſen ihres treueſten und eifrigſten Bundes⸗ 
genoſſen nicht einer Macht aufopfern würde, die ihr in Polen 
Trotz geboten hätte. „Der Wiener Hof“, fuhr der König 
fort, „hat 60 Millionen Gulden Einkommen, die neue Erwer⸗ 
bung bringt ihm weitere drei; ich habe lange nicht die Hälfte 


1) Arneth, Maria Thereſia und Joſeph II. I, 367. 
2) Solms, 19. Mai und Smitt II, 137. 
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davon. Er beſitzt noch einmal ſo viel Länder als ich, die 
außerdem bevölkerter ſind; er gewinnt durch das Stück von 
Polen, welches er ſich anmaßt, 900,000 oder vielleicht eine Million 
Einwohner. Mein ganzer Anteil zählt kaum 500,000 Seelen. 
Es ſcheint mir alſo, daß, wenn die Oſterreicher alles behalten, 
was ſie in Polen verlangen, Rußlands Freunde darunter nicht 
leiden dürfen.“ Friedrich gab Danzig auf, aber er wünſchte 
Thorn und außerdem einen Landſtrich an den Provinzen Bran⸗ 
denburg und Schleſien, begrenzt durch eine Linie, die von 
Filehne bis an die Wartha, dann von Birnbaum bis an die 
Obra, und endlich von Koſten über Storchneſt und Reiſen 
bis nach Schleſien ginge. Friedrich ſchmeichelte der Kaiſerin 
und dem Grafen Panin, und zu der Vergrößerung, welche ſich 
Rußland ausſuchen würde, gab er gleichſam im voraus ſeine 
Zuſtimmung. Aber in Petersburg wollte man von einem 
ſolchen Plane nichts wiſſen, ſondern ſah der Antwort auf die 
Vorſchläge, welche Lobkowitz am 28. Mai vonſeiten des Grafen 
Panin an den Wiener Hof geſchickt hatte, mit Ungeduld ent- 
gegen +). 

Inzwiſchen war das Schickſal, welches den Polen bevor— 
ſtand, immer ſichtbarer geworden, und Stanislaus Auguſt 
hatte daher ſeinem Geſandten in Petersburg, dem Grafen 
Pſarski, den Auftrag gegeben, Erkundigungen einzuziehen. Der 
ruſſiſche Miniſter antwortete: die polniſchen Unruhen hätten 
die drei Mächte bewogen, ſich unter einander über die Mittel 
zu verſtändigen, wie die Ruhe wiederherzuſtellen und die An⸗ 
gelegenheiten dieſes Landes zu ordnen wären. Panin erteilte 
dem Könige noch den Rat, ſich ruhig zu verhalten und nichts 
zu thun, indem er alsdann verſichert ſein könnte, daß er für 
ſeine Perſon keinen Verluſt erleiden und das Königreich ſelbſt 
einen hervorragenden Rang unter den Mächten Europas bee 
halten würde 7). 


Die Polen waren übrigens durchaus nicht in der Lage, den 


1) Smitt II, 14989. Solms, 26. Juni und 14. Juli. 
2) Solms, 19. Juni. 
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drei Mächten entgegenzutreten; fie ſcherzten wohl felbft über 
ihre gänzliche Ohnmacht, die ihnen auch nicht den geringſten 
Widerſtand erlaubte, und auf fremde Hilfe durften fie keines- 
wegs rechnen. Die Engländer, die eben damals neue Ver⸗ 
ſuche machten, ein Bündnis mit Rußland abzuſchließen, wollten 
ſich der Teilung, dieſem außerordentlichen und unerwarteten 
Ereignis, wie ſie es nannten, in keiner Weiſe widerſetzen, und 
Ludwig XV. zeigte nur Neugier, ob Maria Thereſia auch ihr 
Stück von dem Kuchen würde haben wollen. Die Türken 
beunruhigten ſich allerdings und warfen den Franzoſen ihre 
Unthätigkeit vor; ſie erkundigten ſich bei Thugut und Zegelin, 
warum die drei Höfe ihre Truppen in Polen einrücken ließen. 
Die Geſandten teilten ihnen mit, daß es von wegen gewiſſer 
wohlbegründeter Anſprüche geſchähe. Sie fragten noch, ob 
dieſelben alt wären oder ob Rußland, Preußen und Oſterreich 
in ihrer Eigenſchaft als Nachbarn ſie erhöben. Als ſie gehört 
hatten, daß jenes der Fall wäre, da gab Osman-Effendi dem 
Herrn v. Zegelin zu erkennen, daß auch die Pforte auf Ka⸗ 
miniec und einige polniſche Bezirke alte Anſprüche beſäße, und 
er ſprach die Hoffnung aus, die drei Mächte würden wohl 
nicht entgegenſein, wenn ſie bei dieſer Gelegenheit ſolche gleich— 
falls geltend zu machen ſuchte ). 

Gerade damals war das Schickſal Polens beinahe beſiegelt; 
denn der Wiener Hof hatte nicht allein die Entſcheidung ge- 
troffen, ſondern auch ſchon das Urteil Friedrichs des Großen 
eingeholt, und der öſterreichiſche Eilbote trug nach Petersburg 
Papiere von der höchſten Bedeutung, welche geeignet waren, 
die Angelegenheiten zu Ende zu führen. 

Joſeph und Lasch hatten ſich lange mit den neuen Grenzen 
beſchäftigt und endlich den Beſchluß gefaßt, auf den Antrag 
des Grafen Panin nicht einzugehen, ſondern an den Salz— 
bergwerken und an Lemberg feſtzuhalten, dafür aber im Nor- 
den die Woiwodſchaften Lublin und Chelm aufzugeben; wäre 


1) Benoit, 2. Juni. Sbornik XIX, 365 (No. 120). Boutaric 
I, 178. 179. 430. Zegelin, 18. Juli. 
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das durchaus nicht zu erreichen, ſo wollte man auch einige an⸗ 
dere kleine Stücke noch aufopfern; im höchſten Notfalle ſogar 
die Stadt Lemberg. Maria Thereſia billigte dieſen Beſchluß, 
und Kaunitz antwortete nun auf die ruſſiſche Denkſchrift. Er 
legte den Hauptnachdruck jetzt auf den politiſchen Wert; dieſer 
wäre, ſchrieb er, bei dem preußiſchen und ruſſiſchen Anteil 
weit größer als bei dem öſterreichiſchen, welchen die Karpathen 
von der übrigen Monarchie trennten, und der, wie eine Land⸗ 
zunge tief in Polen vordringend, die Provinzen dieſes Landes 
zu ihrem großen Nachteile von einander ſchiede; die Unbequem⸗ 
lichkeiten und Hinderniſſe, welche der polniſchen Nation daraus 
erwüchſen, würden dem Wiener Hofe den Haß derſelben zu 
ziehen. Um ferner die Trennung, welche die Karpathen herbei⸗ 
führten, weniger ſchädlich zu machen, müßte man die neue Er⸗ 
werbung notwendigerweiſe mit dem öſterreichiſchen Schleſien 
verbinden und folglich in dieſelbe auch die Salzbergwerke ein⸗ 
ſchließen; letztere lieferten den einzigen anſehnlichen Ertrag, 
wie Lemberg die einzige bedeutende Stadt wäre, die den Oſter⸗ 
reichern zufiele +). 

Friedrich hatte ſchon früher den Grundſatz ausgeſprochen, 
man dürfe den Oſterreichern nicht zu viele Schwierigkeiten be⸗ 
reiten; denn die Unterhandlung ſei eine ſolche, die nicht lange 
dauern könne, ſondern ſo ſchnell als möglich beendet werden 
müſſe ?). Daher ging fein Bemühen in der Audienz, die er 
dem Freiherrn van Swieten erteilte, dahin, zu erforſchen, ob 
die Vorſchläge des Wiener Hofes noch eine Veränderung er⸗ 
fahren könnten, und ob der Fürſt Lobkowitz ermächtigt wäre, 
nach dieſem Plane die Unterhandlung zu beſchließen. Letzteres 
bejahte der Geſandte, und übrigens nahm er nach ſeinem 
eigenen Bericht einen Ton an, welcher dem Könige den 
Glauben beibringen ſollte, daß die Oſterreicher ihr letztes Wort 
geſprochen hätten und nicht weiter getrieben werden könnten. 
Er fand Friedrich nachgiebiger, als er erwartet hatte, und es 


1) Beer, Dokumente, S. 127ff. 
2) An Solms, 13. Mai. 
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ſchien ihm, daß derſelbe keinen anderen Wunſch hätte, als 
ſeine neue Erwerbung bald genießen zu können; hierauf baute 
er die Hoffnung, daß der König in Petersburg für die Oſter⸗ 
reicher arbeiten würde, weil er für ſich ſelbſt zu arbeiten 
glaubte ). 

Der Geſandte ſah richtig; aber der König ließ ſich nicht 
im voraus binden. Swieten wollte den Fürſten Lobkowitz 
benachrichtigen, daß er inbetreff der Salzbergwerke auf die 
Unterſtützung des preußiſchen Geſandten zählen dürfte; Friedrich 
antwortete jedoch: „Ich werde mein Möglichſtes thun; aber ich 
bin kein Prophet, ich kann nicht vorherſehen, was man in 
Petersburg denken und ſagen wird. Alles, was ich davon 
weiß, iſt, daß ſie ſich verpflichtet glauben, die Salzbergwerke 
dem Könige von Polen und Lemberg dem Adel zu erhalten“. 
In der That mußte Friedrich abwarten, was man in Ruß— 
land beſchließen würde; aber er ſchrieb ſogleich, nachdem er 
van Swieten entlaſſen, an den Grafen Solms und riet dem 
Petersburger Hofe, die öſterreichiſchen Bedingungen anzunehmen. 
Er fügte noch eigenhändig hinzu: „Was mich betrifft, ſo glaub' 
ich, der beſte Beſchluß, welchen man faſſen kann, iſt der, zu 
unterzeichnen; denn dieſe Antwort iſt ihr Ultimatum, und ſie 
haben wirklich der Kaiſerin von Rußland nachgegeben. Ich 
fürchte, wenn man ſie nicht beim Worte nimmt, werden wir 
das Ende dieſer Angelegenheit noch lange nicht ſehen.“ ?) 

Zwei Tage ſpäter ſprach ſich Friedrich noch näher aus. 
Er fand den öſterreichiſchen Vorſchlag weit beſſer als den ruf- 
ſiſchen. Der Verluſt Lembergs und der Salzbergwerke mußte 
die Polen ſchwer treffen, jedoch nach ſeiner Meinung nicht ſo 
ſehr, als wenn die Oſterreicher der Hauptſtadt Warſchau fo 
nahe rückten, wodurch fie einen ſtärkeren Einfluß auf die Re⸗ 
publik erlangen würden. Auch für Preußen war der neue 
Plan vorteilhafter; denn der Beſitz von Lublin und Chelm 
mußte dem bedeutenden Handel, welchen Schleſien mit Podo⸗ 


Friedrich befürwortet den öſterreichiſchen Vorſchlag. 457 


1) Beer, Friedrich II. und van Swieten, S. 79. 83. 
2) Smitt II, 153, aber das PS. fehlt hier. 
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lien und der Ukraine führte, den Weg abſchneiden, und indem 
die Oſterreicher ſich den Provinzen Preußen und Pommern 
ſehr näherten, konnten ſie im Fall eines Krieges Rußland und 
Preußen mehr beunruhigen, beſonders wenn die Polen ſich 
mit ihnen vereinigten. Übrigens meinte Friedrich, daß San 


und Dnieſtr die natürliche Grenze für Oſterreich hätten ſein 


ſollen, wie Weichſel und Netze für Preußen und Düna und 
Dniepr für Rußland ). 

Friedrich wartete nun mit Ungeduld auf Nachricht von 
dem, was man in Petersburg beſchließen würde. „Jetzt iſt 
der entſcheidende Augenblick für die Unterhandlung da“, ſchrieb 
er an Solms am 29. Juli; „das Meiſterſtück der Politik be⸗ 
ſteht darin, daß man ihn ergreift und benützt.“ Er war 
keineswegs über den Ausgang ſicher, und auch Lobkowitz hegte 
die größte Beſorgnis. Aber Panin und Katharina traten dem 
Beſchluſſe, welchen Oſterreich gefaßt, in der Hauptſache bei. 
Nur im 4. Artikel, der ſich auf den Türkenkrieg bezog, 
wünſchten fie eine Anderung. Kaunitz hatte die ruſſiſche 
Faſſung verworfen und eine andere aufgeſetzt, worin Preußen 
und Oſterreich ihre Bemühungen für den Frieden mit der 
Türkei fortzuſetzen verſprachen, nachdem die Kaiſerin von Ruß⸗ 
land eingewilligt hätte, weder die Erwerbung noch die Unab- 
hängigkeit der Moldau und Walachei zu verlangen und folg⸗ 
lich nicht mehr auf den erſten Bedingungen zu beſtehen, welche 
dem Intereſſe der beiden Staaten am ſtärkſten zuwiderliefen. 
Die Worte ſchildern den Hergang wie er geweſen war, aber 
fie enthalten zugleich das Geſtändnis, daß Rußland ſich genö⸗ 
tigt geſehen hätte, nachzugeben. Panin lud deshalb Solms 
und Lobkowitz ein, zu ihm nach Peterhof zu kommen, und er⸗ 
ſuchte dann den öſterreichiſchen Geſandten, darein zu willigen, 
daß das, was inbezug auf die Moldau und Walachei geſagt 
war, ganz wegbliebe. Thatſächlich änderte ſich damit nichts; 
aber wer will gern einen ſolchen urkundlichen Beweis er⸗ 
zwungener Nachgiebigkeit liefern? Auf der anderen Seite war 


1) Mediatdepeſche an Solms, 14. Juli. 
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Lobkowitz gebunden; er zeigte drei Stellen aus ſeinen Ver⸗ 
haltungsbefehlen, die es ihm unmöglich machten, auch nur die 
geringſte Abweichung zuzulaſſen, und ſo mußte Panin die 
öſterreichiſche Faſſung annehmen. Doch hatte Kaunitz auch 
Vorſorge getroffen, Rußland inbezug auf den Vertrag des 
Wiener Hofes mit der Pforte zu beruhigen. Derſelbe war 
ſeiner Zeit von der Kaiſerin⸗Königin nicht ratifiziert worden, 
aber in einem Schreiben an den Kaimakam hatte der Staats⸗ 
kanzler feierlich verſprochen, daß Oſterreich der Verpflichtung, 
einen annehmbaren Frieden für die Pforte herbeizuführen, 
getreulich nachkommen würde. Indem nun der Staatskanzler 
betonte, daß der Vertrag nicht ratifiziert worden wäre, ſuchte 
er den Anſchein zu erwecken, als hätte derſelbe niemals Gültig⸗ 
keit erlangt; außerdem war es nicht unrichtig, daß Kaunitz 
im April den Vertrag gewiſſermaßen gekündigt hatte mit der 
ſonderbaren Entſchuldigung, die Pforte könnte nicht verlangen, 
daß Oſterreich auch gegen Preußen die Waffen ergreifen ſollte. 
Das empfangene Geld behielt man für die Unkoſten, die man 
gehabt hatte. 

Am 5. Auguſt abends unterzeichneten Panin, Solms und 
Lobkowitz die Verträge. „Gott ſei Dank“, ſchrieb Friedrich 
am 22. Auguſt an Finckenſtein, „daß dieſe Angelegenheit be— 
endigt iſt; es war hohe Zeit, oder wir hätten unſer Ziel 
verfehlt.“) 

Mitte September rückten auch die preußiſchen und ruſſi— 
ſchen Truppen in die neuen Erwerbungen ihrer Herrſcher. Zu 
gleicher Zeit verabſchiedete ſich in Warſchau Saldern, und an 
ſeine Stelle trat der Baron Stackelberg, ein Mann, welcher 
durch ſein mildes Weſen beſſer geeignet ſchien, die Gemüter zu 
verſöhnen, als jener Hitzkopf. Er und Benoit warteten auf 
den öſterreichiſchen Geſandten, um dem Könige von Polen 
Mitteilung zu machen, doch zögerte dieſer vielleicht abſichtlich, 
und ſo zeigten es die beiden allein am 18. September den 
Miniſtern an. Vor zwei Monaten hatte der Krongroßkanzler 


1) Solms, 28. u. 31. Juli, 4. u. 7. Auguſt. 
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von Litauen, Fürſt Michael Czartoryski, geäußert: auf keinen 
Fall könnte die beabſichtigte Teilung ſtattfinden, weil die See⸗ 
mächte niemals dulden würden, daß Friedrich II. durch die 
neue Erwerbung den ganzen polniſchen Handel an ſich riſſe. 


Woran er damals nicht glauben wollte, das war dennoch ge⸗ 
ſchehen, und nun ſprach er: „In den vierzig Jahren, die ich 


im Miniſterium bin, habe ich ſo etwas weder erlebt, noch 
auch nur an die Möglichkeit gedacht.“ — „Ja“, antwortete 
der ruſſiſche Geſandte, „je älter man wird, deſto mehr lernt 
man.“ 1) : 

Was für kühne Hoffnungen hatte der Krongroßkanzler vor 
zehn Jahren auf Katharina geſetzt, und wie war er ſeitdem 
enttäuſcht worden! Niemand aber empfand größeres Herzeleid 
als Stanislaus Auguſt. Am 19. September ſchrieb er an 
Madame Geoffrin in Paris: „Der König von Preußen hat 
am 13. dieſes Monats das ganze polniſche Preußen mit Aus⸗ 
nahme von Danzig und Thorn beſetzen laſſen. Sein Geſandter 
und der ruſſiſche haben geſtern meinen Miniſtern ein Schrift⸗ 


ſtück übergeben, worin ſie mir anzeigen, daß ſie auf Grund 


von Anſprüchen, welche ſie ſpäter vorzuweiſen gedenken, einen 
Teil meines Königreiches in Beſitz nehmen. Zu gleicher Zeit 
melden ſie mir, daß der Wiener Hof in Übereinſtimmung mit 
ihnen das Nämliche thun wird. Der Geſandte desſelben iſt 
noch nicht hier, ſoll aber heut oder morgen ankommen. In⸗ 
zwiſchen ſaugen die drei Heere, das ruſſiſche, das preußiſche 
und das öſterreichiſche, hauptſächlich das zweite, das Land bis 
aufs Blut aus innerhalb und außerhalb der Grenzen der 
Provinzen, welche ſie ſich anzueignen gedenken. Polen ernährt 
gegenwärtig mehr als 100,000 Mann fremder Truppen. In 
dem, was man mir nimmt, verliere ich zwei Drittel meines 
Einkommens, und in dem, was man mir laſſen will, ſchaltet 
man oft nach Belieben.“ ?) Vor einem Monat hatte Stanis⸗ 


1) Benoit, 15. Juli, 20. September. 

2) Benoit ſchreibt am 8. Juli: daß die „plaintes amares que les 
habitants de la Grande Pologne continuent à faire contre nous“ den 
Oſterreichern nützten. ,,Ceux-ci agissent exactement dans un sens con- 
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laus Auguſt in einem Brief an dieſelbe Frau die Toten 
glücklich geprieſen. Indem er jetzt an ihre Entgegnung an⸗ 
knüpfte, ſchrieb er zurück: „Sie erſtaunen darüber, daß ich 
nur das Los der Toten beneide und nicht das der Privat- 
perſonen? Es iſt mir nicht mehr geſtattet, hieran zu denken. 
Mit Mut, und ohne daß ich jemals meine Pflicht gegen den 
Staat verrate, zu leiden und ſowohl die Mittel als auch den 
rechten Zeitpunkt für meine Wiedererhebung zu erſpähen, das 
ijt meine Pflicht und mein Vorſatz.“ 1) Stanislaus Auguſt 
hörte nicht auf, ſeine Schwäche mit hochtrabenden Redensarten 
zu verhüllen. 

Daß der Verluſt Trauer hervorbringt, iſt natürlich; aber 
auch der Gewinn macht nicht immer glücklich, wenigſtens wurde 
Maria Thereſia noch weiter von Gewiſſensbiſſen gequält. 
Zwei Monate nach der allgemeinen Beſitzergreifung ſagte ſie 
zu dem ſchwediſchen Geſandten: „Graf von Bare, die polniſche 
Sache bringt mich zur Verzweiflung. Das iſt ein Flecken für 
meine Regierung!“ „Privatperſonen“, entgegnete jener, „haben 
in ſolchen Dingen nicht mitzuſprechen; die Herrſcher ſind nur 
dem Höchſten Rechenſchaft ſchuldig.“ Bei dieſen Worten, welche 
beruhigen ſollten, ſprang Maria Thereſia plötzlich auf, ſtreckte 
die Hand gen Himmel und rief: „Das iſt eben der Richter, 
welchen ich fürchte.“ In ſeiner großen Verlegenheit drückte 
der beſtürzte Geſandte den Wunſch aus, daß dieſe Streitigkeiten 
bald aufhören möchten. „Ja“, erwiderte die Kaiſerin-Königin, 


traire, ils traitent les Polonois et leurs terres avec tous les ména- 
gemens possibles, afin de leur dorer par-la la pillule.“ Wenn man 
freilich die bitteren Beſchwerden des Königs von Polen über die öſter⸗ 
reichiſchen Truppen in einem Brief an Maria Thereſia lieſt (Beer, Do- 
kumente, S. 92 ff.), muß man anderer Meinung fein. „L'Ambassadeur de 
Russie n'a pu se dispenser de me faire remarquer à cette occasion que 
V. M. auroit eu le plus beau jeu du monde, si elle avoit pu éviter de 
donner tant de sujets de plaintes aux gens de ce pays- ci II 
ajouta qu'il pouvoit m'assurer que nous avions rendu aux Russes tout 
le crédit qu'ils avoient perdu en Pologne.“ 

1) Mouy, Corr. du roi Stanislas-Auguste Poniatowski et de 
Madame Geoffrin, p. 433sqq. 
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die ſich ſchnell wieder gefaßt hatte, „das alles wird, glaub' ich, 
mit dem gegenwärtigen Beſitzſtand endigen.“ !) Und in der 
That hat auch Maria Thereſia behalten, was ſie den Polen 
abgenommen. 


Friedrich dagegen ergriff ohne jedes Bedenken von ſeiner 
neuen Erwerbung Beſitz; er meinte: wenn man Gebiete, die 


nicht zuſammenhingen, mit einander verbinden könnte, ſo dürften 
ſich kaum Sterbliche finden, welche daran nicht mit Vergnügen 
arbeiten würden. Der König freute ſich weiter, daß die ganze 
Angelegenheit ohne Blutvergießen erledigt worden wäre; „die 
Encyklopädiſten“, ſchrieb er, „werden nicht gegen die beſoldeten 
Räuber donnern, noch andere ſchöne Redensarten gebrauchen 
können, die auf mich niemals Eindruck gemacht haben.“ Auch 
in ſeinen Denkwürdigkeiten legt er auf dieſen Umſtand großes 
Gewicht und ſchreibt: „Es iſt dies das erſte Beiſpiel, welches 
die Geſchichte bietet, von einer zwiſchen drei Mächten geregelten 
und friedlich abgelaufenen Teilung; ohne die Lage der Dinge, 
wie ſie damals in Europa ſtattfand, würden die geſchickteſten 
Staatsmänner dabei geſcheitert ſein; alles hängt von den 
günſtigen Gelegenheiten und dem Zeitpunkt ab, wo die Dinge 
fic) vollziehen.“ ?) 

Friedrich hatte ſogleich, nachdem er den preußiſch⸗ruſſiſchen 
Vertrag erhalten, dem Grafen Solms nicht nur ſeine volle 
Zufriedenheit erklärt, ſondern ihm auch zur Belohnung ein 
Geſchenk von 20,000 Thalern gemacht. Auch gegen den Prinzen 
Heinrich bewies er ſich erkenntlich. Er ſchrieb ihm einmal: 
er habe Weſtpreußen gewiſſermaßen aus ſeinen Händen em⸗ 
pfangen. Im Oktober ſetzte er ihm monatlich 1000 Thaler 
aus den Einkünften der neuen Erwerbung aus, und als der 
Prinz dafür ſich bedankte, ſchrieb ihm der König zurück: „Ich 


1) Saint-Priest, Etudes diplomatiques et littéraires I, 287. 
Rohan ſchreibt über Maria Thereſia (Broglie, Le secret du Roi II, 391): 
„Pai bien vu pleurer Marie-Thérése, mais cette princesse me parait 
avoir les larmes à son commandement, d'une main elle a le mouchoir 
pour ses pleurs et de l'autre elle manie le glaive de la négociation.“ 

2) Oeuvres XXIII, 222; VI, 47. 
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habe geſucht, Dir Zeichen meiner Erkenntlichkeit ſo bald als 
möglich zu geben und während das Chaos der preußiſchen 
Angelegenheiten, wo noch alles in der größten Unordnung ſich 
befindet, entwirrt werden muß; aber wenn ich erſt einen etwas 
deutlicheren Einblick in die Erträge dieſes Landes gethan, werd' 
ich dabei nicht ſtehen bleiben und niemals die Dankbarkeit 
vergeſſen, welche der Staat, das Haus und ich Dir ſchuldig 
ſind.“ 1) 


Sechſtes Kapitel. 
Vergewaltigung Polens. 


Der Kummer und die Sorge drängen ſich nur zu leicht 
im Leben der Menſchen in die Augenblicke der Freude wieder 
ein. Während Friedrich über das Gelingen der polniſchen 
Teilung von Vergnügen ſtrahlte, bereitete ihm ſein Neffe, der 
junge König von Schweden, durch eine That, die ihm eigentlich 
hätte gefallen ſollen, die aber ſeine auswärtigen Beziehungen 
zu ſtören drohte, die größte Verlegenheit. Indem Guſtav III., 
von Frankreich noch beſonders angetrieben, das Joch abwarf, 
welches die Ariſtokratie dem Königtum aufgezwungen hatte, 
konnte Rußland vertragsmäßig die Hilfe Friedrichs anrufen, 
um die Verfaſſung von 1720 wiederherzuſtellen. „Gegen 
unſeren Willen ſind wir da in einen Krieg mit unſerem eigenen 
Neffen verwickelt“, ſchrieb Friedrich am 5. September an 
ſeinen Bruder Heinrich; „ſchon der bloße Gedanke widert 
mich an.“ Friedrich ſah kein anderes Mittel, Schweden zu 
retten, als die Angelegenheit auf den Weg der Unterhandlung 


1) Oeuvres XXVI, 357. 360. 362. 
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zu leiten, und er ſchlug deshalb in Petersburg vor, Rußland, 
Preußen und Dänemark ſollten gemeinſchaftlich in Stockholm 
erklären, ſie bäten den König, die Verfaſſung des Grafen Horn 
wiederherzuſtellen, damit fie nicht genötigt würden, unangenehme 
Maßregeln zu treffen ). 

Durch die ſchwediſche Revolution geriet Rußland in die 
größte Verlegenheit. Wie der engliſche Geſandte berichtete, 
wollte Panin 20,000 Mann in Finnland verſammeln; „aber 
er hat keine Soldaten und keine Schiffe“, meldete Gunning 
weiter, „ſo daß Schweden, wenn es angreift, Kronſtadt und 
Petersburg gewinnen kann.“ 2) Die ruſſiſche Streitmacht war 
noch immer zu ihrem größten Teile durch den Türkenkrieg 
beſchäftigt. Allerdings ruhten damals die Waffen, und in dem 
walachiſchen Orte Fokſchan unterhandelte man über einen Frieden. 
Katharina wünſchte denſelben nun ernſtlich, und weil ſie zu 
Oſterreich in ein beſſeres Verhältnis getreten war, konnte ſie 
etwas mehr auf einen günſtigen Ausgang der Unterhandlungen 
hoffen. Sie hatte den alten Gedanken eines Bündniſſes der 


drei öſtlichen Mächte, den ſie bereits im Anfange des Türken⸗ 


krieges gehabt, in dem Schreiben an Friedrich den Großen 
vom 19. Februar 1772 wieder vorgebracht, und wiewohl 
dieſer darauf nichts geantwortet, war doch zwiſchen den beiden 
Höfen weiter die Rede davon geweſen. 

Der König von Preußen hätte ſich, wie bekannt, mit dem 
ruſſiſchen Bündniſſe gern begnügt. Er leugnete zwar die Vor⸗ 
teile nicht, die aus einer ſolchen Vereinigung für den euro⸗ 
päiſchen Frieden hervorgehen könnten; aber er bezweifelte, daß 
Kaunitz geneigt ſein würde, ſich von Frankreich zu trennen. 
Jedoch Katharina ließ den Plan nicht fallen. In der That 
zeigte der Staatskanzler keinen beſonderen Eifer in dieſer An⸗ 
gelegenheit und forderte Rußland auf, die einleitenden Schritte 
ſelber zu thun. Infolge deſſen wendete ſich der Petersburger 
Hof wieder an Preußen und regte die Tripelallianz von neuem 

1) Oeuvres XXVI, 360. An Solms, 4. September bei Smitt 
11 13. 

2) Spornik XIX, 304 (1. September). 
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an mit dem Zuſatze, daß Kaunitz derſelben ganz ergeben wäre. 
Das änderte die Sache. Wenn die beiden Kaiſerhöfe die Ver⸗ 
bindung wünſchten, meinte Finckenſtein, ſo werde es ſchwer 
ſein, dem Vorſchlag auszuweichen. Friedrich ſtimmte dieſer 
Anſicht bei. „So ſehr iſt es wahr“, ſchrieb er dem Grafen 
weiter, „daß man in der Politik nicht immer vermag ſeiner 
Neigung zu folgen und zu thun, was man will. Oft muß 
man ſich den Umſtänden anbequemen.“ Deshalb beſchloß er, 
die Tripelallianz keineswegs abzulehnen, zumal da dieſelbe noch 
auf unüberwindliche Schwierigkeiten ſtoßen könnte. „Aber 
ſelbſt angenommen“, fuhr er fort, „daß ſie zuſtande kommt, 
ſo werden wir dabei nichts wagen, ſo lange man England 
wegläßt. Sonſt iſt alles verdorben, und wir haben ſicherlich 
keinen Vorteil von dieſem Bündnis. Es würde daher nach 
meiner Meinung am beſten ſein, in einem beſonderen Artikel 
alle anderen Mächte im allgemeinen gänzlich auszuſchließen.“ 
Eben dieſen Gedanken enthielt auch ein Schreiben des Königs 
an den Grafen Solms. Außerdem ſchien es ihm notwendig, 
mit Oſterreich alles, was Anlaß zu Zwiſtigkeiten geben könnte, 
vorher zu beſprechen ), und er ſchritt ſogleich zur Ausführung, 
indem er den Freiherrn van Swieten, der eben einen Urlaub 
antrat, vor deſſen Abreiſe zu ſich nach Potsdam rief und ihm 
mitteilte, daß es im Werke wäre, eine Tripelallianz zu gründen. 
Da der Geſandte ſchwieg, ſprach der König weiter: „Ja, 
mein Herr, eine Tripelallianz. Seid Ihr davon nicht unter⸗ 
richtet?“ Van Swieten mußte das zugeſtehen. Friedrich 
bekräftigte nun ſeine Ausſage noch einmal und erklärte ſich 
ſehr geneigt, auf eine ſolche Verbindung einzugehen; aber er 
nannte zugleich ſeine Bedingungen, den Ausſchluß Englands 
und die Beſprechung der Punkte, die künftig die Eintracht 
ſtören könnten, nämlich der Abſicht, welche der Wiener Hof 
vielleicht hätte, ſich nach der venetianiſchen Seite hin auszu⸗ 
dehnen, und der Erbfolge ſowohl in Bayern als in Ansbach 


1) An Finckenſtein, 12. September (Beer II, 359). An Solms, 
13. September. 
Reimann, N. Geſch. Preußens. I. 30 
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und Bayreuth. Übrigens war es ihm doch aufgefallen, daß 
van Swieten von dem Plane nichts wußte, und ſpäter hat 
ihm ſein Geſandter aus Wien gemeldet, daß Kaunitz die 
Tripelallianz nicht eben für ſehr notwendig hielte !). 

Während hier Friedrich ohne große Neigung dem Wunſche 
des Petersburger Hofes entſprach, zeigte er ſich in der ſchwe⸗ 
diſchen Angelegenheit noch willfähriger, indem er auf einen 
Brief Guſtavs III. eine deutliche Antwort gab; er verſchwieg 
ſeinem Neffen nicht, daß die Verpflichtungen, die er gegen 
Rußland eingegangen wäre, es ihm unmöglich machten, der 
erzwungenen Anderung der ſchwediſchen Verfaſſung ruhig zuzu⸗ 
ſehen. Auch an ſeine Schweſter, die verwitwete Königin von 
Schweden, ſchrieb er in dieſem Sinn, und als ſie ſeinem Rate 
nicht beipflichtete und ſogar von böſem Willen ſprach, da teilte 
er ihr aus dem Vertrage von 1769 den Artikel mit, welcher 
ſich auf Schweden bezog. Er machte ihr zugleich bemerklich, 
daß er ſeinen Verpflichtungen würde nachkommen müſſen, wenn 
er kein Mittel finden ſollte, die Geiſter zu beruhigen. „Denke 
nicht“, fuhr er fort, „daß mein Ehrgeiz durch jenes Stückchen 
Pommern in Verſuchung geführt wird, welches ſicherlich höchſtens 
die Begier eines jüngeren Mitgliedes der Familie reizen könnte; 
ſondern das Beſte dieſes Staates erheiſcht unfehlbar, daß ich 
mit Rußland verbunden bleibe, und ich würde mit Recht von 
der Nachwelt getadelt werden, wenn meine perſönliche Neigung 
über das Wohl des Volkes, dem alle meine Sorge gewidmet 
fein muß, den Sieg davontrüge.“ ?) 

Aber zugleich fuhr der König fort, in Petersburg zu begü⸗ 
tigen. Die Unterhandlungen in Fokſchan waren erfolglos 
verlaufen. Dieſen Umſtand benutzend, riet Friedrich der Kai⸗ 
ſerin Katharina, ſie möge für den Augenblick ihren Unwillen 
über die ſchwediſche Revolution verbergen, zumal da der Hof 
von Stockholm aus Mangel an Geld binnen Jahresfriſt 


1) Beer, Friedrich II. und van Swieten, S. 89. 90. (Die Audienz 
hat am 13. September ſtattgefunden). An Solms, 7. Oktober. 
2) Oeuvres XXVII., 1. p. 380. 
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nicht imſtande fein werde, gegen Rußland angreifend vorzu- 
gehen ). 

Das Schreiben des Königs an Guſtav III. erregte große Freude 
in Petersburg, indem es einen überzeugenden Beweis von 
ſeiner Aufrichtigkeit lieferte. Während des Winters wollte 
man aus Rückſicht auf die Lage des Heeres und der Flotte 
eine gewiſſe Gleichgültigkeit gegen die Stockholmer Vorgänge 
zeigen, im Frühjahr aber eine genügende Macht in Finnland 
haben. Panin erzählte dem engliſchen Gefandten am 25. Sep⸗ 
tember, daß 20 Linienſchiffe ausgerüſtet werden ſollten; Däne⸗ 
mark würde 15,000 Norweger an die Grenzen von Schweden 
vorrücken laſſen und 15,000 Mann und eine Flotte von 12 
Segeln für eine Landung auf Schonen bereit halten, und der 
König von Preußen würde von Schwediſch⸗Pommern — nach 
dem Vertrage von 1769 — Beſitz ergreifen. Panin wünſchte 
nun ſehr, daß Georg III. Dänemark mit Geld unterſtützen 
oder es durch eine Flotte ſichern möchte. Nach ſolchen Veran⸗ 
ſtaltungen ſollten die vier Höfe von Petersburg, Berlin, Kopen- 
hagen und London den König von Schweden auffordern, die 
Verfaſſung von 1720 wiederherzuſtellen; Guſtav III. würde 
ſich dann gewiß fügen oder leicht gezwungen werden können. 
Dahin alſo zielten die Wünſche Panins; auch kam er einige 
Zeit ſpäter mit Gunning auf die Erneuerung des engliſchen 
Bündniſſes zu ſprechen, wovon ſchon ſeit 1763 die Rede war 7). 

Wenn der Londoner Hof auf dieſen Antrag einging, ſo 
konnte die Quadrupelallianz, welche Friedrich fürchtete, doch 
auf die Tagesordnung kommen; aber das geſchah nicht. Gun⸗ 
ning ward angewieſen, alles aufzubieten, um Rußland von der 
Ausführung jener Pläne gegen Schweden abzubringen; bliebe 
Panin hartnäckig und unbeugſam, dann ſollte der Geſandte 
demſelben anzeigen, daß der König von England weder an der 
vorgeſchlagenen Erklärung, noch an den übrigen Maßregeln 
teilnehmen würde. Der Carl of Suffolk, von welchem Gun⸗ 


1) Smitt II, 175 (20. September); cf. Sbornik XIX, 322. 
2) Sbornik XIX, 321. 323. 
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ning dieſe Verhaltungsbefehle empfing, beklagte ſich in ſeinem 
Schreiben bitter über die Zergliederung Polens, die, unrecht, 
wie ſie wäre, der Kaiſerin von Rußland zur Laſt gelegt werden 
müßte; denn ohne deren Erlaubnis und Mitwirkung hätte 
ſie nicht ins Werk geſetzt werden können. „Der Handel mit 
Danzig“, fuhr der Earl fort, „einer der einträglichſten, welchen 
Großbritannien treibt, iſt auf dem Punkte, durch die Forde⸗ 
rungen des Freundes und Verbündeten der Kaiſerin gänzlich 
vernichtet zu werden und verloren zu gehen. Wir wollen 
ſehen, ob die ruſſiſchen Miniſter in dieſer Sache ſich anſtrengen 
werden, die ich wiederum Ihrer beſonderen Aufmerkſamkeit 
empfehle. Mittlerweile können wir nicht umhin, dieſen ſchweren 
nationalen Verluſt ſchließlich der Haltung Rußlands beizu⸗ 
meſſen.“ ) 

Als Gunning den empfangenen Befehl ausführte, da ant⸗ 
wortete Panin: er habe Grund zu glauben, daß der König 
von Preußen vollkommen bereit ſei, die Danziger Angelegenheit 
in einer Weiſe zu ordnen, welche ſowohl den König von Eng⸗ 
land als deſſen Unterthanen befriedigen werde. Panin wünſchte, 
daß eine Unterhandlung zwiſchen den Höfen von Berlin und 
London entſtände, der letztere dabei dem erſteren ſich einiger⸗ 
maßen gefällig erwieſe, und beide dadurch einander näher treten 
möchten. Der Miniſter entſchuldigte ferner Rußland inbezug 
auf den Anteil, den es an der Zergliederung Polens genommen, 
und als Gunning noch einmal des Schadens gedachte, welchen 
England hierdurch erführe, nahm ihn Panin bei der Hand 
und gab ihm die Verſicherung, er werde dafür ſorgen, daß 
dies nicht der Fall fet 2). 

Der Petersburger Hof war ohne Zweifel ebenſo überraſcht 
geweſen, wie die Danziger, als der König von Preußen ganz 
unerwartet das Beſitzrecht über ihren Hafen in Anſpruch nahm, 
Am 23. Oktober hatte Friedrich ſeinem Bruder mitgeteilt, 


1) Sbornik XIX, 333 (10. November). Die Wiedergabe dieſer De⸗ 
peſche bei Raumer IV, 568 — 569 iſt doch ſehr unvollkommen. 
2) Sbornik XIX, 336-337 (14. Dezember). 
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daß er die ihm zugefallenen Zölle in Ordnung gebracht hätte; 
zwei führt er namentlich an, den bei Fordon und den im 
Danziger Hafen. Da er aber hörte, daß ein franzöſiſcher 
Abgeſandter, Durand, welcher ſich auf dem Wege nach Peters⸗ 
burg befand, auf ſeiner Durchreiſe Klagen der geſchädigten 
Stadt gegen ihn geſammelt hätte, da unterrichtete er den 
Grafen Solms von dieſer Angelegenheit. Er war von Hertz⸗ 
berg aufmerkſam gemacht worden, daß der Hafen auf dem 
Grund und Boden des Abtes von Oliva läge, und verlangte 
deshalb die Einnahmen aus demſelben, die mit Recht ihm 
zukämen. Er betrachtete dieſe Zölle als einen Hauptteil der 
Einkünfte, die er aus der neuen Erwerbung beziehen und die 
ſich auf höchſtens 8- bis 900,000 Thaler belaufen würden, 
während der Kaiſerin-Königin aus der ihrigen, wie man ihm 
aus Wien berichtete, eine Million Thaler zufielen. Er ſchickte 
dem Grafen Solms für die wichtigen Dienſte, die ihm derſelbe 
geleiſtet hatte, nach einigen Tagen noch den ſchwarzen Adler⸗ 
orden, doch ſollte die hohe Auszeichnung ohne Zweifel zugleich 
für den Geſandten ein Antrieb ſein; denn eigenhändig fügte 
der König hinzu: er wünſche ſehr, in Sachen des Danziger 
Hafens Erfolg zu haben, und wenn er nicht alles verliere, 
was ihm gebühre, werde Solms ihn erkenntlich finden. Ja, 
nach einigen Wochen erbot er ſich ſogar, dem Grafen Czernicheff 
ein hübſches Geſchenk zu ſenden, wenn ſich derſelbe gewinnen 
ließe, dem König in dieſer Angelegenheit das Wort zu reden !). 

Das Recht Friedrichs auf das linke Weichſelufer beſtritt 
Rußland keineswegs; aber man machte ſich in Petersburg 
Vorwürfe, daß in dem Vertrage nicht deutlich ausgeſprochen 
wäre, was man unter der Unabhängigkeit von Danzig zu ver⸗ 
ſtehen hätte. Der König, behauptete man, halte ſich zu ſehr 
an den Buchſtaben, und man wünſchte, daß er von ſeinem 
Rechte keinen zu ſtrengen Gebrauch machen möchte, um weder 
das Geſchrei aller Nationen gegen die Bezahlung des Zolles 


1) Friedrich an Solms, 25. Oktober bei Smitt II, 178; 30. Ok⸗ 
tober und 15. Dezember. (Berl. Archiv.) 
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zu erregen, noch die Unabhängigkeit der Stadt zu ſchädigen. 
Friedrich war ſchon froh, daß Rußland ſein Recht anerkannte; 
er verſprach in Unterhandlung mit den Danzigern zu treten 
und alles zu thun, um den Streit gütlich beizulegen. Er 
erklärte in der That durch den Geheimen Finanzrat Reichardt 
ſeine Bereitwilligkeit, der Stadt von den Einnahmen des Ha⸗ 
fens einen gewiſſen Anteil zu gewähren und deshalb auch einen 
von ihr beſtellten Beamten in die Verwaltung der Zölle auf⸗ 
zunehmen. Aber hierauf weigerte ſich Danzig zu antworten. 
Panin wies nun den ruſſiſchen Geſandten an, dem Magiſtrat 
ſehr ernſte Vorſtellungen zu machen und ihn vor dem, was 
ihm etwa Fremde zugeraunt hätten, zu warnen ). 

Die Fremden ſchwiegen aber auch in Petersburg nicht. 
Durch einen Eilboten empfing der engliſche Geſandte den Auf⸗ 
trag, dahin zu wirken, daß Großbritannien und Rußland 
gemeinſchaftliche Vorſtellungen gegen die Feſſeln, die dem 
Handel angelegt würden, in Berlin erhöben, und als ihn die 
Antwort nicht zufriedenſtellte, da reichte er ein zweites Schrift- 
ſtück ein und verlangte darin, daß Danzig und Thorn alle 
Beſitzungen behalten ſollten, welche ſie unter der polniſchen 
Herrſchaft gehabt hätten, auch wenn dieſelben nicht ihr volles 
Eigenthum geweſen wären, alſo Danzig den Hafen und Thorn 
die Landgüter, welche die Stadt außerhalb ihres Weichbildes 
erworben. 

Gunning richtete mit ſeinen Vorſtellungen, wie er glaubte, 
nur ſehr wenig aus. Indem er dies nachhauſe berichtete, 
wies er darauf hin, daß Friedrichs Anſehen in Petersburg 
noch geſtiegen wäre; denn er hätte ſeinem Geſandten in Stock⸗ 
holm aufgetragen, eine ähnliche Erklärung wie der ruſſiſche, 
Graf Oſtermann, abzugeben, während der Londoner Hof ſich 
nicht herbeiließe, ſoweit mitzuwirken, wie man es in Petersburg 
wünſchte ?). Gunning urteilte darin aber keineswegs richtig. 


1) Solms, 10. u. 24. November, 15. u. 22. Dezember. Friedrich 
an Solms bei Smitt II, 180 und 5. Januar 1773. 
2) Sbornik XIX, 338 (4. Februar 1773). Solms, 2. Februar. 
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Allerdings freute ſich die Kaiſerin Katharina über den Beiſtand, 
welchen ihr Preußen in Stockholm leiſtete; jedoch es verlangte 
ſie nicht minder nach engliſcher Unterſtützung. Panin ſprach 
ſich gegen den Grafen Solms wieder dahin aus, daß Rußland 
mit Großbritannien eben ſo eng verbunden ſein möchte wie 
mit Preußen; außerdem ging ſeine Abſicht dahin, eine dop⸗ 
pelte Bezahlung der Hafenzölle zu verhindern, und er ſchlug 
vor, Friedrich ſollte mit Billigkeit den Grundzins beſtimmen, 
welchen die Stadt für den Nießbrauch des Hafens jährlich zu 
entrichten hätte +). 
p Englands Einmiſchung in die Danziger Sache miffiel dem 
Könige von Preußen außerordentlich und erweckte ſeinen ganzen 
Zorn. Mehr als je war er entſchloſſen, in kein Bündnis mit 
dieſer Macht zu treten?). Sein Geſandter in London, der 
Graf Maltzahn, mußte ſich ſogar bereit halten, um ohne Ab— 
ſchied unverzüglich mit ſeinem Sekretär abreiſen zu können, 
wenn er den Befehl empfinge ?). Dem Grafen Solms aber 
trug Friedrich auf, ſein Anrecht an den Hafen tapfer zu ver— 
teidigen; er wollte der Stadt auf keinen Fall das ganze Ein— 
kommen gegen einen Grundzins überlaſſen. Panin blieb jedoch 
hartnäckig bei ſeinem Vorſchlage ſtehen. „Die Kaiſerin“, 
ſprach er, „iſt der Überzeugung, daß Danzig, wenn es ſeine 
Freiheit behalten ſoll, den Hafen für ſich allein haben muß. 
Sie macht mir Vorwürfe, daß ich mich nicht beſſer über die 
Ortlichkeit unterrichtet, und ich kann das Opfer des preußiſchen 
Syſtems werden, wie Beſtucheff das des öſterreichiſchen Syſtems 
geworden iſt.“ Panin geſtand, daß er der Kaiſerin den Ent⸗ 
ſchluß des Königs, nicht weiter nachgeben zu wollen, noch gar nicht 
einmal mitgeteilt hätte *). 

Friedrich wünſchte, aus der nach der Hand gemachten Ent- 
deckung, daß er den Hafen als Eigentum in Anſpruch nehmen 
könnte, ſo viel Gewinn zu ziehen, als möglich. Katharina 


1) Solms, 22. u. 29. Januar 1773. 

2) Friedrich an Finckenſtein, 6. Februar; an Solms 20. Februar. 
3) Maltzahn, 9. März; Friedrich an Maltzahn, 21. März. 

4) Friedrich an Solms, 13. Februar; Solms, 26. Februar. 
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dagegen wollte ſowohl ihrer Verpflichtung gegen Danzig nach⸗ 
kommen, als dem Geſchrei der Handelsvölker ein Ende machen. 
Eben deshalb ſollte Friedrich an der Erhebung der Zölle 
keinen Teil nehmen, ſondern entweder den Hafen gänzlich an 
Danzig verkaufen oder ſich wenigſtens mit einem jährlichen 
Grundzinſe begnügen. Auf Bitten des Grafen Solms machte 
Panin noch einen Verſuch, ob die Kaiſerin in die Abtretung 
des Hafens an Preußen willigen würde; jedoch als er die 
Angelegenheit vor den Geheimen Staatsrat brachte, da erklärte 
Katharina: ſie habe den Danzigern ihre Freiheit und Unab⸗ 
hängigkeit verbürgt und ſei deshalb außerſtande, den Hafen an 
eine fremde Macht übergehen zu laſſen, weil alsdann weder 
der Petersburger noch ein anderer Hof Danzig als eine freie 
und unabhängige Handelsſtadt betrachten könne, und man dürfe 
ſie, ſetzte die Kaiſerin hinzu, keineswegs überreden wollen, ihre 
Anſicht zu ändern, wenn man nicht Rußland verraten wolle. 

Nach ſolcher Abfertigung mußte Panin ſchweigen. Er ließ 
nun den König bitten, auf die Vorſchläge des Petersburger 
Hofes doch einzugehen, und die anderen Mitglieder des Gee 
heimen Staatsrates, beſonders der General Czernicheff, ſprachen 
ſich ebenfalls dahin aus. Vergebens klopfte Solms noch an 
andere Thüren, er vermochte nirgends Beiſtand zu erhalten. 
Auch das weibliche Geſchlecht erwies ſich ohne Nutzen. „In 
Rußland iſt gegenwärtig nicht das Zeitalter der Frauen“, 
ſchrieb er. Sehr bedenklich war, was er weiter meldete. Die 
Kaiſerin benahm ſich nicht mehr ſo freundlich gegen Panin 
wie früher. Daß letzterer förmlich in Ungnade fallen würde, 
fürchtete bei der gefährlichen Fahrt, welche das Schiff des 
ruſſiſchen Staates eben zu beſtehen hatte, der preußiſche Ge⸗ 
ſandte nicht, und ebenſo wenig, daß Panin das Steuerruder 
ſelbſt aus den Händen geben würde; dagegen ſchien ihm der 
Miniſter nicht abgeneigt, nach hergeſtelltem Frieden mit den 
Türken und nach der Beruhigung Polens von ſeiner Stellung 
zurückzutreten. 


Unter ſolchen Umſtänden blieb dem Könige von Preußen 


nichts übrig, als von den ruſſiſchen Vorſchlägen ſich denjenigen 
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anzueignen, der für ihn der vorteilhaftere war, und ſich mit 
einem Grundzinſe zu begnügen. Er berechnete die Einnahmen 
des Hafens auf mehr als 900,000 Thaler und verlangte 
davon jährlich 600,000. In Petersburg beſchloß man den 
Grafen Goloffkin nach Danzig abzuſenden; derſelbe ſollte den 
Rat der Stadt mit Milde zur Nachgiebigkeit zu bringen 
ſuchen, und wenn er auf dieſe Weiſe nichts ausrichtete, mit 
dem Unwillen der Kaiſerin drohen. Man erwartete, daß die 
Danziger gegen die Höhe des Grundzinſes Vorſtellungen machen 
würden, und hier wollte man ihnen beiſpringen. Panin bat 
im voraus den Grafen Solms um Entſchuldigung dafür. Die 
Engländer wieſen ihren Konſul in Danzig an, die ruſſiſchen 
Vorſchläge zu unterſtützen. Aus Rückſicht gegen Katharina 
verſprach Friedrich den Hafen in die Hände der Stadt zurück⸗ 
zugeben und die erhobenen Zölle bis zum Austrage der An⸗ 
gelegenheit verwahren zu laſſen ). 

Während der König von Preußen in ſeinen Abſichten gegen 
Danzig beſchränkt wurde, behielt er die Hand freier gegen 
Thorn. Auch hier mußte das Studium der Stadtgeſchichte 
dazu dienen, dem Könige größere Vorteile zu verſchaffen. Am 
28. Dezember 1772 waren die Erwerbungen, welche Thorn 
außerhalb ſeines Weichbildes im Laufe der Jahrhunderte ge- 
macht hatte, abgegrenzt und unter preußiſche Hoheit gezogen 
worden, und Bürgermeiſter und Rat hatten den Befehl em⸗ 
pfangen, vor dem neuen preußiſchen Ober-Hof⸗ und Landgericht 
in Marienwerder am 14. Januar 1773 zu erſcheinen und 
dort den Eid der Treue und Unterthänigkeit inbezug auf jene 
Stadtgüter zu leiſten. Der Rat wandte ſich nun nicht allein 
an Friedrich den Großen, ſondern auch an Katharina und 
ſtellte dar, wie ſich die Lage der Dinge zum Nachteile der 
Stadt änderte, wenn ſie jene Güter nur als Privateigentum 
haben ſollte. Die Ausübung der Territorialgerechtſame, die 
ihr allein bisher zugeſtanden, die Verbindlichkeit der Unter⸗ 
ſaſſen, die Erzeugniſſe ihres Bodens nach der Stadt zu bringen 


1) Solms, 17. März bis 4. Mai. 
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und ſich hier mit allen Bedürfniſſen zu verſehen, die Obliegen⸗ 
heit derſelben, im Notfalle mit ihrem Vermögen oder ihren 
Perſonen der Stadt beizuſtehen, würden entweder gänzlich auf⸗ 
hören oder doch immer nach Gefallen eingeſchränkt werden 
können. Verfügungen der Art wären bereits ergangen; ſo 
dürften die Unterſaſſen rohe Häute und Wolle nicht mehr nach 
Thorn bringen, noch ſich daſelbſt mit Salz und Tabak ver⸗ 
ſehen, auch bliebe der beträchtliche Handel mit Cujavien den 
Bürgern von Thorn durch ausgeſtellte Poſten der preußiſchen 
Truppen noch weiter ganz abgeſchnitten +). 

Katharina ließ die Bittſchrift dem Grafen Solms über— 
geben und die Hoffnung ausſprechen, daß der König die An⸗ 
gelegenheit nach Billigkeit und Gerechtigkeit entſcheiden würde. 
Wenn ſie nicht ſo eifrig für Thorn eintrat, wie für Danzig, 
ſo geſchah es ohne Zweifel, weil ſie ſich hier weniger ver— 
pflichtet hatte und weniger von anderen Höfen gedrängt wurde; 
doch wollte ſie wohl auch den König nicht allzu ſehr kränken, 
da ihre Lage keineswegs ungefährlich war. Noch immer fürch— 
tete fie, daß Schweden, von Frankreich unterſtützt, im Früh⸗ 
jahr Feindſeligkeiten gegen Rußland beginnen würde. Man 
rüſtete deshalb in Kronſtadt und Reval Schiffe ſo ſchnell als 
möglich aus und traf Vorbereitungen, um nötigenfalls in 
Finnland mit einem Heere kräftig auftreten zu können. Panin 
erklärte ſich bereit, das Bündnis mit Georg III. abzuſchließen, 
wenn letzterer Dänemark mit Geld unterſtützen wollte, damit 
ſich dieſes gegen Frankreich und Schweden verteidigen könnte. 
Katharina hatte die Abſicht aufgegeben, Guſtav III. anzu⸗ 
greifen, und ſie verlangte nicht mehr, daß alles wieder auf 
den Fuß, wie es vor der Revolution geweſen, zurückgeführt 
würde 2). Sie lernte, wie andere Sterbliche, Waſſer in ihren 
Wein gießen; denn die Feindſeligkeiten mit den Türken hatten 
aufs neue begonnen. 


1) Solms, 16. März 1773. 
2) Gunning, 9. April in Sbornik XIX, 348sqq. Statt ,,atten- 
tion“ (p. 351 init.) muß es ohne Zweifel „intention“ heißen. 
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Als im September des vorigen Jahres die Unterhand— 
lungen in Fokſchan abgebrochen worden waren, hatte man 
nicht gleich wieder zu den Waffen gegriffen, ſondern den Still⸗ 
ſtand verlängert und neue Verſuche zur Herſtellung des Frie⸗ 
dens gemacht. In Buchareſt wurden die Unterhandlungen am 
20. November wieder angeknüpft und monatelang fortgeſetzt; 
aber auch diesmal konnte man ſich nicht einigen. Die Türken 
wollten die Tataren nicht gänzlich frei geben, ſondern dadurch, 
daß der Sultan als geiſtliches Oberhaupt jeden neuen Khan 
zu beſtätigen hätte, noch einen Zuſammenhang mit der Krim 
bewahren, und außerdem weigerten ſie ſich mit aller Ent⸗ 
ſchiedenheit Kertſch und Jenikale den Ruſſen abzutreten, indem 
ſie fürchteten, daß Konſtantinopel alsdann leicht in Gefahr 
kommen könnte. Ende März begannen die Feindſeligkeiten von 
neuem. Der Petersburger Hof wünſchte nun aufrichtig, daß 
der Krieg im Jahre 1773 zu Ende gehen möchte; denn indem 
man 70,000 Rekruten jährlich einſtellen mußte, machte ſich auf 
dem Lande bereits ein Mangel an Arbeitskräften fühlbar +). 

Auch der König von Preußen begehrte die Herſtellung des 
Friedens auf das lebhafteſte; denn er glaubte, daß die Polen 
dadurch mehr als durch irgendetwas anderes bewogen werden 
würden, auf die Abſichten der drei Höfe einzugehen. Es war 
freilich die ſtärkſte Zumutung, die man einer Nation machen 
konnte, gewiſſermaßen von freien Stücken einen Vertrag anzu- 
nehmen, durch welchen ſie beinahe 4000 Meilen an ihre 
Nachbarn abtreten ſollte. Jedoch die Republik war ein ſo 
verkommenes Weſen, daß an Widerſtand, welchen allerdings 
die Ehre gebot, nur der Wahnſinn denken konnte. Begreiflich 
iſt es aber, wenn die Polen ſich nicht beeilten, einen Reichs⸗ 
tag, wie es von ihnen verlangt worden war, zu berufen. 

Am 6. Oktober 1772 hatte Stanislaus Auguſt Beratungen 
über die Lage der Dinge mit den in Warſchau anweſenden 
Senatoren begonnen und nach dem Schluſſe derſelben an die 
fremden Mächte ſich gewendet. Eben das war aber ſowohl 


1) Solms, 18. Juni 1773. 
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in Berlin als in Petersburg ſehr übel aufgenommen worden. 
Friedrich hatte bis dahin gehofft, es würden die drei Höfe 
mit Hilfe von Drohungen und einigen zu rechter Zeit an⸗ 
gewendeten Geldſummen ihren Zweck erreichen, „und wenn 


man wider alles Erwarten doch Gewalt brauchen müßte“, 


ſchrieb er am 4. November 1772 weiter an Benoit, „ſo 
wäre das Schlimmſte, was daraus folgen könnte, die Not⸗ 
wendigkeit, zu einer neuen Zergliederung zu ſchreiten und den 
Anteil der drei Mächte noch mehr auszudehnen.“ ) Als aber 
der König erfuhr, daß die Polen bei den fremden Mächten 
Hilfe ſuchten, fing er an zu glauben, daß man ſie würde mit 
Gewalt zwingen müſſen. Und aus Wien vernahm er, daß 
Kaunitz letzteres ebenfalls dachte. Der Staatskanzler wollte 
nicht nach dem Vorſchlage Panins Geldſummen auf Beſtechung 
nutzlos verwenden, ſondern er meinte: die drei Höfe ſollten 
erklären, daß ſie nur aus Mäßigung keine größere Entſchä⸗ 
digung für ihre Anſprüche genommen hätten, es aber noch 
thun würden, wenn die Polen ſo zurückhaltend blieben. 

Die Beſchlüſſe des Kleinen Rates, d. h. der in Warſchau 
anweſenden Senatoren, hatten auch in Petersburg großen Ein⸗ 
druck gemacht, und Stackelberg mußte dies dem Könige von 
Polen anzeigen. Einen in gemäßigten Ausdrücken gehaltenen 
Widerſpruch gegen das Verfahren der drei Höfe, ſagte er, 
hätte man ſich gefallen laſſen; dagegen ganz Europa auf⸗ 
reizen, fremden Beiſtand ſuchen und die Berufung des Reichs⸗ 
tages hinausſchieben, das habe die Kaiſerin außerordentlich er⸗ 
bittert und ſetze ſie in die Notwendigkeit, nicht nur den König 
ſeinem Geſchick zu überlaſſen, ſondern auch die Hand noch 
weit ſchwerer auf die Nation zu legen. Stanislaus Auhuſt, 
welcher mit Worten immer tapfer war, erklärte ſich bereit, 
lieber alles zu erdulden, als ſeine Würde und ſein Volk zu 
verraten. Stackelberg bemühte ſich, ihn von ſolchen Gedanken 
abzubringen, indem er ihm vorſtellte, daß er dann nur neue 
Zergliederungen herbeiführen würde; der König ſollte lieber 


1) Beer II, 210, Anm. 2. 
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ſo bald als möglich den Großen Rat verſammeln, damit der 
Reichstag endlich ausgeſchrieben werden könnte. Stanislaus 
Auguſt wartete vermutlich auf die Antwort der Könige; jedoch 
nur Georg III. gab einen Beſcheid und entſchuldigte ſich, daß 
er nicht helfen könnte. Frankreich, Spanien und Schweden 
zogen es vor, zu ſchweigen !). 

Als die Schreiben an die Senatoren nach einigen Wochen 
noch nicht abgegangen waren, da übergaben die Geſandten der 
drei Höfe jeder am 4. Dezember ein Schriftſtück, worin ſie 
meldeten, daß ihre Gebieter mit unausſprechlichem Erſtaunen 
den geringen Eindruck wahrgenommen hätten, welchen die Er⸗ 
klärung vom vergangenen September hervorgebracht. „Die 
Mäßigung, welche Gerechtigkeit und die Würde der Höfe vor⸗ 
ſchreiben“, hieß es weiter, „hat ihre Grenze.“ Stanislaus 
Auguſt ward aufgefordert, Polen nicht Ereigniſſen auszuſetzen, 
welche die Folge ſeiner Langſamkeit ſein würden 2). Dieſer 
Drohung wich endlich der König und berief nach kurzer Zeit 
den ganzen Senat auf den 8. Februar nach Warſchau. 

Ehe dieſer Tag noch erſchienen war, am 2. Februar, em⸗ 
pfing das polniſche Miniſterium Schreiben von den drei Höfen, 
worin dieſelben verlangten, daß der Reichstag am 19. April 
zuſammentreten ſollte und am 7. Juni die Geſchäfte beendigt 
haben müßte. „Der ernſte Ton, welcher in dieſen Schrift- 
ſtücken herrſcht“, meldete Benoit am folgenden Tage, „wird 
hoffentlich den Polen begreiflich machen, daß es ihnen zum 
größten Nachteile gereichen würde, wenn ſie fortführen, die 
Sachen in die Länge zu ziehen.“ 

Am 8. Februar verſammelte ſich wirklich der Senat, frei⸗ 
lich nur in geringer Zahl); die anderen fehlten abſichtlich, 


1) Benoit, 4. November bei Beer II, 210, Anm. 2. Theiner 
IV, 2. p. 462. 465 —467 (No. 170). 

2) Theiner IV, 2. p. 435 (No. 164); doch iſt die lateiniſche Über⸗ 
ſchrift falſch, wie ſchon die polniſche Antwort (p. 438, No. 167) zeigt. 
Benoit ſchreibt auch, daß die Geſandten der drei Höfe eine gleichlautende 
Erklärung übergaben. Vgl. Sſolowjoff, S. 149. 

3) Herrmann (V, 5) ſchreibt: „Von 123 Senatoren“ (fo viel 
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oder ſie durften nicht kommen. Die Biſchöfe nämlich und die 
Woiwoden aus den abgeriſſenen Stücken galten den drei Höfen 
bereits als ihre Unterthanen, und ſie hatten ſtrengen Befehl 
erhalten, nicht nach Warſchau zu gehen. Der Biſchof von 
Livland glaubte, daß er nicht eher dem Senate fern bleiben 
dürfte, als bis die Länder vom Reichstag abgetreten worden 
wären, und er hatte das am 7. Februar abends dem Herrn 
v. Stackelberg angezeigt. Am anderen Morgen kam ein ruſ⸗ 
ſiſcher Legationsrat, um ihn zu warnen und mit Gefängnis zu 
bedrohen; aber der mutige Mann begab ſich doch in den Se⸗ 
nat. Der Krongroßkanzler und andere baten ihn vergebens, 
wieder fortzugehen, und erſt den dringenden Ermahnungen des 
Königs wich er endlich und entfernte ſich. Nach ſolchem Vor⸗ 
gange war es ſchwer, von den künftigen Vertretern des Landes 
großen Mut zu erwarten, und der Nuntius gab ſich auch in⸗ 
bezug auf den Ausgang der Unterhandlungen keiner Täuſchung 
hin 1). Der Reichstag ward in Anbetracht der Drohungen 
der drei Höfe wirklich auf den 19. April nach der Hauptſtadt 
des Landes berufen. 

Der Senat ging am 15. Februar wieder auseinander. 
Schon am folgenden Tage wurden zwei Generäle, der Oſter⸗ 
reicher Richecourt und der Preuße Lentulus, erwartet, die 
während des Reichstages in Warſchau ihren Aufenthalt haben 
ſollten, um für den Fall, daß militäriſche Maßregeln notwendig 
würden, dieſelben auszuführen. Richecourt kam aber erſt am 
25. Februar dahin, und Lentulus noch ſpäter. „Ich ſuche 
für ihn ein Quartier“, ſchrieb Benoit am 27ſten; „denn das 
Haus Eurer Majeſtät ijt ganz unbrauchbar, wie ich ſchon mehr⸗ 
mals angezeigt, und ich habe alle Mühe, das Dach der Ecke, 
die ich bewohne, imſtande zu erhalten.“ 

Inzwiſchen hatten Kaunitz und Panin über das fernere 


giebt auch die Geſchichte der Staatsveränderungen von Polen II, 217 an) 
„ſtellten ſich nicht mehr als 31 ein.“ Benoit nennt 32. Der Nuntius 
bei Theiner IV, 2. p. 517 hat in beiden Beziehungen weit größere 
Zahlen. 

1), Theiner IV, 2. p 517. 


2 


Beratung über das weitere Vorgehen gegen Polen. 479 


Vorgehen gegen Polen weiter mit einander verhandelt, und 
letzterer arbeitete dann über das Benehmen, welches die Ge— 
ſandten der drei Mächte in Warſchau innehalten ſollten, einen 
ausführlichen Plan aus, welcher, nachdem er die Zuſtimmung 
des Geheimen Staatsrates und der Kaiſerin gefunden, an die 
beiden anderen Höfe geſchickt wurde. Der ruſſiſche Miniſter 
wollte dreierlei Mittel angewendet haben, nämlich Überredung, 
Beſtechung und Gewalt durch militäriſche Streitkräfte. Für 
die Beſtechung riet er, eine gemeinſchaftliche Kaſſe zu bilden, 
worein jeder von den drei Höfen zunächſt 150+ bis 200,000 
Thaler einzuzahlen hätte. Über dieſe Kaſſe ſollten Stackelberg, 
Rewitzky und Benoit verfügen, jedoch dürfte daraus nur auf 
ihren einſtimmigen Beſchluß Geld entnommen werden. 

Wie viele oder wie wenige Landboten aber nach Warſchau 
kommen mochten, ſo viel ſtand außer Zweifel, daß mindeſtens 
einige von ihnen Widerſpruch erheben würden; daher ſchlug 
Panin vor, daß der Reichstag kein freier, ſondern ein Kon— 
föderationsreichstag ſein ſollte. Von größter Wichtigkeit für 
die Verhandlungen war natürlich der Vorſitzende oder Mar- 
ſchall; den drei Geſandten wurde deshalb aufgetragen, alle 
mögliche Sorgfalt anzuwenden, um einen zuverläſſigen Mann, 
der ſich nötigenfalls leiten ließe, d. h. einen Polen, der ſein 
Vaterland verriete, zu finden. Seine Wahl durchzuſetzen, das 
war eine Aufgabe, die ſich gleichſam von ſelbſt verſtand. Aber 
den drei Geſandten ward ein noch ſchwierigeres Werk auferlegt. 
Sie ſollten bewirken, daß vom Reichstag eine Delegation er— 
nannt würde, mit welcher fie zu verhandeln hätten, und hier- 
bei ſollte zugleich jede Erörterung der Anſprüche der drei Höfe 
und jede Verringerung der von ihnen in Beſitz genommenen 
Gebiete gänzlich zurückgewieſen werden. Die Form des Reichs- 
tages und die Art und Weiſe, die Geſchäfte zu behandeln, iſt 
dem Reichstage von 1767 — 1768 entlehnt. Gerade fo, wie 
vor fünf Jahren die Sache der Diſſidenten durchgeſetzt worden 
war, ſollte jetzt die Abtretung der Stücke, welche die drei 
Mächte ſich angeeignet hatten, von den Polen erlangt werden. 

In jenem verhängnisvollen Winter hatte Rußland auch 
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feſtſetzen laſſen, welche Beſtimmungen der polniſchen Verfaſſung 
nicht geändert werden dürften. Panin ſchlug jetzt ergänzend 
vor, es ſollte die Krone ſtets nur von einem einheimiſchen 
Edelmanne getragen werden können, dem weder der Sohn, 
noch der Enkel folgen dürfte, und es ſollte ferner inbezug 
auf das Liberum veto bei den Beſtimmungen von 1768 ver⸗ 
bleiben. 

Endlich machte Panin eine große Menge von Vorſchlägen 
für die Herſtellung eines beſſeren Gleichgewichtes zwiſchen Kö⸗ 
nig, Senat und Ritterſtand, wie er ſagte. Inbetreff der Diſ⸗ 
ſidenten wurde nachgegeben, daß dieſelben vom Miniſterium und 
Senat ausgeſchloſſen würden; dafür aber ſollte das Geſetz, 
welches den Übertritt zu ihnen mit ſchwerer Strafe belegte, 
wieder aufgehoben werden ). 

Über dieſen Plan des Grafen Panin ſchickte Friedrich Be⸗ 
merkungen an Kaunitz; dieſelben betrafen hauptſächlich die ge- 
meinſchaftliche Kaſſe, die der König für unnütz hielt. Außerdem 
ſchlug er vor, daß Stanislaus Auguſt ein Corps von 3000 
Mann allein unter ſeinem Befehl haben ſollte, nicht nur um 
ſeine Autorität zu wahren, ſondern auch um kleine Unruhen 
ſogleich ſtillen zu können, ſo daß die garantierenden Mächte 
nicht nötig hätten, ihre Truppen jederzeit einrücken zu laſſen 2). 
Aber ſchon am 27. März teilte van Swieten dem Grafen 
Finckenſtein mit, daß Oſterreich dem Plane Panins und alſo 
auch der gemeinſchaftlichen Kaſſe beigetreten wäre. Nur in⸗ 
bezug auf die Abſchaffung des Geſetzes, welches den Übertritt 
vom Katholicismus zu einer anderen Religion mit Strafe be⸗ 
drohte, verſagte der Wiener Hof als katholiſche Macht den 
beiden anderen ſeine Mitwirkung; doch verſprach er wenigſtens, 
ihnen auch nicht entgegenzuarbeiten. Das Liberum veto hätte 
er gern noch mehr beſchränkt, als es 1768 geſchehen war, 


1) Solms meldet am 12. Februar, das Schriftſtück fei, nachdem es 
vom Geheimen Staatsrat gebilligt, in den Händen der Kaiſerin; am 
23ſten ſchickt er es an den König. Es iſt abgedruckt bei Beer, Doku⸗ 
mente, S. 144 —152. 


2) Beer, Friedrich II. und van Swieten, S. 108. 109. 
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aber er fügte ſich hier den Anſchauungen Rußlands und Preu⸗ 
ßens ). Friedrich der Große gab umgekehrt inbetreff der ge⸗ 
meinſchaftlichen Kaſſe nach. Er hielt zwar feſt an ſeiner Mei⸗ 
nung, daß man die Polen nur durch Gewalt dahin bringen 
würde, die Abreißungen anzuerkennen und ſich gewiſſe Ver⸗ 
änderungen in ihrem politiſchen Regimente gefallen zu laſſen; 
aber er konnte doch nicht allein beſtimmen. „Die Geſetze un⸗ 
ſeres Triumvirats verpflichten mich“, ſchrieb er am 12. April 
an Finckenſtein, „in dieſer Beziehung nur in Übereinſtimmung 
mit den beiden Kaiſerhöfen zu handeln, die eine andere Anſicht 
haben, ſo daß ich ihrer Meinung weichen muß.“ 

Panin freute ſich ſehr, als er dieſen Punkt durchgeſetzt 
hatte. Wenn Oſterreich die Beſtechung verwarf, weil die 
Großen durch ſolche Mittel nicht zu gewinnen ſein würden, ſo 
antwortete der ruſſiſche Miniſter, daß es ihm mehr darauf 
ankäme, den Kleinen, deren man bedürfte, den Aufenthalt in 
Warſchau möglich zu machen; bisher hätte Rußland dieſe 
Koſten allein beſtritten, jetzt aber müßten Oſterreich und 
Preußen auch dazu beitragen. Die Großen ſollten übrigens 
nicht gerade leer ausgehen, und beſonders wünſchte Rußland 
dem Grafen Poninski, der zum Marſchall oder Vorſitzenden 
beſtimmt war, den Verrat au Vaterlande zu erleichtern. „Das 
Geld“, ſagte Stackelberg zu Benoit, „wird Handlungen einer 
zu großen Strenge, durch welche der Vertrag mit den Polen 
das Anſehen eines erzwungenen erhalten könnte, wahrſcheinlich 
verhüten.“ 2) 

Dieſen Veranſtaltungen der drei Höfe gegenüber verfuhren 
die Polen nicht richtig. Wie ſchon die große Senatsverſamm⸗ 
lung, ſo hätte auch der Reichstag recht zahlreich beſucht werden 
ſollen. Aber das geſchah nicht; im ganzen ſüdlichen Polen 
und zum großen Teil in Litauen kamen keine Wahlen zu⸗ 
ſtande. Dagegen in den nördlichen Woiwodſchaften wurden 
viele Landboten ernannt, welche dann gegen die Mitte des 


1) Finckenſtein an den König, 27. März 1773. 
2) Solms, 26. März. Benoit, 31. März. 
Reimann, N. Geſch. Preußens. I. 31 
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April nach Warſchau gingen. Niemals haben polniſche Pa⸗ 
trioten eine traurigere Reiſe gemacht; denn es gab kein Mittel, 
die Abreißungen der drei Höfe wieder zu erlangen. Auch der 
König ſah das ein; aber er wünſchte zum Erſatze dafür die 


beſtehende Verfaſſung in der Art zu verbeſſern, daß die Stimmen⸗ 


einhelligkeit gänzlich abgeſchafft und den Polen geſtattet würde, 
das Heer bis auf 40,000 Mann zu bringen, wenn ſie die 
Geldmittel dazu beſäßen. Den Diſſidenten wollte Stanislaus 
Auguſt nur den Zugang zum Reichstage verſperren, und außer⸗ 
dem hielt er es für unmöglich, das Geſetz abzuſchaffen, welches 
den Abfall von der katholiſchen Kirche mit Strafe belegte. 
Ein Teil der Polen dachte ganz ebenſo; auch ſie meinten, daß 
man den Schaden der Abtretung durch eine die Anarchie be⸗ 
ſeitigende weiſe Geſetzgebung aufwiegen müßte, daß zu dem 
Ende bei dem Abſchluſſe von Handelsverträgen und bei der 
Königswahl die Mehrheit entſcheiden ſollte. Dagegen ein an⸗ 
derer Teil hielt feſt an der Hoffnung, man würde das Syſtem 
der drei Höfe mit der Zeit umſtürzen und die Beſchlüſſe des 
nächſten Reichstages wieder aufheben können. Sie wünſchten, 
daß die Mehrheit dem Könige die von ihm erſtrebte Macht⸗ 
erweiterung bewilligen möchte, damit ihm die Schuld für alles 
Geſchehene dann aufgebürdet werden könnte. Mit Bezug auf 
die Diſſidenten dachten alle gleich dem Könige ziemlich ge⸗ 
mäßigt, ausgenommen einige fanatiſche Prieſter, von denen 
man glauben konnte, daß ſie nicht in Betracht kommen 
würden +). 

Den Geſandten von Preußen, Rußland und Ofterreich ge⸗ 
lang es, noch vor dem Beginne des Reichstages eine General⸗ 
konföderation zuſtande zu bringen. Es war dies freilich kein 
leichtes Werk für ſie geweſen; denn Bedenklichkeiten, Mißtrauen, 
Furcht, ſich Vorwürfe zuzuziehen, alle Arten von Umtrieben 
und tauſend andere Hinderniſſe mußten ſie, wie Benoit mel⸗ 
dete, bekämpfen, um ohne Gewaltthätigkeiten ans Ziel zu ge⸗ 
langen. Noch ſchlimmer ging es ihnen, als der Reichstag er⸗ 


1) Benoit, 14. April. 


Forderungen der drei Höfe. 483 


öffnet ward und von dieſem die Marſchälle der Konföderation, 


Graf Poninski und Fürſt Michael Radziwill, anerkannt werden 
ſollten. Eine freilich nur geringe Zahl von Landboten leiſtete 


heldenmütigen Widerſtand. Dagegen erklärte Benoit mehreren 
Senatoren und Vertretern des Ritterſtandes, daß die drei Höfe 
die Konföderation, wenn es nötig wäre, mit 50,000 Mann 
unterſtützen würden. Trotzdem wuchs die Oppoſition, deren 
Mitglieder übrigens einer Konföderation keineswegs entgegen 
waren, ſondern eine ſolche gleichfalls wünſchten, jedoch in der 
Art, daß dieſelbe nach den beſtehenden Vorſchriften gebildet 
würde. Beſonders aber — und wer kann ihnen das verdenken? — 
wollten ſie nicht Leben, Vermögen und Vaterland einem Manne 
wie Poninski anvertrauen, von dem ſie eine ſehr ſchlechte Mei⸗ 
nung hegten und glaubten, daß er ſich mit den Feinden der 
Republik verbunden hätte. Einige Landboten, welche bereits 
der Konföderation beigetreten waren, zogen ſogar ihre Unter⸗ 
ſchrift wieder zurück, und auch der König nahm Anſtand, ſich 
mit ihr zu vereinigen. Aber die übrigen ließen ſich nicht irre 
machen, Stanislaus Auguſt fügte fic) !), als ihm die drei Ge⸗ 
ſandten mit dem Einrücken von 50,000 Mann drohten, und 
die Konföderation kam zuſtande; wie 1767, ward auch diesmal 


von dem Marſchall verkündigt, es könnte niemand im Reichs⸗ 


tage ſitzen, der ſie nicht unterſchrieben hätte. 

So war das erſte Ziel erreicht. Aber die Polen wollten 
darum keineswegs gänzlich den drei Mächten ſich fügen, fon- 
dern es wurde das Verlangen ausgeſprochen, daß nicht etwa 
fo wie auf dem Reichstage von 1767 — 1768 eine Delegation 
die Befugnis haben ſollte, für ſich allein über die zu verhan- 
delnden Angelegenheiten zu entſcheiden, und daß die Konföde⸗ 
ration nicht über den Reichstag hinaus beſtehen dürfte. Zu⸗ 
nächſt gegen dieſe zweite Abſicht erhoben ſich Stackelberg, 
Benoit und Rewitzky, indem fie verlangten, daß die Konföde⸗ 
ration erſt aufhören ſollte, wenn mit den drei Mächten ſowohl 


1) Der päpſtliche Nuntius und Benoit geben den 22. April an. 
Dagegen nennt Herrmann den 21ſten und Beer den 238ſten. 
ne 
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die Verträge über die Abtretungen geſchloſſen, als auch die neue 
politiſche Ordnung eingerichtet wäxe. Beſonders das letztere 
wünſchten viele Mitglieder zu vermeiden, und es war leicht 
möglich, daß die Mehrheit den Reichstag ſchloß, nachdem ſie 
die Zergliederung anerkannt hatte. Das würde Rußland em⸗ 
pfindlich getroffen haben; diesmal aber leiſtete nicht nur Preußen, 
ſondern auch Oſterreich dem Petersburger Hofe den erwünſchten 
Beiſtand. Mehrere Tage verhandelte man, ohne zu einem 
Beſchluſſe zu kommen. Als jedoch Stackelberg am 30. April 
dem Könige von Polen wieder mit den 50,000 Mann drohte, 
da einigte man ſich dahin, daß die Konföderation als eine vom 
Reichstage geſonderte Körperſchaft betrachtet werden, und beide 
ſo lange beſtehen ſollten, bis die ſchwebenden Angelegenheiten 
gänzlich erledigt wären. 

Der nächſte Vorſchlag betraf die Wahl einer großen De⸗ 
legation, wit welcher die drei Miniſter zu verhandeln hätten. 
Vor ſechs Jahren war Polen gezwungen worden, auß ſolche 
Weiſe mit dem Fürſten Repnin zu verkehren, welcher dann den 
Willen des Petersburger Hofes durchſetzte. Dieſe Behandlung 
hatte freilich die Polen zum Aufſtande geführt, und man konnte 
daher glauben, daß ſie ſich aufs äußerſte gegen eine ſolche 
Delegation ſträuben würden. Jedoch der päpſtliche Nuntius 
urteilte nicht ſo. „Wenn der Reichstag Widerſtand leiſtete“, 
ſchrieb er, „ſo würden aufs neue die bekannten 50,000 Mann 
ins Feld rücken und alle Schwierigkeiten überwinden.“ 

Die Geſandten machten inbezug auf die große Delegation 
einen Geſetzvorſchlag und übergaben ihn dem Könige, damit 
er das Schriftſtück durchſehen und die Anderungen, die er für 
wünſchenswert hielte, vorbringen ſollte. Stanislaus Auguſt 
erſah aber wahrſcheinlich daraus, wie man ſeine geringe Macht 
noch mehr ſchmälern wollte; jedenfalls that er einen ganz 
unerwarteten Schritt, um die Geſandten zur Nachgiebigkeit 
gegen ihn zu bewegen. Er forderte die drei Nachbarhöfe auf, 
darein zu willigen, daß die neutralen Mächte, welche die Ver⸗ 
träge Polens gewährleiſtet hätten, eine freundſchaftliche Ver⸗ 
mittelung inbezug auf die geltend gemachten Rechte und Anſprüche 
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übernehmen ſollten, damit jene nicht Richter und Partei in 
eigener Sache wären und damit Polen vor Gebietsverletzungen 
geſchützt würde. Der König teilte die Note dem Reichstage 
mit. Er äußerte bei dieſer Gelegenheit unter anderem: er 
habe bei ſeinem Regierungsantritt es beſchworen, daß er nie⸗ 
mals eine Schmälerung des Ländergebietes der Republik ge⸗ 
ſtatten werde, und jeder gute Patriot müſſe deshalb ebenſo 
denken und den von ihm gethanen Schritt billigen. 

Im Reichstag erhob ſich kein Widerſpruch. Die drei 
Geſandten wußten aber zu antworten; ſie brachten in Erinne⸗ 
rung, was fie am 2. Februar) gefordert hatten, daß bis zum 
7. Juni die Geſchäfte beendigt ſein müßten, wenn die verbün⸗ 
deten Höfe nicht ihre Anſprüche weiter ausdehnen ſollten. 
„Dieſer ſchreckliche Tag naht heran“, ſchrieben ſie, „und macht 
die Urheber jener Verzögerungen nicht erzittern!“ Von dem 
Vorwurfe, daß ſie Richter ſowohl als Partei wären, ſchoben 
ſie die Schuld auf die Polen, welche die Fahne des Aufruhrs 
im Frühjahre 1768 erhoben und dadurch einen Krieg zwiſchen 
Rußland und der Pforte herbeigeführt hätten. Sie verlangten 
zuletzt: in acht Tagen müßte die große Delegation, mit welcher 
fie verhandeln ſollten, ernannt und mit den notwendigen Voll— 
machten verſehen ſein, oder ſie könnten nicht für die Folgen 
ſtehen. 

Die Antwort der Geſandten ward am 6. Mai im Reichs- 
tage verleſen. Wenn es auch zuerſt einige tadelten, daß Sta⸗ 
nislaus Auguſt die Note ſogar ohne Wiſſen ſeiner Miniſter 
abgeſchickt hatte, ſo verſtummte dann doch der Widerſpruch, 
und die, welche das Wort nahmen, rechtfertigten das Verfahren 
des Königs. Eben deshalb mag es geſchehen ſein, daß die 
Geſandten ſich am Abend des 7. Mai zu ihm begaben und 
ihm wieder vorhielten, welchen Übeln er ſich und Polen aus⸗ 
ſetzen würde. Stanislaus Auguſt entgegnete: wie er höre, 


1) Nicht am 22. Januar, wie es bei Angeberg, S. 125 heißt. 
Bei Theiner IV, 2. p. 472 fteht das Richtige. Ich folge übrigens in 
der Darſtellung dieſer Vorgänge den Berichten des päpſtlichen Nuntius 
und Benoits. 
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wolle man ſeine Macht verringern, er wünſche deshalb näher 
darüber unterrichtet zu werden. Die Geſandten ſuchten ihn 
zu beruhigen; aber ſie mochten immer ſagen, daß man die 
Tragweite der vorzunehmenden Anderungen übertrieben hätte, 
der König ließ für ihren Plan ſich nicht gewinnen. Benoit 
bat ihn zuletzt um eine kategoriſche Antwort und fügte noch 
hinzu: er zittere, wenn er daran denke, daß der König ſie 
zwingen werde, die Truppen in Bewegung zu ſetzen. Stanis⸗ 
laus Auguſt antwortete: er wiſſe, was er in der nächſten 
Sitzung am 10ten werde zu ſagen haben. Auch alle weiteren 
Vorſtellungen waren vergeblich. 

Die Geſandten dachten nun ernſtlich daran, Gewalt an⸗ 
zuwenden, und ſie ſetzten nicht nur von ihrem Entſchluß die 
Senatoren und Landboten in Kenntnis, ſondern ſie ließen auch 
am gten nachmittags Einquartierung anſagen, 10 bis 80 Mann 
je nach der Größe der Wohnungen. Ein allgemeiner Schrecken 
verbreitete ſich durch die Stadt, für deren Verproviantierung 
niemand Sorge trug, und ſo fürchteten die Bürger, daß zu 
dem anderen Ungemach, welches die fremden Truppen bringen 
würden, noch eine Hungersnot treten könnte. 

Am 10 Mai!) teilte der Reichstagsmarſchall Graf Po⸗ 
ninski der Verſammlung den Vorſchlag mit, welchen die Ge⸗ 
ſandten für die Bildung der Delegation empfohlen hatten; 
aber nur zwei Landboten ſprachen etwas zu ſeinen Gunſten, 
andere dagegen widerrieten die Annahme. Dann erhob ſich 
der König und ſchlug vor, die Delegation ſollte nur für die 
Abtretungen unbeſchränkte Vollmacht empfangen, dagegen in⸗ 
bezug auf die politiſchen Veränderungen an die Stände berichten. 
Stanislaus Auguſt redete, wie Benoit meldet, ſehr verführeriſch 
und enthielt ſich nicht einmal, darauf hinzuweiſen, daß die 
Mächte nur den 7. Juni fruchtlos verſtreichen laſſen wollten. 
Gerade dieſe Beſchuldigung aber, die noch dazu falſch war, 


1) Bei Theiner IV, 2. p. 533 8g. ſteht fälſchlich „Lunedi mat- 
tina 11“ ſtatt 10, und ebenſo auf der nächſten Seite ,,Martedi 12“ 
ſtatt 11, dagegen auf p. 535 richtig „Mercoldi 12“. 
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verwundete die Geſandten tief und bewog ſie hauptſächlich, 
einige militäriſche Exekutionen vorzunehmen, um die Polen vom 
Gegenteil zu überzeugen. Dem Biſchof Turski von Luck, welcher 
trotz ernſtlicher Warnungen wiederholt im Reichstage gegen die 
Vorſchläge der drei Geſandten Sturm geläutet hatte, wurden 
11 bis 12 Huſaren ins Quartier gelegt, und als er dieſen 
ungebetenen Gäſten ſeine drei Zimmer überlaſſen und ſich eine 
andere Wohnung ſuchen wollte, da ward ihm das nicht ge⸗ 
ſtattet, und nur ſo viel bewirkte der päpſtliche Nuntius, daß 
es dem Biſchof erſpart blieb, mit den Soldaten in einem 
Zimmer zu ſchlafen. 

Die letzteren gehörten ohne Zweifel zu der Schwadron 
preußiſcher Huſaren, die am 12. Mai zuſammen mit einer 
Schwadron öſterreichiſcher Huſaren und einigen ruſſiſchen Infan⸗ 
terieregimentern nach Warſchau gekommen war. Die Truppen 
ſtellten ſich dort, wo ihre Generäle wohnten, in Reih und 
Glied auf und warteten den Ausgang der Sitzung ab; ſie 
ſollten dann in die Häuſer derjenigen gelegt werden, welche, 
wie Benoit ſich ausdrückte, „die Beratungen fruchtlos machten“. 
Die Mehrheit des Reichstages ſchien für den Vorſchlag des 
Königs eingenommen zu ſein, und es war dies ja auch erklärlich; 
aber auf der anderen Seite fürchtete man die fremden Truppen 
und ſtellte deshalb den Antrag, es ſollte eine Deputation an 
die Geſandten abgeordnet werden und um Aufſchub bitten. 
Der König widerſetzte ſich dieſem Vorſchlage laut und heftig, 
auch nachdem ihm ſeine Verwandten dringend vorgeſtellt hatten, 
daß er, wenn er ſelbſt unglücklich ſein wollte, doch nicht ſie 
und das Vaterland in Gefahr bringen dürfte. Daher mußte 
man abſtimmen. Auch während dies geſchah, wirkte der König 
noch zu ſeinen Gunſten und war außer ſich, als er für ſeine 
Meinung nicht die Mehrheit erlangte +). Die Deputation begab 


1) Nach Benoit (13. Mai) ſtimmten gegen den König das ganze 
Miniſterium, une vingtaine de Sénateurs contre 10, dann 50 Land- 
boten gegen 30. Etwas anders Herrmann V, 538: 22 Senatoren 
gegen 11, und 58 Landboten gegen 38. Stanislaus Auguſt bei Mouy, 
p. 447 ſchreibt, es ſeien für ihn 30 Senatoren und 50 Landboten geweſen. 
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ſich nun zu den Geſandten und bat um einen Auſſchub bis 
zum 14ten; derſelbe wurde gewährt, und die Truppen gingen 
wieder auf die umliegenden Dörfer zurück mit Ausnahme der 
Einquartierung des Biſchofs von Luck, welche nun vielmehr 
dieſem noch beſchwerlicher fiel. Wahrſcheinlich um auf die 
Abſtimmung des folgenden Tages einen größeren Druck aus⸗ 
zuüben, verſchärfte Benoit am 13ten die Maßregeln gegen 
Turski. Man nahm ihm Wagen und Pferde, die einquartierten 
Soldaten und ihre Kameraden verſchmauſten ſeine Vorräte; 
auch ſollte er jedem Soldaten täglich ſechs Thaler zahlen, und 
da er ſich wahrſcheinlich weigerte, hielt man ſich an ſein Sil⸗ 
berzeug; doch hat er ſpäter alles wiederbekommen. 

An demſelben Tage war der eine Teil der Polen überaus 
geſchäftig, für den Vorſchlag Poninskis die Mehrheit zu ge⸗ 
winnen; bis in die Nacht hinein und noch am folgenden 
Morgen wurden die Anſtrengungen bei den Widerſtrebenden 
fortgeſetzt. Im Reichstage las dann Poninski eine Erklärung 
der drei Geſandten vor, daß, wenn man nicht ihrem Vorſchlag 
inbezug auf die Delegation zuſtimmte, die angeſagte Einquar⸗ 
tierung ausgeführt und die Landgüter der Hartnäckigen mit 
Beſchlag belegt werden würden. Auch diesmal blieb der König 
bei ſeiner Meinung ſtehen, obgleich ihm die oberſten Staats⸗ 
beamten, darunter der 77jährige Michael Czartoryski, abgeraten 
hatten. Das Miniſterium ſtimmte dann für den Vorſchlag 
Poninskis. Die Landboten teilten ſich in zwei beinahe gleiche 
Hälften, aber der Senat entſchied zugunſten der Geſandten +). 

In den folgenden Tagen wurden die Vollmachten für die 
Delegation ausgeſtellt und die Mitglieder derſelben beſtimmt; 
der König ſchickte alle anweſenden Senatoren und 13 Land⸗ 
boten hinein, und die beiden Marſchälle ernannten 50 Land⸗ 
boten, ſo daß die ganze Delegation aus mehr als 90 Män⸗ 


1) Die Angaben Benoits finden ſich bei Beer II, 224 Anm., da⸗ 
nach betrug die Mehrheit 9, nach Rewitzki (ebd.) 6, ebenſo nach Theiner 
IV, 2. p. 535 und nach Preuß („Die Abtretung Weſtpreußens durch 
den Reichstag zu Warſchau 1773“, Programm des Gymnaſiums in 
Kulm 1879, S. 19), nach Stanislaus Auguſt (Mouy, p. 448) nur 5. 
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nern beſtand. Hierauf vertagte ſich die Reichsverſammlung 
bis zum 15. September. 

So hatten die Geſandten mit nur geringen militäriſchen 
Maßregeln ihr Ziel erreicht. Dagegen fühlte ſich Stanislaus 
Auguſt recht unglücklich. „Seit dem 14. Mai bin ich ganz 
und gar in der Hand der drei Höfe“, ſchrieb er am 5. Juni 
an Madame Geoffrin in Paris; „ich ſterbe vor Hunger. Man 
hat es auf alles abgeſehen, was mir am teuerſten iſt.“ Er kann 
es nicht über ſich gewinnen, der Hoffnung gänzlich zu entſagen; 
aber am Ende des Briefes verflucht er den Tag, der ihn an 
den unglückſeligen Platz geführt hat, welchen er einnimmt und 
auch nicht verlaſſen kann ). 

Stanislaus Auguſt blickte finſter nicht nur in die nächſte 
Zukunft, ſondern auch auf die Leiden der Gegenwart. Indem 
die fremden Truppen noch immer auf Unkoſten der Polen 
lebten, hatte ſich das Miniſterium der Republik am 18. Mai 
von neuem an die drei Höfe mit der Bitte gewendet, ſie möchten 
doch von jetzt an die Lebensmittel für ihre Truppen und das 
Futter für die Pferde bezahlen und den Soldaten anbefehlen, 
daß fie auch im übrigen fo ſchonend als möglich bis zur gänz— 
lichen Räumung des Landes verfahren ſollten 7). 

Am freundlichſten wurde die Bitte von Rußland aufge— 
nommen; denn deſſen Intereſſe verlangte die größte Beriic- 
ſichtigung der polniſchen Wünſche, wenn dieſelben nur die 
Herrſchaft des Petersburger Hofes nicht gefährdeten. Im Mai 
befahl Panin dem Baron Stackelberg, er ſolle inbezug auf 
die Regulierung des Handels und der Schiffahrt auf der 
Weichſel zuſammen mit Rewitzki dem preußiſchen Geſandten 
Vorſtellungen machen, um den Polen ſo gute Bedingungen als 
möglich zu verſchaffen, und auf der anderen Seite dahin 
wirken, daß die Oſterreicher ihnen das Salz zu mäßigen Preiſen 
verkaufen. „Ich begreife“, fuhr Panin fort, „daß eine ſolche 
Haltung von Ihrer Seite dem Könige von Preußen gegenüber, 


1) Mony, p. 449—450. 
2) Theiner IV, 2. p. 471. 
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deſſen Anordnungen ganz andere Abſichten offenbaren, kitzlich 
ſein wird; aber Sie können wenigſtens verlangen, daß man 
Polen aufatmen laſſe, bevor man neue Vorteile von ihm zieht, 
und daß die erſten Jahre nach der Teilung nicht ſo ſchwer 


für dasſelbe ſeien. Jedesmal, wenn Ihnen der preußiſche 


Geſandte rät, Gewalt zu brauchen, bemerken ſie ihm, daß es 
noch andere Mittel gebe; mäßigen Sie ſeinen Drang und eignen 
Sie ſeine Meinungen ſich nur in äußerſten Fällen an. Er⸗ 
zählen Sie ihm in aller Freundſchaft, ohne ſeinen Hof hinein⸗ 
zuziehen, was Sie Schlimmes von der Aufführung der preußiſchen 
Truppen erfahren; reden Sie ihm zu, dieſelben mehr im Zügel 
zu halten; ſtellen Sie ihm vor, daß die augenblicklichen Vor⸗ 
teile des Soldaten, den man im fremden Lande reichlich nährt, 
nichts gelten können im Vergleich mit der Notwendigkeit, Eu⸗ 
ropa aus der Kriſis herauszuziehen, in der es ſich gegenwärtig 
befindet.“ ) 

Stackelberg wendete ſich durch den ruſſiſchen Geſandten in 
Berlin an den Grafen Finckenſtein und dieſer an den König; 
infolge deſſen empfing Benoit den Befehl, in Übereinſtimmung 
mit ſeinen beiden Kollegen zu beſtimmen, wann die Bezahlung 
anfangen ſollte. Benoit bemühte ſich aber, noch einige Wochen 
zu gewinnen. Umgekehrt drängten ihn Stackelberg und Re⸗ 
witzki, und als letzterer ſich zum 20. Juni verſtanden hatte, 


da geriet Benoit noch mehr in die Enge. Der ruſſiſche Ge⸗ 


ſandte wagte ſogar zu bemerken, daß die preußiſchen Er⸗ 
preſſungen um ſo ſtärker würden, je mehr man ſich dem Ende 
näherte. Endlich beſtimmte der König von Preußen, daß die 
Lieferungen vom 1. Juli ab bezahlt werden ſollten ). 

Wie Rußland ſeinem Intereſſe gemäß in dieſem Punkte 
mehr Wohlwollen als die beiden anderen Höfe gegen die Polen 
bezeigte: ſo hielt es auch an den Grenzen feſt, die in dem 
Vertrage vom 5. Auguſt 1772 beſtimmt worden waren. Es 


1) Sſolowjoff, S. 150. 


2) Finckenſtein an den König, 30. Mai; der König (mediat), 1. Juni. 
Benoit, 9% 12, 16, Jun; i 


—— 


we 
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hatte freilich ſeinen Anteil ſehr reichlich bemeſſen. Dagegen 
wollte Preußen noch mehr gewinnen. Während es anfangs 
eine Linie von Barcin an der Netze bis Schulitz an der 
Weichſel gezogen hatte, waren die Truppen ſpäter noch weiter 
ſüdlich vorgeſchoben worden. Der Vertragsentwurf, welchen 
Friedrich im letzten Drittel des April aufſetzen ließ, enthielt 
bereits die neue Grenze und ward an Kaunitz und Panin mit 
der Bitte geſendet, daß ſie den König von Preußen hierbei in 
Warſchau unterſtützen möchten. Der Staatskanzler zeigte ſich 
willig und verlangte nur eine gleiche Gefälligkeit vonſeiten 
Friedrichs des Großen. Dagegen ſtieß man in Petersburg 
auf Widerſtand. Panin ſprach über dieſe Verſchiebung der 
Grenze ſein Bedauern aus und ließ die beiden Höfe bitten, 
ſich nicht ſo gierig zu zeigen; er erklärte die Neuordnung der 
Republik für viel wichtiger. Auch Katharina betrachtete die 
Ausdehnung der Grenze vonſeiten Preußens und Oſterreichs 
als eine ſolche, die auf einer erzwungenen Auslegung beruhte; 
ſie ſprach in einem gereizten Tone zu Saldern: man hätte 
keinen Vertrag ſchließen ſollen, wenn man ihn nicht halten 
wollte. Es ärgerte die Kaiſerin hier und in der Danziger 
Streitfrage, deren ſie bei dieſer Gelegenheit ebenfalls gedachte, 
daß der König, ihr Verbündeter, geſucht hätte ſie zu überliſten. 
Rußland beſtand darauf, daß die drei Höfe ſich inbetreff der 
Grenzen an den Vertrag vom 5. Auguſt 1772 halten ſollten, 
und fo mußten fic) Preußen und Oſterreich wohl oder übel 
fügen +). 

Die eigentlichen Verhandlungen der Delegation mit den 
drei Geſandten fingen am 3. Auguft an und dauerten bis 
zum 11. September. Rewitzki eröffnete den Reigen, und eben 
deshalb war er länger beſchäftigt als die beiden anderen; denn 
gewiſſe Punkte wurden hier entſchieden, welche nachher nur 
kurz berührt zu werden brauchten. 

Als Rewitzki ſeinen Vertragsentwurf überreicht hatte, da 
erfaßte die Delegierten namenloſer Schmerz. Wie die Mutter 


1) Solms, 14. u. 25. Mai, vgl. 15. Juni. 
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jammert, wenn der Tod ihr Kind, welches ſeit Wochen hoff⸗ 
nungslos auf dem Krankenbette liegt, endlich unbarmherzig 
von ihrer Seite reißt: alſo erging es ungefähr den armen 
Polen; denn ſie empfingen jetzt über ihr ſchreckliches Los und 
über die Unmöglichkeit, Milderungen zu erlangen, Gewißheit. 
Sie mußten den Entwurf an ſich nehmen. Eine Woche ver⸗ 
handelten ſie dann unter einander und überreichten dem öſter⸗ 
reichiſchen Gefandten am 10. Auguſt ihre Gegenbemerkungen. 
„Der Petersburger Vertrag, welchen die drei Höfe abgeſchloſſen 
haben“, ſagten ſie, „entſcheidet über unſer Los, ohne daß wir 
im geringſten teilgenommen, und der Schwächezuſtand, worin 
ſich die Republik befindet, iſt ſchuld, daß wir uns dem Ge⸗ 
ſchick, welches man uns bereitet hat, mit Seufzen unterwerfen 
müſſen.“ 

Wenn auch Rewitzki bereits den Delegierten eröffnet hatte, 
daß die Grenzen ſo bleiben müßten, wie ſie in Petersburg 
feſtgeſetzt worden wären, ſo wollten ſie doch zu ihrer eige— 
nen Rechtfertigung eine ſchriftliche Antwort haben, und ſo 
ſprachen ſie denn die Hoffnung aus, daß man mit ihnen unter⸗ 
handeln und keineswegs nur den Willen der drei Höfe den 
Polen vorſchreiben würde. Sie fragten, ob ſie Beweiſe dafür, 
daß ihnen die entriſſenen Gebiete rechtmäßig gehörten, vor⸗ 
bringen dürften oder nicht. Was man ihnen erwidern würde, 
ſahen ſie freilich voraus, auch verſchloſſen ſie ſich nicht der 
Überzeugung, daß der Schwächere ſich dem Stärkeren fügen 
müßte; nur baten ſie den Geſandten um eine Erklärung dar⸗ 
über, ob ſie, wenn ſie in die Abtretung nicht willigten, der 
Republik einen noch größeren Verluſt an Land und ſchlimmere 
Übel zuziehen würden). Außerdem wünſchten fie wenigſtens 
den Petersburger Vertrag, inſoweit derſelbe Polen beträfe, 
mitgeteilt zu erhalten. Sie hatten ſchon vorher darum ge⸗ 
beten, aber eine abſchlägige Antwort empfangen, und nur ſo 


J 1) Theiner IV, 2. p. 478, No. 28d. Der Text iſt unverſtänd⸗ 
lich; offenbar ſind zwiſchen „que si nous“ und „attendre“ einige Worte 
weggefallen und aus p. 482, No. 2 zu ergänzen. Ib., p. 497, No. 3. 
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viel war ihnen zugeſtanden worden, daß Stackelberg und Be- 
noit bezeugten, die Grenzen, welche der Wiener Hof verlangte, 
wären dieſelben, welche der Petersburger Vertrag vorſchriebe. 
Wenn ſie ihren Wunſch wiederholten, ſo rechneten ſie ohne 
Zweifel nicht auf Erhörung, ſondern ſie thaten es nur, um, 
wie geſagt, einen ſchriftlichen Beweis, daß ſie ein ſolches Ver⸗ 
langen geſtellt hätten, in die Hände zu bekommen. Da ſie 
aber in Erfahrung gebracht hatten, vielleicht ſogar durch ruſ⸗ 
ſiſche Veranſtaltung, daß die Oſterreicher ihren Anteil noch 
vergrößern wollten, fo beſchwerten fie ſich über die Unbeſtimmt⸗ 
heit, an welcher der Vertrag inbezug auf die Feſtſetzung der 
Grenzen litte, und ſtellten das durchaus gerechtfertigte Ver⸗ 
langen, daß man ihnen eine Landkarte geben möchte, wo genau 
bezeichnet wäre, was die Polen abtreten ſollten. 

Die Antwort Rewitzkis iſt von allgemeiner Bedeutung; 
denn Stackelberg und Benoit haben darauf verwieſen, als 
ihnen die nämlichen Vorſtellungen gemacht wurden. Der Ge⸗ 
ſandte leugnete, daß die drei Höfe forderten, die Delegierten 
ſollten blind annehmen, was ſie ihnen vorſchrieben; und es ſind 
auch in der That mancherlei Anträge der Polen während des 
Laufes der Unterhandlungen berückſichtigt worden. Aber in⸗ 
bezug auf den Umfang des von Oſterreich beſetzten Gebietes 
blieb Rewitzki dabei ſtehen, daß hierin keine Anderung zu⸗ 
gelaſſen werden würde; denn der Wiener Hof hätte ſein Recht 
darauf erwieſen, und fein Anteil wäre weit unter ſeinen ge- 
rechten Anſprüchen ). Die Beweisführung, welche die Re— 
publik der Erklärung des Wiener Hofes längſt entgegengeſtellt 
hatte, war von Rewitzki ſogleich nachhauſe geſendet worden. 
„Wenn ſich unter ſo vielen ſchwachen Einwendungen der Polen 
eine ſtichhaltige findet“, ſchrieb er, „ſo wird man nicht ver— 
fehlen, ſeiner Zeit darauf zu antworten.“ Jedoch er wollte 
weder die Unterhandlung noch den Abſchluß der Verträge bis 


1) Nach Theiner IV, 2. p. 485 ad 9, 10 u. 11 hat der Ge⸗ 
ſandte die Kühnheit, den öſterreichiſchen Anteil zu nennen „partie mo- 
dique en comparaison des vastes provinces auxquelles elle renonce 
malgré ses justes prétentions “. 
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dahin ausſetzen. Er leugnete ferner, daß hier nur die Gewalt 
entſchiede. „Die gegenwärtige Schwäche Polens“, ſchrieb er, 
„kann höchſtens die Gelegenheit dargeboten haben, aber nicht 
das Recht. Die Konvenienz ohne Recht iſt ungerecht, jedoch 
wenn ſie zu dem Rechte dazutritt, iſt ſie jeder anderen Art 
ſein Eigentum zurückzufordern vorzuziehen.“ 

Die Diplomaten lernen auch der Grauſamkeit ein menſch⸗ 
liches Anſehen verleihen; aber dieſe Maske muß der Geſchicht⸗ 
ſchreiber entfernen. Rewitzki ſprach allerdings verhüllt die 
Drohung aus, daß der Wiener Hof den Polen noch mehr 
Land entreißen würde, wenn die Unterhandlung fruchtlos bliebe. 
Die Landkarte zu geben weigerte ſich der Geſandte, weil ihm 
keine zugeſchickt war, und er meinte weiter, daß es gänzlich 
überflüſſig ſein würde, Kommiſſarien für die genauere Beſtim⸗ 
mung der Grenze zu ernennen, wenn eine ſolche Karte vor⸗ 
handen wäre. 

Nach langen Verhandlungen über eine Menge von Einzel⸗ 
heiten nahm endlich die Delegation am 21. Auguſt abends den 
öſterreichiſchen Ceſſionsvertrag an; der Biſchof von Cujavien, 
Oſtrowski, unterzeichnete denſelben als Vorſitzender der Dele⸗ 
gation vorläufig, und ebenſo die beiden Marſchälle der Kon⸗ 
föderation. Darauf begab fic Rewitzki nach Zamose zum 
Kaiſer, welcher bereits die neue Erwerbung begierig in Augen⸗ 
ſchein nahm. Joſeph II. freute ſich über das Ende der Unter⸗ 
handlung, aber er bedauerte, daß Rußland die Erweiterungen, 
welche Preußen und Oſterreich anſtrebten, nicht zugegeben hätte, 
und man alſo von den polniſchen Kommiſſarien noch man⸗ 
cherlei Quälereien erfahren würde, weil die Grenzen nicht 
genau beſtimmt worden wären ). 

Wahrſcheinlich um den Abſchluß zu beſchleunigen, hatte 
Stackelberg ſeinen Vertragsentwurf bereits am 17. Auguſt an 
die Delegation gelangen laſſen. Merkwürdigerweiſe behaupteten 
mehrere Mitglieder derſelben, daß man mit Rußland gar nicht 


1) Benoit, 28. Auguſt. Rewitzki war ohne Zweifel am 27ſten nach 
Warſchau zurückgekehrt. Theiner IV, 2. p. 547. 
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unterhandeln könnte, ſo lange dieſe Macht im Kriege mit den 
Türken ſich befände, da die letzteren doch um der Polen 
willen zu den Waffen gegriffen hätten. Aber Benoit, gegen 
den ſie dieſe Meinung ausſprachen, machte ihnen bemerklich, 
daß das kindiſche Spitzfindigkeiten wären, welche ſie gut thun 
würden aufzugeben, damit ſie nicht auf eine ſehr energiſche 
Weiſe zurechtgewieſen werden müßten. Rewitzki äußerte ſich in 
demſelben Sinne. Die Parteigänger der drei Höfe brachten 
dieſe Bemerkungen in der Delegation vor, welche dann auch 
am 26. Auguſt ihre Einwendungen gegen den ruſſiſchen Ent⸗ 
wurf dem Geſandten überreichte. Zwei Tage ſpäter antwortete 
dieſer. Indem er gleich anfangs die Nation und die Regie⸗ 
rung beſchuldigte, daß ſie die guten Abſichten, welche die Kai⸗ 
ſerin von Rußland inbezug auf Polen gehabt, aus Ehrgeiz 
und Partei⸗Intereſſe durchkreuzt hätten, erhob ſich mit Recht 
in der Verſammlung ein gewaltiger Sturm, und der Gegen- 
ſtand beſchäftigte die Delegierten bis in die Nacht hinein. 
Stackelberg aber, den ſie am anderen Tage zur Rede ſtellen 
ließen, forderte ſie auf, lieber den Ceſſionsvertrag zu fördern; 
er verſprach, die von ihm gemeinten Perſönlichkeiten — die 
Czartoryski — vielleicht ſpäter zu nennen, wenn von den in⸗ 
nern Angelegenheiten die Rede ſein würde. 

Die Grenzen machten diesmal keine Schwierigkeit, da ſich 
der Petersburger Hof genau an den Vertrag vom 5. Auguſt 
1772 hielt; das Recht auf die beſetzten Gebiete galt natürlich 
auch dem ruſſiſchen Geſandten für unbeſtreitbar, und er be— 
zeichnete dieſelben zugleich als eine mäßige Entſchädigung für 
den ungeheuren Schaden, welchen die Polen den Ruſſen zu⸗ 
gefügt hätten. 

Eine Hauptſorge war für die Delegation, diejenigen Katho⸗ 
liken ſicher zu ſtellen, welche jetzt unter ruſſiſche und preußiſche 
Herrſchaft kamen. Zu dem Ende mußte ſich Rewitzki noch 
nachträglich verpflichten, einen Artikel zugunſten der Religions⸗ 
freiheit der Diſſidenten und nichtunierten Griechen aufzunehmen, 
damit umgekehrt Stackelberg und Benoit bereit wären, für die 
Katholiken das nämliche feſtzuſetzen. Der ruſſiſche Geſandte 
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fand ſich auch dazu bereit. Am 1. September war er mit 
ſeiner Unterhandlung zu Ende. 

Benoit, der nun an die Reihe kam, hatte von Friedrich 
noch eine Weiſung inbezug auf die Grenze bekommen. Der 
König von Preußen widerſetzte ſich dem Wunſche Katharinas 
nicht, daß die Worte der Tripelkonvention beibehalten würden, 
und er erklärte ſich einverſtanden mit dem Vorſchlage, welchen 
ihm Benoit gemacht, man ſolle die endgültige Feſtſetzung der 
Grenzen der Kommiſſion überlaſſen, die ernannt werden würde, 
um an Ort und Stelle dieſes Geſchäft zu beſorgen. Der 
König hatte vor zwei Jahren in der Unterhandlung mit Ruß⸗ 
land die ganze Netze zugeſprochen erhalten, d. h. das voll- 
ſtändige Bett des Fluſſes. Jetzt aber verſtand er darunter 
auch den ganzen Lauf des Fluſſes, und er wollte jenes durch 
den Zuſatz „mit ſeinen beiden Ufern“ ausdrücken; denn ſeine 
Begehrlichkeit war inzwiſchen gewachſen. Benoit verſprach, was 
irgend möglich wäre zu thun; aber er gab wenig Hoffnung, 
und er fand wirklich bei Stackelberg und Rewitzki den größten 
Widerſtand. Auch die Delegation wollte natürlich wiſſen, von 
welchem Punkte der Netze die Linie bis an die Weichſel ge⸗ 
zogen werden ſollte. Sie wünſchte, wie man ſich denken kann, 
die kürzeſte Linie, und nahm das linke Ufer der Netze für die 
Polen in Anſpruch. 

Außerdem benutzte Friedrich die Gelegenheit, um gewiſſer 
Verpflichtungen, welche der große Kurfürſt 1657 hatte über⸗ 
nehmen müſſen, wieder ledig zu werden. Am 19. April hat⸗ 
ten ihm Finckenſtein und Hertzberg dieſen Rat gegeben 1). „Der 
Vertrag von Wehlau“, hieß es in ihrem Schreiben an den 
König, „iſt in ſeinen meiſten Artikeln zum Vorteile von Polen, 
indem das Haus Brandenburg verſprochen hat, keine Neue⸗ 
rungen inbezug auf Handel, Flußzölle, Münze zu machen, der 
Republik in allen Kriegen 2000 Mann zum Beiſtande zu 
ſchicken und ihren Truppen freien Durchzug zu gewähren. 


1) Der Rat ging wie bei dem Danziger Hafen von Hertzberg aus. 
Huit Dissertations, p. 297. 
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Ferner ſoll nach dem Ausſterben der männlichen Nachkommen 
des Kurfürſten Friedrich Wilhelm das alte königliche Preußen 
und gemäß dem Vertrage von Bromberg auch die Gebiete von 
Lauenburg und Bütow wieder an Polen kommen und die 
Staroſtei Draheim von der Republik zurückgekauft werden 
können.“ 

Friedrich der Große hatte den Vorſchlag ſeiner Miniſter 
ſehr gut gefunden, und Benoit war beauftragt worden, die 
preußiſchen Könige von den läſtigen Verpflichtungen zu befreien. 
Die Delegierten betrachteten dieſe Punkte natürlich mit anderen 
Augen und ſtritten wider die Aufhebung der genannten Artikel, 
wenn ihnen nicht eine Entſchädigung dadurch gewährt würde, 
daß Friedrich ſeinen Anteil verringerte. 

Was die Grenzen der preußiſchen Erwerbung betrifft, ſo 
mußten wie bei Oſterreich und Rußland die Worte des Peters⸗ 
burger Vertrages angewendet werden, und die endgültige Re— 
gelung ward auch hier den Kommiſſarien überlaſſen, die von 
beiden Seiten in gleicher Anzahl ernannt werden ſollten. Aber 
zugleich gab dieſer Punkt Anlaß zu einem Zuſatz für alle drei 
Verträge. Indem nämlich die Delegation gegen Benoit Hilfe 
bei Stackelberg und Rewitzki ſuchte, ſchlugen die letzteren einen 
ganz neuen Artikel folgenden Inhalts vor: wenn ſich die Kom⸗ 
miſſarien über die Grenze nicht einigen können, werde man die 
Vermittelung der beiden anderen Höfe anrufen, inzwiſchen aber 
das Grenzgeſchäft ruhen laſſen, und wenn ſich ſpäter Streitig- 
keiten erheben, werde man beiderſeits Kommiſſarien ernennen, 
welche die Sache freundſchaftlich austragen ſollen. Die Polen 
mochten ſich Hilfe gegen Preußen und Oſterreich, deſſen Grenzen 
ja ebenfalls ungenau bezeichnet waren, von Rußland verſprechen, 
und ſie hatten dazu auch ein gewiſſes Recht. Benoit mußte 
dieſen Artikel annehmen. 

Auch für Danzig und Thorn traten die Delegierten wieder⸗ 
holt kräftig ein. Zwar wies Benoit darauf hin, daß die Kom⸗ 
miſſarien von Rußland und Preußen die Angelegenheit regeln 
würden; aber die Polen beruhigten ſich dabei nicht, und es 
wurde beſtimmt, daß das, was jene beiden Männer mit den 

Reimann, N. Geſch. Preußens. I. 32 
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Abgeordneten des Rates von Danzig beſchloſſen haben würden, 
ſo angeſehen werden ſollte, wie wenn es in dem Vertrage ſelbſt 
enthalten wäre. Da ferner Benoit von Stackelberg erfuhr, 
daß die Schwierigkeiten inbezug auf Thorn nahe daran wären, 
freundſchaftlich ausgeglichen zu werden, gab er zu, daß es eben 
ſo gehalten werden ſollte, wenn die beiden Höfe in dieſer Sache 
gleichfalls eine Beſtimmung träfen. Genug auch hier verließen 
ſich die Polen auf Rußland. 

Großen Streit verurſachte noch die zu verbürgende Reli⸗ 
gionsfreiheit der Katholiken. Wie erzählt worden iſt, hatte 
Rewitzki nachträglich einen Artikel für die Griechen und Prote- 
ſtanten aufgenommen ), damit Stackelberg dasſelbe für die 
Katholiken verſprechen könnte. Dieſer hatte ſich auch gern bee 
reit erklärt und von dem preußiſchen Geſandten verlangt, er 
müßte das gleiche Verſprechen geben. Jedoch an dem Ausdruck 
Hierarchie nahm Benoit großen Anſtoß und wollte dieſelbe nicht 
gewährleiſten, indem er meinte, daß man jenes Wort ſehr 
leicht auf die päpſtliche Herrſchaft ausdehnen könnte, die er für 
unvereinbar mit den Souveränitätsrechten des Königs hielt. 
Auch die Art, wie die Kirchengüter geſichert werden ſollten, 
gefiel ihm nicht. Als er daher mit der Delegation unter⸗ 
handelte, ſchlug er eine andere Faſſung vor, in welcher das 
Wort Hierarchie ausgelaſſen war und auch der Kirchengüter, 
die zwar in Polen, aber nicht in Preußen ſteuerfrei waren, 
keine Erwähnung geſchah 2). Die Polen kamen aber auf ihre 
Forderung zurück, und da Benoit ſich aufs neue weigerte, 
wurde der Streit ſehr heftig. Stackelberg und Rewitzki be⸗ 
ſchworen ihren Kollegen unaufhörlich, daß er im gegenwärtigen 
Augenblicke nicht den Fanatismus anfachen möchte, der allein 
die Polen zum Außerſten treiben könnte, und als auch eine 
zweite Formulierung Benoits verworfen worden war, erhoben 
ſie noch einmal ihre mahnende und warnende Stimme. Nach 
langem Streit einigte man ſich aber auch hier. Benoit ver⸗ 


1) Derſelbe ſteht bei Theiner IV, 2. p. 50484. 
2) Theiner IV, 2. p. 505, No. 12. Réponse, Art. VIII. 
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bürgte den Katholiken den Genuß ihrer Kirchengüter, und die 
Polen machten ihrerſeits keine Einwendung, wenn er ihnen 
ſagte, daß dieſelben in Preußen nicht ſteuerfrei ſein würden. 
Wenn ſie dann erklärten, daß ſie unter dem Ausdruck Hie⸗ 
rarchie den Kultus, das Dogma und die Erhaltung ihrer 
Kirchen verſtänden, ſo war Benoit damit zufriedengeſtellt. Doch 
iſt das anſtößige Wort noch weggelaſſen worden ). 

Wie wenn man ſchon jetzt eine neue Teilung verhindern 
wollte, entſagten die drei Höfe förmlich und ausdrücklich allen 
weiteren Anſprüchen auf polniſches Gebiet und verbürgten der 
Republik die Länder, die ihr nach der gegenwärtigen Zerglie⸗ 
derung übrig blieben. 

Endlich verſprachen Oſterreich und Preußen, ihre Truppen 
14 Tage nach der Ratifikation zurückzuziehen. Rußland aber 
trat für ſich dieſem Artikel nicht bei, weil es mit den Türken 
noch im Kriege lag oder auch nach abgeſchloſſenem Frieden 
leicht wieder in einen neuen verwickelt werden konnte und in 
ſolchem Falle keinen anderen Stützpunkt als das Gebiet der 
Republik hatte. Es ſei für den Petersburger Hof unmöglich, 
behauptete der ruſſiſche Geſandte, eine andere Bedingung zuzu⸗ 
laſſen, als daß er inbezug auf Durchmarſch und Aufenthalt 
ſeiner Truppen in Polen an die Republik ſich wendete ?). Wie 
ſchöne Vorſchriften erteilte Panin dem Baron Stackelberg, 
wenn es um Preußen ſich handelte; dagegen war er bereit, 
wenn es im Intereſſe ſeines Hofes lag, Polens Neutralität 
weiter zu mißachten, wie es die Ruſſen im Siebenjährigen 
Kriege gethan hatten und im Türkenkriege noch machten. 

Am 15. September trat der Reichstag wieder zuſammen; 
aber er wurde ſogleich bis zum 21ſten vertagt, auf daß die 
Verträge zuvor unterſchrieben werden könnten. Am 18ten be⸗ 


1) Theiner IV, 2. p. 509, No. 25. Benoit, 1., 13. u. 16. Sep⸗ 
tember. In dem preußiſchen Vertragsentwurf vom 23. April 1773 
ſicherte der Artikel 7 den Katholiken in den neuen Erwerbungen freie 
Religionsübung zu. 

2) Theiner IV, 2. p. 492, No. 8. Vgl. die Rede Wilczewskis 
Ib., p. 469. 
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gaben ſich die Geſandten der drei Höfe in die Delegation und 
ſetzten freudig ihre Namen unter die Schriftſtücke. Ihnen 
folgten die Polen. Aber das war ein langwieriges Geſchäft, 
welches mehrere Tage in Anſpruch nahm; denn ſechs Exem⸗ 
plare ſollten von 99 Delegierten unterzeichnet werden. Außer⸗ 
dem mußten die Geſandten geſpannt aufmerken, damit niemand 
der herrſchenden Unſitte gemäß einen Vorbehalt hinzufügte. 
Andere verſuchten ſogar einen kleinen Scherz anzubringen, wie 
wenn z. B. einer hinter ſeinen Namen die Worte ſetzen wollte 
„um Abſchied zu nehmen“. Umgekehrt brachen manche in 
lautes Wehklagen aus. Viele konnten ſich nicht enthalten, noch 
jetzt in lange Unterhandlungen zu treten und zu verſuchen, ob 
ſie nicht einige Stücke noch zurückgewinnen könnten. „Da 
offenbarte ſich“, urteilte gefühllos Benoit, „die Unwiſſenheit 
und Einfalt dieſer guten Leute in ihrer ganzen Größe.“ 

Am 21. September, wo der Reichstag wieder zuſammen⸗ 
trat, hatten ungefähr 60 Perſonen unterzeichnet, darunter be⸗ 
fanden ſich alle Biſchöfe, die Miniſter und die Mehrzahl der 
Senatoren. Als die Verträge vorgeleſen worden waren, da 
machten diejenigen, welche der Delegation nicht angehörten, den 
anderen bittere Vorwürfe, daß ſie ihre Inſtruktionen über⸗ 
ſchritten und Dinge bewilligt, von denen in der Petersburger 
Tripelkonvention keine Rede wäre, z. B. die vollſtändige Ab⸗ 
tretung Preußens, der Bezirke Lauenburg und Bütow, der 
Staroſteien Draheim und Zips, ohne dafür auch nur den ge⸗ 
ringſten Vorteil für Polen auszuwirken. Sie verſuchten, das 
Verſäumte nachzuholen und die Ratifikation von gewiſſen Be⸗ 
dingungen abhängig zu machen. Außerdem erneuerten ſich die 
Bemühungen des Reichstages, die volle Freiheit für die in⸗ 
neren Angelegenheiten zurückzugewinnen und die Nachbarmächte 
von jeder Mitwirkung gänzlich auszuſchließen. Mit dem Plane, 
welchen Panin aufgeſtellt hatte, war Friedrich keineswegs ein⸗ 
verſtanden, weil weder der König noch der Adel ſeinen Vorteil 
dabei fände, und er hatte ſchon im Juni gegen den öſter⸗ 
reichiſchen Geſandten die Befürchtung ausgeſprochen, daß die 
Polen Widerſtand leiſten würden. Auch Benoit mißbilligte den 


Ratifikation der Teilungsverträge. 501 


Immerwährenden Rat, welchen Rußland durchaus einrichten 
wollte. Preußen und Oſterreich konnten aber nicht mehr zu⸗ 
rück, ſondern fie mußten die Pläne des Petersburger Hofes 
befördern helfen. Drohende Erklärungen und drohende Auße⸗ 
rungen der Geſandten ſollten den Widerſtand des Reichstages 
brechen. Aber erſt am 30. September, nachdem Stackelberg, 
Rewitzki und Benoit noch in eine ganz geringe Vermehrung 
der Mitglieder der Delegation gewilligt hatten, wurden die 
drei Verträge angenommen und Stanislaus Auguſt ermächtigt, 
dieſelben zu ratifizieren !). 

Mit dem, was Benoit durch ſeine Unterhandlung erreicht 
hatte, waren Finckenſtein und Hertzberg ſehr zufrieden, und ſie 
rühmten dem Könige die Klugheit und Geſchicklichkeit, welche 
der Geſandte nach ihrer Meinung bei dieſer Gelegenheit ent⸗ 
faltet hatte. Nur ein Punkt mißfiel ihnen; ſie wünſchten, es 
wäre nicht fo beſtimmt ausgeſprochen worden, daß die Geiſt⸗ 
lichkeit im Beſitz ihrer Kirchengüter bleiben ſollte. Der König 
war mit ſeinen Miniſtern vollkommen einverſtanden ſowohl in 
der Anerkennung der Verdienſte Benoits, als auch inbezug auf 
die Sicherſtellung der geiſtlichen Güter, und er verhehlte ihnen 
nicht, daß er keineswegs die Abſicht hätte, von den Beſtim⸗ 
mungen, die er bereits getroffen, wieder abzugehen; „folglich 
wird man“, ſchrieb er, „daran denken müſſen, der Ausführung 
dieſes Artikels eine ſolche Wendung zu geben, daß meinen Ein— 
richtungen in nichts Abbruch geſchieht.“ Der König bedauerte 
weiter, daß Benoit ſeinen beiden Kollegen inbetreff der Grenzen 
hatte nachgeben müſſen “). 

Als die drei Höfe die Verträge ratifiziert hatten, mußte 
der König von Polen ihrem Beiſpiele folgen. Darauf erhiel⸗ 
ten die öſterreichiſchen Truppen den Befehl, am 16. November 
abzumarſchieren. Benoit dagegen erſuchte den General Len⸗ 
tulus, dies erſt am 22ſten zu thun, weil in der Ratifikations⸗ 


1) Benoit, 22. u. 29. September, 2. Oktober. Theiner IV, 2. 
p. 550sqq. Beer, Friedrich II. und van Swieten, S. 111. 
2) Finckenſtein und Hertzberg an den König, 17. September, der 


König an ſie 18. September und an Finckenſtein, 29. September. 
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akte des preußiſchen Vertrages einige Ausdrücke ſtanden, die 
ihm mißfielen. „Mit unſeren hieſigen Herren muß man im⸗ 
mer noch ſolche Komplimente wechſeln“, berichtete der Ge⸗ 
ſandte, „und ich habe ihnen geſagt, ſie möchten ſich inacht 
nehmen, daß die Truppen der drei Höfe nicht zurückkommen 
müßten, wenn man ſich's einfallen ließe, neue Unruhen in 
Polen zu erregen.“ Die anſtößigen Ausdrücke wurden auch 
wirklich weggelaſſen, und am 19. November erfolgte die Aus⸗ 
wechſelung der Ratifikationen. 

Den Abend zuvor hatte der neu ernannte kleine General, 
Branecki oder, wie er ſich nun durchaus nannte, Branicki eine 
große Verſammlung im Brühlſchen Palaſte verſammelt. Ein 
Feuerwerk ward abgebrannt, und den Ball eröffnete Stanis⸗ 
laus Auguſt mit der Fürſtin Sapieha, ſeiner liebſten Freundin 
und Schweſter des kleinen Generals 1). Unwürdiger konnten 
wahrlich der König und die Großen kaum handeln; aber wun⸗ 
dern wird man ſich darüber ſchwerlich, wenn man die Schil- 
derungen lieſt, welche die Zeitgenoſſen von den polniſchen Sit- 
ten entwerfen. „Es iſt zu unangenehm“, ſchreibt Eſſen am 
11. Juni 1774, „ausführlich anzugeben, wie ſehr die Ehre, 
der Anſtand und die Achtung, die man ſich und der Geſell— 
ſchaft ſchuldig iſt, mit Füßen getreten werden. Der Nuntius, 
ein durch ſeinen geraden Charakter ebenſo wie durch ſein um⸗ 
fangreiches Wiſſen verehrungswürdiger Prälat, hat mir geſagt, 
es kämen vonſeiten der Geiſtlichen und Weltlichen Dinge vor, 
die ihn gegen die hier herrſchenden Grundſätze ganz und gar 
mit Schmerz und Abneigung erfüllten. Er verſichert mich, er 
habe bemerkt, daß ſeit der Unterzeichnung der Teilung die 
Leichtfertigkeit und die ſtärkſte Verderbtheit in Verbindung mit 
dem zügelloſeſten Aufwand mehr als je ſich offenbart hätten. 


1) Benoit, 13. u. 20. November. Theiner IV, 2. p. 555 zum 
24. November. Wenn es hier heißt, es wären die Ratifikationen am 
17ten ausgewechſelt worden, fo iſt das ein Leſe- oder Druckfehler; denn 
der Ball fand am 18ten ſtatt, und der Nuntius nennt dieſen Abend 
„la vigilia della sottoscrizione della ratifica del partaggio“ (1. De⸗ 
zember, p. 556). 
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Dieſe Verwilderung und dieſer Verfall der Sitten laſſen mich 
auch fürchten, daß die Leiden der polniſchen Nation noch 
nicht zu Ende ſind, und ein neuer Sturm gegen ſie herauf⸗ 
zieht.“) 

Während aber eine ganz geringe Minderheit ſchwelgte, ver⸗ 
kam der bei weitem größte Teil des Volkes elendiglich. Als 
Kaiſer Joſeph im Sommer 1773 Galizien bereiſte, ſchrieb er 
einmal an ſeine Mutter: „Der Bauer iſt ein unglückſeliges 
Geſchöpf, das nichts hat als die menſchliche Geſtalt und das 
phyſiſche Leben.“ Auf gleiche Weiſe ſchildert ein anderer 
Berichterſtatter dieſen Stand, der nach ſeiner Schätzung un⸗ 
gefähr ſechs Millionen zählte und zwei Dritteile der ganzen 
Bevölkerung in ſich faßte. „Die Bauern“, ſchreibt er, 
„unterſcheiden ſich nur wenig vom lieben Vieh. Sie haben 
kein Eigentum, leben von der Hand in den Mund und ver- 
kümmern im Schmutz und Elend. Aus Unwiſſenheit und 
Mangel an Mitteln laſſen ſie die Hälfte von ihren Kindern 
ſterben und kommen ſelber zuletzt aus Hunger um, wenn ihnen 
eine einzige Ernte fehlſchlägt.“ “) 

Lieſt man ausführlich, wie den Polen Gewalt angethan 
worden, ſo kann man ſich des Mitleides nicht erwehren; aber 
man muß dabei der greulichen Mißwirtſchaft vergeſſen, die ein 
zügelloſer Adel über ein großes Land verbreitet hatte und die 
ſich von der türkiſchen wenig unterſchied. Ja, auch der Fana⸗ 
tismus trieb hier beinahe dieſelben giftigen Blüten, wie auf 
der Halbinſel des Balkan, und die Erinnerung an das Thor⸗ 
ner Blutbad, welches ein berühmter Dichter mit Recht aufs 
neue der deutſchen Nation ins Gedächtnis gerufen, iſt ganz 
geeignet, uns mit der ſtrengen Strafe zu verſöhnen, die fre⸗ 
veler Übermut gefunden, ehe noch die beklagenswerten Opfer 
eines liebloſen Glaubenseifers ein halbes Jahrhundert in der 
friedſamen Erde ruhten. 


1) Herrmann V, 542 Anm. 
2) Arneth, Joſeph II. und Maria Thereſia II, 14. Herr⸗ 


mann V, 592. 
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Siebentes Kapitel. 


Streitigkeiten Preußens und Sſterreichs mit den Polen 
über die neue Grenze. 


Die Verträge, welche Oſterreich und Preußen mit Polen 
geſchloſſen hatten, beſtimmten die Grenzen ihrer neuen Erwer⸗ 
bungen nur im allgemeinen, die Abmarkung im einzelnen zu 
vollziehen war der nächſten Zeit überlaſſen worden. Aber 
lange genug ließ die Ausführung auf fic) warten, weil ſowohl 
Oſterreich als Preußen ihren Beſitz noch weiter ausdehnen 
wollten. 

Nach dem Petersburger Vertrage ſollte ein kleiner Fluß, 
Namens Podhorce oder Podgorce, der in der Gegend von 
Sbaraz entſpränge und in gerader Linie in den Dnieſtr mün⸗ 
dete, die öſtliche Grenze von Galizien bilden. Dieſe Beſtim⸗ 
mung war indes nicht ganz richtig. Bei Sbaraz befindet ſich 
allerdings ein Bach, jedoch er ergießt ſich nicht unmittelbar 
in jenen Strom, ſondern er vereinigt ſich bei Trembowla mit 
einem Nebenfluſſe desſelben, dem Sereth, der dann bei Grodek 
ſein Waſſer dem Dnieſtr zuführt. Gemeint hatte der Wiener 
Hof ohne Zweifel jenen Bach, der vielleicht Podhorce hieß +), 
bis zu ſeiner Vereinigung mit dem Sereth und dann weiter 
letzteren Fluß bis zu ſeiner Mündung; beide zuſammen bilden 
von Sbaraz an eine gerade Linie bis zum Dnieſtr ?). Als 


1) Joſeph bei Beer, Dokumente, S. 59: „Aux environs de Sbarras 
il existe en vérité a ce qu'on dit un petit ruisseau appellé Podorze.“ 

2) Maria Thereſia an den Kaiſer, 27. Juni 1772, bei Beer 
II, 345: „Von Zbaraz mit Einbegrif des kleinen Stucks von Podolien, 
fo durch das kleine Flüſſel Podorze (fo bei Grudeko in den Duieſtr fließet) 
abgeſchnitten wird, gegen Trembowla herunter und von da in einer 
graden Linie an den Dnieſtr.“ Ebenſo heißt es in den am 3. Juli 1772 


an Lobkowitz geſendeten Gradationsvorſchlägen bei Beer, Dokumente, 
S. 50, Nr. 1. 
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aber Oſterreich von ſeiner neuen Erwerbung Beſitz nahm, da 
fand es für gut, die Abmarkung weiter öſtlich auszuführen 
und den Sbrutz als Grenzfluß anzuſehen, wodurch es ungefähr 
100 Quadratmeilen gewann ). Dort wurden alſo die Pfähle 
mit den kaiſerlichen Adlern ausgeſteckt. Auch im Norden rückte 
der Wiener Hof die Linie zwiſchen Weichſel und Bug um 1 
bis 2 Meilen weiter ). 

Während ſich Oſterreich fo unmäßig zeigte, fand auch vonſeiten 
Preußens eine kleine Überſchreitung ſtatt. Hier bildete größ⸗ 
tenteils die Netze die Grenze. Von welchem Punkte dieſes 
Fluſſes an die Linie dann weiter bis zur Weichſel bei Schulitz 
gezogen werden ſollte, das war in dem Vertrage ſeltſamerweiſe 
nicht angegeben. Am beſten würde Rynarzewo dem Wortlaut 
des Vertrages entſprochen haben; aber man ſchritt bis nach 
Barzin vor, wodurch man eine kleine in die Republik hinein⸗ 
ragende Landzunge gewann. Der Geheime Rat v. Brenkenhof, 
welcher die Beſitznahme leitete, nahm ſogar noch einige Ort⸗ 
ſchaften auf dem linken Ufer der Netze dazu “). 

Oſterreich hatte, nachdem es einmal auf die Teilung ein⸗ 
gegangen war, ſtrenge Gleichheit der Erwerbungen verlangt 
und dann doch ein Gebiet an ſich geriſſen, welches nach Um⸗ 
fang und Einwohnerzahl den preußiſchen Anteil bei weitem 
i 

1) Bei Beer, Dokumente, S. 69 ſagt Joſeph, daß dieſe Strecke 
gegen 100 Meilen in der Oberfläche beträgt. Benoit, 6. Januar 1776: 
das Land zwiſchen Sereth und Sbrutz ſchätze man auf 100 Meilen. 

2) Arneth VIII, 408 nach Kaunitz; es iſt ſchade, daß dieſes 
Schriftſtück nicht abgedruckt worden iſt. Hierauf bezieht ſich, was Kaunitz 
am 9. Auguſt 1773 ſchreibt, bei Beer, Dokumente, S. 253: dadurch 
wurde der Weg geebnet, „unſere bereits ausgeſteckte Grenzen ſowohl von 
der Weichſel bis an den Bug als in Podolien bis an den Fluß Sbrutze 
zu behaupten“. 

3) In dem Leben v. Brenkenhofs wird (S. 110) erzählt, daß dieſer 
von Rynarzewo bis Schulitz die Grenze ziehen ſollte, aber auf Bitten 
der Generalin Skorzewska weiter ging, damit auch die Hauptgüter der⸗ 
ſelben nach ihrem Wunſche zu Preußen kämen. Die Polen wollten die 
Grenzlinie ſogar von Nakel (Naclo, nicht Nokto, wie es bei Theiner 
IV, 2. p. 577 fälſchlich heißt) an bis nach Schulitz gezogen haben 
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übertraf und an Güte des Bodens nicht ſchlechter war. Wenn 
es dann bei der Beſitznahme noch beträchtlich mehr den Polen 
wegnahm, ſo mußte ſich Preußen veranlaßt fühlen, dem ent⸗ 
weder entgegenzutreten oder auch zuzugreifen. Es that letzteres, 
und indem es die Worte des Vertrages: „die Netze ſoll die 
Grenze bilden und ganz dem Könige gehören“, jetzt nicht allein 
vom Bette, wie es urſprünglich gemeint war, ſondern auch 
vom Laufe des Fluſſes verſtand, rückte es, wenn auch nicht bis 
zur Quelle, ſo doch bis an das ſüdliche Ende des Goploſees 
vor bis zu einem Orte, welchen Finckenſtein und Hertzberg 
Notek nennen. Dem Rate der letzteren folgend, wies Friedrich 
ſeinen Geſandten in Warſchau an, zu verlangen, daß die Netze 
bis zu dieſem Orte die Grenze bilden und von hier bis an 
die Weichſel bei Schulitz eine Linie gezogen werden ſollte, 
letztere womöglich in Krümmungen und gerade nur in dem 
Falle, daß die Polen durchaus nicht nachgeben wollten. Wenn 
Benoit durchſetzte, was Friedrich verlangte, ſo gewann Preußen 
Stücke der Woiwodſchaften Breſez und Inowraclaw mit der 
Stadt gleichen Namens. Finckenſtein und Hertzberg glaubten 
freilich, daß die Polen den ganzen Lauf der Netze nicht würden 
abtreten wollen. Für dieſen Fall rieten ſie, denſelben einen 
Tauſch anzubieten und Land längs der Provinzen Brandenburg 
und Schleſien dafür zu nehmen, indem die Obra von der 
Neumark an bis nach Wollſtein die Grenze zu bilden hätte. 
Friedrich billigte den Vorſchlag ſehr; er fürchtete zwar, daß 
die Polen ihn verwerfen würden; aber er ließ ihn doch in 
den Vertragsentwurf aufnehmen, den er am 23. April nach 
Warſchau ſendete ). Er unterrichtete den Wiener und den 
Petersburger Hof von ſeinen Abſichten. 

Joſeph II. befand ſich damals auf einer Reiſe. Als ihm 
nun Kaunitz mitteilte, was Friedrich noch erwerben wollte, da 
war er keineswegs ungehalten. Er gedachte ſich in dieſem 
Falle nicht mit der angegebenen Erweiterung zu begnügen, 


1) Finckenſtein und Hertzberg an den König, 19. u. 23. April, der 
König an ſie am 21ſten (in der Korreſpondenz Benoits). 
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ſondern noch ein neues ſehr beträchtliches Gebiet in Anſpruch 
zu nehmen !). Doch riet Kaunitz hiervon ab, und die Kaiſerin 
Katharina ſtellte ſich ſolchen Plänen geradezu entgegen und 
drang, wie erzählt worden iſt, darauf, daß die Grenzen genau 
ſo bezeichnet würden, wie in dem dreifachen Vertrage vom 
5. Auguſt 1772. 

Inzwiſchen hatte Joſeph das Land zwiſchen Sereth und 
Sbrutz ſelber in Augenſchein genommen und war ſo entzückt 
über die Schönheit und Fruchtbarkeit desſelben, daß er meinte, 
man müßte alles thun, um es zu behalten ?). Auch durch 
Rußlands erneuten Widerſpruch ließ er ſich von ſeinem Vor⸗ 
haben nicht abbringen. Aber der Petersburger Hof beharrte 
gleichfalls auf ſeiner Meinung, und wenn Lobkowitz gar einen 
Unterſchied zwiſchen den öſterreichiſchen und preußiſchen Erwei⸗ 
terungen machen und jene als die beſſer begründeten hinſtellen 
wollte, ſo entgegnete Panin mit gutem Grunde: die Forderung 
des Berliner Hofes laſſe ſich wenigſtens einigermaßen aus dem 
Vertrage vom 5. Auguſt 1772 herleiten, dagegen die Un- 
kenntnis, welche von Oſterreich vorgeſchützt werde, gebe noch 
kein Recht, die Grenze ſo ſehr zu erweitern und Gebiete in 
Anſpruch zu nehmen, an die man bei Schließung des Vertrages 
keineswegs gedacht habe ). 

Aus Gefälligkeit gegen Rußland hatte Preußen ſeine Grenz— 
adler zurückgeſteckt; aber man mußte ſich darauf gefaßt machen, 
daß es wieder vorrücken würde, wenn Oſterreich auf ſeinem 
Anſpruch beharrte. Ja, Friedrich wünſchte von Herzen, daß 
der Wiener Hof feſt bleiben möchte. Gegen den Freiherrn 
van Swieten ſprach er ſich dahin aus, daß beide Teile behalten 
ſollten, was ſie beſäßen; denn er hatte ſeine Grenzpfähle von 
neuem vorgeſchoben und zwar noch weiter als vorher, indem 
ein zweiter Arm der Netze, die ſogenannte alte Netze, gefunden 
worden war. Eben das aber fachte den ganzen Zorn der 


1) Beer, Dokumente, S. 55, Nr. 12. 
2) Ebd., S. 58. 60. 
3) Beer II, 278 nach Lobkowitz, 29. N 1774. 
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Polen an. Sie beſchloſſen, ihre Geſandten wieder nach Berlin 
und Wien zu ſenden und den Krongroßfeldherrn Branicki nach 
Petersburg gehen zu laſſen. Jene beiden, die Grafen Kwilecki 
und Oginski, ſollten gegen die Ausdehnung der Grenzen von⸗ 
ſeiten Preußens und Oſterreichs Vorſtellungen machen, und 


Branicki, der ein Schreiben des Königs von Polen an Katha⸗ 


rina mitnahm, den Beiſtand des Petersburger Hofes anrufen ). 
Die Kaiſerin von Rußland bedauerte ſehr, daß die beiden 
verbündeten Mächte ſich gleich begierig zeigten, das, was ſie 
über den Vertrag hinaus in Beſitz genommen hatten, zu 
behalten. Sie richtete nun ſowohl an Friedrich II. als an 
Maria Thereſia und Joſeph Schreiben und bat ernſtlich alle 
drei, von der Vergrößerung ihrer Anteile doch abzuſtehen. 
Friedrich antwortete wie gewöhnlich ſehr raſch, am 27. Juni 2), 
und erklärte ſich bereit, etwas nachzulaſſen, wenn Oſterreich 
es ebenfalls thäte; ſollte ſich aber dieſes weigern, dann hoffte 
der König, daß Rußland für ihn eintreten würde. Er zeigte 
alſo eine gewiſſe Nachgiebigkeit, aber freilich nur eine bedingte, 
da er dieſelbe von der gleichen Bereitwilligkeit des Wiener 
Hofes abhängig machte. Wenn er, wie es Katharina lebhaft 
wünſchte, jede Erweiterung ſeines Anteils aufgegeben hätte, ſo 
würden beide zuſammen Oſterreich zu der nämlichen Beſchrän⸗ 
kung haben nötigen können. Aber ebenſo vermochte freilich 
Maria Thereſia den Polen nützlich zu werden, wenn ſie dem 
Wunſche Katharinas entſprach. Jedoch woran gewöhnen ſich 
die Menſchen nicht? Mit dem äußerſten Widerſtreben war die 
Kaiſerin⸗Königin auf die Teilung eingegangen; aber die Zeit 


1) Oginski und Kwiledi ſollten außerdem dahin wirken, daß die 
Höfe von Wien und Berlin es aufgeben möchten, die Diſſidenten als 
Landboten in den Reichstag zu ſenden. Und Kwilecki, ,, qui est fanatique 
au possible“, wollte ſchon zufrieden ſein, wenn er auch nur dieſen einen 
Punkt erreichte. Benoit, 16., 19. u. 26. März. Mediatnote, 29. März 
1774. 

2) Die Briefe Katharinas und die Antwort des Königs von Preußen 
ſtehen bei Goertz, p. 242—261; das an Friedrich gerichtete Schreiben 
iſt datiert vom 26. Mai d. i. 5. Juni 1774, Solms erhält es aber erſt 
am 10. Juni, und es iſt alſo wohl am 25fen in Berlin angekommen. 
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ſchwächte die Gewiſſenspein, und jetzt, wo ſich ihr die beſte 
Gelegenheit darbot, ihr Unrecht ein wenig wieder gut zu machen 
und auf eine leichte Weiſe den aufrichtigen Dank der Polen 


zu gewinnen, da beharrte ſie feſt auf der einmal in Anſpruch 
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genommenen Erweiterung; ſie ſprach die Hoffnung aus, mit 
den polniſchen Grenzkommiſſarien einig zu werden, und kün⸗ 
digte zugleich an, daß ſie, wenn dies nicht gelänge, die Ver⸗ 
mittelung des Petersburger Hofes anrufen würde. Maria 
Thereſia handelte ſo vornehmlich aus Liebe zu ihrem Sohne, 
der in ſeiner Antwort nicht einmal die Mutter unterſtützte, 
ſondern nur auf ihr Schreiben verwies, außerdem aber der 
eitlen Kaiſerin von Rußland ebenſo ſtark ſchmeichelte wie 
Friedrich II. und die Behauptung geſchickt einflocht, daß die 
Gleichheit der Intereſſen die engſte Verbindung zwiſchen Oſter⸗ 
reich und Rußland für alle Zeiten verlangte 1). Wir haben 
ja ſchon früher eine Hinneigung zu Petersburg an dem Kaiſer 
wahrgenommen. 

So war weder Preußen noch Oſterreich dem ruſſiſchen 
Hofe zuwillen, und dieſer mußte jetzt überlegen, ob er nach 
der Abweiſung, die er ſoeben erfahren, ſtärker auftreten ſollte 
oder nicht. In einer gewiſſen Beziehung brauchte Katharina 
fortan weniger Rückſicht zu nehmen; denn ſie hatte den Türken⸗ 
krieg ruhmvoll geendigt. Am 21. Januar 1774 war der 
Sultan, welcher ſich ſechs Jahre zuvor höchſt unbeſonnen in 
den Kampf mit den Ruſſen geſtürzt, aus dem Leben geſchieden, 
ohne das Ende des Streites zu ſehen oder einen glücklichen 
Ausgang hoffen zu dürfen. Abdul Hamid, der ihm folgte, 
verſuchte noch einmal ſtolz das Glück der Waffen; aber ſein 
Großvezier ſah ſich in kurzer Zeit genötigt, auf die harten 
Bedingungen des ruſſiſchen Oberfeldherrn einzugehen und Frie- 
den zu ſchließen. Die Türkei mußte die Unabhängigkeit der 
Tataren anerkennen, die beiden Kabardeien, Aſoff, Kertſch, 


1) Maria Thereſias Schreiben ſteht bei Arneth VIII, 619 Anm. 
667 und das des Kaiſers bei Arneth, Joſeph II. und Katharina, 
5. 
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Jenikale und Kinburn abtreten, den ruſſiſchen Handelsſchiffen 
die Fahrt in ihren Meeren geſtatten und 4 Million Rubel 
Kriegskoſten bezahlen. „Nie hat Rußland einen ruhmvolleren 
oder vorteilhafteren Frieden geſchloſſen als dieſen“, meldete 
der päpſtliche Nuntius keineswegs freudig nach Rom. 

Auch die Polen erſchraken über die Maßen; denn ſie hatten 
ſich noch immer der Hoffnung hingegeben, daß aus dem Türken⸗ 
krieg ein allgemeiner Kampf hervorgehen würde, von welchem 
ſie ſich dann Gutes verſprachen ). Eben damals, wo die 
ſchlimme Kunde ſie erreichte, empfanden ſie wieder die ganze 
Schwere des Druckes, der auf ihnen laſtete. Am 1. Auguſt 
waren Stackelberg, Rewitzki und Benoit in der Delegation 
erſchienen und hatten verlangt, daß dieſelbe der Einſetzung eines 
Immerwährenden Rates bis zum Sten zuſtimmen müßte, ſonſt 
würden die Truppen der drei Mächte zurückkehren und wieder 
im Lande nach Belieben ſchalten. Natürlich fügten ſich die 
Polen und nahmen an dem Tage, wo die ihnen geſetzte Friſt 
ablief, den Vorſchlag an. Hierauf gab der Marſchall Po⸗ 


4 


ninski der Delegation einen großen Schmaus, und der Wein 
tröſtete die Herzen und machte ſie wieder fröhlich; denn am 


Schluſſe zog ein großer Teil der Eingeladenen mit vielen 
Fackeln und muſikaliſchen Inſtrumenten die ganze Nacht hin⸗ 
durch nach Art der Bacchanten lärmend durch die Straßen 7), 
gleichſam als ob fie auch noch die letzten Zweifler davon über⸗ 
zeugen wollten, daß die Polen ihr Schickſal verdienten. 


Aber wenn die Delegation auch inbezug auf den Immer⸗ | 
währenden Rat nachgab, fo war doch noch mehr zu regeln, 
und dazu bedurfte Rußland weiter der Unterſtützung der beiden 


Höfe. Ferner wütete ein von dem Koſaken Pugatſcheff an⸗ 


gefachter Aufſtand noch immer fort, und man hatte damals 


die ſchlimme Nachricht empfangen, daß der Empörer Kaſan 


genommen. Endlich lebte der ſchwere Krieg, welchen man ſo⸗ 


eben geendigt, noch zu friſch in der Erinnerung. Und ſo 


1) Benoit, 3. Auguſt 1774. Theiner IV, 2. p. 594 (6. Auguſt). 
2) Theiner LY, s2.qpepeo: 
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faßte denn Katharina den zahmen Entſchluß, den Erweiterungs⸗ 
abſichten der beiden Höfe ſich nicht zu widerſetzen. Solms 
aber wünſchte mehr und bat den Grafen Panin, er möchte 
den König von Preußen doch durch eine Erklärung in War⸗ 
ſchau unterſtützen, daß die Polen ihm das überlaſſen ſollten, 
was er beſetzt hielte. Jedoch der ruſſiſche Miniſter weigerte 
ſich, öffentlich für die beiden Höfe Partei zu nehmen; er wollte 
ſich nur den öſterreichiſchen Anſprüchen nicht widerſetzen und 
darum auch der Antwort der Königin-Kaiſerin keine Erwide⸗ 
rung folgen laſſen. Er verſprach ferner, daß Rußland, weil 
ſeine Vorſtellungen bei den anderen beiden Höfen nutzlos ge⸗ 
weſen wären und es ſtarke Gründe hätte, ſich nicht mit ihnen 
zu entzweien, den Polen raten würde, den Streit gütlich bei⸗ 
zulegen. Ja, Panin ſuchte dem Könige von Preußen noch 
mehr zu helfen, indem er in dem Schreiben an Branicki be⸗ 
merkte, daß die drei Höfe zwar ihre alten Anſprüche geltend 
gemacht hätten, aber nach dem Grundſatze vollkommener Gleich 
heit der Erwerbungen. Hiermit glaubte Panin dem Könige 
von Preußen den Weg gebahnt zu haben, die Erweiterung zu 
rechtfertigen. Er riet ihm ferner, fo mit der Delegation ver— 
handeln zu laſſen, weil dadurch allein Rußland verpflichtet 
werden könnte, Preußen öffentlich zu unterſtützen, wenn Ofter- 
reich, nachdem es das Seinige erlangt hätte, nicht für Preußen 
oder gar geradezu für Polen eintreten ſollte. Die Delegation 
ward in der That durch das Schreiben an Branicki ermahnt, 
in die Unterhandlungen, welche mit Oſterreich und Preußen 
bevorſtanden, den Geiſt der Weisheit und Verſöhnlichkeit mit. 
zubringen, damit das innere Werk alsdann auch vollendet 
werden könnte )). 

Der Rat, welchen Panin dem Grafen Solms erteilte, 
war gut gemeint, und es konnte ſehr wohl kommen, daß 
Preußen ſich gegen Oſterreich an Rußland wenden mußte. 
Friedrich vermochte durchaus nicht, den Wiener Hof dahin zu 


1) Solms, 23. u. 26. Auguſt und 9. September. Die Antwort an 
Branicki ſteht bei Theiner IV, 2. p. 579. 
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bringen, daß ſie ſich gegenſeitig verſtändigten und alsdann den 
Polen feſt gegenüberträten. Er empfing immer nur un⸗ 
beſtimmte Verſprechungen, und außerdem behauptete der Staats⸗ 
kanzler, man müßte dieſe Angelegenheit mit der Delegation 
erledigen. Friedrich ſchöpfte deshalb Verdacht, Kaunitz könnte 
ſich vielleicht mit den Polen dahin einigen, daß dieſe die öſter⸗ 
reichiſchen Anſprüche begünſtigen und dafür dem Berliner Hofe 
Schwierigkeiten bereiten ſollten. Benoit wurde wirklich an⸗ 
gewieſen, in Warſchau fortwährend einzuſchärfen, daß der König 
von Preußen auf dem Grundſatze vollkommener Gleichheit der 
Erwerbungen unbedingt beſtehen müßte !). 

Der Verdacht Friedrichs war keineswegs grundlos, und 
daß Oſterreich das Land zwiſchen Sereth und Sbrutz nicht 
aufzugeben gedächte, das ging aus der überraſchenden Beſitz⸗ 
nahme der Bukowina hervor, welche Joſeph bereits im Som- 
mer 1773 vorgeſchlagen hatte. Ohne den Höfen von Peters⸗ 
burg und Berlin auch nur eine Anzeige vorher zu machen, 


gewann Oſterreich den ruſſiſchen Oberbefehlshaber durch große 


Verſprechungen, die ſpäter auch erfüllt wurden, kein Hindernis 
in den Weg zu legen, und beſetzte dann raſch den wertvollen 
Bezirk, ehe die Türken ihr Eigentum wieder an ſich hatten 
nehmen können. „Die Bukowina“, ſagte man, „hat einmal 
zu Pokutien gehört, welches wir jetzt erworben haben, und wir 
brauchen ſie, um dieſe neue Erwerbung mit Siebenbürgen zu 
verbinden.“ Wenn die Idee von Joſeph herrührt, ſo gebührt 
das Verdienſt der geſchickten Ausführung dem Fürſten Kaunitz, 
und Maria Thereſia hat es gemacht wie früher. Sie nannte 
das Verfahren ein ihrer Denkungsart entgegengeſetztes und 
fürchtete, daß der Wiener Hof ſchwerlich ehrenvoll aus dieſer 
Sache ſich ziehen würde, und das ſchmerzte ſie ganz unaus⸗ 
ſprechlich; jedoch als die Angelegenheit glücklich zu Ende ge⸗ 
führt war, da wünſchte ſie dazu dem Fürſten Kaunitz Glück. 
„Alles, was Ihr thut, iſt gut“, ſchrieb ſie weiter, „aber es 
koſtet nicht wenig Sorgen; ich bin recht zufrieden.“ Und dem 


1) Mediat an Benoit, 10. September. 
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Grafen Mercy meldete ſie, daß der Staatskanzler die Befrie⸗ 
digung genieße, die Grenzangelegenheit mit den Türken ruhm⸗ 
voll zu Ende gebracht zu haben. Sie hätte den Raub durch 
ihr Machtwort verhindern können, und da ſie das nicht gethan, 
fo muß fie die Verantwortlichkeit mittragen +). 

Rußland und Preußen ärgerten ſich ſehr über das Vor⸗ 
gehen des Wiener Hofes. Panin nannte Galizien und die 
Bukowina ein großes Königreich, worin Oſterreich ein ganzes 
Heer unterhalten könnte 2). Jedoch einen Krieg wollten die 
beiden Mächte deswegen nicht führen, zumal da die polniſchen 
Angelegenheiten noch keineswegs geordnet waren. Die Grenz⸗ 
frage blieb unerledigt; denn die Kommiſſarien, welche die Re⸗ 
publik ernannt hatte, durften über Rußlands Auffaſſung der 
Verträge vom 5. Auguſt 1772 nicht hinausgehen. Vergebens 
bat Friedrich, daß der Petersburger Hof eine kräftigere Sprache 
gegen Polen annehmen möchte; weder hier noch in der Dan⸗ 
ziger Angelegenheit war die Kaiſerin jo weit zu bringen. Aller⸗ 
dings verlangte ſie, wie erwähnt, von der Stadt, daß dieſelbe 
Preußens Recht auf den Grund und Boden, wo der Hafen 
lag, anerkennen ſollte, dafür verſprach ſie dann ihren ganzen 
Einfluß aufbieten zu wollen, um der Stadt in anderen Punkten 
Ermäßigung zu verſchaffen, beſonders inbetreff der Zölle auf 
die Waren, die aus Danzig kämen oder dorthin gebracht 
würden, und inbezug auf die Beſetzung einiger Vorſtädte 
durch die Preußen 2). Ob ſie aber viele Bereitwilligkeit bei 
Friedrich II. finden würde, das war doch nach dem, was 
Solms in wiederholten Geſprächen gegen Panin äußerte, ſehr 
zweifelhaft. 

Der ruſſiſche Miniſter befand ſich in großer Verlegenheit, 
indem er die Forderungen Katharinas berückſichtigen mußte, 
und der preußiſche Geſandte die entgegengeſetzten Wünſche laut 
werden ließ. Endlich um die Mitte des Maimonats ward eine 


1) Arneth VIII, 626, Anm. 732. Marie-Antoinette par Arneth 
et Geffroy II, 464. 

2) Solms, 31. Januar 1775. 

3) Solms, 1. Februar. 

Reimann, N. Geſch. Preußens. I. 33 
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Erklärung abgeſchickt, und der Rat noch einmal aufgefordert, 
einen Vergleich einzugehen. „Wenn die Verblendung der Stadt 
ſo groß iſt, daß ſie dieſer Ermahnung keine Rückſicht ſchenkt“, 
mußte der Graf Goloffkin am Schluſſe drohen, „ſo iſt meine 
Sendung beendet, und die Kaiſerin wird Danzig ſich ſelbſt 
überlaſſen und ihm hinfort weder Vermittelung noch Schutz 
gewähren.“ Dieſer ernſten Aufforderung, mit welcher der 
König von Preußen ſehr zufrieden war, wollte der Rat Folge 
leiſten; aber die Bürgerſchaft ſtellte ſich jetzt in den Weg, 
drohte mit Gewaltthätigkeiten und zwang dadurch die Obrigkeit, 
weiter jeden Vergleich von ſich zu weiſen. Friedrich II. be⸗ 
trachtete nun die Unterhandlung als abgebrochen, und ſowohl 
der Geheime Finanzrat Reichardt als der preußiſche Reſident 
Tietz mußten auf ſeinen Befehl die Stadt verlaſſen +). 

Der Rat wandte ſich jetzt an Stanislaus Auguſt, und 
dieſer ſchickte das Schreiben mit einer Empfehlung an Katha⸗ 
rina; aber die Kaiſerin konnte bei allem Wohlwollen, das ſie 
für Danzig fühlte, doch nicht zurücknehmen, was ſie dem Kö⸗ 
nige von Preußen zugeſtanden hatte, und ſo ſprach ſie denn 
am Schluß ihrer Antwort den Wunſch aus, daß die Stadt 
von ihrer Verblendung zurückgebracht und zu einem Vergleiche 
bewogen werden könnte, weil ſie damit eher und beſſer zum 
Ziele kommen würde. Katharina ließ ferner zwar gegen Ende 
des Jahres Goloffkin abberufen, aber ſie wollte zuerſt nicht 
erklären, daß ſie der Stadt inskünftig ihren Schutz entzöge und 
ſie ihrem Schickſal überließe. „Dieſe Worte“, ſchrieb ſie in 
ruſſiſcher Sprache daneben, „ſind zu ſtark, und man muß ſie 
verändern; denn ſie würden dem Könige die Mittel geben, ſich 
die Stadt anzueignen.“ Erſt als Panin ſie verſicherte, daß das 
nicht geſchehen würde, willigte ſie in jene Worte. Darauf em⸗ 
pfing Goloffkin den Befehl, abzureiſen, nachdem er den Rat münd⸗ 
lich von den Gründen unterrichtet hätte; das Verhalten Danzigs 
ward ebenſo unklug als undankbar gegen die Kaiſerin genannt. 
Stackelberg aber ſtellte dem Könige von Polen vor, er ſollte 


1) Solms, 10. u. 14. Mai, 14. Juni. Mediat an Benoit, 11. Juni. 
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die Stadt lieber auffordern, Vernunft anzunehmen, als fie in 
ihrer Hartnäckigkeit beſtärken, weil er ſonſt ihr Los nur ver- 
ſchlimmern würde +). 

Unter dieſen Umſtänden faßte der Petersburger Hof den 
Entſchluß, die übrigen Angelegenheiten zu Ende zu führen, den 
Reichstag zu ſchließen und die Grenzangelegenheit dem Immer⸗ 
währenden Rate zu überlaſſen. Letztere Einrichtung war, wie 
bereits erwähnt, ſchon früher von der Delegation angenommen 
worden; alle zwei Jahre ſollten vom Reichstage 18 Senatoren 
und 18 aus dem Ritterſtande gewählt werden und die voll⸗ 
ziehende Gewalt mit dem Könige teilen. 

Stackelberg, Rewitzki und Benoit verlangten, daß die pol- 
niſche Krone nur einem Piaſten zufallen dürfte. Dieſe Be⸗ 
ſchränkung ſtieß auf heftigen Widerſpruch, der erſt aufhörte, 
nachdem die drei Geſandten erklärt hatten, daß ſie von jener 
durchaus notwendigen Beſtimmung auf keinen Fall abgehen 
würden 2). 

Auch die Angelegenheit der Diſſidenten war ſchwierig zu 
regeln. Benoit nennt als Hinderniſſe den natürlichen Fana⸗ 
tismus der Katholiken, die Gegenwirkungen des päpſtlichen 
Nuntius und des Baron Rewitzki. Die Kaiſerin von Rußland 
hatte ſich ſchon vor Jahren erboten, die Diſſidenten vom Mi⸗ 
niſterium und Senat wieder ausſchließen zu laſſen. Dies 
wurde jetzt angenommen und außerdem noch feſtgeſetzt, daß die⸗ 
ſelben nur drei Landboten in den Reichstag ſchicken dürften, 
einen für Groß-, einen für Klein-Polen und einen für Li⸗ 
tauen. „Die Diſſidenten ſind Ew. Majeſtät“, meldete Be⸗ 
noit am 1. März, „für die Unterſtützung ihrer Sache die 
größte Dankbarkeit ſchuldig, und Stackelberg iſt ſehr erkenntlich 
dafür. Wir ſind manchmal drei Stunden täglich mit dem 
öſterreichiſchen Geſandten in Konferenz geweſen, um ihn zu be- 
wegen, daß er ſich in ſeinen Forderungen ſo viel als möglich 
mäßigen möge; nur um ſeinetwillen haben wir ſo weit nach⸗ 
gegeben, wie es geſchehen iſt.“ 

1) Solms, 8. Juli, 24. Dezember 1774. Benoit, 11. Januar 1775. 


2) Benoit, 1. März 1775. 
30m 
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Am wichtigſten war für Preußen der Handelsvertrag. Die 
Polen wünſchten natürlich keine Anderung in den Weichſel⸗ 
zöllen; umgekehrt wollte Friedrich dadurch ſeine Einnahmen 
vermehren, und Benoit bemühte ſich eifrig, dem Könige dieſen 
Weg offen zu halten. Er ſagte wohl: die Republik könnte 
ſeinen Entwurf annehmen oder auch ablehnen und nichts be⸗ 
ſtimmen; im letzteren Falle würde ſein Herr den Flußzoll auf 
50 — 60 Prozent erhöhen. Vergebens wendeten ſich die Ge⸗ 
fährdeten an die beiden anderen Geſandten; dieſelben weigerten 
ſich, in dieſer Angelegenheit mitzuſprechen. Da hörte man 
denn ſeufzen und klagen, beſonders darüber, daß der Durch⸗ 
gangszoll für Danzig nicht erniedrigt werden ſollte. Bis tief 
in die Nacht hinein dauerten die Verhandlungen, eine ſogar 
bis zum anderen Morgen um 8 Uhr, und der herzloſe Be⸗ 
noit bedauerte, kein Zeichner zu ſein, weil ihm die letzte Sitzung 
einen ſehr guten Nachtrag zu Hogarths Kupferſtichen geliefert 
haben würde. Der Handelsvertrag, den er durchſetzte, war 
für die Polen recht ungünſtig. Man begreift es daher, wenn 
fie Maria Thereſia und die Oſterreicher nicht fo haßten wie 
die Preußen und ihren König, welcher ſeinen Vorteil fo rück⸗ 
ſichtslos verfolgte. Für die Waren, welche von Danzig nach 
Polen oder umgekehrt gingen, mußte man bei Fordon einen 
neuen Zoll von 12 Prozent des Wertes zahlen, dagegen nur 
4 Prozent, wenn ſie nach Elbing gebracht wurden. Für die 
berühmte Handelsſtadt begannen traurige Zeiten; denn der 
Nachbar, welcher ſie zu Lande jetzt überall umſchloß, benutzte 
ſeine günſtige Lage mitleidslos, und es war vorherzuſehen, daß 
fie ſich endlich in ſeine Arme würde retten müſſen !). 

Auch im Reichstage, der, nachdem er wiederholt vertagt 
worden war, am 27. März 1775 zum letztenmale zuſammen⸗ 
trat, erfuhr der preußiſche Handelsvertrag ſtarke Angriffe. 
Aber einen Nutzen hatten alle dieſe Reden nicht; denn die pol⸗ 


1) Benoit, 22. März. Theiner IV, 2. p. 623 (17. u. 18. März). 
Uber die weiteren Maßregeln Preußens gegen Danzig f. Löſchin, Gee 
ſchichte Danzigs II, 238 ff. Der Handelsvertrag ſteht bei Angeberg, 
S. 181. 
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niſche Nation ſtand in der Gewalt der drei Nachbarn und 
mußte ſich fügen. Am 11. April wurde die letzte Sitzung ge⸗ 
halten und erſt nach Mitternacht zu Ende geführt. Ein Te⸗ 
deum ſchloß dieſen Reichstag, den längſten und unglücklichſten, 
welchen die polniſche Geſchichte kennt. 

Die Grenzfrage ſollte nun durch den Immerwährenden Rat 
geordnet werden; aber auch dieſer eilte nicht, die Überſchrei⸗ 
tungen gutzuheißen. Dagegen kam Oſterreich in der Türkei 
verhältnismäßig leicht ans Ziel; denn nirgends erhielt die 
Pforte Beiſtand. Von Frankreich war ſie an Rußland und 
Preußen gewieſen worden, und der Divan der Moldau hatte 
ſich vergebens an die Kaiſerin Katharina gewendet. Unter 
dieſen Umſtänden gab der Sultan nach und trat am 7. Mai 
1775 die Bukowina ab ). 

In Petersburg war man über das Zugreifen Oſterreichs 
ergrimmt. In einer Unterredung mit Solms ſprach Panin 
von neuem ſein Bedauern aus, daß der König ſich nicht gleich 
anfangs den Ausſchreitungen Oſterreichs widerſetzt hätte; dann 
ſchlug er vor, Preußen ſollte weiter an dem engen Bündniſſe 
mit Rußland feſthalten, zuſammen mit dieſem die Eiferſucht 
der Pforte gegen den Wiener Hof nähren, die Polen durch 
eine gute Behandlung an ſich ziehen und ihnen die Möglichkeit 
zeigen, daß ſie eines Tages wiedergewinnen könnten, was ſie 
an Oſterreich verloren hätten. Da Panin weiter annahm, 
daß ſich die Höfe von Wien und Verſailles verſtändigen wür⸗ 
den, ſo hielt er es außerdem für notwendig, der engliſchen 
Freundſchaft ſich zu verſichern. 

Bei ſolcher Geſinnung konnte man um fo weniger in Peo 
tersburg auf einen Vorſchlag eingehen, welchen Kaunitz dort 
machte, wiewohl ihm von Berlin aus abgeraten worden war. 
Der Staatskanzler wendete ſich nämlich ſowohl an die Kaiſerin 
Katharina als an Friedrich II. und wünſchte deren Vermit⸗ 
telung in dem Grenzſtreite. Der König von Preußen wußte, 
wie ſeine Verbündete darüber dachte, und hatte das ehrlich 


1) Solms, 13. Januar, 18. Mai. 
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durch den Freiherrn van Swieten und ſeinen eigenen Geſandten 
nach Wien gemeldet. Aber Kaunitz glaubte jetzt ebenſo feſt, 
wie 1770 in Mähriſch⸗Neuſtadt, an ſeine geiſtige Überlegenheit 
und holte ſich lieber an beiden Orten abſchlägliche Antworten. 
Es würde zum Bruche zwiſchen Rußland und Preußen ge⸗ 
kommen ſein, wenn letzteres die Vermittelung hätte übernehmen 
wollen +). 

Unter dieſen Umſtänden mußte freilich dem Grafen Panin 
ein Vorgehen Friedrichs doppelt unangenehm ſein. Ohne Ver⸗ 
abredung mit Rußland ließ dieſer in dem ſtreitigen Gebiete 
ſich huldigen. Am 22. Mai 1775 fand die Feierlichkeit in 
Inowraclaw ſtatt. Die Polen waren hierüber ungemein er⸗ 
bittert, und der Krongroßfeldherr Branicki reiſte noch einmal 
zur Kaiſerin, welche dieſes ganze Jahr hindurch in Moskau 
ſich aufhielt, und ſuchte hier Beiſtand gegen den verhaßten 
Preußenkönig zu erlangen. Friedrich befahl dem Grafen Solms, 
auf den Krongroßfeldherrn genau achtzugeben, der das ruſſiſch⸗ 
preußiſche Bündnis zu ſprengen gedächte und in Warſchau vor 
ſeiner Abreiſe geſagt hätte, er werde ſicherlich die Lage der 
Dinge ändern und, wenn es ſein müſſe, den ganzen polniſchen 
Adel zu Pferde ſteigen Laffer :). 

Solms erkundigte ſich natürlich bei Panin über die Ab⸗ 
ſichten Branickis. Der ruſſiſche Miniſter bekannte, daß der 
Krongroßfeldherr das Bündnis der Höfe von Petersburg und 
Berlin zu untergraben wünſchte; er verſicherte zwar zugleich, 


1) Solms, 18. Mai. Panin ſagte unter anderem: „Ce seroit com- 
promettre I'honneur de l’Impératrice et donner un démenti a ses ac- 
tions, que de garantir les possessions autrichiennes contestées par 
la Russie et par la Pologne pour étre contraires à la Convention 
avec la premiére et au Traité avec la seconde, et ce seroit se séparer 
de son Alliée que de vouloir accepter la médiation des deux parties 
contractantes pour un objet sur lequel le consentement réciproque de 
toutes les trois fait la baze de leur union, et ce seroit, s'il osoit 
le dire, vouloir offenser expressément I'Imperatrice que de lui marquer 
par cette séparation le peu de cas qu'elle (Friedrich) feroit de son appro- 
bation pour s’assurer la conservation de ses nouvelles possessions.“ 

2) Mediat an Solms, 20. Suni. 


Preußen erklärt ſich bereit nachzugeben. 519 


daß der Pole nichts ausrichten würde, auch nicht inbezug auf 
den Hafen von Danzig; doch gab er zu, daß die Gebiets- 
überſchreitungen noch einmal einen Bruch zwiſchen den beiden 
Höfen und ſeinen eigenen Fall herbeiführen könnten. Solms 
verteidigte das Verhalten Preußens, indem er ſagte, die Grenz⸗ 
erweiterung wäre nur um der Gleichheit der Erwerbungen 
willen erfolgt. „In dieſem Falle kann ja Ihr König“, ſagte 
Panin, „feierlich in Warſchau ſolches erklären und ſeine Be⸗ 
reitwilligkeit anzeigen, das herauszugeben, was er zu viel ge⸗ 
nommen, wenn Oſterreich es gleichfalls thun will.“ Friedrich, 
den die Mitteilung Panins doch erſchreckte, kam dem Wunſche 
desſelben nach und wies Benoit an, ſich in Warſchau in der 
verlangten Weiſe zu äußern 1). Dieſer Befehl des Königs von 
Preußen wurde der Sprengſtoff, welcher das Eis in Bewegung 
ſetzte. Zunächſt geriet der Wiener Hof in Verlegenheit und 
erwog jetzt ernſthaft, was er unter den gegebenen Verhältniſſen 
thun ſollte. 

Noch einmal war Maria Thereſia imſtande, den Polen 
einen großen Dienſt zu erweiſen; denn wenn ſie herausgab, 
was ſie zu viel genommen, hätte ſie Friedrich II. genötigt, ihrem 
Beiſpiele zu folgen ?). Und ihrer inneren Geſinnung nach 
würde ſie vielleicht ſo gehandelt haben; aber die Furcht vor 
ihrem Sohne war ſtärker als die Liebe zur Gerechtigkeit. Der 
Wiener Hof hielt an dem Gebiete zwiſchen dem Sereth und 
Sbrutz feſt und wollte lieber andere Stücke zurückſtellen. Jo⸗ 
ſeph beſtimmte, in welcher Stufenfolge die öſterreichiſchen An⸗ 
erbietungen geſchehen ſollten. Die Polen aber machten ganz 


1) Solms, 29. Juni. Benoit, 23. Auguſt; vier Tage ſpäter reiſte 
Branicki ab. 

2) Am 10. September 1778 ſchrieb Friedrich an Finckenſtein (Geheime 
Kabinettsakten): „En faisant les acquisitions en Pologne, cette prin- 
cesse (Maria Thereſia) doit avoir versé des larmes et s'etre fait une 
conscience d'occuper des provinces auxquelles elle n'avoit aucun droit. 
Cette consideration ne l'a cependant aucunement retenue d’étendre 
ces acquisitions bien au dela des bornes convenues dont elle a en- 
suite restitué la moindre partie.“ 
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andere Forderungen. Sie verlangten zuerſt, es ſollte der 
Wiener Hof mit der Herausgabe deſſen, was er über den 
Vertrag hinaus beſetzt hatte, den Anfang machen oder wenig⸗ 
ſtens ebenſo, wie der Berliner, ſich dazu bereit erklären. Re⸗ 
witzki weigerte ſich aber, das zu thun, indem er entgegnete: 
man würde dadurch eingeſtehen, daß man ſich zu viel an⸗ 
geeignet hätte, und davon wäre man keineswegs überzeugt. 
Umgekehrt blieben die Polen feſt, auch als die Konferenzen am 
19. Dezember auf ihren Wunſch wieder begannen. Drei Tage 
ſpäter teilte Rewitzkt mit: die Kaiſerin⸗Königin wolle den 
Streit freundſchaftlich beenden und der Republik gewiſſe Ab⸗ 
tretungen machen, die er auf 60 Quadratmeilen ſchätzte ). 
Auch hiermit aber waren die Polen noch nicht zufrieden; ſie 
erſuchten vielmehr den ruſſiſchen Geſandten, dahin zu wirken, 
daß ſie die Krakauer Vorſtadt Caſimir und das Land zwiſchen 
Sereth und Sbrutz zurückerhielten. Während des Dezember 
blieben ſie bei ihrer Meinung ſtehen. 

Unter ſolchen Umſtänden ſchrieb Rewitzki nach Wien und 
bat um neue Verhaltungsbefehle. Dem Herrn v. Benoit aber 
warf er vor, ihn in dieſe Schwierigkeit gebracht zu haben; 
denn die Polen ließen ihn merken, daß er und ſein Hof ſchuld 
ſein würden, wenn Preußen ſeine Grenzerweiterungen nicht 
zurückgäbe. Umgekehrt jammerte der preußiſche Geſandte dar⸗ 
über, daß der Wiener Hof den Polen Anerbietungen machte, 
während er doch dem Baron Rewitzki immer geſagt hätte, daß 
dieſelben bei der erſten Gelegenheit würden nachgeben müſſen, 
wenn die beiden Mächte feſt blieben. „Es wäre doch be— 
trübend für uns“, ſchrieb er nach Berlin, „wenn wir uns 
gezwungen ſähen, einem ſo ſchlechten Beiſpiele zu folgen.“ ?) 
An eine Ergänzung der Hogarthſchen Kupferſtiche ſcheint er 
diesmal nicht gedacht zu haben. 

Die Anfragen Rewitzkis in Wien führten wieder zu recht 


1) Es war Nr. 1 u. 2 der Stufenfolgen Joſephs bei Beer, Do⸗ 
kumente, S. 73. 
2) Benoit, 20., 23., 27. u. 30. Dezember 1775. 
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unliebſamen Auftritten unter den drei Perſonen, welche dort 
die auswärtige Politik betrieben; aber ehe die neuen Weiſungen 
nach Warſchau kamen, waren die Dinge hier in Fluß gekom⸗ 
men. Nachdem nämlich Rewitzki am 30. Dezember noch etwas 
mehr angeboten hatte, machten die Mitglieder des Immer⸗ 
währenden Rates, welche die Unterhandlung führten, zum erſten⸗ 
mal auch ihrerſeits Vorſchläge mit dem Zuſatze: wenn Ofter- 
reich dieſelben annähme, würden ſie vielleicht das Land zwiſchen 
Sereth und Sbrutz abtreten. Damit war die Möglichkeit eines 
Vergleiches endlich gegeben. Rewitzki überreichte jetzt, indem 
er zu ſeinen früheren Anerbietungen noch etwas hinzufügte, 
ſein Ultimatum; die Polen fanden die Bedingungen annehm⸗ 
bar und verſprachen, dem Könige und dem ganzen Rate den 
nächſten Tag Bericht zu erſtatten. In der That einigte man 
ſich nun ſchnell. Bereits am 10. Januar 1776 konnte Re⸗ 
witzky die fröhliche Nachricht nach Wien melden, und nachdem 
er von dort die Zuſtimmung erhalten, wurde der Vertrag am 
9. Februar in Warſchau unterzeichnet +). 

Die Kunde von dieſer Unterhandlung erregte in Berlin 
keine Freude. Zuerſt erhielt Benoit die Weiſung, daß er alles 
aufbieten ſollte, um einen Vergleich zwiſchen Polen und Ofter- 
reich zu hintertreiben, und daß dies nicht gelang, bedauerte 
Friedrich ſehr, weil er gern ſeine Unterhandlung noch ver— 
ſchoben hätte. Bereits im Sommer 1774 war von einem 
neuen Beſuche des Prinzen Heinrich in Petersburg geſprochen 
worden, und als im folgenden Jahre wieder davon die Rede 
war, da hatte Friedrich ſeinem Bruder bemerkt, er würde ſich 
davon nicht gut losmachen können. „Die Kaiſerin behandelt 
Dich als Freund“, ſchrieb er, „ſie verlangt dieſe Gefälligkeit 
von Dir, weil ſie das Vergnügen haben will, Dich wieder bei 
ſich zu ſehen. Es ihr abſchlagen, heißt mit ihr brechen, und 
Du weißt, daß die Inder ſagen: man muß den Teufel an⸗ 
beten, wenn man ihn hindern will, zu ſchaden.“ Im An⸗ 
fange des Oktober 1775 meldete Solms aus Moskau, daß 


1) Benoit, 3., 6. u. 10. Januar. Angeberg, S. 192. 
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die Kaiſerin den Prinzen nach Oſtern in Petersburg er⸗ 
wartete. : 

Die Umſtände brachten es mit fic), daß die Reiſe wieder 
einem beſonderen Zwecke diente. Durch ſeinen Bruder hoffte 
der König jetzt einen wirkſamen Beiſtand gegen die Hartnäckig⸗ 
keit der Polen zu gewinnen, er glaubte damals außerdem 
Grund zu einem beſonderen Mißtrauen gegen Oſterreich zu 
haben, und ſo ſchrieb er denn am 14. April an Heinrich: 
„Ich betrachte es als einen Hauptzweck für unſer Haus, das 
gute Verhältnis zu Rußland zu erhalten und zu befeſtigen. 
Wir bedürfen desſelben, und unſere Nachkommen vielleicht noch 
mehr. Von dieſem Grundſatz ausgehend, wird man ſich aller⸗ 
dings in alles fügen müſſen, was Rußlands Eigenſinn durch⸗ 
aus verlangt.“ Friedrich wollte demgemäß im Notfalle ſowohl 
den Goploſee als auch den Hafen von Danzig fahren laſſen, 
letzteren womöglich nur gegen eine Entſchädigung durch das Land 
zwiſchen Obra und Schleſien und eine Summe Geldes. Die 
Hauptſache war ihm, die Verbindung mit Rußland ſo feſt zu 
knüpfen, daß die Feinde ſie nicht auflöſen könnten. „Ich über⸗ 
laſſe Dir das übrige“, ſchloß er, „da ich überzeugt bin, Du 
wirſt die Intereſſen des Vaterlandes nicht vergeſſen und nur 
ſo weit nachgeben, als es für unſeren Hauptzweck, die enge 
Verbindung mit Rußland, notwendig iſt.“ ) 

Am 13. April war der Prinz Heinrich in Petersburg ange⸗ 
langt. Er brachte dem Günſtlinge Katharinas, Potemkin, welchen 
Joſeph zum Reichsfürſten gemacht hatte, den ſchwarzen Adler⸗ 
orden, eine Auszeichnung, die auch Orloff vor Jahren em- 
pfangen hatte. Heinrich erhielt ſehr bald Gelegenheit, ſich in 
der kaiſerlichen Familie nützlich zu machen. Die Gemahlin 
des Thronfolgers ſah ihrer Niederkunft entgegen; aber ihr 
Körper war ſo gebaut, daß ſie nicht gebären konnte, und ſie 
mußte ſterben. In dieſer ſchweren Zeit ſtand Heinrich dem 
Großfürſten Paul als treuer, tröſtender Freund hilfreich zur 
Seite und erwies dadurch der Kaiſerin ebenfalls einen großen 


1) Oeuvres XXVI, 366. 369. 378. 
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Dienſt. Aber auch unter dieſen außerordentlichen Verhältniſſen 
beſprach ſie die polniſche Angelegenheit nicht ſelbſt mit dem 
Prinzen, und die Unterhandlung wurde noch außerdem durch 
eine ernſte Krankheit des Grafen Panin aufgehalten, während 
doch der Petersburger Hof auch wünſchte, daß dieſelbe zu Ende 
kommen möchte, da im Auguſt ein neuer Reichstag in War⸗ 
ſchau ſich verſammeln ſollte. 

Heinrich konnte mit Panin nicht allein reden, und ſo ließ 
er ihm denn durch Solms Vorſchläge machen ). Danach 
wollte der König einen ziemlich breiten Streifen Landes an 
dem linken Ufer der Netze behalten, der ſich von der Neumark 
gegen Oſten bis Exin und von da nach Süden bis zur Quelle 
dieſes Flufſes erſtrecken ſollte, jedoch fo, daß nicht nur der 
damalige, ſondern auch der frühere mehr weſtlich liegende Lauf, 
die ſogenannte alte Netze, zu Preußen käme. Daß dieſe Grenz- 
beſtimmung nicht genau dem buchſtäblichen Sinne des Ver⸗ 
trages entſprach, gab Solms zu; aber da Oſterreich ſeinen 
Anteil um ein ſo bedeutendes Gebiet vermehrt hatte, wollte 
der König von Preußen nicht zurückbleiben. Den Vertrag zu 
ſeinen Gunſten auslegend, verſtand er unter dem linken Ufer 
das Land, ſo weit die Netze jährlich austritt, und unter der 
ganzen Netze den Lauf derſelben bis zur Quelle. Dieſe Deu⸗ 
tung nannte Solms viel erträglicher als die, welche die 
Oſterreicher ihrem Vertrage gegeben hatten, und er bat Ruß— 
land, es möge den Plan des Königs in Warſchau dringend 
unterſtützen 2). 

Panins Krankheit verzögerte die Entſcheidung der Kaiſerin; 
endlich bat ſie der Prinz, ſie möchte ſich doch die Vorſchläge 
geben laſſen, welche Solms ihrem Miniſter überreicht hätte. 
Der preußiſche Geſandte benutzte dann eine ſchmerzensfreie 
Stunde des letzteren, um über Polen mit ihm zu reden; aber 
er mußte von ihm hören, daß die Kaiſerin die angeſtrebte 


1) Heinrich an Friedrich, 18. u. 23. April; in einem Hefte des Berl. 
Archivs, enthaltend Prinz Heinrichs Konzepte aus ſeinem Nachlaß. 

2) ,,Eclaircissement sur P'arrangement des frontiéres de S. M. le 
Roi de Prusse en Pologne.“ 
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Vergrößerung zu bedeutend finden würde. Die Weisſagung 
traf auch ein. Nach einer Woche gab Katharina dem Grafen 
Panin zu erkennen, daß ihr die Ausdehnung zu beiden Seiten 


des Goploſees zu ſtark ſchiene. Trotzdem aber ſollte Stackel⸗ 


berg den Herrn v. Benoit unterſtützen, damit die Polen den 


Preußen nicht mehr Schwierigkeiten machten, als die Oſter⸗ 


reicher gefunden hätten. Dieſe Willensmeinung betrachtete 
Solms als das letzte Wort der Kaiſerin !). 

Die ſchriftliche Antwort, welche der preußiſche Geſandte 
dann empfing, entſprach der Mitteilung Panins. Stackelberg 
erhielt außerdem noch den Auftrag, denjenigen, welche mit der 
Angelegenheit etwas zu thun hätten, die ſtärkſten Vorſtellungen 
zu machen. Das Schriftſtück ſchließt mit dem außerordentlich 
lebhaft ausgedrückten Wunſche, daß das Werk vor dem nächſten 
Reichstage beendigt fein möchte 2). 

Panin hatte ferner als ſeine beſonderen Ideen, die nicht 
im Namen des Petersburger Hofes vorgebracht werden dürften, 


zwei Arten der Grenzerweiterung dem Grafen Solms mit⸗ 


geteilt, entweder ſollte der König den Saum am ſüdblichen Ufer 
bis Exin behalten und von da bis nach Schulitz eine gerade 
Linie ziehen, oder er ſollte den ganzen Lauf der Netze verlangen, 
jedoch ohne Saum. Der Prinz Heinrich ſowohl als der Graf 
Solms erkannten, daß dem Könige von Preußen mit dieſen 
Vorſchlägen nicht ſehr gedient ſein würde; ſie baten daher den 
Miniſter, daß er doch in dem zweiten Falle noch einen Streifen 
Landes an dem linken Ufer hinzufügen möchte. Panin ließ 
ſich beſtimmen und ermächtigte den ruſſiſchen Geſandten in 


1) Heinrich an Friedrich, 30. April. Solms, 10. Mai. 

2) Solms ſchickte zwei Antworten: „Réponse de S. M. Imp. au 
papier remis à Son Ministére par le Cte de Solms au nom de S. A. 
R. Monseigneur le Prince Henri“ und „Réponse à la Note présentée 
par M. le C. de Solms“. Jene fehlt ſowohl in den Depeſchen für 
Berlin als in denen für Potsdam. Diefer entſpricht die ruſſiſche Note 
bei Smitt II, 218 mit dem Datum 30. April, d. h. 11. Mai, nur iſt 
der Wortlaut etwas verſchieden, und außerdem bemerkt Solms, 10. Mai, 
ausdrücklich, daß die Aktenſtücke kein Datum und keine Unterſchrift haben 
würden, um nicht als förmliche Dokumente benutzt werden zu können. 
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Warſchau durch ein vertrauliches Schreiben, weiter zu gehen, 
als die allgemeinen Verhaltungsbefehle lauteten. Am 20. Mai 
reiſte der Eilbote von Petersburg ab, um die wichtigen Papiere 
dem Baron Stackelberg zu überbringen. Panin ließ dann 
durch den Fürſten Lobkowitz den Staatskanzler bitten, der Un⸗ 
terhandlung gleichfalls nicht entgegenzuwirken!) 8 

Der Prinz Heinrich hatte weiter den Auftrag, auch über 
die Danziger Angelegenheit zu ſprechen und zu erklären, daß 
ſein Bruder ſich mit einem Grundzins von 250,000 Thalern 
begnügen und ſowohl die von ihm beſetzten Vorſtädte als den 

Hafen räumen werde, wenn die Stadt ſein Territorialrecht 
anerkenne. Heinrich ließ dies dem Grafen Panin durch Solms 
anzeigen; denn hierüber beobachtete die Kaiſerin ebenfalls ein 
hartnäckiges Schweigen“). 

Katharina beſchäftigte ſich damals viel mit der neuen Ver⸗ 
heiratung des Großfürſten Paul; derſelbe ſollte nach Berlin 
gehen und über eine württembergiſche Prinzeſſin, die mit dem 
Könige von Preußen nahe verwandt war, ſich entſcheiden. Als 
Katharina mit Heinrich einmal recht freundſchaftlich über ihr 
Bündnis mit Friedrich II. ſprach, benutzte der Prinz die Ge⸗ 
legenheit, ihr zu ſagen, wie ſehr ihn die von ihr geäußerten 
Geſinnungen entzückten, da er bei ſeiner Ankunft in Petersburg 
gefürchtet hätte, daß ihre Denkungsart jetzt eine andere wäre. 
Als auf ihre Frage der Prinz eingeſtand, daß ihm die pol— 
niſchen Angelegenheiten dieſe Beſorgnis eingeflößt hätten, da 
ſagte ſie: „Man kann ja verſchiedener Meinung ſein, ohne 
ſich im Grunde verändert zu haben. Ich bin unerſchütterlich 
in der Abſicht, immer die Verbündete des Königs von Preußen 
zu bleiben. Ich geſtehe jedoch, daß ich es gern geſehen hätte 
und noch ſehen würde, wenn man ſich an den Teilungsvertrag 
gehalten; das ſind meine Verpflichtungen, die ich auch erfüllen 
werde.“ Der Prinz wollte nun die Lage ſeines Bruders den 
Oſterreichern gegenüber auseinanderſetzen; aber Katharina wich 


1) Solms, 17. u. 21. Mai. 
2) Solms, 7. Mai. 
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aus und kam wieder auf die Heirat ihres Sohnes zu ſprechen, 


von welcher ſie ſagte, daß dieſelbe die gemeinſchaftlichen Feinde 


Rußlands und Preußens in Beſtürzung ſetzen würde ). 
Inzwiſchen hatte Benoit die Unterhandlung, die er zuerſt 


hinausgeſchoben, endlich doch beginnen müſſen; aber die wenigen 


Konferenzen, die gehalten worden, waren erfolglos geblieben. 
Ende des Monats Mai erfuhr er zu ſeinem Leidweſen, daß 
Stackelberg ſuchen ſollte, die Polen ohne Zwang und ohne daß 
ſie zu viel verlören, mit Preußen zu vergleichen. Auch Fried⸗ 
rich II. war unzufrieden; denn er hatte von Petersburg mehr 
gehofft; aber er wollte ſich den Umſtänden fügen und, wenn 
es nicht anders ginge, mehr anbieten. Er ſchickte dann am 
9. Juni drei Karten und verſprach, wenn Benoit die zweite 
durchſetzte, demſelben ſeine Dankbarkeit durch ein Geſchenk zu 
bezeigen. Er ſtellte ferner 60,000 Thaler ihm zur Verfügung 
für Stackelberg oder die polniſchen Kommiſſarien, obgleich er 
denjenigen von ſeinen Dienern, welcher ſich hätte beſtechen 
laſſen, auf das allerhärteſte beſtraft haben würde. Benoit 
ſollte weiter mit bedeutſamer Miene von der bevorſtehenden 
Reiſe des Großfürſten nach Berlin reden und dadurch einen 
Eindruck hervorzubringen ſuchen ). 

Im Jahre 1773 hatte der preußiſche Reſident den Polen 
nachgeſagt, daß ſie wie ein Haufe Juden feilſchten. Jetzt mag 
ihm dieſer Vergleich nicht mehr erinnerlich geweſen ſein; aber 
er ſtrebte mit gleicher Zähigkeit, von dem, was der König 
über den Vertrag hinaus beſetzt hatte, ſo viel als möglich zu 
retten. Jedoch alle ſeine Bemühungen blieben vergeblich. 
Stackelberg nahm kein Geld, und als ihn Benoit fragte, ob 
man damit etwas bei den Delegierten ausrichten würde, da 


1) Heinrich an Friedrich, 31. Mai; am 17ten hatte er noch gemeldet, 
Katharina haſſe die Oſterreicher und Franzoſen, und am 2ltten, fie fei 
überzeugt, daß Frankreich, Oſterreich und Schweden bei der erſten Gelegen⸗ 


heit ſich gegen ſie vereinigen werden. Heinrich reiſte von Petersburg am 
25. Juni fort. 


2) Benoit, 29. Mai. Immediat, 29. Mai, 8., 9., 13., 16. u. 


23. Juni. 
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verneinte er das. Friedrich war darüber ſehr verwundert und 
wollte wiſſen, ob ſich nicht der Marſchall Rzewuski, der am 
meiſten Widerſtand leiſtete, dadurch würde gewinnen laſſen. 
„Dieſes Metall“, ſchrieb er am 10. Juli, „hat einen un⸗ 
endlichen Reiz in den Augen der Polen; ſollte er der einzige 
ſein, der ſich dadurch nicht fangen läßt?“ So ging der Juni 
und der halbe Juli vorüber; der 26. Auguſt, auf welchen 
Tag die Reichsverſammlung einberufen war, rückte näher. 
Der König ward unruhiger; er wünſchte wenigſtens, Inow⸗ 
raclaw zu behalten und wollte lieber den Goploſee opfern ). 

Als die Polen auch Friedrichs dritte Karte verworfen hat⸗ 
ten, da nahmen Stackelberg und Benoit den Fürſten Auguſt 
Sulkowski beiſeite und beſprachen mit ihm die Angelegenheit. 
Er entſchuldigte den Immerwährenden Rat, welcher bei der 
Menge ſeiner Feinde ſich in einer kritiſchen Lage befände. Nun 
gebrauchte Stackelberg endlich die Vollmacht, die ihm Panin 
noch nachträglich erteilt hatte, und ſchlug den Polen die Ab— 
tretung eines Saumes an dem linken Ufer der Netze vor, 
dann ſollte die Grenze durch den Goploſee nach Piotrkowo 
und von hier nach Norden über Skotniki in einer mehr ge— 
raden Linie gehen und außerdem das linke Ufer der Drewenz 
den Polen zurückgegeben werden 7). 


1) Immediat an Benoit, 10., 12. u. 17. Juli. 

2) Benoit, 31. Juli. Die Vorſchläge lauten: 1. „Les endroits 
situés sur la rive gauche de la Netze qui font actuellement partie 
des Villes, Seigneuries et Terres situées sur la rive droite de ce 
fleuve appartiendroient a S. M. Prussienne, et la ot il ne se trou- 
veroit pas de pareils endroits, la lisiére du pays qui doit appartenir 
à Sadite Majesté sur la rive gauche de la Netze devroit étre déter- 
minée par des Villes, Seigneuries et Terres contigués a cette riviére, 
comme elles se suivront.“ [Am Rande ſteht p. e. (pour exemple) Fi- 
lehn, Czarnkow, Uscz, Chodesz, Margonin, Gollancz, Exin et Szubin 
avec toutes leurs appartenances actuelles.“] 2. „En suivant ensuite 
la frontiére marquée sur la Carte No. 3 depuis Szubin jusques par 
le Goplo 4 Piotrkowo, la ligne tirée depuis ce dernier endroit par 
Skotniki devroit se continuer en ligne plus droite vers Sulec avec ses 
appartenances, en désignant exactement tous les lieux par lesquels 


0 
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Dieſe Vorſchläge fand Sulkowski annehmbar, wenn Fried⸗ 


rich noch verſprechen wollte, wie Oſterreich die Einkünfte zurück⸗ 
zuerſtatten, die er in den ihm nicht gehörigen Teilen ſeit 1772 
erhoben hatte. Benoit machte zwar die dringendſten Vor⸗ 
ſtellungen gegen die Vorſchläge; Stackelberg blieb aber un⸗ 


erſchütterlich, und ſo mußte jener anfragen, ob er darauf ein⸗ 


gehen ſollte. Friedrich fand ſich in die bittere Notwendigkeit; 
doch erbot er ſich zugleich, weil er wußte, daß der Warſchauer 
Hof in großer Geldnot ſich befand und anderthalb Millionen 
von der Berliner Bank geliehen haben wollte, der Republik 
eine Million Thaler zu geben, wenn ſie ihm ließen, was er 
in Beſitz genommen ). 

Benoit trat nun dem Vorſchlage Stackelbergs bei, nur in⸗ 
bezug auf die verlangte gerade Linie von Skotniki bis Schulitz 
behauptete er, nicht nachgeben zu können, weil der König dar⸗ 
über nichts geſagt hätte. Jetzt wurde das preußiſche Ultima⸗ 
tum vor den Immerwährenden Rat gebracht, und Stackelberg 
forderte Stanislaus Auguſt auf, alles zu thun, daß dasſelbe 
angenommen würde, weil die Polen ſonſt Gefahr liefen, nichts 
zurückzuerhalten. 

Das Schreiben ward in dem Immerwährenden Rate vor⸗ 
geleſen, und man ſtritt nun ſehr lebhaft unter einander. Faſt 
alle waren der Meinung, es wäre beſſer, die Erledigung dieſer 
Angelegenheit auf günſtigere Zeiten zu verſchieben, wenn Fried 
rich nicht die hohen Durchgangszölle auf der Weichſel ermäßigte. 
Außerdem ſteifte man ſich auf die gerade Linie von Piotrkowo 
nach Schulitz und wollte nur abſchließen, wenn das zugeſtanden 
würde. Der Vorſchlag von der Million Thaler, welche Fried⸗ 
rich der Republik bezahlen wollte, ſchien einigen annehmbar, 
aber außerhalb der Kompetenz des Immerwährenden Rates 
liegend, ſo daß nur der Reichstag darüber entſcheiden könnte; 
auch müßten ſich die beiden anderen Höfe damit einverſtanden 


cette ligne passeroit.“ 3. „Restituer la rive gauche de la Drwentza 
à la Pologne.“ 


1) Immediat an Benoit, 6. Auguſt. 
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erklären. Die Sache ſtand alſo ſchlimm, und nur ſo viel 
ſetzte Sulkowski noch durch, daß eine Deputation an Rewitzki 
geſchickt und dieſer um ſeine Vermittelung angegangen werden 
ſollte. 

Stackelberg erſuchte ſogleich den öſterreichiſchen Geſandten, 
in einem für Preußen günſtigen Sinne zu antworten; er be⸗ 
nachrichtigte ferner Benoit von allem. „Ich prophezeie von 
meiner Mühe Gutes“, ſchrieb er; „aber ich mache Sie dare 
auf aufmerkſam, daß jene nicht ohne die gerade Linie von 
Piotrkowo nach Schulitz werden abſchließen können.“ Ohne 
polniſchen Beiſtand würde Stackelberg nichts ausgerichtet haben. 
Er empfahl deshalb den Biſchof von Cujavien, den Woiwoden 
von Poſen, den Fürſten Sulkowski und den Grafen Rzewuski, 
wie er es ihnen verſprochen hatte, dem Könige von Preußen 
auf das wärmſte. Wie mag dieſer gelächelt haben, als er den 
Namen des letzteren las; aber die Sache ſtand hier nicht ſo 
ſchlimm, wie es ausſah. Rzewuski wollte nur die 10,000 
Dukaten, die ihm der Biſchof von Ermeland ſchuldig war, 
bezahlt haben, und da der König von Preußen das Bistum 
hatte, ſo hoffte Stackelberg, daß Friedrich ſich willig finden 
würde. 

Die Deputation beſtand aus dem Krongroßkanzler und dem 
Fürſten Auguſt Sulkowski. Rewitzki antwortete ſehr klug. Es 
ſei zu ſpät, ſprach er, von ſeinem Hofe darüber einen Beſchluß 
zu verlangen, und er habe nicht die geringſte Anweiſung, ſich 
irgendwie einzumiſchen; aber er dürfe mit Grund annehmen, 
daß die drei Höfe fic) darüber bereits verſtändigt hätten, zu⸗ 
mal da er von dem ruſſiſchen Geſandten erfahren, daß der 
König von Preußen nur auf Bitten der Kaiſerin Katharina 
ſo weit in ſeiner Forderung heruntergegangen ſei, wie das 
Ultimatum laute. Rewitzki gab ihnen daher zu bedenken, ob 
es nicht beſſer wäre, das Gebotene zu nehmen, als daß ſie 
Gefahr liefen, nichts zu erhalten. 

Der Krongroßkanzler und der Fürſt Sulkowski teilten nun 
die wenig tröſtliche Antwort, welche ſie eben empfangen hatten, 
dem ruſſiſchen Geſandten mit, aber ſie erklärten zugleich, daß 

Reimann, N. Geſch. Preußens. I. 34 
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der Immerwährende Rat niemals mit Benoit abſchließen würde, 
wenn derſelbe nicht die gerade Linie, von Piotrkowo nach Schu⸗ 
litz bewilligte; ſonſt müßte die Angelegenheit, wie die Gegner 
gerade wünſchten, an den Reichstag gehen. Stackelberg warnte 
fie noch einmal, dann aber begab er ſich zu Benoit und nö⸗ 
tigte dieſen, einen Eilboten an den König von Preußen zu 
ſchicken mit der dringenden Bitte, daß er doch in dem einen 
Punkte noch nachgeben möchte +). 

Am 17. Auguſt antwortete Friedrich aus Schweidnitz. Ohne 
ſich über dieſe letzte Forderung der Polen zu äußern, gab er 
dem Geſandten nur die Ermächtigung, im äußerſten Notfalle 
noch ein kleines Stück von dem Gebiete von Thorn anzubieten. 
Dem Baron Stackelberg ließ er ſagen: die Polen beraubten 
ihn mitten im Frieden ſo leicht und bequem, als ob ſie ihm 
eine vollſtändige Niederlage mitten im Kriege beigebracht hätten. 
Daß die Republik ein Beſitzrecht hat, überſieht er gänzlich und 
denkt nur an das von den drei Höfen angenommene Prinzip 
der Gleichheit der Erwerbungen und an die Größe des öſter⸗ 
reichiſchen Anteiles, und er hatte ja in dieſer Beziehung allen 
Grund, ſich zu beklagen. Er meinte: wenn er den Polen nach⸗ 
geben müßte, würde er einem Wanderer gleichen, den die 
Vorübergehenden beraubt und dem ſie nur gelaſſen, was ſie 
nicht hätten nehmen wollen. Noch einmal bot er die Million 
Thaler an. 

Seit drei Jahren unterhandelte man und hatte nicht einig 
werden können. Jetzt endlich war eine Ausſicht vorhanden; 
denn nur noch ein kleiner Streifen Landes trennte die ha⸗ 
dernden Parteien. Aber Friedrichs Antwort ſchlug alle Hoff⸗ 
nung nieder. Stackelberg war über die Maßen betrübt. „Auf 
dieſe Weiſe“, ſprach er, „iſt die Unterhandlung abgebrochen“; 
denn er durfte den Polen keinen Zwang anthun. Auch Benoit 
wußte nicht, was er machen ſollte. Am efter trat der Reichs- 
tag zuſammen, und es fehlte daher an Zeit. „Späteſtens 
morgen“, ſchrieb er am 21ſten an den König, „muß die Sache 


1) Benoit, 14. Auguſt. 
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entſchieden werden; denn übermorgen hört die Regierung des 
Immerwährenden Rates auf.“ Er bedauerte, daß Stackelberg, 
welcher ihm ſo treulich beiſtand, nicht weiter gehen konnte, er 
ärgerte ſich über die polniſchen Bevollmächtigten, die zu furcht⸗ 
ſam wären und die Entſcheidung nicht auf ſich nehmen woll⸗ 
ten 1). Und es iſt wahr, dieſelben hatten den Oſterreichern 
weit mehr bewilligt; aber die letzteren wurden von den Polen 
nicht ſo gehaßt. Hatte doch Benoit ſelbſt einmal früher be⸗ 
merkt: die Religion käme hierbei nicht in Betracht, aber die 
Herrſchaft, welche der König über die Weichſel gewonnen, würde 
die Preußen den Polen für immer zu unverſöhnlichen Feinden 
machen ). 

Benoit verſuchte noch ein Mittel. Er ſchrieb an den 
Immerwährenden Rat: er ſei außerſtande, von dem Ultimatum 
ſich zu entfernen, aber wenn die Unterhandlung vor dem 
Reichstage nicht endete, würde der König davon ganz abſehen 
und jede weitere Weigerung, auf einen Vergleich einzugehen, 
als ein ſtillſchweigendes Zugeſtändnis vonſeiten der Republik 
betrachten, daß ihm dieſelbe alles, was er gegenwärtig beſitze, 
als vollſtändiges Eigentum überlaſſe. 

Dieſe Note wirkte. Man beſchloß einſtimmig, noch an 
demſelben Tage, dem 22. Auguſt, den Vertrag zu unterzeichnen, 
nur mit der Anderung, daß Klein-Rusz und Piotrkowo bei 
Polen blieben. Auch wurden einige Dörfer, wie ſich Friedrich 
ja erboten, der Stadt Thorn zurückgegeben. Dagegen ſollte 
die Grenze von Skotniki bis an die Weichſel ſo gehen, wie 
der König von Preußen ſie auf der dritten Karte gezogen hatte. 
Der Vertrag ſetzte noch feſt, daß die in dem zurückzugebenden 
Gebiet erhobenen Einkünfte den Polen wiedererſtattet werden 
müßten 5). 

Friedrich freute ſich zwar ſehr, als er erfuhr, daß die 
Unterzeichnung ſtattgefunden hatte; doch nahm er den Glück⸗ 


1) Benoit, 21. Auguſt. a 
2) 13. Mai. Am 17. Juli ſagten die Delegierten dem Herrn 
v. Benoit: dieſer Verluſt könnte durch nichts aufgewogen werden. 


3) Benoit, 24. Auguſt. Oeuvres VI, 121. 
34 * 
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wunſch Finckenſteins nicht an, weil er zu viele Opfer hätte 
bringen müſſen 1). Übrigens war die Angelegenheit hiermit 
noch nicht ganz erledigt. Als die Grenzen abgeſteckt wurden, 
erhob ſich neuer Streit. Es handelte ſich um zwei Flüſſe, 
die beide den Namen Piſſa trugen; der eine von ihnen hieß 
freilich auch anders. Stanislaus Auguſt wendete ſich vertrags⸗ 
mäßig an Maria Thereſia und Katharina. Letztere wünſchte 
nicht, daß Rußland und Oſterreich entſcheiden ſollten; fie war 
über den neuen Streitfall ungemein verſtimmt. Friedrich ant⸗ 
wortete dem Grafen Solms mit folgender Erzählung: „Ein 
katholiſcher Schweizer aß in der Faſtenzeit einen Eierkuchen, 
der mit Speck gemacht war. Es donnerte, und man ſagte 
zu ihm: „Gott ſchickt ſich an, dich zu beſtrafen, weil du das 
Gebot der Kirche nicht befolgt Haft. Der Schweizer warf 
den Teller zum Fenſter hinaus mit den Worten: , Mein Gott, 
fo viel Lärm um einen Speck⸗Eierkuchen!!“ „Das iſt gerade 
mein Fall“, fuhr der König fort; „die Kleinigkeit von einigen 
Dörfern wird Europa nicht in Feuer ſetzen und weder mich 
reich noch die Polen arm machen.“ ) 

Bei Gelegenheit dieſes Streites erläuterte Panin dem 
Grafen Solms, woher das Intereſſe Rußlands an Polen 
käme. „Wenn der Petersburger Hof“, ſprach er, „an den 
europäiſchen, an den deutſchen Fragen teilnehmen ſoll, ſo hat 
er keine andere Thür für ſeine Truppen, keinen anderen Weg 
für ſeine Vorräte und Rekruten, als Polen, wo er ſeine Ma⸗ 
gazine anzulegen genötigt iſt. Ebenſo muß er ſich dort einen 
vorwaltenden Einfluß mit Bezug auf die Pforte ſichern; denn 
er kann nur durch Polen an dieſen Feind kommen und ſich 
die Mittel verſchaffen, den Krieg mit Leichtigkeit und Sicher⸗ 
heit auszuhalten. Man muß alſo die Nation ſchonen, um ſie 
nicht in die Arme der Gegner zu treiben.“ 3) 

Die Entſcheidung des Streitfalles überließ Friedrich zur 


1) Immediat an Benoit, 29. Auguſt. An Finckenſtein, 4. Septbr. 

2) Beer, Friedrich II. und van Swieten I, 47. Ich benutze ſonſt 
hier die Korreſpondenz des Grafen Solms. 

3) Solms, 2. Mai 1777. 
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Freude des Petersburger Hofes dem Baron Stackelberg, 
welcher die Angelegenheit zur Zufriedenheit des Königs er⸗ 
ledigte. Am 17. Juli 1777 wurde noch ein Vertrag zwiſchen. 
Preußen und Polen abgeſchloſſen und dann von Friedrich II. 
ratifiziert; doch mußte Solms dem Grafen Oſtermann fagen, 
daß der König nur aus Rückſicht gegen Rußland dieſes neue 
Opfer gebracht hätte. Damit ſchloß die erſte Teilung Polens. 


Achtes Kapitel. 
Neue Organiſation Weſtpreußens. 


Friedrich der Große hat in der erſten Hälfte ſeiner Regie⸗ 
rung Schleſien erobert und behauptet. Er ließ die verloren 
gegangenen Anſprüche wieder aufleben, weil ſo zu ſagen der 
Geſchäftsgang es erforderte; jedoch in Wahrheit ging ſein vom 
höchſten Ehrgeiz beſeeltes Streben ') dahin, ſeine Macht er⸗ 
heblich zu ſtärken und Oſterreich dafür büßen zu laſſen, daß 
Kaiſer Karl VI. mit allen Mitteln bemüht geweſen war, 
Preußen niederzuhalten. Aber vielleicht würde Friedrich bei 
allen Vorzügen ſeines Geiſtes und Charakters doch außerſtande 
geweſen ſein, das Gewonnene feſtzuhalten, wenn nicht die Habs⸗ 
burger ſelbſt ihm Anhänger zugeführt hätten. Als er am 
27. Dezember 1740 ſeinem Freunde Jordan meldet, Schleſien 
würde bald den preußiſchen Provinzen eingereiht ſein, und als 
er dann die Kürze ſeines Briefes mit der Menge von Ge⸗ 
ſchäften entſchuldigt, fügt er noch hinzu: „Die Religion und 


1) Vgl. die Briefe Friedrichs an Jordan in den Oeuvres XVII, 76. 
89, 941, 96. 


534 II. Buch. 8. Kapitel. 


unſere tapferen Soldaten werden das übrige thun.“ Mit 
dem Worte Religion meint der junge König das Augsburger 
Bekenntnis, welches man in der Wiener Hofburg verabſcheute. 
Indem Ferdinand II. und ſeine gleich unduldſamen Nachfolger 
die evangeliſche Kirche Schleſiens grauſam behandelten, mußten 
die Herzen der Proteſtanten dem Hauſe Habsburg ſich ent⸗ 
fremden. Daß Maria Thereſia in dieſem Punkte gerade ſo 
beſchränkt wie ihre Vorfahren war, zeigen die grauſamen Be⸗ 
fehle, die im September 1777 aus der Hofkanzlei nach 
Mähren abgegangen ſind und den herbſten Tadel und Wider⸗ 
ſpruch ihres Sohnes gefunden haben. So war es eine gerechte 
Strafe für die Habsburger, daß ſie Schleſien verloren, und 
ein Glück für die Proteſtanten dieſer Provinz, daß ſie zu 
Preußen kamen. Seitdem iſt die evangeliſche Kirche daſelbſt 
herrlich aufgeblüht, ohne daß die katholiſche dabei gelitten. 
Der ungläubige König ward auch bei der zweiten großen 
Erwerbung, die er machte, für den Proteſtantismus ein Retter. 
Als der Kammerpräſident Domhardt im März 1771 auf 
Friedrichs Erkundigung nach dem Ertrage Pomerellens ant⸗ 
wortet, drückt er nicht allein ſeine Freude darüber aus, daß 
alles, was der deutſche Orden vormals in Preußen beſeſſen 
hat, wieder zuſammengebracht werden ſolle, ſondern er bemerkt 
noch weiter: „Ja die unter ſo manchen Drangſalen in dieſen 
Diſtrikten ſeufzenden Proteſtanten, die den größten Teil der 
dortigen Einwohner ausmachen, werden Ew. Königliche Ma⸗ 
jeſtät als ihren Erretter und den Wiederherſteller ihrer Frei⸗ 
heit anzuſehen Urſach haben, auch den Unterthaneneid mit er⸗ 
freuteſtem Herzen leiſten, mithin ſich Höchſtdero huldreichſter 
mit Sanftmut und Gerechtigkeit verknüpfter Regierung willig 
unterwerfen anſtatt der Härte und Gewalt, die bisher faſt 
ein jeder polniſche Edelmann und katholiſche Geiſtliche ausübt, 
ohne daß man Ausſicht hat auf einige Hilfe.“ 4) 5 
Lange vor der Beſitznahme dachte Friedrich daran, was er 


1) Ernſt Graf Lippe-Weißenfeld, Weſtpreußen unter Friedrich 
dem Großen (Thorn 1866), S. 23. 
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für Einrichtungen in dem neuen Lande treffen ſollte; denn 
er meinte: „Wenn das alles im voraus gearbeitet wird, ſo 
gut wie man kann, ſo wird es nachher die Ausführung in 
vielen Stücken erleichtern, weil man ſchon ein Schema hat, 
wonach man ſich richtet.“ Bereits am 6. Oktober 1771 
ſchrieb er „Grundſätze, wonach die neue Einrichtung im König⸗ 
reich Preußen ſoll gemacht werden“, eigenhändig auf viertehalb 
Quartſeiten für Domhardt nieder, und ſeitdem wurde dieſer 
Gegenſtand zwiſchen beiden Männern weiter vielfach erörtert. 
Am 3. Februar 1772 zeigte Friedrich dem Kammerpräſidenten 
an, es habe mit der neuen Erwerbung ſeine völlige Richtigkeit 
bereits dergeſtalt gewonnen, daß er mit Sicherheit darauf 
rechnen könne. Weil Danzig ausgeſchloſſen war, ſo ging ſeine 
Abſicht dahin, den Handel dieſer Stadt allmählich nach Elbing 
und Bromberg zu ziehen, zu dem Ende die Weichſel und Netze 
durch einen Kanal zu verbinden und die Nogat mehr räumen 
und ſchiffbar machen zu laſſen. Noch im laufenden Jahre 
ſollte die Arbeit für die neue Waſſerſtraße begonnen werden ). 
Friedrich beabſichtigte ferner, den Staroſten, die für ihre 
Amtsthätigkeit die Nutznießung gewiſſer dem Staate gehöriger 
Güter hatten, und den Geiſtlichen ihr mäßiges Auskommen in 
Gelde zu geben, ihre Beſitzungen dagegen an ſich zu nehmen 
und zu verpachten; aber er wünſchte zu wiſſen, wie viel dieſe 
Güter in Wirklichkeit tragen könnten, und deshalb ſollten ſie 
zuvor ein Jahr lang von Adminiſtratoren bewirtſchaftet werden. 
Auch die Einteilung des Landes gedachte Friedrich zu ändern. 
Ermeland ſollte, wie billig, zu Oſtpreußen, der Netzebezirk und 
einige kleinere Stücke zur Neumark und zu Pommern kommen, 


1) Ich benutze in dieſem Kapitel hauptſächlich die Kabinettsordres 
an den Oberpräſidenten v. Domhardt, welche Preuß im 5. Urkunden⸗ 
bande, S. 183—234 veröffentlicht hat und die bis zum 11. Juli 1773 
gehen, und ferner die Kabinettsordres an den Oberpräſidenten v. Dom⸗ 
hardt und an die Kammer in Marienwerder über die Verwaltung von 
Weſtpreußen und dem Netzdiſtrikt im 4. Urkundenbande, S. 3 — 195, 
die bis zum 7. Juni 1776 reichen. Das angeführte Buch des Grafen 
Lippe giebt vielfach ergänzendes urkundliches Material. 
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das übrige dagegen unter eine in Marienwerder als in der 
Mitte des Landes neu einzuſetzende Kammerdeputation geſtellt 
werden, und die beſondere Verwaltung des Elbinger Gebietes, 
die infolge einer alten, den Königen von Preußen gehörigen 
Hypothek ſeit 1706 beſtand, jetzt aufhören. Auch wegen der 
Vermehrung des Heeres hatte Friedrich ſchon beſtimmte Ent⸗ 
ſchlüſſe gefaßt. 

Die Unterthanen wollte der König zu freien Leuten er⸗ 
klären, die Leibeigenſchaft aufheben und keinen Bauer die Woche 
hindurch mehr als drei Tage Hofedienſte thun laſſen. Er ver⸗ 
hehlte ſich freilich nicht, daß die Einwohner, beſonders die von 
Pomerellen, welche meiſt polniſcher Nationalität wären, die 
ihnen zugedachte Wohlthat nicht nach ihrem wahren Wert ein⸗ 
ſehen und erkennen würden. Deshalb ſchrieb er am 1. April 
an Domhardt: „Das ſicherſte Mittel, dieſen ſklaviſchen Leuten 
beſſere Begriffe und Sitten beizubringen, wird immer ſein, 
ſolche mit der Zeit mit Deutſchen zu vermiſchen, und wenn 
es nur anfänglich mit zwei oder drei in jedem Dorfe geſchehen 
kann.“ Übrigens empfand es Friedrich recht unangenehm, daß 
der Generalmajor v. Belling in Polen ſehr übel gehauſt und 
kein Brot, geſchweige denn Saatkorn übrig gelaſſen hatte. Er 
befahl, die Sache näher zu unterſuchen, damit er dann das 
Nötige verfügen könnte; zugleich aber wurden in Bromberg 
Vorräte von Sommergetreide zuſammengebracht, damit man 
den armen Leuten ſogleich nach geſchehener Beſitzergreifung zu 
helfen vermöge. 

Es kam dem Könige beſonders darauf an, die erſte Ein⸗ 
richtung mit Sparſamkeit ins Werk zu ſetzen, unnütze Aus⸗ 
gaben zu vermeiden und ſobald als möglich von der neuen 
Provinz Nutzen zu ziehen. Er glaubte damals, daß die Beſitz⸗ 
ergreifung zu Anfang des Juni erfolgen würde, und er bes 
reitete deshalb alles vor. Gewiſſe Generalverordnungen ſollte 
Domhardt ſchon jetzt für den Druck niederſchreiben, damit er 
imſtande wäre, ſie dann ohne Zeitverluſt öffentlich bekannt zu 
machen. Ferner mußte Vorkehrung geſchehen, daß der preu⸗ 
ßiſche Adler ſogleich auf der Grenze ſowohl als auf Plätzen 
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und an öffentlichen Gebäuden an die Stelle des polniſchen 
treten könnte ). 

Friedrich wollte nach der Beſitzergreifung ſelber in die neue 
Provinz gehen und alles dort einrichten. Er hatte die Ab⸗ 
ſicht, in den Städten, welche Handel und Gewerbe trieben, 
wie Elbing, Marienburg, Graudenz, Kulm und Bromberg, 
die Acciſe einzuführen, dagegen den Ackerſtädten und dem Lande 
die Kontribution aufzulegen und für letztere durch den Prä⸗ 
ſidenten Roden eine neue Vermeſſung vornehmen zu laſſen. 
Am 11. Mai erſchien dieſer auf königlichen Befehl in Pots⸗ 
dam, und nachdem er die Frage, ob er ſchweigen könne, natür⸗ 
lich bejaht hatte, teilte Friedrich ihm mit, daß er nächſtens 
das polniſche Preußen nebſt einigen Stücken an der Netze in 
Beſitz nehmen werde. „Ich will“, fuhr der König fort, „daß 
Ihr mir darin die Kontribution auf oſtpreußiſchen Fuß ein⸗ 
richten und durch eine Klaſſifikation feſtſetzen ſollet. Aus allen 
Kammern hab' ich die auserleſenſten und beſten Kriegsräte 
notieren laſſen; dieſe geb' ich Euch mit und eine gute Anzahl 
Ingenieure, welche die Vermeſſung verrichten ſollen. Ihr 
müßt eine Inſtruktion für die Klaſſifikationskommiſſion und 
die Ingenieure machen und ſie mir in Marienwerder, wo Ihr 
am 1. Juni einzutreffen habt, zur Vollziehung vortragen.“ 
Folgende Punkte diktierte der König für die Inſtruktion: „Mit 
dem Bistum Ermeland wird angefangen, hierauf folgt das 
Marienburgſche und Kulmiſche, dann die Stücke an der Netze 
und zuletzt Pomerellen. Die Kommiſſion verſammelt ſich jedes⸗ 
mal in der Mitte des Bezirks, und wenn ein ſolcher fertig 
iſt, wird die Kontribution darin ſofort eingeführt. Die Ver⸗ 
meſſungskarten können von den Edelleuten gefordert und allen⸗ 
falls berichtigt werden. Die Ackerſtädte ſollen gleich den Dör⸗ 
fern die Kontribution und keine Aceiſe bezahlen, die Klöſter, 
wie in Schleſien, 50 Prozent geben; die Handwerker, die auf 
dem platten Lande wohnen, müſſen in die Städte ziehen.“ 
Alles übrige ſollte Roden der Inſtruktion hinzufügen. „Ich 


1) Preuß, Urkundenbuch V, 186-196. 
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habe“, ſprach der König weiter, „zu dergleichen Sachen ſonſt 
einen Miniſter gebraucht, aber ich hege das Vertrauen zu Ihm, 
Er wird ſeine Sachen gut machen und alles nach meiner Idee 
einrichten.“ Roden erhielt noch den Befehl, in Berlin nicht 
zu ſagen, wohin er ginge, und wurde dann gnädig entlaſſen ). 
Wie Roden, ſo empfing auch Domhardt den Befehl, zu 
Anfang des Monats Juni nach Marienwerder zu kommen und 
zwar nicht allein, ſondern mit den Mitgliedern der einzuſetzen⸗ 
den Kammerdeputation, den Acciſe- und Forſtbeamten, den 
Landräten und Adminiſtratoren der Amter und Staroſteien. 
Friedrich wollte dort über die neuen Einrichtungen entſcheiden. 
Als er am 4. Juni in Marienwerder eintraf, eilte die Sache 
nicht; denn die Unterhandlung mit Oſterreich war damals noch 
nicht zu Ende gebracht. Aber der König verfügte trotzdem das 
Notwendige. Der General-Lieutenant v. Stutterheim und der 
Kammerpräſident v. Domhardt wurden auserſehen, die Beſitz⸗ 
ergreifung vorzunehmen. Die Inſtruktion, welche ſie empfingen, 
ſchrieb vor, in welche Städte die Truppen einrücken und wo 
die Grenzpfähle und Tafeln geſetzt werden ſollten. Inbezug 
auf den Huldigungseid wurden beide Männer angewieſen, dar⸗ 
auf zu ſehen, daß auch die katholiſchen Geiſtlichen nicht unter⸗ 
ließen mitzuſchwören. Jedoch bevor es dazu käme, ſollte Dom⸗ 
hardt eine Handlung begehen, welche die unparteiiſche Geſchichte 
nicht verſchweigen darf. Es hieß nämlich in der Inſtruktion: 
„Der Kammerpräſident wird zuvor die Woiwoden und Sta— 
roſten aufreden laſſen, daß fie unter dem Vorwande, die Re⸗ 
publik habe nicht in die Landesabtretung gewilligt, entweder 
ſich von ſelbſt gleich fern halten, oder doch Schwierigkeiten 
machen, ſich zu unterwerfen und den Huldigungseid zu leiſten, 
da denn ihre Woiwodſchaften und Staroſteien gleich in Be⸗ 
ſchlag genommen und mit Adminiſtratoren beſetzt werden. 
Hierbei wird der Graf Kaiſerling die beſten Dienſte thun 
können, wenn er der erſte iſt, welcher beides verweigert. Ich 


1) Preuß IV, 57 nach Rodens Autobiographie, die leider noch 
ungedruckt iſt. 
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werde mich demungeachtet ſchon mit ihm verſtehen, ſo daß er 
nichts verlieren wird.“ ) Und hier möge gleich noch eine an⸗ 
dere nicht zu billigende Vorſchrift angereiht werden. Als der 
König die Rechnung für den Vorſpann verlangte, welcher ihm 
während ſeiner preußiſchen Reiſe geleiſtet worden war, da 
befahl er dem Kammerpräſidenten v. Domhardt, von den im 
polniſchen Preußen geſtellten Pferden nur diejenigen aufzu⸗ 
führen, die hier und da aus ſeinen Provinzen dorthin verlegt 
worden wären e). 

Es lag dem Könige viel daran, daß die preußiſche Regie⸗ 
rungsmaſchine nach der Beſitznahme ſofort in Gang käme, 
und noch mehr, daß die Einkünfte gehörig erhoben würden; 
„denn wir müſſen Geld haben“, lauteten die Schlußworte der 
Grundſätze, die er am 6. Oktober 1771 aufgeſetzt hatte ). 
Deshalb ſollte der Kammerpräſident die Landräte, die Acciſe⸗ 
beamten, die Förſter dann gleich ihre Thätigkeit beginnen 
laſſen. Um ferner den gemeinen Mann deſto eher von der 
polniſchen Sklaverei zurückzubringen und zur preußiſchen Landes⸗ 
art hinzuführen, ſollte Domhardt im voraus darauf bedacht ſein, 
daß, wie es ehemals in Cottbus und Oberſchleſien geſchehen, 
deutſche Schulmeiſter in den kleinen Städten und auf den 
Dörfern angeſetzt, und die Einwohner mehr und mehr mit 
Deutſchen vermengt würden. Nach ſeiner Rückkehr hat der 
König von Potsdam aus auf jenen Punkt noch einmal auf— 
merkſam gemacht, weil er bei ſeiner Durchreiſe durch Polniſch— 
Preußen beobachtet hatte, daß auf dem Lande gar keine Schul- 
anſtalten vorhanden wären. 

Friedrich beſchloß, das geſamte Preußen zu vereinigen und 


i) Preuß, Urkundenbuch V, 201. Von Kaiſerling ſchreibt Fried⸗ 
rich ſchon am 25. März (V. 192): „Ich denke, daß die Einziehung der 
Staroſteien keine ſonderlichen Schwierigkeiten finden ſoll. Den Grafen 
v. Kaiſerling werde Ich ſchon abzufinden ſuchen, daß er damit zufrieden 
ſein wird.“ Er bekam vom November 1772 an monatlich 500 Thaler 
(V, 220). Vgl. V, 198. Er war Staroſt von Engelsburg. 

2) Ebd., S. 203, Nr. 36. 

3) Ebd., S. 187. 
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es unter Domhardt, welchen er zum Oberpräſidenten er⸗ 
nannte, zu ſtellen. Ermeland ſollte zur Königsberger Kriegs⸗ 
und Domänenkammer geſchlagen, von dieſer dagegen die Amter 
Rieſenburg und Marienwerder abgezweigt und in letzterer 
Stadt eine neue Kriegs⸗ und Domänenkammer für Weſt⸗ 
preußen gegründet werden, der Bezirk an der Netze dagegen 
unter die Verwaltung des Geheimen Finanzrates v. Brenken⸗ 
hof kommen. Der Präſident der Marienwerderſchen Kammer 
ward angewieſen, monatlich nicht allein zu melden, wie viel 
Steuern erhoben worden wären, ſondern auch bei jeder Art 
derſelben anzugeben, weshalb man davon mehr oder weniger 
als im vorigen Monat eingenommen hätte. Im Frühjahr 
1773 und zwar ſchon im März, ehe der König ſeine Aus⸗ 
gaben feſtſtellte, ſollte die Kammer einen beſonderen Bericht 
über die notwendigen Verbeſſerungen und, wo am beſten Kolo⸗ 
niſten anzuſetzen wären, nebſt einem Koſtenanſchlag einreichen. 
Kulm und Pomerellen, hieß es, dürften in letzterer Beziehung 
vornehmlich in Betracht kommen. Gegen Trinitatis endlich 
ſollte die Kammer noch einen Generaletat über den mutmaß⸗ 
lichen Ertrag der Provinz im nächſten Jahr einſchicken. Für 
die Zölle wollte Friedrich Beamte der Regie ſenden; dagegen 
wurde die Acciſe der Verwaltung der Kammer hier nicht ent⸗ 
zogen mit Ausnahme der Amter Rieſenburg und Marien⸗ 
werder, wo es bleiben ſollte, wie bisher ). 

In den königlichen Forſten ſollte man Förſter anſetzen, die 
Holzungen gehörig in Schläge einteilen laſſen und unterſuchen, 
wie ſie am vorteilhafteſten zu benutzen wären. Könnte man 
wegen Entlegenheit das Holz nicht wohl verkaufen, ſo ſollte 
man an Orten, wo Eiſen, Stein oder Erz vorhanden wäre, 
vorzüglich Eiſenhütten, ſonſt aber Glashütten, welche ſchönes 
weißes Glas verfertigten, Aſchenbrennereien u. dgl. anlegen. 
Die Förſter follten auch zur Ausrottung der Wölfe, Bären 
und anderer Raubtiere ſehr ernſtlich angehalten werden. 

Der König befahl ferner angelegentlich der Kammer, ernſt⸗ 


1) Preuß, Urkundenbuch V, 209. 
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lich dahin zu ſehen, daß die Adminiſtratoren der Domänen⸗ 
ämter mit den Unterthanen nicht auf dem harten polniſchen 
Fuß umgingen, weil er alle Sklaverei und Leibeigenſchaft auf⸗ 
heben würde und die Unterthanen als freie Leute angeſehen 
und behandelt wiſſen wollte. Gegen Trinitatis 1773 ſollte 
man zur Verpachtung der Amter ſchreiten und in den Ver⸗ 
trägen bei ſolcher Gelegenheit mit feſtſetzen, daß von den 
Unterthanen nichts, als was ſie zu geben ſchuldig wären, ver⸗ 
langt, ihnen vielmehr ſo viel als möglich geholfen werden 
müſſe. 

Für die neue Kammer erteilte der König weiter die Vor⸗ 
ſchrift, ſie müſſe ſich eine ganz genaue Kenntnis von den 
Domänenämtern verſchaffen, um beurteilen zu können, wie die⸗ 
ſelben am vorteilhafteſten zu benutzen ſein dürften. Der König 
glaubte, daß es in einem Staate die erſte Sorge ſei, die 
Bevölkerung ſo weit zu vermehren, als der Boden Einwohner 
zu ernähren vermöge 1). Deshalb ſchrieb er der neuen Kammer 
vor, die Amter genau zu unterſuchen, damit ſie wüßten, wo 
dieſelben zum Teil oder ganz wüſte wären, und damit Kolo⸗ 
niſten dort angeſetzt werden könnten. Auch ſollte die Kammer 
von den verworrenen Umſtänden der Republik Nutzen zu 
ziehen und ſo viel Menſchen als möglich aus den Gegenden 
zu gewinnen ſuchen, wo die meiſten Diſſidenten wären und 
welche die preußiſchen Truppen beſetzt hätten; die letzteren 
würden hierbei ſicher behilflich ſein. 

Was die Erwerbung ausländiſcher 9 für die 
Städte betrifft, ſo wurde die Kammer auf den Beirat Brenken⸗ 
hofs verwieſen. Auf dem Lande wollte Friedrich übrigens nur 
Hufſchmiede, Zimmerleute, Stell- und Rademacher, ſo wie 
Schuhflicker wohnen laſſen 2). Auch die Betteljuden ſollten 
weder hier noch in den Städten geduldet, aber nur nach und 
nach und ohne Ungeſtüm weggeſchafft werden. Dagegen könnten 
vermögende Juden, welche Schutzbriefe gelöſt hätten, beibehalten 


1) Oeuvres XXVI, 359. 
2) Lippe-Weißenfeld, S. 40. 
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und beſonders in die kleinen Städte längs der Netze gewieſen 
werden, um den Handel mit Polen zu betreiben. Verpach⸗ 
tungen von Brauereien und Brennereien an Juden auf dem 
Lande ſollte die Kammer ſogleich aufheben und dieſelben zu 
den Amtern ſchlagen. 

Am Schluſſe dieſes wichtigen Schriftſtückes verbot der König 
noch der Kammer, den allermindeſten Unterſchied zwiſchen evan⸗ 
geliſchen und katholiſchen Unterthanen zu machen, ſondern ſie 
ſollten ohne Rückſicht auf die Religion ſchlechterdings unpar⸗ 
teiiſch gehört und behandelt werden “). 

Eben dieſelbe Vorſchrift findet ſich natürlich auch in den 
17 Generalprinzipien, welche Friedrich inbezug auf die Rechts⸗ 
pflege dem künftigen Präſidenten des neuen Hofgerichts in 
Marienwerder, einem Grafen Finckenſtein, übergab. Wie dort 
für die Verwaltung, ſo wurden hier für die Rechtspflege all⸗ 
gemeine Beſtimmungen getroffen. Die wichtigeren lauteten 
folgendermaßen: In den Städten haben die Magiſtrate, auf 
dem Lande die daſelbſt anzuſtellenden Juſtizbeamten die erſte 
Inſtanz, die zweite iſt bei dem Hofgericht in Marienwerder, 
von wo aus an das Tribunal in Berlin als dritte Inſtanz 
appelliert werden kann. Die polniſche Rechtspflege hört mit 
Eröffnung des Hofgerichts auf, und damit die preußiſchen Ge- 
ſetze zur Kenntnis des Landes gelangen, muß der Präſident 
desſelben einen Auszug davon ſo kurz und ſo deutlich als 
möglich machen, ſolchen dem Großkanzler v. Fürſt einſchicken 
und, nachdem ihn dieſer gutgeheißen, in lateiniſcher, polniſcher 
und deutſcher Sprache drucken laſſen und dem Lande bekannt 
machen. Das bisherige Verfahren zwiſchen den Edelleuten und 
den Bauern hört gänzlich auf, und es iſt einem jeden Unter⸗ 
than erlaubt, mit Übergehung der Gerichtsbarkeit ſeiner Grund⸗ 
herrſchaft bei dem Landes⸗Juſtizkollegium Recht zu nehmen. 
Keine biſchöfliche Verordnung und keine päpſtliche Bulle darf 
ohne Vorwiſſen und Bewilligung der Juſtiz bekannt gemacht 
werden. Den Prälaten, Abten und überhaupt den katholiſchen 


1) Lippe-Weißenfeld, S. 204— 207. 
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Geiſtlichen muß man ſehr auf die Finger ſehen, daß ſie ihre 
Gerechtſame nicht mißbrauchen und zur Ungebühr ausdehnen. 
Scheidungsgeſuche von Eheleuten verſchiedener Religion gehören 
vor das Hofgericht, welches ſich aber ſchlechterdings nicht in 
diejenigen miſcht, wo beide Eheleute ſich zur katholiſchen Re⸗ 
ligion bekennen. Kein Edelmann, der im Lande angeſeſſen iſt, 
darf ohne königliche Erlaubnis in fremde Dienſte gehen oder 
außer Landes reiſen, es ſei denn, daß er auch Güter auswärts 
beſitze. Die Leibeigenſchaft hebt der König bei ſeinen Amtern 
auf, und die Landeskollegien müſſen die Edelleute zu vermögen 
ſuchen, dieſem Beiſpiele zu folgen. Den Bauern muß man 
nicht erlauben, adelige Güter an ſich zu bringen, und ebenſo 
wenig dem Edelmann, daß er die Bauern auskaufe, bei der 
in Preußen darauf ſtehenden Strafe von 100 Dukaten ). 
Nachdem ſo der König am 6., 7. u. 8. Juni 1772 das 
Notwendige für die Umgeſtaltung des neugewonnenen Landes 
angeordnet und die Truppen gemuſtert hatte, kehrte er nach 
Potsdam zurück, und von hier aus ſchrieb er am 12ten an 
ſeinen Bruder Heinrich: „Ich habe dieſes Preußen geſehen, 
welches ich gewiſſermaßen aus Deinen Händen beſitze. Es iſt 
eine ſehr gute und ſehr vorteilhafte Erwerbung; aber um 
weniger Neider zu haben, ſage ich jedem, der es hören will, 
daß ich auf meiner ganzen Reiſe nur Sand, Kiefern, Heide- 
land und Juden geſehen.“ Friedrich wußte, daß er viel Ar- 
beit haben würde, weil das Land in einem jämmerlichen Zu⸗ 
ſtande fic) befand und der notwendigſten Einrichtungen ent- 
behrte. Sogar die Städte zeugten von der berüchtigten pol- 
niſchen Wirtſchaft. Kulm beſaß gute Mauern, große Kirchen; 
aber anſtatt der Straßen ſah man nur die Keller von Ge— 
bäuden, die ehemals vorhanden geweſen waren. Den Ring 
bildeten 40 Häuſer; 28 davon, die keinen Beſitzer hatten, 
waren ohne Thüren, ohne Fenſter und Dächer. In Brom⸗ 
berg fand man 105 wüſte Stellen; Schutt und Unrat bedeckte 
das Pflaſter einige Fuß hoch. Schmutz und Unebenheiten 


1) Lippe-Weißenfeld, S. 56ff. 
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hemmten den Verkehr in den Straßen. Menſchliche Gerippe 
lagen nicht nur in alten Bauſtellen unter der Erde, ſondern 
auch in vielen noch brauchbaren Kellern. Übelriechende Sümpfe 
verpeſteten die Luft in der Nähe der Stadtmauern, und nir⸗ 
gends erblickte das Auge dort einen Garten oder einen Obſt⸗ 
baum. Das Landvolk lebte größtenteils in Unwiſſenheit ſtumpf: 
finnig dahin !). Genug, es war ein im höchſten Maße ver⸗ 
wahrloſtes Land, welchem Friedrich nun die Segnungen der 
Ziviliſation zu bringen befliſſen war. Erſt am 13. Sep⸗ 
tember nahm er von der neuen Erwerbung Beſitz, und die 
Grenzpfähle wurden eingeſchlagen. Nach Rodens Berichte ſtieß 
das Geſchäft auf keine Widerſetzlichkeit oder Unanſtändigkeit 
vonſeiten der neuen Unterthanen, vielmehr zeigte jeder bereit⸗ 
willig ſeine Grenzen an und wohnte dem Setzen des Pfahles 
mit der ſchuldigen Ehrfurcht bei. Und General v. Stutter⸗ 
heim meldete den Geheimen Kabinettsräten des Königs am 
19. September: „Der größte Teil der Einwohner von Polniſch⸗ 
Preußen ſcheint mit dieſer Neuerung eben nicht ſehr unzufrieden 
zu ſein, wiewohl ſich auch verſchiedene, beſonders Vornehme, 
darunter befinden, welche lieber gewünſcht hätten, daß es beim 
alten geblieben wäre.“ ?) 

Die Huldigung fand in Marienburg am 27. September 
im großen Ordensremter ſtatt. Freiherr v. Rohd, der früher 
in Wien Geſandter geweſen war, hielt an die Verſammlung 
in deutſcher Sprache die in ſolchen Fällen übliche Rede, worauf 
ein Sekretär eine lateiniſche Überſetzung derſelben vorlas. 
General v. Stutterheim nahm die Eidesleiſtung im Namen 
des Königs entgegen. Die Geiftlichen wurden hierbei von den 
Weltlichen und wiederum die evangeliſchen von den katholiſchen 
getrennt, und ſo konnte man ſich verſichern, daß die letzteren 
die Huldigung nicht verweigerten. Nachdem die feierliche Hand⸗ 
lung vorüber war, wurden die Stände auf königliche Koſten 
geſpeiſt und zwar an zwei Tafeln, ſo daß an der einen die 


1) Oeuvres XXVI, 357; VI, 88. 89. Lippe-Weißenfeld, S. 60. 
2) Lippe-Weifenfeld, S. 44. 48. 
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Vornehmeren ſaßen. Schließlich empfingen ſie auch noch eine 
Huldigungsmedaille, von welcher Friedrich 50 Stück in Gold 
zu 24 Dukaten und 500 in Silber zu 4 Lot hatte prägen 
laſſen. Unter das Volk endlich wurden 2000 Thaler in ver⸗ 
ſchiedenen preußiſchen Münzſorten geworfen. Alle Feierlich⸗ 
keiten gingen ganz ruhig und glücklich vorüber. Noch an dem⸗ 
ſelben Abend meldete Rohd den Miniſtern Finckenſtein und 
Hertzberg: die Anzahl derer, welche gehuldigt hätten, wäre 
groß, und es befänden ſich auch viele Vornehme darunter. 
Doch haben im Auguſt und September des nächſten Jahres 
allerdings noch Nachhuldigungen erfolgen müſſen. Als Rohd 
den König von der glücklichen Beendigung des ihm über⸗ 
tragenen Geſchäfts in Kenntnis geſetzt hatte, da ſchrieb ihm 
dieſer am 14. Oktober zurück: „So iſt nun eine große Sache 
glücklich beendet, und, Gott fet Dank, wir find jetzt im Zu⸗ 
ſammenhange mit Preußen.“ Friedrich nannte ſich nun auch 
König von Preußen; der neuen Erwerbung gab er am 31. Ja⸗ 
nuar 1773 den Namen Weſtpreußen. Von dem Netzebezirk 
ergriff Brenkenhof Beſitz und ließ die Grenzpfähle dort auf⸗ 
ſtellen ). 

Gleich am 13. September war inzwiſchen die neue Regie⸗ 
rung in Thätigkeit getreten. Schon am 6. Juni hatte Dom⸗ 
hardt Anweiſung erhalten, in den Kreiſen Landräte, ferner in 
den Städten, welche der Acciſe unterworfen waren, die Steuer⸗ 
beamten und für die Waldungen die Förſter einzuſetzen, und 
für die Zölle hatte der König Männer der Regie ſchicken 
wollen. Das iſt auch ohne Zweifel geſchehen. 

Mit welcher Pünktlichkeit man vorging, zeigt am beſten 
die Einführung der Poſt. Eine ſo wohlthätige Anſtalt kannte 
man in Weſtpreußen kaum; denn es gab nur zwei Verbin⸗ 
dungen dieſer Art hier, nämlich von Danzig einerſeits nach 
Elbing, anderſeits nach Thorn. Dagegen in Ermeland beför⸗ 
derten Reit⸗ und Fußpoſten, welche durch eine Steuerumlage 


1) Preuß, Urkundenbuch V, 200 ff. 207. 208. Lippe-Weißen⸗ 
feld, S. 45 ff. 
Reimann, N. Geſch. Preußens. I. 35 
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von der Geſamtheit der Einwohner erhalten wurden, portofrei 
die Briefe. Bereits am 20. Juni hatte der König Befehl 
zur Einführung der Poſt in der neuen Provinz gegeben und 
dabei drei Hauptzwecke bezeichnet, die erreicht werden ſollten, 
nämlich die beſte Verbindung zwiſchen Oſtpreußen, Pommern 
und der Mark, die Belebung der Korreſpondenz und des Ver⸗ 
kehrs in Weſtpreußen und die Iſolierung des polniſchen Poft- 
amtes in Danzig. 

Dem Werke ſtanden keine geringen Schwierigkeiten ent⸗ 
gegen: die ſchlechten Wege, die Unſicherheit der Straßen, die 
Entlegenheit der Ortſchaften in den öden Landſtrichen, deren 
es nur zu viele gab. Es war ferner nicht leicht, bemittelte 
und betriebſame Poſthalter, ordentliche Poſtillone und Unter⸗ 
beamte, geeignete Räumlichkeiten für Poſtämter und Poſt⸗ 
haltereien zu erlangen. Aber der feſte Wille beſiegte jedes 
Hemmnis, und mit dem Gelde war die Poſtverwaltung nicht 
ſparſam, indem ſie für dieſen Zweck 70,000 Thaler anwies. 
Der Staatsminiſter v. Derſchau reiſte mit dem Poſtmeiſter 
Uhl aus Fehrbellin ſelbſt nach dem polniſchen Preußen und 
entwarf die Grundzüge der neuen Einrichtung. Fünf der 
fähigſten Poſtmeiſter wurden dann nach Berlin gerufen und 
begaben ſich von hier, mit umfaſſenden Inſtruktionen verſehen, 
nach Weſtpreußen, wo ſie unter der Leitung Uhls, welcher 
zum Oberpoſtdirektor ernannt worden war, die neuen Linien 
einrichteten. Der Hauptweg von Berlin nach Königsberg ver⸗ 
folgte die Richtung, welche die Oſtbahn heute einnimmt; in 
Dirſchau vereinigte ſich mit ihm von Stolp her der zweite 
große Poſtzug, der pommerſche, der anderen Linien nicht zu 
gedenken. Zu Vorſtehern der wichtigeren Poſtämter wurden 
tüchtige Poſtmeiſter aus den älteren Landesteilen erwählt und 
geübte Poſtſekretäre den Offizieren beigegeben, die zu Poſt⸗ 
meiſtern an weniger bedeutenden Orten ernannt wurden. In 
Berlin und Königsberg arbeitete man in den Werkſtätten und 
Druckereien angeſtrengt, um die notwendigen Wagen, Dienſt⸗ 
kleider und Druckſachen zur rechten Zeit fertig zu machen. 
Sechshundert Pferde mußten beſchafft werden; wo es vor der 
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Hand nicht gelang, Poſtfuhrunternehmer zu gewinnen „dort 
übernahm der Staat die Poſthaltereien. Die Entfernungen 
wurden feſtgeſetzt und die Poſttaxen für jeden Ort entworfen, 
die Vorkehrungen für den Übergang über die Weichſel und 
Nogat getroffen, die Etats und Kautionen reguliert, die Be⸗ 
ſtallungen ausgefertigt, und vierzehn Tage, nachdem die Be⸗ 
amten in Thätigkeit getreten waren, am 1. Oktober öffneten 
ſich an allen bedeutenderen Orten die Schalter, und die preu⸗ 
ßiſchen Poſtwagen rollten auf allen Hauptſtraßen. Das Ober⸗ 
poſtamt befand ſich in Stolzenberg, einer Vorſtadt von Danzig, 
deſſen polniſches Poſtamt durch die großen preußiſchen Linien 
völlig iſoliert worden war ). 

Wie in dieſem Zweige der Verwaltung die preußiſchen 
Einrichtungen ſchnell Platz griffen, ſo geſchah es auch in an⸗ 
deren Stücken. Die Stempelgeſetzgebung wurde ſofort ein⸗ 
geführt. Inbezug auf den Tabak mußten ſich die neuen Unter⸗ 
thanen den nämlichen Beſchränkungen wie die alten unterwerfen, 
und ſie durften ebenfalls nur ſolche Kalender von jetzt an 
kaufen, welche den Stempel der Berliner Geſellſchaft der 
Wiſſenſchaften trugen. Die Kaufleute erhielten ein Verzeichnis 
der Waren zugeſtellt, die als Contrebande fortan zu betrachten 
wären; gleichzeitig aber gewährte man ihnen eine neunmonat⸗ 
liche Friſt, damit ſie ſich durch Verkauf oder auf andere Weiſe 
nach und nach folder Waren entledigen könnten ). In Fordon 
ward ein Weichſelzoll erhoben, und ebenſo ſollten die Schiffe, 
welche durch das neue Fahrwaſſer nach Danzig oder von hier 
nach dem Meere ſegelten, die Kaſſe des Königs bereichern. 
Der Gewinn war beträchtlich, und Friedrich freute ſich, daß 
Domhardt, damit von den Gefällen nichts verloren ginge, fo- 
gleich daſelbſt einen Einnehmer und Kontrolleur beftellt hätte. 

Wie wunderte und ärgerte man ſich in Danzig, als alle 
die Abgaben, welche bisher auf der ſtädtiſchen Zollkammer ent⸗ 


1) H. Stephan, Geſchichte der preußiſchen Poſt, S. 216 ff. 
2) Nov. Corp. Constitutionum V, b. p. 380. 493. 568. Preuß, 
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richtet worden waren, vom Könige von Preußen gleichfalls 
verlangt wurden! Aber dieſer befahl, es ſollte davon nicht 
das mindeſte nachgelaſſen werden. Er meinte: wenn der Dan⸗ 
ziger Magiſtrat und beſonders die Kaufmannſchaft ſehen werde, 
daß man hierbei dreiſt und ernſtlich zuwerke gehe — und er 
forderte das auf das entſchiedenſte von Domhardt —, als⸗ 
dann werde man ſich zur Zahlung ſchon verſtehen. Den Be⸗ 
drängten blieb es allerdings freigeſtellt, die Hafengefälle noch 
einmal bei ſich zu erheben; aber zugleich ließ Friedrich ihnen 
erklären: er werde nicht mehr, als was in Danzig ſonſt er⸗ 
legt worden ſei, in Elbing fordern. Er beſaß außerdem die 
Vorſtädte Schottland, Stolzenberg, Schittlitz und Langefuhr. 
Um nun ſeinen Anſtalten und Einrichtungen das nötige Ge⸗ 
wicht zu geben, befahl der König dem General v. Stutter⸗ 
heim, zwei Garniſonbataillone dorthin zu legen und davon 
eine Abteilung von 100 Mann nebſt 6 Kanonen an den 
Hafen, wo ein Wachthaus erbaut werden müßte, zu ſchicken. 
Aber das ſchien ihm noch nicht genug. „Bei dieſer Zoll⸗ 
erhebung wird, wie ich leider ſehe“, ſchrieb er drei Tage 
ſpäter, „viel zu ſaumſelig und nachſichtig verfahren, als daß 
ich ſolches länger zu dulden gemeint ſein könnte.“ Deshalb 
trug er der General-Acciſe⸗ und Zoll⸗Adminiſtration auf, ſofort 
einen guten Direktor dahin zu ſenden, welcher ſich dieſes Ge⸗ 
ſchäftes mit mehr Eifer und Nachdruck annehmen würde. Er 
bezeichnete dann, wo Batterie und Zollhaus errichtet werden 
ſollten. Aber bereits war ein Bericht von Domhardt unter⸗ 
wegs, aus welchem der König mit Vergnügen erfuhr, daß die 
Gefälle zu erfolgen anfingen. Gleich darauf kamen die Regie⸗ 
beamten und übernahmen die Zollerhebung am Danziger Fahr⸗ 
waſſer ). 


1) Preuß, Urkundenbuch V, 209 —215. Auch ein Admiralitäts⸗ 
gericht wurde dort eingeſetzt und der Königsberger Gerichtsadvokat Hippel 
mit einem Gehalt von 800 Thalern, der gumbinnenſche Kammerſekretär 
Grünhagen zum Licentvat mit 600 und der kurmärkiſche Kammer⸗Re⸗ 
ferendar Kruſemark zum Sekretär mit 400 Thalern ernannt. Urkunden⸗ 
buch IV, 7. 
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Zum Commissarius loci in den von Preußen beſetzten 
Vorſtädten von Danzig hatte der Oberpräſident einen Ge⸗ 
heimen Rat Tietz vorgeſchlagen; aber Friedrich mochte das 
wegen der Einfalt und Dummheit des Mannes nicht zugeben, 
ſondern er verlangte, daß Domhardt dazu ein anderes mun⸗ 
teres, jedoch der dortigen Umſtände kundiges Subjekt aus⸗ 
findig machen ſollte. Von den Vorſtädten Schottland, Stolzen⸗ 
berg, Schittlitz und Langefuhr hatte der Oberpräſident für 
letztere die Kontribution, für die drei anderen die Acciſe be 
ſtimmt, und der König nahm den Vorſchlag an. Er geſtattete 
ferner auf den Antrag der Kriegs- und Domänenkammer in 
Marienwerder, daß 30 Mann Huſaren in die Dörfer um 
Danzig gelegt würden; aber er warnte zugleich: man möge 
bei dieſem Geſchäfte den Bogen nicht zu hoch ſpannen, damit 
dadurch nicht der zu erwartende Vorteil vielleicht eher ver- 
mindert als erhöht werde !). 

Der König gab ferner dem Oberpräſidenten am 21. Ok⸗ 
tober Aufträge, welche deſſen Hauptbeſchäftigung für den Winter 
bilden ſollten. Er verlangte nämlich den wahren Ertrag der 
Staroſteien und der übrigen Domänenſtücke zu erfahren. Er 
wünſchte weiter zu wiſſen, welche Inventarſtücke daſelbſt vor⸗ 
handen wären und was für eine Vergütigung er deshalb zahlen 
ſollte, dann was ſonſt hiervon noch angeſchafft werden müßte 
und wie viel das koſten dürfte. Endlich wurde Domhardt an- 
gewieſen, gehörig nachſehen zu laſſen, was für wüſte Bau⸗ 
ſtellen und Plätze wiederherzuſtellen wären und welche Summe 
dazu erforderlich ſein würde. „Sie haben jetzo ſo viel zu 
thun“, fügte der König eigenhändig hinzu, „daß ich Sie mit 
mehr Arbeit nicht überladen muß.“ Er wollte im künftigen 
Frühjahr über alle dieſe Punkte ausführliche Berichte haben; 
aber das Warten fiel ihm jederzeit ſchwer. Am 6. Dezember 
ſchrieb er, es würde noch beſſer ſein, wenn ihm der Ober⸗ 
präſident die Anſchläge von den Staroſteien ſtückweiſe, ſo wie 
ſolche fertig würden, einſendete; dadurch würde die Arbeit ihm 


1) Preuß, Urkundenbuch IV, 17. 
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erleichtert und die Umgeſtaltung der neuen Provinz beſchleunigt 
werden. Und drei Tage ſpäter ſchrieb Friedrich eigenhändig: 
„Nunmehr muß alles nach und nach eingerichtet werden, Kon⸗ 
tribution u. ſ. w., auf daß, wenn ich künftiges Frühjahr nach 
Preußen komme, wir einen förmlichen Etat verfertigen können.“ 
Dann gab der König an, worauf alles der Oberpräſident 
Achtung geben ſollte: die Zahl der Einwohner, die ledigen 
Feuerſtellen, Anſchläge von dem, was beſetzt werden müßte, 
Zuſtand der Städte, beſitzloſe oder zerfallene Häuſer, ferner, 
ob die alten Manufakturen beizubehalten oder neue zu be⸗ 
ſchaffen wären. Endlich will er auch wiſſen, wie viel Maurer⸗ 
geſellen der Oberpräſident gebrauchen wird. Wie Karl der 
Große kümmert Friedrich ſich um das Größte ſowohl als um 
das Kleinſte /). 

Die Seelenzahl erfuhr der König bald. Domhardt mel- 
dete, daß Neupreußen, wie es damals noch genannt wurde, 
414,951 Einwohner zählte; nach der Angabe Brenkenhofs 
hatte Kleinpreußen oder der Netzebezirk 84,000 Menſchen. 
Mit Zuziehung der nicht Angegebenen und der Vorſtadt zu 
Danzig glaubte der König 600,000 Einwohner annehmen zu 
dürfen. Dagegen ſchickte Domhardt erſt am 19. März 1773 
die Berichte über die Erträge der Domänenämter in Erme⸗ 
land und Marienburg ein, worauf ihm der König befahl, die 
Verpachtung an gute Beamte, keineswegs aber an polniſche 
Edelleute, vorzunehmen und zwar von Trinitatis 1773 an 
auf drei Jahre. Friedrich verlangte, wenn auch ausgemittelt 
wäre, was die Amter in Kulm und Pomerellen brächten, daß 
der Oberpräſident alsdann einen förmlichen Einnahme⸗Etat 
von dem ganzen Kontributions⸗ und Domänenertrage mit 
Einſchluß des Gewinnes aus den Forſten und geiſtlichen Gü⸗ 
tern anfertigen laſſen und einſchicken ſollte 2). 

Mit der Feſtſtellung der Kontribution war inzwiſchen Ro⸗ 
den weit vorgeſchritten. Am 15. September 1772 hatte der⸗ 


1) Preuß, Urkundenbuch V. 215. 222. 224. 
2) Ebd., S. 226. 229. 230. 
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ſelbe die Bewohner der neuen Provinz von dem, was geſchehen 
ſollte, bereits in Kenntnis geſetzt und ihnen zugleich angezeigt, 
daß dasjenige, was ſie etwa verſchwiegen, vom Staat ein⸗ 
gezogen werden ſollte; 50 General- und 131 Spezialfragen, 
die ſchon im voraus feſtgeſtellt worden waren, mußten beant⸗ 
wortet werden. Am 24. September begann das Geſchäft in 
Ermeland; darauf kam Elbing, Marienburg, Kulm und Po⸗ 
merellen an die Reihe, den Beſchluß machte der Netzebezirk. 
Die Beſitzer mußten ihre Originaldokumente dem Kommiſſarius 
vorlegen und beglaubigte Abſchriften bei den Akten zurücklaſſen; 
auch wurden ſie bei dieſer Gelegenheit nochmals an den Nach⸗ 
teil erinnert, welchen ein Verſchweigen für ſie haben würde. 

Nach geſchehener Aufnahme gab der Okonomiebeamte ſein 
Gutachten über die Ausſaat und den Ertrag des Ackers ab, 
und hierauf verfertigte der Kommiſſarius einen Anſchlag, wie 
viel das Gut oder das Dorf zahlen könnte; die darauf haf— 
tenden Ausgaben, als Zins, Dienſte, Decem, wurden abgezogen 
und von der übrigbleibenden Summe die Kontribution bei den 
Bauern mit 333 Prozent feſtgeſetzt. Die katholiſchen Edel⸗ 
leute klaſſifizierte man zu 25 Prozent, den evangeliſchen da- 
gegen erließ der König 5 Prozent. Die Klöſter und Stifter 
endlich mußten, wie in Schleſien, 50 Prozent geben. „Unſere 
Biſchöfe behalten 24,000 Thaler Rente, die Abte 7000”, 
ſchrieb Friedrich Ende Februar an Voltaire; „die Apoſtel 
hatten nicht ſo viel. Man ſetzet ſich mit jenen ſo auseinander, 
daß man ſie der weltlichen Sorgen entlediget, damit ſie, ohne 
ſich zu zerſtreuen, trachten können, das himmliſche Jeruſalem, 
welches ihr wahres Vaterland iſt, zu gewinnen.“ Am Ende 
des Monats April, alſo nach 31 Wochen, war die ganze 
Klaſſifikation beendigt und das Kataſter fertig !). 

Eben damals waren auch die Juſtizeinrichtungen vervoll⸗ 
ſtändigt worden. Der König hatte es für eine Pflicht, welche 
den wenigſten Aufſchub litte, gehalten, dafür zu ſorgen, daß 
jeder Unterthan ohne Anſehen der Perſon Gerechtigkeit er⸗ 


1) Roden bei Preuß IV, 421. Oeuvres XXIII, 242. 


552 II. Buch. 8. Kapitel. 


langen könnte. Weil nun aber das Verfahren der beſtehenden 
Gerichte ſelbſt in gedruckten Schriften polniſcher Geſchicht⸗ 
ſchreiber als ein tumultuariſches und aller unparteiiſchen 
Rechtspflege widerſtreitendes abgeſchildert wurde, hatte Fried⸗ 
rich dieſelben insgeſamt aufgehoben und die oſtpreußiſche Juſtiz⸗ 
verfaſſung eingeführt. In Marienwerder war ein Ober-Hof- 
und Landesgericht beſtellt worden, welches in einigen Fällen 
in erſter, größtenteils aber in zweiter Inſtanz entſcheiden 
mußte. 

Das Notifikationspatent vom 28. September 1772 machte 
dieſes alles den Unterthanen bekannt. Von unteren Gerichten 
blieben nur die Patrimonial⸗ und ſtädtiſchen Gerichte be⸗ 
ſtehen, doch verlangte der König, daß nicht anders als durch 
geprüfte Rechtsverſtändige dieſe Gerichtsbarkeit ausgeübt werden 
dürfte. Die übrigen Untergerichte wurden aufgehoben, ihre 
Geſchäfte ſollte das Ober⸗Hof⸗ und Landesgericht durch Kom⸗ 
miſſarien oder ſonſtwie ſo lange beſorgen, bis der König 
ſelbſt Untergerichte beſtellt haben würde. 

Zwei Punkte des Notififationspatentes verdienen noch einer 
beſonderen Erwähnung. In Polen wohnte neben einer zügel⸗ 
loſen Freiheit eine barbariſche Knechtſchaft; aber in dem Lande, 
welches nun preußiſch geworden war, ſollte der Adel empö— 
rende Gewaltthätigkeiten nicht mehr ausüben dürfen. Daher 
erfuhren die Patrimonial⸗ und ſtädtiſchen Gerichte eine Be⸗ 
ſchränkung. „Wir können das Leben und die perſönliche 
Sicherheit unſerer Unterthanen einem von dieſen Gerichten zu 
fällenden Urteil nicht ausſetzen“, hieß es in dem Patent, „ſon⸗ 
dern es müſſen die Akten mit dem Entwurf des Erkenntniſſes 
jederzeit an unſer Ober-Hof⸗ und Landesgericht eingeſchickt 
werden, welches die Urteile abfaſſen wird.“ Im Gegenſatze zu 
der verrufenen polniſchen Rechtspflege wurde ferner den neuen 
Unterthanen verkündet: „Gleichwie wir eine beſondere Auf⸗ 
merkſamkeit auf das Leben und die perſönliche Freiheit aller 
unſerer Unterthanen haben: ſo kann derſelben keiner mit einer 
etwas wichtigen Leibes⸗, Gefängnis⸗, Zuchthaus⸗, Feſtungs⸗, 
am allerwenigſten aber Lebensſtrafe belegt werden, ohne daß 
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nach den verſchiedenen Graden dieſer Strafen entweder unſer 
Staatsminiſterium oder wir ſelbſt das Erkenntnis beſtätigt 
haben.“ 

Die Beilage, 15 Folioſeiten lang, enthielt einen wertvollen 
Wegweiſer für den Juriſten und kann auch noch heutigen 
Tages mit Nutzen von jedem gebraucht werden, welcher die 
Rechtsverfaſſung des preußiſchen Staates unter Friedrich dem 
Großen ſtudieren will. Sie gab zuerſt die Sammlungen an, 
wo die verſchiedenen Geſetze zu finden waren. Sie belehrte 
dann über das Verfahren in geiſtlichen Sachen. Von den 
kanoniſchen Rechten hieß es, daß ſie Geltung hätten, ſoweit 
ſie ſich in Ländern anwenden ließen, die einer proteſtantiſchen 
Herrſchaft unterworfen wären, und ſoweit ſie der Landeshoheit 
in geiſtlichen Sachen nicht entgegenſtänden; ebendeshalb dürften 
ohne Vorwiſſen, Mitwirkung und Genehmigung des Ober-Hof⸗ 
und Landesgerichts keine päpſtlichen Bullen oder biſchöflichen 
Verordnungen eingeführt oder bekannt gemacht werden. Der 
bei weitem größte Teil der Beilage gab die Abweichungen an, 
welche das preußiſche verbeſſerte Landrecht vom Jahre 1721 
im Laufe der Zeiten erfahren hatte; danach war nur ein 
einziger Abſchnitt, nämlich das dritte Buch, welches von ding— 
lichen Rechten handelte, die jemandem über Hab und Güter 
zuſtehen, ganz unverändert geblieben ). 

Im April und Mai 1773 vervollſtändigte Friedrich die 
Juſtizorganiſation. Er beſtellte nämlich 5 Landvoigteigerichte zu 
Kulm, Lobſens, Konitz, Stargard und Marienburg; hier ward 
außerdem noch für die 42 Dörfer des großen Marienburger 
Werders auf deren wiederholten Antrag ein beſonderes Land— 
voigteigericht beſtellt, während in den übrigen Domänenämtern 
königliche Juſtiziarien das Recht handhabten. Das Ober-Hof⸗ 
und Landesgericht in Marienwerder erhielt den Namen ,, Weft- 
preußiſche Regierung“. Im September endlich wurden aus- 
führliche Reglements und Inſtruktionen für dieſe Gerichte 
ſowohl als die ſtädtiſchen und Patrimonial-Gerichte gegeben. 


1) Nov. Corp. Constitutionum V, 6. p. 452. 
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Im Oktober gründete Friedrich noch ein ſechſtes Landvoigtei⸗ 
gericht für Lauenburg und Bütow in erſterem Orte. 

Im großen und ganzen genommen war die neue Organi⸗ 
ſation Weſtpreußens am Ende des Monats Mai vollendet, 
und auch der Einnahme- und Ausgabe⸗Etat lag damals dem 
Könige vor. Bei der Acciſe hatte dieſer auf einen Ertrag 
von 300,000 Thalern gerechnet, und er war dabei auch ſtehen 
geblieben, als die Kammer in Marienwerder Einwendungen 
gegen die Höhe dieſer Summe gemacht hatte. Über den ganzen 
Etat ſchrieb er am 19. Mai an Domhardt: „Die Einnahme 
kann meines Erachtens merklich beträchtlicher ſchon ausfallen 
und angeſetzt werden, den Ausgabe-Etat aber finde ich viel 
zu ſtark erhöhet, als daß ich ſolchen ſehr eigentlich nachzuſehen 
und berichtigen zu laſſen entübrigt ſein könnte.“ Im Anfange 
des Monats Juni kam er wieder zu den Muſterungen nach 
Preußen und erledigte dabei wie im vorigen Jahr eine Menge 
von anderen Geſchäften. Für Verbeſſerungen gewährten ihm 
die Einkünfte der neuen Provinz noch wenig, und er hatte 
deshalb bisher nur eine begonnen, aber freilich eine ſehr wich⸗ 
tige, nämlich den Netzekanal. Die Ausführung dieſes Werkes 
war dem Geheimen Finanzrate v. Brenkenhof übertragen 
worden. Bereits am 11. November 1772 überwies dieſem 
der König die Einnahme aus dem Netzebezirk im Betrage von 
28,000 Thalern, und er wiederholte das nicht nur, ſondern 
er benutzte dann auch noch die Kaſſe der Marienwerderſchen 
Kammer für dieſen Zweck, ſo daß Brenkenhof 103,000 Thaler 
bis zum letzten Januar 1773 empfing. Und ſo ging es hier⸗ 
auf weiter. In Marienwerder wies der König 60,000 Thaler 
für den Kanalbau an. 

Friedrich befolgte ſtreng den Grundſatz, die Ausgaben nach 
den Einnahmen zu beſtimmen, und da viele Kaſernen errichtet, 
verſchiedene Wacht⸗ und Thorſchreiberhäuſer neu aufgeführt 
oder ausgebeſſert werden mußten, verſchob er lieber die Ver⸗ 
mehrung von 36 Infanterieregimentern um je 240 Mann, 
um das Notwendige zu beſtreiten. Außerdem traf er ſchon 
für den nächſten Etat Vorkehrungen. Domhardt ſollte nämlich 
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erſtens gehörig nachſehen und anzeigen, was für Verbeſſerungen 
auf dem platten Lande ſowohl als in den Städten, beſonders 
den beträchtlichſten, wie Kulm und Graudenz, vorgenommen 
werden könnten, indem die wüſten Bauernhöfe, Vorwerke, Häuſer 
wieder aufgebaut und mit Menſchen beſetzt werden müßten. 
Domhardt ſollte ferner Anſchläge davon einſchicken und über⸗ 
haupt aufzeichnen, was zur Aufnahme der Städte gereichen 
dürfte. Um aber der Bettelei zu ſteuern, welche ſehr über⸗ 
hand genommen, ſollte der Oberpräſident auf Anlegung einiger 
Arbeitshäuſer in unbenutzten Schlöſſern bedacht fein, wo der⸗ 
gleichen liederliches Volk dem Staate nutzbar gemacht werden 
könnte, und ebenfalls Koſtenanſchläge machen laſſen. Der 
König verſprach ihm eine in Schweden erfundene Maſchine zu 
ſenden, mit deren Hilfe die beſten Suppen aus Knochen mit 
ſehr geringen Koſten und weniger Feuerung bereitet werden 
könnten; bei öffentlichen Armenanſtalten und in Schulen ließe 
ſich davon Gebrauch machen. 

Einige Tage ſpäter erteilte der König in Mockrau, wo 
fortan die Muſterungen gehalten wurden, die erſten Befehle 
inbezug auf die Entſchädigungen, welche die früheren Beſitzer 
von Staroſteien empfangen ſollten. Es wurden zunächſt hierzu 
152,000 Thaler beſtimmt und ſpäter weitere Summen an- 
gewieſen. Im ganzen hat Friedrich nach ſeiner eigenen An⸗ 
gabe 500,000 Thaler für dieſen Zweck auszahlen laſſen ). 

Wenn wir den Verkehr Friedrichs mit den Behörden in 
Weſtpreußen weiter verfolgen, ſo gewährt es uns ein hohes 
Vergnügen, zu bemerken, wie er ſich des armen Volkes an⸗ 
nimmt. Domhardt machte dem König Anzeige von der gewalt- 
ſamen Art der Anwerbung, welche ſich die Regimenter in 
Preußen erlaubten, um auf eine wohlfeile Art zu ihren Re- 
kruten zu kommen. Friedrich dankte dem Oberpräſidenten für 
die Nachricht, und ohne zu ſagen, wie er zu der Kunde gee 
langt wäre, befahl er der Militärbehörde ſehr ernſtlich, den 
Mißbrauch ungeſäumt abzuſtellen. Mit Schärfe tadelt er ein 


1) Preuß, Urkundenbuch IV, 45— 51. 
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anderes Mal das Generaldirektorium, welches den Preis des 
Salzes in Weſtpreußen höher geſtellt als in Oſtpreußen. Er 
hat ein ſolches Verfahren mit Befremden erſehen, da dieſe 
liebloſe Behandlung ſeiner neuen Unterthanen ſeinen Abſichten 
ſo wenig gemäß iſt, daß er denſelben vielmehr in Rückſicht 
auf ihre bekannte Armut auf alle Weiſe zu helfen bedacht 
ſein wird. 

Übrigens aber hält der König darauf, daß die Einkünfte 
ſo viel als möglich nicht hinter den im Etat angenommenen 
Summen zurückbleiben. Die Kammer hatte bekanntlich gegen 
die Anſetzung von 300,000 Thalern Acciſegelder Einwendungen 
erhoben; aber Friedrich war davon nicht abgegangen, und als 
er aus dem Kaſſenextrakt für den Juli erſieht, daß kaum die 
Hälfte davon erhoben werden dürfte, da wird er zornig und 
wirft der Kammer ihre außerordentliche Nachläſſigkeit und 
Sorgloſigkeit vor, da ſie doch dieſe Gefälle jährlich zu 300,000 
Thalern ſelbſt angegeben habe. Er nimmt ihr die Verwaltung 
der Acciſe ab und überträgt ſie an de la Haye de Launay. 
Der Arger treibt den König, noch eigenhändig den Direktor 
und die Räte aufzufordern, daß ſie alles wohl beobachten, 
„oder es wird ſcharf mit der Kammer gehen“, ſchreibt er 
weiter; „meine Befehle müſſen genau ausgeführt werden, und 
keine Nachläſſigkeit“. Mißfällig bemerkt er im Januar 1774 
den geringen Ertrag der Landzölle und legt auch das der 
Saumſeligkeit der Kammer zur Laſt. „Die Landzölle zwiſchen 
Danzig und Polen“, ſchreibt er, „werden aller Wahrſchein⸗ 
lichkeit nach umfahren. Die Kammer muß alſo ihrerſeits die 
Neben⸗ und Schleichwege zu entdecken ſuchen und ſolche Sr. 
Königlichen Majeſtät zur Abhilfe ſchuldigſt anzeigen.“ Und 
als er entdeckt, es werde die Einnahme aus den Forſten 
hinter dem Anſchlage weit zurückbleiben, da kann er ſeine 
höchſte Unzufriedenheit der Kammer nicht verbergen, die dann 
eilig verſpricht, ſie wolle ſuchen der Erfüllung des Forſtetats 
ſo nahe zu kommen als möglich, eine Verſicherung, welche der 
König ſehr gern vernimmt ). 

1) Preuß, Urkundenbuch IV, Nr. 62. 104. 160. 189. 192. 
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Auch bei den Ausgaben ſieht Friedrich ſcharf zu. Als das 
Städtchen Gurzno abgebrannt iſt, will er es zwar nur von 
Fachwerk, jedoch mit Ziegeln gedeckt wieder aufführen laſſen. 
Er verlangt nun, daß die Kammer ihre Vorſchläge macht, 
gerät aber in Zorn, als er dieſelben empfangen hat. „Die 
Kammer“, ſchreibt er, „muß entweder Ignoranten oder Be— 
trüger zu Baumeiſtern haben. Seine Königliche Majeſtät laſſen 
dergleichen Städte in Schleſien, und zwar noch zur Hälfte 
maſſiv, für 20,000 Thaler wiederbauen, begreifen alſo nicht, 
wie die Kammer ſo unverſchämte Forderungen machen kann, 
und wollen demnach zwar, daß ſelbige durch vernünftigere 
Baumeiſter andere und billigere Anſchläge anfertigen laſſen 
und einſchicken ſoll, zeigen ihr jedoch zugleich an, daß Sie feh⸗ 
lender Fonds wegen den Bau ſelber vor dem künftigen Jahre 
nicht können vornehmen laſſen.“ ) 

Der Netzekanal und die Kaſernen verſchlangen alle Mittel, 
und ſo mußte denn auch die Herſtellung der verödeten Städte 
noch verſchoben werden; doch beſchäftigte man ſich wenigſtens 
ſchon mit den Plänen. Friedrich hegte die Abſicht, nicht ins 
Wilde vorzugehen, ſondern mit Ordnung und auf eine ſolide 
Art, und er wollte ſich deswegen zunächſt auf Kulm, Graudenz 
und Bromberg beſchränken; aber als er im Juni 1774 wieder 
zu den Muſterungen fuhr und in Marienwerder ſich abermals 
einige Zeit den weſtpreußiſchen Geſchäften widmete, da kam 
noch Mewe dazu. Der König wies 100,000 Thaler für das 
Jahr 1775 an. Der Bau ſollte hier maſſiv angenommen 
und zugleich ausgemittelt werden, ob und wie viel Prozent 
denjenigen zu geben wäre, die neue Häuſer aufführen ließen. 
Die Kammer ſollte ferner auch anzeigen, was für Handwerker 
darin am beſten ihre Nahrung finden würden. Bei Mewe 
dachte Friedrich natürlich nur an die notwendigſten; für die 
anderen Städte dagegen hatte er ſchon früher ſolche beſonders 
genannt, welche Waren verfertigten, die in Polen Abſatz 
finden könnten, z. B. Bortenwirker, welche die polniſchen 


1) Preuß, Urkundenbuch IV, Nr. 104. 106. 
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Schärpen machten, und er lenkte die Aufmerkſamkeit 1 aber⸗ 
mals darauf. 

Friedrich hatte weiter bemerkt oder erfahren, daß in man⸗ 
chen Gegenden der Obſt⸗ und Gartenbau nicht gehörig be⸗ 
trieben würde; da nun aber die trockenen Früchte dieſer Art 
eine gute Nahrung für den Landmann abgäben, ſo ſollte 
darauf mehr gehalten und allenfalls aus der Fremde Gärtner 
dahingeſchafft und angeſetzt werden. Der König befahl ferner, 
daß die Gebäude auf den Domänenämtern, weil ſie zum Teil 
in ſchlechtem Zuſtande wären, in ganz Weſtpreußen und dem 
Netzebezirk gehörig nachgeſehen und ihm Vorſchläge zur Aus⸗ 
beſſerung oder zu Neubauten gemacht würden. 

Endlich dachte der König auch wieder an die Erziehung 
der Jugend. „Es müßten“, ſchrieb er, „auf den Amtern 
Schulen, evangeliſche ſowohl als katholiſche, errichtet und an 
Orten, wo nur polniſch geſprochen würde, Lehrer, die beider 
Sprachen mächtig wären, eingeſetzt werden. Evangeliſche Schul⸗ 
meiſter der Art zu finden hielt der König nicht für ſchwer, 
wohl aber katholiſche, die er demnach aus Oberſchleſien kom⸗ 
men zu laſſen gedachte. Die Lehrer ſollten nebſt einem Stück 
Gartenland jährlich 60 Thaler Gehalt empfangen. Die 
Kammer wurde noch aufgefordert, bei jeder Gelegenheit den 
Adel anzutreiben, daß er dieſem guten Beiſpiele nachzufolgen 
ſuchte. 

Der König beſtimmte ferner für den neuen Feſtungsbau 
200,000 Thaler und fertigte der Kammer den vollzogenen 
Etat für Trinitatis 1774/75 zu; die Einnahme war in deme 
ſelben auf 1,666,584 Thaler und die Ausgabe zu 1,727,944 
Thaler feſtgeſetzt worden; die hiernach fehlende Summe von 
61,360 Thaler verſprach er am Ende des Jahres zu decken ). 

Inzwiſchen aber mögen die neuen Unterthanen wohl ſchon 
bemerkt haben, daß die preußiſche Regierung von der polni⸗ 
ſchen ſich weſentlich unterſcheide, daß ſie handle und nichts ver⸗ 
ſchleppen laſſe. Als die Weichſel im Sommer 1774, wie es 


1) Preuß, Urkundenbuch IV, 94ff. 
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oft vorkam, Schaden durch Überſchwemmungen anrichtete, ſollten 
die Anſchläge zu ſchneller Wiederherſtellung der beſchädigten 
Dämme und Gebäude ſofort angefertigt werden. Die Kammer 
zeigte ſich aber diesmal langſam und ſchickte die Nachweiſung 
erſt, als der König ihre unverantwortliche Nachläſſigkeit und 
Saumſeligkeit geſcholten und mit ſeiner Ungnade gedroht hatte. 
Friedrich genehmigte dann die Zahlung von 10,385 Thalern 
mit der Bemerkung, daß ſolche Schäden jederzeit ſobald als 
möglich unterſucht und die Vergütigung den Verunglückten 
zeitig gegeben werden ſollte, weil ſie ſonſt durch den Verzug 
doppelt litten. Als das Waſſer im folgenden Frühjahr aber⸗ 
mals Dämme durchriß, wurden ſofort neue Anſchläge gemacht 
und 43,833 Thaler verlangt. „Das iſt ja enorm“, ſchrieb 
der überraſchte König, „und überſteigt die erſte Anzeige der 
Kammer gar ſehr. Es kann daher dieſer Überſchlag unmög— 
lich richtig ſein.“ Der König befahl alſo der Behörde, die 
Anſchläge gründlicher zu prüfen und eine billigere Koſtenberech⸗ 
nung zu machen ). 

Wenn man aber glauben wollte, daß Friedrich immer viel 
zu tadeln gehabt hätte, ſo würde man irre gehen. Oftmals 
hat er nichts zu bemerken gefunden; zuweilen ſpricht er auch 
der Kammer ſeine Anerkennung aus. Als im Februar 1775 
die Ausgabe die Einnahme überſteigt, erſcheinen ihm die dafür 
angegebenen Gründe richtig, und er tröſtet ſich damit, daß der 
Ausfall ſchon wieder in den folgenden Monaten würde gedeckt 
werden können. Im Dezember desſelben Jahres hat er ſich 
auf der anderen Seite darüber verwundert, daß die Zoll— 
einnahme auf der Weichſel im vorhergehenden Monat noch ſo 
anſehnlich geweſen, da die Jahreszeit für die Schiffahrt doch 
ſchon ſchlimm und gefährlich ſei. Wenn es möglich iſt, will 
er freilich die Einnahme vermehren. Die Pachtjahre der 
Domänenämter laufen erſt an Trinitatis 1776 ab; jedoch 
bereits am 2. Januar 1775 trägt er der Kammer auf, die 
neue Verpachtung ſchon jetzt ins Auge zu faſſen und die An⸗ 


1) Preuß, Urkundenbuch IV, Nr. 232. 245. 249. 250. 275. 299. 
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ſchläge davon ungeſäumt anzufertigen. Er rechnet darauf, 
80,000 Thaler mehr zu erlangen +). 

Da der König eine große Summe zur Hebung der Städte 
für das Jahr 1775 ausgeſetzt hatte, mußte dieſe Angelegen⸗ 
heit natürlich auch ein Gegenſtand der Erörterung zwiſchen 
ihm und der weſtpreußiſchen Kammer ſein. Wenn letztere 
nicht allein Kulm, Bromberg, Graudenz und Mewe, ſondern 
auch noch Stargard, Strasburg, Neumark, Löbau und Gollup 
berückſichtigen wollte, ſo unterſagte Friedrich dies mit Recht; 
denn es war ohne Zweifel bei weitem beſſer, zunächſt einigen 
wenigen Städten ordentlich aufzuhelfen und dann in derſelben 
Weiſe fortzufahren, als die Wohlthaten von vornherein zu 
zerſplittern. Er beſtimmte ferner, daß Tuchmacher und andere 
Wollarbeiter vor der Hand nicht angeſetzt werden ſollten, damit 
man diejenigen, die in den kleinen Städten an der Netze und 
in Konitz angeſeſſen wären, in ihrem Verdienſte nicht ſchmä⸗ 
lerte; ſpäter würde man ja ſehen, ob dieſe für den inlän⸗ 
diſchen Bedarf und den auswärtigen Handel nicht ausreichten. 
Friedrich wollte zuerſt nur die gewöhnlichſten Handwerker und 
außerdem ſolche haben, die für den Verkehr mit Polen wichtig 
wären, z. B. Stellmacher, welche polniſche Wagen und Ka— 
leſchen zu machen verſtänden. Letztere wurden wirklich angeſetzt, 
es ſcheint, in Bromberg. Als hierauf die Kammer klagte, daß 
ſie keinen Sattler gewinnen könnte, da antwortete Friedrich: 
„Ich ſollte denken, es dürfte nicht ſo ſchwer ſein, einen ſolchen 
ſchon in Ruf ſtehenden Profeſſioniſten zu erhalten; die Kammer 
muß es nur an Mühe und Sorgfalt nicht fehlen laſſen.“ 2) 

Regelmäßig machte Friedrich im Sommer ſeine Reiſen in 
die verſchiedenen Teile ſeines Königreiches, um die Muſte⸗ 
rungen abzuhalten und ſich von dem Zuſtande der Provinzen, 
den Fortſchritten, welche dieſelben gemacht hätten, durch eigenen 
Augenſchein zu überzeugen. Im Juni 1775 kam er wieder 
nach Marienwerder und freute ſich hier über den General- 


1) Preuß, Urkundenbuch IV, Nr. 277. 370. 260. 263. 
2) Ebd., Nr. 241. 266. 
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Kaſſenabſchluß; denn 5847 Thaler, die an der Einnahme 
fehlten, waren nicht allein zuletzt noch gedeckt worden, ſondern 
er konnte ſogar 159 Thaler zuſammen mit einem anderen 
Überſchuß von 4179 Thalern für Ausbeſſerungen und Bauten 
an der Montauer Spitze beſtimmen. Zur Wiederherſtellung 
der Waſſerſchäden wurden 7000 Thaler und zur Beihilfe für 
die von ſolchem Unglück betroffenen Einwohner 8000 Thaler 
angewieſen; 13,000 gab der König zur Vertiefung des El- 
binger Fahrwaſſers und 100,000 zur Aufnahme der Städte ). 
Friedrich hatte, wie erzählt worden iſt, urſprünglich für 
die neue Erwerbung nur eine von der Königsberger Kammer 
abhängige Kammerdeputation in Marienwerder einſetzen wollen, 
dann aber doch eine ſelbſtändige Kammer in dieſer Stadt ge⸗ 
gründet. Es ſtellte ſich ſpäter ſogar heraus, daß die Arbeits⸗ 
kräfte nicht ausreichten, und es wurde deshalb in Bromberg 
ein Deputationskollegium errichtet, beſtehend aus dem Kammer⸗ 
direktor v. Gaudi, 4 Kriegs- und Domänenräten und 2 Steuer⸗ 
räten. Dieſelben erhielten den Landſtrich auf dem linken Ufer 
der Netze bis Drieſen und auf dem rechten die Gegend von 
Polniſch⸗Krone bis Nakel als Kreis ihrer Thätigkeit angewieſen. 
Gaudi erſchien natürlich bei der Ankunft des Königs auch in 
Marienwerder und empfing hier Verhaltungsbefehle, die vom 
7. Juni 1775 datiert ſind und eine beſondere Erwähnung 
wohl verdienen. Zwei Wochen vorher, am 22. Mai, hatte 
der König, wie früher erzählt worden iſt, in Inowraclaw ſich 
huldigen laſſen. Es gab in dieſer Gegend viele Moräſte und 
andere Plätze, welche urbar gemacht und mit Koloniſten beſetzt 
werden konnten. Weil es aber an Menſchen fehlte, meinte 
der König: „Es wäre ſchon recht, wenn ſich die jetzt an der 
polniſchen Grenze aufhaltenden türkiſchen Tataren dort nieder⸗ 
laſſen wollten. Ich würde ſie in Kriegeszeiten zu Soldaten 
gebrauchen, und in Friedenszeiten ſollten ſie ruhig bei den 
Ihrigen bleiben. Ihr habt Euch demnach alle Mühe zu geben, 
wie Ihr ſolche hereinziehet. Ich will ihnen auch Moſcheen 


1) Preuß, Urkundenbuch IV, Nr. 147. 
Reimann, N. Geſch. Preußens. I. 36 
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bauen und allen Schutz angedeihen laſſen und ſie überhaupt 
wie meine übrigen Unterthanen behandeln.“ Gaudi hat ohne 
Zweifel dieſe Befehle befolgt. Am 13. Auguſt erzählte Fried⸗ 
rich dem Philoſophen in Ferney, daß er mit 1000 mohamme⸗ 
daniſchen Familien in Unterhandlung ſtehe, denen er Woh⸗ 
nungen und Moſcheen in Weſtpreußen verſchaffe. „Wir werden 
dann“, ſchrieb er weiter, „religibſe Waſchungen haben und 
Illih, Allah ſingen hören, ohne uns darüber zu ärgern.“ +) 
Indeſſen findet ſich keine Spur einer ſolchen Einwanderung; 
ohne Zweifel ſind alſo die Unterhandlungen glücklicherweiſe 
geſcheitert. 

Wie übrigens die Kammer, ebenſo mußten auch die Juſtiz⸗ 
behörden vermehrt werden. Das Landvoigteigericht in Lobſens 
konnte die Geſchäfte nicht beſtreiten, es wurde daher nach 
Schneidemühl verlegt, und ein neues in Bromberg gegründet 7). 

Endlich verfolgte der König die Abſicht, den Handel von 
Danzig weg nach Bromberg zu ziehen, und es ſollten deshalb 
vier große den Meſſen gleichkommende Märkte daſelbſt ein⸗ 
gerichtet werden. Außerdem ſchrieb der König dem Kammer⸗ 
direktor vor: „Man muß ſuchen, den Polen bei Fordon alles 
ihr Korn und andere Produkte abzukaufen, und zwar in der 
Art, wie es die Danziger machen, und ihnen dagegen das, 
was fie brauchen und von Danzig holen, dort und zu Brom- 
berg zu verſchaffen, beſonders die Art Wollenwaren und die 
Art Wagen, wie ſie ſolche gern haben. Ihr müſſet daher 
Leute, die dergleichen verfertigen, zu Bromberg anzuſetzen 
ſuchen.“ 

Der König wies ferner auf den Mangel an Handwerkern, 
beſonders aber an geſchickten Land⸗ und Kreisphyſicis und 
Apothekern, Badern und Chirurgen hin. „Da die armen 
Leute immer weit gehen müſſen, wenn ſie den einen oder an⸗ 
dern davon gebrauchen, ſo habt Ihr darauf Bedacht zu nehmen, 


1) Oeuvres XXIII, 344. 


2) Nov. Corp. Constitutionum V, e, p. 171. Das Edikt iſt vom 
16. Juni 1775. 
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daß in jedem Kreiſe wenigſtens ein tüchtiger Phyſikus beſtellt, 
auch hier und da in den Städten geſchickte Apotheker angeſiedelt 
werden. Es wird ſolches zwar einige Koſten verurſachen; 
allein ich werde ſie gern geben, wenn meinen Unterthanen da⸗ 
durch nur geholfen wird.“ 

Der König empfahl dem Kammerdirektor außerdem, Hand⸗ 
werker ins Land zu ziehen, und weil er glaubte, daß es in den 
Städten an der Netze gar ſehr an Wohnungen für ſolche Leute 
fehlen würde, ſo erklärte er ſich bereit, für ſie in Bromberg, 
Nakel oder anderswo etwa vier Häuſer bauen und mit allem 
Notwendigen verſehen zu laſſen. Aber Binnenfabrikanten und 
Leinweber meinte der König hiermit nicht, da dieſe ſich beſſer 
für das Land ſchickten. Auch hier empfahl er übrigens den 
Obſtbau. Er wollte ſich einige Gärtner aus der Pfalz ver⸗ 
ſchaffen und ſie hinſenden, damit die Einwohner von ihnen 
lernen könnten. 

Endlich ſollte die Kammer ſuchen die Menſchen in den 
Städten und auf dem platten Lande zur Ordnung, Reinlich⸗ 
keit und Arbeitſamkeit zu gewöhnen und durch Beiſpiele zur 
Nachahmung aufzumuntern 1). In der Inſtruktion für die 
weſtpreußiſche Kammer, welche beinahe denſelben Inhalt hat, 
wird dieſer Punkt ebenfalls hervorgehoben. „Die Leute“, 
heißt es darin weiter, „machen jetzt noch, beſonders in den 
Dörfern Pomerellens, eine gar ſchlechte Figur und thun wenig 
Ordentliches. Auch muß die Kammer darauf ſehen, daß in 
den Amtsdörfern nach und nach beſſere Häuſer erbaut werden; 
denn die jetzigen ſind der Mehrzahl nach in dem ſchlechteſten 
Zuſtand und eher Viehſtällen ähnlich.“ Der König empfahl, 
einige Vorwerke zu teilen und mit tüchtigen Wirten zu beſetzen, 
damit durch deren Beiſpiel die alten trägen Einwohner zu 
größerer Thätigkeit ermuntert würden. 

In Pomerellen brachte der Ackerbau wenig ein. Deshalb 
ſchlug Friedrich vor, man ſollte größeren Fleiß auf den Holz⸗ 
anbau verwenden, auch wohl den Schafſtand vermehren und 


1) Lippe⸗Weißenfeld, S. 131ff. 
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da, wo es an Futter für dieſes Vieh fehlte, häufig Pappel⸗ 
weiden pflanzen. Weil ferner die armen Leute in der Um⸗ 
gegend von Putzig kein anderes Gewerbe hatten, als daß ſie 
Holz nach Danzig zum Verkaufe brachten, ſo befahl der König 
der Kammer, ſie ſollte denſelben, wenn ſie aus den königlichen 
Heiden das Holz nähmen, alle Erleichterung zuteil werden 
laſſen, damit ſie doch ihr Brot notdürftig verdienen könnten. 
Friedrich nannte dieſes arme Land wohl ſein Kanada. „Ich 
richte jetzt 180 evangeliſche und katholiſche Schulen ein“, ſchrieb 
er, als er nachhauſe zurückgekehrt war, am 19. Juni 1775 
an d' Alembert, „und ich betrachte mich als den Lykurg oder 
Solon dieſer Barbaren . . . . Erſt nach langer Zeit und ver⸗ 
mittelſt einer beſſern Erziehung der Jugend wird man dahin 
gelangen, jene Irokeſen zu ziviliſieren.“ 4) 

Der König beſchäftigte ſich damals wirklich viel mit dieſer 
Angelegenheit. Nach dem Berichte der Kammer vom 6. Juli 
1774 waren für Weſtpreußen und Ermeland 211 Schulmeiſter 
notwendig. Der König konnte damals noch keine Gelder zu 
dieſem Zweck hergeben; aber er wies die Kammer an, auf 
den Kauf eines beträchtlichen Landgutes im voraus Bedacht 
zu nehmen. Er hatte Schönlanke im Sinne, nicht nur, weil 
dort noch anſehnliche Verbeſſerungen anzubringen wären, fon- 
dern auch, weil die Bewohner dieſes Ortes, die alle der evan⸗ 
geliſchen Kirche zugehörten, dadurch aus der katholiſchen Unter⸗ 
drückung kommen würden. Der König wollte 200,000 Thaler 
hierzu verwenden. Da ihm aber ſehr viel daran lag, die ſo 
notwendigen Schulen ins Leben zu rufen, und es nicht gelang, 
ein paſſendes Gut zu erwerben, wurde das Geld einſtweilen 
zu 5 Prozent in der oſtfrieſiſchen Landſchaft untergebracht. 
Von den 10,000 Thalern Zinſen gedachte Friedrich 170 Lehrer 
zu beſolden; er hoffte die evangeliſch-deutſchen Schulmeiſter 
aus der Berliner Realſchule und anderen Anſtalten, und die 
katholiſch⸗deutſchen aus Schleſien zu bekommen; inbezug auf 
die katholiſch⸗polniſchen wurde der Kammer aufgetragen, ſich 


1) Preuß, Urkundenbuch IV, 140, Nr. 310. Oeuvres XXV, 18. 
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an den Biſchof von Ermeland zu wenden. Am 31. Januar 
1776 ſchickte jene die Nachweiſung der in dieſem Jahr anzu⸗ 
ſtellenden Lehrer, wovon 43 evangeliſch, 44 katholiſch⸗deutſch 
und 83 katholiſch⸗polniſch ſein ſollten. Der König erließ als⸗ 
bald die nötigen Befehle an die Miniſter v. Zedlitz, v. Hoym 
und den Fürſtbiſchof von Ermeland, um die Schulmeiſter zu 
erlangen “). 

Was die zur Aufnahme der Städte für das Jahr 1775 
beſtimmten 100,000 Thaler betrifft, ſo waren dieſelben noch 
nicht zur Verwendung gekommen, ſondern der König und die 
Kammer verhandelten über den Verteilungsplan und über die 
dem Lande nützlichen und notwendigen Handwerker. Im Fe⸗ 
bruar 1776 befahl Friedrich dem Stadtpräſidenten und dem 
Magiſtrate der Reſidenz, durch die in Berlin anſäßigen Meiſter 
tüchtige und ordentliche Geſellen aus dem Sächſiſchen, Thürin⸗ 
giſchen und ſonſt von auswärts her verſchreiben zu laſſen. 
Die Gewerke verſprachen das zu thun; aber ſie bezweifelten, 
ob Fremde nur gegen freies Bürger- und Meiſterrecht, das 
etwa 5 Thaler koſtete, zu einer ſolchen Reiſe ſich entſchließen 
würden, und fie hielten es für beſſer, wenn man den aus— 
ländiſchen Geſellen, die wöchentlich in Berlin einträfen, des . 
Königs Abſicht bekannt machte und ihnen zu ihrer Einrichtung 
eine Beihilfe von 25—30 Thalern verſpräche. Friedrich ging 
aber auf dieſen Vorſchlag nicht ein, ſondern erklärte nur, daß 
die fremden Handwerker noch andere Begünſtigungen zu er- 
warten hätten, da er in den weſtpreußiſchen Städten neue 
Bauten würde nach und nach ausführen laſſen ). 

Eine große Freude bereitete dem Könige der Ausfall einer 
Meſſe, die verſuchsweiſe abgehalten ward. Urſprünglich war 
es ſein Gedanke geweſen, Graudenz, Bromberg oder Kulm 
dafür zu wählen und diejenige Zeit zu nehmen, wo die Waſſer⸗ 
fahrt aus dem Süden am ſtärkſten wäre, nämlich im Auguſt. 


1) Preuß, Urkundenbuch IV, 104, Nr. 223. 350. 353. 365. 368. 
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In dieſem Monat pflegten die Polen die Erzeugniſſe ihres 
Bodens auf der Weichſel nach Danzig zu bringen und ſich 
dafür dort andere Waren zu holen. Zu dieſer Zeit ward in 
der berühmten Handelsſtadt eine Meſſe gehalten, die am Tage 
des heiligen Dominikus, am 5. Auguſt, ihren Anfang nahm. 
Mit dieſer alſo gedachte Friedrich in Wettſtreit zu treten. 
Was den Ort betrifft, ſo hatte die weſtpreußiſche Kammer in 
ihrem Bericht vom 15. September 1774 hervorgehoben, wie 
ſchwierig es ſein würde, dem Bromberger und Graudenzer 
Handel zum Nachteil des Danziger aufzuhelfen. Unglücklicher⸗ 
weiſe war die Kammer, um recht deutlich zu fein, ſehr aus- 
führlich geworden. Letzteres aber haßte der König, und er 
hatte ſchon früher einmal der Kammer aufgegeben, ſich der 
ganz unausſtehlichen Weitläufigkeit zu enthalten ). Außerdem 
erfuhr er in einer Angelegenheit Widerſpruch, die ihm ſehr am 
Herzen lag. Da antwortete er denn recht ungnädig: ihm 
ſeien die Schwierigkeiten ſo bekannt, daß er ſich wundere, wie 
die Kammer einfältig genug ſein könne, ſolche mit vieler Weit⸗ 
läufigkeit ihm herzuerzählen. Er wagte nicht, dieſelben als 
unrichtig zu bezeichnen, aber er meinte, ſie könnten mit der 
Zeit ſchon überſtiegen werden, ſobald man nur mit Ernſt 
hierbei zuwerke ginge. Man ſieht, unter Schelten tritt 
Friedrich ſeinen Rückzug an, und ſpäter beſtimmt er ſelbſt 
einen anderen Ort für die Meſſe, nämlich die Danziger Vor⸗ 
ſtadt Schottland. Als man hierauf im Jahre 1775 den 
Verſuch machte, wurden für 84,000 Thaler Waren verkauft. 
„Das iſt für den Anfang ganz hübſch“, antwortete Friedrich 
auf den Bericht der Kammer, „und wenn nur auf jeder Meſſe 
ſo viel abgeſetzt wird, ſo macht das in drei Jahren 250,000 
Thaler und darüber aus.“ Der König zweifelte nicht, daß 


1) Preuß, Urkundenbuch IV, Nr. 67 (S. 37). Der König ver⸗ 
langt hier auch ſtatt der ungewöhnlichen und unverſtändlichen Redens⸗ 
arten „impassable, Crescentien“ u. ſ. w. gute deutſche und deutliche 
Ausdrücke. Später befahl er einmal der Kammer, ſie ſolle nicht ſtatt 
Kohlrüben, Erdtoffeln, Getreideertrag ſchreiben Wrucken, Cartoffeln, Er⸗ 
druſch. Ebd., Nr. 261. 
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es in der Folge noch beſſer gehen würde. Kein Wunder alſo, 
wenn er am 29. Mai 1776 befahl, den Verſuch zu erneuern; 
die Kammer ſollte beizeiten mit aller Umſicht ihre Vorkeh— 
rungen treffen und die Tuchmacher und anderen Fabrikanten 
der Provinz zum Beſuche der Meſſe gehörig anweiſen +). 

Einige Tage ſpäter reiſte Friedrich wiederum nach Weſt⸗ 
preußen zur Muſterung. Er erledigte wie früher bei dieſer 
Gelegenheit verſchiedene Verwaltungsgeſchäfte und gab dem 
Oberpräſidenten außerdem ſeine Willensmeinung über einige 
Punkte zu erkennen. Er rügt aufs neue den geringen Obſtbau, 
beſonders in den Gegenden an der Netze. Ferner tadelt er 
es, daß trotz der vielen Seeen in Preußen die Fiſcherei ſo 
ſchlecht betrieben werde; und wie er ſich früher erboten, Gärtner 
aus der Pfalz kommen zu laſſen, ſo erklärt er ſich jetzt bereit, 
fremde Fiſcher anzuſetzen und ihnen ruſſiſche Netze zu verſchaffen, 
die ſehr gut ſeien, damit die Fiſche wohlfeiler werden. „Über⸗ 
haupt iſt es eine vorzügliche Angelegenheit, die Lebensmittel 
ſo wohlfeil als möglich zu machen; denn wo dieſes iſt, da iſt 
auch das Arbeitslohn um ſo wohlfeiler, und deſto mehr Abſatz 
haben alle Waren, indem nach Verhältnis des wohlfeilen Ar— 
beitslohnes auch die Preiſe aller Sachen geringer geſtellt werden 
können. Die Fiſche laſſen ſich auch, wenn ſie häufig ſind, 
einpökeln und räuchern und auswärts verkaufen; fo kommt 
dafür noch Geld ins Land.“ 

Letzteres iſt ein Hauptbeſtreben Friedrichs, und er ſieht es 
daher nicht gern, daß aus Polen ſo viel Holz hereingebracht 
wird; man ſolle ſich daher Mühe geben, daß der Bedarf im 
Lande gedeckt werde. Der König befiehlt aufs neue, nur ord— 
nungsmäßig Bäume zu fällen, und wenn ein Schlag völlig 
ausgehauen worden ſei, dann müſſe man die Stubben gegen 
freie Überlaſſung derſelben ausroden laſſen, den Platz ſofort 
wieder beſäen und zugleich mit Graben und Zaun umgeben, 
damit das Vieh nicht hineindringen könne. 

Auch die Vernichtung der Wölfe mit Fangeiſen regt Friedrich 


1) Preuß, Urkundenbuch IV, Nr. 50. 230. 239. 336. 346. 425. 
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abermals an, und um den Endzweck noch beſſer zu erreichen, 
rät er, auf Mittel zu denken, die Brüche und Löcher, worin 
die Wölfe ſich am meiſten aufhalten, nach und nach auszu⸗ 
trocknen und das Waſſer durch Gräben abzuziehen, damit ſie 
auf dieſe Weiſe zugänglich werden. Friedrich wünſcht weiter, 
daß die Brüche dann vollends urbar gemacht und mit Menſchen 
beſetzt würden. Und letzteres ſoll nicht bloß hier geſchehen, 
ſondern auch anderwärts. Eine Menge von Leuten, ſchreibt 
er, komme zur Zeit der Ernte aus Polen und trage das Geld 
weg; daher fei es ſehr notwendig, fremde Arbeiter hereinzu⸗ 
ziehen und Halbbauern oder Büdner auf dem platten Lande 
anzuſetzen. Außerdem ſpricht Friedrich noch den Wunſch aus, 
man möge ganze Dörfer mit ſolchen deutſchen Einwanderern 
gründen, die dann Muſter für die Umgegend werden ſollten. 

Friedrich gedachte ferner, zur Verbeſſerung der Amter und 
Vorwerksgebäude 100,000 Thaler anzuweiſen. Er wußte noch 
nicht, ob er auch zur Aufnahme der Städte wieder eine Summe 
würde geben können. Sollte das aber geſchehen, dann war 
ſeine Abſicht, daß davon auch eine Kirche für etwa 6000 Thaler 
in Kulm gebaut werden ſollte. Die Evangeliſchen dieſer Stadt 
hatten ihn bereits vor Jahresfriſt gebeten, daß er ihnen die 
dort befindlichen engliſchen und däniſchen Packhäuſer zur Kirche 
und zum Schulhaus überlaſſen möchte. Er war auch ſofort 
bereit geweſen, ihnen beides einzuräumen, und hatte der Kam⸗ 
mer befohlen, das Nötige zu verfügen ). Jetzt alſo beſtimmte 
Friedrich, daß den Evangeliſchen eine Kirche gebaut werden 
ſollte, ja er hatte die Abſicht, auch zu Schönlanke und ander⸗ 
warts Gottes häuſer zu errichten. „Das kann aber nur nach 
und nach geſchehen“, ſchrieb er; „mit einemmale gehet nicht 
alles an.“?) 

Wir ſehen, wie ſich die polniſche Wirtſchaft von der preußiſchen 
unterſchied. Dort erblickte man nur Verfall, hier bemühte 
ſich der König fortwährend, die Zuſtände des Landes vorteil⸗ 


1) Preuß, Urkundenbuch IV, Nr. 316. 327. 
2) Ebd., Nr. 426. 
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haft umzugeſtalten. Er ſuchte freilich dabei auch ſeine Ein⸗ 
nahmen zu vergrößern, und außerdem hat er ſeine Streitkräfte 
vermehrt. Er errichtete 4 Garniſon⸗ und 2 Artilleriebataillone, 
5 Regimenter Infanterie, 1 Regiment Huſaren, 1 Compagnie 
Pioniere; ferner wurden 36 Infanterieregimenter zuſammen 
um 8640 und die Jäger um 300 Mann verſtärkt. Die 
geſamte Vermehrung betrug ungefähr 25,000 Mann; der 
Unterhalt derſelben koſtete jährlich 1,250,000 Thaler, die aus 
den Einkünften von Weſtpreußen genommen wurden. 

Der König ſetzte den Friedensfuß auf 186,000 Mann feſt. 
Außerdem ließ er eine Feſtung an der Weichſel bei Grabau 
ſüdweſtlich von Marienwerder durch den Oberſtlieutenant Grafen 
v. Heintze und den Hauptmann Gontzenbach erbauen. Das 
Werk ward im Sommer 1774 begonnen und im folgenden 
Jahre nicht ſo gefördert, wie der König gewünſcht hätte. Darum 
ſollten 1776 täglich 5000 Handarbeiter, 150 vierſpännige 
Wagen, 100 Maurer, 70 Ziegelſtreicher und 40 Zimmerleute 
beſchäftigt werden. Als aber der reißende Strom beim Eis⸗ 
gange die Dämme beſchädigte und das hohe Waſſer durchbrach, 
da wählte der König, weil der Boden bei Grabau ſich zum 
Feſtungsbau nicht eigne, ſchnell einen anderen Ort und zwar 
bei Graudenz. Er hörte dann mit Vergnügen, daß von den 
ausgeſetzten Geldern noch 191,483 Thaler unverwendet dalagen 
und außerdem Materialien und Gerätſchaften im Werte von 
100,000 Thalern übrig waren. Es mußte nun der neue Bau 
ſofort in Angriff genommen werden?). Am 7. Juni 1776 
war der König in Graudenz. In dem Schriftſtück, welches er, 
wie erwähnt, dem Oberpräſidenten übergab, bezog ſich der erſte 
Punkt auf die neue Feſtung. „Die Leute“, hieß es, „ſind 
gar zu faul und haben nicht Luſt zu arbeiten und dadurch 
etwas zu verdienen, wozu beſonders bei dem Feſtungsbau zu 
Graudenz viele Gelegenheit iſt. Euch iſt bereits bekannt, daß 
ich den Bau gerne beſchleunigt wiſſen will. Es muß daher 
Anſtalt gemacht werden, daß die Leute zu dieſer Arbeit ſich 


1) Preuß, Urkundenbuch IV, Nr. 202. 383. 393. 408. 409. 
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beſſer gewöhnen und mehr mit gutem Willen daran gehen. 
In Schleſien bei dem daſigen Feſtungsbau koſtet es in An⸗ 
ſehung der Arbeiter gar keine Schwierigkeit, und die Leute ſind 
dort dazu weit williger. Es gereicht ſolches ja auch zu ihrem 
eigenen Beſten, indem ſie dabei einen Haufen Geld verdienen. 
Man muß ſich daher mehr Mühe geben, den hieſigen Leuten 
das begreiflich zu machen.“ 

Auch nachher beſchwert er ſich über die Trägheit in Preußen, 
und er lobt die Rüſtigkeit der Schleſier, wo übrigens auch 
die Vollendung des Feſtungsbaues notwendiger ſich erwies; 
denn ein vierter Krieg mit Oſterreich war gewiſſermaßen nur 
eine Frage der Zeit. Friedrich der Große hatte bereits den 
feſten Entſchluß gefaßt, wenn der letzte Wittelsbacher in München 
vom Tode fortgerafft werden ſollte, der Vergrößerungsluſt 
des Wiener Hofes mit den Waffen in der Hand entgegen⸗ 
zutreten. 


Berichtigung. 


S. 161 muß es in der Üöberſchrift heißen: „Zollſtreitigkeiten“ 
(nicht Einführung) mit Polen. 


Zu S. 474. Der Magiſtrat von Thorn wandte ſich am 23. Fe⸗ 
bruar 1774 wieder an Friedrich den Großen mit der Bitte, daß die 
zum Territorium der Stadt gehörigen Einſaſſen ihre Produkte dahin zu 
Markte bringen könnten. Der König fand das Geſuch der Billigkeit 
gemäß, fragte zuvor aber noch die Kammer, und obgleich dieſe nur die 
Beſchwerden inbezug auf Wolle, Häute und Contrebandewaren gegründet 
fand, befahl ihr doch Friedrich, da der Verkehr mit der Stadt ſonſt ſchon 
ungemein eingeſchränkt wäre, es mit derſelben nicht ſo genau zu nehmen, 
vielmehr „nur ein gewiſſes Temperament gegen den Mißbrauch, ſo die 
Einſaſſen der quäſtionierten Güter davon machen könnten“, auszumitteln 
und mit der Stadt zu treffen. Preuß, Urkundenbuch IV, 83. 85; 
e ee 178. 

Zu S. 489, Anm. 2. Dem Generaladjutanten v. Anhalt geſteht 
Friedrich am 21. März 1772 im Vertrauen, daß die in Polen befind- 
lichen Kommandos Czettriſchen Dragoner- und Zietenſchen Huſaren⸗ 
regiments hauptſächlich die Erſparung der Fourage im Lande zur Abſicht 
haben. Ebd. V, 163, Nr. 3. 

Zu S. 490, Anm. 1. Benoit ſchreibt am 26. März 1772 an An⸗ 
halt: es ſeien zeither viele Klagen über das Betragen einiger preußiſcher 
Detachements in den katholiſchen Kirchen eingelaufen, als in welche ſie 
dem Vorgeben nach ihre Pferde hereingeführt, die Altäre und die Hoſtien 
verſpottet und die Kruzifixe herausgeſchmiſſen haben ſollen. Benoit bittet, 
wenn dergleichen je geſchehen, wie er doch nicht glauben könne, ſolche Ex⸗ 
zeſſe auf das ſchärfſte zu verbieten und zu beſtrafen. Ebd. V, 168. 


Zu S. 505. Die urſprünglichen Grenzeu des preußiſchen Anteils 
nennt der König am 6. Juni 1772 (ebd. V, 201): es ſollten die Grenz⸗ 
pfähle und Tafeln geſetzt werden von Rinerkewo (ohne Zweifel Rynar⸗ 
zewo) gerade auf Bromberg und um das kulmſche Gebiet herum u. ſ. w. 

Zu S. 536. Ich habe geſchrieben: „Er befahl die Sache näher zu 
unterſuchen, damit er dann das Nötige verfügen könnte.“ Genauer muß 
es heißen: Da ein ſolches Verfahren ſeiner Abſicht keineswegs entſprach, 
und Belling dazu nicht ermächtigt war, gab Friedrich dem General⸗ 
adjutanten v. Anhalt, der damals in Polen verweilte, den Auftrag, ſich 
etwas näher darüber zu erkundigen und die ſchuldigen Offiziere in Arreſt 
zu ſetzen. Belling verlor das Kommando in Polen. Ebd. V, 164, 
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Druck von Friedr. Andr. Perthes in Gotha. 


